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Arbeitsrecht. 


Individuelles Arbeitsvertragsrecht. 
Von Oberregierungsrat Dr. Mels bach, Berlin. 


Volk und Knecht und Überwinder 

Sie geſtehn zu jeder Zeit: 

Höchſtes Glück der Erdenkinder 

Sei nur die Perſönlichkeit. 

Jedes Leben ſei zu führen, 

Wenn man ſich nicht ſelbſt vermißt. 

Alles könne man verlieren. 

Wenn man bliebe, was man iſt. 
(Goethe, Weſtöſtlicher Divan.) 


li 

„Die Geftaltung der „(wirtſchaftlich unſelbſtändigen) Ar⸗ 
beit“ und des Arbeitsrechts, wie ſie heute gegeben iſt, ent⸗ 
hält Elemente, die beide an der vollen Erfüllung der ihnen im 
Leben des Volks obliegenden Aufgaben hindern, ihrer inneren 
Geſtaltung und ihrem Bild als Mängel und Flecken anhaften: 
Krankheitserſcheinungen und Unvollkommenheiten, wie ſie allen 
menſchlichen Einrichtungen eigen ſind, vor allem aber Schlak⸗ 
ken einer noch nicht abgeſchloſſenen Entwicklung. Dieſe Dinge 
wirken ſich ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſch, aber auch ſtaats⸗ 
und kulturpolitiſch, nationalpolitiſch, aus. In letzterer Hin⸗ 
ſicht iſt es die Zuſammenſchweißung des Arbeitgebertums und 
es Arbeitnehmertums in dem Gedanken der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeitsgemeinſchaft, die uns fehlt, und die allein die für 
unſere Zukunft notwendigen nationalen Energien zu erzeugen 
vermag. Sozial⸗ und wirtſchaftspolitiſch dagegen muß die 
Arbeit von Umſtänden befreit — man könnte ſagen „ent⸗ 
giftet“ — werden, die die Arbeit für das Arbeitnehmertum 
zu einem Gegenſtand des Widerſtrebens und der Abneigung 
machen, ſtatt daß ſie ihm als das Wertvollſte ſeines Lebens, 
ell ſeinen Schaffenswillen verwirklichend, erſcheint. Beide 
N dmente r) ſtehen im übrigen in Wechſelbeziehung. Die ge⸗ 
weſſenſchaftliche Arbeitsgemeinſchaft iſt ſowohl die ſozial⸗ und 
urtſchaftspolitiſch beſte Ausgeſtaltung der von jenen Um⸗ 
n befreiten Arbeit als auch ein Mittel oder eine zweck⸗ 
bubige Hilfe für dieſe Befreiung ). Die Befreiung, Befrie⸗ 

ng der Arbeit andererſeits, bedeutet in gewiſſem Sinn eine 

rbedingung für die Heraufjührung der genoſſenſchaftlichen 


dicpeitsgemeinſchaft oder ſie wirkt ſich zum mindeſten für 
eſe günftig aus. 
beit le Bedeutung einer ſolchen Befriedung der Ar⸗ 


„von der hier allein die Rede fein ſoll, für die praktiſche 
nn 
gende , gl. Richtiges Arbeitsrecht, ZW. 1924, 1001 ff. Das Fol⸗ 
rüher ſührt die Erörterung des zweitgenannten Moments in dieſen 
tums“ u Darlegungen weiter, inſofern die „Tragik des Arbeitnehmer⸗ 
des Nl, deren Überwindung dort weſentlich unter dem Geſichtspunkt 
geſehen ftegs. des einzelnen Arbeitnehmers und des Arbeitnehmerkums 
arbeit; iſt, hier als die nichtindividuelle Geſtaltung der Arbeitnehmer⸗ 
zum weiteſten Sinne umſchrieben und näher unterfucht wird. 
) Siehe auch unten V. 1. und 3. C. 


Sozialpolitik und Wirtſchaftspolitik iſt bereits angedeutet und 
liegt auf der Hand. Wirtſchaftspolitiſch — um das vor⸗ 
wegzunehmen — macht eine Geſtaltung der Arbeit, bet der 
das Arbeitnehmertum ſeine innere Ruhe und Befriedigung 
gefunden hat, die Arbeit erſt zu dem Inſtrument der Wirt⸗ 
ſchaft, das fie für dieſe fein ſoll und das allein die Wirb⸗ 
ſchaft in die Lage ſetzt, Höchſtes zu leiſten. Für die Sozial⸗ 
politik bedeutet jene Befreiung ein Doppeltes: es er⸗ 
hellt, daß dann die als Selbſtzweck, als Ausſchnitt des 
Menſchentums geſehene Arbeit ihre eigentliche, zweckmäßigſte 
und beſte Form gewonnen und, ſoweit das nicht ſchon hiervon 
umſchloſſen wird, die Rechte des Menſchen im Arbeitnehmer 
ihre mögliche Ausprägung erfahren haben ). 


II. 


Das Mittel dieſer Befriedung der Arbeit kann nur in 
einer Geſtaltung der Arbeit geſehen werden, die dem einzelnen 
Menſchen ermöglicht, in der Arbeit ſeine Perſönlichkeit 
zu entfalten. Zu einer ſolchen Geſtaltung der Arbeit hat ein 
individuelles Arbeitsvertragsrecht den Schutz 
und die Hilfe des Rechts zu geben: Der wirtſchafts⸗ 
politiſche Gedanke, aus den Produktionsmitteln 
und den Arbeitskräften durch zweckmäßigſte 
Ausnutzung das größte Ergebnis herauszuwirt⸗ 
ſchaften, muß ins Sozialpolitiſche und Rechts⸗ 
politiſche überſetzt werden. 

Bis in die neueſte Zeit ſteht der wirtſchaftspolitiſchen 
Selbſtverſtändlichkeit zwar noch immer ein mehr oder weniger 
weitgehender Schematismus der Arbeitsmethoden 
gegenüber. Auch die theoretiſche Erörterung hat noch heute 
keine uneingeſchränkte Bejahung gezeitigt ). Immerhin iſt 
die Verwirklichung jenes Gedankens auf dem Marſch. 

Für das Arbeitsvertragsrecht jedoch läßt ſich bisher 
nicht einmal das Aufwerfen der grundſätzlichen Frage 
einer Geſtaltung des Rechts entſprechend ſolchen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Forderungen und Tatſachen, geſchweige ſozial⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten feſtſtellen. Nur in einzelnen Be⸗ 
ziehungen iſt die Rechtsentwicklung den Tatſachen nachgehinkt. 
Dieſer Schematismus des Arbeitsvertrags⸗ 
rechts hat im Lauf der Entwicklung dreifache Geſtalt an⸗ 
genommen. In erſter Linie entſchieden die Bedürfniſſe des 
Arbeitgebers, des Betriebs, für die zu Beginn des Maſchinen⸗ 
zeitalters und weitgehend noch heute die Arbeitsleiſtung der 
Arbeitnehmer naiv und oberflächlich etwa nach dem Beiſpiel 


„ . denn, iver man den Fluch von der Arbeit (in fremden 
Dienſten) nehmen könnte, ſo müßte es ein wahres Glück für alle 
Bun (Winnig, Frührot, Stuttgart und Berlin Cotta 1924, 
S. 441). 


) Ein Bericht über Arbeitsvorgänge, die bis ins einzelne jenem 
Gedanken angepaßt ſind und ihre Erfolge, wie in Fords „Mein 
Leben und Werk“, Stuttgart Liſt, 1923, enthalten, mußte deshalb bei 
vielen wie eine Senſation wirken. 
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der Arbeitsleiſtung der Produktionsmittel, Maſchinen uſw. 
eingeſchätzt wurde. Dem entſprach das ſchematiſche Zeitlohn⸗ 
verhältnis. Wirtſchaftliche Überlegung und Forderungen der 
Arbeitnehmer haben dann vielfach das Gedinge-(Akkord⸗) 
verhältnis vorziehen laſſen. Es iſt nicht weniger ſchematiſch 
gehandhabt worden. Bis heute fehlt überdies ſeine geſetzliche 
Regelung. Parallel mit dieſem Schematismus der Betriebs⸗ 
organiſation ging der Schematismus der juriſtiſchen Kon⸗ 
ſtruktion. Für dieſe lag die Einzwängung des Arbeits⸗ 
vertragsrechts in das Prokruſtesbett des Dienſtvertrags 5) nach 
dem Vorgang der gemeinrechtlichen Doktrin nahe, die das 
römiſchrechtliche — durch die Parallele zur Sklavenarbeit 
und die Anpaſſung an die Sachmiete in der locatio conductio 
operarum gekennzeichnete — Arbeitnehmermoment auf ganz 
anders geartete ſoziologiſche Verhältniſſe übertragen hatte. 
Hieraus ſich weiter zu entwickeln, nahm die juriſtiſche Kon⸗ 
ſtruktion um ſo weniger Veranlaſſung, als die Organiſation 
der Arbeit in den Betrieben, wie ausgeführt, kaum An⸗ 
regungen nach dieſer Richtung gab; allerdings blieben auch 
die wenigen Anregungen, die gegeben wurden, meiſt unberück⸗ 
ſichtigt. In neuerer und neueſter Zeit haben in beide Ge⸗ 
dankengänge — Betriebsbedürfniſſe und juriſtiſche Konſtruk⸗ 
tion — die ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſchen und Welt⸗ 
anſchauungen Breſchen gelegt. Jedoch nur, um an die Stelle 
des einen Schematismus einen andern zu ſetzen. Das 
Recht der Individualität, die Betonung der in⸗ 
dividuellen Verſchiedenheit, der Schutz und die 
Nutzbarmachung berechtigter Eigenart, auch die 
Ausbildung individueller Fähigkeiten ſind noch 
in kein arbeitsrechtliches Programm aufge— 
nommen®). 
III. 


Der notwendigen Orientierung der Neuordnun 
des Arbeitsvertragsrechts nach dieſen Gedanken wir 
eine in die Tiefe gehende Grundlegung nach der phyſio⸗ 
logiſchen und piychologifcehen Seite einerſeits, den techniſchen 
Bedingungen, der wirtſchaftlichen Durchführbarkeit anderer- 
ſeits, auch den ſoziologiſchen Auswirkungen vorangehen 
müſſen. Die nachſtehenden Ausführungen find deshalb mit dem 
Vorbehalt aufzunehmen, daß ſie des Durchdenkens durch den 
Biologen und den Arzt wie auch durch den Techniker und 
Kaufmann und nicht zuletzt den Arbeitswiſſenſchaftler und 
den Soziologen bedürfen. 

1. Es ſcheint, daß die große Maſſe der ſchaffenden Men⸗ 
ſchen nach ihren Inſtinkten und Anlagen — nicht nach der 
zufälligen Geſtaltung ihres Lebens — in zwei völlig verſchie⸗ 
dene Gruppen zerfallen. Man wird fie Arbeitnehmer⸗ 
menſchen und Unternehmermenſchen nennen können. 


A. Das Kennzeichen des Arbeitnehmermenſchen 
iſt, wenn man es auf das entſcheidende Moment des Willens 
abſtellt, das Fehlen des Willens zur Gefahrtra⸗ 
gung !). Die Gründe können verſchieden fein: die berechtigte 
oder nicht berechtigte Sorge, nicht die Kraft zu beſitzen, die 
Gefahr eines Unternehmens zu tragen, der Mangel an Wage⸗ 
mut und bewußt auf ſich geſtellter Leiſtungsfähigkeit oder der 
Wunſch, die Lebensgrundlage geſichert zu wiſſen. Das alles 
kann ein Zeichen von Schwäche ſein. Ebenſoſehr kann jenem 
Fehlen des Riſikowillens — und das trifft häufig gerade bei 
beſonders qualifizierten Arbeitskräften zu — das Bewußt⸗ 
ſein zugrunde liegen, daß ohne ein der Sorge um die Ge⸗ 
fahr Entrücktſein die Leiſtung deſſen unmöglich oder er⸗ 


6) So iſt noch der Vorſchlag eines Allgemeinen Arbeitsvertrags⸗ 
eſetzes des ſeinerzeit im Reichsarbeitsminiſterium einberufenen 
lrbeitsrechtsausſchuſſes (vgl. 28. Sonderheft zum RA Bl., 2. Stück) 
nichts anderes als Dienſtvertragsrecht (vgl. z. B. 88 19, 20, 30, 
46, 53 uſw.). 

) Es handelt ſich hier, wie zur Vermeidung von Mißverſtänd⸗ 
niſſen hervorgehoben werden mag, nicht um das perſonenrechtliche 
Element des Einzelarbeitsvertrags, das allerdings gleichfalls noch 
keine grundſätzliche Berückſichtigung im geltenden Recht gefunden 
hat. Die Betonung der Individualität muß vielmehr das ganze 
Arbeitsvertragsrecht in allen ſeinen Elementen durchdringen. Sie 
bedeutet ein ſolgerichtiges Weiterdenken der Idee des Individualis⸗ 
mus, ſoweit fie im Einzelarbeitsvertrag verkörpert ift (gibt aber 
auch dem Kollektivismus in feiner ſchutzrechtlichen Funktion die 
entſcheidende Note). Vgl. dazu Richtiges Arbeitsrecht a. a. O 
S. 1004/. 


N) Siehe auch unten Anm. 18. 


Größere Aufſätze * 
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ſchwert iſt, was der Schaffende als ſeine beſondere Aufgabe 
anſieht oder zu dem er die Kräfte in ſich fühlt ss). 

Dem Fehlen des Willens zur Gefahrtragung ſteht grund⸗ 
ſätzlich als Korrelat das Einverſtändnis oder doch das Sich⸗ 
abfinden damit gegenüber, daß derjenige, der die Gefahr 
trägt, auch die Freiheit der Entſchließungen hat, wie er der 
Gefahr begegnet und welchen Lohn — Gewinn — er für die 
Gefahrtragung erzielen will. Darin liegt das Anerkenntnis 
der Notwendigkeit, daß der Gefahrtragende die Grundlagen 
und die Richtung des Unternehmens beſtimmt, die An⸗ 
erkennung der Führerſchaft des Unternehmers im deutſch⸗ 
rechtlichen Sinns). 

Die Auswirkungen des Fehlens der Gefahrtragung auf 
die Arbeit des Schaffenden und jenes Korrelat zum man⸗ 
gelnden Riſikowillen machen den Acbeitnehmermenſchen natur- 
gemäß zum geborenen Mitarbeiter des Unternehmers — 
ebenſo notwendig für die Wirtſchaft und die Geſamtheit wie 
der Unternehmer ſelbſt. 

Aufgabe einer individuellen Geſtaltung der Arbeit und 
alſo eines individuellen Arbeitsvertragsrechts nun muß es 
fein, dieſem — im Gegenſatz zum Unternehmermenſchen als 
Arbeitnehmer — der (wirtſchaftlich unſelbſtändigen) Arbeit 
allein adäquaten Arbeitnehmer ſeine Tätigkeit individuell 
ſo anzupaſſen, daß er in ihr ſeine Befriedigung findet 
und ſein Beſtes leiſten kann. Es wird alſo erforderlich 
ſein, Klarheit darüber zu gewinnen, welche Momente die 
Arbeit des Arbeitnehmermenſchen maßgebend beeinfluſſen. 
Man wird dieſe Momente zunächſt nach drei großen Geſichts⸗ 
punkten ſcheiden können: Seine Einſtellung zur Arbeit ſelbſt, 
ur eigenen Perſon in Beziehung auf die Arbeit und zu den 

egleiterſcheinungen der Arbeit (Betrieb, Mitarbeitnehmer). 
Innerhalb dieſer drei Geſichtspunkte hat dann noch eine 
Gruppierung im einzelnen zu geſchehen. Auch hier iſt der 
Vorbehalt zu machen, daß den oben genannten Fachleuten das 
letzte Wort zuſteht. Im Rahmen dieſer Ausführungen kann 
es ſich nur darum handeln, die — nachſtehenden — großen 
Linien zu zeichnen, wie ſie ſich dem geſunden Menſchen⸗ 
verſtand darſtellen und für die ſpäter zu ziehenden Folge⸗ 
rungen unentbehrlich ſind. Eine feinere, weiter ins einzelne 
gehende Gliederung wird im übrigen ihre natürlichen Grenzen 
in den praktiſchen Bedürfniſſen und Möglichkeiten finden müſſen. 

a) Die Einſtellung hinſichtlich der Arbeit 
ſelbſt iſt für den typiſchen Arbeitnehmer, den Arbeitnehmer⸗ 
menſchen, offenſichtlich völlig verſchieden, je nachdem, ob es 
ſich um einen Willensmenſchen oder einen Trieb⸗ 
menſchen handelt. Jener wird ſich in irgendeiner Weiſe 
ſchöpferiſch betätigen, ſei es, daß er die Arbeit ihrem Ge⸗ 
halt nach beeinflußt, hi es, daß er zum mindeſten das Wachſen, 
die Zunahme der Menge des Arbeitsergebniſſes ſich ange- 
legen ſein läßt 10). Inſofern ergänzt der Willensmenſch die 
Arbeit des Unternehmers, indem er deſſen Planungen weiter⸗ 
denkt und fördernd verwirklicht. Ganz anders der Trieb⸗ 
menſch. Er wird die „Arbeit an ſich herankommen laſſen“, 
die ihm gegebenen Weiſungen hinſichtlich Art und Menge be— 
folgen, alſo lediglich mechaniſch, ausführend tätig ſein. 
Und während jener entſprechend ſeiner Anlage verſuchen muß, 
daß Wie der Arbeit nach ſeinem Ermeſſen zu geſtalten, ihr 
ſeinen Rhythmus zu geben, wird dieſer auf den Rhythmus 


8) Ein Kant würde als „Unternehmer“ wohl nicht ſeine ſchick⸗ 
ſalhafte Aufgabe gelöſt haben, ein Mozart iſt an feinem Unternehmer» 
tum zerbrochen. 

) Vgl. Richtiges Arbeitsrecht a. a. O. S. 1005. 

10) Dieſe Gleichſetzung des Willensmoments mit dem Schöpfe⸗ 
riſchen iſt hier und im folgenden mit der Maßgabe zu verſtehen, daß 
der innere Zwang als Grund des Willens, der ſchöpferiſchen Willens⸗ 
äußerung ein Zwang, nach Ausdruck Drängendem Form zu geben, 
oder ein Zwang, (ſchaffen) zu wollen, fein kann, daß alſo das Schöp⸗ 
feriſche weſentlich Urſache oder aber Folge des Wollens bedeutet. 
Etwa im Sinn der Unterſcheidung Schillers zwiſchen naiver und 
ſentimentaliſcher Dichtung und des Schaffens von Goethe und 
Schiller. In beiden Fällen iſt das Wollen entſcheidend, mag es 
auch im erſten Fall die Folge eines „Triebs (des Schöpferiſchen) 
zum Wollen“ fein. (Ob der Verſchiedenheit der Fälle in der tatſäch⸗ 
lichen Geſtaltung der Arbeitnehmerarbeit und im Arbeitsvertrags⸗ 
recht — für dieſes dürfte es zunächſt zu verneinen ſein — Rechnung 
zu tragen iſt, wird der Prüfung bedürfen.) Ganz anders bei den im 
folgenden ſogenannten „Triebmenſchen“. Hier gibt der Trieb, im 
Sinn eines „Triebs zum Leiden“, eines ſich von dem Wollen anderer 
Treibenlaſſens den Ausſchlag. 


er 
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der ihm aufgetragenen Arbeit lauſchen und in ſeiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit von deſſen Art abhängig fein. 

Eine der verhängnisvollſten Folgen der Teilung und 
Mechaniſierung der Arbeit im Zeitalter der Maſchine iſt, 
daß ſie für den ſchöpferiſchen Menſchen, wenn er 
nicht im übrigen ſeinen ſchöpferiſchen Willen in dem Arbeits⸗ 
vorgang betätigen kann, entſeelt worden iſt. Man wird 
nicht zuletzt den Grund des in den ſozialen Wirren der letzten 
hundert Jahre zum Ausdruck gelangenden ſeeliſchen Leidens 
der Arbeituehmerbevölterung in dieſer Entſeelung der Arbeit 
zu ſuchen haben. 

Auf der andern Seite iſt von Beginn der Induſtriali⸗ 
ſierung an die überraſchende Beobachtung gemacht worden, 
daß gerade die Eintönigkeit insbeſondere der Fabrik⸗ 
arbeit, das Gefühl der Verantwortungsloſigkeit für die Ge⸗ 
ſtaltung und den Fortſchritt der Arbeit, einen Anreiz dar⸗ 
ſtellt, der große Teile der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölke⸗ 
rung der Fabrikarbeit zugeführt hat — eine Tatſache, die 
ſich mit jenem ſonſt beobachteten ſeeliſchen Unbefriedigtſein 
großer Arbeitnehmermaſſen auf den erſten Blick kaum ver⸗ 
einigen läßt. Neben anderem wird der Grund darin zu ſuchen 
ſein, daß es ſich hier um Triebmenſchen handelt, für die 
die Möglichkeit zu arbeiten, ohne ſchöpferiſch tätig ſein zu 
miiſſen, eine Befreiung, die ihnen gemäße Form der Arbeit 
bedeutet. Wenn nicht die bisherigen Erfahrungen als Beweis 
dafür zu gelten hätten, fo würde er in der überaus bedeut- 
ſamen Feſtſtellung zu finden ſein, daß ein Aufdieſpitzetreiben 
des Taylorſyſtems, wie es in den Fordmethoden geſchehen iſt, 
nicht nur keine Belaſtung der Arbeitnehmer — wohlgemerkt nicht 
aller, ſondern offenbar nur der nicht ſchöpferiſch veranlagten 
— darſtellt, ſondern vielmehr ihnen zu Dank geſchieht u). 
Man wird, ſcheint es, nicht fehlgehen, wenn man 

as Geheimnis dieſer natürlichen Eignung der 
Triebmenſchen zu mechaniſcher, ausführender 
Arbeit dar in ſucht, daß die Eintönigkeit, zumal 
wenn ihr Zuſammenhang mit andern Eintönig- 
eiten erkennbar iſt, durch ihren Rhythmus auf 
dieſe Arbeitnehmer wirkt, ihnen, im Sinn einer 
Primitiven Muſikalität etwa, eine ſinnliche 
efriedigung gewährt. 

b) Für die Frage der Einſtellung des „Arbeit- 
nehmermenſchen“ zur eigenen Perſon in Be⸗ 
a 0 auf die Arbeit leuchtet es ein, daß er ſich in 
einer Arbeit verſchieden verhalten wird, je nachdem, welches 

ewicht er der eigenen Perſon und auf der anderen Seite der 
Arbeit und den Belangen des Arbeitgebers beimißt, ob er 
Egoiſt oder Altruiſt in dieſem Sinn und ob er von Natur 
läſſig oder emſig iſt. Offenſichtlich wird die Arbeit der 
Hleißigen und der um das ihnen Anvertraute Beſorgten am 
wirkſamſten zur Geltung kommen, während bewußt egoiſtiſche 
eigungen und Unfleiß das Arbeitsergebnis, falls nicht 
ſegenmaßnahmen getroffen find, mehr oder weniger un⸗ 
günſtig beeinfluſſen müſſen. Im übrigen läßt ſich jedoch an⸗ 
nehmen, daß der ſchöpferiſche Inſtinkt eine egoiſtiſche 
Einſtellung und eine Läſſigkeit weitgehend paralyſieren wird. 
ei Triebmenſchen, für die die Arbeit an ſich mehr 
tel zum Zweck als Selbſtzweck iſt, entfällt ein ſolches 
egengewicht. 
S0 Hier erſchöpft ſich das Sozialpolitiſche weſentlich in der 
ER ige um die Erhaltung und Steigerung der Produktivität 
Intereſſe gerade auch der Arbeitenden ſelbſt. 
15 e) Für die Einſtellung zu den Begleiterſcher⸗ 
mengen der Arbeit iſt entſcheidend, ob der Arbeitnehmer⸗ 
Aach zu den einſamen oder den geſelligen Menſchen zählt. 
ek ter iſt im übrigen jene Unterſcheidung von Willens⸗ 

Triebmenſchen von Bedeutung. 

Hot er einſame Menſch wird notwendig einer gewiſſen 
arbeitung bedürfen oder, wenn er mit anderen zuſammen 
alle tet, eine Auswahl dieſer Mitarbeiter entſprechend vor 
den Sen Bedürfniſſen der Arbeit wünſchen. Daß dies für 

illensmenſchenn) die Regel bildet, iſt eine Be⸗ 


lichs „gl. Ford a. a. O. S. 95 ff. 120 f. und z. B. Wal⸗ 

Zeilung Lie Bewährung des Taylorſyſtems, Deutſche Allgemeine 
19 d. 27. Juli 1924 (Kraft und Stoff). 

der a Nur fo läßt ſich auch im Entſcheidenden die „Einſamkeit“ 
vöße eines Friedrich d. Gr., Bismarck, Napoleon I., eines 


Pet 5 
bkreiſen en eines Schopenhauer und Nietzſche, eines Segantini be⸗ 
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obachtung des täglichen Lebens. Wenn der Induſtrialismus 
über ungezählte ſchöpferiſche Menſchen den Zwang der Arbeit 
im geſchloſſenen Betrieb verhängt, ſo liegt hier unzweifelhaft 
eine weitere Urſache des vorerwähnten jeelifchen Unbefriedigt⸗ 
ſeins der Arbeitnehmermaſſen. 

Für den geſelligen Menſchen läßt fi das Gegen- 
teil vermuten. Es iſt eine naheliegende Vermutung und 
wird auch durch die Erfahrung beſtätigt, daß das geſellige 
Zuſammenarbeiten für den Triebmenſchen, den mechaniſch 
Tätigen in der Regel nicht nur leine Laſt, ſondern ſogar eine 
Annehmlichkeit, wenn nicht ein Bedürfnis bedeutet. 

B. In allem Geſagten anders liegt das Problem hin⸗ 
ſichtlich des Unternehmermenſchen als Arbeitnehmer. 

Unzweifelhaft iſt es eine tieftragiſche Erſcheinung des 
Zeitalters der Maſchine, daß in ihm, weil es die wirtſchaft⸗ 
lich unſelbſtändige Arbeit zur Lebensform des größeren Teils 
der Bevölkerung gemacht hat, zahlloſe Menſchen dazu ver- 
urteilt ſind, Arbeitnehmer zu ſein, deren Natur ſie zu nichts 
weniger als zum unſelbſtändigen Arbeitnehmer prädeſtiniert is). 
Für dieſe Arbeitnehmer iſt jenes Vertrauen auf eigene Kraft, 
ſei es in ihren Fähigkeiten begründet oder nicht, jener Wille, 
des eigenen Glücks Schmied zu ſein, ohne Rückendeckung zu 
haben, kennzeichnend, die den Unternehmer zur Verkörperung 
der Einzelorganismen, aus denen die Wirtſchaft beſteht, und 
zum Träger der mit einem Eigenleben erfüllten vorwärts⸗ 
treibenden wirtſchaftlichen Energien machen. Ihr Arbeit 
nehmer tum bedeutet die Verneinung des Wertvollſten ihres 
Lebensinhalts und muß ſie deshalb mit unverjährbarem be⸗ 
wußtem oder unbewußtem Widerſtreben erfüllen. 

Es leuchtet ein, daß hier das ſchwierigſte Problem der 
ſozialen Frage des Arbeitnehmertums zu löſen ift: Für die 
Maſſe dieſer Unternehmermenſchen iſt im Zeitalter der Ma⸗ 
ſchine der natürliche Weg zur Befriedigung ihres unſtillbaren 
Drangs nach Selbſtändigkeit verſchloſſen. Die Wirtſchaft 
und die Volksgeſamtheit ihrerſeits können auf ihre Mik⸗ 
arbeit als Arbeitnehmer nicht verzichten. Daraus ergibt ſich 
ein Dreifaches. Eine Befriedung dieſes Teils der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft wird niemals möglich ſein, ihre notwendig revo⸗ 
lutionär wirkenden Inſtinkte, die ſtets ſich gegen die Grund⸗ 
lagen der Wirtſchaft, wie ſie gegeben iſt, wenden müſſen, nie⸗ 
mals paralyſiert werden, wenn nicht eine ihnen gemäße Form 
der Mitarbeit gefunden wird. Auf der anderen Seite müſſen 
die lebendigen beſonderen Energien dieſer Arbeitnehmer in 
ihrem eigenen Intereſſe und in demjenigen der Wirtſchaft und 
der Volksgeſamtheit nutzbar gemacht, in treibende ſchöpferiſche 
Kraft im Rahmen der wirtſchaftlich unſelbſtändigen Arbeit 
zumgeformt“ werden. Und endlich ſind fie der geborene 
Sauerteig in einer Entwicklung, die auf eine Löſung der 
Frage des Arbeitnehmertums durch deſſen Emanzipation ge⸗ 
richtet iſt. 

a) Die hinſichtlich der Arbeitnehmermenſchen (zu A) 
aufgeworfene Frage der Einſtellung zur Arbeit ſelbſt 
bedarf alſo hier einer anderen Löſung. 

Auch für Unternehmermenſchen gilt an ſich die Teilung 
in Willens⸗ und Triebmenſchen. Doch liegt es nahe, daß der 
Unternehmerinſtinkt, ſelbſt wenn er von Haus aus auf ganz 
andere Dinge, als ſie den Gegenſtand der Tätigkeit des be⸗ 
treffenden Arbeitnehmers bilden, gerichtet iſt, ſich auch auf 
dieſe Tätigkeit auswirkt. Der Unternehmermenſch wird des⸗ 
halb in der Vermutung als (hinſichtlich Gehalt, Menge und 
Art der Arbeit) ſchöpferiſcher Menſch in Betracht kommen. 
Die Löſung der Frage ſeiner Einſtellung zur Arbeit ſpitzt 
ſich damit, wie ſchon angedeutet, darauf zu, daß Mittel 
und Wege gefunden werden, dieſen ſchöpferiſchen Willen ſich 
auch in der Arbeit als Arbeitnehmer betätigen zu laſſen. 
Gelingt dies nicht oder handelt es ſich bei dem Unternehmer⸗ 
menſchen um einen Triebmenſchen, ſo wird anzunehmen ſein, 
daß der Arbeitnehmer in beiden Fällen ſich wie ein Trieb⸗ 
menſch der oben Aa behandelten Art verhält, mit der wahr⸗ 
ſcheinlichen Maßgabe allerdings, daß die natürliche Abneigung 
gegen eine nicht adäquate Arbeit ſich in einer verbitterten 
oder ſtumpfſinnigen Paſſivität auswirkt. 

b) Nach der Natur der Sache wird bei dem Unternehmer⸗ 
menſchen hinſichtlich ſeiner eigenen Perſon in Be⸗ 
ziehung auf die Arbeit der Unternehmerinſtinkt ſich 

13) Pgl. Melsbach, Deutſches Arbeitsrecht, Berlin und Leip⸗ 
zig Walter de Gruyter & Co. 1923, S. 11, 18, 36, und Richtiges 
Arbeitsrecht a. a. O. S. 1002. 
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leicht in einer egoiſtiſchen Einſtellung, in einem Uninter⸗ 
eſſiertſein an dem Erfolg der Arbeit äußern und der Arbeit⸗ 
nehmer verſuchen, ſeine Energie für eine Betätigung außer⸗ 
halb der ihm aufgezwungenen Arbeit aufzuſparen. Auch dem 
wird entgegenzuwirken ſein und ſich verhältnismäßig leicht 
entgegenwirken laſſen. 

c) Sf oben für die Einſtellung des Arbeitnehmer⸗ 
menſchen zu den Begleiterſcheinungen der Arbeit 
feſtgeſtellt, daß unter den ſchöpferiſchen Elementen der ein⸗ 
ſame Menſch die Regel bildet, ſo wird dies für den Unter⸗ 
nehmermenſchen, ſofern ſeine Anlagen in der Arbeit ſich 
geltend machen können, gleichfalls zutreffen. Allerdings kann 
auch gerade der Unternehmerinſtinkt ein Zuſammen⸗ 
wirken mit anderen Arbeitnehmern, die ſich in dem gleichen 
Intereſſe zuſammenfinden, erſtreben laſſen, man denke nur 
an die insbeſondere bei der Gedingearbeit häufige Gruppen-, 
Kolonnenarbeit. 

Im übrigen ſollte, was über die Rolle des Unter⸗ 
nehmermenſchen als Sauerteig in der Arbeitnehmerbewegung 
geſagt iſt, auch für den Mikrokosmus des Einzelbetriebs 
gelten. 


2. Nach einer ganz anderen Richtung verläuft eine 
zweite notwendige Grundlegung einer individuellen 
Neuordnung des Arbeitsvertragsrechts, bei der ebenfalls die 
phyſiologiſchen uſw. Momente entſcheidend ſind. Es handelt 
ſich hier um die Art der Arbeit, ob Arbeiter- oder An- 
geſtelltenarbeit l). 

Die Folgerungen aus der ſoziologiſchen Tatſache der 
Gliederung der Arbeitnehmerſchaft in Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellte hat das Arbeitsrecht zu einem großen Teil gezogen, 
indem es im Handelsgeſetzbuch für die kaufmänniſchen, in 
der Gewerbeordnung für die techniſchen Angeſtellten, in den 
Arbeitszeitverorduungen für die wichtigſten Arten der An⸗ 
geſtellten und im Betriebsrätegeſetz (in beſonders weitgehen⸗ 
der, durch die Tendenz des Geſetzes begründeter Formulie- 
rung) für ſämtliche Angeſtellte beſondere Vorſchriften gab. 
(Ahnliches gilt auch für die Sozialverſicherung.) Die phy⸗ 
ſiologiſche und pſychologiſche Auswirkung der Angeſtellten⸗ 
arbeit jedoch iſt in der bisherigen Geſetzgebung — hinſicht⸗ 
lich Sozialpolitik wie Wirtſchaftspolitik — ſtiefmütterlich be⸗ 
handelt worden. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß eine 
Reihe von Sondervorſchriften für Angeſtellte des geltenden 
Arbeitsrechts im letzten Grunde auf die Berückſichtigung 
insbeſondere der beſonderen phyſiologiſchen Wirkungen zurück⸗ 
zuführen iſt !?). Für die Neuordnung des Arbeitsrechts im 
Sinn einer individuellen, hier allerdings mehr typiſchen Ge- 
ſtaltung wird dieſem Moment — ähnliches gilt für die Be- 
rückſichtigung der ſonſtigen Verſchiedenheit beider Arten von 
Arbeit — maßgebende Bedeutung beizumeſſen ſein. So 
leuchtet ſchon dem Sachunkundigen ein, daß die Handarbeit, 
die typiſche Arbeit des Arbeiters, dem natürlichen Be⸗ 
dürfnis des Körpers nach Bewegung adäquat iſt, während 
die Kopfarbeit, die typiſche Augeſtelltenarbeit, ſoweit fie, 
wie das normalerweiſe der Fall iſt, in ſitzender Lebens⸗ 
weiſe ausgeübt wird und deshalb dieſem Bedürfnis nicht ge⸗ 
nügt, den Körper andersartig und in der Vermutung 
ungünſtig beeinfluſſen muß. Ebenſo, daß die einſeitige Be⸗ 
auſpruchung des Muskelſyſtems phyſiologiſch und die Be⸗ 
ſchäftigung mit körperlichen Dingen oder aber mit abſtrakten 
Gedankengängen pſychologiſch jeweils ganz verſchiedene Wir⸗ 
kungen äußern muß. 

3. Ahnliches gilt für den dritten Geſichtspunkt 
einer individuellen Neugeſtaltung des Arbeitsvertragsrechts, 
die Berückſichtigung der Verſchiedenheit der Geſchlechter 
und der Lebensalter. 

Hier allein haben bisher grundlegende Erwägungen und 
ſyſtematiſche Unterſuchungen ſtattgehabt. Aber ſie ſind im 
weſentlichen auf den reinen Arbeitsſchutz (Arbeitszeit, Ge⸗ 
ſundheit, Sittlichkeit) beſchränkt geblieben. Die eigentliche 
Frage der mäunlichen Arbeit gegenüber der weiblichen Arbeit 
gleicher Art, der Arbeit des Erwachſenen gegenüber der 


44) Vgl. darüber Deutſches Arbeitsrecht S. 22, und Mels⸗ 
bach, Erläuterungen zum Angeſtelltenbegriff, 81 Anm. 4 B II im 
Komm. z. AugVerſch. von Schulz- Hartmann, Berlin Reimar 
Hobbing, 1924. 

15) Vgl. 3. B. 8 139 a Gew., 89 2, 7 der VO. über die 
Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Demobilmachung v. 18. März 1919 (RGBl. 3150. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Arbeit des Jugendlichen und des Kinds und der typiſchen 
Arbeit des Manns, der Frau, des Erwachſenen und des 
Nichterwachſenen — jenen Arbeitsſchutz als ſelbſtverſtandlich 
vorausgeſetzt — hat noch keine geſetzgeberiſche Behandlung 
gefunden. 

ING, 

Was wird nun zu geſchehen haben, dieſes nichts weniger 
als einheitliche und einfache, dieſes vielmehr in allen Farben 
ſchillernde Problem der Arbeitnehmerarbeit im Sinn einer 
individuellen Regelung zu löſen? 

1. Es leuchtet ein, daß die wirtſchaftspolitiſche 
Seite hinſichtlich der zu verfolgenden Politik und hinſichtlich 
der praktiſchen Geſtaltung der Arbeit in erſter Linie von der 
Wirtſchaft ſelbſt gelöſt werden muß. Offenbar iſt ſie auch 
nach zögernden und undurchdachten Anfängen heute mitten 
darin, es zu tun. Dafür bürgt, daß die Betriebswiſſen⸗ 
ſchaft, die unter Verwendung vor allem der Taylorgedanken 
alle Elemente der Betriebsorganiſation und des Produktions- 
vorgangs erfaſſen will, auch die Eignung und Anpaſſung 
der Arbeitnehmer im Hinblick auf ihre Aufgaben zu einem 
ihrer großen Geſichtspunkte hat. 

Die Rechtspolitik, die für die Neuordnung des Arbeits⸗ 
vertragsrechts inſofern die gegebene iſt, hat ſich im 
weſentlichen darauf zu beſchränken, helfend, verſtändnisvoll 
fördernd, aber auch vor Mißbräuchen ſchützend einzugreifen, 
kurz die Folgerungen zu ziehen. Nicht zu vergeſſen iſt jedoch, 
daß die Rechts⸗Sozialpolitik, wie ſie ſogleich zu erörtern ſein 
wird, und deren Aufgaben ungleich bedeutſamer und ein⸗ 
ſchneidender ſind, mittelbar zugleich Wirtſchaftspolitik be⸗ 
deutet. 

2. Anders als die Wirtſchaftspolitik befindet ſich die 
Sozialpolitik hier noch völlig in den Anfängen. 

Das Leben allerdings iſt, die notwendigen Folge⸗ 
rungen aus den Tatſachen dort, wo ſie ſich handgreiflich auf⸗ 
drängten, ziehend, der offiziellen Sozialpolitik weit voraus⸗ 
geeilt. Sie hat dem Wunſch des Arbeitnehmermenſchen, 
vorwärtszukommen, durch die Ermöglichung des Aufſteigens 
in einer Hierarchie und ſoweit dies angängig ſchien, des 
Anſammelns von Rücklagen für die Zukunft aus dem Arbeits⸗ 
verdienſt entſprochen, auch durch die geſellſchaftliche Gliede⸗ 
rung in Arbeiter und Angeſtellte ein Imponderabile von 
größter Tragweite gegeben. Dem Unternehmermenſchen ſind 
durch Gedinge- und Proviſionsarbeit, durch die (bedauer- 
licherweiſe ſo genannten) Trinkgeldarbeitsverhältniſſe und 
ſonſt Möglichkeiten gegeben, ſeinen Unternehmerinſtinkten zu 
folgen. Dem ſchöpferiſchen Menſchen hat der Arbeitgeber im 
eigenen Intereſſe in vielen Fällen Raum zur Entfaltung 
ſeiner Fähigkeiten gegeben, die Monotonie ſeiner täglichen 
Arbeit durch Wechſel der Arbeit, der Arbeitsart oder des 
Arbeitsorts unterbrochen. Der Triebmenſch findet den Rhyth⸗ 
mus vor allem der großbetrieblichen Arbeit. Dem einſamen 
Menſchen bietet die Heimarbeit eine adäquate Arbeitsart. 
Die Kopfarbeit hat ſich in dem Zwingenden vielfach ihre Be⸗ 
dingungen ſelbſt geſtaltet. Eine Reihe typiſcher Frauen⸗ und 
Kinderberufe wird den Beſonderheiten weiblicher und kind⸗ 
licher Phyſis und Pſyche gerecht. Und anderes mehr. 

Das alles muß aus der Sphäre der Willkür, 
des Zufalls, auch des Dilettantismus heraus⸗ 
gehoben, nach Urſachen und Wirkungen durch⸗ 
dacht, zum Gegenſtand der Arbeitswiſſenſchaft 
und der Sozialpolitik werden. Der Niederſchlag 
von beiden und die Ergebniſſe der Wirtſchafts⸗ 
politik, wie zu 1. erörtert, werden die Unter⸗ 
lagen für ein individuelles Arbeitsvertrags⸗ 
recht darſtellen. 

Ye 

Die Rechtspolitik hinſichtlich dieſes individuellen 
Arbeitsvertragsrechts zeigt wie immer ein doppeltes Geſicht: 
Sie muß die großen Linien, die leitenden Geſichtspunkte des 
„Wohinaus wollen wir?“ zeigen und ſie muß erkennen laſſen, 
wie dieſe ſich im einzelnen auswirken, in welchen Rechts⸗ 
figuren und wie in deren Inhalt, auch Technik. 

1. Wohinaus wollen wir? Wir müſſen offenſicht⸗ 
lich dreierlei erreichen, von dem das eine nicht ohne Einfluß 
auf das andere ſein wird: 

Zeitig und — nach aller Wahrſcheinlichkeit für nicht ab⸗ 
ſehbare Jahre — auch zeitlos iſt das Arbeitsverhältnis und 
alſo das Arbeitsvertragsrecht individuell im mehr⸗ 
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erörterten Sinn zu geſtalten. Das muß als roter Faden das 
Recht durchziehen — alſo auch dort ſich geltend machen, wo 
die individuelle Geſtaltung nicht in Einzelheiten unmittelbar 
verkörpert iſt. 

Die Löſung der Frage des Arbeitnehmertums hat aber 
erſt dann einen entſcheidenden Schritt zurückgelegt, wenn ſie 
über eine ſolche individuelle Geſtaltung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes und des Arbeitsvertragsrechts hinaus zur Eman⸗ 
zipation des Arbeitnehmertums gelangt iſt. Deren 
Gedanke iſt alſo zugleich von maßgebender Bedeutung für die 
Geſtaltung eines individuell verſtandenen Arbeitsvertrags⸗ 
rechts, oder, wie man es auch formulieren kann, der Gedanke 
der Emanzipation wird jedem Element eines individuellen 
Arbeitsvertragsrechts als ſelbſtverſtändlich innewohnen, ſelbſt 
ſolches Arbeitsvertragsrecht bedeuten müſſen. 

Gelöſt wird die Frage des Arbeitnehmertums ſein, 
wenn Arbeitgebertum und in dieſem Sinn „befreites“ Arbeit⸗ 
nehmertum ſich im Gedanken der genoſſenſchaftlichen 
Arbeitsgemeinſchaft zuſammengefunden haben. Auch 
er alſo hat ein individuelles Arbeitsvertragsrecht in allen 
feinen Teilen zu durchdringen. Hier wächſt das Sozial- 
politiſche in die Sphäre des Nationalpolitiſchen hinein, wie 
dies eingangs angedeutet iſt. 

2. Die Geſtaltung eines individuellen Arbeitsvertrags⸗ 
rechts im einzelnen wird nach dem Geſagten mit be⸗ 
ſtimmten Tatſachen (z. B. daß es Unternehmermenſchen und 
Triebmenſchen gibt) rechnen müſſen, die bisher nicht beachtet 
worden ſind. Sie darf anderſeits ſich nicht mit gegebenen, 
aber veränderlichen Tatſachen (z. B. der Paſſivität des Trieb⸗ 
Arbeitnehmermenſchen) abfinden, ſoweit dies im Intereſſe der 
Beteiligten und der Geſamtheit notwendig iſt. Und ſie hat 
endlich allgemein die Entwicklungslinie der wirtſchaftlich un⸗ 
ſelbſtändigen Arbeit im zuletzt behandelten Sinn zu ver⸗ 
wirklichen zu ſuchen. 

Es kann ſich im Rahmen dieſer Erörterung nicht darum 
handeln, in alle Einzelheiten einzudringen. Auch mögen hin⸗ 
ſichtlich der Frage, inwieweit für Arbeiter und Angeſtellte, für 
die beiden Geſchlechter und die Lebensalter verſchiedenartiges 
Recht unter den oben III, 2 und 3 behandelten Geſichtspunkten 
erforderlich iſt, mit Rückſicht darauf, daß z. T. die Praxis ſich 
bereits ſelbſt geholfen hat (z. B. hinſichtlich Arbeitszeit, Pau⸗ 
ſen und Urlaub) und im übrigen die Unterſuchungen der Sach⸗ 
verſtändigen entſcheidend ſein werden, die bisherigen Hinweiſe 
genügen. Endlich ſoll nicht weiter grundſätzlich behandelt wer⸗ 
den, welche der zu treffenden Beſtimmungen in ein Arbeits⸗ 
vertragsgeſetz oder ein Arbeitsſchutzgeſetz gehören, vielmehr 
mag inſofern die Bemerkung genügen, daß alle dieſe Vor⸗ 
chriften das Einzelarbeitsverhältnis angehen und alſo von 
arbeitsvertragsrechtlicher Bedeutung ſind 16). Inwieweit 
öffentlichrechtliche Schutzmaßnahmen als geboten erſcheinen, 
bie dann techniſch in ein Arbeitsſchutzgeſetz zu verweiſen 
wären, wird im Einzelfall feſtzuſtellen fein. 

3. Die danach für alle Arbeitnehmer als ſolche zu geben- 
den Geſichtspunkte einer individuellen Geſtaltung des Arbeits⸗ 
vertragsrechts betreffen, wie bereits ausgeführt, einmal die 
Kechtsfiguren (große Mittel), dann die Ausgeſtaltung 
dieſer Rechtsfiguren im einzelnen (kleine Mittel) und 
endlich die dem Ganzen innewohnende in die Zukunft weiſende 
Lendenz. 

A. Es leuchtet nach dem Vorangegangenen ein, daß 
ein Arbeitsvertragsrecht, das das Recht des Dienſtvertrags 
5 BGB. kopiert, ſei es auch unter Berückſichtigung dieſer 
nd jener neuen ſozialpolitiſchen und wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ken, völlig unmöglich iſt. Das Arbeitnehmertum 
Aa in Zukunft entſprechend dem eigenen Be- 
185 und dem ſich damit deckenden allgemei- 
en Intereſſe Vertragsformen vorfinden, in 
feen der einzelne Arbeitnehmer — unbeſchadet 
iner Arbeitnehmereigenſchaft und alſo ſeiner 
nülſtenzſicherung einerſeits und der Anerken⸗ 
re. der Unternehmeridee andererfeit3 — 
iner Individualität entſprechend ſich aus- 
wirken kann. 
(ur 1 Das Arbeitsvertragsrecht wird ſomit, um der oben 
wohl gegebenen Unterſcheidung zu entſprechen, zunächſt ſo⸗ 
'n dem Arbeitnehmermenſchen als auch dem 


19) Vgl. Deutſches Arbeitsrecht S. 55, 189. 
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Unternehmermenſchen adäquate Vertragsformen bereit⸗ 
zuſtellen haben. 

Für den Arbeitnehmermenſchen mag — mit den 
ſpäter für den Fall, daß er nicht geſelliger, im weſentlichen 
altruiſtiſch eingeſtellter Triebmenſch iſt, und mit Rückſicht 
auf die Tendenz der Emanzipation zu gebenden Einſchrän⸗ 
kungen — der Dienſtvertrag, insbeſondere der Zeitlohnvertrag 
des geſchloſſenen Betriebs in Frage kommen. Für den Unter⸗ 
nehmermenſchen, ſoll er nicht zu einer widerwilligen Baf- 
ſivität gezwungen werden, iſt der Zeitlohnvertrag dentbar un⸗ 
geeignet. Muß es ſchon ein Dienſtvertrag ſein, ſo ſollten die 
Unternehmerinſtinkte außer in anderen Möglichkeiten (ogl. 
unten B) ſich darin betätigen dürfen, daß er im Rahmen eines 
Gedinges, Akkords, in beſchränktem Maß ſeines Geſchicks 
eigener Geſtalter werden kann. Das Geheimnis aller dieſer 
Möglichkeiten iſt das werkvertragliche Element. Auf⸗ 
gabe eines Arbeitsvertragsrechts alſo iſt, Vertragsformen zu 
ſchaffen (es braucht hierin nur dem Leben nachzuſpüren, das 
nicht im Dienſtvertrag tätige Arbeitnehmer ſeit jeher kennt!“) 
und in ſeiner Vielgeſtaltigkeit täglich in neuen Spielarten 
hervorbringt), in denen das werkvertragliche Element immer 
weiter ausgebildet ift: Im großen geſehen über den 
Dienftvertrag auf Stücklohn hinaus zunächſt den 
Arbeitsvertrag auf Herſtellung von Werken oder 
Beſorgung von Geſchäften in fortlaufender 
Beſchäftigung und dann den Vertrag auf Her⸗ 
ſtellung eines einzelnen Werks oder Beſorgung 
eines einzelnen Geſchäfts t). 

b) Der Triebmenſch (mit gewiſſen Maßgaben für 
eine rein egoiſtiſche Einſtellung und den einſamen Menſchen) 
wird die Zeitlohnarbeit vorziehen, zumal wenn der Rhythmus 
der Arbeit ſelbſt eine beſondere ſinnliche Befriedigung in ihm 
weckt. Aufgabe der Praxis wird es ſein, dem letzteren Geſichts⸗ 
punkt, deſſen Tragweite ſchlechterdings nicht 
überſchätzt werden kann, mit allem Fleiß und Spür⸗ 
ſinn nachzugehen. Ob und inwieweit das Arbeitsvertragsrecht 
(und gegebenenfalls das öffentliche Arbeitsſchutzrecht) hier 
Vorſchriften zu geben hat, die eine geſteigerte Rhythmik der 
Arbeit ſicherſtellen, wird eine eingehende Prüfung der Fach⸗ 
leute erfordern. Hier trifft im übrigen der Geſichtspunkt zu, 
daß auch dieſen Triebmenſchen die Tendenz der Arbeitnehmer- 
bewegung eingehämmert werden muß (vgl. unten C). Das 
wird Modifikationen in der Richtung der Betonung des werk⸗ 
vertraglichen Elements bedingen. 

Für den Willensmenſchen, den ſchöpferiſchen Men⸗ 
ſchen, iſt der Werkvertrag (und alſo jeder Arbeitsvertrag mit 
werkvertraglicher Beimiſchung) an ſich das Gegebene. Auch 
inſofern gilt das zu a hinſichtlich des werkvertraglichen Ele⸗ 
ments Geſagte. 

c) Egoiſt iſch eingeſtellte Arbeitnehmer find an dem 
Erfolg der Arbeit in irgendeiner Weiſe zu intereſſieren. Es 
liegt nahe, eine einfache Löſung entſprechend der Geſtaltung 
des Arbeitsvertragsrechts für Unternehmermenſchen (vgl. a 
und b) zu finden. 

d) Daß dem einſamen Menſchen unter den Arbeit- 
nehmern durch Praxis und Recht das „Alleinſein“ nach Mög⸗ 
lichkeit gewährleiſtet wird, iſt eine dringliche Forderung — 
wenn nicht ſchon ſeinetwegen, dann deshalb, weil die ſchöpfe⸗ 
riſchen Inſtinkte meiſt nur in einer mehr oder weniger großen 
Iſolierung ſich auswirken können. Hier kommt der Heimarbeit, 
dem Heimarbeitsvertrag — der am feſteſten umriſſenen Form 
des Arbeitsvertrags auf fortlaufende Beſchäftigung —, wenn 
die Zeichen der Zeit richtig verſtanden werden, eine große 
Bedeutung für unſer Volk zu, deſſen Zukunft je länger je 
mehr auf der „Wertarbeit“ ſorgfältig ausgebildeter, ſchöp⸗ 
feriſch tätiger Menſchen beruhen wird. Es handelt ſich dabei 
nicht um das, was man heute ſehr vielfach zu Unrecht allein 
unter der Heimarbeit als einer Arbeit der wirtſchaftlich 
Schwächſten, der „halben“ Kräfte verſteht. Vielmehr gehört 
der Heimarbeit in Erkenninis der Schädigungen, die der In⸗ 


17) Siehe die Solinger Stahlwarenherſtellung (über dieſe unter- 
richtet treffend Braunſchweig, Die Solinger Stahlwareninduſtrie, 
Diff. Halle 1911, insbeſ. S. 31, 48), die Oberſteiner Edelſteininduſtrie, 
die weſtfäliſche Tabakarbeit, die thüringiſche und erzgebirgiſche Spiel⸗ 
warenfabrikation, den Kaſſenarzt, den Proviſionsreiſenden, den Hotel- 
portier, die großſtädtiſche Heimarbeiterin und viele andere werk 
vertraglich orientierte Gewerbezweige und Berufe. 

18) Pgl. Deutſches Arbeitsrecht S. 57ff., Richtiges Arbeits⸗ 
recht a. a. O. S. 1003. 


182 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


duſtrialismus in raſſenbiologiſcher und kultureller Hinſicht mit 
ſich gebracht hat, namentlich in Verbindung mit den Gedanken 
der Siedlung und der Verhinderung der Landflucht, aus 
ethiſchen, bevölkerungs⸗ und ſiedlungspolitiſchen und raſſen⸗ 
hygieniſchen, aber auch wie angedeutet aus wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Gründen die Zukunft dort, wo die Bedürfniſſe der 
Wirtſchaft nicht den geſchloſſenen Betrieb als techniſche oder 
finanzielle Notwendigkeit verlangen 15). 

B. Innerhalb dieſer verſchiedenen Vertragsformen des 
Arbeitsvertragsrechts iſt dann durch eine Geſtaltung im 
einzelnen die Forderung der Berückſichtigung der Indivi⸗ 
dualität zu verwirklichen. 

Dahin gehört, daß im Rahmen des Zeitlohnvertrags 
für den Unternehmermenſchen werkoertraglich ein⸗ 
geſtellte Möglichkeiten geſchaffen werden, in denen ſeine 
Unternehmerinſtinkte Raum zu ihrer Entfaltung finden 
(3 B. Erfolgsentgelt⸗(Proviſion⸗/, Gewinnanteil⸗ oder doch 
wenigſtens Wallsentgelt-(Gratijilation-) und „Trinkgeld“ 
Abreden). Wird der ſchöpferiſche Menſch nicht im 
werkvertraglichen Arbeitsvertrag (oben A, b) tätig, ſo iſt 
Vorſorge zu treffen, daß er „ſchaffen“ kann, ſoweit dadurch 
nicht etwa berechtigte Intereſſen des Arbeitgebers beein⸗ 
trächtigt werden. Das bedeutet vor allem, daß dem Arbeit⸗ 
nehmer ein Recht auf Beſchäftigung zu geben iſt, 
wenn ſie zur Erhaltung ſeiner Fähigkeiten, Erfahrungen und 
Kenntniſſe oder ſonſt gerechtfertigterweiſe von ihm begehrt 
wird. Für den Arbeitsvertrag auf fortlaufende Beſchäftigung 
bedarf es dieſes Rechts ſchlechthin, es ſei denn, daß die wirt⸗ 
ſchaftliche Möglichkeit zur Beſchäftigung fehlt, für die Einzel⸗ 
werkherſtellung oder Einzelgeſchäftsbeſorgung auch in dieſem 
Fall. Zugleich werden Praxis und Recht ſorgen müſſen, daß 
in dem jungen Menſchen die in ihm ſchlummernden Fähig⸗ 
keiten ausgebildet werden (Lehrlingsrecht, Werksſchulen uſw.). 
Der Perfönlichteit des einſamen Menſchen iſt auch inner⸗ 
halb der auf den geſchloſſenen Betrieb zugeſchnittenen Ver⸗ 
tragsformen nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. Dahin 
gehört unter einem anderen Geſichtswinkel zugleich, daß einem 
in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Arbeitnehmer 
das Recht eine angemeſſene Freizeit und einen abgeſchloſſenen 
Wohnraum zu gewähren vorſchreibt. 

Wie im übrigen, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der Anregungen, die von ſeiten der Praxis kommen werden 
(vgl. oben IV), die Vertragsformen ſelbſt in einer Weiſe aus⸗ 
zugeſtalten ſind, die jene Forderung nach einem individuellen 
Arbeitsvertragsrecht bis in ihre letzten Folgerungen ver⸗ 
wirklicht, das werden vor allem die Unterſuchungen der Sach⸗ 
verſtändigen ergeben müſſen. 

C. Die ganze Neuordnung aber iſt, wie oben (1) hervor⸗ 
gehoben, mit den Richtgedanken der Emanzipation 
des Arbeitnehmertums und der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeitsgemeinſchaft zu erfüllen. Sie verkörpern 
das genetiſche Prinzip 20) wie in der Arbeitnehmerbewegung 
ſo im Arbeitsvertragsrecht. Trotz aller Verſchiedenartigkeit 
der einzelnen Teile des Arbeitnehmertums, wie ſie oben 
En, angedeutet ift, hat dieſe Tendenz überall die gleiche 

ichtung. 

Das Kennzeichen des Arbeitnehmers iſt die wirtſchaft⸗ 
liche Unſelbſtändigkeit ). Solange der Arbeitnehmer Arbeit⸗ 


19) Pgl. Deutſches Arbeitsrecht S. 79 ff. und Melsbach, 

ae z. Heimarbeiterlohngeſetz, Berlin Heymann 1925, Einleitung 
2. c). 

20) Im Sinne der Idee der Entwicklung Goethes, der hier 
vielleicht an die Nomadenlehre Leibniz', weniger wohl, wie Kaliſcher 
in Bielſchowsky, Grethe, München Beck, 2. Bd., 20. Aufl. 1911, 
S. 414, 427, anzunehmen ſcheint, an Gedankengänge Spinozas an⸗ 
knüpft. Vgl. auch Spenglers Forderung eines „dynamiſchen“ Rechts 
im Untergang des Abendlandes, 2. Bd., München Beck 1922, S. 98. 
Im Entſcheidenden „dynamiſch“ iſt übrigens zugleich die im Voran⸗ 
gegangenen behandelte individuelle Regelung des Arbeitsvertragsrechts. 

A) gl. oben III. 1. A. und Richtiges Arbeitsrecht S. 1003. 
In aller Regel iſt ſie in dem Tatſächlichen des Mangels der Gefahr⸗ 
tragung im weiteſten Sinn verkörpert. Es gibt allerdings auch Fälle, 
in denen die Verkehrsanſchauung trotz völliger oder teilweiſer Gefahr⸗ 
tragung (z. B. Aushilfsarbeit, Heimarbeit) die Arbeitnehmereigenſchaft 
unterſtellt. Umgekehrt berührt eine Gefahrabwälzung (z. B. durch Ver⸗ 
tragsklauſeln, Berufskaſſen, Verſicherungen) in der Verkehrsanſchau⸗ 
ung nicht notwendig das Unternehmertum einer Perſon oder Per⸗ 
jonengruppe. Auch iſt der Sinn der Anwendung arbeitsrechtlicher Ge⸗ 
danken auf die an ſich zu den Unternehmern zählenden Arbeitnehmer⸗ 
ähnlichen Perſonen nichts anderes als eine teilweiſe Exiſtenzſicherung 


nehmer iſt, wird dieſes Moment über ſein Geſchick und ſein 
Recht entſcheiden. Es von ſeiner Tragik zu befreien, dazu 
genügt eine individuelle Geſtaltung der Arbeit im bisher er⸗ 
örterten Sinn allein nicht. Dazu bedarf es einer Zielſetzung. 
Hier ſind die Zukunftshoffnungen und Wünſche der Arbeit⸗ 
nehmer und Unternehmer in der Vermutung gleich. Alſo muß 
auch die Richtung der Arbeitnehmerbewegung eine einheitliche 
fein und auf eine Überwindung jener Unſelbſtändigkeit — 
innerlich und hinſichtlich der Art der Arbeit, ſoweit das Er 
reichen der Selbſtändigkeit unmöglich ift — verlaufen. Inn 
gedachten Endpunkt der Entwicklung würde dann, eine Frage 
der Erziehung, aber auch der Hilfe des Rechts, die aus der 
wirtſchaftlichen Unſelbſtändigkeit folgende Ungleichheit der 
Kräfte durch eine entſprechende geiſtige Einſtellung der Be⸗ 
teiligten wettgemacht ſein. Die Emanzipation des 
Arbeitnehmertums ??) als ſolchen iſt dabei in dem Sinn 
verſtanden, daß ſeine Arbeit in Wahrheit zur Arbeit wirt⸗ 
ſchaftlich zwar unſelbſtändiger, perſönlich aber freier Menſchen 
wird. Die, indem ſie dem Arbeitgeber ihre Arbeit unter 
lebenswerten Bedingungen zur Verfügung ſtellen, dem eigenen 
Schaffensdrang und wirtſchaftlichen Notwendigkeiten bewußt 
und ſelbſtbeſtimmt, auch hinſichtlich ihrer individuellen In⸗ 
ſtinkte und Fähigkeiten, gerecht werden — wie dies von feiten 
des Unternehmers geſchieht. 

Die genoſſenſchaftliche Arbeitsgemein 
ſchaft ?) aber wird Arbeitgebertum und Arbeitnehmertum 
in dem Gedanken des Zuſammenſchluſſes zweier ſich als 
gleichwertig Empfindenden, wenn auch nicht Gleichſtarken aus 
freiem Willen unter Anerkennung der Führerſchaft des Ar⸗ 
beitgebers als Unternehmers, vereinigen, keiner im „Dienſt“ 
des andern, ſondern beide Diener an der gleichen Idee des 
Betriebs, des Gewerbes, der Wirtſchaft und dieſes Ver⸗ 
bundenſein auch in der perſönlichen Verpflichtung zur Treue 
verſtehend — ihr Arbeitsverhältnis als (beiderſeitiges) Unter⸗ 
nehmerverhältnis gedacht. 

Dieſe beiden Tendenzen, zur Emanzipation 
und zur genoſſenſchaftlichen Arbeitsgemein- 
ſchaft, bedeuten für Praxis und Rechtspolitik 
des Arbeitsvertrags — gleichfalls — weſentlich 
die Forderung der Ausbildung des werkvertrag⸗ 
lichen Elements als rechtlicher Grundlage). 


Beamtentreue und Streikarbeit. 
Von Privatdozent Dr. Lutz Richter, Leipzig. 

Neuere Vorgänge geben Anlaß, die Treupflicht des 
Beamten in ihrer rechtlichen Tragweite nachzuprüſen. Ge⸗ 
werkſchaftsführer find wegen Aufforderung zum Ungehorfan 
gegen das Reichsbeamtengeſetz, insbeſondere ſeinen § 10, aus 
§ 110 StGB. verurteilt worden, weil fie bei einem Eiſenbahn⸗ 
arbeiterſtreik Beamte von Arbeiten abhielten, die bisher von 
Arbeitern ausgeführt wurden; die Verurteilung ſetzt die Be⸗ 
jahung der Frage voraus, ob die einzelnen Beamten im Falle 
des Arbeiterſtreiks zur Ausführung der ausfallenden Ar- 
beiterverrichtungen, ob ſie nach den Vorſchriften des Reichs 
beamtengeſetzes zur „Streikarbeit“ verpflichtet find. Offen: 
ſichtlich können ſie das nur ſein zufolge der Treupflicht. 

Denn die Tätigkeit, die hier von den Beamten gefordert 
wird, liegt weder im Rahmen der Dienſtpflicht im eigent⸗ 


entſprechend derjenigen der Arbeitnehmer. Es ſpielen eben in die 
Beurteilung neben materiellen Geſichtspunkten auch geſchichtliche 
Erinnerungen, Werturteile u. a. m. hinein. Juſofern rechtfertigt 
ſich die Deutſches Arbeitsrecht, S. 22, auf das ſoziologiſche Mo⸗ 
ment abgeſtellte Begriffsbeſtimmung des Arbeitnehmers, daß Arbeit- 
nehmer iſt, wer auf Grund eines Vertrags des bürgerlichen Rechts 
unter Umſtänden tätig wird, die nach der Verkehrs⸗ 
anſchauung wirtſchaftliche Unſelbſtändigkeit be⸗ 
deuten. 

22) Vgl. auch Pieper, Der deutſche Volksſtaat und die Form⸗ 
demokratie, München⸗Gladbach Volksvereinsverlag 1923, S. 64, und 
Winnig a. a. O. S. 446. 

23) Vgl. auch v. Borſig, Induſtrie und Sozialpolitik, Schrift. 
d. Vereinig. d. Deutſchen Arbeitgeberverbände Heft 4, Berlin Zilleſſen 
1924, S. 7; Pieper, Kapitalismus und Sozialismus als ſeeliſches 
Problem, München⸗Gladbach Volksvereinsverlag 1924, S. 28, 74, 88, 
und Ford a. a. O. S. 14, 309, 316. 

25) Vgl. Deutſches Arbeitsrecht S. 50 Anm. 1 und 59, Richtiges 
Arbeitsrecht a. a. O. S. 1003 und 1005, und Melsbach, Sozial⸗ 
politik der Arbeit, Kölner Sozialpolitiſche Vierteljahrsſchrift 1924 
Heft 4 S. 49. 
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lichen Sinne, der Pflicht des Beamten, das ihm übertragene 
Amt wahrzunehmen, noch bezieht ſich auf ſie die beamten⸗ 
rechtliche Gehorſamspflicht. Die Dienſtpflicht, die dem 
Beamten durch ſeine Anſtellung erwächſt, geht dahin, daß er 
ein ihm übertragenes Amt übernimmt und der Verfaſſung und 
den Geſetzen entſprechend gewiſſenhaft wahrnimmt. Kraft 
ſeiner Stellung als Beamter iſt er alſo zur Arbeitsleiſtung 
verpflichtet, ſobald ihm ein Amt übertragen wird. Aber dieſe 
Verpflichtung iſt keine unbeſchränkte, ſondern bezieht ſich nur 
auf beſtimmte Arten von Tätigkeiten. Zunächſt beſchränkt ſie 
ſich auf ſolche Verrichtungen, die eben den Inhalt eines Amtes 
überhaupt bilden. Welche Geſchäfte und Tätigkeiten amtliche 
ſind, das beſtimmt das poſitive Recht. Es iſt dabei nicht 
wähleriſch und läßt Verrichtungen für amtliche gelten, denen 
ein obrigkeitlicher, öffentlichrechtlicher Charakter an ſich nicht 
anzuſehen iſt und die nicht nur im Aufgabenkreiſe der öffent⸗ 
lichen Rechtsſubjekte vorkommen. Dementſprechend verſteht die 
überwiegende Anſicht unter einem öffentlichen Amte den vom 
Staat oder einer anderen öffentlichrechtlichen Korporation 
einer einzelnen Perſon übertragenen und durch das öffentliche 
Recht begrenzten Kreis von Geſchäften (v. Rheinbaben: 
WB. d. Dt. St. u. Verw. I S. 102). Für jeden Beamten ijt 
demgemäß der Geſamtkreis der Geſchäfte, zu denen er dienſt⸗ 
pflichtig ſein kann, durch das öffentliche Recht in einem 
äußerſten Umfange begrenzt. Aber auch nicht jeder Beamte 
hat kraft ſeiner Stellung die Pflicht zur Verſehung von 
jederlei Amtsgeſchäften innerhalb dieſes äußerſten Umfanges; 
vielmehr beſchränkt ſeine Dienſtpflicht ſich auf einen engeren 
kreis von Amtern, der entſprechend der ſpezialiſierenden 
Amterbegrenzung durch die öffentliche Rechtsordnung bei der 
Anſtellung beſtimmt wird. Nur ein Amt, deſſen Inhalt an 
Geſchäften dem entſpricht, was bei der Anſtellung vorgeſehen 
wurde, braucht der Beamte anzutreten und zu verſehen; nicht 
kann etwa dem, der für Richterämter vorgebildet und an⸗ 
geſtellt iſt, zugemutet werden, daß er eine Gerichtsſchreiber⸗ 
ſtelle bekleide. Für den Fall der Verſetzung eines Beamten, 
der bereits ein Amt innehatte, ſchreibt der S 23 RBeamtc. 
ausdrücklich vor, daß das neue Amt nicht von geringerem 
Range und nicht von geringerem etatsmäßigen Dienſt⸗ 
einkommen ſein darf als das bisherige. Hieraus geht deutlich 
hervor, daß die Dienſtpflicht des Beamten ſachlich nicht un⸗ 
begrenzt iſt, ſondern von vornherein auf Erledigung irgend⸗ 
wie näher — wenn auch oft loſe — beſtimmter Verrichtungen 
geht. Ohne ſolche Beſchränkung auf Amter wäre auch nicht 
anzuſehen, warum überhaupt der Staat ſich der beſonderen 
Rechtsform des Beamtenverhältniſſes bedient und nicht ein⸗ 
fach die jedermann zugänglichen, bürgerlichrechtlichen Rechts⸗ 
ſormen anwendet, um ſich Arbeitskräfte zu verſchaffen; die 
Einrichtung von Amtern, die ausſchließlich Tätigkeiten ohne 
obrigkeitlichen Charakter umſchließen, bildet demgegenüber 
ohnehin ſchon eine Grundſatzwidrigkeit. Wenn nun aber in 
einem Verwaltungszweige, wie bei der Eiſenbahn, Beamte 
und Arbeiter oder Angeſtellte nebeneinander beſchäftigt wer⸗ 
den, ſo muß der Scheidung der öffentlichrechtlichen und der 
Privatrechtlichen Anſtellungsform, wenn anders fie überhaupt 
einen Sinn haben ſoll, eine Unterſcheidung unter den Tätig⸗ 
eiten entſprechen, die beiden Gruppen von Bedienſteten zu⸗ 
gewieſen ſind; die Beamten ſind zur Verſehung der Amter, 
die privatrechtlichen Arbeitnehmer zu anderen Arbeiten ver⸗ 
bflichtet. Die Dienſtpflicht der Beamten kann dann über das 
Amte gehörig bezeichnet iſt. Die Verrichtungen beider Grup⸗ 
den Bedienſteter können ſich freilich in tatſächlicher Beziehung 
nahe berühren oder auch überſchneiden; die der Beamten 
weiſen aber das rechtliche Merkmal auf, daß ſie von vorn⸗ 
Auf n als zum Amt oder zu Amtern gehörig bezeichnet find. 
Auf derartige Verrichtungen beſchränkt ſich die Dienſtpflicht 
& eamten. Bei der deutſchen Reichsbahn wird dieſer 
= Kuß noch dadurch erhärtet, daß einzelne Dienſtvorſchriften 
. B. der Erlaß v. 29. Febr. 1924, betr. neue Laufbahn der 
S. Ae renten. unter II Nr. 1, im RVerkBl., Abt. A, 1924 
u einzelnen Beamtengattungen gewiſſe Verrichtungen 
> rücklich als zu ihrem Amte gehörig zuweiſen, die im all- 
ehren von Arbeitern erledigt werden; hier iſt klargeſtellt, 
5 — welchen beſonderen Vorausſetzungen dieſe „Arbeiter⸗ 
18 chtungen“ Ge enſtand der Beamtendienſtpflicht ſein lön⸗ 
8 ſonſt ſind ſie das nicht. In den Perſonalvorſchriften 
findet firtüiſchen Staatseiſenbahnverwaltung, Ausgabe 1914, 
bet ſich unter F. Ergänzung und Verwendung der Beamten, 
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nicht hinausgehen, was einmal vom poſitiven Recht als zum 
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B7 Abſ. 3, ſogar der Satz: „Beamte dürfen weder dauernd 
noch vorübergehend im Arbeiterdienſt verwendet werden, wo⸗ 
bei jedoch zu berückſichtigen iſt, daß Beamte aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen häufig neben ihrem Beamtendienſt zugleich 
auch Arbeiterdienſt mit wahrzunehmen haben, z. B. auf Halte⸗ 
punkten und kleinen Bahnhöfen, ſowie auf Nebenbahnen; in 
ſolchen Fällen gilt der Arbeiterdienſt als zum Beamtendienſt 
gehörig.“ In anderen Fällen gehört er nicht dazu und kann 
von Beamten nicht gefordert werden. Kommt es nun zu einem 
Streik der Arbeiter der Reichsbahn und unterbleibt infolge⸗ 
deſſen die Ausführung der Verrichtungen, die den Arbeitern 
obliegen, ſo wachſen dieſe Verrichtungen nicht dem Pflichten⸗ 
kreiſe zu, den die Beamten kraft ihrer Dienſtpflicht zu er⸗ 
ledigen haben. Ihre Dienſtpflicht erſtreckt ſich nur auf die 
amtlichen, im poſitiven Recht umgrenzten Geſchäfte; was 
jenſeits des Amtes vorgeht und notwendig wird, iſt nicht 
Gegenſtand der Beamtendienſtpflicht. Verweigert der Beamte 
die Erledigung der brachliegenden Arbeiterverrichtungen, ver⸗ 
ſieht aber ſein Amt wie bisher, ſo nimmt er nicht teil am 
Streik; erweitert er den Kreis ſeiner Tätigkeit und bezieht 
die Arbeiterverrichtungen darein ein, ſo verrichtet er „Streik⸗ 
arbeit“ genau wie ein etwa dafür neu eingeſtellter privat⸗ 
rechtlicher Arbeitnehmer. Verpflichtet dazu iſt der Beamte 
jedenfalls auf Grund ſeiner Dienſtpflicht nicht. Auch der 
Dienſteid, der nach $ 3 RBeamtG. auf die gewiſſenhafte Er⸗ 
füllung aller Obliegenheiten des dem Beamten übertragenen 
Amtes geht, zieht keine Verpflichtung zur Streikarbeit nach 
ſich, denn dieſe liegt außerhalb der Obliegenheiten des Amtes. 

Iſt alſo der Beamte zur Leiſtung von Streikarbeit nicht 
von vornherein und auf Grund ſeiner Dienſtpflicht verpflichtet, 
fo könnte man eine ſolche Verpflichtung doch aus der Ge— 
horſamspflicht herzuleiten ſuchen, die den Beamten 
zweifellos trifft. Aber das Verlangen nach Vornahme außer⸗ 
amtlicher Verrichtungen kann auf die Gehorſamspflicht des 
Beamten nicht wirkſam geſtützt werden. Denn die Gehorſams⸗ 
pflicht iſt weiter nichts als das Korrelat der Dienſtgewalt des 
Dienſtherren; dieſe wie jene bezieht ſich immer nur auf den 
Dienſt des Beamten, auf das, was in ſeiner Dienſtpflicht ur⸗ 
ſprünglich ſchon begriffen iſt. Die inhaltliche Begrenzung 
des Amtes begrenzt alſo zugleich auch die Pflicht zum Ge- 
horſam; der Beamte braucht nur ſolche Dienſtbefehle oder 
Anordnungen ſeiner Vorgeſetzten zu befolgen, die ſich auf 
ſeine Dienſtſtellung beziehen, denen er im Rahmen ſeiner amt⸗ 
lichen Geſchäfte und Tätigkeiten entſprechen kann. Innerhalb 
der Dienſtpflicht hat der Dienſtbefehl denkbar weiten Spiel⸗ 
raum; um aber Gehorſam heiſchen zu können, muß er im 
Rahmen deſſen bleiben, was kraft der Dienſtpflicht überhaupt 
gefordert werden kann und geſchuldet iſt. Aufgabe des Dienſt⸗ 
befehles iſt es, die vom Beamten geſchuldeten Tätigkeiten, 
die bei der Anſtellung und bei der Übertragung des Amtes 
nur loſe umſchrieben werden konnten, im einzelnen näher zu 
beſtimmen und fo auszugeſtalten, wie es für den Gang der 
Verwaltung zweckmäßig iſt. Das geſchieht einſeitig durch die 
Vorgeſetzten im Namen des Dienſtherren; ihren Anord⸗ 
nungen muß der Beamte gehorchen; er befindet ſich in einem 
öffentlichrechtlichen „beſonderen Gewaltverhältnis“. Aber 
dieſes reicht nur ſo weit, wie es eben bei ſeiner Begründung 
geſtaltet und begrenzt worden iſt. Die einſeitige Anorduung 
innerhalb dieſes Verhältniſſes, der der Beamte Gehorſam 
ſchuldet, bringt die nähere Beſtimmung ſeiner jeweiligen 
Pflicht zur Arbeitsleiſtung; ſie kann ihm aber nicht neue 
Pflichten auferlegen über den bei der Begründung des Ver⸗ 
hältniſſes vorgeſehenen Umfang hinaus. Hierzu würde es, 
einerlei ob man das Beamtenverhältnis als durch öffentlich⸗ 
rechtlichen Vertrag oder durch Verwaltungsakt auf Unter⸗ 
werfung begründet anſieht, einer neuen Willenszuſtimmung 
des Beamten bedürfen; ſie zu geben, liegt nicht im Umkreiſe 
ſeiner urſprünglichen Dienſtpflicht. Wenn alſo Beamten be⸗ 


fohlen wird, Arbeiterverrichtungen vorzunehmen, die nicht 


zu ihrem Amte gehören, ſo liegt eine ſolche Anordnung außer⸗ 
halb der Gehorſamspflicht; ihre Nichtbefolgung durch die Be— 
amten würde nicht Ungehorſam ſein. f 

So bleibt alſo von den hauptſächlichen Pflichten des Be⸗ 
amten — von den Nebenpflichten wie Reſidenzpflicht, 
Schweigepflicht uſw. kann füglich abgeſehen werden — nur die 
dritte, die Treupflicht, als Stütze des Verlangens nach 
Leiſtung von Streikarbeit übrig. Gewiß liegt nahe, zu ſagen, 
die Übernahme im Notſtandsfalle zugewieſener Arbeiterdienſte 
müſſe ein geordnetes Staatsweſen, das nicht in feinen Be⸗ 
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ſtande Schaden leiden oder gar auseinanderfallen wolle, von 
ſeinen Beamten verlangen dürfen, und für den Beamten ſei 
die Übernahme eine ſittliche, weil ſelbſtverſtändliche, Pflicht. 
In der Tat iſt die Treue, zu der der Beamte ſeinem Dienſt⸗ 
herren verpflichtet iſt, geeignet, manche Anforderungen zu 
tragen, die über Dienſt und Gehorſam hinausgehen, und es 
darf unbedenklich mit der großen Mehrzahl der Schriftſteller 
angenommen werden, daß der Beamte zu ſolcher Treue ver⸗ 
bunden iſt. Ja, von einigen (wie Otto Maher, Deutſches 
Verwaltungsrechts II S. 135) wird die Treupflicht als das 
beſondere und eigentümliche Merkmal des öffentlichen Dien⸗ 
ſtes angeſehen. Treue zu üben, iſt zunächſt eine Forderung 
ſittlicher Art; eine fittliche Pflicht kann aber zur Rechtspflicht 
gemacht ſein, und das iſt beim Beamten der Fall. In ſtärk⸗ 
ſtem Maße iſt er mit ſeiner Perſon und ganzen Lebensführung 
an das Intereſſe ſeines Dienſtherren gebunden, der das All⸗ 
gemeinintereſſe verkörpert; der Beamte iſt Diener der Ge⸗ 
ſamtheit (Art. 130 Abſ. 1 RVerf.). Seine perſönliche Bin⸗ 
dung äußert ſich unter anderem darin, daß er nach 8 10 
RBeamtG. die Verpflichtung hat, durch fein Verhalten in und 
außer dem Amte der Achtung, die ſein Beruf erfordert, ſich 


würdig zu zeigen. Trifft den Staat, die Allgemeinheit, ein 


Notſtand, wie etwa auch bei einem Eiſenbahnarbeiterſtreik, ſo 
kann die Treupflicht des Beamten ſich darin äußern, daß er 
als allererſter berufen iſt, hilfreich einzugreifen und außerhalb 
ſeines Dienſtes und Amtes tätig zu werden. Dieſe Pflicht 
würde dann nicht wie bei einem beliebigen Bürger eine nur 
ſittliche, ſondern eine rechtliche, eine Auswirkung des Be- 
amtenverhältniſſes fein; fie zu erfüllen, wäre nach 8 10 
RBeamtch geboten. Inſofern kann dem Verteidiger der er⸗ 
wähnten Angeklagten, Profeſſor Dr. Hugo Sinzheimer, 
nicht zugeſtimmt werden, wenn er die Pflicht der Beamten 
zur außerdienſtlichen Hilfe in Notfällen nicht für eine recht⸗ 
liche, ſondern nur für eine ſittliche hält; was die Treue dem 
Beamten ſittlich gebietet, dazu iſt er kraft der im Rechts⸗ 
begriffe der Treupflicht liegenden Verweiſung auch rechtlich 
verpflichtet. Wie das ſittlich-rechtliche Gebot zu ermitteln iſt, 
davon wird noch zu handeln ſein. Die Funktion der Treu⸗ 
pflicht im Gefüge des Beamtenverhältniſſes greift aber noch 
tiefer. Sie iſt nicht nur auf das außeramtliche Verhalten 
(3. B. auch bei der Amtsverſchwiegenheit) von Einfluß, ſon⸗ 
dern dient, den Gehorſam ergänzend, zur Beſtimmung der 
geſchuldeten Dienſtleiſtung. Dieſe, die bei der Begründung 
des Beamtenverhältniſſes und in der Dienſtpragmatik nur in 
großen Zügen umgrenzt werden kann, erhält auch durch 
Dienſtvorſchriften und Dienſtbefehle nicht immer ihre ab- 
ſchließende Beſtimmung bis in alle Einzelheiten hinein; dem 
Beamten bleibt oft noch ein Spielraum, in dem er nach ſeinem 
Willen ſeine Verrichtung beſtimmen und ſo handeln muß, wie 
er es für richtig hält. Den Maßſtab der Richtigkeit gibt ihm 
die Treue, gibt ihm ſeine pflichtmäßige Überzeugung von dem, 
was im Jutereſſe des Dienſtherren gelegen iſt. Hat der Unter⸗ 
gebene konkreten Befehlen des Dienſtherren Folge zu leiſten, 
ſo iſt ſeine Pflicht Gehorſamspflicht; ift aber das Dienſt⸗ 
verhältnis vorzugsweiſe auf das Intereſſe, nicht auf den 
Willen des Dienſtherren geſtellt, ſo hat der Dienſtpflichtige 
ſeiner eigenen Anſicht von dem, was dem Dienſtherren zum 
Nutzen oder Schaden gereicht, zu folgen; feine Pflicht iſt dann 
überwiegend Treupflicht (Radnitzky im Arch. f. öff. R. 
XX S. 124). 

Die Funktion, in der uns die Treupflicht innerhalb des 
Beamtenverhältniſſes begegnet, iſt übrigens auch dem bür⸗ 
gerlichen Arbeitsverhältniſſe nicht fremd. Auch der 
private Arbeitnehmer, Angeſtellte oder Arbeiter, iſt dem Ar⸗ 
beitgeber mit ſeiner Perſönlichkeit und Lebensführung ver⸗ 
pflichtet; das iſt eine notwendige Folge aus der Natur der als 
Hauptverpflichtung geſchuldeten Arbeitsleiſtung als zeitgebun⸗ 
denen und von der Perſon des Arbeitenden untrennbaren 
Vorganges. Verpflichtung zu zeitgebundener Arbeitleiſtung 
zieht ſtets Treupflicht nach ſich, die nur nach Ausmaß und 
Dichtigkeitsgrad verſchieden fein kann. Die beſondere Treu- 
pflicht des öffentlichen Dieners iſt demnach auch nichts dem 
öffentlichen Rechte ganz Eigentümliches und der privatrecht⸗ 
lichen Dienſtpflicht Weſensfremdes, ſondern ſie findet ſich beim 
Beamten nur in einem gegenüber dem ſonſtigen Arbeit⸗ 
nehmer geſteigerten Grade; eine gattungsmäßige Unterſchei⸗ 
dung der (öffentlichen) Beamten und der (privaten) Arbeiter 
und Angeſtellten kann auf das Merkmal der angeblich nur 
jenen obliegenden Treupflicht nicht geſtützt werden, wie denn 
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überhaupt beide Gruppen ſich nur der Art nach dadurch unter- 
ſcheiden, daß das Rechtsverhältnis der Beamten öffentlich⸗ 
rechtlich iſt, mithin auf der Seite des Dienſtherren nur von 
Perſonen des öffentlichen Rechts eingegangen werden kann, 
während Arbeiter und Angeſtellte auch von Privatperſonen 
angenommen werden können. Beide Gruppen fallen unter den 
Oberbegriff des Arbeitnehmers, und für beide beſteht auch 
hinſichtlich der Treupflicht eine entſchiedene Parallelität. 

Im Bereiche der Treupflicht entſcheidet über das, was zu 
geſchehen hat, der Wille des Arbeitnehmers, und die Richtig⸗ 
keit und Pflichtmäßigkeit dieſes Willens wird kraft rechtsſatz⸗ 
mäßiger Verweiſung an ſittlichen Maßſtäben gemeſſen. 
Worauf der Gehorſam ſich erſtreckt, das kann vom Dienſt⸗ 
berechtigten einſeitig und vorweg angeordnet werden, ohne 
weitere Rückſicht auf den Willen und die Perſönlichkeit des 
Verpflichteten, nachdem dieſer ſich einmal in gewiſſem Um⸗ 
fange zu Arbeitsleiſtung und Gehorſam verpflichtet hat. 
Anders bei der Treupflicht. Hier entſcheidet zunächſt der Ver⸗ 
pflichtete, und die Prüfung, ob er pflichtmäßig ſich entſchieden 
und gehandelt hat, kann gewiſſermaßen nur nachträglich an⸗ 
geſtellt werden unter Berückſichtigung deſſen, was die Sitt⸗ 
lichkeit gebietet. Das erſte Gebot aber, das hierbei in Frage 
kommt, iſt die Aufrechterhaltung der ſittlichen Perſönlichkeit 
des Verpflichteten. Sie aufzugeben, kann ihm kraft der Treu⸗ 
pflicht niemals zugemutet werden, denn das wäre unſittlich. 
Mit der Einbeziehung der Sitte in das Recht hat dieſes jeden⸗ 
falls hier die Aufrechterhaltung der ſittlichen Perſönlichkeit 
des Arbeitnehmers, des Beamten wie des Arbeiters, vor⸗ 
geſchrieben. Inſofern trifft zu, was Sinzheimer aus⸗ 
geführt hat, daß nämlich nach geltendem Rechte der Beamte 
nicht mit feiner ganzen Perſönlichkeit nach Art des Va⸗ 
ſallen reſtlos dem Staate hingegeben ſein kann. Vielmehr iſt 
gerade mit Aufſtellung einer Treupflicht ausgeſprochen, daß 
der Verpflichtete ſittlich er ſelbſt bleiben ſoll. Er iſt es, der 
im Intereſſe des Dienſtherren zu handeln, der feiner über— 
zeugung von dem, was jenem zu Nutz oder Schaden gereichen 
kann, zu folgen hat; iſt ihm damit auch nicht willkürliches 
Handeln und Schädigung des Intereſſes des Arbeitgebers 
unter dem bloßen Vorwande der Überzeugung ſittlicher Rich⸗ 
tigkeit freigeſtellt, fo kann ihm doch andererſeits völlige Selbſt⸗ 
aufopferung rechtlich nicht zugemutet werden. Im Gegenteil, 
der Treupflichtige kann, ja ſoll rechtlich auch an ſein ſitt⸗ 
liches Selbſt denken; bei ſeiner Entſchließung wird und muß 
er ſeine eigenen Intereſſen gegen die des Dienſtberechtigten 
abwägen, und ſelbſt im Falle des Fehlgreifens zuungunſten 
des Arbeitgebers wird ihm weder ein rechtlicher noch ein fitt- 
licher Vorwurf gemacht werden können, wenn er nur ſub⸗ 
jektiv ſittenrichtig vorgegangen iſt. So kann etwa beim Brande 
des Dienſtgebäudes den Beamten der Umſtand von der ſittlich⸗ 
rechtlichen Pflicht der Hilfe zur Aktenbergung entbinden, daß 
er durch ihre Erfüllung außerſtand geſetzt würde, ſeine vom 
Brande mitbedrohten bilfloſen Kinder zu retten. Die Sitt⸗ 
lichkeit, die der Beurteilung der Treupflicht zugrunde gelegt 
werden muß, iſt nicht die höchſtgeſteigerte des Eiferers, ſon⸗ 
dern die gewöhnliche der beteiligten Volkskreiſe. 

Für den Fall der Streikarbeit ergibt ſich im bür⸗ 
gerlichen Arbeitsrecht, daß der Arbeitnehmer auf Grund 
der Treupflicht zur Leiſtung ſolcher Arbeit nicht verpflichtet 
iſt, die infolge Arbeitsniederlegung oder Ausſperrung ver⸗ 
waiſt iſt, und die er bisher nicht geleiſtet hat und nicht kraft 
ſeiner Arbeitspflicht zu leiſten verpflichtet war. Denn die 
Übernahme der Streikarbeit, der Streikbruch, würde zwar im 
Intereſſe des Arbeitgebers gelegen ſein, würde den Arbeit⸗ 
nehmer aber in Widerſpruch ſetzen zu der ſittlichen Pflicht 
der „Solidarität“, die ihn an ſeine Arbeits⸗ und Standes⸗ 
genoſſen bindet. Wollte er unter Preisgabe dieſer ſittlichen 
Pflicht und allein im Intereſſe des Arbeitgebers Streikbrecher⸗ 
arbeit verrichten, fo würde er die ſittliche Achtung der Kreiſe 
verlieren, die auf Grund gleicher oder engverwandter Lebens⸗ 
lage ebenſo denken, wie er ſelbſt wohl in ähnlichen Fällen; 
er würde ein weſentliches eigenes ſittliches Intereſſe hintan⸗ 
ſetzen. So weit reicht ſeine Treupflicht nicht. Andererſeits 
iſt die ſittliche Verpflichtung gegenüber den Standesgenoſſen 
nicht ſtark genug und rechtlich nicht in der Richtung an⸗ 
erkannt, daß ſie ihn berechtigen würde, mit Rückſicht auf den 
Streik ſeine bisherige, der Arbeitspflicht entſprechende Tätig⸗ 
keit einzuſtellen; das wäre Verletzung der rechtlichen Ver⸗ 
pflichtung zur Arbeitsleiſtung und Teilnahme am Streik. 
Sogar neuerdings, nach Ausbruch des Arbeitskampfes, kann 
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der Arbeitnehmer ſich arbeitsvertraglich zur Leiſtung ſolcher 
Arbeit verpflichten, die ſonſt von jetzt feiernden Arbeitnehmern 
verrichtet wurde; die Übernahme von Streikarbeit als Gegen⸗ 
ſtand einer Arbeitspflicht iſt nicht ſittenwidrig, ſo daß das 
darauf gerichtete Rechtsgeſchäft nach 8133 Abſ. 1 BGB. 
nichtig wäre. Nur aus der Treupflicht kann die Verpflichtung 
zur Leiſtung von Streilbrecherarbeit nicht gefolgert werden, 
weil hier die verſchiedenen im Arbeitnehmer zuſammentreffen⸗ 
den Intereſſen und ſittlichen Pflichten gegeneinander abge⸗ 
wogen werden müſſen und eine an ſich vorhandene ſittliche 
Verpflichtung (im Arbeitgeberintereſſe) nicht als rechtlich ge⸗ 
oten anerkannt werden kann, der gleichſtarke andere ſittliche 
Pflichten (im individuellen und Standesintereſſe des Arbeit⸗ 
nehmers) widerſtreiten. Die Nichtleiſtung eigentlicher, „direk⸗ 
ter“ Streikarbeit wird demgemäß im arbeitsrechtlichen Schrift⸗ 
tum allgemein als mit der Treupflicht des privaten Arbeit⸗ 
nehmers verträglich angeſehen und nicht als ausreichender 
Grund zur außerordentlichen Kündigung anerkannt. 

Für die ſittliche Beurteilung der Streikbrecherdienſte 
durch die beteiligten Volkskreiſe, insbeſondere die Streikenden 
ſelbſt, macht es kaum einen Unterſchied, ob ſie von Arbeitern 
oder Angeſtellten, oder ob ſie von Beamten geleiſtet 
werden. Um eigentliche Streikarbeit aber handelt es ſich, wenn 
von Beamten ausfallende Verrichtungen ſtreikender Eiſenbahn⸗ 
arbeiter verſehen werden ſollen. Das zu tun, liegt beim Be⸗ 
amten wie beim privaten Arbeitnehmer außerhalb der Treu- 
pflicht. Denn auch hier beftehen die gleichen ſittlichen Gegen⸗ 
erwägungen. Auch hier würde das Handeln im Intereſſe des 

ienſtherren — mag dieſes auch mit dem Allgemeinintereſſe 
zuſammentreffen — ein Handeln gegen das Intereſſe von Ar⸗ 
deitnehmern fein. Und auch hier fällt letzteres Intereſſe bei 
den Treupflichtigen ſo ſtark ins Gewicht, daß es als mit dem 
Dienftintereffe gleichwertig anzuerkennen iſt. Mag der Be⸗ 
amte auch vom Arbeiter und Angeſtellten rechtlich verſchieden 
und mit dem Staat engſtens verwachſen ſein, ſo kann doch 
an der geſellſchaftlichen Tatſache nicht vorübergegangen wer⸗ 
den, daß die Beamten, jedenfalls die des unteren Dienſtes, den 
übrigen Arbeitnehmern in der ſozialen Wertung und in der 
wirtſchaftlichen Lage nahezu gleichſtehen. Dieſen Zuſammen⸗ 
gang werden fie bei ihrer ſittlichen Entſchließung über das 
Gebot der Treupflicht neben der Hingabe an den Staat be⸗ 
rückſichtigen dürfen, und bei der Beurteilung ihres Verhaltens 
wird das, ebenſo wie bei privatrechtlichen Arbeitnehmern, 
neben allen ſonſtigen Umſtänden (auch ob es ſich um eigent⸗ 
liche Notſtandsarbeiten handelt, kommt in Betracht) gewürdigt 
werden müſſen. Selbſt wenn man aber bei der Unterſuchung 
des Beamtenrechtes die Bezugnahme auf das „private“ Ar⸗ 
beitsrecht ablehnt, iſt doch beamtenrechtlich die Bedeutung der 
Streikarbeit und des Streikbruches wie dort zu beurteilen. 
denn der Beamte ſoll ſich der Achtung würdig erweiſen, die 
fein Beruf erfordert; dieſer Teil feiner Treupflicht ift im 
910 RBeamtG. ausdrücklich hervorgehoben. Der Beamte 
Vürde ſich aber die Achtung weiter und für die geſellſchaftliche 
eurteilung feiner Lebensführung maßgebender Volkskreiſe 
herzen, wenn er außerhalb feiner Dienſtpflicht und nur 
W Grund der Treue Arbeiten verrichten wollte, deren Lei- 
nt durch Arbeiter als ausgeſprochene Treuloſigkeit und 
Jöchjte Schande gilt. Das Anſehen, das der Beamte um des 
aates willen gerade in den Kreiſen genieften ſollte, mit 
an er in und außer dem Amte hauptſächlich verkehren muß, 
fübrde durch Streikarbeit der Beamten in ſtarkem Maße ge⸗ 
abbrdet: die Reinerhaltung dieſes Anſehens iſt dem Beamten 
sig ur Pflicht gemacht. Betrachtet man alſo die Erſetzung 
St. Arbeiterdienſte durch Beamtenarbeit nicht einſeitig vom 
dendpunkte des unmittelbaren Dienſtbetriebes oder gar der 
nd beſetztenautorität, ſondern ſpürt den rechtlichen, ſittlichen 
nicht geſellſchaftlichen Zuſammenhängen nach, ſo wird man 
pflich, agen können, daß die Beamten zufolge ihrer Treu⸗ 
1 — nur dieſe kommt als Rechtsgrund in Frage — all⸗ 
ben zur Streilarbeit, zur Leiſtung ausfallender Arbeiter⸗ 
in nichtungen verpflichtet ſeien. Es laſſen ſich Fälle denken, 
8 die in der Treupflicht rechtlich anerkannte ſittliche 
Agung dem Beamten die Streikarbeit geradezu verbietet. 
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Der Einfluß von Wirtſchaftskriſen auf beſtehende 
Arbeits verträge. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Hans Hein, Köln. 


Durch die Ereigniſſe des letzten Jahres iſt das Problem 
der Einwirkung von Wirtſchaftskriſen auf beſtehende Arbeits⸗ 
verträge in den Mittelpunkt der arbeitsrechtlichen Erörte⸗ 
rungen gerückt worden. Die nach dem Abbruch des Ruhr⸗ 
kampfes und dem Beginn der Markſtabiliſierung einſetzenden 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten führten zu Betriebsſtockungen 
und Maſſenentlaſſungen größten Ausmaßes, bei denen ſich 
die Arbeitgeber (AG.) auf den Standpunkt ſtellten, daß in 
einer derartigen Zeit einer allgemeinen Kriſe die vertrag⸗ 
lichen Entgeltsanſprüche der Arbeitnehmer (AN.) hinfällig 
würden, und daß ſich die AN. mit Rückſicht auf die Not- 
lage der fie beſchäftigenden Unternehmen friſtloſe bzw. vor- 
zeitige Entlaſſungen oder auch, bei teilweiſer Stillegung, 
Gehaltskürzungen gefallen laſſen müßten. Bei der außer⸗ 
ordentlichen Bedeutung, welche die Frage ſowohl für die ſich 
in ihrer perſönlichen Exiſtenz bedroht ſehenden AN. wie auch 
für die durch unproduktive Lohnzahlungen belaſteten Unter⸗ 
nehmungen und damit für die Wirtſchaft ſelbſt hat, iſt es 
nicht zu verwundern, daß ſich die Meinungen der Beteiligten 
ſchroff gegenüberſtehen. Auch die Rechtſprechung iſt bisher 
über die widerſpruchsvollſten Ergebniſſe nicht herausgekommen, 
wobei nicht zu verkennen iſt, daß im allgemeinen die Urteile 
der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte häufiger eine dem AG. 
Standpunkt entgegenkommende Anſicht vertreten, als die Ent- 
ſcheidungen der ordentlichen Gerichte 1). 

Zu einem großen Teil erklärt ſich dieſe Unklarheit in 
der Rechtſprechung daraus, daß nicht immer mit der ge⸗ 
nügenden Schärfe unterſchieden wird zwiſchen denjenigen Fäl⸗ 
len, in denen die Betriebsſtörungen durch Abſatzſtockungen und 
ähnliche rein wirtſchaftliche Gründe veranlaßt ſind, 
und den anders gelagerten Fällen, in denen der Betrieb 
unmittelbar durch Ereigniſſe politiſcher oder 
elementarer Natur wie Kriegsmaßnahmen, öffentliche 
Beſchlagnahmen, Verkehrsunterbrechungen, berſchwemmungen 
und dgl. ſtillgelegt worden iſt. Es hängt dies wohl mit der 
Tatſache zuſammen, daß gerade in den Nachkriegsjahren die 
ſchickſalhafte Verbundenheit von Politik und Wirtſchaft fich 
mit einer bis dahin unbekannten Deutlichkeit und Wucht 
offenbart hat, ſo daß der Gedanke nahe lag, in allen wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwierigkeiten auch der einzelnen Werke einen 
Ausſchnitt aus der allgemeinen Volksnot zu erblicken, die von 
AG. und AN. gemeinſam getragen werden müſſe. Im weſt⸗ 
lichen Industriegebiet und vor allem im Ruhrbezirk kam 
hinzu, daß ſich hier die Wirtſchaftskriſe und die Folgen der 
allgemeinen Abſatzſtockungen und Kreditſchwierigkeiten viel⸗ 
fach aus einer vorhergehenden Stillegung infolge von Maß⸗ 
nahmen der Beſatzungstruppen heraus entwickelten, ohne daß 
eine klare Abgrenzung immer möglich war. Trotzdem muß 
bei der rechtlichen Unterſuchung dieſe Abgrenzung vorge— 
nommen und müſſen alle Fälle, in denen es ſich um un⸗ 
mittelbare Eingriffe höherer Gewalten handelt, ausgeſchieden 
werden. Denn hier ſpielen eben beſondere Umſtände herein, 
die für die Löſung der Frage nach dem Anteil der AN. am 
Konjunkturriſiko und an den wirtſchaftlichen Schwierigkeiten 
des Betriebs nicht in Betracht kommen. 

Zur Begründung der Behauptung, daß auch bei Betriebs⸗ 
ſtillegungen aus wirtſchaftlichen Gründen die vertraglichen 
Anſprüche der AN. vor der Notlage des ſie beſchäftigenden 
Unternehmens zurücktreten müßten, können zwei Geſichts⸗ 
punkte herangezogen werden: der der Unmöglichkeit der 
vertraglichen Leiſtung und der des Kündigungsrechts 
aus wichtigem Grund. Beide rechtfertigen jedoch, wie ſich 
zeigen wird, den Standpunkt der AG. nicht oder doch nur 
mit den erheblichſten Einſchränkungen. 

Eine Unmöglichkeit der geſchuldeten Leiſtung 
kann überhaupt nur auf ſeiten des AN. in Frage kommen 

1) Vgl. Urt. d. LG. Düſſeldorf v. 22. Jan. 1924 in „Das 
Schlichtungsweſen“ 1924, 42, und die dort angeführten Entſch. der 
Gew. Duisburg und Neuß; ferner Urt. d. Lc. Eſſen v. 31. März 
1924 in „Der Kaufmannsgehilfe“ 1924, 37; Urt. d. Berggew®. 
Dortmund v. 7. Jan. 1924 in „NZArbR.“ 1924, 495; GewGg. 
Eſſen v. 1. Febr. 1924 in „Das Schlichtungsweſen“ 1924, 77; 
dazu Potthoff in „Arbeitsrecht“ 1924, 767. 
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Denn hinſichtlich der einzigen Schuldnerpflicht des AG., der 
zur Entgeltszahlung, liegt höchſtens perſönliches Unvermögen 
vor, das nach § 279 BGB. den Fortbeſtand des Vertrages 
nicht berührt. Aber auch den AR. hält keine Unmöglichkeit 
von der Vollbringung der Arbeitsleiſtung zurück; die gegen⸗ 
teilige Anſicht?) verwechſelt Folge und Urſache. Stellt der 
AN. ſich und ſeine Fähigkeiten dem AG. zur Verfügung, ſo 
tut er alles, was man von ihm verlangen kann. Wenn dann 
der Arbeitsprozeß daran ſcheitert, daß die Tore des Betriebes 
einfach nicht aufgemacht werden, ſo unterbleibt allerdings mit 
dem Arbeitsprozeß auch die Leiſtung des AN., iſt in dieſem 
Sinne „unmöglich“, unmöglich aber doch nur, weil es an 
der erforderlichen Mitwirkungshandlung des AG. fehlt. Dieſer 
iſt zwar nicht verpflichtet, den AN. zur Arbeit zuzulaſſen und 
ihm die notwendigen Produktionsmittel wie Maſchinen, 
Räume, Bücher uſw. zur Verfügung zu halten; er kann viel⸗ 
mehr auf die Dienſte der bei ihm beſchäftigten AN. jederzeit 
verzichten. Beſtehen bleibt aber doch, daß in dieſen Fällen 
erſt fein Verſagen der Mitwirkungshandlung, fein Annahmte⸗ 
verzug die Unmöglichkeit des Arbeitsprozeſſes und damit aller⸗ 
dings auch der Arbeitsleiſtung des AN. bewirkt hat. Nicht 
von der Unmoͤglichkeit, die eine bloße Folgeerſcheinung iſt, 
ſondern von dem Annahmeverzug des Unternehmers iſt daher 
auszugehen. Bei einem derartigen Annahmeverzug auf ſeiten 
des Dienſtherrn behält aber der Dienſtverpflichtete nach 8 615 
BGB. feinen Gehaltsanſpruch, ohne daß ein Verſchulden auf 
ſeiten des AG. vorzuliegen braucht. Mit Recht hat Her- 
ſchels) darauf hingewieſen, daß es nach der anderen Anſicht 
überhaupt niemals einen Annahmeverzug des 
Gläubigers gäbe, da ja in dem eben erwähnten Sinne 
jeder Annahmeverzug notwendig das Unterlaſſen und damit 
die Unmöglichkeit der vollendeten Schuldnerleiſtung zur Folge 
hat. Dabei braucht hier nicht die Frage erörtert zu werden, 
ob man eine Leiſtungsunmöglichkeit auf ſeiten des AN. nicht 
wenigſtens in den Fällen annehmen muß, in denen der Pro⸗ 
duktionsapparat, deſſen Vorhandenſein ja allerdings zum 
Arbeitsprozeß notwendig iſt, infolge politiſcher oder elemen⸗ 
tarer Ereigniſſe vernichtet oder funktionsunfähig iſt. Denn 
wenn man auch hier eine Unmöglichkeit der vom AN. ge⸗ 
ſchuldeten Arbeitsleiſtung und damit inſoweit eine Beteiligung 
desſelben am Betriebsriſiko annehmen würde, liegen eben die 
Verhältniſſe grundſätzlich anders, wenn der AG. den an ſich 
intakten Produktionsapparat aus Gründen der Rentabilität 
ſtillegt und damit erſt denn AN. die Leiſtungsmöglichkeit 
nimmt. 

Aus dem Geſichtspunkt der Unmöglichkeit kann daher ein 
Anteil der AN. am wirtſchaftlichen Riſiko des Be- 
triebes nicht hergeleitet werden. Dagegen erhebt ſich die 
weitere Frage, ob nicht eine infolge wirtſchaftlicher Schwierig⸗ 
keiten vorgenommene Betriebsſtillegung doch dem AG. das 
Recht gibt, das Arbeitsverhältnis friſtlos oder vorzeitig 
zu kündigen. Dabei kann dieſe Frage nur dort aufgeworfen 
werden, wo das Geſetz ein Kündigungsrecht aus wid- 
tigem Grunde vorſieht, wie dies bei den kaufmänniſchen 
Angeſtellten, den Technikern und Betriebsbeamten und bei 
denjenigen gewerblichen Arbeitern der Fall iſt, deren Arbeits⸗ 
verhältnis auf mehr als vier Wochen vereinbart oder denen 
eine längere als vierzehntägige Kündigungsfriſt zugeſtanden 
iſt (88.626 BGB., 70 HGB., 133 b, 124 a Gewd.). Bei 
den andern ANgruppen, alſo insbeſondere der Mehrzahl der 
gewerblichen Arbeiter und bei den Bergleuten gemäß 8 83 a 
des ABG. für die preuß. Staaten v. 24. Juni 1865, ſind 
die wichtigen Kündigungsgründe vom Geſetz ſelbſt erſchöpfend 
geregelt (vgl. 8 123 Gew.). Hier kommt alſo eine ſofortige 
Kündigung unter Berufung auf Abſatzſtockungen und der⸗ 
gleichen überhaupt nicht in Frage. 

Das Geſetz gibt in den 88 72 HGB., 123, 1330 GewO. 
Beiſpiele für wichtige Entlaſſungsgründe. Allen dieſen Bei⸗ 
ſpielen iſt gemeinſam, daß ſie im weſentlichen die Perſon des 
AN. betreffen, z. B. Untreue, Krankheit, unbefugtes Ver⸗ 
laſſen des Dienſtes uſw. Die Aufzählung ſoll keine voll⸗ 
ſtändige ſein, läßt aber doch den Schluß darauf zu, daß nach 
der Anſicht des Geſetzes grundſätzlich als wichtige Kündigungs⸗ 
gründe nur ſolche anzuſehen ſind, die in dieſer perſön⸗ 
lichen Richtung liegen. Nicht dagegen Gründe, die wie 


) Bal. z. B. GewG. Eſſen v. 1. Febr. 1924 in „Das Schlich⸗ 
tungsweſen“ 1924, 77. 
3) In „Arbeitsrecht“ 1923, 687. 
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die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und Ausſichten des Geſchäſts 
int Bereich des AG. und feiner Funktionen wurzeln. Im 
Regelfalle wird man daher davon auszugehen haben, daß 
mangelnde Rentabilität und eine aus dieſem Grunde erfolgte 
Einſtellung oder ſogar Aufgabe des Betriebes den AG. nicht 
zur Aufkündigung beſtehender Dienſtverträge berechtigen kann. 
Dieſe Auſicht, daß die wirtſchaftliche Gefahr des 
Betriebes grundſätzlich allein von dem Unter- 
nehmer zu tragen ſei, vertritt auch das Reichs- 
gericht). Sie entſpricht auch allein der Struktur des 
Arbeitsvertrages nach dem geltenden Recht ſowie überhaupt 
der beſtehenden Wirtſchaftsordnung. Es iſt zwar richtig, daß 
im Laufe der letzten Jahre das Arbeitsverhältnis den Cha⸗ 
rakter eines rein individuellen Bandes zwiſchen AG. und NN. 
zu einem erheblichen Teil verloren hat, und daß insbeſondere 
durch die neuere ſoziale Geſetzgebung (Betriebsrätegeſetz) eine 
gewiſſe Betriebsgemeinſchaft zwiſchen AG. und AN. 
geſchaffen iſt. Jedoch bezieht ſich dieſe lediglich auf eine be⸗ 
ſchränkte Zuſammenarbeit bezüglich der Verwaltung des Be⸗ 
triebes und der Handhabung der Arbeitsordnung. Darüber 
hinaus beſtehen noch ſoziale Schutzvorſchriften zugunſten der 
AN., beſteht aber in feiner Weiſe eine Vermögens- 
gemeinſchaft hinſichtlich der Subſtanz oder der Erträg⸗ 
niſſe der Unternehmung, auf die es bei der Frage, ob eine 
Abwälzung des wirtſchaftlichen Riſikos möglich iſt, allein 
ankommen kann. Mit Recht weiſt Sinzheimer darauf 
hin, daß es gerade die ſpezifiſche Funktion des Unternehmers 
iſt, Arbeitskräfte auf eigene Rechnung und Gefahr 
zu verwerten ?). Außerdem würde natürlich die Kehrſeite 
jeder Beteiligung des AN. am Konjunkturriſiko die fei, 
daß man ihm auch in guten Zeiten einen generellen Rechts⸗ 
anſpruch auf Anteil am Gewinn des Unternehmens einräumen 
müßte: eine unvermeidliche Konſequenz, von der jedoch nach 
der gegenwärtig beſtehenden wirtſchaftlichen Auffaſſung nicht 
die Rede ſein kann. 

In aller Regel ſtellen daher Betriebsſtillegungen bzw. 
-einſchränkungen, die auf Abſatzſtockungen und ähnliche wirt⸗ 
ſchaftliche Schwierigkeiten zurückführen, keinen wichtigen 
Grund zu vorzeitiger Aufkündigung beftehen- 
der Arbeitsverträge dar. Was hätte es denn auch für 
einen Sinn, langfriſtige Dienſtverträge abzuſchließen, wenn 
nicht den, daß in guten Zeiten dem AG. die Arbeitskraft 
des betreffenden AN. geſichert bleiben ſoll, daß aber auch um⸗ 
gekehrt in ſchlechten Zeiten der AN. ſein ſicheres Brot haben 
ſoll bis zu der vom Geſetz ſelbſt in Form des Konkurſes oder 
der Geſchäftsaufſicht geregelten letzten Grenze der Erſchöpfung. 

Nun darf man allerdings nicht überſehen, daß auch das 
Kündigungsrecht von dem allgemeinen Grundſatz von 
Treu und Glauben beherrſcht wird. Und daß ſich daher 
vor die eben erwähnte äußerſte Grenze der Erſchöpfung unter 
Umſtänden doch noch eine frühere, die der Zumutbarkeit, 
ſchieben kann. Es bedeutet daher keinen Widerſpruch zu der 
grundſätzlich feſtgehaltenen Ablehnung eines Kündigungsrechts 
wegen mangelnder Rentabilität, wenn das Reichsgericht in 
der angeführten Entſcheidung IW. 1887, 349 eine Kündigung 
aus wichtigem Grunde doch dann ausnahmsweiſe zuläßt, 
wenn „nach den tatſächlichen Verhältniſſen vernünftigerweiſe 
und nach Treu und Glauben dem Dienſtberechtigten die 
Weiterführung des Betriebes unter keinen Umſtänden 
zugemutet werden kann“. Der Nachdruck iſt dabei auf das 
„unter keinen Umſtänden“ zu legen. Die bloße Unrentabilität 
reicht daher nicht aus. Da es ſich ferner um die zumutbare 
oder nicht zumutbare Weiterführung des Betriebes im ganzen 
handelt, kann es auch nicht darauf ankommen, ob gerade der 
einzelne AN. produktiv beſchäftigt werden kann oder nicht. 
Vielmehr muß von dem AG. der Nachweis verlangt werden, 
daß er wirklich „unter keinen Umſtänden“ den Betrieb durch⸗ 
halten kann, auch nicht unter Opfern, auch nicht durch Um⸗ 
ſtellungen, Einſchränkungen oder ſonſtige Maßnahmen. Denn 
wer Opfer verlangt, muß zunächſt einmal ſelbſt bereit ſein, 
Opfer zu bringen. Betriebsſtillegungen, die von vornherein 
auf kurze Zeit angelegt ſind, um einer vorübergehenden Kon⸗ 
junkturſchwankung auszuweichen, werden nie als wichtige Kün⸗ 
digungsgründe angeſehen werden können. Feſtzuhalten iſt 
jedenfalls, daß es ſich auch nach dem Reichsgericht nur um 
ganz beſondere Ausnahmefälle handeln kann, 


) RG. in JW. 1887, 349. 
) Sinzheimer in „Arbeitsrecht“ 1924, 478. 
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deren Vorausſetzungen ſtreng zu prüfen ſind. Dies ſchon des⸗ 
halb, weil die kritiſche Lage der einzelnen Betriebe manchmal 
auch zu Unrecht der allgemeinen Wirtſchaftskriſe in die Schuhe 
geſchoben wird, während ſie in Wirklichkeit auf Fehler und 
Verſäumniſſe der Geſchäftsleitung zurückzuführen iſt. Der 
Zuſammenbruch des Stahlwerks Becker hat hierfür ein lehr⸗ 
reiches Beiſpiel geliefert. Jedenfalls beſteht bei allzugroßer 
Bereitwilligkeit, die Nöte der einzelnen Unternehmungen mit 
der allgemeinen Wirtſchaftskriſe zu identifizieren, die nicht 
von der Hand zu weiſende Gefahr, daß auch dieſes „Riſiko“ 
durch gerichtlich gebilligten Vertragsbruch auf die betroffenen 
AN. abgewälzt wird. 

Die Praxis mancher Gewerbes und Kaufmannsgerichte, 
derartige Ausnahmefälle unter Hinweis auf die allgemein 
ungünſtige Lage der Wirtſchaft ohne weiteres und regelmäßig 
als vorliegend zu unterſtellen, iſt alſo jedenfalls unhaltbar. 

Selbſt wenn nun ein ſolcher Ausnahmefall gegeben iſt, 
entſpricht es dem Grundſatz von Treu und Glauben, daß 
auch dann der AG. nicht rigoros vorgehen darf. 
Bei langfriſtigen Dienſtverträgen wird keine ſofortige Ent⸗ 
laſſung, ſondern lediglich eine Abkürzung der vertraglichen 
Kündigungsfriſten in Frage kommen können. Und ſtets wird 
der AS. den Verſuch machen müſſen, ſich auf gütlichem Wege 
mit ſeinen Arbeitern oder Angeſtellten über eine Gehalts⸗ 
kürzung zu verſtändigen, wenn auf dieſe Weiſe, etwa unter 
gleichzeitigen Betriebseinſchränkungen, eine Weiterführung des 
Unternehmens ermöglicht werden kann. 

Als Ergebnis können wir feſthalten, daß das wirt⸗ 
ſchaftliche Riſiko des Betriebes grundſätzlich nicht auf die 
AN. abgewälzt werden kann, und daß nur ausnahmsweiſe ein 

indigungsrecht aus wichtigem Grunde anzuerkennen iſt, 
wenn dem AG. eine Weiterführung des Betriebes unter 
keinen Umſtänden zugemutet werden kann, wofür dieſer be⸗ 
weispflichtig iſt. Ein Grundſatz alſo, der Ausnahmen zu⸗ 
läßt, der aber doch in Praxis dem AN. eine rechtlich ſehr 
ſtarke und geſicherte Stellung gewährleiſtet °). 


„Betriebsſtillegung“ 
Von Prof. Dr. Erwin Jacobi, Leipzig. 


Im Anſchluß an den Aufſatz von RA. Dr. Fuchs, 
JW. 1924, 1015 ff., über teilweiſe Stillegung von Betriebs- 
anlagen find in der JW. 1924, 1423 ff., zwei Entgegnungen 
von RA. Dr. Weinberg und RA. br. Welker ſo⸗ 
wie in der NZfArbR. 1924, Spalte 577 ff., eine größere 
Auseinanderſetzung über den „Begriff der Betriebsſtillegung 
nach der Verordnung betr. Maßnahmen gegenüber Betriebs⸗ 
gobrüchen und ⸗ſtillegungen vom 8. 10. (lies 11.) 20“ von 
Rechtsanwalt Dr. Nikiſch erſchienen. Einer Aufforderung 
der Schriftleitung der I W., mich in dieſer Angelegenheit in 
80 0 eines Schlußwortes zu äußern, komme ich um ſo bereit⸗ 

illiger nach, als der Aufſatz von Fuchs auf ein Referat 
zurückgeht, das der Verfaſſer vor einiger Zeit in dem von mir 
geleiteten Inſtitut für Arbeitsrecht an der Uni⸗ 
nocſität Leipzig erſtattet, und das dort den Anſtoß zu 
och gegenwärtig andauernden Unterſuchungen gegeben hat. 
15 eilich läßt ſich die von einem Schlußwort erwartete Klä⸗ 
lrieh, nur bei Aufrollung des geſamten Problems der Be- 
ebsſtillegung erreichen. 
a J. Dem in die Geſetzgebungsſprache ſeit dem BRG. ein⸗ 
ten genen Worte „Betriebsſtillegung“ liegt der auch in älte⸗ 
Ber. een vielfach verwendete allgemeine Begriff des 
* tieb3 im objektiven Sinne zugrunde, der im 
le zu dem gleichfalls von der Necht3orduung über- 
iungenen allgemeinen Begriff des Betriebs im ſubjektiven 
. beſtimmt werden kann als eine Vereinigung von per⸗ 
8 ſächlichen und immateriellen Mitteln in der Hand 
— ſchtsſubjekts zur rechtlich erlaubten Verfolgung be⸗ 
trags 0 Auf die von dem Entwurf eines Allgemeinen Arbeitsver⸗ 
nah 6 in 8 76 vorgeſchlagene ſchematiſche Löſung der ganzen 
er „ann hier aus Raumgründen nur hingewieſen werden. Nach 
in bort vorgeſehenen Regelung ſoll der AN. bei Betriebsſtockungen 
Ha gen Berufszweigen oder Landſtrichen uur Anſpruch auf das 
e Gehalt haben, während in allen übrigen Fällen der AG. 


da a 5 g 
Hagen fall sriſtto, und alſo auch das Konjunkturriſiko allein 
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ſtimmter Zwecke (der in SL BRG. erwähnten Betriebszwecke). 
Die Rechtsordnung übernimmt hier einen Begriff der Tat⸗ 
ſachenwelt, des täglichen Lebens als Rechtsbegriff. Zu einer 
juriſtiſchen Einheit etwa im Sinne einer juriſtiſchen Perſon 
iſt der Betrieb von der Rechtsordnung nicht geſtaltet; vielmehr 
löſt er ſich juriſtiſch in eine Menge perſonenrechtlicher, ſchuld⸗ 
rechtlicher, ſachenrechtlicher, immaterieller, möglicherweiſe auch 
öffentlichrechtlicher Rechtsverhältniſſe auf, die ſich alle irgend⸗ 
wie auf das „betreibende“ Rechtsſubjekt konzentrieren. Jeden 
falls iſt der Betrieb ſelbſt keine Sache im Rechtsſinne, und es 
iſt deshalb nicht zu billigen, wenn Nikiſch die „zum Betriebe 
gehörigen Sachen“ des 81 Ziff. 1 der StillVO., die einfach 
die ſächlichen Betriebsmittel im Sinne der oben gegebenen 
Begriffsbeſtimmung darſtellen, nach den Regeln des BGB. 
8893, 97, 98 als Zubehör oder Beſtandteil einer Sache 
behandeln will. 

1. Die Beendigung eines Betriebs in dem eben entwickelten 
Sinne liegt vor, wenn das betreibende Rechtsſubjekt die Ver⸗ 
folgung der geſetzten Zwecke (endgültig oder vorübergehend 
aufgibt. Dabei kann man Vollbeendigung, wenn es 
ſich um ſämtliche Betriebszwecke Handelt, von der Teil 
beendigung unterſcheiden, bei der nur einer oder mehrere 
einzelne, aber nicht fämtliche Betriebszwecke von dem be 
treibenden Rechtsſubjekt aufgegeben werden. Fälle der Teil 
beendigung ſind beiſpielsweiſe die von Fuchs angeführten 
Aufgabe des Werkzeugbaues, der Emaillierabteilung inner- 
halb einer Metallwarenfabrik. 

2. Von den Fällen der Voll oder Teilbeendigung des Be⸗ 
triebs als der Aufgabe aller oder einzelner Betriebszwecke 
iſt ſcharf zu ſcheiden die bloße Ausſchaltung von per⸗ 
ſönlichen, ſächlichen oder immateriellen Betriebsmitteln, 
ohne daß ein mit dem Betrieb verfolgter Zweck auf— 
gegeben würde. 

a) Eine Ausſchaltung perſönlicher Betriebs⸗ 
mittel bei fortdauernden Betriebszwecken iſt noch nicht ge⸗ 
geben, wenn der Arbeitnehmer A. ausſcheidet und an ſeine 
Stelle der Arbeitnehmer B. in den Betrieb einzieht, ſondern 
erſt, wenn A. wegfällt, ohne daß an ſeine Stelle ein anderer 
Arbeitnehmer tritt, wenn es ſich alſo um eine Verminde⸗ 
rung der Arbeitneherzahl handelt. Wird ein Betrieb 
von Leipzig nach Berlin verlegt und dort in vollem Umfang 
weiterbetrieben, ſo iſt das, auch wenn ſämtlichen Leipziger 
Arbeitnehmern gekündigt wird, keine Ausſchaltung perſön⸗ 
licher Betriebsmittel, falls man nur in Berlin eine gleiche 
Anzahl von Arbeitnehmern einſtellt. 

b) Eine Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel 
bei fortdauernden Betriebszwecken liegt vor, wenn bisher dem 
Betrieb dienende Sachen nicht mehr dem Betriebszweck dienſt⸗ 
bar gemacht werden, mögen ſie dem Betrieb gänzlich entzogen 
(abgebrochen, veräußert, betriebsuntauglich gemacht) oder be⸗ 
triebstauglich beſtehen bleiben, aber nicht mehr benutzt werden. 
Der letztgenannte Fall ſetzt allerdings, wie in der Formulie⸗ 
rung deutlich zum Ausdruck kommt, voraus, daß eine Be⸗ 
nutzung der ſächlichen Betriebsmittel überhaupt nicht mehr 
erfolgt; er liegt nicht ſchon vor, wenn die Benutzung nur 
zeitlich verkürzt wird. Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel 
in dieſem Sinne iſt die von Fuchs und Nikiſch erörterte 
Ausſchaltung von 50 Webſtühlen aus einer Weberei mit ur⸗ 
ſprünglich 100 Webſtühlen, nicht die Verkürzung der Betriebs⸗ 
tätigkeit von acht auf ſechs Stunden. 3 

3. Das gegenſeitige Verhältnis der Voll- oder 
Teilbeendigung (oben unter 1) und der bloßen Ausſchaltung 
von Betriebsmitteln (oben unter 2) läßt ſich dahin beſtimmen, 
daß in den Fällen der Voll⸗ und Teilbeendigung die Betriebs⸗ 
mittel mit der Beendigung der Betriebszwecke jedenfalls aus 
deren Dienſt treten, wenn auch ihre Verwendung für einen 
anderen Betriebszweck noch in Frage kommen kann. Da es 
ſich nun auch bei der bloßen Ausſchaltung von Betriebsmitteln 
darum handelt, daß die Betriebsmittel dem Dienſte eines 
Betriebszweckes entzogen werden, ſo ergibt ſich, daß in beiden 
Fällen der Tatbeſtand eines Ausſcheidens bon Betriebsmitteln 
aus dem Dienſt von Betriebszwecken vorliegt. Der Gegenſatz 
beſteht darin, daß das Ausſcheiden im einen Fall im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Aufgabe des betreffenden Betriebszwecks, 
im andern Falle gerade entgegengeſetzt bei Weiterverfolgung 
des betreffenden Betriebszwecks vor ſich geht. 

4. Eine gegenſeitige Beeinfluſſung des Aus⸗ 
ſcheidens der perſönlichen und ſächlichen Be⸗ 
triebsmittel kommt bei der Voll- und Teilbeendigung 
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des Betriebs nicht in Frage, da hier mit der Beendigung des 
Betriebszwecks perſönliche, ſächliche und immaterielle Mittel 
notwendig gleichzeitig aus dem Dienſt des Betriebszwecks 
ausſcheiden. Bei der bloßen Ausſchaltung von Betriebsmitteln 
dagegen ergeben ſich wichtige Beziehungen zwiſchen der Aus⸗ 
ſchaltung perſönlicher und ſächlicher Hilfsmittel entſprechend 
dem Zuſammenhang, der zwiſchen der Arbeitsleiſtung der 
perſönlichen Hilfskräfte und den ſächlichen Betriebsmitteln 
beſteht. 

a) Eine Ausſchaltung perſönlicher Betriebsmittel, ins⸗ 
beſondere eine vom Betriebsinhaber ausgehende Verminde⸗ 
rungskündigung kann ſo erfolgen, daß ſich damit eine Aus⸗ 
ſchaltung ſächlicher Betriebsmittel nicht verbindet, nämlich 
dann, wenn die verbleibenden menſchlichen Hilfskräfte durch 
beſſere Ausnutzung (Einführung neuer Arbeitsmethoden, vgl. 
BRG. 8 66 Ziff. 2) in der Lage find, ſämtliche ſächlichen 
Betriebsmittel weiter in Benutzung zu halten, oder wenn die 
entgangene menſchliche Arbeitskraft durch tieriſche oder ele⸗ 
mentare Kraft erſetzt wird, ſo daß dadurch eine Fortbenutzung 
ſämtlicher ſächlicher Betriebsmittel möglich iſt. Liegt dagegen 
keiner der vorgenannten Fälle vor, ſo muß eine Verminde⸗ 
rungskündigung ſich mit einer Ausſchaltung ſächlicher Be- 
triebsmittel verbinden, ſofern nur die Arbeitsleiſtung der ent⸗ 
laſſenen Perſonen an ſächlichen Betriebsmitteln erfolgt iſt. 

b) Umgekehrt kann eine Ausſchaltung ſächlicher Betriebs- 
mittel begegnen, ohne daß perſönliche Hilfskräfte ausgeſchaltet 
werden, wenn beiſpielsweiſe die an der ausgeſchalteten Ma⸗ 
ſchine beſchäftigten Arbeitnehmer nunmehr anderweit dem⸗ 
ſelben Betriebszweck dienſtbar gemacht werden. Oder wenn 
die betreffende Maſchine überhaupt nicht von menſchlichen 
Arbeitskräften bedient worden ift. Liegen derartige Fälle nicht 
vor, ſo wird eine Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel ſich 
notwendig mit der Ausſchaltung perſönlicher Betriebsmittel, 
meiſtens mit einer Verminderungskündigung, verbinden. 
Kommt es zu einer ſolchen Verbindung von Ausſchaltung 
ſächlicher Betriebsmittel und Verminderungskündigung, ſo 
ſtehen beide zueinander im Verhältnis von Mittel und Zweck 
dergeſtalt, daß die Verminderungskündigung das oder ein 
Mittel iſt, um den Zweck der Ausſchaltung ſächlicher Be⸗ 
triebsmittel zu erreichen; denn das Weſen der Verminde⸗ 
rungskündigung erſchöpft ſich nicht in der Entlaſſung, ſon⸗ 
dern es muß dazu noch der Entſchluß kommen, nicht wieder 
einzuſtellen, und dieſer Entſchluß des Betriebsinhabers erfolgt 
hier in der Abſicht, ſächliche Betriebsmittel auszuſchalten, 
den Betrieb einzuſchränken. 

II. An Hand der vorſtehenden allgemeinen Erörterungen 
läßt ſich genau beſtimmen, welche Begriffe das 
geltende Recht mit den Worten „Stillegung des 
Betriebs“, „gänzliche oder teilweiſe Stillegung 
des Betriebs“, „Betriebsſtillegung“ verbindet. 

1. Das BRG. verwendet den Begriff der Betriebsſtill⸗ 
legung an drei Stellen. 

a) In 8 85 Ziff. 2 verſagt das BRG. dem Arbeitnehmer 
den gewöhnlichen Kündigungsſchutz durch Einſpruch beim 
Gruppenrat uſw. „bei Entlaſſungen, die durch gänzliche 
oder teilweiſe Stillegung des Betriebs erforder⸗ 
lich werden“. Hierunter können nur Entlaſſungen verſtanden 
werden, die im Falle einer Voll- oder Teilbeendigung 
des Betriebs in dem oben unter I, 1 entwickelten Sinne der 
endgültigen oder vorübergehenden Aufgabe 
aller oder einzelner Betriebszwecke ſtattfinden. 
Denn der geſetzgeberiſche Gedanke iſt der, daß der Betriebs⸗ 
inhaber, der ſeinen Betrieb aufgeben, d. h. die Betriebszwecke 
nicht mehr verfolgen will, durch den Kündigungsſchutz des 
BRG. nicht an dieſem Vorhaben gehindert werden darf. Das 
belegt auch 814 der VO. v. 3. Sept. 1919, aus dem 8 85 
Ziff. 2 BRG. hervorgegangen iſt; hier werden die in der VO. 
vorgeſehenen gewöhnlichen Kündigungsbeſchränkungen ausge⸗ 
ſchloſſen „bei nicht vorübergehender Einſtellung des Betriebs 
oder Auflöſung des Büros“, es iſt alſo ganz deutlich auf den 
Fall der Aufgabe der verfolgten Betriebszwecke durch das be- 
treibende Rechtsſubjekt, alſo auf unſeren Fall der Vollbeendi⸗ 
gung abgeſtellt. Die fachliche Neuerung des § 85 Ziff. 2 BRG. 
beſteht nur darin, daß die Aufhebung der gewöhnlichen Kündi⸗ 
gungsbeſchränkungen auf vorübergehende Beendigungen aus⸗ 
gedehnt und auch für den Fall der Teilbeendigung an⸗ 
erkannt wird, weil es unbillig wäre, den Betriebsinhaber 
durch die gewöhnlichen Kündigungsbeſchränkungen an der 
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Aufgabe eines von mehreren Betriebszwecken zu verhindern. 
Was für die Aufgabe ſämtlicher Betriebszwecke recht iſt, muß 
auch für die Aufgabe eines einzelnen Betriebszweckes billig 
fein. Die gänzliche Betriebsſtillegung des § 85 Ziff. 2 BRG. 
bedeutet alſo unſere Vollbeendigung, die teilweiſe Betriebs⸗ 
ſtillegung unſere Teilbeendigung im Sinne der entgültigen 
oder vorübergehenden Aufgabe eines unter mehreren verfolgten 
Betriebszwecken. Literatur und Praxis bringen denſelben Ge⸗ 
danken zum Ausdruck, wenn man die teilweiſe Betriebsſtil⸗ 
legung des § 85 Ziff. 2 BAG. auf den Fall der „Stillegung 
eines Betriebsteils“ oder „Teilbetriebs“ beſchränkt, während 
Fälle, wo der Geſamtbetrieb fortläuft und nur eine gewiſſe 
Arbeitnehmerzahl entlaſſen wird, ausſcheiden (ſo beiſpielsweiſe 
Flatow zu 8 85 Ziff. 2 BR.). Nur iſt hier die Bezugnahme 
auf Betriebsteil oder Teilbetrieb nicht ſcharf genug und ge⸗ 
eignet, Verwechſelungen mit den „ſelbſtändigen Betriebs- 
teilen“ in 8 1 Ziff. 2a der Still VO. herbeizuführen, die etwas 
ganz anderes bedeuten. 

Die oben erwähnten Falle der Auflöſung der Emaillier⸗ 
abteilung oder der Abteilung für Werkzeugbau in einer Ma⸗ 
ſchinenfabrik ſind typiſche Teilbeendigungen im Sinne des 
9 85 Ziff. 2 Bac., im Gegenſatz zu der Ausſchaltung der 
50 Webſtühle in der Weberei von 100 Webſtühlen, die nicht 
unter 8 85 Ziff. 2 BRG. fällt. 

b) 8 96 Ziff. 2 Bac. bringt die dem 885 Ziff. 2 BR. 
entſprechende Ausnahmebeſtimmung von dem verſtärkten Kün⸗ 
digungsſchutz der Betriebsratsmitglieder „bei Entlaſſungen, 
die durch Stillegung des Betriebs erforderlich find”. Es ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt, daß auch hier die Stillegung nur im 
Sinne der Betriebsbeendigung (oben I, 1) aufgefaßt werden 
darf. Eine Schwierigkeit ergibt ſich nur daraus, daß 8 96 
Ziff. 2 ORG. im Gegenſatz zu § 85 Ziff. 2 BRG. den Fall 
der teilweiſen Betriebsſtillegung nicht erwähnt. Man wird 
aber mit der geſamten Wiſſenſchaft und Praxis anzunehmen 
haben, daß hier ein argumentum e contrario nicht am Platze 
it. Als Betriebsſtillegung im Sinne des 8 96 Ziff. 2 BRG. 
kann neben der Vollbeendigung auch die Teilbeendi— 
gung im Sinne der endgültigen oder vorübergehenden Auf- 
gabe eines von mehreren Betriebszwecken verſtanden werden. 

c) In einem andern Sinne tritt die Betriebsſtillegung in 
874 BRG. entgegen. Es handelt ſich um die bekannte all⸗ 
gemeine Beſtimmung über das Insbenehmenſetzen des Arbeit⸗ 
gebers mit der Betriebsvertretung bei Maſſeneinſtellung und 
Maſſenentlaſſung. Die Maſſenentlaſſungen werden folgender⸗ 
maßen vom Geſetz umſchrieben: „Wird infolge von... Ein⸗ 
ſchränkung oder Stillegung des Betriebs oder infolge 
von Einführung neuer Techniken oder neuer Betriebs⸗ oder 
Arbeitsmethoden. . die Entlaſſung einer größeren Zahl von 
Arbeitnehmern erforderlich ...“ Hier bedeutet die Entlaſſung 
infolge Einführung neuer Techniken oder infolge neuer Be- 
triebs oder Arbeitsmethoden neben dem bloßen Perſonal⸗ 
mechjel großen Stils die oben unter 1442 behandelte Ver⸗ 
minderungskündigung ohne Ausſchaltung ſächlicher Betriebs⸗ 
mittel. Dementſprechend will die Entlaſſung „infolge Still⸗ 
legung“ nicht nur die Fälle einer Voll- oder Teil- 
beendigung des Betriebs, ſondern a uch die 
Fälle einer bloßen Ausſchaltung von ſächlichen 
Betriebsmitteln erfaſſen, ſofern ſich damit größere 
Verminderungskündigungen verbinden (oben unter J 4b). Die 
außerdem noch erwähnten Entlaſſungen „infolge Betriebs- 
einſchränkung“ müſſen dann auf Verminderungskündigungen 
im Zuſammenhang mit einer bloß zeitlichen Einſchränkung 
der Benutzung ſöchlicher Betriebsmittel (3. B. Aufgabe der 
Schichtarbeit) bezıgen werden. Während in Literatur und 
Praxis die letztere Deutung ganz allgemein vertreten wird, 
will man ebenſo allgemein die Stillegung im 8 74 BRG. als 
identiſch mit der gänzlichen oder teilweiſen Betriebsſtillegung 
in 885 Ziff. 2 BRG. behandeln (vgl. ftatt anderer Kieſchke⸗ 
Syrup zu 8 74 Ziff. 2 Anm 4; Feig⸗Sitzler ebenda 
Anm. 1; Derſch ebenda Anm. 1; KG. in JW. 1924, 202). 
Dann würden aber die Fälle, wo die Entlaſſung einer größe⸗ 
ren Zahl von Arbeitnehmern zwecks Ausſchaltung ſächlicher 
Betriebsmittel unter Fortführung der bisherigen Betriebs⸗ 
zwecke erfolgt, durch § 74 BRG. gar nicht erfaßt fein. Und 
doch will 8 74 offenſichtlich gerade auch ſolche Fälle wie jene 
Ausſchaltung der 50 Webſtühle treffen. Hiernach erſcheint es 
geboten, die „Stillegung des Betriebs“ in 874 BRG. nicht 
nur auf Fälle der Voll- und Teilbeendigung, wie in § 96 
Ziff. 2 BR., ſondern auch auf Fälle der bloßen Ausſchaltung 
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ſächlicher Betriebsmittel bei fortbeſtehenden Betriebszwecken 
zu beziehen. 

2. Auch bei der unmittelbaren Regelung der Betriebs⸗ 
ſtillegung in der VO. betr. Maßnahmen gegenüber 
Betriebsabbrüchen und = ftillegungen v. 8. Nov. 
1920 in der Faſſung der VO. über Betrfebsſtillegungen und 
Arbeitsſtreckung v. 15. Okt. 1923 kann es ſich nicht nur um die 
Fälle der Voll⸗ und Teilbeendigung handeln, ſondern auch hier 
muß die bloße Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel einbezogen 
werden. Das ergibt ſchon die parallele Behandlung von Be⸗ 
triebsſtellung und gänzlichem oder teilweiſem Abbruch von 
Betriebsanlagen ſowie Veräußerung zum Betriebe gehöriger 
Sachen in 81 Ziff. 1 StillB O. Das ergibt auch der ganze 
Zweck der VO., die die ſchon vorher geübte Tätigkeit der 
Demobilmachungsbehörden zur Erhaltung der wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit für das produzierende und das Verkehrs⸗ 
gewerbe näher regeln ſoll. Schwierigkeiten macht hier nur die 
Tatſache, daß die Verordnung nicht einfach auf die Fälle 
der Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel zukommt, ſondern 
innerhalb dieſes Bereiches einen engeren Kreis in kompli— 
zierter Weiſe abgrenzt. 

a) Die VO. ſpricht, wie Nikiſch a. a. O. richtig hervor⸗ 
hebt, nur in der Überſchrift von Betriebsſtillegung, im Text 
agegen davon, daß die Betriebsinhaber „Betriebs- 
anlagen ganz oder teilweiſe nicht benutzen“ (8 1 
Ziff. 2). Dazu werden die Fälle der gänzlichen Entziehung 
von Betriebsmitteln durch Abbruch, Veräußerung, Betriebs⸗ 
untauglichmachung in Gegenſatz geſtellt (§S 1 Ziff. 1). Die 
„Betriebsſtillegung“ der VO. umfaßt alſo zunächſt nicht be⸗ 
liebige Arten der Ausſchaltung von ſächlichen Betriebsmitteln, 
ſondern nur den Fall der Ausſchaltung durch 
gänzliche oder teilweiſe Nichtbenutzung der be⸗ 
triebstauglich beſtehen bleibenden ſächlichen 

etriebsmittel (vgl. hierzu oben I, 2 b). 

b) Die teilweiſe Nichtbenutzung iſt entſprechend den 
Ausführungen oben unter I, 2b nicht im Sinne einer 
bloßen zeitlichen Einſchränkung der Benutzung 
zu verſtehen. Man pflegt das in Wiſſenſchaft und Praxis be⸗ 
ſonders hervorzuheben (ſo auch Nikiſch a. a. O. S. 581, 
Welter a. a. O. S. 1424 und die dort mitgeteilte Ent⸗ 
ſcheidung des Gew. Emmerich, doch ftehen auch die Aus⸗ 
führungen von Fuchs a. a. O. ſelbſt auf dieſem Standpunkt) 
und wählt dazu die Formel, daß „teilweife Nichtbenutzung 
nicht zeitliche oder zeitweiſe Nichtbenutzung bedeute“. Das iſt 
irreführend, weil als zeitliche oder zeitweilige Nichtbenutzung 
auch eine abſolute Nichtbenutzung während begrenzter Zeit be⸗ 
zeichnet werden kann; dieſe würde aber unter den Begriff der 

ichtbenutzung von Betriebsanlagen im Sinne von 8 1 Ziff. 2 
allen, da die beſondere Ausnahme für die Gaifon- und 
Kampagnebetriebe in 8 1 Ziff. 2 beweiſt, daß an ſich auch 
die vorübergehende abſolute Nichtbenutzung er⸗ 
ſaßt wird. 

„Die teilweiſe Nichtbenutzung einer Betriebsanlage in 8 1 
Ziff. 2 iſt vielmehr als dauernde oder vorüber- 
gehende abſolute Nichtbenutzung eines Teiles 
iner Betriebsanlage zu verſtehen, ganz entſprechend 
wie in 81 Ziff. 1 „eine Betriebsanlage ganz oder teilweiſe 
abbrechen“ den Abbruch einer ganzen Belriebsanlage oder 
nes Teiles von ihr bedeutet. Das von Welter a. a. O. 
S. 1424, mitgeteilte Urteil des Gew. Emmerich will 
den gleichen Gedanken treffen, wenn es im Anſchluß an 
mann, Arbeitgeber 1921, ©. 88 ff., 1923, ©. 361 von. 
ſchar „örtlichen Nichtbenutzung“ ſpricht, doch ſcheint mir die 
charfe Abſtellung auf die Nichtbenutzung eines Teiles einer 
etriebsanlage deutlicher. Sie enthüllt ſofort, daß der Angriff 
AS gegen Fuchs wegen deſſen Auffaſſung einer 
entlelmaſchine als Betriebsanlage jeder praktiſchen Bedeutung 
tricbehrt, da die einzelne Maſchine jedenfalls Teil einer Be⸗ 
lab saulage ſein und ſonach ihre Nichtbenutzung die Grund⸗ 
ge für die Anwendung des § 1 Ziff. 2 bilden kann. 
a e) Im übrigen hat aber der Begriff der Betriebs⸗ 
nt feine praktiſche Bedeutung, da ja nach dem Wortlaut 
ern Still BO. deren Beſchränkungen nur eingreifen, wenn die 
chtbenutzten ſächlichen Betriebsmittel Betriebsanlagen oder 
eile von ſolchen find. 
Be Daß Betriebsanlage nicht identiſch iſt mit dem allgemeinen 
a, griff des ſächlichen Betriebsmittels, wird von Nikiſch 
9 15 D. richtig hervorgehoben. Es ergibt ſich das ſchon aus 
81 Ziff. 1 der StillB O., wo neben „Betriebsanlagen ganz 
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oder teilweiſe abbrechen“ als etwas davon Verſchiedenes „bis⸗ 
her zum Betriebe gehörige Sachen in anderer Weiſe dem 
Betriebe entziehen“ aufgeführt wird. Betriebsanlagen ſind 
hiernach etwas, was abgebrochen werden kann, was irgendwie 
baulich verbunden iſt. Einen anderen Fingerzeig gibt 
der Sprachgebrauch, der mit dem Worte „Betriebsanlage“ die 
Vorſtellung eines Komplexes von ſächlichen Be⸗ 
triebsmitteln verbindet. Bedenkt man weiter den Zweck 
der VO., die Leiſtungsfähigkeit der Großbetriebe des produ⸗ 
zierenden und Verkehrsgewerbes zu erhalten, ſo rechtfertigt 
ſich im Einklang mit dem Sprachgebrauch eine Beſchränkung 
der „Betriebsanlage“ auf unmittelbar techniſch dem 
Betriebszweck dienende Sachen, noch enger als in 
der geſetzlichen Regelung der Unfallverſicherung der Begriff 
des Betriebs auf techniſche Teile des Unternehmens beſchränkt 
wird. Kaufmänniſche Kontore, techniſche Büros, Rohſtoffe 
und Vorratslager von ſolchen, fertige Fabrikate und Lager 
von ſolchen, das für den Betrieb erforderliche bare Geld, auch 
wenn zu ſeiner Aufbewahrung ein beſonderer Raum vor⸗ 
handen iſt — ſind alles nicht Betriebsanlagen. Ein Fahr⸗ 
ſtuhl, der in der Maſchinenfabrik das Eiſen von einer Ma⸗ 
ſchine zur anderen befördert, iſt Betriebsanlage; ein Fahr⸗ 
ſtuhl, der nur der Beförderung der Arbeitnehmer an die 
Betriebsſtätte dient, iſt keine Betriebsanlage. Nur bei dieſer 
engen Auslegung des Begriffs der Betriebsanlage, auf die 
auch die Ausführungen von Erdmann, Arbeitgeber 1923, 
S. 361, Fuchs, a. a. O., S. 1016, und Nikiſch, a. a. O., 
S. 583, mit ihren „zur Durchführung des Produktions- 
prozeſſes unmittelbar erforderlichen Anlagen“ hinauskommen, 
rechtfertigt ſich überhaupt, daß die VO. den Begriff der Be: 
triebsanlage bzw. Teil einer Betriebsanlage einſchiebt; ſonſt 
hätte ſie einfacher von „zum Betriebe gehörigen Sachen“ 
ſprechen können, wie fie das in 8 1 Ziff. 1 tut. 

Hiernach kann der Begriff der Betriebsan lage im 
Sinne der StillVO. als eine banlich⸗ verbundene Ge⸗ 
famtheit von unmittelbar techniſch dem Be— 
triebszweck dienenden Sachen beſtimmt werden. 

d) Als Teil einer Betriebsanlage im Sinne der 
StillVO. iſt jede zu einer Betriebsanlage im entwickelten 
Sinne gehörige Sache zu bezeichnen, die auch ihrerſeits un⸗ 
mittelbar techniſch dem Betriebszweck dient: Federhalter, 
Schreibmaſchinen find nicht Teile von Betriebsanlagen (eben- 
jo Fuchs a. a. O. S. 1016, Gew G. Leipzig v. 5. Dez. 
1923, bei Fuchs a. a. O.), wohl aber Maſchinen, Schraubſtöcke 
(anders Gew®. Leipzig a. a. O.), Maſchinenteile uſw. bis 
hinunter zu den Beſen, mit denen die entſtehenden Abfälle von 
den im Gang befindlichen Maſchinen weggekehrt werden — 
im Gegenſatz zu den Beſen, die lediglich die Werkſtatt fegen 
oder einen Fabrikhof ſäubern. Die vernünftige Begrenzung 
ergibt ſich daraus, daß die Nichtbenutzung der Teile von 
Betriebsanlagen Beſchränkungen im Sinne der StillVO. nur 
auslöſt, wenn dabei eine beſtimmte Arbeitnehmerzahl zur Ent⸗ 
laſſung kommt, genau ſo wie der Abbruch von Betriebsanlagen 
und die Entziehung von bisher zum Betriebe gehörigen 
Sachen nach § 1 Ziff. 1 nur gehemmt iſt, „ſofern hierdurch die 
gewerbliche Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens weſentlich 
verringert wird“. 

e) Die „gänzliche oder teilweiſe Nichtbenutzung der Be⸗ 
triebsanlagen“ muß endlich nach dem ganzen Sinn der 
Still8dO. vom Unternehmer ausgehen, darf für ihn 
kein Zufall ſein, wie bei Verſagen der Stromzuführung, Be⸗ 
ſchädigung von Maſchinen, Streik der Arbeitnehmer (vgl. 
hierzu 86b StilWD., unten unter g); es würde zu Sinn⸗ 
loſigteiten führen, wollte man die Beſchränkungen der 
StillVO. auch auf die letzterwähnten Fälle anwenden. 

) Die Betriebsſtillegung im Sinne der Still- 
BD. ſtellt ſich ſonach dar als 

die vom Unternehmer ausgehende dauernde oder vorüber⸗ 
gehende abſolute Nichtbenutzung einer ganzen Betriebs⸗ 
anlage oder eines Teils einer Betriebsanlage, wobei Be⸗ 
triebsanlage und Teil einer Betriebsanlage in dem oben. 
unter c) und d) entwickelten Sinne zu verſtehen find. 
Solche Betriebsſtillegungen können nicht nur Fälle der Voll⸗ 
oder Teilbeendigung des Betriebs im Sinne der 
definitiven oder vorübergehenden Aufgabe aller oder einzelner 
Betriebszwecke, ſondern auch Fälle bloßer Ausſchal⸗ 
tung von ſächlichen Betriebsmitteln bei Weiter⸗ 
verfolgung der Betriebszwecke ſein. Sowohl der Tatbeſtand 
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der Aufgabe der Emaillierabteilung wie der der Ausſchaltung 
von 50 Webſtühlen gehört hierher. Andererſeits wird in bei⸗ 
den Richtungen nur ein engerer Kreis von Fällen erfaßt, der 
nach den oben unter a) bis e) angegebenen Geſichtspunkten 
abzugrenzen iſt. Schon die Veräußerung und Entfernung 
von 50 Webſtühlen, der Abbruch des Gebäudeteils, in dem. 
die Emaillierabteilung ſich befindet, würde keine Stillegung 
im Sinne der StillVO. mehr darſtellen. 

Will man auch bei der StillVO. die Begriffe „gänzliche 
und teilweiſe Betriebsſtillegung“ einführen, was die VO. 
ſelbſt nicht tut, ſo kann als gänzliche Stillegung nur die 
Nichtbenutzung einer ganzen Betriebsanlage, als teilweiſe 
Stillegung die Nichtbenutzung eines Teils einer Betriebsanlage 
bezeichnet werden. 

8) Beſchränkende Rechtswirkungen im Sinne einer Anzeige⸗ 
pflicht, Sperrfriſt, Kündigungsbeſchränkung löſt eine Betriebs⸗ 
ſtillegung nach StillVO. 8 1 nur aus, wenn „hierdurch 

(a) in Betrieben oder ſelbſtändigen Betriebsteilen mit in 
der Regel weniger als zweihundert Arbeitnehmer zehn 
Arbeitnehmer, 

(b) in Betrieben oder ſelbſtändigen Betriebsteilen mit in 
der Regel mindeſtens zweihundert Arbeitnehmern fünf 
vom Hundert der im Betriebe beſchäftigten Arbeit⸗ 
nehmerzahl, jedenfalls aber wenn mehr als fünfzig Ar⸗ 
beitnehmer 

zur Entlaſſung kommen“. Die Tatſache der Entlaſſung einer 
beſtimmten Arbeitnehmerzahl iſt demnach nur Voraus⸗ 
ſetzung für den Eintritt der geſetzlichen Be- 
ſchränkungen der Betriebsſtillegung und darf 
ſelbſt nicht mit in den Begriff der Betriebsſtillegung ein⸗ 
bezogen werden. Nikiſch a. a. O. macht ſich dadurch, daß 
er dies überſieht, unnötige Schwierigkeiten. Die von ihm an⸗ 
geführte völlige Einſtellung einer Modelltiſchlerei mit 40 Ar- 
beitnehmern innerhalb einer Maſchinenfabrik mit 1000 Ar⸗ 
beitnehmern iſt ſelbſtverſtändlich eine Betriebsſtillegung im 
Sinne der StillVO., nur greifen die Beſchränkungen der 
Still VO. nicht ein, weil dabei nicht die nötige Arbeitnehmer⸗ 
zahl zur Entlaſſung kommt — falls man nicht in dieſer 
Modelltiſchlerei einen „ſelbſtändigen Betriebsteil“ im Sinne 
von 81 Ziff. 2 Still VO. zu erblicken hat. 

Die oben wiedergegebene Faſſung der VO. macht es ver⸗ 
ſtändlich, daß Fuchs a. a. O. mit beſonderer Schärfe die 
Frage der Kauſalität herausgearbeitet und betont hat, Vor⸗ 
ausſetzung für den Eintritt der Beſchränkungen der Still VO. 
ſei Kauſalität zwiſchen Stillegung und Entlaſſung. Dabei 
unterläuft aber Fuchs in bezeichnender Weiſe ein Satz, wo⸗ 
nach die StillVO. Anwendung zu finden habe, wenn durch 
Entlaſſung von Arbeitnehmern einzelne Maſchinen zum Still⸗ 
ſtand kommen, was von Nikiſch aufgegriffen wird, um 
Fuchs vorwerfen, daß er hier den Kauſalnexus gerade um⸗ 
gekehrt habe. Betrachtet man die Ausführungen von Fuchs 
im Zuſammenhang, fo kann es keinem Zweifel unterliegen, 
daß er in Wahrheit eine Stillegung von Maſchinen meint, 
die in der Entlaſſung von Arbeitnehmern zum Ausdruck 
kommt. Es macht ſich hier die oben unter J, 4 erörterte Tat- 
ſache geltend, daß zwiſchen dem Ausſcheiden perſönlicher und 
ſächlicher Betriebsmittel gegenſeitige Beeinfluſſungen ſtatt⸗ 
finden und daß bei einem Zuſammentreffen einer Verminde⸗ 
rungskündigung und einer Ausſchaltung ſächlicher Betriebs- 
mittel zwiſchen beiden das Verhältnis von Mittel und Zweck, 
nicht das von Urſache und Wirlung beſteht; ihre Behandlung 
unter dem Geſichtspunkt der Kauſalität muß notwendig zu 
Unſtimmigkeiten führen. Allerdings ſtellt die Still O. ebenſo 
wie BRG. 8§8 85, Ziff. 2, 96, Ziff. 2, 74 darauf ab, daß 
durch Nichtbenutzung von Betriebsanlagen Arbeitnehmer zur 
Entlaſſung kommen, daß die Entlaſſungen durch Stillegung 
des Betriebs erforderlich ſind oder infolge Stillegung des 
Betriebs erforderlich werden. Das kann jedoch nichts daran 
ändern, daß ein Kauſalzuſammenhang nicht vorliegt. Gemeint 
iſt in 88 85 Ziff. 2 und 96 Ziff. 2, daß der Arbeitgeber einen 
Arbeitnehmer bzw. ein Betriebsratsmitglied entläßt, um die 
Verfolgung ſämtlicher oder einzelner Betriebszwecke aufgeben 
zu können. § 74 BRG. trifft außer den eben erwähnten 
Fällen auch die, wo Maſſenentlaſſungen erfolgen, um ſäch⸗ 
liche Betriebsmittel auszuſchalten. Die StillVO. endlich erfaßt 
die Fälle einer Entlaſſung zwecks gänzlicher oder teilweiſer 
Nichtbenutzung von Betriebsanlagen, mag es ſich dabei um 
Toll oder Teilbeendigung des Betriebs oder um bloße Aus- 


Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


ſchaltung ſächlicher Betriebsmittel handeln. Mit der dem 
Wortlaut nach verlangten Kauſalität zwiſchen der Nicht⸗ 
benutzung von Betriebsanlagen und Entlaſſungen will die 
Still BO. ihre Beſchränkungen nur auf folgende Tatbeſtände 
un anwendbar machen: 

aa) Ausſchaltung perſönlicher Betriebsmittel, ſpeziell Ver⸗ 
minderungskündigung ohne Ausſchaltung ſächlicher Betriebs⸗ 
mittel, genauer ohne gänzliche oder teilweiſe Nichtbenutzung 
von Betriebsanlagen (ſ. oben I, 4a), beiſpielsweiſe Verminde⸗ 
rung der Arbeitnehmerzahl um 51 im Zuſammenhang mit 
Einführung von menſchliche Arbeitskraft ſparenden Maſchi⸗ 
nen, Arbeitsmethoden, anderen Kraftquellen oder beſſerer 
Ausnutzung der verbleibenden menſchlichen Arbeitskräfte (ſog. 
Abſtoßen unproduktiver Kräfte) — hier nach dem Wortlaut 
Unanwendbarkeit der StillVoO., weil die Entlaſſung nicht 
durch eine Nichtbenutzung von Betriebsanlagen berbei⸗ 
geführt iſt. 

bb) Ausſchaltung ſächlicher Betriebsmittel, ſpeziell gänzliche 
oder teilweiſe Nichtbenutzung von Betriebsanlagen ohne 
Ausſchaltung perſönlicher Betriebsmittel, genauer ohne Ver⸗ 
minderungskündigung (ſ. oben I, 4b), beiſpielsweiſe Nicht⸗ 
benutzung von Maſchinen unter anderweiter Verwendung der 
Arbeitnehmer im Dienſte der Betriebszwecke; oder vorüber 
gehende Nichtbenutzung einer Betriebsanlage, weil 51 Arbeit⸗ 
nehmer wegen Verletzung der Arbeitspflicht friſtlos entlaſſen 


ſind und ſich nicht ſofort ein Erfah findet — auch hier nach 


dem Wortlaut Unanwendbarkeit der StillVO., weil Ent- 
laſſungen durch Nichtbenutzung einer Betriebsanlage nicht 
vorliegen; im einen Fall haben Entlaſſungen überhaupt nicht 
ſtattgefunden, im andern Fall haben die durchgeführten Ent⸗ 
laſſungen ihren Grund in der Verletzung der Arbeitspflicht, 
nicht in der Nichtbenutzung der Betriebsanlage. 

Demnach bleibt aber als Anwendungsgebiet für die Be⸗ 
ſchränkungen der StillVO. nur die dritte Gruppe (ſ. oben 
unter I, 4a und b), wo Verminderungskündigungen 
mit gänzlicher oder teilweiſer Nichtbenutzung 
einer Betriebsanlage zuſammentreffen, beiſpiels⸗ 
weiſe die Nichtbenutzung jener 50 Webſtühle unter gleichzeiti⸗ 
ger Verminderung der Arbeitnehmerzahl um 51 — nach dem 
Wortlaut hier Anwendbarkeit der StillVO., weil die Ent 
laſſung durch die Nichtbenutzung der Betriebsanlagen erfolgt. 
Die Anwendbarkeit bleibt aber gegeben, auch wenn der Ar- 
beitgeber die Maſchinen ausſchaltet, weil er die Löhne für die 
an ihnen beſchäftigten Arbeitnehmer nicht bezahlen kann 
(übereinſtimmend Fuchs und Nikiſch a. a. O.). 

Das Schiefe, was alle vorſtehenden Begründungen nach 
dem Wortlaut der StillVO. zeigen, und die Schwierigkeit der 
Feſtſtellung, ob im Einzelfalle die gewünſchte Kauſalität vor⸗ 
liegt oder nicht, erklärt ſich aus der oben gekennzeichneten 
Tatſache, daß ein Verhältnis des Mittels zum Zweck nach 
dem Wortlaut der StillVO. unter dem Geſichtspunkt der Ur- 
ſache und Wirkung betrachtet werden muß. Alle Schwierig⸗ 
keiten würden wegfallen und doch dasſelbe Ergebnis erzielt 
werden, wenn die StillVO. korrekt folgendermaßen formuliert 
hätte: 

Inhaber ... von gewerblichen Betrieben find verpflichtet... 
Anzeige zu erſtatten, bevor fie... die Benutzung von Be⸗ 
triebsanlagen oder von Teilen von Betriebsanlagen auf⸗ 
geben und zu dieſem Zwecke... Verminderungskündigungen 
vornehmen. 

Einer beſonderen Darlegung bedarf noch, weshalb im Vor⸗ 
ſtehenden der engere Tatbeſtand der Verminderungs⸗ 
kündigung (s. oben J, 2a) im Gegenſatz zu dem vom Geſetz 
gebrauchten allgemeinen der Entlaſſung eingeführt worden 
iſt. Wenn die Ausſchaltung von Betriebsanlagen lediglich zu 
einem Perſonenwechſel führt — wenn beiſpielsweiſe bei Be⸗ 
triebsumſtellungen eine beſtimmte Anzahl alter Maſchinen 
nicht mehr benutzt und die an ihnen tätigen Arbeitnehmer 
entlaſſen, dafür aber neue, qualifizierte Arbeitnehmer ein⸗ 
geſtellt und an neuen Maſchinen beſchäftigt werden oder 
wenn in einem Betriebe beſtimmte ältere Maſchinen nicht 
mehr benutzt, die an ihnen tätigen Arbeitnehmer entlaſſen, da⸗ 
für an bereits vorhandenen neueren Maſchinen zwei Schichten 
eingeführt werden und deshalb eine gleiche Zahl neuer, 
qualifizierter Arbeitnehmer eingeſtellt wird — ſo könnte man 
nach dem Wortlaut der VO. in der Tat annehmen, daß es 
ſich auch hier um Entlaſſungen handelt, die durch eine Nicht⸗ 
benutzung von Betriebsanlagen herbeigeführt werden: alſo 
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Anwendbarkeit der Beſchränkungen. Nach dem Sinn der VO. 
können ſolche Fälle nicht erfaßt ſein, weil durch ſie weder 
die von der BO. in erſter Linie geſchützte „gewerbliche 
Leiſtungsfähigkeit des Unternehmens“ (8 1 Ziff. 1) betroffen 
wird — kann es ſich ja möglicherweiſe ſogar um eine Steige⸗ 
rung der Produktion handeln — noch die von der BD. in 
zweiter Linie berückſichtigte Frage des Arbeitsmarktes. 

Bei Erkenntnis, daß die Anwendung der Still VO. 
nur für Verminderungskündigungen in Frage 
kommt, wird es verſtändlich, weshalb die StillVO. in ihrer 
erſten Faſſung die Frage, ob durch fie die Kündigung 
ſelbſt beſchränkt werde, im dunkeln laſſen konnte; waren 
doch die Verminderungskündigungen ohnehin durch die da- 
mals noch geltende VO. v. 12. Febr. 1920 über die Einſtellung 
und Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten während der 

eit der wirtſchaftlichen Demobilmachung ganz allgemein be⸗ 
chränkt. Erſt als durch die VO. über Betriebsſtillegung und 
Arbeitsſtreckung v. 15. Okt. 1923 jene VO. v. 12. Febr. 1920 
mit ihrem allgemeinen Schutz gegen Verminderungskündigung 
in Wegfall geſtellt war, mußte nunmehr die StillVO. den 
Kündigungsſchutz für ihre Verminderungskündigungen in 82 

bſ. 2 ausdrücklich übernehmen. 

Bei der Feſtſtellung, ob die im Zuſammenhang mit der 
Nichtbenutzung von Betriebsanlagen oder Teilen von ſolchen 
erfolgende Verminderungskündigung die Höhe erreicht, die 
für das Eingreifen der StillVO. maßgebend iſt, muß zunächſt 
die Zahl der in dem betreffenden Betrieb oder „ſelbſtändigen 
Betriebsteil“ beſchäftigten Arbeitnehmer feſtgeſtellt werden. 

abei bereitet der Begriff des ſelbſtändigen Betriebsteils 
ſchon deswegen beſondere Schwierigkeiten, weil er in ſich 
widerſpruchsvoll iſt und außerdem die ſonſt im Arbeitsrecht 
berwendeten Begriffe „weſentlicher Beſtandteil eines Betriebs“ 
(RVO. 8 539) und „Beſtandteile eines Unternehmens“ 
(BRG. 89 Abſ. 2) durchkreuzt. Ohne hier in genauere Aus⸗ 
einanderſetzungen der durch dieſen offenſichtlichen Mißgriff 
des Geſetzgebers veranlaßten Zweifel einzutreten, ſoll nur 
bemerkt werden, daß die ſelbſtändigen Betriebsteile 
der StillB O. § 1 Ziff. 2 etwa auf das herauskommen, was 
nach dem BRG. als Einzelbetrieb die Grundlage für die Er⸗ 
richtung der Betriebsvertretung bildet. 

Steht die Zahl der im Betrieb oder im ſelbſtändigen Be⸗ 
triebsteil beſchäftigten Arbeitnehmer feſt, ſo muß nunmehr 
gefragt werden, um wieviel dieſe Zahl zwecks Ausſchaltung 
von Betriebsanlagen oder Teilen von Betriebsanlagen ver⸗ 
mindert werden ſoll. Erreicht die Verminderung die von der 

vorgeſehene Höhe, fo greifen die Beſchränkungen ein. 
bei find auch nicht unmittelbar techniſch dem Be- 
lente b zweck dienende Arbeitnehmer wie Zimmer⸗ 
eute, Packer, Trägerinnen, Kehrer, Fahrſtuhlführer, Pfört⸗ 
ner, mit kaufmänniſchen Dienſten Beſchäftigte mitzuzählen, 
Ar zwar nicht nur bei der Feſtſtellung der urſprünglichen 
rbeitnehmerzahl, ſondern, falls ihre Entlaſſung auf den Ent⸗ 
ſchluß des Unternehmers, Betriebsanlagen oder Teile von 
olchen künftig nicht mehr zu benutzen, zurückzuführen iſt, auch 
bei der Feſtſtellung der Zahl der Verminderungskündigungen 
(anders Fuchs, a. a. O., S. 1016). Wird zwecks Stillegung 
i Emaillierabteilung einer Maſchinenfabrik mit 1000 Ar⸗ 
eintnehmern die Entlaſſung von 51 Arbeitnehmern, darunter 
N Pförtner, vorgenommen, fo greifen die Beſchränkungen 
der SHLWO. durch. Kommt bei der Stillegung einer größeren 
ier iebsabteilung auch eine nun entbehrlich gewordene Hof- 
onne zur Entlaſſung, ſo zählen auch dieſe Arbeitnehmer mit. 
nat Die 88 1 Abſ. 1 und 6 StillVO. bringen poſitive Aus⸗ 
die men, bei denen trotz Vorliegens aller Vorausſetzungen 
hei Beſchränkungen der Still VO. nicht eingreifen ſollen. Das 
get iſt die Ausnahme für den Fall der wirtſchaftlichen Kämpfe 
dern zu weit gefaßt, als fie auch den Fall des Streiks 


fuß rbeitnehmer trifft, der nach den oben gegebenen Aus⸗ 
en ohnehin keine Stillegung im Sinne der StillVO. 
e 


dor t, da dieſe vom Unternehmer ausgehende Maßregeln 
x ausſetzt (ſ. oben unter k). Darin beiteht gerade der Gegen⸗ 
ig n dem Begriff der Stillegung, der in der VO. vom 
“u Nov. 1920 begegnet. 

* 3. Die VO. v. 10. No v. 1920 betreffend die Still- 
Alt 88 von Betrieben, welche die Bevölkerung 
beſti Gas, Waſſer und Elektrizität verſorgen, 
a in ihrem 82, daß der Reichsinnenminiſter mit ver⸗ 
Bet zenen Verwaltungsmaßnahmen einſchreiten kann, wenn 
ekriebe der genannten Art „durch eine Ausſperrung oder 
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I 

Arbeitsniederlegung ganz oder teilweiſe ſtillgelegt werden“. 
Hier kommt die definitive Aufgabe verfolgter Betriebs⸗ 
zwecke überhaupt nicht in Frage, ſondern nur die vorüber⸗ 
gehende Voll- oder Teilbeendigung. Daneben iſt aber auch 
die bloße Ausſchaltung von Betriebsmitteln ge⸗ 
meint, und zwar Fälle, wo gleichzeitig perſönliche und ſäch⸗ 
liche Betriebsmittel ausgeſchaltet werden (ſ. oben J, 2). Hier⸗ 
bei wird im Gegenſatz zu allen vorher behandelten Fällen der 
Betriebsſtillegung auch die nicht vom Unternehmer, ſondern 
von den Arbeitnehmern ausgehende Ausſchaltung der Be⸗ 
triebsmittel erfaßt, die für den Unternehmer rechtlich Zufall 
iſt. Die Ausſchaltung braucht nicht ſämtliche Betriebsmittel zu 
betreffen, da die VO. auch für teilweiſe Stillegung gilt. Es 
genügt, wenn gleichzeitig mit der Ausſchaltung perſönlicher 
Betriebsmittel irgendwelche ſächlichen Betriebsmittel aus dem 
Dienſt des Betriebszwecks vorübergehend ausſcheiden. Das ent⸗ 
ſpricht dem Zweck der VO., das Funktionieren der lebens⸗ 
wichtigen Betriebe im vollen Umfange zu gewährleiſten und 
ſie den Einwirkungen von Streiks und Ausſperrungen mög⸗ 
lichſt gänzlich zu entziehen. Die Betriebsſtillegung im Sinne 
der VO. v. 10. Nov. 1920 bedeutet alſo 

die vorübergehende Voll- oder Teilbeendigung des Betriebs 

durch Ausſperrung ſowie die vorübergehende, durch Aus⸗ 

ſperrung ſeitens des Arbeitgebers oder durch Streik ſeitens 

der Arbeitnehmer hervorgerufene Ausſchaltung ſächlicher 

und perſönlicher Betriebsmittel. 


III. Es ergibt ſich, daß „Betriebsſtillegung“ in der neueren 
Geſetzgebung überall etwas Verſchiedenes bedeutet, ſogar 
innerhalb desſelben Geſetzes (BRG. 88 74 und 85 Ziff. 2). 
Nur im BRG. 88 85 und 96 Ziff. 2 iſt derſelbe Begriff ge⸗ 
meint, hier trotz verſchiedenen Wortlauts. 


Abgeſehen von dem Spezialfall der Stillegung lebenswichti⸗ 
ger Betriebe ſteht die Entwicklung des Begriffs der 
Stillegung in unlösbarem Zuſammenhang mit 
der Entwicklung der Kündigungsbeſchränkun⸗ 
gen. Unmittelbar nach der Revolution iſt nur der Gedanke 
der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit maßgebend. Die VO. 
vom 4. und 24. Jan. 1919 verfügen die Wiedereinſtellung 
der Kriegsteilnehmer und verbieten dem Arbeitgeber grund⸗ 
ſätzlich überhaupt jede Entlaſſung. Die an die Stelle der 
Januarverordnungen tretende VO. vom 3. Sept. 1919 gibt 
dem Arbeitgeber wieder die gewöhnliche Entlaſſung im Sinne 
eines Perſonalwechſels frei und ſieht dabei nur eine Mit⸗ 
wirkung der Arbeitnehmervertretung vor, die aber für den 
Fall der „nichtvorübergehenden Einſtellung des Betriebs oder 
der Auflöſung des Büros“ — alſo für den Fall der Voll⸗ 
beendigung (oben unter I, 1) in Wegfall geſtellt wird. Da⸗ 
gegen wird im Intereſſe des Arbeitsmarktes die Verminde⸗ 
rungskündigung, die Ausſchaltung perſönlicher Betriebsmittel 
(oben unter I, 2a) ganz allgemein beſchränkt. Mit dem Erlaß 
des BRG., Anfang 1920, geht die Regelung der gewöhnlichen 
Kündigung im Sinne des Perſonalwechſels in das BRG. 
über und mit ihr die Ausnahme für den Fall der Vollbeendi⸗ 
gung, die jetzt auch auf den Fall der Teilbeendigung des 
Betriebs ausgedehnt wird (vgl. oben unter I, 1). Die im 
Intereſſe des Arbeitsmarktes erfolgten Beſchränkungen der 
Verminderungskündigung bleiben neben dem BRG. auch in 
der neugefaßten DemobV O. v. 12. Febr. 1920 beſtehen. Ende des 
Jahres 1920 wird ein Einſchreiten des Staates im Intereſſe 
der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit gegen Betriebsbeendi⸗ 
gungen und Ausſchaltungen ſächlicher Betriebsmittel erforder⸗ 
lich, wobei aber gleichzeitig auch berückſichtigt wird, daß mit 
den ſächlichen Betriebsmitteln den Arbeitnehmern die not⸗ 
wendige Grundlage für ihre Beſchäftigung verlorengeht. So 
befchränft die Still VO. v. 8. Nov. 1920 die Nichtbenutzung von 
Betriebsanlagen oder von Teilen von ſolchen nur, falls ſich 
damit Verminderungskündigungen verbinden. Eine Zeitlang 
beſtehen demgemäß nebeneinander: gewöhnlicher Kündigungs⸗ 
ſchutz des BRG., Schutz gegen jede Verminderungskündigung 
nach der DemobV O. v. 12. Febr. 1920 und Beſchränkung der 
Ausſchaltung von Betriebsanlagen, falls ſich damit Verminde⸗ 
rungskündigungen verbinden. Die BD. über Betriebsſtill⸗ 
legung und Arbeitsſtreckung v. 15. Okt 1923 endlich bringt den 
heute maßgebenden Zuſtand: Der gewöhnliche Kündigungsſchutz 
des BRG. für den Fall des Perſonalwechſels bleibt mit 
ſeiner alten Ausnahme für den Fall der gänzlichen oder 
teilweiſen Stillegung, d. h. Beendigung des Betriebs unver⸗ 
ändert. Unter dem Geſichtspunkt, die Wirtſchaftlichkeit der 


Betriebe möglichſt zu ſteigern, wird aber der im Intereſſe des 
Arbeitsmarkts liegende unbedingte Schutz gegen Verminde⸗ 
rungskündigung, gegen Ausſchaltung perſönlicher Betriebs⸗ 
mittel, in der VO. v. 12. Febr. 1920 beſeitigt und auch die Aus⸗ 
ſchaltung perſönlicher Betriebsmittel, ſpeziell die Verminde⸗ 
rungskündigung freigegeben, falls ſich damit nicht die Aus⸗ 
ſchaltung von Betriebsanlagen oder Teilen von ſolchen ver⸗ 
bindet. Beſchränkt iſt jetzt nur noch durch die Still VO. ſelbſt 
diejenige Verminderungskündigung, die ſich mit der Aus⸗ 
ſchaltung von Betriebsanlagen oder Teilen von ſolchen ver⸗ 
bindet, und auch für ſie gilt nur eine Sperrfriſt. Daß auch 
bei dieſer Rechtslage der den Ausgangspunkt der Entwicklung 
bildende Gedanke der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit noch 
nicht gänzlich ausgeſchaltet iſt, darf nicht überſehen werden. 
Wenn eine mit Nichtbenutzung verbundene Verminderungs⸗ 
kündigung erfolgt, ohne daß die Leiſtungsfähigkeit des Be⸗ 
triebs ſich vermindert, weil man gleichzeitig die verbleiben⸗ 
den Betriebsanlagen vielleicht unter Einſchaltung neuer 
elementarer oder tieriſcher Kräfte beſſer ausnutzt, ſo greift 
die Beſchränkung der StillVO., falls nur die Verminderungs⸗ 
kündigung die notwendige Höhe erreicht, gleichwohl ein. 
Das äußere Ergebnis der geſchilderten Entwicklung iſt, 
daß ſich heute die Kündigungsbeſchränkung des BR., die 
im Falle der „gänzlichen oder teilweiſen Betriebsſtillegung“ 
wegfallen, und die Kündigungsbeſchränkungen der StillVO. 
v. 8. Nov. 1920/15. Okt. 1923 gegenüberſtehen, die im Falle 
der Betriebsſtillegung einſetzen. Das könnte den Anſchein er⸗ 
wecken, als ob dort, wo die Kündigungsbeſchränkungen des 
BRG. verſchwinden, die der StillVO. in die Lücke treten 
und als ob Betriebsſtillegung im BRG. und in der StillVO. 
dasſelbe bedeuteten. Dieſe Behauptung hat in der Tat Fuchs, 
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a. a. O. S. 1017, unter einer nichtberechtigten Berufung auf 
das Urteil des KG., ZW. 1924, 202, aufgeſtellt. Die vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen haben den Nachweis erbracht, daß 
Betriebsſtillegung im Sinne von BRG. $$ 85, 96 Ziff. 2 und 
im Sinne der StillVO. etwas vollſtändig Verſchiedenes find: 
das eine nur Aufgabe der Betriebszwecke, das andere auch 
Ausſchaltung von Betriebsmitteln bei Fortführung der Be⸗ 
triebszwecke. Der ganze Kündigungsſchutz des BRG. wäre in 
Frage geſtellt, wollte man ihn in allen Fällen einer Betriebs⸗ 
ſtillegung im Sinne der StillVO. für unanwendbar erklären. 
Die bisherige Haltung von Wiſſenſchaft und Praxis, beide 
Stillegungen verſchieden zu behandeln, iſt alſo durchaus be⸗ 
rechtigt, ihre Verteidigung durch Nikiſch a. a. O. Sp. 583 f., 
Weinberg a. a. O. S. 1423 f., begründet. 
„Betriebsſtillegung“ bedeutet aber nicht nur in dem BRG. 
und der StillV O. etwas Verſchiedenes, ſondern auch innerhalb 
des BRG. und in der VO. v. 10. Nov. 1920, Vier ver⸗ 
ſchiedene Begriffe werden, wie oben dargelegt, mit dem⸗ 
ſelben Worte verbunden. Das iſt ein untragbarer Zuftand. Der 
Geſetzgeber muß ſtatt des vieldeutigen Ausdrucks Betriebsſtill⸗ 
legung jeweils genau bezeichnen, was für Tatbeſtände er 
treffen will; die Mittel dazu ſind in der vorſtehenden Unter⸗ 
ſuchung an die Hand gegeben. Das Wort „Betriebsſtillegung“ 
darf, wenn es nicht überhaupt aus der Geſetzesſprache aus⸗ 
geſchieden wird, nur für einen feſtumgrenzten Begriff ver⸗ 
wendet werden. Als ſolcher ſcheint mir dem Wortſinn unter 
Beachtung des Gegenſatzes zur endgültigen Betriebsbeendi⸗ 
gung und zur bloßen Ausſchaltung von Betriebsmitteln am 
meiſten zu entſprechen: 
Die vom Unternehmer ausgehende vorübergehende Aufgabe 
bisher verfolgter Betriebszwecke. 


Die Richtlinien der wirtſchaftlichen Spitzenverbände 
zur Frage der Geſchäfts aufſicht. 


Von RA. IR. Profeſſor Dr. Hugo Cahn I, Nürnberg. 


Der Deutſche Induſtrie⸗ und Handelstag, der Reichs⸗ 
verband der Deutſchen Induſtrie, der Zentralverband des 
Deutſchen Großhandels, der Zentralverband des Bank- und 
Bankiergewerbes ſowie die Hauptgemeinſchaft des Deutſchen 
Einzelhandels haben Leitſätze über die zukünftige Rege⸗ 
lung der Geſchäftsaufſicht und des Konkurs⸗ 
rechtes aufgeſtellt. Nachdem dieſe Leitſätze die Billigung der 
Induſtrie⸗ und Handelskammern, auch der übrigen Spitzen⸗ 
verbände, gefunden haben, wurden fie dem RIM. einge⸗ 
reicht. Die wirtſchaftlichen Bünde haben ſich dabei dahin ge⸗ 
äußert, daß die Frage der Schaffung eines außerkon⸗ 
kursmäßigen Zwangsvergleiches mit der in den 
folgenden Sätzen — cf. III — vorgeſchlagenen Einführung 
einer Geſchäfts verwaltung nach dem Muſter des fran- 
zöſiſchen Rechtes zu verbinden ſei. 

Die Leitſätze haben folgenden Wortlaut: 

J. Die Geſchäftsaufſicht iſt nicht als dauernde Einrichtung 
unſerer Rechtsordnung beizubehalten, weil 

a) ſie ſich ihrer Natur und Entſtehung nach lediglich 
als eine vorübergehende Regelung aus dem Kriege 
erwachſener wirtſchaftlicher Verhältniſſe darſtellt; 

b) dieſe Einrichtung als ſolche, infolge der weitgehenden 
mißbräuchlichen Verwendung, eine erhebliche Gefähr⸗ 
dung des deutſchen Kredits namentlich im Auslande 
darſtellt; 

c) ſowohl aus juriſtiſchen als auch aus wirtſchaftlichen 
Gründen ſich eine Einarbeitung derjenigen Beſtim⸗ 
mungen, die einem dauernden Bedürfnis entſprechen, 
in das allgemeine Konkursrecht empfiehlt. 

II. Die hauptſächlichen Mängel der Geſchäftsaufſicht in ihrer 
gegenwärtigen Geſtalt ſind darin zu erblicken, 

1. daß die Verhängung der Geſchäftsaufſicht nach außen 
hin keine Beſchränkung der Verfügungsgewalt des 
Schuldners mit ſich bringt und daß auch das Gericht 
und die Aufſichtsperſon nicht in der Lage ſind, den 
Schuldner ſolchen Beſchränkungen mit Wirkſamkeit 
nach außen zu unterwerfen, 


2. daß die Tatſache der beſtehenden Geſchaͤftsaufſicht 
bei den Rechtshandlungen des Auſſichtsſchuldners 
auch ſonſt nicht in Erſcheinung tritt (Firmenzuſatz), 

3. daß dem Ermeſſen des Gerichtes überlaſſen iſt 
a) die Auswahl der Auſſichtsperſon, 

b) die Beſtellung eines Gläubigerbeirates, 

e) die Anhörung der zuftändigen Induſtrie- und 
e e oder eines anderen Sachverſtän⸗ 
igen, 

4. daß aufgehobene Geſchäftsaufſichten erneut wieder ein⸗ 
geleitet werden können, 

5. daß für die Vergütung von Aufſichtsperſonen in 
verſchiedenen Bezirken unverhältnismäßig hohe Sätze 
zugeſtanden worden ſind, durch die die Maſſe zum 
Nachteil der Gläubiger weſentlich verringert wor— 
den iſt, 

6. daß es au einem geordneten Rechtsmittelzug fehlt. 

III. Eine poſitive, dauernde Löſung würde unter folgenden 

Geſichtspunkten zu erfolgen haben: 

1. Die Einrichtung der Geſchäfts aufſicht wird durch 
eine in einem beſonderen Abſchnitt der Konkurs⸗ 
ordnung zu regelnde Geſchäfts verwaltung erſetzt. 

2. Die Geſchäfts verwaltung würde ſich grundſätzlich 
unterſcheiden: 

a) vom Konkursverfahren dadurch, daß ihr 
Zweck nicht die Verwertung der Maſſe 
iſt wie nach § 117 KO., ſondern, ähnlich wie 
nach 828 Abſ. 1 Geſch AV. die Abwickelung 
der Verpflichtungen, gegebenenfalls im Wege des 
Zwangsvergleichs, unter Weiterführung des 
Geſchäftes. 

Konkursverfahren und Geſchäftsverwaltung 
ſtünden einander ähnlich gegenüber, wie bei der 
Immobiliar⸗Zwangsvollſtreckung, Zwangsverſtei⸗ 
gerung und Zwangsverwaltung. 

b) von der Geſchäftsaufſicht dadurch, daß 
a) mit der Einleitung der Geſchäftsverwaltung der 

Schuldner die Befugnis verliert, ohne Mitwir⸗ 
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kung des Verwalters über ſein der Verwaltung 
unterliegendes Vermögen zu verfügen, 

b) die allgemeinen Vorſchriften der KO. über die 
Erhaltung der Maſſe, Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen, Eintragung eines entſprechenden 
Vermerks im Grundbuche und anderen öffent⸗ 
lichen Regiſtern uſw. auf die Geſchäftsverwal⸗ 
tung unmittelbare oder ſinngemäße Anwen⸗ 
dung zu finden haben. 

3. Im einzelnen wäre, abweichend von der Geſch AVO, 
anzuordnen: 

a) daß die Geſchäftsverwaltung auch von einem Gläu⸗ 
biger beantragt werden kann, 

b) daß dem Geſuch des Schuldners um Einleitung 
der Geſchäftsverwaltung ſtatt des von Gläubiger⸗ 
ſeite beantragten oder vom Schuldner auf Grund 
handelsgeſetzlicher Pflicht zu beantragenden Kon⸗ 
kurſes nur dann entſprochen werden darf, wenn 
der Schuldner glaubhaft macht, daß die Mehrheit 
ſeiner Gläubiger einverſtanden iſt und wenn die 
zuſtändige Induſtrie- und Handelskammer keine 
Bedenken äußert, 

e) daß ein Mitbeſtimmungsrecht des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes analog 88 134—137 KO. beſteht. — 

Dieſe Leitſätze veranlaſſen die nachfolgende Beſprechung: 
In dem diesjährigen Nachtrag zu meinem Kommentar 
hatte ich geſchrieben: 

„Prüft man ſchließlich die Frage, ob und inwie⸗ 
weit Neuerungen der VO. v. 14. Juni 1924 ausreichen, 
ſo muß man borfichtig entgegnen. Man müßte nämlich, 
wie ich glaube, die Kriegs. noch in manch anderen 
Punkten ummodeln, man müßte ein förmliches Friedens⸗ 
geſetz ſchaffen. Ich möchte beiſpielsweiſe nur daran er⸗ 
innern, wie wenig homogen die Organe der Geſchäfts⸗ 
aufſicht denjenigen einer beaufſichtigten AktGeſ. oder Ge⸗ 
noſſenſchaft ſind. Es wäre hier die Frage der m. E. 
notwendigen Subordinierung der Geſellſchaftsorgane unter 
die Aufſichtsorgane anzuſchneiden. Es wäre geltend zu 
machen, wie die ſchon oben berührte, von der Auffichts- 
perſon und dem Beirat angeordnete ſchuldneriſche Ge- 
ſchäftsführungseindämmung nach außen ſo gut wie wir⸗ 
kungslos iſt. Wie die Anfechtungsfrage gegenüber Gläu⸗ 
bigerbenachteiligung vor Aufſichtsverhängung, falls es 
nicht zum Konkurs kommt, logiſcher und dem Konkurs 
rechtsähnlicher zu ordnen wäre. Wie die alte Frage zu 
löſen wäre, ob die während des Aufſichtsverfahrens ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte, die Erfüllungshandlungen des 
Aufſichtsſchuldners und die Vollſtreckungen der Neugläu⸗ 
eiger, der Konkursanfechtung unterliegen (ſo Tremblau: 
JW. 1919, 373). Wie Abſchlagsverteilung und Rang⸗ 
ordnung der Befriedigung nach manchen praktiſchen Er⸗ 
fahrungen der letzten zehn Jahre weit beſtimmter geord⸗ 
net werden könnte. Wie bei der Erfüllung gegenſeitiger 
Verträge die AufſichtsVO. eigentlich nur halbe Arbeit 
tut. Wie die AufſichtsVO. z. B. bei der oben erwähnten 
Nichtbeſſerſtellung des beaufſichtigten Schuldners als Ver⸗ 
mieters unter Umſtänden die größte Ungerechtigkeit zei⸗ 
tigt. Doch dies ſei eine cura posterior. Wir wollen 
dei der jetzigen Reinigungskriſis uns vorerſt zufrieden 
geben, wenn die Reform v. 14. Juni 1924 der Wehr⸗ 
loſigkeit der Gläubigerſchaft und der Skrupelloſigkeit der 

chuldnerſchaft einen Damm ſetzt.“ 
Die Leitſätze der Wirtſchaftsverbände berühren ſich alſo 
Teil eng mit dieſen Anregungen. Die heutige Geſchäfts⸗ 
in icht mutet an, wie ein gewendeter Rock. Die alte Facon 
8 astdürftig aufrecht erhalten. Aber man ſieht dem Klei⸗ 
Eine, ſtück doch auf allen Seiten das Gefünftelte an. Die 
juſti ichtung war, als ſie am 22. Aug. 1916 im Reichs⸗ 
n beraten wurde, als Kriegsnotgeſetz gedacht. Sie 
f urſprünglich beſtimmt für unſere Kameraden im Felde, 
oder Iplößlich ihr Geſchäft einer geſchäftsunfähigen Frau 
amilie zurücklaſſen mußten. Die Einrichtung war 
beſtimmt für Kaufleute, deren Debitoren in Ruß⸗ 
mehr oder England ſaßen und vom Kriegsbeginn an nicht 
ſeiti 28 len konnten und durften. Damals war der ein⸗ 
111 Schuldnerſchutz, welcher ohne verhältnismäßige Wah⸗ 
den und Sicherung der Befugniſſe der Gläubiger dieſen 
rieg über die Hand band, wohl angebracht. Daß aber 
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heutzutage ein beaufſichtigter Schuldner ſchlechthin weiter⸗ 
arbeiten und überdies neue Verbindlichkeiten mit unvermin⸗ 
derten Rechtsfolgen eingehen darf, während die geſchädigten 
Gläubiger ganz untätig zuſehen müſſen, war nicht gewollt 
und konnte nicht gewollt ſein. Es iſt Zeit, daß die Einrich⸗ 
tung nunmehr homogen den allgemeinen gantrechtlichen 
Grundſätzen angepaßt werde. Geflickt und gewaltſam aptiert 
iſt jetzt genug. 

Bereits in einem Expoſs vom Auguſt 1916, ſodann 
im Komm. von 1917, habe ich die Nur-Sollvorſchrift 
des (heutigen) $3 Abſ. 2 der VD. beanſtandet. Jaeger 
hat zu 83 Abſ. 2 in der Sitzung v. 11. Mai 1918 in der 
Jur. Geſ. in Berlin (JW. 1918, 414) erklärt: „Es wird 
zu erwägen ſein, ob nicht etwa neben der Hemmung des 
Gläubigerzugriffs eine Beſchränkung der Verfügungsbefugnis 
des Schuldners (ſtatt der nur ſchuldrechtlich wirkenden Ge⸗ 
bundenheit unſerer Aufſichts oO.) vorzuſehen ſei. Eine ſolche 
würde der Verkehr allerdings nur bei Offentlichkeit des Ver⸗ 
fahrens ertragen.“ Nachdem nun die Offentlichkeit herge⸗ 
ſtellt iſt, beſtünde aller Anlaß, auch die Beſchränkung der 
Verfügungsbefugnis des Schuldners herzuſtellen. Der 83 
in der bisherigen Form iſt nicht mehr zeitgemäß. Vorerſt 
kann die AP. und der Gläubigerbeirat ſich nur dadurch 
helfen, daß erſterer — wo rätlich, unter ſtändiger Mitwir⸗ 
kung des letzteren —, energiſchſt die Geſchäftsführung in die 
Hände nimmt, nach innen ſowie außen tunlichſt klar, oft 
und einheitlich ſich als omnipotent geriert. Dies gilt vor 
allem überall da, wo Schuldner leinſchl. der Geſellſchafts⸗ 
organe) bedenkliche Maßregeln vornahm bzw. vorzunehmen 
verdächtig iſt. Das iſt ein Gebot der Zeit und Wirtfchafts- 
lage. Das gilt bis auf weiteres de lege lata. Seite 8 meines 
Nachtrages von 1924 heißt es diesbezüglich in bezug auf 
die alte VO. v. 14. Dez. 1916: Die Nichtberechtigung, ge⸗ 
wiſſe Geſchäfte vorzunehmen und Willenserklärungen ab⸗ 
zugeben, ferner die Vollſtreckungsverſagung, wenn die Auf⸗ 
ſichtsperſon ein Veto einlegt, wäre m. E. in eine Mußvor⸗ 
ſchrift zu kleiden geweſen. Ich hatte deshalb an zuſtändiger 
Stelle den Vorſchlag gemacht, zur weiteren Erreichung dieſer 
Zwecke die Anordnung der Geſchäftsaufſicht in das Handels⸗ 
regiſter und das Grundbuch bei den einſchlägigen ſchuld⸗ 
neriſchen Grundſtücken einzutragen, erſtere Maßregel ohne 
Veröffentlichung. . 

Die Leitſätze der Wirtſchaftsverbände legen 
den Finger (durch Theſe II 1 bzw. III 2b) auf die 
nämliche Wunde. 

Ich habe auch gegen Theſe II 2 nichts einzuwenden. 
Bereits die am 27. Mai 1924 im Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſterium verſammelten Spitzenverbände haben der Regierung 
die Erklärung abgegeben, daß die Geſch AVO. hinſichtlich 
der Publizität zu ändern ſei. Dadurch werden auch die Gläu⸗ 
biger raſch bekannt; es wird ein Überblick über die Aus⸗ 
ſichten gewonnen. Umtriebe und Schleichwege des Schuld⸗ 
ners oder einer Gläubigerclique werden ſachdienlicher ent⸗ 
hüllt. Dieſe Quinteſſenz der neueſten VO. v. 14. Juni 
1924 iſt in folgende Form gekleidet: Die Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht und der Name der AP. ſind den ihrem 
Wohnort nach bekannten Gläubigern mitzuteilen und im 
Deutſchen Reichsanzeiger befanntzumachen. Das Gericht kann 
weitere Bekanntmachungen anordnen. In dieſem Betreff ſtehe 
ich auf dem Standpunkt, daß, wenn ſchon Offentlichkeit ein⸗ 
geführt und nötig iſt, die Gerichte gut daran tun, in den 
amtlichen Lokal⸗ und Fachblättern zu publizieren, da den 
Reichsanzeiger die wenigſten Gewerbetreibenden leſen. 
Wurde aber überhaupt der Heimlichkeitsmodus 
der alten VO. ausgeſchaltet, ſo beſteht auch kein 
Bedenken gegen einen geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Firmenzuſatz der beaufſichtigten Ge⸗ 
werbe. Der Kontrahenk einer unter Geſchäftsaufſicht ſte⸗ 
henden Firma darf und muß wiſſen, was er wagt und mit 
wem er abſchließt. 222 

Dagegen beſteht m. E. zur Theſe II 3a und b fein 
Bedürfnis. Das Auſſichtsgericht ſoll auch fürderhin über 
den Parteien ſtehen. 88 21, 22 und 25 ſchützen alle Inter⸗ 
eſſenten ausreichend. Zur eigenen Deckung ſtellt das Ge⸗ 
richt nach meinen Erfahrungen den Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammern anheim, über die Perſon und Geeignetheit der 
Aufſichtsführer („Aufſichtler“ jagt man hierorts oft ge⸗ 
ſchmacklos) ſowie Beiratsmitglieder ſich zu äußern. Das 
genügt indes vollſtändig. Der Endentſcheid muß bei dem 
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Berufsrichter verbleiben. Nur der objektiv urteilende Be⸗ 
rufsrichter ſteht für gewöhnlich abſeits von Parteicliquen⸗ 
wünſchen, von denen einzelne gewerbliche Kammern allen⸗ 
falls nicht frei ſein können. 

Zu Leitſatz II 36 iſt zu ſagen, daß § 21 kaum obli⸗ 
gatoriſcher geſtaltet werden kann. Die Hatform iſt m. E. 
kategoriſch genug. Der Zuſatz: „. . es ſei denn, daß dieſe 
Anhörung nicht ohne eine die Geſamtintereſſen der Gläu⸗ 
biger gefährdende Verzögerung erfolgen kann“, entſpringt 
der gerechten Erwägung, daß in akuten Fällen eine Hin⸗ 
ausziehung der Geſchäftsaufſicht infolge der Anhörung der 
gewerblichen und Induſtriellen untunlich und der Siche⸗ 
rung der Maſſe ſchädlich ſein könnte. 

Rigoros und nicht gutzuheißen iſt weiter II 4 der Richt⸗ 
linien der Wirtſchaftsbünde. Die Aufhebung der Geſchäfts⸗ 
aufſichten hat mannigfachſte Urſachen. Wo der Beaufſich⸗ 
tigte und von neuem zu Veaufſichtigende unſchuldig an 
der bisherigen Nichtdurchführung der Aufſicht und die Gläu⸗ 
bigerſchaft, nach dem Ermeſſen des Aufſichtsgerichtes, der 
bisherigen AP., des bisherigen Gläubigerbeirates und der 
gewerblichen Kammern, nicht durch eine Wiederholung der 
Geſchäftsaufſicht im Nachteil iſt, ſollte die durch die Mög— 
lichkeiten der 88 20, 21 ausreichend verklauſulierte (zweit- 
malige) Anordnung nicht eo ipso ausgeſchaltet ſein. 

Zu II 5: unverhältnismäßig hohe, überſetzte Ver⸗ 
gütungen für die AP. kann kein gerechter Beurteiler bil- 
ligen. Soviel iſt aber hierzulande zu beobachten geweſen, 
daß im Gegenteil in den Jahren 1917-1922 etwa die 
Entſchädigungen für die AP. unterſetzt ausfielen. Die beſt⸗ 
befähigte AP. iſt bei der Verantwortung des Poſtens ge⸗ 
rade gut genug und die wird — weil auch ſonſt des Intel⸗ 
lektes und der Brauchbarkeit halber beruflich in Anſpruch 
genommen — für ein Butterbrot nicht zu haben ſein. Anders 
war es im Krieg, als die AP. ein Stück Hilfsdienſt er⸗ 
füllte. Daß man zur Zeit, wie manchmal bemerkbar, abge- 
baute und abgebrauchte Elemente, die für jeden Obolus 
dankbar ſind, aber auch nichts Rechtes leiſten, mit dem 
Amte betraut, kann nir wenig imponieren. Zu verpönen 
iſt daher auch die Nichtbezahlung der Gläubigerbeiratsmit⸗ 
glieder. Es hat heute keinen Sinn mehr, dem mit ſeinem 
Vermögen für Handlungen und Unterlaſſungen verantwort- 
lichen Gläubigerbeirat, deſſen Mitglieder ihre koſtbare Zeit 
zu verlieren und oft die verwickeltſten Verhältniſſe, Korre- 
ſpondenzen, Vertragsangelegenheiten zu würdigen und aus⸗ 
zutragen haben, unentgeltliche Geſchäftstätigkeit zuzumuten. 
Dieſe Zumutung paßte ſehr wohl zu den altruiſtiſchen Au⸗ 
forderungen gegenüber dem in der Heimat Gebliebenen, der 
ſo ein Stück Kriegsdienſt für den Kameraden im Felde tat. 

Name iſt Schall und Rauch. Ob das reformierte In⸗ 
ſtitut: Geſchäftsverwaltung oder ⸗aufſicht benannt wird, än- 
dert an der Güte bzw. Nichtgüte der Einrichtung wenig. 

Dagegen muß (nach wie vor) gegen das Syſtem III 3a 
der Leitſäe der Wirtſchaftsverbände Front gemacht werden. 
Ganz gewiß iſt die grundſätzliche Möglichkeit einer Initiative 
auch der Gläubigerſchaft nicht mit einem Federſtrich abzu— 
tun. Die Frage macht de lege ferenda vielleicht am mei⸗ 
ſten Kopfzerbrechen. Ich bin indes, wie bisher, der Auf⸗ 
jaſſung, daß die Aufſicht oder Verwaltung ein Bene des 
Schuldners für beſonders geartete Fälle darſtellen ſoll. Man⸗ 
gelt es an den günſtigen Merkmalen, die gem. Abſchnitt II 
der VO. (58 20 ff.) ſchärfeſt unter die Lupe genommen werden 
dürfen, ſo entfällt ja automatiſch das Prae für den Schuld⸗ 
ner. Wo von vornherein die Merkmale des Konkurſes vor⸗ 
liegen, geht es ohnedies mit der Aufſicht bzw. Verwaltung 
nicht ab. Andernfalls kann allemal ein Gläubiger eine — 
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erlaubte — Preſſion auf den Schuldner ausüben, indem er 
Konkursantrag ſtellt (nötigenfalls mit dem Beiſatz, er habe 
eventuell auch gegen die Geſchäftsaufſicht nichts einzuwen⸗ 
den) und ſo den Schuldner, der die günſtigeren Merkmale 
der Aufſicht erhofft, zur ſofortigen Einreichung eines Auf⸗ 
ſichts- oder Verwaltungsantrages veranlaßt. 

Schon die Denkſchrift zur öſterr. Ausgleichs. (S. 153) 
und die Denkſchrift des Reichstages vom 23. Sept. 1914 
(S. 16 ff.) haben die Anregung, dem Gläubiger ebenfalls 
das Recht zu dem Antrage der Geſch A. zu gewähren, als 
mit dem Grundgedanken der Maßregel nicht verträglich er- 
klärt. 

Jaeger, Mangler, Bürgel, Cahen, die Alteſten 
der Kaufmannſchaft Berlins, der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstages und einige Handelskammern, darunter Breslau, 
Elberfeld, Hannover, Nürnberg und Regensburg, waren frei- 
lich anderer Meinung. 

Es iſt ferner richtig, daß die öſterr. VO. v. 17. Sept. 
1914 über Geſch A. unter gewiſſen Vorausſetzungen das gläu- 
bigeriſche Antragsrecht gewährt (JW. 1915, 901; 1084). 
Dies alles kann mich jedoch nicht umſtimmen. Identifiziert 
man Geſch A. oder Geſchäftsverwaltung vollkommen mit den 
Konkursleitſätzen, dann kann man letzten Endes die ganze 
ſeit 1916 aufgekommene Einrichtung ausſchalten. M. E 
muß für die edleren Elemente, die in Gant im weiteren 
Sinn geraten, doch noch das erzieheriſche Zuckerbrot der Auf- 
ſicht (oder Verwaltung) übrig bleiben. 

Eine Mu ßvorſchrift i. S. des Abſ. o, III 3 der Richt 
linien der Wirtſchaftsverbände iſt auch nicht vonnöten. Die 
Genehmigung des Gläubigerbeirates holt eine weitſichtige 
AP. von ſelbſt in allen wichtigen Fällen ein; ganz gewiß 
bei den gravierenden Lagen des 8134 KO. (Veräußerung 
von Immobilien; Aufnahme von Darlehen; Übernahme frem⸗ 
der Verbindlichkeiten; Verpfändung von Maſſegegenſtänden). 
Allein für die heutzutage nur auf Wochen beſchränkte Ge- 
ſchäftsaufſicht (oder Geſchäftsverwaltung) beſteht nach meinem 
Dafürhalten die Notwendigkeit einer Mußnorm nicht. Ganz 
gewiß it kein Anlaß, die Mitzeichnung eines Gläubiger⸗ 
beiratsmitgliedes, gem. § 137 KO., obligatoriſch vorzu— 
ſchreiben. 

Daß Rechtsgeſchäfte der im 830 KO. bezeichneten Art 
nach Maßgabe der Vorſchriften der KO. anfechtbar ſein ſollen, 
iſt implizite im Abſ. III 2b der Richtſätze zum Ausdruck 
gelangt, indem dort die die künftige Geſchäftsverwaltung aus- 
zeichnenden Stützpunkte angeführt ſind. Dieſer durchaus zu 
billigende Gedanke iſt allerdings nicht neu (ſ. den oben 
zitierten Ausblick mit Nachtrag z. m. Komm., mit Erwähnung 
von Tremblau). Er iſt auch bei jeder Gelegenheit von 
Jaeger u.a. gewünſcht worden. Er paßt zur Aufſicht 
ebenſogut, wie zur Verwaltung. 

In dieſem Zuſammenhange erinnere ich an die anderen 
Begehren S. 14 und 15 des Nachtrages z. m. Komm.: Homo⸗ 
genität der Organe der Geſch A. mit denjenigen beauffic)- 
tigter Geſellſchaften und anderer Körperſchaften: Unter⸗ 
ordnung der Geſellſchaftsorgane unter die Aufſichtsbehörden. 
Straffere Vorſchriften über Abſchlagsverteilungen und Rang⸗ 
ordnung der Befriedigung, Beſſerſtellung des Beaufſichtigten 
als Vermieters. 

Zu guter Letzt das nicht Unweſentliche: Schaffung einer 
vor der Geſch A. grundſätzlich unabhängigen Zwangsaus⸗ 
gleichsordnung, wie ich dies ebenfalls bereits 1916 in Vor⸗ 
ſchlag brachte. Es iſt nicht einzuſehen — nach dem Kriege 
bzw. heutzutage gewiß nicht mehr — warum der Ausgleichs- 
ſchuldner erſt die Stationen der Geſch A. durchlaufen muß. 


Aufwertung. 


Die Aufwertung von Reſtkaufgeldern. 


Von Regierungs⸗ und Kulturrat Dr. Kasper, Berlin. 


Nachdem das KG. (Beſchluß v. 13. Nov. 1924, JW. 1924, 
2001) die Beſchränkung des 8 7 der 1. DurchfVoO. zur 
3. SteuerNotVO. als rechtsungültig erklärt hatte, hat der 
Reichspräſident auf Grund des Art. 48 RVerf. durch die 
BD. dur einſtweiligen Regelung der Aufwertung vom 4. Dez. 
1924 (RG Bl. I, 765) den bisherigen geſetzlichen Vorſchriften 


der 3. Steuer NotVO. und ihren Durchführungsbeſtimmungen 
bis zur Regelung im Wege der ordentlichen Geſetzgebung 
wieder rechtsverbindliche Kraft gegeben und zugleich die An- 
meldungsfriſt für die abweichende Aufwertung der bevorzugten 
Forderungen bis zum 31. März 1925 verlängert. Für wie 
lange zwar, muß zweifelhaft erſcheinen, insbeſondere wenn 
man den allerdings weitgehenden Standpunkt vertritt, daß 
die Gerichte auch die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des Art. 48 nachprüfen können. 


‚4. Jahrg. 1925 Heft 3] 


Die allgemeinen Vorſchriften, nach denen gemäß 83 der 
3. SteuerNokVO. die Aufwertung von persönlichen este 
tungen und daher auch von Reſtkaufgeldern zu erfolgen hat, 
ſind in 88 157, 242 BGB. enthalten, wie Literatur und 
Rechtſprechung einmütig annehmen (KG. a. a. O. v. 24. Nov. 
1924, 9 AW 33/24, mit genauer Literatur). Nach anerkannter 
Rechtſprechung iſt der Maßſtab für den Intereſſenausgleich 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner zunächſt ein ſachlicher, der 
ſich aus der allgemeinen Wirtſchaftslage ergibt, und dann 
eim perſönlicher, der die Verhältniſſe der Parteien im Einzel⸗ 
fall berückſichtigt. Für die Aufwertung eines Reſtkaufgeldes 
kommt zunächſt als ſachliche Grundlage der Wert des Kauf- 
gegenſtandes, alſo hier der des Grundſtücks, in Betracht. Denn 
da die Hypothek, der eigentliche fachliche Anteil am Grund⸗ 
ſtück, aus finanzpolitiſchen Gründen nur eine Aufwertung von 
15% erfahren darf, iſt das Reſtkaufgeld als perſönliche Schuld 
nach dem Willen des Geſetzgebers in wirtſchaftlicher Hinſicht 
an ihre Stelle getreten und verkörpert den Grundſtücksanteil, 
der ſeinem Verhältnis zum Geſamtkaufpreis entſpricht. Bei 
dieſer Bedeutung des Grundſtückswerts ergibt ſich, daß als 
Hauptgeſichtspunkt für die Aufwertung der Umſtand in Frage 
ommen muß, ob das verkaufte Grundſtück noch im Eigentum 
des perſönlichen Schuldners ſteht oder nicht. Denn im erſten 
Falle befindet er ſich noch im vollen Genuß des ſeinerzeit 
erſtandenen Sachwerts, im zweiten Falle dagegen wird es 
hauptſächlich darauf ankommen, wie ſeine Vermögenslage 
burch die Veräußerung des Grundſtücks zur Zeit noch be— 
einflußt wird. 


A. Der Schuldner iſt Eigentümer des verkauften 
Grundſtücks. 


5 1. Hierbei iſt zunächſt der Unterſchied zu machen, ob die 
Reſtkaufgeldforderung in der Zeit bis zum Kriegsende oder 
püter in der Inflationszeit begründet it. Iſt fie vor dem 
1. Jan. 1919 begründet, fo ſchließt zwar 87 der 1. DurchfVO. 
eine höhere als die 15prozentige Aufwertung zur Zeit noch 
aus. Da aber mit einer Anderung dieſer willkürlichen Be⸗ 
kimmung gerechnet werden muß, wobei ſelbſtverſtändlich auch 
er Dollarkurs in den Kriegsjahren zur Ermittelung des 
oldwerts der bereits im Kurſe erheblich gefallenen Mark 

zu berückſichtigen ſein wird, ſo ſoll hier zunächſt auf die 
Frage nach der Aufwertung der vor dieſem Zeitpunkt ent⸗ 
ſtandenen Reſtkaufgelder eingegangen werden. Dies iſt auch 
wegen der allgemeinen Überſicht und des wirtſchaftlichen Zu- 
ammenhangs in der ganzen Frage erforderlich, bei der 
5. B. ein Intereſſenausgleich bei den Inflationskaufgeldern 
m auf der wirtſchaftlichen Grundlage der Verhältniſſe 
or dem Kriege gefunden werden kann. Hierbei muß man 
zunächſt vom derzeitigen Erwerbspreis ausgehen, ſelbſt wenn 
er im Einzelfall nicht den angemeſſenen Kaufpreis dar⸗ 
hellen ſollte. Denn da es in der Zeit der damaligen ſtabilen 
tezürtſchaftsverhältniſſe der übereinſtimmende Wille der Par⸗ 
Eu war, zu dem vereinbarten Preiſe das Kaufgeſchäft zu 
dollziehen, ſo würde ſich durch eine nachträgliche Nachprüfung 
Mer Kaufpreiſes und Berückſichtigung bei der Aufwertung des 
leſtkaufgeldes für den einen Teil ein ungewollter Vorteil, 
teil den anderen Teil ein unvorgeſehener, unbilliger Nach⸗ 
V ergeben. So bildet alſo die Reſtkaufgeldſumme je nach ihrem 
einchältnis zum Geſamtkaufpreis zur Zeit ihrer Entſtehung 
Hi beſtimmten Anteil am Sachwert des Grundſtücks. Hat 
gelt deſſen Jetztwert im Vergleich zum Wert zur damaligen 
Hat verändert, jo muß ſich auch in demſelben Verhältnis der 
Mit anteil der Reſtkaufgeldſchuld am Grundſtück verändern. 
Sn muß feftgeftelft werden, in welchem Verhältnis der 
5 wert des Grundſtücks zu dem zur Zeit der Begründung 
werdeleſtkaufgeldforderung ſteht. Dabei muß darauf geachtet 
= N, daß es hierbei allein auf den einſtigen Zuſtand des 

in ndſtückes ankommt. Spätere Verbeſſerungen an Grund 
en, an den Gebäuden oder dem Zubehör ebenſo wie 

rück agen und Neuanſchaffungen ſind daher nicht zu be⸗ 
all ſichtigen. Es iſt nun zwar unmöglich, dies Wertverhältnis 
re zu ermitteln, da es auf die Lage und Verwendung 
gent rundſtücks im Einzelfalle ankommt. Ferner fehlt eine 
währen Statiſtik über die Bewegungen am Grundſtücksmarkt 
Untere und nach der Inflationszeit. Immerhin iſt aber der 
Grunge zwiſchen landwirtſchaftlichen und ſtädtiſchen 
1975 ſtücken jo in die Augen ſpringend, daß ſich hierbei ſo⸗ 

eine geſonderte Betrachtungsweiſe ergibt. 


Neuanl 
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Der bekannte Betriebswiſſenſchaftler Rothkegel ſührt in 
ſeinem Aufſatz „Die Veränderung des Wertes landwirtſchaft⸗ 
licher Betriebe“ in den „Berichten über die Landwirtſchaft“ 
(herausgegeben vom Reichsminiſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft, Neue Folge Bd. II, Heft 1, S. 80) aus, daß 
die eingetretenen Preisverſchiebungen wegen des gringen Um⸗ 
ſatzes von Landgütern ſehr ſchwierig zu beurteilen ſeien. Er 
kommt nach eingehenden Betrachtungen, in denen er vom 
Grundſtückswert vor dem Kriege ausgeht, zum Schluß, daß 
die verringerten Reinerträge, die hohen Zinsſätze, die rieſigen 
Steuerlaſten und die Kapitalarmut den Wert der ländlichen 
Grundſtücke im Großbetriebe um 15-35% des Friedenswerts 
verringert haben. Den ſtärkſten Rückgang zeigen hierbei die 
großen Beſitzungen mit geringem Boden. Bei Kleinbetrieben 
berechnet er auch je nach der Güte des Bodens die Wert⸗ 
minderung um 10—15%. Selbſtverſtändlich können die Zahlen 
keinen Anſpruch auf abſolute Zuverläſſigkeit machen. Darauf 
kommt es auch bei der Verſchiedenartigkeit der Einzelfälle 
nicht an. Es genügt, daß im allgemeinen eine erhebliche und 
wohl auch in abſehbarer Zeit unveränderte Wertminderung 
feſtgeſtellt iſt, deren Auswirkung im Einzelfall dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen überlaſſen bleiben muß. So würde ſich z. B. 
die Aufwertung eines Reſtkaufgeldes in Höhe von 500 000 % 
für ein im Jahre 1913 erworbenes 800 Hektar großes Gut 
mit mittlerem Boden, das damals einen Wert von 800 000 % 
gehabt hat, unter Berückſichtigung einer Minderung des Ge- 
ſamtwertes um 25% auf 375000 % belaufen. Von dieſer 
Summe wäre als ſachlicher Grundlage auszugehen und nun 
die perſönlichen Verhältniſſe der Vertragsparteien gebührend 
zu berückſichtigen. 

Ganz anders liegen die Verhältniſſe auf dem ſtädtiſchen 
Grundſtücksmarkt. Hier iſt der Wertunterſchied je nach Bau— 
art, Lage und Verwendung ſo verſchieden, daß die Preis⸗ 
bewegung nach der Inflation jede Einheitlichkeit vermiſſen 
läßt. Zwangswirtſchaft und Kreditnot ſind die Gründe für 
das Darniederliegen des ſtädtiſchen Grundſtücksmarkts. Be⸗ 
ſonders ſchwer werden naturgemäß zur Zeit die Miethäuſer 
getroffen, die ſich in der Mehrzahl infolge der unzulänglichen 
Mieten in einem Zuſtand der Verwahrloſung befinden. Bei 
der Bewertung iſt man zunächſt noch auf ungenaue 
Schätzungsergebniſſe angewieſen, die mit äußerſter Vorſicht 
aufzunehmen find. In Berlin angeſtellte Ermittelungen er⸗ 
gaben für die einzelnen Gebäudearten folgende Werte im 
Verhältnis zum Friedenswert, wobei in allen Fällen Laſten⸗ 
freiheit vorausgeſetzt iſt. Es haben a) Arbeitermiethäuſer 
10%, b) mittlere Miethäuſer 15%, c) herrſchaftliche Miet⸗ 
häuſer 20-30%, d) Eigenhäuſer 75—100%, e) gewerbliche 
oder induſtrielle Gebäude und Anlagen 30% (7) des Fried- 
denswertes. Ungefähr dieſelben Ergebniſſe laſſen ſich auch 
aus den Angeboten auf dem Grundſtücksmarkt in der Tages⸗ 
preſſe entnehmen. Sie wurden ebenfalls von einer bekannten 
Firma Berlins beſtätigt, die Grundſtücksverkäufe vermittelt, 
wobei allerdings von ihr ein beſtimmter Wert für gewerbliche 
und induſtrielle Gebäude und Anlagen nicht angegeben werden 
konnte, weil dieſe nach der Notwendigkeit ihres Erwerbs, 
nach Lage und Art zu verſchiedenartig ſind und in manchen 
Fällen bis zur Friedensgrenze bewertet werden. Wenn ſich 
auch ſelbſtverſtändlich die Berliner Verhältniſſe nicht ohne 
weiteres auf andere Städte übertragen laſſen, ſo zeigt ſich 
nur zu deutlich, eine wie große Wertminderung ganz all- 
gemein auf dem ſtädtiſchen Grundſtücksmarkt eingetreten iſt. 
Da der Schuldner aber vor dem 1. Januar 1932 zur Zahlung 
nicht verpflichtet iſt, ſteht allerdings zu erwarten, daß ihm 
der dauernd ſteigende Wert der Miethäuſer infolge des Ab⸗ 
baus der Wohnungszwangswirtſchaft zugute kommen wird. 
Daher wird der Richter gegebenenfalls nach Ermittelung des 
Jetztwerts die zukünftige Beſſerung der Wirtſchaftslage mit 
in den Bereich ſeiner Erwägungen ziehen müſſen, um das 
Reſtkaufgeld im Verhältnis zum Geſamtwert des Grundſtücks 
errechnen zu können. Wenn alſo z. B. ein mittleres Miethaus 
in Berlin 1913 für 300 000 # unter Stundung eines Reſt⸗ 
kaufgeldes von 200000 % verkauft worden iſt, fo würde der 
Wert des Reſtkaufgeldes nach den obigen Angaben jetzt 
30000 % betragen. Zu dieſer Summe wäre ein Zuſchlag 
von vielleicht 5-10 000 #6 angemeſſen, um die künftige Werk⸗ 
ſteigerung auf dem Wohnungsmarkt mit zu berückſichtigen. 
So würde ſich der Betrag ergeben, von dem man als ſach⸗ 
licher Grundlage für die endgültige Bemeſſung der Höhe der 
Aufwertung auszugehen hätte. 
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2. Ahnlich wird man vorgehen müſſen, wenn die Reſt⸗ 
kaufgeldforderung nach dem 31. Dez. 1918 in der Inflations⸗ 
zeit begründet iſt. Auch in dieſem Falle wird der veränderte 
Grundſtückswert von ausſchlaggebender Bedeutung ſein. Das 
iſt hier beſonders notwendig, weil eine auch nur einiger⸗ 
maßen richtige Bewertung von Grundſtücken in der In⸗ 
flationszeit wegen der völligen Preisverſchiebung unmög⸗ 
lich war. Die Erfahrung lehrt, daß in den letzten Jahren 
der Wert für landwirtſchaftliche Grundſtücke trotz der 
in den Jahren 1920 bis 1922 überaus guten Wirtſchafts⸗ 
lage der Landwirtſchaft durchſchnittlich auf 1/,—/, des Frie⸗ 
denspreiſes geſunken war, während ſtädtiſche Liegenſchaften 
in vielen Fällen zu // ihres Friedenswertes umgeſetzt 
wurden. Dazu kam, daß der vereinbarte Kaufpreis oftmals 
infolge der Verzögerung des Kaufgeſchäfts bis auf einen ge⸗ 
ringen Bruchteil bei der Auszahlung dahingeſchwunden war. 
Daher wäre in dieſen Fällen eine allgemeine Beſchränkung der 
Aufwertung auf 100% des einſtigen, etwa nach dem Dollarkurs 
ermittelten Goldwerts völlig falſch. Denn wenn auch hier 
von dem vereinbarten Kaufpreis ausgegangen werden muß, 
wiewohl er meiſtens auch ſchon während der Inflationszeit 
wegen der Unüberſichtlichkeit der Wirtſchaftslage durchaus nicht 
angemeſſen geweſen ſein dürfte, ſo kann man dieſen Grundſatz, 
den die Rechtſprechung bisher bedauernswerterweiſe in Auf⸗ 
wertungsfragen nach bürgerlichem Recht einzunehmen pflegt, 
hier gewiß nicht anwenden. Iſt es ſchon im allgemeinen ein 
Hohn auf jede individuelle und wirtſchaftlich richtige Behand— 
lung des Einzelfalles, wenn der Richter ſtatt aus ſeiner Er⸗ 
fahrung im Wirtſchaftsleben rein automatiſch aus einer Ta- 
belle für Dollarkurſe ſeine Erkenntnis für die Urteilsfällung 
ſchöpft, ſo erſt recht hier, wo nicht nur der angebliche Auf⸗ 
wertungsmaßſtab, ſondern bereits der Ausgangspunkt für 
eine derartige Umrechnung eine völlig ſchiefe Grundlage gibt. 
Daß der Goldwert aus der Inflationszeit mit der vollſtändi⸗ 
gen Loslöſung der Wirtſchaft von der Goldmarkrechnung 
überhaupt nicht als Wertmeſſer herangezogen werden kann, 
namentlich wenn er über den von politiſchen und börſen⸗ 
techniſchen Einflüſſen abhängigen Dollarkurs errechnet wird, 
daß ebenſo die anderen Maßſtäbe, ſei es Lebenshaltungsindex, 
Goldzollaufgeld, die Zeilerſche Umwertungszahl, landwirt⸗ 
ſchaftliche Produkte, Löhne, Gehälter uſw. ſich nur in Aus⸗ 
nahmefällen zum Vergleich von wirtſchaftlichen Vorgängen 
während der Inflationszeit mit denen nach der Währungs⸗ 
ſtabiliſierung eignen, iſt ſchon oft genug betont worden. Daher 
iſt unter völliger Abkehr von derartigen unzulänglichen Ver⸗ 
gleichsmöglichkeiten in erſter Linie von der jetzigen Wirt⸗ 
ſchaftslage auszugehen. So wird die Aufgabe zu löſen ſein, 
das in Papiermark ausgedrückte Reſtkaufgeld in ein beſtimmtes 
Verhältnis zu dem jetzigen Grundſtücksgoldwert zu bringen. 
Hierzu führen zwei Wege. 

Auf den erſten gelangt man in Übereinſtimmung mit der 
allgemeinen Anſicht über die Steigerung des Grundſtücks⸗ 
wertes zum Ziel. Angenommen, eine Reſtkaufgeldforderung 
ſei am 11. Juni 1922 in Höhe von 10000 Papiermark be⸗ 
gründet, wobei der Geſamtkaufpreis 30000 Papiermark be⸗ 
tragen hätte. Der Goldwert des Reſtkaufgeldes würde ſich 
nach dem damaligen Dollarſtand auf 600 Goldmark, der 
Geſamtkaufpreis auf 1800 Goldmark beziffern. Wenn nun 
3. B. der jetzige Goldwert des Grundſtücks im Verhältnis zum 
damaligen Goldwert auf das 1Ofache geſtiegen fein würde, 
ſo entſpräche der Wert der Reſtkaufgeldforderung nunmehr 
6000 Goldmark. Dieſe Summe würde dann den Ausgangs⸗ 
punkt für die weiteren Erwägungen über die endgültige Höhe 
der Aufwertung darſtellen. 

Der andere Weg, der zum gleichen Ergebnis führt, gibt 
folgenden Erwägungen Raum: Durch die Bezahlung einer 
beftimmten Summe des vereinbarten Papiermarkkaufpreiſes 
als Anzahlung iſt der Teil des Grundſtückswertes abgegolten, 
der dem bezahlten Anteil im Verhältnis zum Geſamtkaufpreis 
in Papiermark entſpricht. Der übrigbleibende Teil des Grund⸗ 
ſtückswertes wird durch das Papierreſtkaufgeld verkörpert. 
Um dieſe Summe in Goldmark umzurechnen, ermittelt man 
den jetzigen Goldwert des Grundſtücks und zieht davon den 
Wertbruchteil ab, der mit der damaligen Papiermarkanzahlung 
im Vergleich zum Geſamtkaufpreis abgegolten iſt. Wenn z. B. 
ein Grundſtück 1923 1 Milliarde Papiermark gekoſtet hat, auf 
die 750 Millionen angezahlt find, fo iſt damit 34 des Grund⸗ 
ſtückswertes abgegolten, Y, im Reſtkaufgeld verkörpert. An⸗ 
genommen, dasſelbe Grundſtück hat jetzt den Wert von 


120 000 Goldmark, jo gilt ½ des Wertes mit der damaligen 
Anzahlung als bezahlt, / = 30000 Goldmark beträgt das 
Reſtkaufgeld nach ſeinem Jetztwert. 

Mithin erfolgt die Berechnung des Reſtkaufgeldes in 
Goldmark in beiden Fällen nach folgender Gleichung: 


Reſtkaufgeld (in PM.): Geſamtkaufpreis (in PM.) = 
x: Grundſtücksjetztwert (in GM.). 
x = Reſtkaufgeld x Grundſtücksjetztwert 
Geſamtkaufpreis 

Der 9. ZS. des KG. hat ſich das große Verdienſt er⸗ 
worben, die Unzulänglichkeit der bisherigen Rechtſprechung in 
Auſwertungsfragen für die Umſtellung der Reſtkaufgelder in 
Goldmark klar zu erkennen und zur Ermittelung der Höhe 
der Aufwertung den oben geſchilderten zweiten Weg ein⸗ 
zuſchlagen. In feinen Befchlüffen v. 13. u. 24. Nov. 1924 
(9 AW 18/24 u. 33/24, letzterer in ZW. 1924, 2004) führt er 
aus, wie haltlos eine Umrechnung über den Dollarkurs im 
allgemeinen und wie unbillig eine Aufwertung von Reſtkauf⸗ 
geldforderungen in Höhe von 100% des Goldwertes bei 
dieſer Umrechnung iſt. 

3. Nachdem man ſo in eingehender Würdigung der Wirt⸗ 
ſchaftslage den ſachlichen Ausgangspunkt zur Feſtſtellung der 
Höhe der Aufwertung gefunden hat, muß nunmehr in die 
Prüfung der perſönlichen Verhältniſſe der Parteien ein⸗ 
getreten werden, die nach richtigem Recht bei der Löſung der 
Aufwertungsfrage nicht übergangen werden dürfen (RG. 107, 
87). Scheint es auch vom Standpunkte des Gläubigers nur 
ſchwer verſtändlich, daß dieſelben Rechtsbeziehungen je nach 
der Perſon der Schuldner rein zufällig zu völlig verſchiedenen 
Ergebniſſen führen, ſo kann doch die Liquidation der In⸗ 
flationszeit nur in einem Ausgleich der beiderſeitigen Inter⸗ 
eſſen vor ſich gehen, bei denen die Lage des Schuldners mit 
eine ausſchlaggebende Rolle ſpielen muß. Hierbei dürfen aber 
nicht mehr die wirtſchaftlichen Umſtände in Betracht kommen, 
die mit dem Grundſtück ſelbſt in Zuſammenhang ſtehen, 3. B. 
die auf den Grundſtücken ruhende, überaus geſteigerte Steuer⸗ 
laſt oder der verminderte Reinertrag. Denn dieſe ſollen bereits 
bei der ſachlichen Wertermittelung durch Herabſetzung des 
Wertes des Reſtkaufgeldes ihren Ausdruck gefunden haben. 
Dagegen wird z. B. zu berückſichtigen ſein, ob ein Eigentums⸗ 
wechſel ſtattgefunden hat und der neue Eigentümer nach 
§8 415, 416 BGB. perſönlicher Schuldner auch der Reſt⸗ 
kaufgeldforderung geworden iſt. Wenn auch das KG. im Be- 
ſchluß v. 13. Nov. 1924 (9 AW 18/24) der Anſicht von Mügel 
(Kommentar Art. I, $3, Anm. 2, S. 67), daß die Höhe der 
Anrechnung des Reſtkaufgeldes auf den Kaufpreis für die 
Aufwertung entſcheidend ſei, in dieſer Allgemeinheit nicht 
beigetreten iſt, ſo wird man ihr doch zuſtimmen müſſen. 
Gerade das folgende Beiſpiel, das das KG. anführt, zeigt, 
daß die Anſicht Mügels durchaus richtig iſt: 

Erſter Verkauf April 1919 (1 Goldmark — 3 Papier⸗ 
mark) für 60 000 Papiermark, Reſtkaufgeld 30 000 Papier⸗ 
mark. 

Zweiter Verkauf Juli 1922 (1 Goldmark — 100 Papier⸗ 
mark) für 1,5 Millionen Papiermark mit Übernahme der 
30000 Papiermark zum Nennwert. 

Dann ſollen nach Anſicht des KG. dieſe 30000 Papiermark 
gegenüber den 1,5 Millionen eine ſo geringe Bedeutung 
haben, daß hier eine Aufwertung nach allgemeinen Grund— 
ſätzen ſtattzufinden hätte, mithin bei der Aufwertung von dem 
halben Grundſtücksjetztwert ausgegangen werden müßte. Das 
wäre aber unbillig. Denn bei einer ſolchen Aufwertung müßte 
der Eigentümer außer dem vielleicht damals angemeſſenen Kauf⸗ 
preis jetzt noch annähernd die Hälfte des Grundſtücksjetztwerts 
an den Gläubiger zahlen. Dann hätte er bei Anwendung der 
obigen allgemeinen Aufwertungsgrundſätze das Grundſtück um 
faſt 50% zu teuer bezahlt. Im Gegenteil, je geringer die 
Reſtkaufſumme gegenüber dem neuen Kaufpreis, in dem er 
übernommen wird, erſcheint, um ſo weniger darf ſie jetzt nach 
den allgemeinen Grundſätzen aufgewertet werden, ſondern nur 
zu dem Teil, dem ſie beim Eigentumswechſel im Verhältnis 
zum Geſamtkaufpreis entſprach, alſo hier in unſerem Beiſpiel 
mit 3/80 des jetzigen Grundſtückswertes. Der Gläubiger könnte 
höchſtens einen angemeſſenen Aufſchlag fordern, falls der vom 
neuen Eigentümer gezahlte Geſamtkaufpreis ſeinem Goldwert 
nach ſehr gering iſt, um auch in dem Anteil des einſtigen 
Reſtkaufgeldes den Inflationsgewinn zu erfaſſen. Nur in 
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ſolchen Fällen wird das KG. mit feiner Anſicht Recht be- 
halten, in denen der Abkäufer mit der perſönlichen Schuld 
zugleich auch das Aufwertungsriſiko übernommen hat, denn 
dieſe Verpflichtung wird ſelbſtverſtändlich in der Höhe der von 
ihm gezahlten Kaufſumme zum Ausdruck gekommen ſein. 

4. Über dieſe den wirtſchaftlichen Erforderniſſen allein ge⸗ 
recht werdende Umrechnung des Reſtkaufgeldes pflegt der durch 
die bisherige unzulängliche Geſetzgebung verwöhnte Schuldner 
meiſt ſehr betroffen zu ſein. Die Einwände, die man immer 
wieder hört, lauten insbeſondere, daß man in der Inflations⸗ 
zeit die Grundſtücke nie gekauft hätte, wenn mit ſolcher Auf⸗ 
wertung zu rechnen geweſen ſei, und daß allgemein ſolche 
Summen überhaupt nicht bezahlt werden könnten. Beide Ein- 
wände ſind aber in den meiſten Fällen unerheblich. Der auf 
die in der Inflationszeit niedrigen Grundſtückspreiſe ſpeku⸗ 
lierende Käufer, der ſein Kapital trefflich angelegt hat, iſt 
nicht getäuſcht worden. Er hat einen Teil des Grundſtücks⸗ 
wertes wirklich mit wertloſem Papiergeld bezahlen können 
und iſt um ſo günſtiger geſtellt, je höher die Anzahlung ge⸗ 
weſen iſt, die in den meiſten Fällen wegen der Wirtſchaftslage 
den größten Teil des Geſamtkaufpreiſes betragen haben wird. 
Daß er, der Inflationsgewinner, noch jetzt bei der Aufwertung 
des Reſtkaufgeldes ein Stabiliſierungsgewinner werden ſoll, 
iſt eine durch nichts gerechtfertigte Forderung. Wenigſtens den 
Teil des Kaufgeldes, deſſen Rückzahlung in die Goldmark⸗ 
rechnung fällt, ſoll er nach dem Goldwert des Grundſtücks be⸗ 
zahlen. Selbſtverſtändlich wird es für die Höhe der Auf- 
wertung von Belang fein, einen wie großen Teil des Grund— 
ſtückswertes er noch zurückzuzahlen hat. Je kleiner dieſer Teil 
iſt, d. h. je größer ſich durch die Abgeltung des Sachwerts in 
wertloſer Papiermark ſein Inflationsgewinn darſtellt, um ſo 
höher kann die Aufwertung unbedenklich angenommen werden. 
Dem zweiten allgemeinen Einwand, daß das Reſtkaufgeld in 
ſolcher Höhe nicht gezahlt werden könnte, iſt entgegenzuhalten, 
daß es ja zur Zeit noch gar nicht gezahlt zu werden braucht. 
Nach 8 5 der 3. Steuer RotVO. kann der Schuldner zur Zah- 
lung der nach § 3 aufzuwertenden perſönlichen Forderung vor 
dem 1. Januar 1932 nicht gezwungen werden. Nur der Zins⸗ 
genuß des Kapitals zu überaus niedrigen Sätzen ſteht dem 
Gläubiger bis zu dieſem Zeitpunkt zu. Erſt im Jahre 1932 
würde daher der Schuldner dieſen Einwand erheben können, 
falls ihn auch dann noch ſeine Wirtſchaftslage rechtfertigen 
ſollte. Dieſe Vorſchrift ſoll Gläubiger und Schuldner einem 
Vergleich möglichſt geneigt machen. Beiden Teilen wird in 
den meiſten Fällen damit am beſten gedient ſein, wenn der 
Schuldner als Grundſtückseigentümer ſich bereit finden läßt, 
das aufgewertete Reſtkaufgeld von neuem als Goldhypothek 
mit angemeſſenem Zinsfuß einzutragen, und zwar an einer 
Stelle, die es ihm ermöglicht, ſein zur Zeit meiſt großes 
Kreditbedürfnis durch die Aufnahme einer neuen, dieſer Ein⸗ 
tragung vorausgehenden Hypothek zu befriedigen. Für die 
hierdurch geſchaffene Sicherheit wird andererſeits der Gläubi⸗ 
ger unbedenklich einen angemeſſenen Nachlaß an feinem Auf⸗ 
wertungsanſpruch gewähren können. Daß das Streben nach 
erneuter dinglicher Sicherung eines wirklich angemeſſen auf- 
zuwertenden Reſtkaufgeldes durchaus nicht dem Geſetz ent- 
gegenſteht und nach dem Parteiwillen ſogar ein Anſpruch auf 
dingliche Sicherung der Aufwertungsforderung in gewiſſen 
Fällen beſtehen kann, hat das OLG. Darmſtadt in ſeiner 
Entſcheidung v. 14. Juli 1924 — U 552/24 — klar aus⸗ 
geſprochen. Es hat den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung 
auf Vormerkung einer hypothekariſchen Eintragung der auf— 
gewerteten Reſtkaufgeldforderung gutgeheißen, weil der Käufer 
im Kaufvertrag verpflichtet war, hierfür eine Sicherungs⸗ 
hypothek zu beſtellen. Wenn dies auch bei der Auflaſſung ge⸗ 
ſchehen fei, fo führt das OLG. aus, fo ſei jetzt die dingliche 
Haftung beſchränkt, und die Weigerung des Schuldners, die 
über die 150% hinausgehende Sicherung zu gewähren, wider⸗ 
ſpreche dem Parteiwillen und ſtelle eine Verletzung der Ver⸗ 
tragspflicht dar. Auch dem Willen des Geſetzgebers kann eine 
derartige Regelung nicht zuwiderlaufen, denn der aus finanz⸗ 
zolitiſchen Erwägungen erfolgten Beſchränkung der dinglichen 
Belaſtung kann eine neue Eintragung jedenfalls nicht in den 
Fällen entgegenſtehen, in denen der Schuldner ſelbſt durch 
lreiwillige Übernahme einer angemeſſenen Belaſtung zum Aus⸗ 
nd bringt, daß er die unter Rücfichtnahme feiner ihm durch 
en Geſetzgeber auferlegten öffentlichrechtlichen Verpflichtun⸗ 
ya im Wert erheblich herabgeſetzten perſönlichen Verbindlid)- 
zeiten nach beſten Kräften zu erfüllen ſucht. 
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B. Der Schuldner iſt nicht mehr Eigentümer des 
verkauften Grundſtückes. 


Iſt der frühere Eigentümer bei der Weiterveräußerung 
des Grundſtücks der perſönliche Schuldner geblieben, ſo muß in 
dieſen Fällen — wohl meiſtens zum Nachteil des Gläubigers 
— der Jetztwert des Grundſtücks außer acht gelaſſen werden. 
Statt deſſen iſt der an den Schuldner gezahlte Kaufpreis zu 
berückſichtigen. So fehlt hier leider der ſachliche Maßſtab, ſo 
daß die Entſcheidung über die Höhe des Reſtkaufgeldes einzig 
und allein davon abhängen wird, wie die Vermögenslage des 
Schuldners durch den Weiterverkauf des Grundſtücks noch jetzt 
beeinflußt iſt. Es wird alſo insbeſondere auf die Verwendung 
des Kaufpreiſes und ſeine Kapitalsanlage ankommen. Iſt das 
Grundſtück in der Zeit vor dem Kriege oder während des 
Krieges verkauft worden, ſo wird es ſich in der Hauptſache 
um die Feſtſtellung handeln, wie das damals gezahlte Kapital 
durch die Inflation gekommen iſt. Hat der Eigentumswechſel 
in der Inflationszeit ſtattgefunden, ſo dürfte der Gläubiger 
beſonders enttäuſcht werden. Der ſchon an und für ſich über⸗ 
aus niedrige Kaufpreis wird ſich wohl bis auf geringe Aus⸗ 
nahmefälle beim Schuldner auf ein nichts verflüchtigt haben. 
Am günſtigſten ſteht der Gläubiger da, wenn die Veräußerung 
rung in der Nachinflationszeit ſtattgefunden hat, denn hierbei 
wird der Schuldner einen immerhin großen Teil des Grund—⸗ 
ſtücksgoldwertes erhalten haben. Im übrigen werden auf alle 
dieſe Fälle die in der Rechtſprechung für die Aufwertung üb- 
lichen Grundſätze Anwendung finden können. 


Aufwertung und Unfallverſicherung. 
(Zum Urteil des Reichsgerichts vom 21. Nov. 1924.) 


Von A. Peterſen, Oberregierungsrat, 
ſtänd. Mitglied des Reichsaufſichtsamts für Privatverſicherung. 


Nach Art. I 81 der 3 Steuer NotVO. erſtreckt ſich die 
Aufwertung auf beſtimmte „Vermögensanlagen“. Als Ver- 
mögensanlage gelten neben Hypotheken, Pfandbriefen, be⸗ 
ſtimmten Schuldverſchreibungen und Sparkaſſeneinlagen auch 
Anſprüche der Verſicherten aus Lebens verſicherungsver⸗ 
trägen. Für Anſprüche dieſer Art iſt ein beſonderes Ver⸗ 
fahren vorgeſehen. Es wird ein Treuhänder eingeſetzt, der 
das aufgewertete Vermögen der Verſicherungsunternehmung 
zu verwalten und nach einem von der Auffſichtsbehörde ge— 
nehmigten Teilungsplan zugunſten der Verſicherten zu ver⸗ 
wenden hat (88). Vom Reichsaufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung iſt vor Erlaß der 3. Steuer NotVO. angeregt worden, 
auch Anſprüche beſtimmter Art aus der Unfall- und Haft⸗ 
pflichtverſicherung durch dieſe VO. zu regeln. Die zuſtändigen 
Reichsreſſorts hielten eine Ergänzung der im Entwurf in 
den letzten Tagen des Januar 1924 durch die Preſſe ver⸗ 
öffentlichten 3. SteuerNotVO. in dieſem Punkte nicht für 
notwendig und zweckmäßig, glaubten vielmehr, daß dieſe 
Frage der Regelung in den AusfBeft. vorbehalten bleiben 
könne. Sie hielten ſich dazu für ermächtigt, auf Grund 
des 864 dieſer VO., wonach die Reichsregierung nicht nur 
die zur Durchführung dieſer VO. erforderlichen Rechts O. 
und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erlaſſen, ſondern 
auch „ſoweit es ſich als notwendig erweiſen ſollte, für be⸗ 
ſondere Fälle allgemeine Anordnungen ergänzenden oder 
abweichenden Inhaltes treffen kann“. Auf Grund 
dieſer Beſtimmung wurde am 28. Aug. 1924 die 4. VO. 
zur Durchführung des Art. 1 der 3. Steuer NotVO. erlaſſen. 
Nach 81 dieſer VO. unterliegen der Aufwertung nicht nur 
ſämtliche Anſprüche der Verſicherten aus Lebensverſicherungs⸗ 
verträgen, ſondern auch gewiſſe Anſprüche aus der Kranken-, 
Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung, nämlich ſoweit für ſie 
nach geſetzlichen Vorſchriften oder nach Vorſchrift der Auf⸗ 
ſichtsbehörde vor dem 14. Febr. 1924 ein Prämienreſerve⸗ 
fonds, d. h. ein nach beſtimmten verſicherungstechniſchen 
Grundſätzen berechnetes Deckungskapital zu bilden war. Es 
handelte ſich hier zweifellos nicht nur um eine bloße Ausf. 
Beſt., ſondern um eine Beſtimmung ergänzenden und daher 
„abweichenden Inhaltes“. Dieſe Erweiterung hatte indeſſen 
ihren guten Grund. Es wäre in der Offentlichkeit ſicher 
nicht verſtanden worden, wenn man z. B. denjenigen, der 
einen Anſpruch auf eine lebenslängliche Reute aus einer 
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Unfallverſicherung hat, anders hätte behandeln wollen als 
den Bezieher einer Leibrente oder einer Invalidenrente aus 
einer Lebensverſicherung. Das Bedürfnis nach einer ange⸗ 
meſſenen Aufwertung der Rente iſt in beiden Fällen gleich 
berechtigt, wenn es ſich auch bei der gewöhnlichen Unfall⸗ 
verſicherung nicht um eine „Vermögensanlage“ handelt. Von 
dieſer Erwägung ging man bei Abfaſſung der 4. DurchfVO. 
aus und hat die Aufwertung ſolcher Anſprüche im einzelnen 
hiernach ebenſo geregelt wie in der Lebensverſicherung. Hier⸗ 
gegen wendet ſich nun das Urteil des RG. v. 21. Nov. 1924 
(JW. 1924/25, 1992) nicht etwa weil es ſachlich dieſe Regelung 
nicht billigt, ſondern nur aus dem verfaſſungsrechtlichen Grunde, 
weil die Reichsregierung durch dieſe Ausdehnung die ihrer 
Ermächtigung gezogenen Grenzen überſchritten habe. Das Er⸗ 
mächtGeſ. iſt am 15. Febr. 1924 außer Kraft getreten. Nach 
dieſem Zeitpunkte war die Reichsregierung nach Anſicht des 
NG. nicht mehr berechtigt, Beſtimmungen „abweichenden In⸗ 
haltes“ im Wege der Verordnung zu treffen. Dies hätte 
nur im Wege der Geſetzgebung geſchehen können. Im vor⸗ 
liegenden Falle hatte das Ber. die Klage gegen eine Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft auf Aufwertung einer Unfallverſiche⸗ 
rungsrente „wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges“ abge⸗ 
wieſen. Das RG. hat dieſes Urteil aufgehoben und die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung an das 
Ber. zurückverwieſen. Die Feſtſetzung der neuen Rente 
ſei, da es ſich nicht um eine Lebens-, ſondern um eine 
Unfallverſicherung handle, nicht Sache der „Aufwertungs⸗ 
ſtelle“, ſondern der ordentlichen Gerichte, die das Maß der 
Aufwertung zu finden hätten. 

Durch dieſe Entſcheidung des RG. wurde eine für alle 
Beteiligten höchſt zweifelhafte Rechtslage geſchaffen. Dieſe 
Erwägung, ſowie verſchiedene andere die Aufwertungsfrage 
berührende Gerichtsurteile haben dazu geführt, daß nunmehr 
durch VO. des Reichspräſidenten v. 4. Dez. 1924 „zur einſt⸗ 
weiligen Regelung der Aufwertung“ auf Grund des Art. 48 
der Reichsverfaſſung bis zur Regelung im Wege der 
ordentlichen Geſetzgebung u. a. auch die oben er⸗ 
wähnte 4. DurchfVO. v. 28. Aug. 1924 als für die Auf⸗ 
wertung maßgebend erklärt worden iſt. Hierdurch iſt wenig⸗ 
ſtens vorläufig ein Zuſtand beſeitigt worden, der unver⸗ 
meidlich nicht nur die Intereſſen der Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen, ſondern auch die Inktereſſen der Verſicherten in 
ihrer Geſamtheit auf das ſtärkſte gefährdete. Es wäre ein 
Irrtum, wenn die Verſicherten etwa glaubten, daß die Frage 
der Aufwertung im Wege des Prozeſſes ſchneller und gün⸗ 
ſtiger für ſie entſchieden werden könnte als durch den Treu⸗ 
händer in dem vorgeſehenen einheitlichen Verteilungsver⸗ 
fahren. Eine ſolche Annahme müßte mit Notwendigkeik bald 
zu Enttäuſchungen führen. Die Gerichte werden, wenn ſie 
die Höhe der Aufwertung feſtſetzen ſollen, vor eine Aufgabe 
geſtellt, die ſie aus eigener Sachkunde nicht in einer wirklich 
ſachgemäßen Weiſe löſen können. Sie würden ſich dabei der 
Hilfe verſicherungstechniſch geſchulter Sachverſtändiger be— 
dienen müſſen. Denn die Höhe der Aufwertung hängt ab 
von der Leiſtungsfähtgkeit des Verſicherers, d. h. von der 
Höhe ſeines aufzuwertenden Vermögens, gegebenenfalls ſeines 
ſonſtigen Vermögens, je nach Lage ſeiner wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe, und von dem Umfange ſeiner geſamten 
Verpflichtungen. Die Höhe des aufgewerteten Ver⸗ 
mögens ſteht noch nicht feſt. Sie iſt ihrerſeits wieder ab⸗ 
hängig von der Aufwertung der Vermögensanlagen des Ver⸗ 
ſicherers, alſo ſeiner Hypotheken, Pfandbriefe und anderer 
Vermögenswerte, wobei insbeſondere der Umſtand nicht außer 
acht gelaſſen werden darf, daß ein ſehr großer Teil des 
Vermögens der Verſicherungsunternehmungen in öffentlichen 
Anleihen angelegt worden iſt, bei denen eine Aufwertung 
bis jetzt nicht ſtattgefunden hat und bis auf weiteres nicht 
zu erwarten ſteht. Wie ſoll nun der Richter, der die Höhe 
der Aufwertung z. B. einer Unfallrente beſtimmen ſoll, ſich 
ein Urteil über das richtige Maß der Aufwertung bilden? 
Die Verſicherten ſind vielfach geneigt, hier einen Weg vor⸗ 
zuſchlagen, der ſich allerdings durch große Einfachheit aus⸗ 
zeichnet: Sie verlangen, wie dies auch in dem vom NG. 
entſchiedenen Falle geſchehen iſt, Aufwertung des Deckuuigs⸗ 
kapitals und dementſprechend der Rente nach dem Stande 
des Dollarkurſes („Friedensmark — Goldmark“). Es wäre 
ſehr wünſchenswert, wenn dieſer Weg gangbar wäre, leider 
iſt dies aber ganz und gar unmöglich. Es dürfte nachgerade 
allgemein bekannt ſein, daß die Verſicherungsgeſellſchaften 


gezwungen waren, ihre Prämienreſerven — und dazu ge⸗ 
hört auch das Deckungskapital der Unfallrenten — im weſent⸗ 
lichen nach den gleichen Grundſätzen anzulegen wie Mündel⸗ 
vermögen. Die kraurige Tatſache, daß die Prämienreſerven 
der Verſicherungsgeſellſchaften durch die Geldentwertung 
nahezu völlig vernichtet worden ſind, iſt nun einmal nicht 
mehr zu ändern und kann durch keinen Richterſpruch aus 
der Welt geſchafft werden. Ob nun die Aufwertung im 
Prozeß durch den ordentlichen Richter oder in dem von der 
3. Steuer NotVO. und ihrer AusfBeſt. vorgeſehenen Ver— 
fahren durch den Treuhänder, oder auf welche andere Weiſe 
etwa ſonſt erfolgt, in allen denkbaren Fällen bleibt immer 
die harte Notwendigkeit beſtehen, wie jedermann einleuchten 
muß, daß die Anſprüche der Verſicherten nicht in einem 
anderen, höheren Verhältnis aufgewertet werden können als 
die Aufwertung der Deckungsmittel erfolgt ift. Daß dies 
nicht der Dollarkurs iſt, braucht wohl nicht weiter ausge⸗ 
führt zu werden. Wollte trotzdem der Richter einem Ver⸗ 
ſicherten im Prozeß eine höhere Aufwertung zubilligen, ſo 
könnte dies nur auf Koſten und zum Nachteil an⸗ 
derer Verſicherter geſchehen. Es wäre das eine „ein⸗ 
äugige“ Gerechtigkeit, die, um dem einen Verſicherten etwas 
zuzuwenden, dem anderen wegnimmt, was ihm zukommt. In 
der Aufwertungsfrage muß jede Beurteilung eines einzelnen 
Verſicherungsverhältniſſes, welche dieſes allein und losgelöſt 
von dem geſamten Verſicherungsbeſtande, d. h. von der Ge⸗ 
fahren⸗ und Intereſſengemeinſchaft zu der die Verſicherten 
zuſammengeſchloſſen ſind, betrachtet, zu Fehlſchlüſſen führen. 
Durchaus abwegig iſt auch der häufig zu hörende Hinweis, 
daß die Verſicherungsgeſellſchaften jetzt wieder über eine 
ſtattliche Prämieneinnahme in Goldmark verfügten und dar— 
aus leicht ihren alten Verſicherten Zuwendungen machen 
köunten. Sie können dies ohne Gefährdung ihrer anderen 
Verſicherten ebenſowenig wie z. B. eine Sparkaſſe aus den 
Goldmarkeinlagen ihrer neuen Sparer die entwerteten Gut— 
haben ihrer alten Gläubiger aufwerten kann. Die neuen 
Goldmarkprämien werden gebraucht zur Erfüllung der ent⸗ 
ſprechenden Goldmarkverpflichtungen. Wollte man anders ber- 
fahren, ſo würde auch das wiederum bedeuten, daß man 
eine Gruppe von Verſicherten ihrer Rechte beraubt, um 
andere damit zu entſchädigen. Es würde alſo auch dem 
Richter, wenn er eine der wirklichen Sachlage entſprechende, 
d. h. die Rechte aller Verſicherten gleichmäßig berückſich 
tigende Entſcheidung treffen will, nichts anderes übrig blei 
ben, als ſeine Entſcheidung ſolange auszuſetzen, bis ſich 
feſtſtellen läßt, welche aufgewerteten oder ſonſtigen Deckungs⸗ 
mittel zur Verfügung ſtehen und wie dieſe auf die ſamtlichen 
beteiligten Verſicherten im Verhältnis ihrer Verſicherungs 
anſprüche zu verteilen ſind. Jeder andere Maßſtab wäre 
willkürlich und müßte zu Ungerechtigkeiten führen. Hieraus 
folgt: Auch im Verfahren vor dem ordentlichen Gerichte 
hängt die Entſcheidung ab von der Aufwertung der vorhan 
denen Vermögenswerte des Verſicherers. Der Aufwertungs⸗ 
anteil wird alſo bei den einzelnen Verſicherungsunterneh 
mungen je nach den vorhandenen Vermögensbeſtänden recht 
verſchieden ſein und kann keineswegs mehr oder weniger ge— 
fühlsmäßig nach einem einheitlichen Maßſtabe feſtgeſetzt wer 
den, wenn man wirklich gerecht verfahren will. Eine be⸗ 
friedigende und ſachgemäße Löſung des Problems iſt nach 
dem vorſtehend Ausgeführten nur möglich, wenn die Auf- 
wertung nach einem für den geſamten Verſicherungsbeſtand 
der betreffenden Geſellſchaft von einem Sachverſtändigen auf 
geſtellten einheitlichen Plane erfolgt und nicht für 
jedes einzelne Verſicherungsverhältnis geſondert in zahlreichen 
Prozeſſen vor Dutzenden oder Hunderten verſchiedener Ge 
richte, die unmöglich die Vermögenslage und die Geſamt 
heit der Verpflichtungen eines Verſicherungsunternehmens 
vollſtändig überſehen und richtig beurteilen können. Es wäre 
ähnlich, wie wenn nach eingetretenem Konkurs jeder Prozeß⸗ 
richter die Höhe der Konkursdividende für den ihn anrufen 
den Gläubiger des Gemeinſchuldners beſonders, ohne Rück 
ſicht auf deſſen geſamte Verbindlichkeiten und ohne Kenntnis 
der Teilungsmaſſe feſtſetzen wollte. 

Vorſtehendes gilt übrigens nicht nur von den zur Zeit 
unter die 4. DurchfVO. fallenden Verſicherungsanſprüchen, 
ſondern für die Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung überhaupt. 
Es wäre daher zu erwägen, ob man nicht die VO. über ihren 
jetzigen Geltungsbereich hinaus erweitern ſollte. 

Wenn ſchwere Schädigungen der beteiligten Verſicherten 
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und Verſicherer vermieden werden, wenn unnütze Prozeſſe 
und eine Fülle gänzlich unproduktiver und koſtſpieliger Ar⸗ 
beit verhütet werden ſollen, ſo wird nichts anderes übrig 
bleiben, als das in der 4. DurchfVO. vorgeſehene Verfahren 
nunmehr beſchleunigt durch Geſetz auch für die Unfall⸗ und 
Haftpflichtverſicherung auf eine unanfechtbare rechtliche 
Grundlage zu ſtellen. Ob etwa durch eine Neuregelung der 
3. Steuer NotVO., wie dies in weiten Kreiſen verlangt wird, 
eine höhere Aufwertung feſtgeſetzt werden ſoll und kann, 
iſt, wie ausdrücklich bemerkt ſei, eine völlig andere 
Frage, die von dem Verteilungsverfahren und ſeiner 
Durchführung ganz unabhängig iſt. Sollte eine höhere Auf⸗ 
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wertung als die jetzt vorgeſehene möglich ſein, ſo wäre dies 
im Intereſſe der Verſicherten nur zu begrüßen. Auch die 
weitere Frage, ob und in welcher Höhe etwa den Ver⸗ 
ſicherten auf die Anfwertungsquote Vorſchüſſe geleiſtet werden 
können, wird hierdurch nicht berührt. Es iſt im Gegenteil 
zu erwarten, daß ſich dies leichter in einem einheitlichen 
Verteilungsverfahren ermöglichen läßt als bei der andern⸗ 
falls zu befürchtenden Zerſplitterung in zahlreichen Pro 
zeſſen. Einſtweilen kann den Verſicherten nur geraten wer⸗ 
den, nicht etwa durch verfrühte Erhebung von Klagen die 
Durchführung des Aufwertungsverfahrens zu erſchweren und 
ſich unnütze Koſten zu machen. 


Kückvergütung irrtümlich gezahlter Steuern. 


Von Rechtsanwalt Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


„Die irrtümliche Leiſtung nicht geſchuldeter Steuern iſt 
ſtäandig im Wachſen. Schuld daran tragen teils Fehler der 
Steuerbehörde, die der Steuerpflichtige nicht erkannt hat, teils 
Verſehen des Steuerpflichtigen ſelbſt; die letzteren finden ſich 
vor allem, wenn der Steuerpflichtige die Steuer ſelbſt zu be⸗ 
rechnen hat, wie bei Vorauszahlungen oder Verwendung von 
Steuerzeichen z. B. Steuermarken. Die zunehmende Unüber⸗ 
ſichtlichkeit des Steuerrechts erklärt ſie. Die folgende Dar⸗ 
tellung erörtert die Möglichkeiten, die dem Steuerpflichtigen 
für die Rückforderung des zuviel gezahlten Betrags zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Ein dem Steuerpflichtigen zuſtehender Rechts⸗ 
anſpruch auf Zurückzahlung des entrichteten Steuerbetrags 
wird dabei Erſtattungsanſpruch genannt. 


5 A. Verfahren bei Erlaß eines 
örmlichen oder nicht förmlichen Steuerbeſcheids 
(88 220, 217 R Abg O.). 

I. Die Steuerbehörde hat auf Grund einer rich⸗ 
ligen Steuererklärung einen auf tatſächlichem oder 
rechtlichem Irrtum beruhenden förmlichen Steuerbeſcheid 
85 211, 220) erlaſſen, der beanſpruchte Betrag wird be⸗ 
zahlt; vor Eintritt der Rechtskraft des Steuerbeſcheids nimmt 
der Steuerpflichtige wahr, daß die Steuer überhaupt nicht 
oder nicht in der verlangten Höhe geſchuldet war. 

1. Der Steuerpflichtige hat das zuläſſige Rechtsmittel 
Einſpruch, bei Zöllen und Verbrauchsſteuern Anfechtung) 
einzulegen; er hat Anſpruch auf Zurückzahlung des zu Un⸗ 
recht bezahlten Betrags, wenn der Steuerbeſcheid rechtskräftig 
aufgehoben oder ſoweit zuläſſig (8 76 RAbgD.) zurück⸗ 
genommen oder geändert wird. Der Anſpruch iſt bis zum 
Schluſſe des Jahres, das auf die Berichtigung folgt (Aus⸗ 
ſchlußfriſt) geltend zu machen und im Berufungsverfahren zu 
verfolgen (88 128, 223 RAbgO.); der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten ift ſtets ausgeſchloſſen (8227 RAbgdO.). 
as Erſtattungsverfahren ſetzt alſo die vorherige Erledigung 
des Rechtsmittelverfahrens voraus (NP. 14, 41f.); die 
Praxis der Steuerbehörden läßt jedoch contra legem in Ver⸗ 
Orauchsſteuerſachen bis jetzt die Erſtattung auch ohne vor⸗ 
gängiges Rechtsmittelverfahren zu (Lottner, 378. 4, 128). 
Ein vor Ablauf der Rechtsmittelfriſt geſtellter Erſtattungs⸗ 
antrag iſt als Rechtsmittel zu behandeln (RF. 3, 179). 
2. Der Steuerpflichtige hat das zuläſſige Rechtsmittel 
nicht eingelegt, die Steuerfeſtſetzung iſt alſo rechtskräftig ge⸗ 
worden. Der Steuerpflichtige hat keinen Erſtattungs⸗ 
Val ruch (RF H. 3, 181), er kann weder Nachſicht wegen 
Herſäumung der Rechtsmittelfriſt ($ 68 R Abg.) erbitten, 
weil er irrigerweiſe den Steuerbeſcheid für ſachlich gerecht⸗ 
Iettigt hielt (RF. 10, 152 f.), noch kann er ſich darauf be⸗ 
neh) daß ſich die Rechtſprechung zu feinen Gunſten geändert 
gat (Rc H. 11, 85 ff.; Rc. v. 3. Febr. 1922 bei Sörgel, 
delorbuch des Zivilrechts für 1922, Abteilung Reichsſteuer⸗ 
0 15; in St. u. W. 1 Nr. 264), fo wenig wie es die Steuer⸗ 
. in ihrem Intereſſe tun kann (8 212 IV RAbgd.); 
2 weit die Wirkung einer authentiſchen Interpretation geht, 
1 aus ihrem Inhalt zu entnehmen ſein. (Die Frage war 
0 gemeinen Recht bei Rückforderung von Zahlungen ſtreitig; 
burg, Pandekten [8 37 Anm. 71.) Jedoch iſt die 
Rechtskraft im Steuerrecht beſchränkter wie im bürgerlichen 
0 cht; die Zurückzahlung des zuviel bezahlten Betrags kann 
n Verwaltungsweg erfolgen. 


a) In einer Reihe von Fällen kann der Steuerbeſcheid 
auch trotz Rechtskraft von der Veranlagungs- oder Rechts⸗ 
mittelbehörde geändert werden. 

aa) Der unrichtige Steuerbeſcheid beruht auf einem 
Schreib⸗ oder Rechenfehleroder einer offenbaren 
Unrichtigkeit (8 74 RAbgoO.). Während $ 3191 ZPO. 
für dieſen Fall die Berichtigung zwingend vorſchreibt, läßt 
fie die RAbgO. dem Wortlaut nach nur zu („können 
berichtigt werden“). Dem Sinne nach aber iſt ein Berichti⸗ 
gungszwang anzunehmen. Gegen eine den Berichtigungs⸗ 
antrag ganz oder teilweiſe ablehnende Entſcheidung 
findet das Beſchwerdeverfahren ſtatt (RF H. in St. u. W. 1 
Nr. 267); ſoweit dem Berichtigungsgeſuch ſtattge⸗ 
geben wird, entſteht ein im Berichtigungsverfahren ver⸗ 
folgbarer Erſtattungsanſpruch, SS 128, 223 RAbgO. (RF. 
in St. u. W. 1 Nr. 251). § 319 ZPO. läßt die Berichtigung 
ausdrücklich „jederzeit“ zu, 8 74 R Abd. enthält ſich einer 
ausdrücklichen Beſtimmung; die Grenze muß die Verjährungs⸗ 
friſt für den Steueranſpruch des Reichs (8 120 RAID.) 
bilden. Denn der Steuerpflichtige kann auch nichts zurück⸗ 
fordern, wenn er eine verjährte Steuerſchuld ohne Kenntnis 
der Verjährung gezahlt hat ($ 125 RAbgO.). Damit ſtimmt 
auch überein, daß § 213 RAbgoO: nur innerhalb der Ver⸗ 
jährungsfriſt die Herabſetzung der Steuer unter den ſpäter 
näher erörterten Vorausſetzungen zuläßt. Das gilt auch für 
Rechtsmittelentſcheidungen. Soweit Ausfuhrungsbeſtimmungen 
bei oſfenbarer Unrichtigkeit die Erſtattung von Steuern an⸗ 
ordnen (z. B. 8 164 AusfBeſt. z. UmfSt6.), erwächſt hier⸗ 
durch kein Erſtattungsanſpruch; es kann vielmehr nur wie im 
Falle des 8 74 RAbgd. Berichtigung beantragt werden (St. 
u. W. 1 Nr. 251 und 267). 

bb) Ein Steuerbeſcheid, den die Steuerbehörde 
nachträglich für ungerechtfertigt hält, kann von 
Amts wegen zum Vorteil des Steuerpflichtigen zurückgenommen 
oder geändert werden, wenn er Zölle und Verbrauchsabgaben 
betrifft (88 75, 76 RAbgO.). Der Steuerpflichtige kann die 
Zurücknahme anregen. Über den Zeitpunkt der Zuläſſigkeit, 
das Verfahren und die Rechtsfolge der neuerlichen Entſchei⸗ 


dung gilt das gleiche wie bei aa. Daß Aufhebung und Ande- 


rung zugunſten des Steuerpflichtigen nur bis zum Ablauf der 
Verjährungsfriſt erfolgen ſoll, wurde im Verwaltungsweg aus⸗ 
drücklich verfügt (Becker, 2 zu 876 RAbgdO.). Rechts⸗ 
mittelentſcheidungen können nicht in dieſer Weiſe zu⸗ 
rückgenommen oder geändert werden, jedoch kann noch im 
Rechtsmittelverfahren die Zurücknahme des Stener⸗ 
beſcheids erfolgen. r 
cc) Eine Berichtigung der Steuerfeſtſetzung hat auch zu 
erfolgen, wenn bei einer Nachprüfung durch die Aufſichts⸗ 
behörde vor Ablauf der Verjährungsfriſt Fehler auf⸗ 
gedeckt werden, deren Berichtigung eine Herabſetzung der Steuer 
rechtfertigt (8 213 RAbgd .); die Nachprüfung hat von Amts 
wegen zu erfolgen; die Steuerbehörde iſt zur Nachprüfung 
verpflichtet, wenn ihr genügend beſtimmte Angaben gemacht 
werden; Verſchulden des Steuerpflichtigen bei Verſäumung 
der Rechtsmittelfriſt ift kein Ablehnungsgrund; die ſteuerliche 
Gerechtigkeit und das Vertrauen zu den Steuerbehörden ſtehen 
höher als die Sorge vor ihrer übermäßigen Belaſtung (abw. 
Machens, DStBl. 6, 135). Wenn die Steuerbehörde 
die Berichtigung ablehnt, ſteht dem Steuerpflichtigen 
nur das Beſchwerdeverfahren, nicht das Berufungsverfahren, 
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offen (88 224, 281 RAbg0O.), da kein Steuerbeſcheid vorliegt 
(RH. 7, 232; in St. u. W. 1 Nr. 408). Das Gleiche gilt, 
wenn die Berichtigungsverfügung nicht ſo weit geht, als der 
Steuerpflichtige wünſcht. Weitergehender Rechtsſchutz kann 
ihm hier nicht zuteil werden, weil ja ſeine Intereſſen durch die 
teilweiſe Berichtigung mehr gewahrt wurden wie durch die 
vollſtändige Ablehnung (ſo auch Mrozek, 6zu 213 RAbgO.; 
Becker zu 213; Criſolli, NEN. 4, 87; abw. Hotop, 
NStR. 4, 7f.; vgl. hierzu Friedrichs, JW. 1922, 114 
Anm.). Soweit dem Berichtigungsgeſuch ftatt- 
gegeben wird, erwächſt dem Steuerpflichtigen ein Er⸗ 
ſtattungsanſpruch wie bei aa. 

b) Der Reichsminiſter der Finanzen kann für einzelne 
Fälle Steuern, deren Einziehung nach Lage der Sache un⸗ 
billig iſt, ganz oder zum Teil erlaſſen oder in ſolchen Fäl⸗ 
len die Erſtattung oder Anrechnung bereits ent⸗ 
richteter Steuern verfügen (8 108 RAbgO.). Ver⸗ 
ſäumung der Friſt für das Nachſichtgeſuch oder einer Rechts⸗ 
mittelfriſt erwähnen die Vorarbeiten zur RAbgdO. ausdrücklich 
als Erlaßgründe (Mrozek, 3 zu 108 R Abg.); auch die 
Rechtſprechung erkennt fie an (RFH. 3, 181). Die Entſchei⸗ 
dung iſt Gnadenſache. Sie kann, wenn ſie einmal getroffen 
worden iſt, nur mehr unter den beſonderen Vorausſetzungen 
des § 78 RAbgo. zurückgenommen werden. Für den An⸗ 
ſpruch auf Rückzahlung läßt der Reichsfinanzhof das Be⸗ 
rufungsverfahren zu Unrecht zu (RFH. 7, 220; 9, 18; vgl. 
auch 11, 343; Becker, 3 Vorbem. zu 88 127—136 RAbgD.). 
Es handelt ſich nicht um eine Berichtigung des Steuer⸗ 
beſcheids, die lediglich wegen eines ſachlichen Mangels vor⸗ 
geſehen iſt (88 74 III, 76, 213, 214, 433 III), der Erlaß iſt 
auch nicht aus Rechtsgründen, ſondern im Gnadenweg erfolgt; 
mithin liegt kein Anwendungsfall der 88 128 ff., 223 R Abg. 
vor, es hat alſo das Beſchwerdeverfahren Platz zu greifen, 
ss 401 281 RAbgdO. (fo im Ergebnis auch Mrozek, DSB. 
II. Der förmliche Steuerbeſcheid iſt an ſich tatſächlich und 
rechtlich nicht zu beanſtanden, die ihm zugrunde liegende 
Steuererklärung iſt aber verſehentlich falſch ab- 
gegeben worden. 

1. Der Steuerbeſcheid iſt noch nicht rechtskräftig. Die 
Anfechtung der Steuererklärung wegen Irrtums ſcheidet aus. 
Für Willenserklärungen mag ſie im öffentlichen Recht 
zuläſſig fein (vgl. z. B. Mitteilungen der Bayer. Ober⸗ 
berufungskommiſſion in Steuerſachen 20, 144, 21, 90; Ball, 
ASt. 6, 464), obwohl ſich namentlich bei Erklärungen, die 
Rechtsmittel betreffen, vielfach Zweifel ergeben (vgl. Fried⸗ 
richs, NStR. 4. 68; Mrozek, 4 zu § 237 RAbgO.; 
Görres, JW. 1920, 508 Anm.; NFH. v. 30. März 1920 
in 2. Spruchſammlung der NStR. 1 Nr. 1); bei Wiſſens⸗ 
erklärungen, um die es ſich hier bei der Steuererklärung han- 
delt, kommt ſie nicht in Frage; ſie iſt zunächſt auch über⸗ 
flüſſig. Denn dem Steuerpflichtigen ſteht, fo- 
lange neue Tatſachen vorgebracht werden kön- 
nen, der Nachweis der Unrichtigkeit feiner An⸗ 
gaben frei (vgl. RFH. 2, 79, 99/100; 10, 152). Er hat 
alſo v or Erlaſfung des Steuerbeſcheids die Steuererklärung 
zu berichtigen, nach ſeiner Erlaſſung Einſpruch, Be⸗ 
rufung oder Anfechtung einzulegen und hierbei ſeine Angaben 
richtig zu ſtellen. 5 

2. Der Steuerbeſcheid iſt rechtskräftig geworden. Der 
Steuerpflichtige hat deswegen, weil er ſich geirrt hat, keinen 
auf dem Geſetz beruhenden Erſtattungsanſpruch (RF H. vom 
4. Febr. 20, Sörgel, Jahrbuch des Zivilrechts für 1921, 
409 Nr. 3). 

a) Der Steuerpflichtige kann wie im Fall 12 b um Billig⸗ 

keitserlaß nachſuchen. 
b) Berichtigung nach 8 74 R Abg O. (oben I2 a aa) 
iſt zuzulaſſen; dieſe Beſtimmung hat wohl auch der Steuer- 
behörde zur Laſt fallende Rechenfehler oder ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten im Auge (fir. im Zivilprozeß; 
Stein, Fußnote 19 bei 8 319 380.) 

c) Zurücknahme oder Anderung eines Steuer- 
beſcheids, der Holle oder Verbrauchsſteuern betrifft, nach 
88 75, 76 RAbgO. (oben 12 2 bb) iſt zuläſſig, wenn die 
Steuerbehörde ihn nachträglich für ungerechtfertigt hält. 

d) Berichtigung gelegentlich einer Nach⸗ 
prüfung durch die Aufſichtsbehörde nach § 213 RAbgd. 
(oben J 2a ce) iſt ebenfalls zuzulaſſen. Die Frage iſt aber 
zweifelhaft. Man könnte einwenden, der Steuerpflichtige dürfe 
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nicht vorbringen, die Steuerbehörde habe ſeinen Angaben 
nicht . dürfen (wie hier Machens, DStBl. 6, 
153 ff.). 


B. Verfahren bei Mangel eines förmlichen oder 
nicht förmlichen Steuerbeſcheids zur Zeit der 
Entdeckung des Fehlers. 


I. Der Steuerpflichtige hat die Erlaſſung eines Steuer⸗ 
beſcheids zu beantragen. Die Frage wird vornehmlich bei Vor⸗ 
auszahlungen praktiſch. 

a) Bei den veranlagten Steuern (vor allem Einkommen⸗ 
ſteuer, Körperſchaftsſteuer, Vermögenſteuer, Umſatzſteuer, 
Grunderwerbſteuer, Erbſchaftſteuer) kann (vom Steuerabzug, 
vom Arbeitslohn abgeſehen) ein Steuerbeſcheid in den meiſten 
Fällen durch Einreichung einer Steuererklärung erlangt wer⸗ 
den. Schwierigkeiten entſtehen ſchon hier, wenn eine Ver⸗ 
anlagung nicht zu erfolgen hat, weil ein beſtimmter Mindeſt—⸗ 
betrag des Steuergegenſtandes, insbeſ. des Einkommens, nicht 
erreicht worden iſt. 

b) Noch zweifelhafter iſt die Rechtslage bei den Tarif⸗ 
ſteuern, zu denen vor allem die meiſten „indirekten Steuern“ 
gehören, nicht aber die Umſatzſteuer und die Erbſchaftsſteuer. 
Soweit nicht die einzelnen Steuergeſetze eine Handhabe geben, 
beſteht kein allgemeiner Rechtsanſpruch auf einen Steuer- 
beſcheid nach der Zahlung. § 220 R Abg. erwähnt nur 
Freiſtellungen von Steuern und Feſtſtellungsbeſcheide, die für 
die Bemeſſung künftiger Steueranſprüche bindend ſind, 
aber nicht Beſcheide über bereits befriedigte Steueranſprüche 
des Reichs (vgl. auch RF H. in St. u. W. 1 Nr. 283 u. 3 
Nr. 89). Auch bei den Freiſtellungsbeſcheiden denkt das Geſetz 
offenſichtlich nur an Fälle, in denen es aus anderen Grün— 
den z. B. infolge der auf Grund geſetzlichen Gebots oder be- 
ſonderer Aufforderung eingereichten Skenererklärung zu einem 
Verfahren kommen mußte (obwohl auch hier Zweifel beſtehen 
können, ob in jedem ſolchen Fall ein Freiſtellungsbeſcheid. 
ergehen muß); wenn die Steuerzahlung bereits erfolgt iſt, 
beſteht zu einer Freiveranlagung für die Regel kein Anlaß 
mehr. 

c) Dem Steuerpflichtigen ſteht ein Erſtattungsanſpruch 
zu, wenn der Steuerbeſcheid einen geringeren Betrag feſt⸗ 
ſetzt, als im voraus gezahlt worden war; 8 128 RAbgO. trifft 
dem Wortlaut nach nicht zu, da ein früher erlaſſener 
Beſcheid nicht vorliegt, er iſt jedoch, wie der RF. (11, 
338; vgl. auch ſchon in JW. 1922, 331; in der Entſchei⸗ 
dung RZH. 7, 240 wurde offenbar noch das Gegenteil an- 
genommen) mit eingehender Begründung ausgeführt hat, aus⸗ 
dehnend auszulegen. 

II. In einer Reihe von Fällen iſt kein Steuer- 
beſcheid zu erlangen; ſ. oben B Ib; hierher gehören vor 
allem die Vorauszahlungen, denen keine Veranlagung folgt (ſo 
hat z. B. der Reichsfinanzminiſter in einem Erlaß v. 17. Jan. 
1924 III U 175 (Mitt. d. Steuerſt. d. R. V. d. D. Ind 7 27 
angeorbuet, daß die Veranlagungen zur Umſatzſteuer für 1923 
teilweiſe zu unterbleiben haben) und die Steuerzahlung durch 
Markenverwendung. 

a) Einzelne Geſetze enthalten eine ausdrückliche Zulaſ⸗ 
fung des Erſtattungsanſpruchs, fo 8 71 KapVerkStG.; 819 
Wechſel StG. 

b) Im übrigen hilft hier nur ein nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zuzulaſſender Erſtattungsanſpruch. 

aa) Ausdrücklich verſagt wird die Erſtattung vom Ge⸗ 
ſetz für freiwillige Vorauszahlungen; ſie wurden 
bisher ſchon auf Grund von Verwaltungsanordnungen ge⸗ 
ſtattet, nachdem vielfach von den unteren Stellen zunächſt die 
Annahme verweigert worden war; nunmehr iſt ihre Zuläſſig⸗ 
keit durch $3 der 2. Durchf. v. 27. Okt. 1923 zur Aufwer⸗ 
tungs VO. v. 11. Okt. 1923, ROBL. I 1032 ausgeſprochen. 
Die Leiſtung muß auf eine beſtimmte Art von Steuer- 
ſchulden erfolgen und kann nur innerhalb eines Jahres vom 
Tag der Zahlung ab auf fie verrechnet werden (84). Sie kann 
auch durch Verwendung und Entwertung von Steuerzeichen 
erfolgen (§ 5 11 Nr. 2); 88 AufwVO. ordnet allgemein Er- 
ſtattung und Vergütung nach dem Goldwert an, ohne der frei⸗ 
willigen Vorauszahlungen beſonders zu gedenken. 87 der 
2. DurchfBeſt. lehnt aber für dieſe einen Rechts⸗ 
anſpruch ausdrücklich ab. Von Belang iſt dieſer Aus⸗ 
ſchluß mit Rückſicht auf die Ausführungen unter Be nur, 
wenn weder ein Veranlagungs⸗ noch ein Freiſtellungsbeſcheid 
erlangt werden kann. Der Ausſchluß des Erſtattungsanſpruchs 
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iſt aber auch inſoweit ungültig. $17 der Aufw O. ermächtigt 
den Reichsfinanzminiſter nur, die Beſtimmungen zu treffen, die 
für die Umſtellung der Steuerzahlung und Steuerrückzahlung 
nach Papiermark auf die Steuerzahlung und Steuerrückzahlung 
nach Goldmark erforderlich ſind. Die Verſagung des Rechts⸗ 
anſpruchs auf Rückzahlung geht darüber hinaus. Sie enthält, 
wenn ein Rechtsanſpruch überhaupt beſteht, eine 
Enteignung, die an ſich nur auf geſetzlicher Grundlage vor⸗ 
genommen werden kann. (Art. 153 RVerf.) Durch die auf 
Grund des Art. 48 II RVerf. erlaſſene AufwO. ſelbſt hätte 
ſie verfügt werden können; auch eine Übertragung der Rechte 
aus Art. 48 mag noch zuläſſig ſein; es müßte aber dann 
eine beſtimmte Ermächtigung zur Außerkraftſetzung des 
Art. 153 RVerf. vorliegen. In der formloſen Art des 817 
der AufwVO. kann unmöglich ein Grundrecht, ein „Heilig⸗ 
tum des deutſchen Volkes“ (RG. 102, 165) ausgeſchaltet 
werden. Rechtlich unbedenklich iſt dagegen der Ausſchluß der 
Erſtattung in der auf Grund des ErmächtigungsG. erlaſſenen 
2. Steuer Not VO. v. 19. Febr. 1924 Art. I 8 1 III 2 für die 
Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer des Jahres 1923. 
N Verfehlt iſt es, die Rückforderung einer irrtümlich ge- 
leiſteten freiwilligen Vorauszahlung von dem Mangel eines 
nenden nente zu OR Gelee und Zweckmäßigkeits⸗ 
ägungen bieten keinen Anlaß hierzu (abw. Büchting, 
NER. 4, 258). ea ER 
bb) Im übrigen ſchweigt das Geſetz. 8 130 NRAGHD. 
ſetzt einen aus Rechtsgründen zugelaſſenen Erſtattungsanſpruch 
ausdrücklich voraus. Der RF. ſchließt aus dieſer Vorſchrift, 
es ſeien nur ſolche Erſtattungsanſprüche zugelaſſen, die aus⸗ 
drücklich in einem Steuergeſetz enthalten ſeien 
(ſo RF. 7, 239; 8, 75; in RStBl. 20, 687; v. 15. Okt. 
1920 und 8. Jan. 1921 bei Sörgel, Jahrb. des Zivilrechts 
für 1921, 4095. (zu 223 Nr. 1); in JW. 1922, 331 rechts). 
Er nimmt wohl an, daß eine Lücke vorliegt (RF H. 7, 240), 
und läßt es offen, ob fie beabſichtigt ift (RF H. 8, 75), meint 
aber, eine Ausfüllung nach $ 4 RAbgdO. ſei nicht angängig, 
weil es „klarer Grundſatz“ der RAbgO. ſei, daß nicht die Tat⸗ 
ſuche der Entrichtung ohne Rechtsgrund, ſondern allein die 
Tatſache, daß eine Abgabe nach Anſicht des Steuerpflichtigen 
= Unrecht angefordert worden fei, ein Rechtsmittel gegen den 
Nached eröffne (8, 75); er deutet auch gelegentlich an, eine 
Ausfüllung der Lücke ſei in dem Sinne möglich, daß Er⸗ 
ſtattungsanſprüche aus Rechtsgründen zugelaſſen würden, 
wenn Steuermarken zu Unrecht zur Entrichtung der Umſatz⸗ 
ſteuer verwendet wurden (7, 240). Neuerdings ift er in der 
ſchon erwähnten Entſch. 11, 338 ff. bei der Anwendung des 
3128 RAbgd. für geſetzlich gebotene Vorauszahlungen weiter⸗ 
Auhangen; er führt hier zuſtimmend die Auslaſſungen des 
lusſchußberichts zum Entwurf der Nationalverſammlung an: 
„Grundſatz (bei §8 128, 129) iſt, daß alle zu Unrecht ge⸗ 
zahlten Beträge zurückerſtattet werden“ und gelangt fo zu 
einer mit dem Wortlaut nicht mehr zu vereinbarenden, aber 
iungemäßen Auslegung des § 128 RAbgoO. Zur Erörterung 
Ki Frage, ob aus Rechtsgründen zugelaſſene Erſtattungs⸗ 
michtüche⸗ in einem Steuergeſetze ausdrücklich aufgeführt fein 
9 üſſen, hatte er bei dem ihm vorliegenden Sachverhalt keinen 
Anlaß Die allgemeine Richtung der Entſch. läßt aber die 
nahme zu, daß er fie nunmehr wohl bejahen würde. Die 
ltüheren Erkenntniſſe erweiſen ſich auch als unzutreffend. 
Ru Annahme einer Lücke ift irrig. Die Worte des 8130 
A Abg.: „wo ... Erſtattungsanſprüche aus Rechtsgründen 
ungelaſſen, ſind“, rechtfertigen nicht die Annahme des Rß H., 
18 Recht ſei nur geſchriebenes Recht zu verſtehen. „Geſetz 
a der RAbgO. iſt jede Rechtsnorm“ beſtimmt § 2 RADIO. 
einreinſtimmend mit Art. 2 EGBGB. Hier wie dort beſteht 
heit ernſthafter Zweifel, daß unter Rechtsnorm auch Gewohn⸗ 
u zu verſtehen iſt. Einer ausdrücklichen Feſtſtellung 
185 die RAbgd. hätte es übrigens gar nicht bedurft. Denn 
ert Gewohnheitsrecht entnimmt ſeine Geltung nicht der An⸗ 
ſäch eng des Geſetzgebers, ſondern ſchafft ſelbſt Recht. Tat⸗ 
e beſteht aber, wenn man das Steuerrecht 
95 Ganzes nimmt, ein altes und unſtreitiges 
. deutſches Gewohnheitsrecht, nach wel⸗ 
Bu in Fällen verſehentlicher Steuerzahlung 
„ durch den Empfänger zu erfol- 
Mn hat. Wohl herrſchten über die Zugehörigkeit des Er⸗ 
Recht asanſpruchs zum öffentlichen oder zum bürgerlichen 
0 h und, teilweiſe hiermit im Zuſammenhang, über ſeine 
gründung und über das Verfahren, in dem der Anſpruch 
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geltend zu machen iſt, Meinungsverſchiedenheiten. Das RG. 
und der Bayer. Verwaltungsgerichtshof wendeten vor Inkraft⸗ 
treten des BGB. die Rechtsſätze über die condictio indebiti, 
nachher die Beſtimmungen über ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung an!). Das Preuß. Oberverwaltungsgericht ſprach von 
Erſtattung, ohne auf Rechtsſätze des bürgerlichen Rechts zurück⸗ 
zugreifen?). Doch darüber beſtand nie Streit, daß der An⸗ 
ſpruch, und zwar als Rechts anſpruch beſtehe, und zwar nicht 
nur im Landes⸗, ſondern auch im Reichsſteuerrecht, ſo für 
das Reichsſtempelrecht, das Erbſchaftsſteuerrecht (RG. 54, 27; 
76, 275 = JW. 1911, 724), für das Zumachsſteuerrecht 
(Laſſar 176); ebenſo die Verwaltungsübung in Verbrauchs⸗ 
ſteuerſachen (Lottner, 33. 4, 127). Es iſt ſchwer ein- 
zuſehen, weshalb der RF. glaubte, hiervon abweichen 
zu müſſen. Unkenntnis der alten Rechtſprechung kann 
unmöglich angenommen werden. (Die gelegentliche Be— 
merkung in RFH. 11, 87: „Der Begriff der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung iſt bürgerlich- rechtlicher Natur und 
dem Steuerrecht unbekannt“ iſt wohl nur vom Standpunkt 
des Preußiſchen Gemeindeſteuerrechts aus zu erklären; vgl. 
Laſſar a. a. O. 175.) Doch kommt es hierauf nicht an. Die 
wenigen Jahre, in welchen der RF. bisher gewirkt hat, 
können nicht ausreichen, um eine im bisherigen Recht feſt ver⸗ 
ankerte Rechtsbildung zu beſeitigen. Aber ſelbſt wenn man 
hiervon abſieht, wäre mit der Feſtſtellung einer Lücke nichts 
entſchieden. Wenn ſie vorliegen würde, wäre dem NFH. ent⸗ 
gegenzuhalten, was erſt jüngſt eines ſeiner hervorragendſten 
Mitglieder, der Senatspräſident Becker ausgeführt hat: (Es) 
„iſt . . . auch nicht richtig, zu ſagen, daß die Auslegung 
Lücken gegenüber machtlos ſei; im Gegenteil, hier fängt ſie 
erſt recht an“. (StW. 3, 177.) Vor allem iſt dann der Zu⸗ 
ſammenhang der geſetzlichen Beſtimmungen, der Zweck und 
die wirtſchaftliche Bedeutung des Geſetzes zu beachten. (8 4 
RAbgO.) Dieſe Betrachtungsweiſe führt aber ebenfalls zu der 
Annahme eines Erſtattungsanſpruchs. Die RAbgoO. läßt ihn 
ſelbſt für Einzelfälle der Berichtigung einer vermeintlichen 
Steuerſchuld zu, für die Doppelzahlung nämlich und die 
verſehentliche Zahlung eines Dritten, nicht Vertretungsberech⸗ 
tigten für Regichnung des Steuerpflichtigen ohne feine oder 
feines Vertreters Mitwirkung ($ 129), billigt alſo ſelbſt 
den Grundſatz der Erſtattung bei verſehentlicher Steuer⸗ 
zahlung. Es kann auch dem Zweck und der Bedeutung irgend⸗ 
einer Steuerleiſtung unmöglich entſprechen, wenn ſie auch 
im Falle eines Verſehens im Vermögen des Empfängers 
bleibt. Es wäre ein wenig ehrenvolles Privileg für den Staat, 
wenn er allein einen Irrtum ausbeuten und auch das ver⸗ 
ſehentlich Gezahlte behalten dürfte. Ein ſolcher Rechtsſatz 
ſteht mit den ſittlichen Anforderungen, die an den Staat 
nicht minder wie an die Staatsbürger zu ſtellen ſind, in un⸗ 
vereinbarem Gegenſatzs). 

Der Erſtattungsanſpruch beſteht unabhängig davon, ob 
die Steuer durch Zahlung (Überweifung, Scheckhingabe, Auf- 
rechnung) oder durch Markenverwendung erfolgt iſt. 
RF H. in JW. 1922, 331 rechts ſcheint allerdings bei Mar⸗ 
kenverwendung nur bürgerlich- rechtliche Anſprüche zu⸗ 
laſſen zu wollen, „wenn ſie nicht wegen Irrtums im Beweg⸗ 
grunde ausgeſchloſſen wären“. Das wären ſie freilich immer; 
ſie kommen aber gar nicht in Betracht. Es iſt ſchon zweifel⸗ 
haft, ob der Erwerb von Marken zu Steuerzwecken als „Kauf“ 
betrachtet werden kann, wie der RF. meint; auf keinen Fall 
ſteht die Zuläſſigkeit des öffentlich⸗rechtlichen Erſtattungs⸗ 
anſpruchs mit ihm in Verbindung. Wie der Steuerpflichtige 
die Mittel zur Steuerentrichtung erwirbt, hat mit ihren 


) Für das RG. hat Laſſar, Der Erſtattungsanſpruch (1921), 
132. Nachweiſe geliefert; vgl. außerdem noch OLG. Braunſchweig, 
OSG Rſpr. 18, 53; aus der Rechtſprechung des Bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs ſei hingewieſen auf amtliche Sammlung 10, 250ff; 
16, 108; 41, 105 ff; aus der Rechtſprechung des Baher. Gerichts⸗ 
hofs für Kompetenzkonflikte auf GVBl. 1905, Beil. I 8; vgl. ferner 
Henle, Bayer. Gemeindeſteuergeſetze 116 e; Henle⸗Schneider, 
Bayer. AusfGeſ. z. BGB. (2) Anm. 3 zu Art. 125 AG., Dert- 
mann, Bayer. Landesprivatrecht 234. 

2) Laſſar, a. a. O. 168ff.; vgl. auch die PrFin Mingeſkripte bei 
Havenſtein, Zollgeſetzgebung (2), 2 zu 8 15 VZO. und Krapf, 
33. 1, 22. 

3) Für einen allgemeinen Erſtattungsanſpruch treten ein Laſſar 
a. a. O. 226, 2228; Ball, Einführung in das Steuerrecht (2) 113; 
Becker, Vorbem. 7 II zu den SS 127—136 AO.; vgl. auch Popi tz, 
UmjSt®., 658 (VII 1c) und Staudinger, Bem. 11 vor 8812 BGB. 
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Rechtsfolgen nichts zu ſchaffen. Ob er Bargeld aus ſeinem 
Kaſſenſchrank entnimmt oder zu feiner Erlangung Waren ver⸗ 
äußert oder ob er die Steuerſchuld durch eine Bank überweiſen 
läßt, ob er ſchließlich, weil es geſetzlich angeordnet oder zu⸗ 
gelaſſen iſt, Marken kauft, iſt einerlei. Der Erſtattungs⸗ 
anſpruch entſteht aber erſt mit der irrtümlichen Verwendung, 
nicht ſchon mit dem Erwerb der Steuermarken. Wenn der 
Steuerpflichtige Steuerzeichen erworben hat, für die er keine 
Verwendung hat oder wenn er ſie in einer Weiſe verwendet 
hat, die nicht zur Tilgung der Steuerſchuld führt, hat er 
feinen Erſtattungs anſpruch, fo wenig wie ein Käufer von 
Waren in einem ſolchen Fall; die Billigkeit, öfters auch Aus⸗ 
fuhrungsbeſtimmungen, wie z. B. 88 25 ff. TabSt AusfBeſt., 
ſprechen für eine Erſtattung im Verwaltungswege. (In den 
von Lottner [f. 4, 1300 erwähnten Fällen handelt es ſich 
um nichtförmliche Steuerbeſcheide.) 

cc) Zuweilen wird eine beſondere Behandlung gefordert, 
wenn die Steuerſchuld nicht vom Steuerpflichtigen ſelbſt, 
ſondern von einem anderen für ihn zu tilgen iſt, Steuerzah⸗ 
lungspflicht und Steuerſchuld alſo verſchiedene Perſonen tref⸗ 
fen; ſolche Fälle finden ſich vor allem, wenn die Steuerbehörde 
„an der Quelle ſchöpfen“ will, wie z. B. beim Lohnſteuer⸗ 
abzug durch den Arbeitgeber für den Arbeitnehmer, bei der 
Einkommenſteuervorauszahlung der Perſonalgeſellſchaften für 
die Geſellſchafter (Art. 1 85 der 2. Steuer Not VO. und Ab⸗ 
ſchnitt 28 3 der erſten DurchfBeſt. v. 5. Febr. 1924 hier⸗ 
zu; vgl. auch Anger, DStgtg. 13, 149), bei der Entrichtung 
der Aufſichtsratsſteuer durch die Geſellſchaft für den Ver⸗ 
gütungsberechtigten, der Verſicherungsſteuer durch den Ver⸗ 
ſicherer für den Verſicherungsnehmer, bei der Kapitalertrags⸗ 
ſteuer (Art. 1 827 der 2. Steuer NotV O.). Man glaubt hier 
dem Steuerzahlungspflichtigen, der nicht zugleich Steuer⸗ 
ſchuldner iſt, den Erſtattungsanſpruch verſagen zu müſſen, 
wenn er auf das Fehlen einer Steuerſchuld geſtützt wird; der 
Anſpruch ſoll dann nur dem Steuerſchuldner zuſtehen. (Laſ⸗ 
far a. a. O. 198f.) Dieſe Löſung wird aber der Sachlage 
nicht gerecht; der Steuerſchuldner, dem zu Unrecht der Steuer- 
abzug vom Steuerzahlungspflichtigen gemacht wurde, braucht 
ſich nicht auf einen Rückforderungsanſpruch gegen den Staat 
verweiſen zu laſſen; er kann auf Grund des bürgerlich-recht⸗ 
lichen Schuldverhältniſſes von ſeinem Schuldner die Nachzah⸗ 
lung des unrechtmäßigen Abzugs verlangen, unter Umſtänden 
ſich auch durch Aufrechnung befriedigen oder durch Aus⸗ 
übung eines Zurückbehaltungsrechts die Leiſtung erreichen. 
Dem Steuerzahlungspflichtigen ſteht kein Mittel zu Gebote, 
den Steuerſchuldner zu dem Verfahren vor den Steuerbehörden 
zu zwingen; auch Treu und Glauben geben ihm keine ge⸗ 
nügende Handhabe zu einem ſolchen Verlangen; er müßte 
alſo dem Steuerſchuldner, dem er den Betrag verrechnet hat, 
Erſatz leiſten und würde, wenn er vom Fiskus nichts be⸗ 
anſpruchen könnte, um den gezahlten Steuerbetrag kommen, 
der Fiskus wäre durch ſein Verſehen bereichert. Daß ein 
ſolches Ergebnis nicht annehmbar iſt, wurde oben ausgeführt. 
Schon aus dieſer allgemeinen Erwägung iſt der Erſtattungs⸗ 
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Dr. A. Erdel: Das Arbeitsrecht. Glöckners Handelsbücherei 
Band 88 u. 89. Verlag G. A. Glöckner, Leipzig. Preis 
des Bandes 1,50. W. 


Erdel, Profeſſor an der Handelshochſchule in Mannheim, 
gibt ſprachlich gewandt eine ſtofflich gut gegliederte gemeinverſtändliche 
Darſtellung des Arbeitsrechts. Der I. Teil (Band 88) befaßt ſich 
mit dem „kollektiven“ Arbeitsrechte, dem geſchloſſenen, verbands⸗ 
werfen Auftreten der Arbeitnehmer und behandelt S. 3 bis 80 das 
Koalitionsrecht, die Berufsvereine, den Tarifvertrag und die Be⸗ 
triebsvereinbarung, Streik und Ausſperrung, Schlichtungsweſen und 
Arbeitsgerichte ſowie das Betriebsvertretungsweſen; angefügt ſind 
auf S. 80 bis 100 die einſchlägigen Geſetzestexte. — Der II. Teil 
(Band 89) geht auf das „individuelle“ Arbeitsrecht ein, auf die 
arbeitsvertraglichen Verhältniſſe des einzelnen Arbeilnehmers; es 
werden erörertert (S. 1 bis 115) die Eingehung und Auflörung des 
Arbeitsvertrages ſowie die beiderſeitigen Vertragsverpflichtungen; 
dann folgen S. 115 bis 122 Schlußbeſtimmungen, beſondere Fälle 
des Arbeitsvertrags (Akkord⸗ und Gruppenarbeitsvertrag) und ein 
Umriß der arbeitsvertraglichen Schwierigkeiten. 
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anſpruch des Steuerzahlungspflichtigen gerechtfertigt. Er läßt 
ſich aber auch auf §S 12912 RAbg O. ſtützen, der ihn gewährt, 
„wenn eine Steuer für Rechnung eines Steuerpflichtigen oder 
ſeines Vertreters zu Unrecht gezahlt iſt“. Wer als Steuer⸗ 
pflichtiger bei dem Schöpfen an der Quelle zu betrachten iſt, 
könnte allerdings zweifelhaft erſcheinen; denn § 79 RAbgdO., 
der als Steuerpflichtigen im Sinne der RAbgd. denjenigen 
bezeichnet, der eine Steuer als Steuerſchuldner zu entrichten 
hat, nimmt auf das Auseinanderfallen von Steuerzahlungs⸗ 
pflicht und Steuerſchuld keine Rückſicht. Nach dem Gedanken⸗ 
gang des § 129 12 RAbgO., der einen Ausgleich für eine 
zu Unrecht dem Fiskus zugefallene Steuerleiſtung ſchaffen 
will, iſt anzunehmen, daß in dieſem Fall der Steuerſchuldner 
als Steuerpflichtiger zu gelten hat und dem Steuerzahlungs⸗ 
pflichtigen infolgedeſſen der Erſtattungsanſpruch zuſteht. 
Warum er nicht als Dritter im Sinne des § 129 RAbgd. 
angeſehen werden kann (wie RF H. in JW. 1922, 330 an⸗ 
nimmt), iſt nicht einzuſehen. ö - 

Ein Erſtattungsanſpruch kann allerdings auch für den 
Steuerſchuldner entſtehen, wenn in einem nachfolgenden Ver⸗ 
anlagungsverfahren ſeine Steuerſchuld geringer feſtgeſtellt wird 
(ſ. oben B 1c). Das kann vor allem bei der Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlung der Geſellſchaft für die Geſellſchafter zu⸗ 
treffen, in geringerem Umfange auch beim Lohnſteuerabzug 
(vgl. Art. I 88 25, 31 der 2. Steuer NotVO., 8 66 Durchf⸗ 
Beſt. über den Steuerabzug vom Arbeitslohn v. 20. Dez. 1923, 
RStBl. 23, 478 — StA dB.). In dieſem Falle iſt die Er⸗ 
ſtattungspflicht ausdrücklich vorgeſehen, 8 48 ReinkStG. 
Dann ſtehen die beiden Erſtattungsanſprüche ſelbſtändig neben- 
einander, jedoch kann ſelbſtverſtändlich nur einer geltend 
gemacht werden; entſcheidend dabei iſt, welcher der Berech⸗ 
tigten ſich früher meldet. Für den Lohnſteuerabzug gilt 
noch die Beſonderheit, daß bei irriger Abführung von Lohn- 
teilen an das Finanzamt oder irriger Verwendung von Gteucr- 
marken ſchon vor dem Veranlagungsverfahren oder auch wenn 
ein ſolches überhaupt nicht ſtattfindet, das Finanzamt dar— 
über zu entſcheiden hat, ob die Beſtimmungen über den Steuer 
abzug Anwendung finden (Rechtsmittel dagegen: Beſchwerde). 
Art. I 8 24 der 2. Steuer Not VO. übereinſtimmend mit dem 
bisherigen 8 52a REinkStG.; die Entſcheidung iſt für das 
gegen den Steuerſchuldner gerichtete Veranlagungsverfahren 
nicht bindend (Strutz, 3 zu § 52 a, 8 67 StA B.); auf 
Grund dieſer Entſcheidung entſteht ein Erſtattungsanſpruch 
für den Steuerzahlungspflichtigen (RFhH. in JW. 1922, 331; 
vgl. oben BIe), der alſo inſoweit an eine Vorentſcheidung 
des Finanzamts gebunden iſt. Nicht in dieſen Zuſammenhang 
gehört die in 8 58 StA DB. zugelaſſene Entſcheidung des 
Finanzamts darüber, ob für irrtümlich oder zu Unrecht ent 
wertete Steuermarken eine Rückvergütung zu gewähren iſt: 
„die verausgabten Beträge find auf Grund der Zahlungs 
anweiſung als Erſtattung an Einkommenſteuer zu behandeln“. 
Das kann ſich nur auf die kaſſenmäßige Behandlung be 
ziehen. Ein Rechtsanſpruch ſoll damit nicht gewährt werden 
(oben A La aa). 


. 


Entſprechend dem gemeinwiſſenſchaftlichen Charakter der Han 
delsbücherei iſt die Anführung von Schrifttum und ein Eingehen 
auf Streitfragen unterblieben: ohne daß dies der Gediegenheit der 
Darſtellung Abbruch tut, mag auch mancher hier und da ein tieferes 
Eindringen vermiſſen. Dem Neuling, insbeſondere dem akademi⸗ 
ſchen Hörer kann dieſer Grundriß nur empfohlen werden. 

Ein geltendes Arbeitsrecht der Jetztzeit zu ſchreiben, iſt bei 
der noch in keinem Punkte zum endgültigen Abſchluſſe gebrachten 
Geſetzgebung ein vergebliches Unternehmen. Auch Erdel hat dies 
erfahren müſſen. So fußt z. B. ſeine Darſtellung des Schlichtungs⸗ 
weſens in dem 1923 erſchienenen Baud 88 noch auf der BO. v. 
23. Dez. 1918 (S. 106), während jetzt die Schlichtungs BO. v. 30. 
Okt. 1923 nebſt den beiden AusfV J. v. 10. und 29. Dez. 1923 
ſich anheiſchig gemacht hat, das Schlichtungsverfahren für Einzel⸗ 
wie für Geſamtſtreitigkeiten ſachgemäß neu zu regeln. Und doch 
iſt auch dieſe VO. nur ein Flickwerk auf Zeit. Ebenſowenig konnten 
in dem 1924 erſchienenen Band 89 die Einwirkungen der Prozeß⸗ 
novellen v. 22. Dez. 1923 und 13. Febr. 1924 auf das Verfahren 
vor den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten berückſichtigt werben. 
Nur raſche Neuauflagen, die dem Werke beſchieden ſein mögen, 
können hier abhelfen. 


Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Bewer, Leipzig. N 
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Walter Kaskel: Neuerungen im Arbeitsrecht. 
R. Hobbing. Berlin 1924. 
N Der Verfaſſer, der ſeinerzeit das nachrevolutionäre „neue 
Arbeitsrecht“ in ſo bewunderungswürdiger Weiſe unmittelbar nach 
ſeinem Erlaß zu einer bis heute bewährten klaren Darſtellung ge⸗ 
bracht hat, iſt auch dem Pendelrückſchlag der ſozialpolitiſchen Geſetz⸗ 
gebung Ende 1923 ſofort in dem hier vorliegenden auf Veranlaſſung 
der Berliner Verwaltungsakademie gehaltenen Vortrage gefolgt, in 
Nun er ſowohl die „Vorſchriften zur Hebung der Produktion“ wie 
ie „Vorſchriften zur Vereinfachung und Verbilligung der bisherigen 
arbeitsrechtlichen Einrichtungen“ knapp, aber dabei kritiſch behandelt. 
Der erſte Teil bringt die VO. betreffend Maßnahmen gegen⸗ 
über Betriebsabbrüchen und ⸗ſtillegungen in der Faſſung der BO, 
v. 15. Okt. 1923 ſowie die Arbeitszeit O. v. 21. Dez. 1923; der 
zweite Teil behandelt die SchlichtungsO. v. 30. Okt. 1923 ſowie 
denzelhe Neuerungen auf dem Gebiete der Erwerbsloſenfürſorge und 
es Arbeltsnachweisgeſetzes. Die vielgeſtaltigen Rechtsänderungen 
ſind durch klares Eingehen auf ihren Zweck ſowie ihre Konſequenzen 
1 Darſtellung gelangt, die eine ganz ausgezeichnete Einführung 


Verlag 


Soll ich den ſchuldigen Dank des Rezenſenten in der Münze 
delticcher Einwendungen erſtatten, ſo kaun ich hier nicht meine Be⸗ 
nu gegen die auch in dieſer Schrift von Haskel vertretene 
(ahaſſung des Betriebsrats als Organ einer juriſtiſchen Teilperſon 
\ lebeitnehmerſchaft) darlegen. Das müßte den Rahmen dieſer Re⸗ 
senfion ſprengen. Ich begnüge mich deshalb mit dem Hinweis, daß 
. Bemerkungen über den ſachlichen Geltungsbereich der Arbeitszeit⸗ 
berordnung nicht glücklich gefaßt und auch nicht ganz zutreffend ſind; 
der Arbeitszeitregelung gilt auch für gewerbliche Nebenbetriebe 
er Landwirtſchaft. 

Den Leſer mache ich beſonders aufmerkſam auf das Syſtem, 
in dem die verwickelten Beſtimmungen des heutigen Arbeitszeitrechts 
dergeſtellt werden: Es verdient wegen feiner klaren überſichtlichkeit 
Ver Vorzug vor allen anderen in dieſer Richtung bisher gemachten 
deerſuchen Ebenſo möchte ich auf die geiſtvolle Art hinweiſen, in 
Le der Verf. S. 10 die an ſich aufgehobenen Beſtimmungen der 

emobVO. v. 10. Febr. 1920 über die bei Verminderungskündi⸗ 

bes den zu beachtenden Grundſätze auch weiterhin für die Auslegung 

3 Begriffs der unbilligen Härte im § 84 Betr. nutzbar macht. 
Prof. Dr. Erwin Jacobi, Leipzig. 


Arbeitsrecht und Arbeiterſchutz (einſchließlich Verſorgung 
und Fürſorge für die Kriegs opfer). Die ſozialpolitiſche 
Geſetzgebung des Reichs nach dem Stande vom Auguſt 
1924. Dargeſtellt und bearbeitet von dem Miniſterial⸗ 
dirigenten Dr. Glaßz, dem Mintſterialrat Dr. Kaphahn, 
dem Miniſterialdirigenten Kerſchenſteiner, dem Ober» 
Oberregierungsrat Kuttig, den Miniſterialräten Dr. Leh- 
mann, Neitzel. dem Geheimen Regierungsrat Dr. H. Schulz, 
dem Miniſterialdirektor Dr. Sitzler, dem Miniſterial⸗ 
dirigenten Dr. D. Weigert. Redaktionelle Zuſammen— 
faſſung: Miniſterialdirigent Dr. D. Weigert. 4. neu⸗ 
bearbeitete Ausgabe 1924. Teil 1 „Syſtematiſcher Teil“ 
#10 S., Teil 2 „Geſetze und Verordnungen“ 343 S. 
Verlag von Reimar Hobbing, Berlin SW 61. 


Be Das jetzt in vierter Auflage vorliegende Buch iſt aus der 
bam dübrung der Deukſchrift erwachſen, die im Jahre 1919 der 
Geſeglige Reichsarbeitsminiſter Bauer über die ſozialpolitiſche 
tiebgebung gegeben hat. Dieſe Denkſchrift war damals das einzige 
polftiſcerungs mittel über die ſchwierige und raſch wechſelnde ſozial⸗ 
10 ch iche Geſetzgebung der Nachkriegszeit. Auch heute wird man es 
dieſe zegrüßen, im Teil 2 eine vollſtändige Zuſammenſtellung über 
Sanbri aterie zu haben, wenngleich inzwiſchen auch andere und wohl 
zandlichere Geſetzeszuſammenſtellungen erſchienen ſind. 
Über der erſte Teil bringt in knappſter Faſſung ſyſtematiſche 
ſichten über das geltende Recht. Dieſe ſtammen jeweils aus 
betreffender Feder, nämlich der des Miniſterialreferenten für das 
in Anke Gebiet. Sie dienen dem Kundigen und Eingeweihten 
Sie Zweifelsfalle zum Nachſchlagen und zur kurzen Orientierung. 
N benden aber auch dem Nichteingeweihten eine erſte Anleitung 
m komplizierten Geſetzesſtoff bieten. 
Ses tar dem eigentlichen Arbeitsrecht wird in beiden Teilen die 
durch ſchter fiche rung behandelt. Man wird gerade in dieſer 
eingehender ungezählte Novellen verworreuen Materie die etwas 
un Noere ſyſtematiſche Darſtellung (S. 88—157) aus der Feder 
hir ob ante begrüßen, wenn auch inzwiſchen der Geſetzesſtoff 
Entftepun ation erfahren hat. Nicht vermutet wohl derjenige, der die 
ber Pie des Buches nicht kennt, hier auch die ganze Geſetzgebung 
ſvrechender fe e und Siedlungsweſen mit enk⸗ 
bis 187, ſyſtematiſcher Darſtellung von Glaß zu finden. (S. 158 


Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 
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öffentliche Notſtandsarbeiten nach den Veſtimmungen des 
Reichsarbeitsminiſteriums vom 17. November 1923. 
Erläutert von F. Albrecht, Oberregierungsrat in der 
Reichsarbeitsverwaltung und Dr. jur. K. Wilhelmi, Re⸗ 
gierungsrat in der Reichsarbeitsverwaltung, nebſt einem An⸗ 
hang, enthaltend die einſchlägigen Verordnungen. (Bücherei 
des Arbeitsrechts, herausgegeben von Geh. Regierungsrat 
Dr. F. Syrup, Präſident der Reichsarbeitsverwaltung 
und Geh. Regierungsrat Dr. O. Weigert, Miniſterial⸗ 
dirigent im Reichsarbeitsminiſterium Bd. 26). Berlin 1924. 


Reimar Hobbing. 89 S. 

Die Darſtellung des Rechts der produktiven Erwerbsloſen. 
fürſorge von Albre ht und Wilhelmi iſt vortrefflich gelungen. 
Die Verf. ſind erſte Sachkenner der Materie. Sie haben nicht nur 
die Verwaltungspraxis in wertvoller Weiſe verarbeitet und die maß⸗ 
gebenden ökonomiſch⸗ſozialen Verhältniſſe klargelegt, ſondern es iſt 
ihnen auch gelungen, eine juriſtiſche Dogmatiſierung des verwickel⸗ 
ten Stoffes anzubahnen. Der Hauptteil (nach einer Einleitung) zer 
fällt in vier Abſchnitte, in denen Begriff und Arten von Notſtands⸗ 
arbeiten (), gemeinſame Vorſchriften für die Notſtandsarbeiten (IN), 
kleine Notſtandsarbeiten (III) und große Notſtandsarbeiten (IV) be⸗ 
handelt werden. Praktiſche Beiſpiele erleichtern das Verſtändnis. 
Das in Betracht kommende geſetzliche und verwaltungstechniſche Ma⸗ 
terial iſt mit abgedruckt. Prof. Dr. H. C. Nipperdey, Jena. 


Dr. Ludwig Bendix, Rechtsanwalt in Berlin: Das Streikrecht 
der Beamten. Berlin⸗Grunewald 1922. Dr. Walter Roth⸗ 
ſchild. 138 S. Preis broſch. 5 %, geb. 7,50 . 

In dieſer Schrift, deren Beſprechung ſich nicht durch Schuld 
des Rezenſenten verzögert hat, und die übrigens keineswegs veraltet 
iſt, erfährt das wichtige Thema des Beamtenſtreikrechts die erſte 
gründliche Bearbeitung. Es wird zunächſt in einem geſchichtlichen 
Rückblick die Entwicklung der Frage in der neueſten Zeit dargeſtellt, 
wobei die Verhandlungen in den Revolutionsparlamenten im Mittel⸗ 
punkt ſtehen; dann werden die methodiſchen Vorfragen geſtellt, 
namentlich das Verhältnis des Streikrechts zu der durch die Revo⸗ 
lution geſchaffenen Lage erörtert; ſodann die Begriffe Streik, Streif- 
recht und Beamtenſtreikrecht beſtimmt, und ſchließlich das Beamten⸗ 
ſtreikrecht nach geltendem deutſchen Recht bejaht. Dazu ausgiebige 
Anlagen, in denen das einſchlägige Material aus den Intereſſenten⸗ 
kreiſen und den Parteien im Wortlaut abgedruckt iſt. Die Tendenz 
der Schrift iſt, im Gegenſatz zu der Unwahrhaftigkeit der herrſchenden 
Methode, welche die wahren Entſcheidungsgründe, die bei ernſten 
Rechtsfragen ſtets außerrechtlicher, ethiſch-politiſcher Art feien, ver. 
ſchweige, „mit offenem Viſier“ zu kämpfen. Demgemäß heißt es in 
der entſcheidenden „Vorbemerkung“ S. 86 f. (Sperrdruck des Ori⸗ 
ginals): „Die Gründe richten ſich nach der vorweg ge⸗ 
troffenen Eutſcheidung.“ Wer das Beamtenſtreikrecht nach 
ſeiner Perſönlichkeit verneinen will, wird die dafür ſprechenden 
Gründe geltend machen und wird durch keine Gegengründe belehrt 
werden. Wer es nach ſeiner Perſönlichkeit bejahen muß, wird und 
muß in gleicher Weiſe verfahren. Hier iſt und wird der letzte Stand⸗ 
punkt vertreten.“ Hiergegen „muß“ ich mich, ich hoffe aus ſachlichen 
Gründen, und nicht weil ich nun mal fo bin, entſchieden ausſprechen, 
um ſo mehr, als dieſer Standpunkt von Unkundigen für den des 
Freirechts gehalten werden könnte. Was es zunächſt bei einem Stand⸗ 
punkt der juriſtiſchen Prädeſtination für einen Sinn haben ſoll, 
Bücher über Beamtenſtreikrecht zu ſchreiben, die alſo nur die über⸗ 
zeugen können, die ſchon überzeugt ſind, und überhaupt, irgendeine 
juriſtiſche Streitfrage in Theorie und Praxis zu behandeln, ſtatt 
auf die „Perſönlichkeit“ der Richter zu wirken, wofür es viel 
wirkungsvollere Mittel gibt, dies iſt ſchlechterdings nicht einzusehen. 
Ich perſönlich habe die hier niedergelegte Erfahrung weder an mir 
noch ſonſt allgemein gemacht, und halte den Satz für eine koloſſale 
Übertreibung der Selbſtverſtändlichkeit, daß viele Leute von ihren 
Vorurteilen nicht laſſen wollen. Aber ſelbſt wenn er als Tat- 
ſache wahr wäre, was folgte daraus methodiſch? Die „Per⸗ 
ſönlichkeit“ des Herrn Verfaſſers iſt ſicher für ſeine perſönlichen 
Bekannten ſehr intereſſant, aber welche juriſtiſche, andere verpflich⸗ 
tende Bedeutung kann ihr zukommen? Bendix kann nicht einmal auf 
die Zuſtimmung derer rechnen, die er auf ſeiner Seite wähnt: die 
gleich ihm die Geſetze des heutigen Deutſchen Reichs im „demo⸗ 
kratiſch⸗republikaniſchen“ Sinne auslegen wollen. Laſſen wir zunächſt 
die Frage der Republik beiſeite, deren Zufammenhang mit dieſer 
Sache ich überhaupt nicht verſtehen kann, jo ſteht doch feſt, daß 
die geſamte bürgerliche Demokratie in allen Ländern das Beamlen⸗ 
ſtreikrecht ablehnt; das kann kein Zufall ſein. Es bliebe nur die 
Arbeiterdemokratie des Sozialismus, und dieſer müßte doch, wenig 
ſtens ſoweit er wie der Verfaſſer marxiſtiſch denkt, den Beamten⸗ 
ſtreik als Staatsverbrechen betrachten. Tatſächlich haben ja auch die 
Bolſchewiſten eine Zeitlang den Streik in den Staatswerkſtätten 
mit dem Tode beſtraft, und in den Arbeiterrepubliken Auſtraliens 
it ſogar das Streikrecht der freien Arbeiter aufgehoben oder Auferfi 
eingeſchränkt. Es würde alſo ſelbſt, wenn der Subjeklivismus des 
Verf. methodiſch zuläſſig wäre, das Gegenteil folgen. Aber er iſt 
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nicht zuläſſig. Der Richter muß zwar in vielen Fällen ſeine ſub⸗ 
jektive Überzeugung entſcheiden laſſen, wenn alle objektiven Maß⸗ 
ſtäbe verſagen, und ſollte dann allerdings, gemäß Art. 1 des Schweizer 
Ziwilgeſetzbuchs, mit „offenem Viſier“ entſcheiden, ſtatt wie heute 
mittels gewaltſamer Auslegungskunſiſtückchen. Der Theoretiker aber 
hat ſtets die Möglichkeit, im Sinne des juriſtiſchen Relativismus 
die verſchiedenen, mit dem Geſetze vereinbaren Löſungen unparteiiſch 
zu begründen. In dieſem Falle aber ſind gar nicht verſchiedene 
Löſungen möglich. Zwar die geltenden Geſetze geben keine klare 
Entſcheidung, aber in ſolchen Lückenfällen iſt zunächſt zu unterſuchen, 
wie die Frage entſchieden ſein würde, wenn ſie der Geſetzgeber ent⸗ 
ſchieden hätte. Alsdann iſt gar kein Zweifel, daß ſowohl der Ge⸗ 
ſetzgeber von 1919 wie erſt recht der von heute das Beamten⸗ 
ſtreikrecht verneint haben würde. Das ergeben die von Bendix fo 
gründlich geſammelten Materialien mit aller Deutlichkeit. 

Prof. Dr. Kantorowicz, Freiburg i. B. 


Aufwertung. 


Das kommende Aufwertungsgeſetz. Eine nüchterne Be⸗ 
trachtung von Dr. Fritz Dannenbaum, Direktor der Agrar⸗ 
und Kommerzbank A. G. Berlin 1925. Verlag von Franz 
Vahlen, W. 9. Preis 0,75 . 

A. Der Verf. geht davon aus, daß alsbald Beruhigung in der 
Auſwertungsfrage geſchaffen werden müſſe. Er erkennt an, daß alle 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe im ſtärkſten Fluſſe ſind, fordert aber 
gleichwohl endgültige Beſtimmungen, damit die Schulduer die Höhe 
ihrer Schulden kennen. Eine mittlere Linie müſſe große Ungerechtig- 
keiten verhüten und eine wiederholte Aufrollung vermeiden. Die 
Gerechtigkeit und die öffentliche Moral fordere die Aufwertung, und 
das abweichende Vorgehen Rußlands und Hſterreichs komme wegen 
der grundlegenden Verſchiedenheit der Verhaltniſſe nicht in Betracht. 
Der Beſt ſche Geſetzentwurf erſcheine beim erſten Anſehen als rich⸗ 
tigſte Loͤſung. Was Treue und Glauben verlangten, würde aber 
in der Praxis verſchieden beantwortet werden und eine Fülle von 
Prozeſſen zur Folge haben. Deshalb müßten wie in der 3. Steuer⸗ 
NotVO. ohne Rückſicht auf den Einzelfall feſte Richtlinien gegeben 
und dabei öffentliche Anleihen und private Forderungen verſchieden 
behandelt werden. Nach Stillegung der Notenpreſſe ſei die Auf 
wertung der öffentlichen Anleihen kein Inflationsproblem mehr, 
jondern, da jede Mark vorher da fein müſſe, ein Steuerproblem. 
Die Aufwertungsgelder gingen aus den Taſchen der Steuerzahler in 
die der Anleihebeſitzer. Mit 150 Millionen, die dem Reiche wohl 
jährlich für die Aufwertung ſeiner alten Anleihen zur Verfügung 
ſtünden, könne man beiſpielsweiſe 30 Milliarden mit ½ 0% ver⸗ 
zinſen oder 3 Milliarden mit 5 0% tilgen. Die endgültige Ab⸗ 
findung ſei vorzuziehen, da die Verzinſung das Übel verewige. 
Bei der Abfindung könnten auch die Selbſtzeichner und die Spar⸗ 
kaſſen bevorzugt werden. Die Verzinſung falle bei der Abfindung 
weg, was dem Reich ein Heer von Beamten erſpare. Eine fünf⸗ 
prozentige Ablöſung von jährlich 3 Milliarden werde ein bis zwei 
Jahrzehnte dauern. Ahnlich wie die Kriegsanleihe ſeien die Vor⸗ 
kriegsauleihen des Reichs und der Länder zu behandeln. Bei den 
Kommunalanleihen müßten die Erträge der werbenden Betriebe 
herangezogen, aber zur Verzinſung aller Anleihen einer Gemeinde 
gleichmäßig verwendet werden. 

Bei der Aufwertung der Hypotheken ſei der Gedanke des Wert⸗ 
verhältniſſes von Hypothek und Hauswert richtig. Es dürfe aber, 
um nicht zahlloſe Streitigkeiten hervorzurufen, nicht auf den ein⸗ 
zelnen Fall abgeſtellt werben. Vielmehr könne nur der allgemeine 
Aufwertungsſatz in Anlehnung an jenes Zahlenverhältnis feſtgeſtellt 
werden. Wenn in Berlin der Marktpreis eines Miethauſes heute 
das Zwei⸗ bis Dreifache der Friedensmiete betrage, würden danach 
auf die erſte Hypothek, die regelmäßig / des Hauswerts betrug, 
/. ½ der Friedensmiete, d. h. etwa 10—20 0% ihres Nennbetrags 
entfallen. Da Induſtriegebäude und Villen ihren Friedenspreis 
ſchon erreicht hätten, wäre bei ihnen an ſich eine 100 prozentige 
Aufwertung möglich, und auch bei den Miethäuſern wachſe der 
Wert fortgeſetzt. Trotzdem ſei eine dementſprechende Aufwertung 
nicht möglich. Denn ihr ſtünden die Hauszinsſteuer und das Be⸗ 
dürfnis der Neubeleihung entgegen. Wenn man danach die Hypo⸗ 
theken nach einer Reihe von Jahren auf 25 bis 300% des Friedens⸗ 
werts aufwerten könne, ſo ſolle man doch eine möglichſt raſche Ab⸗ 
wicklung erſtreben und für frühere Zahlungen einen Nachlaß ge⸗ 
währen. Etwa ſo, daß im Jahre 1925 20 und jährlich um 1% 
ſteigend neben angemeſſener Verzinſung im Jahre 1935 300% des 
Friedenswerts der Hypothek zu zahlen ſeien. Dem Schuldner müſſe 
folgerichtig geſtattet werden, vor Fälligkeit zu zahlen und Löſchung 
zu verlangen. Eine Erhöhung der Aufwertungsſätze in beſonderen 
Fällen ſei ebenſo wenig veranlaßt wie eine allgemeine Erhöhung 
für Villen, Induſtriehäuſer und andere von der Zwangswirtſchaft 
unberührte Grundſtücke. Denn nach Abbau der Zwangswirtſchaft 
würden die Grundſtücke alle mehr oder weniger Friedenswert oder 
darüber haben. Die Möglichkeit einer höheren Aufwertung ſtöre aber 
den Segen eines feſten Sahes, und der Vorteil, der dem Grund⸗ 
eigentümer durch den Durchſchnittsſatz zuteil werde, ſei gerechtfertigt. 
Bei dem ſtädtiſchen Grundbeſitzer durch die vieljährigen Nachteile 
der Zwangswirtſchaft und bei dem ländlichen Grundbeſitzer dadurch, 
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daß das Staatsintereſſe die teilweiſe Entſchuldung auf Koſten des 
Dypothekengläubigers verlange. Die in der Inflationszeit gegebenen 
Hypotheken ſeien nach demſelben Prozentſatz aufzuwerten wie die 
Vorkriegshypotheken. Zur Vermeidung neuer Schwierigkeiten ſei 
der Goldmarkwert nach dem Dollarkurs und nicht nach dem an ſich 
richtigen Indexwert zu errechnen. Dagegen müſſe die Vorſchrift 
der Steuernotverordnung, wonach beim Gläubigerwechſel der Gold⸗ 
wert des Kauftages maßgebend ſei, fallen, da ſie der Berechtigung 
entbehre. Hypotheken, die nicht einfache Darlehenshypotheken ſeien, 
werde man zweckmäßig im Einklange mit der zugrundeliegenden. 
Forderung aufwerten. Nachdem der Verf. bez. der Pfandbriefe, 
Sparkaſſenguthaben und der Verſicherungen einzelne Abweichungen 
von den Vorfchriften der Steuernotverordnung verlangt und deren 
8$12—15 im weſentlichen gebilligt hat, führt er aus, daß die 
Induſtrieobligationen die gleiche Aufwertung wie die Hypotheken 
vertrügen. Eine Abſtufung nach der Stärke des Unternehmens wäre 
innerlich gerechter, verurſache aber Beunruhigungen und wäre ſchwerer 
durchzuführen. 

Wenn die 3. Steuer NotVO. die Rückwirkung von einem Vor⸗ 
behalt abhängig gemacht habe, ſo ſei das zweckmäßig, aber nicht 
gerechtfertigt geweſen. Auch auf Rückzahlungen auf Grund von Ver⸗ 
einbarungen müſſe ſich die Rückaufwertung erſtrecken. Bei Inhaber⸗ 
papieren ſei aber die Feſtſtellung ſchwierig, wer früher eine Forderung 
gehabt habe. Deshalb müſſe man bei ihnen entweder die Rückauf⸗ 
wertung ausſchließen oder fie auf die Fälle beſchränken, in denen. 
die erforderlichen Nachweiſe urkundlich zu erbringen ſeien. Eine 
dingliche Rückwirkung gegen den Käufer des belaſteten Grundſtücks ſei 
ausgeſchloſſen und nur der Verkäufer, der die Hypothek zurück⸗ 
gezahlt habe, komme als Aufwertungsſchuldner in Betracht. Dieſer 
müſſe aber die Rückaufwertung inſoweit ablehnen können, als er 
nachweiſe, daß er zufolge der Zwangswirtſchaft keinen äquivalenten 
Gegenwert erhalten habe und deshalb durch die frühere Leiſtung 
des Gläubigers nicht mehr bereichert ſei. Frühere Zahlungen dürf⸗ 
ten, jedenfalls wenn kein Vorbehalt gemacht worden ſei, im Hin⸗ 
blick auf die weſentlich größere Kaufkraft der Zahlung nicht nach 
dem Dollarkurſe, ſondern etwa mit dem Fünffachen ihres Wertes 
angerechnet werden. Rechne man dann bei der Rückaufwertung die 
Zahlungen von 3% und darüber als volle Zahlung an, ſo bedürfe 
es keines Stichtages, bis zu dem die Rückaufwertung gehen ſolle. 


Aus dem Titel der Schrift und einer Reihe von Wendungen 
darf entnommen werden, daß der Verf. nicht nur eigene Anſchau⸗ 
ungen, ſondern zum Teil wohl auch Pläne der Regierung wieder⸗ 
gibt. Dieſe Pläne dürfen des Beifalls der Schuldner ſicher ſein, 
wenn dieſe auch aus taktiſchen Gründen nur unter Vorbehalten er⸗ 
folgen wird. Die Gläubiger dagegen ſind trotz Anerkennung ein⸗ 
zelner Verbeſſerungen zu ſcharfem Widerſpruch um ſo mehr veranlaßt, 
als der Verf. die Berechtigung ihrer Beſchwerden meiſt grundſätzlich 
nicht beſtreitet. 

Bei den Bedenken, die Dr. Dannen baum zunächſt gegen 
die Durchführbarkeit meines Entwurfs erhebt, überſieht er zweierlei. 
Einmal, daß ich nicht ſchlechthin auf Treu und Glauben verwieſen, 
ſondern im Abſ. 2 des SI meines Entwurfs nähere Richtlinien 
auf und dabei im weſenklichen auf die Aufrechterhaltung des ur⸗ 
ſprunglichen Wertverhältniſſes abgeſtellt habe, die auch D. (S. 13) 
als richtig anerkennt. Sodann, daß nach den Feſtſtellungen, die 
NOR. Zeiler in Polen getroffen hat und die durch die Erfahrung 
in Danzig beſtätigt werden, die Abſtellung auf Treu und Glauben. 
nicht zahlloſe Prozeſſe, ſondern eine reibungsloſe Erledigung zur 
Folge hatte. 

Die getrennte Behandlung der öffentlichen Anleihen und der 
privaten Forderungen erſcheint mir mit D. ſelbſtverſtändlich. Denn 
die Schuldner der öffentlichen Anleihen ſind zumeiſt nicht mehr 
bereichert, und überdies bildet, wie D. zutreffend ausführt, die Auf- 
wertung bei ihnen ein Steuerproblem. Dabei muß aber betont wer⸗ 
den, daß im Rechtsſtaate die Erfüllung von Rechtspflichten die Er⸗ 
hebung von Steuern mindeſtens im gleichen Maße erheiſcht wie 
die Durchführung von vielen anderen Aufgaben. Der Betrag von 
etwa 150 Millionen, der nach D. für die alten Anleihen jährlich 
zur Verfügung ſtehen ſoll, wird um fo gründlicher nachzuprüfen 
fein, als erufthafte Volkswirtſchaftler mindeſtens bis zum Eintritte 
der vollen Reparationszahlungen erheblich höhere Mittel für ver⸗ 
fügbar halten. Auch wird nachträglich zu fordern ſein, daß mit 
$ 24 der 3. Steuer Not VO. endlich ernſt gemacht und die Millionen- 
gewinne ſcharf herangezogen werden, durch die das Großkapital ſich 
auf dem Rücken der Reichsbank bereichert hat. Die Ablöſung der 
alten Anleihen mit 50%, die der Verf. in erſter Reihe vorſchlägt, 
bedeutet eine entſchiedene Verſchlechterung der Steuernotverordnung, 
die die alten Anleihen grundſätzlich anerkennt. Ich verlange deshalb 
Verwendung aller bereiten Mittel zur Verzinſung der öffentlichen 
Anleihen, will aber an dieſer Stelle auf fie nicht naher eingehen. 

Der Anwendung, die D. von dem vom RG. und mir aufgeſtell⸗ 
ten und auch von ihm als richtig anerkannten Grundſatze der 
Aufrechterhaltung des urſprünglichen Wertverhältniſſes bei der Auf⸗ 
wertung von Hypotheken macht, iſt ſcharf entgegenzutreten. Es ſchlägt 
dem Grunbſatze, der auf die Verhältniſſe des Einzelfalls abſtellt, ins 
Geſicht, wenn D. einen Prozentſatz, der angeblich örtlich und vor⸗ 
übergehend durch die Zwangswirtſchaft für die ihr unterworfenen 
Grundſtücke gerechtfertigt wird, mit geringer Erhöhung dauernd und 
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allgemein für alle Hypotheken feſtſetzen will. Wenn er weiter die 
durch die Aufrechterhaltung des Wertverhältniſſes im Einzelfalle be⸗ 
dingte volle oder doch weſentlich höhere Aufwertung wegen der 
Hauszinsſteuer und des Bedürfniſſes der Neubeleihung ablehnt, fo iſt 
auch das nicht begründet. Die Hauszinsſteuer, die den Grundſätzen 
der Steuergerechtigkeit widerſpricht, muß fallen und läuft ohnedies 
am 1. April 1926 ab. Die Neubeleihung bleibt nach meinem Ent⸗ 
wurf in gleichem Maße wie bisher möglich, und die Geldknapp⸗ 
heit der Landwirtſchaft rechtfertigt, da ſie nicht auf Subſtanz⸗ 
verluſt, ſondern auf Feſtlegung in Sachgütern beruht, Stun⸗ 
dung, aber nicht Herabſetzung der Schuld. Der Segen eines 
feſten Satzes, wegen deſſen D. eine Erhöhung auf Grund des kon⸗ 
treten Wertverhältniſſes ablehnt, hindert ihn nicht, an der Zuläſſig⸗ 
keit der Ermäßigung grundſätzlich feſtzuhalten. Und die ungeheuer⸗ 
liche und ungerechtferkigte Bereicherung, die nach dem Wiederein⸗ 
tritt des Friedenswerts alle Grundeigentümer durch die vorgeſchla⸗ 
genen Durchſchnittsſätze auf Koſten der Hypothekengläubiger erfahren, 
wird durch die Gründe D.s um ſo weniger gerechtferkigt, als die 
Hypothekengläubiger durch den langjährigen Verluſt ihrer Zinfen 
mindeſtens ebenſo wie die Grundeigentümer geſchädigt wurden. Daß 
der Goldmarkwert von Hypotheken, die während der Inflationszeit 
gegeben wurden, gerechterweiſe nach der inneren Kaufkraft der 
Papiermark zu berechnen iſt, erkennt D. an. Wenn er gleichwohl, 
zum Schwierigkeiten zu vermeiden“, an der Umrechnung nach dem 
Hollarkurſe feſthält, ſo iſt das um ſo auffallender, als er bei der 
Rückaufwertung die vom Schuldner geleiſteten Zahlungen beim Fehlen 
eines Vorbehalts wegen ihrer erheblich größeren Kaufkraft nicht 
nach dem Dollarkurs umgerechnet wiſſen will. Die Widerſinnigkeit 
der Aufwertung zu den gleichen Sätzen, die D. auch bei den In⸗ 
duſtrieobligationen durchgeführt wiſſen will, wird durch die ver⸗ 
Öffentlichten Goldmarkbilanzen belegt. Sie bedeutet eine ungeheuer⸗ 
liche Bereicherung gerade der kapitalſtärkſten Schuldner auf Koſten 
ihrer Gläubiger. Bezüglich der Rückwirkung iſt D. darin beizutreten, 
daß ſie von einem Vorbehalte nicht abhängig zu machen und auf 
Aückzahlungen auf Grund von Vereinbarungen zu erfſtrecken iſt. 
Hur Vermeidung ſchwerſter Unbilligkeiten dürfen aber auch bei In⸗ 
haberpapieren die von D. bezeichneten Schwierigkeiten nicht zum 
Ausſchluſſe der Rückaufwertung führen. Daß der Verkäufer, der die 
Hypothek zurückgezahlt hat, die Rückaufwertung inſoweit ablehnen 
“ann, als er zufolge der Zwangswirtſchaft keinen äquivalenten Gegen⸗ 
wert erhalten hat, ergibt ſich aus dem Grundſatze von Treu und 
Mauben ohne weiteres. Es erſcheint aber gerechtfertigt, den hieraus 
eutſtehenden Schaden des Hypothekengläubigers geſetzlich auf den 
Käufer des Grundſtücks zu überwälzen, der durch einen Erwerb des 
Grundſtücks unter dem wahren Werte bereichert iſt. Ebenſo, wie 
umgekehrt dem Erwerber eines belaſteten Grundſtücks wegen der Auf⸗ 
wertung ein Rückgriff gegen einen Veräußerer zu gewähren ſein 
wird, der deshalb einen höheren Kaufpreis erhielt, weil die Hypothel 
nter dem Aufwertungsbetrag übernommen wurde. Es trifft zu, daß 
90% ungerechte Schädigung des Schuldners Rückzahlungen nicht nach 
zem Dollarkurſe umgerechnet werden dürfen. Ebenſo ungerechtfertigt 
. es aber, ſie mit einem gleichmäßigen Mehrfachen des Gold⸗ 
nn in Anſag zu bringen. Denn die innere Kaufkraft der Papier⸗ 
net, die zu Beginn der Inflation von ihrem Dollarkurs erheblich 
Der ch, hat ſich dieſem im Laufe der Zeit immer mehr genähert. 
10 Goldmarkwert der Zahlung wird deshalb in allen Fällen ebenfo 
Kan der einer in Papiermark begründeten Schuld nach der inneren 
tuufkraft zu errechnen ſein. Daß ein Stichtag für die Rückaufwer⸗ 
ung erhebliche Ungerechtigkeiten herbeiführt, trifft zu. Er bedeutet 
halb in allen Fallen ein Kompromiß. Jedenfalls kann der 
„chtag ohne ſchwere Benachteiligung der Gläubiger nicht, wie D. 
Lorſchlägt, dadurch erſetzt werden, daß man die Zahlungen mit dem 
Hänffachen ihres Goldwertes anſetzt und dann durch Zahlungen von 
und darüber die Forderung als getilgt betrachtet. 
OLG Präs. i. R. Dr. Beſt, Darmſtadt, M. d. R.. 


„ B. Wenn die Aufwertungsfrage einmal zum Abſchluß gekommen 
Kann wird, dann wird die Sammlung von Kommentaren, Streit 
8 und Urteilen zu dieſer Materie eine ganze Bibliothek aus⸗ 
8 Nun iſt begründete Hoffnung, daß dieſes Problem der geſetz⸗ 
; riſchen Löſung zugeführt wird und in letzter Stunde erheben 
e Sachkenner ihre warnende, mahnende und beratende Stimme. 
rum Der Verf., der dieſe Fragen, insbeſ. auf Grund feiner Erfah⸗ 
> fein im Hypothekenbankbetrieb, ſchon vielfach behandelt hat, gibt 
en Einer neueſten Schrift in fünf Abteilungen Anregungen allgemei⸗ 
bin tz Art, zur Aufwertung öffentlicher und privater Schulden und 
115 e der Rückwirkung und betreffs der Organiſation der Auf⸗ 
95 ‚ngsftellen und des Verfahrens vor ihnen. Er geht davon aus, 
111 — 3. Steuer Not VO. nicht die feſte Grundlage hat geben können, 
an 5 Verf. erhofften. Das kommende Geſetz müſſe die Materie 
If 15 tig regeln, das wäre nur möglich, wenn die Parteien, die ſich 
mittleahlverſprechungen ſämtlich übernommen hätten, ſich auf einer 
en Linie einigten mit der Wirkung, daß nunmehr die weitere 
gikation mindeſtens von Partei wegen unterbunden wird. 
En e der Behandlung der Aufwertung öffentlicher 
e weiſt der Verf. mit Recht darauf hin: man müſſe ſich 
it AR 5 — jein, daß jede Aufwertung vom Steuerzahler zu bewerken 
Wie 5 der Tat handelt es ſich ja nur um eine Umlegung ähnlich 
ei den Kriegsſchäden. Die Aufwertung der Staatsanleihen, ſo 
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führt der Verf. aus, ſei auch eine eminent finanzpolitiſche An⸗ 
gelegenheit, nicht nur im Inland müſſe das Vertrauen zu Regie⸗ 
rungsverſprechungen wieder hergeſtellt werden, auch im Ausland 
brauchen wir bei Placterung ſpäterer deutſcher Anleihen das Ver⸗ 
trauen in die anſtändige Erledigung öffentlicher Schulden. 

Der Verf. ſchäzt die vom Reich für Aufwertung feiner alten 
Anleihen notfalls aufzubringende Summe auf 150 Millionen Mark 
jährlich. Man könne damit bei einer halbprozentigen Verzinſung 
30 Milliarden durch dieſe Zinszahlung beruhigen und bei einer 
Jahrestilgung von 50% des Nennbetrages 3 Milliarden jährlich 
endgültig erledigen. Er macht den bemerkenswerten Vorſchlag, ob 
es nicht richtiger ſei, ſtatt der bedeutungsloſen Verzinſung an die 
Kapitalabfindung zu gehen, und die letztere zunächſt den Selbſtzeich⸗ 
nern zugute kommen zu laſſen. Damit würden vor allem die Spar⸗ 
kaſſen bevorzugt werden können, denen gerade die ſchwächſten Kreiſe 
ihre geringen Erſparniſſe anvertraut hätten. Die zur Ausſchaltung 
der Spekulation erforderlichen Bankfeſtſtellungen müßten auf die 
einfachſte Weiſe getroffen werden. Der hierdurch den Banken ver⸗ 
urſachte Leerlauf würde noch vergrößert, wenn man die Bedürftigen 
als Prioritätsobligationäre herausſuchen müßte. 

Bei der Behandlung der Aufwertung privater Schul⸗ 
den gibt der Verf. auf dieſem ihm beſonders bekannten Gebiet be⸗ 
merkenswerte Feſtſtellungen der für die Aufwertungshöhe maßgeben⸗ 
den Berechnung des gegenwärtigen Häuſerwertes. Er macht auch inter⸗ 
eſſante Ausführungen zu der Frage der Berechnung des Aufwertungs⸗ 
betrages im Falle der Abtretung für Tilgungshypotheken für die 
Sparkaſſenguthaben und die Induſtrieobligationen. Er hält bei 
dieſen und den Hypotheken eine dreißigprozentige Aufwertung als 
Endergebnis für tragbar. 

Schließlich ſpricht der Verf. noch von der Rückwirkung der 
Aufwertung. Er hält ſie für unbedingt berechtigt, die Durch⸗ 
führung aber begreiflicherweiſe für ſehr ſchwierig. 

Die kleine Schrift enthält eine Fülle von Anregungen, an 
denen diejenigen, die bei der bevorſtehenden geſetzlichen Regelung 
mitzuwirken haben, nicht vorübergehen werden. 

Geh. IR. Prof. Dr. Ed. Heilfron, Berlin. 


Sozialverſicherung. 

1. Leitfaden der deutſchen Sozialverſicherung. Bearbeitet 
von Mitgliedern des Reichsverſicherungsamts. Berlin 1924. 
Verlag von Julius Springer. 56 Seiten. Preis 0,90 . 

2. Richard Reich, Herausgeber der „Fürſorge- Kartei“: 
Taſchenbuch der Sozialverſicherung. Stuttgart. Verlag 
für Wirtſchaft und Verkehr. Preis 3,90 #. 

3. Dr. Fritz Stier⸗Somlo: Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz 
in der ab 1. Juni 1924 geltenden Faſſung. Handausgabe 
mit Erläuterungen nebſt Einleitung, Ausführungs⸗ und 
Ergänzungsbeſtimmungen ſowie Sachregiſter. 2. weſentlich 
veränderte Auflage. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, 


München 1924. 

1. Der bekannte, in mehr als 80000 Stück verbreitete „Leit⸗ 
faden zur Arbeiterverſicherung“ iſt, erweitert durch die Aufnahme 
der Angeſtelltenverſicherung und Knappſchaftsverſicherung, nach dem 
Stande der Geſetzgebung v. 1. Aug. 1924 einer Neubearbeitung unter⸗ 
zogen worden, die in der angezeigten Schrift vorliegt. Die Sach⸗ 
kenntnis der Verf. verbürgt die Zuverläſſigkeit der Angaben, die 
ſich in dankenswerter Weiſe auf die Entwickelung der Sozialverſiche⸗ 
rung und deren Bedeutung für die Allgemeinheit erſtrecken. Un⸗ 
beſchadet der hohen Bedeutung der Botſchaft v. 17. Nov. 1881 hätte 
es nahe gelegen, in den beiden letzterwähnten Abſchnitten die recht⸗ 
liche Bedeutung der Anſprüche aus der Sozialverſicherung als Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche und die volkswirtſchaftliche Bedeutung der 
Arbeiterverſicherung als eigenartiger Form der Lohnſicherung kurz 
zu kennzeichnen. Der Leitfaden hat ſich in der Erläuterung der Be⸗ 
griffe eine weiſe Beſchränkung auferlegen müſſen. Immerhin wäre 
es an einigen Stellen wünſchenswert geweſen, an die nicht unter⸗ 
richteten Leſer, mit denen der Leitfaden in erſter Linie zu rechnen 
hat, nicht zu große Anforderungen zu ſtellen. Daher wäre es bei 
einem Neudruck zu begrüßen, wenn S. 7 und 13 der Begriff der 
vorübergehend und der unſtändig Beſchäftigten durch einen Satz er⸗ 
läutert und weiter das Weſen der Zwaugsverſicherung etwas aus⸗ 
führlicher beſchrieben würde, als es im letzten Abſatz auf S. 13 ge⸗ 
ſchehen ift. Zu bedauern iſt, daß der wichtige und zweifelhafte, aber 
in der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts feſtſtehende Be⸗ 
griff des Betriebsunfalls überhaupt keine Umſchreibung gefunden 
hat. Im übrigen verdient die klare und in jedem Satze wohl über⸗ 
legte Darſtellung jedes Lob. * 

2. Das kleine mit Schlagwortverzeichnis und einigen Formu⸗ 
laren 128 Seiten umfaſſende Buch von Richard Reich enthält als 
Zugabe einen auswechſelbaren Zahlenanhang, der neugedruckt werden 
ſoll, ſobald die geltenden Vorſchriften überholt ſind. Es will dem 
Laien in allen Fragen des „täglichen Bedarfs“ auf dem Gebiete 
der Sozialverſicherung ein zuverläſſiges Auskunftsmittel ſein und 
ihm das umſtändliche Anfragen bei den Behörden erſparen. Das 
Bedürfnis nach einem ſolchen Nachſchlagewerk iſt nicht zu leugnen. 
Die Sozialverſicherung iſt eine Angelegenheit, die Millionen von 


* 
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Volksgenoſſen angeht (die Zahl der Verſicherten iſt für 1921 in 
der Krankenverſicherung auf rund 18 Millionen, in der Unſall⸗ 
verſicherung auf rund 24 Millionen, in der Invaliden⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung auf rund 16 Millionen, in der Angeſtellten⸗ 
verſicherung auf rund 1,6 Millionen geſchätzt worden). Die Löſung 
der geſtellten Aufgabe wäre daher ein großes Verdienſt. Ich glaube 
aber nicht, daß der Verf. ſein Ziel in allen Punkten erreicht hat. 
Zunächſt fordert der Aufbau, der von der Angeſtelltenverſicherung 
ausgeht, hierauf die Invalidenverſicherung, im dritten Abſchnitt die 
Unfallverſicherung und erſt dann die Krankenverſicherung behandelt 
der letzte Abſchnitt iſt der Erwerbsloſenfürſorge gewidmet, was nicht 
zu beanſtanden iſt), ſchärfſten Widerſpruch heraus. Nach der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwickelung, nach dem Syſtem der Reichsverſicherungs O. 
und nach ihrer ſachlichen Bedeutung iſt die Krantenverſicherung der 
Grundpfeiler der geſamten Sozialverſicherung. Die Beziehungen 
der einzelnen Verſicherungszweige zueinander werden am beſten ver⸗ 
ſtanden, wenn man von dieſer Grundlage ausgeht. Die Angeſtellten⸗ 
verſicherung als Sonderzweig der Juvalidenverſicherung darf ſelbſt⸗ 
verſtändlich der allgemeinen Invalidenverſicherung nicht vorangeſtellt 
werden. Über die Gliederung der Fragen kann man verſchiedener 
Anſicht ſein. In jedem Falle hätte der Darſtellung des Rechtswegs, 
dem Feſtſtellungsverfahren, ein größerer Raum gewidmet werden 
müſſen. Für den Verſicherten iſt die Frage, wie er zu ſeinem Rechte 
komnit, eine der wichtigſten. Hier hilft die Juhaltsüberſicht dem 
Frageſteller nicht ſo, wie man es bei einem Buche dieſer Art er- 
warten muß. Bei der Angeſtelltenverſicherung iſt Zuſammengehöriges 
auseinandergeriſſen. Unter Nr. 16 iſt bei der Frage: „Wo werden 
Anträge auf Leiſtungen geſtellt“, das Verfahren für den Nicht⸗ 
eingeweihten ſchwer derſtändlich, da die Organe der Angeſtellten⸗ 
verſicherung, insbeſondere die Spruchbehörden, erſt unter Nr. 17 und 
18 behandelt werden. Eine grobe Irreführung erfährt der Leſer bei 
der Invaliden verſicherung, wo viermal von dem Reichs verſicherungs⸗ 
amt anſtatt von der Landesverſicherungsanſtalt die Rede iſt. Schreib⸗ 
oder Druckfehler in dieſer Häufung ſind ſchwer zu entſchuldigen (S. 52 
unter Nr. 16: Verfahren bei Gewährung und Entziehung von Ren⸗ 
ten). Übrigens iſt hier das Rechtsmittelverfahren ganz übergangen: 
nur die Streitigkeiten bei der Beitragsleiſtung ſind (Bl. 46) be⸗ 
handelt. Im Abſchnitt von der Unfallverſicherung ſagt der Verf.: 
„Gegen das Urteil des Oberverſicherungsamts findet binnen 1 Monat 
Rekurs an das Reichsverſicherungsamt ftatt, ſoweit dieſer nicht wegen 
Geringfügigkeit der Sache oder wegen anderer nicht in Betracht kom⸗ 
mender Umſtände ausgeſchloſſen iſt. Dieſe anderen Umſtände be⸗ 
treffen uſw.“ Die Worte „nicht in Betracht kommender“ ſind voll⸗ 
lommen unſinnig. Kein Menſch kaun ſich darunter etwas denken. 
Die hierauf folgende Wiedergabe des Geſetzesinhalts iſt unvoll⸗ 
ſtändig; es fehlt Ziff. 11 des 8 1700. Unpraktiſch iſt es, daß im 
Inhaltsverzeichnis bei der Krankenverſicherung im Gegenſatze zu 
den anderen Verſicherungszweigen der Schutz der Anſprüche nicht be⸗ 
ſonders aufgeführt iſt, ſo daß der Leſer erſt geraume Beit ſuchen 
muß, bis er unter Nr. 11 des Abſ. 11 im Abſchnitt über Leiſtungen 
einige Mitteilungen über die Erledigung der Streitigkeiten findet. 


Der Verf. will zur Unterrichlung der Leſer „die reinen Ge— 
ſetzesbeſtimmungen mit zahlreichen, infolge der Neuerungen notwendig 
gewordenen rechtlichen Begriffserläuterungen und mit allgemeinen 
Rechtsentſcheidungen durchflechten“. Das ſezt nun gerade, weil das 
Buch im weſentlichen für Laien beſtimmt iſt, eine beſonders ſorg⸗ 
fältige Durcharbeitung des Geſetzesinhalts und der Rechtſprechung 
voraus man kann aber nicht ſagen, daß die hiernach gebotene Sorg⸗ 
falt überall angewandt iſt. Z. B. iſt der Inhalt des 8557 NED, 
ungenau wiedergegeben. Hat ſich der Verletzte den Unfall beim Be⸗ 
gehens eines Verbrechens oder vorfäglichen Vergehens zugezogen, 
ſo kann der Schadenserſatz ganz oder teilweiſe verſagt werden. Es 
hängt alſo von dem Verſicherungsträger ab, ob er in dieſem Falle 
Entſchädigung leiſten will, während bei vorſätzlicher Herbeiführung 
bes, Unfalls jeder Anſpruch kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt (8 556 
RVO.). Dieſen praktiſch wichtigen Unterſchied hebt der Verf. nicht 
hervor. Die Überweiſung der Rente an den im Inland wohnenden 
Angehörigen des Verſicherten kommt ſelbſtverſtändlich auch nur in 
Frage, wenn der Unfall bei einem Verbrechen oder vorſätzlichen Ver⸗ 
gehen entſtanden iſt, nicht bei dem Begehen jeder ſtrafbaren Hand⸗ 
lung. — S. 58 hätte der wichtige Fall der Mitwirkung der Arbeit⸗ 
nehmer bei der Unfallverſicherung, der neue $ 1569 a, erwähnt wer⸗ 
den müſſen, durch den nach dem Wegfall des Einſpruchsverfahrens 
ſichergeſtellt iſt, daß an der Feſtſtellung der Leiſtungen durch den 
Verſicherungsträger mindeſtens ein Vertreter der Verſicherten be⸗ 
teiligt wird. — Im Abſchnitte über die Krankenverſicherung (S. 75, 
76) ſind die Rechtsverhältniſſe der ſog. unſtändig Beſchäftigten nicht 
richtig dargeſtellt. Der Verf. zählt die unſtändig Beſchäftigten zu 
den verſicherungsberechtigten Perſonen. Das iſt irrig, wie ein Ver⸗ 
gleich der 88 441 ff. mit 8176 RVO. ergibt. Unſtändig Beſchäftigte 
1. S. des Geſetzes find Perſonen, deren Hauptberuf die Lohnarbeit 
bildet, die aber in keinem feften Arbeitsverhältnis ſtehen, wie die 
Waſchfrau, die bald hier, bald dort Arbeit verrichtet. Da ſie keinen 
jeften Arbeitgeber haben, knüpft das Geſetz die Mitgliedſchaft aus⸗ 
nahmsweiſe an die Eintragung in die bei der zuſtändigen Kaſſe 
(Orts- oder Landkrankenkaſſe) zu führende Liſte. Sie ſind aber im 
übrigen verſicherungs pflichtig, nicht nur verſicherungsberechtigt. 
Sie ſollen ſich ſelbſt zur Eintragung anmelden, aber die Kaſſe trägt 
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den unſtändig Beſchäftigten ohne weiteres in das Verzeichnis ein, 
ſobald ſie erfährt, daß er keiner Krankenkaſſe ihres Bezirks an⸗ 
gehört, und bei dieſer Feſtſtellung wird ſie vom Verſicherungsamt 
und den andern im 8 442 Abſ. 2 aufgeführten Organen unterſtützt. 
Richtig iſt, daß der unftändig Beſchäftigte feinen Beitragsteil ſelbſt 
einzuzahlen hat. Unrichtig aber iſt die Behauptung, der Arbeitgeber 
habe dem unſtändig Beſchäftigten ein Drittel der von dieſem ſelbſt 
eingezahlten Beitragsſumme zu erſtatten. Von einer ſolchen Erſtat⸗ 
tungspflicht enthält das Geſetz nichts. Als Arbeitgeber der unſtändig 
Beſchäftigten gilt gewiſſermaßen die Allgemeinheit, daher hat der 
Gemeindeverband der Kaſſe am Schluſſe jedes Vierteljahrs 
den Geſamtbetrag der Beitragsteile für die Arbeitgeber auf Grund 
einer eingereichten Rechnung zu zahlen ($ 453). Der Verband kann 
dieſen Betrag nach Maßgabe des § 454 RVO. umlegen. 

3. Die Angeſtelltenverſicherung erfreut ſich des geſetzgeberiſchen 
Vorzugs, daß unter Außerkraftſetzung der zahlloſen Anderungen, 
denen das Geſ. v. 20. Dez. 1911 ſeit ſeinem Inkrafttreten (1. Jan. 
1913) ausgeſetzt war, ſchon mit der Bek. v. 28. Mai 1924 (RG Bl. I 
S. 563) die jetzt allein gültige Faſſung veröffentlicht worden iſt. 
StierrSomlo durfte daher an die Bearbeitung ſeines zuerſt im 
Jahre 1912 erſchienenen Werks herangehen, ohne befürchten zu 
muſſen, daß während der Drucklegung das zu erläuternde Geſetz 
ſchon überholt ſein werde. Ein Vorzug auch der neuen Ausgabe iſt 
die ausführliche ſyſtematiſche Skizze, die den Erläuterungen vorau⸗ 
geſchickt iſt (40 Seiten). Vielleicht hätte die etwas eintönige Dar⸗ 
ſtellung an Friſche gewonnen, wenn die geſchichtliche Entwicklung ſeit 
dent Inkrafttreten des Geſetzes in ihren Grundlinien unter Hervor⸗ 
hebung der wichtigſten rechtspolitiſchen Forderungen ausführlicher 
verarbeitet worden wäre (wegen der Vorgeſchichte des Geſ. v. 20. Dez. 
1911 wird auf die ſehr beachtlichen Studien des Verf. zum fozialen 
Recht erwieſen). Der Verf. weiß wohl, daß in einem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kommentar zum beſſeren Verſtändnis die allmähliche Eutwick⸗ 
lung des heutigen Rechts dargeſtellt werden muß. Er hat aber ge- 
glaubt, dieſem Erforderniſſe durch die wörtliche Mitteilung einer 
Anzahl von Verordnungen, die an ſich überholt ſind, zu genügen. 
Dieſe Wiedergabe wird kaum bemängelt werden können, obwohl da 
durch der Anhang des Werks, der 52 Geſetze und Verordnungen im 
Umfange von 130 Seiten enthält, erheblich belaſtet worden iſt. Im 
merhin hätte auch in der ſyſtematiſchen Darſtellung der Leidensweg 
der Inflationszeik etwas eingehender geſchildert werden ſollen. Im 
übrigen verdient die klare und ausführliche Erläuterung der ein— 
zelnen Geſetzesbeſtimmungen jede Anerkennung. Die wichtige, auf 
Grund von § 1 Abſ. 4 des Gef. getroffene Beſtimmung der Berufs- 
gruppe in der VO. v. 8. März 1924, RGBl. 1,274 iſt zu Si im 
Wortlaut mitgeteilt, hätte aber auch noch in den Einzelanmerkungen 
berückſichtigt werden können. Den Kreis der verſicherungspflichtigen 
Perſonen zu beſtimmen, gehört überall zu den ſchwierigſten Aufgaben 
der Sozialverſicherung. Der Verf. hat unter dem ausgedehnten 
Schrifttum, das zu berückſichtigen war, auch eine „Volkstümliche 
Zeitſchrift für praktiſche Arbeiterverſicherung“ aufgeführt. Dieſe 
Zeitſchrift iſt mir nicht bekannt. Sollte ſie mit der „Volkstümlichen 
Zeitſchrift für die geſamte Sozialverſicherung“ identiſch fein, fo 
würde ich deren Benutzung begrüßen und auch anderen Schriftftellern 
des Arbeitsrechts für Unterſuchungen auf dem Gebiete der Sozial⸗ 
verſicherung empfehlen. Die Zeitſchrift vertritt die Jutereſſen des 
Zentralverbands der Angeſtellten der Verſicherungsträger von einem 
gelegentlich ſehr energiſchen Standpunkt aus, der bei manchen Anſtoß 
erregen mag. Die Zeiten ſind aber endgültig vorüber, in denen 
man die Anſichten der Geguer bekämpfen darf, ohne fie zu kennen. 
Die „Volkstümliche Zeitſchrift für die geſamte Sozialverſicherung“ 
iſt durch die Fülle der in der tatfächlichen Rechtsanwendung gefam- 
melten Erfahrungen belehrend, wie denn auch ſonſt die Kenntniſſe 
und Beobachtungen der ſog. mittleren Beamten häufig eine über 
raſchend ſichere und ſachfördernde Kritik aufweiſen. 

Stier⸗Somlo gehört zu denjenigen, die von jeher in der 
Angeſtelltenverſtcherung „die notwendige und wünſchenswerte Ver⸗ 
wirklichung einer Idee erblickt haben, deren Wert und Bedeutung 
nicht verkannt werden kann: dem neugebildeten Privatbeamten⸗ 
ſtande die Möglichkeit einer Fürſorge im Falle der Berufsunfähig⸗ 
keit und des Alters zu gewähren“. Die Eingliederung der An- 
geſtelltenverſicherung in die allgemeine Invalidenverſicherung iſt zu 
einer Zeit abgelehnt worden, die für den Gedanken eines allgemeinen 
Arbeitsrechts noch nicht reif war. Man mag das beklagen. Aber 
es beſteht jetzt wenig Hoffnung und Anlaß, die Entwicklung rück⸗ 
gängig zu machen. Für die Gegenwart iſt mit Recht auf die Rück⸗ 
ſichten hingewieſen worden, die man dem erſtarkten Selbſtverwal⸗ 
tungsgedanken entgegenbringen muß. Wollen die Beteiligten die 
höhere Belaſtung um der höheren Leiſtungen willen tragen, ſo wird 
es bei der Sonderregelung ſein Bewenden behalten müfjen. 

OLG Präfident Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Steuerrecht. 
Dr. Paul Marcuſe, Rechtsanwalt und Notar, Berlin: Das 
neue Reichsſteuerrecht. Kurzgefaßte Geſamtdarſtellung der 
neuen Reichsſteuern. Vierte, neubearb. Aufl. Berlin 1924. 


Verlag Hermann Sack. 602 S. Preis broſch. 14. , geb. 16. 
Der Verf. hat das bedeutende Werk unter Mitwirkung gründ⸗ 
licher Kenner des Steuerrechts geſchaffen. Der Herausgeber ſelbſt 
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hat die Einleitung verfaßt, die ein klares Bild über die Entwicklung 
des Steuerrechts bis auf die neueſte Zeit gibt; ferner ſind die Ein⸗ 
kommen⸗ und die Körperſchaftsſteuer von ihm bearbeitet. Die 
weiteren Verfaſſer find: Dr. Kloß, Senatspräſident des Reichs⸗ 
finanzhofs — Reichsabgabenordnung, auf dieſem Gebiet eine 
Autorität; Staatsrat Dr. Lademann, Leiter des Landesſteuer⸗ 
amts Danzig — das Vermögensſteuergeſetz; Dr. Alfons 
Rot, Rechtsanwalt und Dozent in Heidelberg — Erbſchafts⸗ 
Menergefeg; Dr. Herzfeld, Rechtsanwalt und Notar in Dresden 
— das Grunderwerbſteuergeſetz; Profeſſor Dr. Wimpf⸗ 
heimer, Rechtsanwalt und Notar, Dozent an der Handelshochſchule 
in Berlin — das Kapitalſteuergeſetz; Proſeſſor Dr. Hed⸗ 
wing, Oberregierungsrat beim Landesfinanzamte Köln — das 
Um ſatzſteuergeſetz; Dr. Deiter, Regierungsrat a. D. in 
Hannover — der Geldwertausgleich bei bebauten Grund⸗ 
ſtücken (Mietzinsſteuer); Dr. Markull, Miniſterialrat im 
Reichsfinanzminiſterium — das Finanzausgleichsgeſetz, das 
berſelbe Verfaſſer in ſo muſtergültiger Weiſe kommentiert hat; 

Friedrich Herrmann, Regierungsrat a. D., Leiter der 
Steuerſtelle des Reichsverbandes der deutſchen Induſtrie in Berlin — 
das Steuerfluchtgeſetz; Weſter, Regierungsrat in Stutt⸗ 
gart — das Kapiktalfluchtgeſetz. Ein weiterer Beitrag des 
Regierungsrats Dr. Herrmann über den Geldentwertungsausgleich 
zugunſten des Reichs (Obligationenſteuer) erſcheint als beſon⸗ 
deres Heft; ein Bezugsſchein, der zum koſtenloſen Bezuge des 
Sonderhefts berechtigt, iſt dem Buche beigefügt. Das alphabetiſche 
Sachregiſter ermöglicht die ſchnelle Auffindung des Geſuchten auch 
für den gebildeten Laien. Der Steuerrechtler kann ſich ſchon aus 
ver Üüberſichtlichen Geſtaltung der Beiträge ſchnell orientieren. Als 
Deiſpiel ſoll nur die Haupteinteilung der Abhandlung über das 
Itnanzausgleichgeſetz hervorgehoben werden: I. Einleitung. II. Die 
geltende Ordnung des Finanzausgleichs: 1. Grundzüge und Grund⸗ 
begriffe. 2. Die Abgrenzung der ſteuerlichen Zuſtändigkeiten. 3. Die 
Leiſtungen des Reichs. III. Der Finanzausgleich als hiſtoriſch⸗po⸗ 
litiſches Problem: 1. Allgemeines. 2. Finanzpolitiſche Geſichtspunkte. 
>. Staatspolitiſche Geſichtspunkte. Auch die Tatſache, daß jetzt 
bie 4. Auflage erſcheint, bürgt für die Güte des Werkes. 

SenPräf. d. RFH. a. D. Mrozek, München. 


Miniſterialrat Dr. Piſſel und Rechtsanwalt Dr. Koppe: 
Die neue Steuermilderungsverordnung. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. Berlin. 73 Seiten. Preis 2,20 . 
Es handelt ſich zunächſt um die Milderungsverordnungen des 

Neichspräſidenten v. 14. Sept. und v. 10. Nov. 1924 mit den dazu 

ergangenen Durchführungsbeſtimmungen. Aber nicht nur dieſe, auf 

rund des Art. 48 der MVerf. ergangenen Verordnungen, die ſich 
alo Rechtsverordnungen darſtellen, find wiedergegeben, ſondern auch 
noch einige Verwaltungsverordnungen, die das Ziel haben, bei der 

Erhebung der Steuern den Druck zu mildern (namentlich bei 
tundung und Vollſtreckung). Weiter finden ſich die auf Grund be⸗ 

ſonderer geſetzlicher Ermächtigung vom Miniſter erlaſſenen Verord⸗ 

nungen betr. Herabſetzung der Verzugszuſchläge und über die Börſen⸗ 
umſatzſteuer. Kurz geſagt, das Buch enthält alles, was im letzten 

Teile des Jahres 1924 zur Milderung des Steuerdrucks angeordnet 

worden iſt. Dem Ganzen geht eine klar geſchriebene Einleitung voran. 
4% Verordnungen des Reichspräſidenten ſind mit dankenswerten 

Erläuterungen verſehen. Im übrigen iſt nur der Text wiedergegeben. 

Jedem, der ſich auf dem neueſten Staude der Reichsſteuergeſetzgebung 

krhalten will, ſei das Werk beſtens empfohlen. 

NER. Dr. Boethke, München. 


die neue Gewerbeſteuer in Preußzen einſchließlich des Fi⸗ 
näanzausgleichsgeſetzes und der 2. und 3. Steuernotverord— 
nung nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Herausgegeben von 
Dr. jur. Otto Frielinghaus, Miniſterialrat und Dr. rer, 
Pol. Martin Sogemeier. (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 27, 
Die Geſetze des neuen Deutſchen Reichs und der deutſchen 
Länder mit ſyſtematiſchen Erläuterungen.) Preis in Leinen 
geb. 6,50 . Verlag von Georg Stilke, Berlin NW 7. 
N 55 Die Preuß. Gewerbeſteuerregelung durch die Verordnungen 
1995 Nov. 1923 u. 16. Febr. 1924 will von vornherein nur bis 
tige einſchließlich gelten. Für 1924 lehnen ſich die vor allem wich⸗ 
a Vorauszahlungsbeſtimmungen dazu noch eng an die Voraus⸗ 
zahlungen für die Reichseinkommenſteuer an und ob nicht für 
25 dasſelbe geſchieht, bleibt abzuwarten. 
Mr Unter dieſen Umſtänden war es eine wenig dankbare Ausgabe, 
= verhältnismäßig ausführliche Kommentierung dieſer Regelung 
di verſuchen. Notwendigerweiſe mußte einen großen Teil des Buches 
cs Wiedergabe von Vorſchriften der Reichseinkommenſteuer ein⸗ 
gelben. Das iſt denn auch hier geſchehen. Jedoch erfährt auch der 
Si ſtändige Teil der Verordnungen eine eingehende Behandlung. 
* kommt allerdings über die Materialien kaum hinaus und läßt 
neun etwas vermiſſen, was bei der jetzigen Lage der Geſetz⸗ 
ben beſonders nötig geweſen wäre: eine Hervorhebung der leiten⸗ 
un Gedanken der Preuß. Regelung und ihres inneren Verhält⸗ 
es zur reichsgeſetzlichen Regelung. Denn im Wirrwarr der 
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Geſetzesbeſtimmungen ſucht jeder, der mit ihnen zu tun hat, vor 
vor allem nach Aufklärung über dieſe grundſätzlichen Dinge. 
Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß das Buch für die vielen, die 
mit der Gewerbeſteuerfrage eben wegen ihrer ſchon wieder nötigen 
Neugeſtaltung zu tun haben, nicht ſehr gute Dienſte leiſten würde 
und daß wir nicht dem Verlag für feine Herausgabe, die buch⸗ 
händleriſch nicht ſehr verlockend fein mochte, dankbar fein können. 
Prof. Dr. Bühler, Münſter. 


Albert Henfel: Zur Dogmatik des Begriffs „Steuerum⸗ 
gehung“. Sonderdruck aus der Bonner Feſtgabe für Ernſt 
Zitelmann. München und Leipzig 1923. Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis 2 . 

Die Schrift ſtellt einen begrüßenswerten Verſuch dar, den 
Rechtsbegriff der im § 5 RAbgd. niedergelegten, heiß umſtrittenen 
Generalklauſel zur Verhütung der Steuerumgehung in dogmatiſcher 
Unterſuchung zu klären und wiſſenſchaftlich zu verankern. Dabei ift 
ſich der Verfaſſer von vornherein darüber klar, daß der 85 R Abg. 
bisher bei weitem nicht die praktiſche Bedeutung hatte, die man in 
der Offentlichkeit von ihm erwartete bzw. befürchtete. Das beweiſt 
einerſeits die überraſchend geringe Anzahl von Anwendungsfällen 
in der Praxis der Finanzbehörden und tritt am dentlichſten in 
Erſcheinung, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß der RF. in den 
drei erſten Jahren der Geltung der RAbgO. nur ſiebeumal grund⸗ 
ſatzlich wichtige Entſch. zur Steuerumgehung zu fallen hatte, von 
denen überdies Henſel alle bis auf eine mehr oder weniger als 
Fehlurteil kritiſiert. Auf der andern Seite iſt ſich Henſel auch 
nicht im Zweifel darüber, daß eine beträchtliche Abſchreckungs⸗ 
wirkung bei Steuerſchiebern durch 85 RAbg O. bis heute nicht zu ver⸗ 
zeichnen ſei. Trotzdem hält er ſowohl für die Vergangenheit wie für 
die Zukunft — bis auf unerhebliche Änderungen in der Faſſung der 
geſetzlichen Beſtimmung — den geſetzgeberiſchen Gedanken der General⸗ 
klauſel für richtig und ſeine Beibehaltung für notwendig. 

Er lehnt von vornherein die Subſumtion des Umgehungsbe 
griffes unter verwandte Rechtsfiguren, wie „Scheingeſchäft“, „ver⸗ 
decktes Rechtsgeſchäft“, „gegen die guten Sitten verſtoßendes Ver 
halten“, ebenſo ab, wie er die Möglichkeit verneint, die Steuer⸗ 
umgehung durch ausdehnende Interpretation der Steuergeſetze und 
darüber hinaus durch Analogieſchlüſſe im Steuerrecht rechtlich zu 
erfaſſen. Denn für ihn fängt erſt die Steuerumgehung genau dort 
an, wo die Auslegungskunſt zu verſagen beginnt. Seine Forderung 
nach energiſchem Schutz vor Umgehung vermag er auch nicht in 
einem wohl ausgebauten Syſtem von Spezialklauſeln in den ein⸗ 
zelnen materiellen Steuergeſetzen erfüllt zu ſehen. 

Indem er von der Vorausſetzung ausgeht, daß die Aufgabe 
der Aufſtellung eines der ökonomiſchen Situation völlig gleichwerti⸗ 
gen rechtlichen Tatbeſtandes bei der Verſchiedenheit vol Recht und 
Wirtſchaft ſtets nur lückenhaft wird gelöſt werden können, definiert 
er die Steuerumgehung als die Erreichung einer beſtimmten wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage unter Vermeidung des rechtlichen Tatbeſtandes, 
welchen der Geſetzgeber hierfür als üblich im Verkehrsleben und 
daher zur Vorausſetzung der Entſtehung des Steueranſpruches er⸗ 
hoben hat. Offen wird auch hier wieder bleiben, wo bei grundſätz⸗ 
licher Anerkennung des Prinzips der Wirtſchaftsfreiheit, d. h. der 
Berechtigung jedes einzelnen, ſich ſo einzurichten, daſt er möglichſt 
wenig Steuern zu entrichten braucht, und der zuläſſigen Steuer- 
erſparung die Grenze gegenüber den durchaus berechtigten Tendenzen 
vorwärtsdrängender Wirtſchaftsfaktoren zu ziehen iſt, die kombina— 
toriſch dem Handel und Verkehr neue Formen weiſen. Schwierig 
wird das, um nur ein Beiſpiel heranzuziehen, bei der ſog. Ver⸗ 
tikalgründung ſein, d. h. einer Vereinigung von Betrieben, die ein 
Erzeugnis in mehreren Produktionsſtufen fertigſtellen, in der Hand 
eines Rechtsſubjektes. 

Die ſtrafrechtliche Seite des Problems löſt Henſel im Ein⸗ 
klang mit den Beſtimmungen der Reichsabgabenordnung. Er ſtimm 
dem Gedanken zu, die verſchleierte Steuerumgehung nicht nur mit 
der Erfolgloſigkeit zu beſtrafen, ſondern darüber hinaus der von 
der RAbg O. getroffenen ſtrafrechtlichen Sonderregelung zu unterwerfen. 
Die Komplikation der Beſtimmung des 8 367 RAbgd. beſeitigt er 
mit dem Gedankengang Wehners, „Die Steuerhinterziehung und 
Steuergefährdung, Bonn 1922, 102 ff.“ i. S. des zuſammengeſetz⸗ 
ten Deliktes und klärt damit verdientermaßen die Unklarheit dieſer 
Vorſchrift auf. . 

Das Werk ſtellt ſomit in ſeiner Geſamtheit eine wertvolle 
wiſſenſchaftliche Bereicherung eines der komplizierteſten und am 
meiſten angefeindeten Kapitel der RAbgO. dar. 

RA. Dr. H. Lele wer, Berlin. 


Herbert Tſchinke: Koſten und Gebühren in Steuerſachen. 
Zweite verbeſſerte und erweiterte Auflage. Berlin C 2, 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 

Der Verf. hat ſich einer Aufgabe unterzogen, deren Löſung alle 
diejenigen dankbar begrüßen werden, die ſich berufsmäßig mit Steuer⸗ 
ſachen beſchaftigen. Das Buch enthält in ſeinem erſten Teil eine 
Einführung in das Koſtenweſen. Hier wird eine kurze Überſicht über 
die geſamten in Frage kommenden geſetzlichen Vorſchriften gegeben. 
Der zweite Teil iſt der Darſtellung der einzelnen Koſtenvorſchriſten 
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gewidmet. Er befaßt ſich insbeſ. mit der Wiedergabe und Erläute⸗ 
rung der einſchlägigen Vorſchriften der Abgabenordn. In dieſem Teil 
werden ſodann auch die in Frage kommenden Vorſchriften aus der 
Gebührenordn. für Rechtsanwälte gegeben, was erforderlich erſchien, 
weil ſich die Liquidationen der Anwälte in Steuerſachen auf der all⸗ 
gemeinen Gebührenordnung aufbauen. Beſchloſſen wird dieſer Teil des 
Buches durch eine Wiedergabe der ReiſekoſtenV O. für die Reichs⸗ 
beamten und durch einen Auszug aus der Gebührenordn. für Zeugen 
und Sachverſtändige. Beſonders wertvoll ſind die im Anhang wieder⸗ 
gegebenen und auf den neueſten Stand gebrachten Tabellen: 

1. Koſtentafeln für das Rechtsmittelverfahren, 

2. Koſtentafeln zur Gebührenordn. für Rechtsanwälte, 

3. Überſichtstafel zu den Reiſetagegeldern. 

Das Buch wird mit Vorteil von den Geſchäftsſtellen der Steuer⸗ 
behörden und von allen Anwälten, die ſich mit Steuerangelegenheiten 
beſchäftigen, benutzt werden können. 

Oberregierungsrat a. D. RA. Dr. Erler, Jena. 
Dr. Koppe und Dr. Stein: Das Steuergeſetz auf Grund 
der Steuernotverordnungen und der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 21. Februar 1924. Berlin C 2. 
1924. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 

Die 9. Aufl. des bekannten weitverbreiteten Buches hat Dr. 
Stein, Gerichtsaſſeſſor in der Reichsfinanzverwaltung Berlin, 
mitbearbeitet; er hat insbeſ. Rechtſprechung, Erlaßpraxis und Litera⸗ 
tur bis auf die jüngſte Zeit nachgetragen. Die Neuerungen der 
Steuer Not VO. ſind bereits berüdfichtigt, ebenſo die zahlreichen An⸗ 
derungen der Ausf Beſt. Der Komment. bietet alſo, abgeſehen von 
der VO. v. 12. Nov. 1924 RGS Bl. I 707, die nur die Herabſebung 
der allgemeinen Umſatzſteuer auf 2% und der Luxusſteuer auf 10% 
enthält, und den zugehörigen DurchfBeſt. v. 3. Dez. 1924 RGBl. I 
763, den gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung. Das Buch iſt, ob⸗ 
wohl die umfangreichen AusfBeſt. vollſtändig abgedruckt find, hand⸗ 
lich geblieben. Inhaltlich hat es alle Vorzüge der Koppe ſchen 
Arbeiten, die ohne überflüſſige Gelehrſamkeit klar, kurz und ver⸗ 
nünftig über alles Weſentliche in gemeinverſtändlicher Weiſe für 
den täglichen Gebrauch unterrichten. Die Entwickelung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe bringt es mit ſich, daß Fragen, die Jahre 
hindurch gleichgültig waren, plötzlich Bedeutung gewinnen. Das 
gilt z. B. von den Verzugszinſenz; fie find ſteuerfrei (S. 106). 
Wann gilt bei Regulierung durch Wechſel das Entgelt als „verein⸗ 
nahmt“? Erſt bei Eingang der Wechſelſumme, nicht ſchon bei Emp⸗ 
fang des Wechſels (S. 115). Gilt dies auch, wenn der Empfänger 
den Wechſel diskontiert oder ſonſt weitergibt? Nach der Begründung, 
die die Verfaſſer geben, ſcheint es, daß ſie dieſe Frage bejahen 
wollen. Unzweifelhaft iſt fie nicht. (Vgl. F. 2, 67.) 

RA. Dr. Kaufmann, Leipzig. 
Lorey: Sächſiſches Stempelſtenergeſetz. Roßbergſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung. Leipzig 1925. Preis 3.60 . 

Urkunden ſichern und ordnen den Rechtsverkehr. Die Urkun⸗ 
denſtempelſteuer iſt eine Beſteuerung der Sicherheit, etwa wie ein 
beſonderes Wegegeld, das einem Verkehrsſchutzmann abgenommen 
wird, weil er auf der Straße ſteht. Es iſt mir von jeher unerklär⸗ 
lich, wie ein Kultur- und Rechtsſtaat die Errichtung von Urkunden 
beſteuern kann, wobei der Steuergegenſtand eben die Errichtung der 
Urkunde über das Geſchäft iſt, nicht dieſes ſelbſt. Dennoch wird die 
Stempelſteuer wohl in jedem deutſchen Lande erhoben, wobei die 
meiſten Länder ihre Eigenart in einer beſonderen geſetzlichen Rege⸗ 
lung berückſichtigen zu müſſen glauben. So haben wir in Deutſch⸗ 
land nicht eine, ſondern viele Stempelſteuern und Urkunden, die 
über die Landesgrenzen hinaus Bedeutung haben, unterliegen mehr⸗ 
facher Beſteuerung, ſoweit nicht Staatsverträge (!) eine Milderung 
ſchaffen. Zu dieſer Hemmung des geordneten Rechtsverkehrs, die 
uns hoffentlich bald anmutet wie die Landeszölle vor dem Zoll⸗ 
verein, tritt hinzu die Schwierigkeit der Handhabung der Stempel⸗ 
ſteuergeſetze, von der ein umfängliches Schrifttum Zeugnis ablegt, 
die den Berater mit Haftpflichtfolgen bedroht, wenn er nicht die 
Faſſung wählt, die — vielleicht auf Koſten der Klarheit oder Voll⸗ 
ſtändigkeit — alle vermeidlichen Urſachen der Urkundenbeſteuerung 
vermeidet. 

In Sachſen war die Handhabung des Stempelſteuergeſ. v. 
12. Jan. 1909 außerordentlich erſchwert durch vielfache Anderungen 
und die Anpaſſungen an die Geldentwertung. Eine zuverläſſige 
Textausgabe, wie ſie Lorey bietet, war daher unentbehrlich. Er 
beſchränkt ſich nicht auf Wiedergabe des Textes, der Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen und Sachregiſter, ſondern ſchickt eine 45 S. umfaſſende 
Einführung voraus, die überſichtlich und klar den ganzen weſent⸗ 
lichen Inhalt des Geſetzes und des Tarifs unter Hervorhebung der 
Anderungen auf leichte Weiſe zur Kenntnis bringt. 

RA. Dr. Wünſchmann, Leipzig. 
Gewerberecht. 
Gewerbebetriebsrecht. Von Prof. Dr. jur. et phil. Franz 
Dochow, Heidelberg, Berlin 1923. Induſtrieverlag Spaeth 
& Linde — 


Auf der Grundlage der betriebsrechtlichen Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung gibt der Verfaſſer einen Überblick über die geſetz⸗ 
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lichen Beſchränkungen des Betriebs von der Einrichtung bis zur 
Schließung. Nach einer Einleitung, in der die Grundbegriffe des 
Betriebsrechts kurz erläutert werden, wird das Betriebsrecht ſyſte⸗ 
matiſch in vier Abſchnitten dargeſtellt: Betriebseinrichtung, Be⸗ 
triebsſchutz, Betriebsaufſicht, Betriebsſchließung. Als gemeinverſtänd⸗ 
liche Erläuterung der einſchlägigen Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
und der fie ergänzenden Nebengeſetze bietet die Arbeit für den Ge⸗ 
werbetreibenden eine gute Überſicht über die Geſetzgebung, der ſein 
Betrieb unterliegt. In rechtlicher Beziehung enthält das Buch, das 
durch eine Wiedergabe der betriebsrechtlichen Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung, der Bekanntmachung über die Auskunftspflicht 
ſowie der Verordnung betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsab⸗ 
brüchen und »ſtillegungen vervollſtändigt wird, nichts ſonderlich 
Bemerkenswertes. In einem Punkt gibt die Darſtellung des Ver⸗ 
faſſers zu Bedenken Anlaß, nämlich da, wo die ſtaatsrechtliche 
Stellung des Reichswirtſchaftsrats umſchrieben wird. Zwar wird der 
Aufgabenkreis des Reichswirtſchaftsrats zutreffend in der Begut⸗ 
achtung ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſcher Geſetze und Verordnungen 
erblickt. Es geht aber wohl nicht an, ihn als ein dem Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium nachgeordnetes Reichsorgan zu bezeichnen. Der 
Reichswirtſchaftsrat iſt vielmehr ein ſelbſtändiges, von der Reichs⸗ 
regierung unabhängiges Organ des Reichs. Daß die ihn betreffenden 
Angelegenheiten, ſoweit ſie der Zuſtändigkeit der Reichsregierung 
unterliegen, zum Geſchäftsbereich des Reichswirtſchaftsminiſteriums 
gehören, hat mit feiner ſtaatsrechtlichen Stellung nichts zu tun. 
Minh. Quaſſowski, Berlin. 


Oberregierungsrat Dr. F. Steinbach: Getwerbeordunng für 
das Deutſche Reich mit den Nebengeſetzen und den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Zweite neu bearbeitete Auflage, 
München, Berlin und Leipzig, 1923, J. Schweitzers Verlag 
(Arthur Sellier) XIV. 670 S. Preis geb. 4,50 . 

Das vorliegende Werk gehört zu den wenigen, mit kurzen Er⸗ 
läuterungen verſehenen kleineren Ausgaben der GewO, die es ver⸗ 
mocht haben, ſich in der Überzahl der zu dieſem Geſetz erſchienenen 
Bearbeitungen auf die Dauer zu halten. Der Anhang nimmt die 
Seiten 356—670 ein, ſo daß auf den Text ſelbſt mit Erläuterungen 
355 Seiten kommen. Was auf dieſen (die zudem kleinen Formats 
ſind) an wichtigſten Anmerkungen notiert werden konnte, iſt ge⸗ 
ſchehen. Das Werk iſt zuverläſſig und für die erſte Orientierung 
ſehr zu empfehlen, inzwiſchen freilich im einzelnen überholt, ſo durch 
das Noth. v 24. März 1923, das Arbeitszeitgeſetz uſw. 

Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Köln. 


Wirtſchaftsrecht. 

Vorſchriften zur Durchführung des Geſetzes über die Rege⸗ 
lung der Kaliwirtſchaft. Erläutert von Dr. Karl Görres, 
Berlin. Wilh. Knapp, Halle 1924. 

Der unter den „Abhandlungen aus der Braunkohlen- und Kali⸗ 
induſtrie“ erſchienene kleine Kommentar bringt kurze Erläuterungen 
zu den einzelnen Durchführungsvorſchriften zum KaWG. Die Erläu- 
terungen ſind leicht verſtändlich geſchrieben. Wenn der Verfaſſer 
ein neues Wort gebildet hat, indem er von einer „Vereigenſchaf⸗ 
tung“ ſpricht und auf S. 34 z. B. jagt: „Die Feſtſetzung ‚vereigen- 
ſchaftet“ ſich rechtlich als Außerkraftſetzung ..“ jo hat er damit, 
wie ich glaube, der deutſchen Sprache keinen beſonderen Dienſt er⸗ 
wieſen. Wenn man nicht ein gutes deutſches Wort an die Stelle 
des Fremdwortes ſetzen kann, dann ſollte man, wenn auch mit 
Widerſtreben, lieber das eingebürgerte Fremdwort gebrauchen. Solche 
Kleinigkeiten beeinträchtigen natürlich nicht den Wert des Buches. 

Den Erläuterungen kann man faſt überall zuſtimmen. Daß; 
man bei den zahlreichen Streitfragen, die auf dieſem neuen Rechts⸗ 
gebiete auftauchen, hier und da abweichender Meinung ſein kann, iſt 
ſelbſtverſtändlich. 

Die AusfBeſt. zum KoWG. und die DurchfBeſt. zum KaWG. 
gehen faſt die gleichen Wege. Die Abweichungen ergeben ſich mit 
Notwendigkeit aus der verſchiedenen Verwendung des Erzeugniſſes. 
Es wäre nicht ohne Juntereſſe geweſen, die Uunterſchiede und den 
Grund der Unterſcheidungen zu erörtern. Vielleicht wären dieſe Er⸗ 
örterungen jedoch über den Zweck des kleinen Buches hinausgegangen. 

Schwierig iſt die Beantwortung der Frage, und auch von 
Görres iſt die Frage nicht gelöſt, wie ſich rechtlich der zwangsweiſe 
Zuſammenſchluß zu einem Syndikat — 8 38 DurchfBeſt. — und 
insbeſ. der zwangsweiſe Anſchluß eines widerſtrebenden Kalierzeugers 
an ein beſtehendes Syndikat vollzieht. 

In den AusfBeſt. zum KoWG. ift beſtimmt, daß das Kohlen⸗ 
ſyndikat eine juriſtiſche Perſon oder eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts und eine juriſtiſche Perſon (Doppelgeſellſchaft) oder 
endlich ein Verein ohne Rechtsfähigkeit mit einer juriſtiſchen Perſon 
fein muß. Die Doppelgeſellſchaft hat man zugelaſſen mit Rückſicht 
auf das Rhein.⸗Weſtf. Kohlenſyndikat, welches in dieſer Form ſeit 
vielen Jahren beſtand. Nachher ſind weitaus die meiſten neuen 
Kohlenſyndikate in der Form der Doppelgeſellſchaft errichtet worden. 

Das Kaliſyndikat muß eine juriſtiſche Perſon ſein. Doppel⸗ 
geſellſchaft — Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts mit Gmbh. 
oder AktG. als geſchäftsführendem Organ — darf das Kaliſyndikat 
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nicht ſein. In meinen Ausführungen zu der KGeEntſch. v. 18. Mai 
1923 (JW. 1923, 1041) habe ich die faſt unüberwindlichen Schwie⸗ 
rigkeiten dargelegt, welche ſich ergeben konnen, wenn ein Bergwerks⸗ 
bejiger in ein Syndikat hineingezwungen werden ſoll, welches nur 
juriſtiſche Perſon und nicht Doppelgeſellſchaft iſt. Der Verfaſſer 
ſucht für die GmbH. einen Ausweg, indem er dem RWM. das 
Recht zuſpricht, in der VO. das Geſellſchaftskapital um den Mindeſt⸗ 
betrag einer Stammeinlage zu erhöhen und den Beitrittsſäumigen 
zur Übernahme und Zahlung derſelben zu zwingen. Zu eiuer ſolchen 
Maßnahme geben die Beſtimmungen der §8 39, 40 DurchfBeſt. aber 
nicht die Handhabe. Dazu wäre ſchon eine Anderung des Gmb. 
erforderlich. Und wenn ſchon, dann wären zahlreiche andere Schwie⸗ 
rigkeiten nicht beſeitigt. Ob aus ſolchen Erwägungen ſich die Nich⸗ 
tigkeit der in Betracht kommenden Beſtimmungen mit Notwendigkeit 
ergeben muß, kann dahingeſtellt bleiben, ich glaube es nicht. Der 
Umſtand, daß eine geſetzliche Beſtimmung in einzelnen Fällen nicht 
ausreicht, um das geſetzgeberiſche Ziel zu erreichen, macht die Be- 
ſtimmung nicht unbedingt nichtig, wenn in anderen Fällen — wenn 
z. B. ein Geſchäftsanteil zur Verfügung ſteht und die Syndikats⸗ 
mitglieder den Außenſeiter aufnehmen wollen — dieſes Ziel durch — 
richtige! — Anwendung der Beſtimmung erreicht werden kann. 

Wenn in Anm. II zu $ 40 ausgeführt wird, daß auch ſchon 
vor dem ziviliſtiſchen Beitritt i. S. des GmbHG. die öffentlich⸗ 
rechtliche Verpflichtung des neuen Mitgliedes entſteht, dem Kali⸗ 
ſyndikat die geförderten und erzeugten Kaliſalze und Verbindungen 
zur Verfügung zu ſtellen und daß das Syndikat auch ſchon von 
dem Beitritt ausſchließlich befugt ſei, auch die Salze uſw. des neuen 
Geſellſchafters zu veräußern und abzuſetzen, ſo kann man dies nicht 
ohne weiteres aus dem 8 74 DurchfVeft. folgern. Die Mitglieder 
des Kaliſyndikates ſind verpflichtet, dem Kaliſyndikat die geförder⸗ 
ten und erzeugten Salze uſw. zur Verfügung zu ſtellen. Das Kali⸗ 
ſyndikat iſt ausſchließlich befugt, dieſe Kaliſalze und Kaliverbin⸗ 
dungen zu veräußern und abzuſetzen. Iſt das Kaliſyndikat nur eine 
GmbH., dann wird der Kalierzeuger erſt Mitglied dieſer Gmb ., 
wenn er einen Geſchäftsanteil erwirbt. Es kann niemand Mitglied 
einer Gmbh. fein, ohne einen Geſchäftsanteil zu beſigen, und der 
REM. kann ihn auch nicht zu einem Mitglied ohne Geſchäftsanteil 
machen. Das ift eben bei der Gmbh, begrifflich ausgeſchloſſen, 
Solange der Kalierzeuger einen Geſchäftsanteil nicht beſitzt, iſt er 
nicht Mitglied des Kaliſyndikats, und die Beſtimmung des 8 74 Abſ. 1 
trifft auf ihn ebenſowenig zu, wie Abſ. 2 auf ſeine Erzeugniſſe. 
Ein durch miniſterielle VO. erfolgender Anſchluß an ein beſtehendes 
Syndikat mit der notwendig ſofortigen Wirkung, daß der 
Kalierzeuger ſeine Erzeugniſſe dem Syndikat vom Erlaß der VO. 
an zur Verfügung zu ſtellen hat, iſt nur möglich, wenn das Syndikat 
nicht lediglich eine juriſtiſche Perſon iſt, bei welcher der Erwerb der 
Mitgliedſchaft den Erwerb von Anteilen zur Vorausſetzung hat, 
ſondern nur, wenn es eine Doppelgeſellſchaft iſt, bei welcher der 
Anſchluß an die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts durch miniſte⸗ 
rielle VO. mit ſofortiger Wirkung ohne weiteres ſtattfin⸗ 
den kann. 

Nicht unbedenklich iſt es, wenn der Verfaſſer meint, durch 8 74 
werde ein neues Zwangs- und Bannrecht zugunſten des Syndikates 
wieder eingeführt. 

Wenn das Kaliſyndikat auch grundſätzlich den Vertrieb der ge⸗ 
ſamten Kalierzeugung erfaſſen ſoll, ſo iſt es doch nicht ausgeſchloſſen, 
daß Kalierzeuger wenigſtens vorübergehend außerhalb des Syndikats 
ftehen, die daun ihre Erzengniſſe auch veräußern dürfen. Vgl. 
ferner 8 40. Zwangsanſchluß nur auf Antrag des Syndikates. 

IR. Dr. Heinemann, Eſſen. 


Lyſinski, Dr. E., Privatdozent: Die Organiſation der 
Reklame. 121 S. Bücherei für Induſtrie und Handel. 
Band 5. Induſtrie⸗Verlag Spaeth & Linde. Berlin 1924. 
Preis 7,.— M. 


Der durch feine betriebspſychologiſchen und ſpeziell 
reklamepſychologiſchen Veröffentlichungen bekannte Verf. verſucht in 
em vorliegenden Werk eine eingehende Behandlung der grund⸗ 
legenden organiſatoriſchen und damit betriebswirtſchaftlichen 
Fragen der Reklame. Die Aufgabe, die er ſich damit ſtellt, iſt um ſo 
mehr zu begrüßen, als dieſe Fragen von der bisherigen Literatur 
nur gelegentlich geſtreift werden. 

Nachdem in der Einleitung in ſcharfen begrifflichen Erörte⸗ 
rungen das Geſamtgebiet der Werbewiſſenſchaft umriſſen iſt, behandelt 
der Hauptteil in drei Kapiteln die Probleme des Reklameetats, 
der Durchführung der Reklame und der Erfolgskon“ 
trolle der Reklame. 

Im Gegenſatz zur bisherigen Literatur, die über das Problem 
des Reklameetats zumeiſt mit der Aufſtellung eines Beiſpiels aus 
der Praxis hinweggeht, ſucht Lyſinſki in grundſätzlichen Er⸗ 
orterungen die Faktoren herauszuanalyſieren, von denen die Höhe 
des Reklameetats abhängig iſt. Als ſolche findet er den Typus des 
Betriebes, die Konjunktur bzw. Konjunkturpolitik, die Höhe des 
Umſatzes und den Umfang der Konkurrenzreklame. Der Behandlung 
des Einfluſſes der Konjunktur iſt dabei ein intereſſantes Schema zur 
Analyſe der Konjunktur beigegeben. In gleicher Weiſe bemüht ſich 
Lyſinſki, Grundſätze für die fachliche und zeitliche Gliederung 
(Spezifizierung) des Reilameetats zu erarbeiten. 


Das zweite Kapitel greift eine Reihe typiſcher Fragen der 
Durchführung der Reklame heraus. Es behandelt die organiſatoriſchen 
Fragen der Durchführung der Inſeratreklame (Auswahl der Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften, Expedition des Annoncenauftrages, In⸗ 
ſeratbuchführung) der Plakat⸗, Katalog- und Reiſendenreklame. g 

Das letzte Kapitel iſt den beſonders für die Praxis wichtigen 
Verfahren zur Erfolgskontrolle der Reklame gewidmet, die durch 
Berechnung der Erfolgskoeffizienten (Verhältnis von Reklameaufwand 
und Reklameertrag) in Spezial⸗ und Generalkontrollen erfolgt. 

Das Kapitel über die Durchführung der Reklame bringt nur 
wenig Neues und bedarf ſicher noch in vieler Hinſicht der Ergänzung. 
Für wertvoll halte ich dagegen die grundlegenden Betrachtungen über 
den Reklameetat und die Erfolgskontrolle der Reklame. Selbſt wenn 
man dem Verf. nicht in allen einzelnen Punkten zuſtimmt, muß man 
doch feinen Verſuch einer grundſätzlichen Klärung dieſer Fragen in 
die Habenſeite buchen. 

Prof. Dr. Kalveram, Frankfurt a. M. 


Goldumſtellung. 


Die Goldumſtellung der Aktiengeſellſchaften nach den Vor⸗ 
ſchriſten der Goldbilanzverordnung vom 28. Dezember 
1923 und ihrer Durchfuhrungsverordnungen. Von Dr. iur. 
et rer. pol. W. Feilchenfeld, volkswirtſchaftlicher Sekretär 
an der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin. Im 
Auftrage der Induſtrie- und Handelskammer zu Berun. 

Das im Auftrage der Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin 
herausgegebene Buch ſoll, wie der Verf. im Vorwort bemerkt, einen 
Leitfaden für die Umſtellung der AktGeſ. bilden. Der Vorzug des 
Buchs beſteht in der knappen überſichtlichen Darſtellung des Rechts 
der Umſtellung der AkiGeſ., wie es ſich auf Grund der Goldbilanz . 
und ihrer Durchf VO. ergibt. Neben den beiden Hauptabſchnitten, 
die von der Umstellung des Grundkapitals im allgemeinen und von 
der Umſtellung beſtimmter Aktiengattungen im bejonderen handeln, 
werden in weiteren Abſchnitten wichtige Einzelgebiete behandelt, wie 
z. B. die Stückelung der Aktien, die Umſtellungsreſerve, die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Spruchſtelle und das Verfahren vor ihr. Hieran 
ſchließen ſich Erläuterungen der mit der Umſtellung zuſammenhän⸗ 
genden börſenrechtlichen und ſteuerrechtlichen Fragen ſowie der Ge⸗ 
bühren⸗ und Kofſtenfragen. Den Schluß der Erläuterungen bildet 
eine Erörterung des Problems des Ausmaßes der Kapitalermäßigung 
in wirtſchaftlicher und techniſcher Hinſicht. Der Stoff iſt überall 
geſchickt und überſichtlich geordnet, durch zahlreiche Beiſpiele erläu⸗ 
tert und durch mehrere Tabellen veranſchaulicht. 

Auf eine kommentarmäßige Erörterung der Streitfragen hat 
der Verf., wie er im Vorwort hervorhebt, verzichtet. Gleichwohl iſt 
zu denjenigen Fragen, deren Erörterung es zur Vollſtändigkeit der 
Sachdarſtellung bedurfte, kurz Stellung genommen worden. Der Auf- 
faſſung, die der Verf. dabei vertritt, kann im allgemeinen zugeſtimmt 
werden. 

So wird mit Recht der Vorſchrift des 8 11 BVO, wonach 
eine Verminderung der Zahl der Aktien aus Anlaß der Umſtellung 
nur inſoweit zuläſſig iſt, als ohne ſie die für Aktien vorgeſchriebene 
Mindeſtgrenze nicht eingehalten werden kann, der zwingende Charak⸗ 
ter abgeſprochen und ein Beſchluß, der gegen dieſe Vorſchrift ver⸗ 
ſtößt, nur als anfechtbar bezeichnet. Der Zweck der Vorſchrift iſt 
auf den Schutz der Aktionäre gerichtet. Ein öffentliches Intereſſe, 
insbeſ. ein Intereſſe der Gläubiger an einer Beſchränkung der Zahl 
oder des Umfangs der Aktienzuſammenlegungen iſt nicht anzuerken⸗ 
nen. Die Aktionäre aber, deren Schutz erreicht werden ſoll, können 
auf dieſen Schutz verzichten. Dieſer Verzicht braucht nicht ausdrück⸗ 
lich erklärt zu werden; ihm ſteht nach aktienrechtlichen Grundſäzen 
die Nichtanfechtung innerhalb der Friſt des 8 271 HGB. gleich. 

Auch den Ausführungen des Verf. über die Umſtellung der 
nicht voll eingezahlten Aktien kann zugeſtimmt werden. Die Aktien 
einer Gattung find ohne Rückſicht darauf, ob und in welcher Höhe 
Einzahlungen ausſtehen, entſprechend ihrem Nennbetrag an dem 
neuen Reichsmarkkapitel zu beteiligen. Daneben bleibt die For⸗ 
derung der Geſellſchaft auf die Reſteinzahlung unberührt. Wenn der 
Verf. hierbei am gangbarſten für die Praxis den Weg be- 
zeichnet, wonach die Forderung der Geſellſchaft auf die ausſtehenden 
Einzahlungen in dem gleichen Verhältnis feitzujegen iſt, wie das 
Grundkapilal bei der Umſtellung ermäßigt wird, ſo daß alſo bei 
einer Kapitalermäßigung im Verhältuis von 10:1 die auf die 
1000 „Aktie in Höhe von 750 % ausſtehende Einzahlung nun⸗ 
mehr auf 75 Reichsmark zu bemeſſen iſt, jo mag dies zutreffen. 
Vom rechtlichen Standpunkt erſcheint dieſes Verfahren nicht ohne 
weiteres einwandfrei. Denn die Forderung auf die ausſtehenden 
Einzahlungen unterliegt, wie der Verfaſſer nicht verkennt, als Mark⸗ 
forderung den Grundſätzen der Aufwertung. Ob und in welcher Höhe 
eine ſolche ſtattzufinden hat, richtet ſich nach den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen, alſo letzten Endes den Regeln von Treu und Glauben. 
Das bisherige Verhältnis zwiſchen dem Goldmarkwert des einge⸗ 
zahlten und des ausſtehenden Kapitals kann daher nicht ohne wei⸗ 
teres als maßgebend für die Bemeſſung des Goldmarkwerts der auf 
die neuen Goldmarkaktien ausſtehenden Einzahlungen erachtet werden. 

Auch darin iſt dein Verf. beizutreten, daß er bei der Umſtellung 
von Mehrſtimmrechtsaktien für den Fall, daß mangels Zuzahlung 
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der erforderliche Mindeſtbetrag von 1 Reichsmark nicht erreicht iſt, 
eine Zuſammenlegung der Aktien nach allgemeinen Grundſätzen, aljo 
bei einem Betrage von 0,50 Reichsmark je Aktie eine Zuſammen⸗ 
legung im Verhältnis von 2:1 für geboten erachtet. Eine Gewäh⸗ 
rung von Anteilſcheinen findet hier, wo die Mindeſtgrenze von 
1 Reichsmark nicht erreicht ift, nicht ſtatt. Denn Anteilſcheine über 
einen geringeren Betrag als 5 Reichsmark ſind nur zur Ausgleichung 
von Spitzenbeträgen zugelaſſen, die nicht in Reſerve geſtellt werden 
können (88 17, 35 II. DV O.). Ein Spitzenbetrag aber ergibt ſich 
erſt dann, wenn die Mindeſtgrenze überſchritten iſt; entfällt auf die 
Aktie ein unter der Mindeſtgrenze liegender Betrag, ſo iſt dies kein 
Spitzenbetrag. Auch das Goldbilanzſchiedsgericht bei der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer zu Berlin hat zutreffend in einem im Berl. 
Tagebl. v. 17. Okt. 1924 veröffentlichten Gutachten eine Zuſammen⸗ 
legung von Mehrſtimmrechtsaktien, bei denen der Mindeſtbetrag von 
1 Reichsmark nicht erreicht iſt, für geboten erachtet (and. Anſ. BGR. 
Komm. II. DVI. Anm. 13 a zu 8 29, der die Gewährung von 
Anteilſcheinen für zuläſſig hält). 

Zutreffend äußert ſich der Verf. auch über die Zuſtändigkeit der 
Spruchſtelle. Er hält mit Recht ihre Zuſtändigkeit auch zur Entſch. 
darüber für gegeben, ob die ſchuldverſchreibungsähnlichen Aktien 
kurs⸗ oder wertgleich eingezahlt ſind (8 28 Abſ. 3 II. DO.). Denn 
wie 8 28 Abſ. 4 ergibt, hat die Spruchſtelle über die Anwendung 
der vorausgehenden Vorſchriften, alſo auch über die Vorſchrift des 
Abſ. 3 zu entſcheiden. Der Spruchſtelle, nicht dem ordentlichen Ge⸗ 
richt obliegt alſo die Feſtſtellung, ob Kurs⸗ oder Wertgleichheit bei 
den ſchuldverſchreibungsähnlichen Aktien gegeben it. Dieſe Rechts⸗ 
lage, die ſich bereits aus der zweiten DurchfVoO. ergibt, hat im § 1 
Abf. 1 Ziff. 1 der 4. DurchfVO. noch beſonderen Ausdruck gefunden. 

Bei der Auslegung der im 8 28 Abſ. 1 II. Do enthaltenen 
Beſtimmung des Begriffs der ſchuldverſchreibungsähnlichen Aktien 
glaubt der Verf. dem Kommentar von Quaſſowski⸗Suſat 
(Amn. 1 zu 8 28 II. DO.) entnehmen zu ſollen, daß dort der 
Standpunkt vertreten werde, es genüge für das Vorhandenſein der 
Begriffsmerkmale jener Aktien entweder die Beſchränkung des 
Liquidationserlöſes oder — im Falle der Einziehung — die Be⸗ 
ſchränkung des Einziehungsbetrages. Demgegenüber iſt hervorzu⸗ 
heben, daß die Beſchränkung des Liquidationserlöſes ein weſentliches 
Erfordernis bildet, zu dem dann, wenn die Einziehung vorgeſehen iſt, 
auch noch die Beſchränkung des Einziehungsbetrages hinzutreten muß. 
Denn nur dann kann von einem ſchuldverſchreibungsähnlichen Cha⸗ 
rakter von Aktien geſprochen werden, wenn in allen Fällen, in denen 
das in den Aktien verbriefte Kapital zur Hebung gelangt, eine Be⸗ 
ſchränkung auf einen beſtimmten Betrag vorgeſehen iſt. Eine andere 
Auslegung läßt auch der Wortlaut des § 28 Abſ. 1 a. a. O. nicht 
zu; auch den Ausführungen in dem Kommentar von Quaſſowski⸗ 
Suſat liegt eine abweichende Auffaſſung nicht zugrunde (ogl. auch 
2. Aufl. Anm. I zu $ 28 II. DO.). 

Nicht beigepflichtet werden kann dem Verf. in der Auslegung 
der Vorſchriften über das Kapitalentwertungskonto. Der Verf. hält 
bei einem Papiermarkkapital von 300 Mill. und einem Reinver⸗ 
mögen von 10 Mill. Reichsmark ein Kapitalentwertungskonto in 
Höhe von 90 v. H. eines dem bisherigen Papiermarkkapital ent⸗ 
ſprechenden Reichsmarkbetrages, alſo in Höhe von 270 Mill. Reichs⸗ 
mark für zuläſſig. Das in Höhe von 90 v. H. des Eigenkapitals zuge⸗ 
laſſene Kapitalentwertungskonto iſt aber nicht mit dem bisherigen 
Papiermarkkapital, ſondern mit dem neuen Reichsmarkkapital in 
Vergleich zu bringen. Dies folgt daraus, daß die Einſtellung eines 
Kapitalentwertungskontos eine Maßnahme der Umſtellung bildet; 
ein Kapitalentwertungskonto kann, da es vor der Umſtellung nicht 
denkbar iſt, nur auf das umgeſtellte Reichsmarkkapital bezogen wer⸗ 
den. Der zugelaſſene Hundertſatz kann alſo nicht anders als von 
dem umgeſtellten Reichsmarkkapital bemeſſen werden. In jenem 
Beiſpiel würde daher das Kapitalentwertungskonto höchſtens 90 Mill. 
Reichsmark bei einem umgeſtellten Grundkapital von 100 Mill. 
Reichsmark betragen können. 

Darf hiernach auch in Einzelheiten Kritik an den Ausführun⸗ 
gen des Verf. geübt werden, ſo kann dies doch an dem Geſamturteil 
nichts ändern. Wie ſchon die „Richtlinien“ des Verf., deren Er⸗ 
gänzung das vorliegende Buch bildet, ſo wird ſich auch die „Gold⸗ 
umſtellung“ vermöge der guten Durcharbeitung und überſichtlichen 
Anordnung des Stoffs als ein wertvolles Hilfsmittel für den prak⸗ 
tiſchen Gebrauch des Kaufmanns und des Juriſten erweiſen. 

Miniſterialrat Quaſſowski, Berlin. 


Bergrecht. 

Allgemeines Verggeſetz für die preußiſchen Staaten. In 
ſeiner jetzigen Faſſung nebſt vollſtändigem Kommentar, 
den Ergänzungsgeſetzen und Auszügen aus den einſchlägigen 
Nebengeſetzen. 9. ſtark verbeſſerte Aufl. von Dr. Adolf 
Arndt, Geh. Bergrat, o. ö. Profeſſor der Rechte zu Marburg 
(Lahn). J. Bielefelds Verlag. Freiburg i. Br. Geb. 6,80 .#. 

Der Neſtor unter den zur Zeit lebenden Erläuterern des Preuß. 

Allgem. Berg., Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, hat von feinem 

vielverbreiteten handlichen Geſetzeskommentar, deſſen erſte Ausgabe 

vor bereits etwa 40 Jahren erſchienen iſt, eine neue, die neunte 
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Auflage herausgebracht. Es iſt dies, nachdem jetzt ein gewiſſer Ab⸗ 
ſchluß in der Tätigkeit des Geſetzgebers eingetreten zu fein ſcheint, 
der ſeit der Staatsumwälzung auch auf dem Gebiete des Bergrechts 
nicht mit Geſetzesänderungen gekargt hat, ſicherlich ein geeigneter 
Zeitpunkt, und der Verf. tritt als erſter auf den Plan, um in ſeinem 
kurzgefaßten Kommentar, deſſen Anmerkungen er durchgeſehen und 
entſprechend vervollſtändigt hat, auch dieſen Neuerungen Rechnung 
zu tragen. 

Er beſchränkt ſich dabei allerdings, offenbar gefliſſenklich und 
vielleicht um ein allzu großes Anſchwellen des Stoffes zu vermeiden, 
im weſentlichen auf die Beſchäftigung mit den landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmuncen, gibt zum Beiſpiel das in einzelnen ſeiner Vorſchriſten 
zur Zeit lebhaft umſtrittene Reichsknappſchaftsc h. v. 23. Juni 1923, 
das den 7. Titel des Preuß. Berg. und das i. J. 1908 an deſſen 
Stelle getretene Preuß. KnappſchaftsG. erſetzt, auch nicht einmal in 
ſeinen weſentlichen Grundzügen wieder; dasſelbe gilt von den berg⸗ 
wirtſchaftlich doch recht bedeutſamen und einſchneidenden Reichsgeſetzen 
betreffend die Kohlen⸗ und die Kaliwirtſchaft, auf die nirgends auch 
nur gelegentlich hingewieſen worden iſt. Beſonders überraſcht aber 
die nur flüchtige Erwähnung des Betriebsrätegeſetzes lediglich im 
Fluß der Aufzählung der ſonſtigen, das neuere Arbeitsrecht betreffen⸗ 
den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen (Vorbemerkung zu 8 80 S. 74), 
während doch gerade dieſes Geſetz für die Regelung auch des im 
Preuß. Berg. behandelten Verkragsverhältniſſes zwiſchen Berg⸗ 
werksbeſitzer und Bergleuten mehrfache und wichtige Anderungen, 
z. B. in Sachen des Erlaſſes und des Inhalts der Arbeitsordnungen 
gebracht hat. Eine gewiſſe Vervollſtändigung des Werkes nach dieſen 
angedeuteten Richtungen würde ſicherlich ſeinen Wert namentlich für 
den Praktiker, der das für den täglichen Gebrauch erforderliche 
Handwerkszeug an geſetzlichen Beſtimmungen gern in einem Buch 
zuſammengefaßt ſieht, weſentlich erhöht haben. 

Unter den einſchlägigen landesgeſetzlichen Nebengeſetzen ver⸗ 
mißt man den Abdruck des Geſetzes über die Vereinigung von Stein⸗ 
kohlenfeldern im Oberbergamtsbezirk Dortmund v. 22. April 1922, 
fein Titel wird in der Bemerkung hinter $ 217 nur kurz erwähnt. 
Wenn die in dem Geſetz im Intereſſe einer ſachgemäßeren Betriebs- 
führung angeſtrebte Zuſammenlegung des vielfach äußerſt zerſplitter⸗ 
ten Bergbeſitzes an der Ruhr auch nur einen Teil des preußiſchen 
Bergbaues ergreift, ſo umfaßt dieſer Teil doch einmal das unleugbar 
wichtigſte Bergbaugebiet des Landes, und überdies ſind gerade dem 
mit dem Geſetz unternommenen eigenartigen Verſuch einer Neu⸗ 
regelung aus den Kreiſen der Beteiligten beſondere Erwartungen 
entgegengebracht worden, die dem Vernehmen nach freilich bisher noch 
nicht recht in Erfüllung gegangen ſind. Es würde deshalb gewiß 
von den Intereſſenten begrüßt worden ſein, wenn der Verf. auch 
dieſes Geſetz in den Bereich ſeines Kommentars einbezogen hätte. 
Ahnliches gilt von dem preußiſchen Geſetz über die Bergſchulvereine 
v. 12. Jan. 1921, das die für den Bergbau wichtigen Schuleinrich⸗ 
tungen auf zum Teil weſentlich neue Grundlagen geſtellt hat; ſeine 
Wiedergabe in dem Kommentar hätte ſich zwanglos hinter 8 245 
einreihen laſſen. 

Im übrigen hat der Verf. all die zahlreichen Novellen, die das 
Preuß Allgem. Berg. v. 1865 im Laufe der Jahre, beſonders 
auch in dem letzten Jahrfünft, zu erfahren gehabt hat, vollſtändig in 
den Fluß des Geſetzes hineingearbeitet und die daneben herlaufenden 
einſchlägigen Ergänzungsgeſetze an geeigneter Stelle wiedergegeben. 
Dadurch wirb der Leſer über den geſamten Geſetzesſtoff gut und be⸗ 
quem unterrichtet. Die beigegebenen Erläuterungen zeichnen ſich 
durch die an dem Verf. gewohnte Knappheit und Präziſion des 
Ausdruckes aus, vermeiden durch weiſe Beſchränkung eine ſonſt leicht 
zur Unüberſichtlichkeit führende Überladung des Werkes und ſichern 
dadurch mit Erfolg ſeine Verwendung gerade zum täglichen Hand⸗ 
gebrauch. Mit beſonderer Vorliebe verweilt der Verf. in feinen Er⸗ 
läuterungen, wohl entſprechend feiner Stellung als Lehrer nament⸗ 
lich des öffentlichen Rechts, bei der Erörterung von Fragen, die auf 
ſtaats rechtlichem Gebiet oder auf dem der Bergpolizei oder der 
Privatbergregale liegen. 

Es erſcheint nicht zweifelhaft, daß auch dieſe neunte Auflage 
des Kommentars in den weiten Kreiſen der Beteiligten wieder die⸗ 
ſelbe günſtige Aufnahme wie ihre Vorgänger finden wird. 

Berghauptmann a. D. Bennhold, Berlin. 


Volks wirtſchaft. 


Max Muß: Die Deutſche Volkswirtſchaft als Organis⸗ 
mus. Leipzig 1924. W. Moeſer Buchhandlung. 23 S. 
Preis 1 . 


Der kleine Vortrag hat einen etwas irreführenden Titel. Muß 
hält die Geſellſchaftswirtſchaft ganz korrekt nicht für einen Orga⸗ 
nismus im eigentlichen Sinne, ſondern nur für ein Etwas, das 
einem Organismus ähnlich iſt, weil es imſtande iſt, ſich ſelbſt zu 
„ſteuern“, wie ich vorgeſchlagen habe, es zu bezeichnen, d. h. ſeine 
großen Funktionen: Produktion, Konſumtion, Bildung von neuem 
Kapital in den beiden Bedeutungen des Worts (Sozial⸗ und Privat⸗ 
kapital), und ſchließlich die Geldmenge, ſelbſttätig im Gleichgewicht, 
im „Conſenſus“ zu halten. 

Der erſte Teil zeigt in geſchmackvoller Darſtellung, wie eine ſo 
große und verwickelte Geſellſchaftswirtſchaft, wie die des deutſchen. 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


Volkes, ſich vor dem Kriege durchaus befriedigend, und ohne daß 
der Staat mehr als in ſehr geringem Maße regulierend eingemiſcht 
hätte, ſelbſt ſteuerte. Viel Neues wird nicht geboten, was auch nicht 
die Abſicht war: aber es tut geradezu gut, unſer beſtes Erbteil, die 
A. Smithſche Analyſe der Selbſtſteuerung, einmal wieder von 
einem berufenen Fachmann klar und knapp dargeſtellt zu ſehen; hier 
iſt viel verſchüttet worden, das wir erſt wieder auszugraben haben. 
Die Darſtellung iſt ungefähr die der beſſeren Autoren der Wiener 
Schule. Der zweite Teil zeigt dann, wie zu Beginn und während 
der Dauer des Krieges und noch lange nach ſeinem Schluſſe der 
Staat in dieſen feinen „Organismus“ durch ſeine Verordnungen 
ſtörend und zerſtörend eingegriffen hat, vor allem durch ſeine Geld⸗ 
politik, die unſere Währung zuletzt vollkommen zugrunde richtete, 
aber auch durch ſeine Preispolitik in Geſtalt der Höchſtpreiſe, Wucher⸗ 
geſetze uſw. einer⸗ und der von ihm an die Kriegslieferanten gezahl⸗ 
ten Preiſe andererſeits; wie durch alles das, namentlich aber durch 
die Inflation der letzten Jahre, die die Folge aller dieſer verkehrten 
Maßnahmen war, die Konſumtion bis an die letzte Gefahrengrenze 
und darüber hinaus, bis zur Schädigung des phyſiſchen und pfychi⸗ 
ſchen Erbgutes des Volkes, eingeſchränkt, die Bildung neuen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Kapitals übertrieben — und demgegenüber die An- 
ſammlung des zu ſeiner Ausnützung erforderlichen Betriebskapitals 
verhindert, kurz, wie das Gleichgewicht der geſellſchaſtlichen Funk⸗ 
tionen heillos zerſtört wurde. 

Und das Heilmittel? Es kann nur eines geben: die 
Rückkehr zur Freiheit der Wirtſchaft, in die der Staat nur dort mit 
Maßen regulierend eingreifen darf und ſoll, wo ſonſt ſchwere Schä⸗ 
den unvermeidlich wären. „Die organiſche Wirtſchaft pendelt ſtets 
nur um den Idealpunkt abſoluten Gleichmaßes herum, ſie bedarf 
immer in ihrem Gange und in ihren ſozialen Auswirkungen mancher⸗ 
lei Eingriffe. Bei allen Mängeln aber hat ſie die entſcheidenden 
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Vorzüge eigener Spannkraft und automatiſcher Regelung, die keine 
organiſierte Wirtſchaſt erſetzen könnte“ (S. 23). 

Soweit ſich dieſe Worte gegen die Konſtrukteure einer idealen 
Wirtſchaft richten, von Lenin bis zu Plenge, bin ich durchaus ein⸗ 
verſtanden. Wir ſollten wirklich jetzt endlich gelernt haben, daß 
Menſchenwitz zu Hein iſt, um ganze Volkswirtſchaften oder gar ihre 
Verflechtung in der Weltwirtſchaft aufzubauen oder auch nur zu leiten 
wie eine Fabrik. Aber mir geht der Verf. noch lange nicht weit 
genug. Smith und ſeine Schule verſprachen die volle „Harmonie 
aller Intereſſen“ von der vollen Freiheit der Wirtſchaft: dieſe aber 
galt ihnen erſt von dem Augenblicke an gegeben, wo mit der Be⸗ 
ſeitigung der letzten Monopole die wirklich freie Konkurrenz in die 
Welk geſtellt war. Nun, dieſe Bedingung iſt bis jetz! niemals erfüllt 
worden: es hat noch niemals freie Konkurrenz gegeben, weil das 
älteſte, größte und gefährlichſte aller Monopole, das Monopol der 
Bodenſperre, überall ungeſchwächt fortbeſteht. Wenn es einmal 
beſeitigt ſein wird, wird kein Menſch mehr an die „Organiſation“ 
einer ganzen Volkswirtſchaft denken, weil „die organiſche Wirtſchaft“ 
dann nur noch in kleinſten Ausſchlägen „um den Idealpunkt ab⸗ 
ſoluten Gleichmaßes herumpendeln wird“. 

Ich glaube, dieſe Dinge mit allen Methoden der Okonomie: 
deduktiv, geſchichtlich, und ſchließlich induktir⸗ſtatiſtiſch, ſtringent be⸗ 
wieſen zu haben. Vielleicht täuſche ich mich: aber jedenfalls ſollte 
es jetzt, in des Zeit der höchſten Not unſeres Volkes, an der Zeit ſein, 
daß wenigſtens die jüngeren und mir theoretiſch näherſtehenden Fach⸗ 
leute endlich einmal meine Beweiſe zu prüfen ſich enkſchlöſſen. Es 
geht um das Größte: ſollte ich zufällig im Rechte ſein, ſo öffnet ſich 
uns zwiſchen Skylla und Charybdis, zwiſchen dem kapitaliſtiſchen 
Imperialismus und dem Bolſchewismus, die beide nicht weniger als 
die Vernichtung bedeuten, der rettende Weg zum Leben. 

Prof. Dr. Franz Oppenheimer, Frankfurt a. M. 
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Verband Deutſcher Gewerbe- und Raufmannsgerichte 
(Gew. u. AfmGer.). 


Verſammlung Bremen am 14. u. 15. November. 
(Berichtet von IR. Dr. Sauer, Köln. 


Annähernd 400 Teilnehmer, Vorſitzende, Sekretäre, Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmerbeiſitzer, ſowie Organiſationsvertreter der ver⸗ 
ſchiedenen Gruppen (Gew. und KaufmGer.) hatten ſich zuſammen⸗ 
gefunden. 

Der Geſchäftsführer des Verbandes, RA. Dozent Dr. Baum, 
Berlin, erſtattete den Bericht über die Tätigkeit des Verbandes ſeit 
der letzten Tagung (Herbſt 1920 in Bamberg): Damals habe man 
angenommen, daß das Ende der Gew. u. KaufmGer. in ihrer 
jetzigen Form bevorſtehe, da man auf eine baldige Vorlage und 
Verabſchiedung des neuen Arbeitsgerichtsgeſetzes gerechnet habe; 
ſtatt deſſen beſtänden heute nicht nur die Gew. u. KaufmGer. noch, 
ſondern man habe ſogar noch jüngſt durch die VO. zur Ent⸗ 
laſtung der Schlichtungsausſchüſſe ihren Aufgabenkreis 
erweitert. In der Zwiſchenzeit habe der Ausſchuß durch zahlreiche 
Eingaben ſich bemüht, Einfluß auf die Geſetzgebung zu gewinnen. 
Der Verichterſtatter betonte die Notwendigkeit eines das ganze 
Arbeitsrecht umfaſſenden Geſetzes, da heute der Stoff in nicht weniger 
als 60 Geſetzen zerſtreut ſei. Hoffentlich findet ſich der hierfür Be⸗ 
rufene, der ein Geſetz aus einem Guß ſchafft, das auch bei den ver⸗ 
ſchiedenen Parteien Anerkennung findet. Man mag nach den Er⸗ 
fahrungen der letzten Jahre allerdings ernſtlich daran zweifeln, ob 
die heutige Zeit mit ihren unausgeglichenen Anſichten ein wirklich 
brauchbares, alle befriedigendes Geſetz ſchaffen kann. 

Erfreulich war die Mitteilung, daß die Monatszeitſchrift des 
Verbandes, die vor dem Kriege eine Auflage von 10000 Stück und 
am 1. April 1924 nur noch eine ſolche von 3000 hatte, inzwiſchen 
wieder auf 6000 geſtiegen iſt. — Bei dem billigen Preiſe von 
1,50 GM. für das Vierteljahr darf ſie wohl auch an dieſer Stelle den 
Kollegen empfohlen werden, da ſie durch kleine, meiſt praktiſche 
Fragen behandelnde Aufſätze und die Mitteilung von Entſcheidungen 
nicht nur anregt, ſondern auch die Kenntnis der Kollegen in arbeits⸗ 
rechtlichen Fragen erweitert. 

Die ganze Tagung, auch außerhalb des engeren Rahmens der 
Verbandsverſammlung, wurde beherrſcht durch den hierauf folgen⸗ 
den Vortrag des Prof. Dr. Hedemann, des Leiters des von 
ihm errichteten Inſtituts für Wirtſchaftsrecht an der Uni⸗ 
verſität Jena, über das „freie Ermeſſen in der Gerichtsbarkeit“. 
Mag es auf bie erſchöpfende Behandlung des Themas des Gegen⸗ 
ſtandes oder auf die formvollendete Ausarbeitung des Vortrags 
oder auf die ungewöhnliche Sprachtechnik des Redners zurückzuführen 
ſein, jedenfalls war der Eindruck des Vortrages ſo packend, daß 
man hoffen darf, daß er ein dauernder ſein und insbeſondere auch 
die Laienbeiſitzer zu ſeinem nochmaligen Studium, nachdem er ge⸗ 
druckt vorliegt, veranlaſſen wird. 

Einen ſolchen Vortrag in wenigen Worten wiederzugeben iſt 
nicht möglich; es ſei im folgenden nur ein beſcheidener Verſuch ge⸗ 


macht. Nachdem der Redner den Begriff der Bewegungsfreiheit des 
Richters in geiſtiger Beziehung dargelegt, zeigte er die Entwicklung 
von der Gebundenheit des Richters an ſtrenge Regeln zur Würdigung 
des Beweiſes bis zur freien Beweiswürdigung der DZPO. Erſt 
nachdem der Geſetzesabſolutismus gefallen war, erkannte man die 
Lückenhaftigkeit der Geſetze, fand, daß manches im Geſetz keine 
Regelung gefunden habe, manche unklar geregelt und ſogar manch- 
mal der Geſetzgeber ſich dehnbar ausgedrückt habe. Nun erſt konnte 
der Grundſatz von Treu und Glauben im Geſetze Aufnahme finden, 
über den der Richter zu erkennen hat; denn ſein richterliches Empfin⸗ 
den gibt nunmehr den Maßſtab. Danach kam dann als Höchſtes 
für die geiſtige Freiheit des Richters das freie Ermeſſen, und die 
letzten Jahrzehnte kennen kein Geſetz ohne dieſe Klauſel. 

Ihre Anwendung ſtellt aber gewaltige Anforderungen an den 
Richter, der ein geiſtiger Arbeiter und deſſen Handwerk das Denken 
iſt, verbunden mit Werten und einem geſunden Rechtsgefühl. Aber 
völlige Freiheit des Richters gibt es nicht, ganz unabhängig iſt nie⸗ 
mand. Der Vortragende unterſcheidet politiſche und geiſtige Ab⸗ 
hängigkeit; die politiſche teilt er in drei Gruppen, Kabinettsjuſtiz, 
die auch heute noch als Miniſter-Kabinetts⸗Juſtiz beſteht, wobei 
auf die Erlaſſe und Außerungen des Finanz- und des Arbeitsminiſters 
verwieſen wurde, — Straßenjuſtiz, womik nicht allein der Revulo⸗ 
tionstribunal gemeint iſt, ſondern auch der Einfluß der Fama, die 
ſich als Druck durch Angſt oder Rauſch geltend macht, endlich Partei⸗ 
oder Intereſſen⸗Jurisprudenz; hier ſei nicht die Begünſtigung einer 
Partei gemeint, ſondern Abhängigkeit von einer Gruppe, man ſpricht 
von Klaſſenjuſtiz; der Vortragende warnt vor dem uͤbermaß von 
Standesvertretungen in den mit Laien beſetzten Gerichten, zumal 
vor dem Entſenden von Gruppenfunktionären in die Gerichte; hier 
ſeien wir ſchon zu weit gegangen. 5 

Bei der zweiten Gruppe, der geiſtigen Abhängigkeit, wird 
unterſchieden religiöſe, allgemein menſchliche, unter die die Gefühls⸗ 
jurisprudenz fällt (hier warnt Hedemann vor der zu ſtarken 
Ausdehnung des Begnadigungsweſens. „Ein Richter, der nicht ſtrafen 
kann, geſellt ſich ſelber dem Verbrecher“), literariſche (Kommentar⸗ 
und Präjudizienkult) und endlich berufliche Abhängigkeit (geiſtige 
Abhängigkeit vom Geſetzesſtoff). 

Nie wird man ſich von dieſen Abhängigkeiten ganz löſen können, 
das höchſte Gut iſt daher auch beim Richter das Streben nach Per⸗ 
ſönlichkeit. g ! 

Nachdem fich der rauſchende Beifall gelegt, ſprach der Vorſitzende 
des Berliner Gew®., Obermagiſtratsrat Dr. Wölbling, über „neue 
Aufgaben des Gew. u. KaufmGer.“. Nach einem eingehen⸗ 
den Rückblick auf die Entwicklung der Gew. u. KaufmGer. in Deutſch⸗ 
land ſpricht er ſich, wie ſchon früher, für die Verbindung der Ar⸗ 
beitsnachweiſe mit den Gew u. KaufmGer. aus und empfiehlt auch 
die Zurückführung des Einigungsweſens zu den Gewerbegerichten; 
falls nicht bald das Arbeitsgerichtsgeſetz komme, ſei ein weiterer Aus⸗ 
bau unbedingt notwendig. 

Aus der Beſprechung iſt hervorzuheben, daß Oberbürgermeiſter 
Cuno, Hagen, im Gegenſatz zu der Stellungnahme des Städte⸗ 
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bundes ſich für kommunale Arbeitsgerichte ausſprach, während 
Oberamtsrichter Dr, Krönig, Hamburg, auf Grund der Erfah⸗ 
rungen bei den Hanſeatiſchen Gewerbegerichten und wegen der Ge⸗ 
fahr für die Unabhängigkeit des Richters ſich für die Angliederung 
der Gewerbegerichte an die ordentlichen Gerichte ausſprach. 

Am zweiten Verhandlungstage ſprach Richter Dr. Schmincke, 
der Vorſitzende des Bremer Gewerbegerichts, über die Erfahrungen 
mit „der neuen Schlichtungsordnung“. Der Redner beſchränkte ſeine 
Aufgabe auf die Erfahrungen, die die Gew. u. KaufmGer. auf Grund 
der ihnen zugewieſenen neuen Zuſtändigkeit gemacht heben. Nach 
der neuen Schichtungsordnung haben die Gew. u. KaufmGer. Streitig⸗ 
keiten aus dem Betriebsrätegeſetz, der Landarbeiterordnung, dem 
Reichsverſorgungsgeſetz uſw. zu entſcheiden. Der Redner betont die 
Notwendigkeit der Zumeifung dieſer Aufgaben, weil es ſich um rein 
richterliche handele, ſo z. B. die Entſcheidung über den Einſpruch 
gegen Kündigung, Anträge auf Erſetzung der Zuſtimmung zur Kün⸗ 
digung von Betriebsvertretern uſw. Dem für die ihm verbliebenen 
Aufgaben durchaus geeigneten Schlichtungsausſchuß fehlen die Eigen⸗ 
ſchaften, die zur Urteilsfindung in einem Streite notwendig ſind, 
der nur im Wege kühler Ermittlung des Sachverhalts nach objek⸗ 
tiver Würdigung unter ſtrenger Anwendung des Rechts entſchieden 
werden kann. Redner behandelt die fachliche Zuſtändigkeit nach der 
erwähnten V., die Beſetzung der Arbeitsgerichte, die Berechtigung 
der Betriebsvertreter zur Klageerhebung, die Zwangsvollſtreckung und 
manche andere Streitfrage, die ſich ſchon ſeit dem kurzen Beſtehen 
der VO. aufgeworfen hat. Er weiſt hin auf den Ausſchluß vom 
Rechtsmitteln gegen die Entſcheidungen der Arbeitsgerichte, was er 
billigt, bedauert aber den Mangel der Beſchwerde gegen Entſcheidun⸗ 
gen während des Verfahrens. — Der erſchöpfende klare Vortrag fand 
großen Beifall und gab Anlaß zu einer lebhaften Beſprechung, wo⸗ 
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bei allerdings nicht ſelten von dem Thema des Vortrags abgeirrt 
wurde. Bemängelt wurde von Arbeitgeberſeite beſonders der völlige 
Ausſchluß der Berufung bei arbeitsgerichtlichen Entſcheidungen. 

Zum Schluß der Tagung ſprach Stadtrat Dr. Goldſchmidt, 
Magdeburg, über die Bedeutung der Zivilprozeßnovelle für die 
Gew. u. KaufmGer. Auf das Verfahren vor den GewGer. findet 
nach 8 26 GewGerGeſ., ſoweit in dem Abſchnitt „Verfahren“ nicht 
beſondere Vorſchriften erlaſſen ſind, die für das amtsgerichtliche 
Verfahren geltende Vorſchrift der ZPO. entſprechende Anwendung. 
Trotz Mangels jeglichen Hinweiſes in den Geſetzen will Redner die 
Entlaſtungsverordnung ſowohl wie die Nov. v. 13. Febr. 1924 an⸗ 
gewendet wiſſen, aber nur ſoweit fie paſſen. Das Güteverfahren lehnt 
er für die Gewerbegerichte ab, da hierfür ſchon der Vortermin beſtehe 
(was ſicher bei den neun alten rheiniſchen Gerichten mit ihrer Ver⸗ 
gleichskammer zutrifft), außerdem in jeder Lage des Verfahrens und 
vor der Entſcheidung der Vergleichsverſuch zu wiederholen ſei. Das 
Mahnverfahren paſſe nicht für die Gewerbegerichte, da es 
das Verfahren verlangſame, während die Gewerbegerichte 
gerade für eine ſchleunige Juſtiz beſtimmt ſeien. Auch das 
Schiedsurteil lehnt der Redner als völlig unvereinbar mit dem 
Zweck des Geſetzes ab. Bei der Zwangsvollſtreckung ſteht heute das 
Gewerbegericht zurück gegen die ordentlichen Gerichte, da deſſen Ur- 
teile bis 500 Goldmark vollſtreckbar ſind, die Gewerbegerichtsurteile 
nur bis 300 Goldmark; dies führe zu Zweifeln und eine geſetzliche 
Regelung ſei daher notwendig Bei der Beſprechung des Vortrags 
machte Oberamtsrichter Pr. Krönig darauf aufmerkſam, daß das 
Schiedsurteil bei Objekten bis 50 Goldmark von ihm angewandt 
worden ſei, da es nach den Hamburger Zuſtellungsverhältniſſen 
für den Kläger günſtiger ſei und ihm ſchneller die Zwangsvollſtreckung 
ermöglichte. 


Zur Fteuernotverordnung. 
I 

Geldſchuld und das ſie ſichernde Pfandrecht können, wie die 
Schornſteinhypotheken zeigen, wirtſchaftlich einen verſchiedenen Wert 
h Hiervon geht auch die StNotVO. aus. Der Staat fragte 
ſich: 

1. Wie hoch können die Geldſchuld und das Pfandrecht (beide 
bilden zuſammen geſetzlich die Hypothek) aufgewertet werden, ohne 
daß die Steuereingänge aus dem Grundbeſitz darunter leiden? 

2. Wie hoch kann allein die Geldſchuld aufgewertet werden? 

Dagegen iſt die Staatsgewalt niemals auf den wunderlichen 
Einfall gekommen, nach dem Währungsverfall dem Pfandrecht allein 
noch wieder einen höheren Wert zu verleihen, nachdem die Geld⸗ 
ſchuld unter der Herrſchaft des Papiergeldes ſchon endgültig zurück⸗ 
gezahlt war. 

Manche Schriftſteller und Gerichte legen dies dennoch in die 
StNot VO. hinein. Sie ſtoßen ſich daran, daß im § 1 Ziffer 1 von 
den Hypotheken und in Ziffer 4 von den durch Hypothek geſicherten 
Forderungen (der Geldſchuld) die Rede iſt. Das Gegenſtück zur 
Geldſchuld, meinen ſie, ſei das Pfandrecht; folglich werte Ziffer 4 
die Geldſchuld, Ziffer 1 aber das Pfandrecht auf. 

Der Schluß iſt aber falſch, der Gegenſatz ein anderer. Nicht 
Pfandrecht und Geldſchuld ſtehen in der VO. einander gegenüber, 
ſondern zwei verſchiedene Aufwertungsverfahren, das eine gegen 
den Eigentümer, das andere gegen den Schuldner. 

Betrachten wir zunächſt das Verfahren gegen den Eigentünter. 
Zwar haftet dieſer nur pfandrechtlich. Da aber ein Pfandrecht ohne 
Geldſchuld ein Luftgebilde wäre und ſich in den Grundbuchverkehr 
nicht einführen ließe, ſo muß der Staat (oder die Aufwertungs⸗ 
ſtelle) auch ſchon gegen den Eigentümer außer dem Pfandrecht die 
zugehörige Geldſchuld feſtſetzen. Das Geſetz wertet, wie es richtig 
ſagt, die Hypothek auf, ſagen wir auf 10000 GM. 

Unabhängig hiervon iſt das Verfahren gegen den Schuldner. 
Ihm gegenüber kann die Geldſchuld (innerhalb der Grenzen der 
Durchf VO.) höher oder niedriger aufgewertet werden. Wird auf 
15000 GM. erkannt, fo haftet der Schuldner zwar in dieſer Höhe, 
aber der Eigentümer nur für die gegen ihn feſtgeſetzten 10 000 GM. 
Wird umgekehrt die Geldſchuld gegenüber dem Schuldner auf 
6000 GM. begrenzt, ſo haftet der Eigentümer ebenfalls nur für 
6000 GM., während die etwa ſchon eingetragenen 4000 GM. Eigen⸗ 
tümergrundſchuld werden. 

Wegen dieſes doppelten Verfahrens mußte die BD. als Gegen⸗ 
ſtand der Aufwertung in Ziffer 1 die Hypothek und in Ziffer 4 die 
Geldſchuld bezeichnen. 

Wer ein Geſetz anwendet, wird annehmen können, daß der 
Geſetzgeber das Wort „Hypothek“ in der geſetzlich und wiſſenſchaft⸗ 
lich feſtgelegten Bedeutung gebraucht hat. Unmöglich läßt ſich ſagen, 
er Hütte zwar von einer Hypothek geſprochen, aber nur das Pfand⸗ 
recht gemeint. 

Auch das Wort „Aufwertung“ darf nicht beliebig gedehnt wer⸗ 
den. Die BD. will beſtehenden Anſprüchen einen höheren Wert ver⸗ 


leihen, als ihnen nach dem Stande der Währung zukommt. Wenn 
aber der frühere Gläubiger die Hypothek als Goldmarkgrundſchuld 
erhalten ſoll, ſo müßte weit mehr geſchehen. Dem Eigentümer müßte 
die angefallene Eigentümergrundſchuld, den zahlreichen anderen Be- 
rechtigten die angefallene Hypothek wieder abgenommen werden, um 
ſie dem früheren Gläubiger zurückzuerſtatten. Von einem ſo ein⸗ 
ſchneidenden, auch grundbuchmäßig ſehr wichtigen Rechtsvorgang iſt 
in der VO. mit keinem Worte die Rede. 

Die Verſchlechterung der Währung durch die Papiergeldausgabe 
war eine Notmaßnahme, ohne die der Staat, als alles zuſammen⸗ 
brach, kein Geld hätte beſchaffen können. Um aus Papier Geld zu 
machen, mußte er den Grundſatz aufſtellen, daß nach der Formel 
„Mark gleich Mark“ er ſowohl wie alle anderen mit dieſem bedruckten 
Papier die Schulden tilgen durften. Wenn er auch für die Zukunft 
hiervon abgehen, alſo den noch beſtehenden Hypotheken einen höhe— 
ren Wert verleihen kann, ſo muß es doch für die vergangenen 
Schulden bei dem bleiben, was damals in der Not das Geſetz zu⸗ 
ließ. Der Staat triebe ein Doppelſpiel, wenn er ſagte: Die Schuld 
iſt zwar getilgt, aber es beſteht noch eine Goldmarkgrundſchuld. 

Dieſe Grundſchuld wäre auch unvereinbar mit der Willens⸗ 
erklärung, die der Eigentümer bei der Hypothekbeſtellung abgab. 
Er wollte ſich für eine fremde Schuld mit dem Grundſtück verbürgen, 
nur pfandrechtlich haften. Daß er aber darüber hinaus ohne Rückgriff 
gegen den Schuldner zwangsweiſe belaſtet werden würde, damit hat 
er nie und nimmer gerechnet. 

Auch die Rechte der folgenden Beteiligten ſtehen dieſer Art von 
„Aufwertung“ entgegen: 

1. Der Eigentümer, dem die Hypothek gemäß 88 1143, 1153 
anfiel, als er ſtatt des Schuldners fie auszahlte, 

2. die im 8 1150 aufgeführten Beteiligten, die in gleicher Weite 
die Hypothek erwarben, 

3. der Schuldner, der nach § 1164 Gläubiger der Hypothek 
wurde, weil er gegen den Eigentümer ein Rückgriffsrecht hat, 

4. der frühere Eigentümer, der die ihm angefallene Eigentümer⸗ 
grundſchuld bei der Veräußerung des Grundſtücks als Sicherheit für 
den Reſtkaufpreis behielt. 

Alle dieſe Beteiligten ſind rechtmäßige Inhaber der Hypothek 
und verlangen gleichfalls Aufwertung. Sie würden ſich alſo mit dem 
früheren Gläubiger ſtreiten, der die Hypothek als Grundſchuld be⸗ 
anſprucht. Wie ſollen der Grundbuchrichter und der Prozeßrichter ent⸗ 
ſcheiden? 

Zweifellos iſt, als die VO. ausgearbeitet wurde, auch die Frage 
erörtert, ob die ſchon zurückgezahlten, aber zufällig noch nicht ge⸗ 
löſchten Hypotheken aufzuwerten ſeien. Es iſt unerquicklich, daß hier⸗ 
über zahlreiche koſtſpielige Prozeſſe zu führen ſind. Der Staatsbürger 
ſagt ſich mit Recht: Entweder hat der Geſetzgeber ſich unklar aus⸗ 
gedrückt oder die Gerichte ſträuben ſich, den erkennbaren Willen des 
Geſetzgebers zu beachten. 

Mir ſcheint, daß gerade an dieſer Stelle der VO. der Wortlaut 
kaum beſſer hätte ſein können. Wenn die Geldſchuld nicht mehr auf⸗ 
gewertet werden kann, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß Geldſchuld 
und Pfandrecht zuſammen, alſo die Hypothek, ebenfalls nicht mehr 
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aufgewertet werden können. Oder mußte dies wirklich beſonders ge⸗ 


ſagt werden? 


Sprachliche Wünſche beſtehen dagegen für den 8 12, in dem bei 
einer neuen Faſſung der VO. die beiden ſinnverwirrenden Vernei⸗ 


nungen vermieden werden könnten. 


8 12 Abſ. 1 und 2. 

1. Soweit die Aufwertung von 
Anſprüchen aus Vermögenslagen 
anderer als der im § 1 Abſ. 2 
bezeichneten Art verlangt werden 
kann, darf fie das im § 2 vor- 
geſehene Maß nicht () überſteigen. 
Die Vorſchrift des $ 11 gilt ent- 
ſprechend. 

2. Anſprüche aus gegenſeitgen 
Verträgen, Geſellſchaftsverträgen 
und anderen Beteiligungs verhält⸗ 
niſſen ſowie Anſprüche auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen, die bei Ab⸗ 
findungen, Auseinanderſetzungen 
oder ähnlichen Rechisvorgängen 


Gegenvorſchlag. 

Andere Vermögensanlagen 
können aufgewertet werden, ſoweit 
das ſonſtige Recht dies zuläßt, in 
der Regel jedoch nur in den Gren⸗ 
zen der 88 2 und 11, ausnahms⸗ 
weiſe auch ohne dieſe Einſchrän⸗ 
kung, nämlich wenn ſie betreffen: 
Anſprüche aus gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen, Geſellſchaftsverträgen oder 
anderen Beteiligungsverhältniſſen 
oder Anſprüche auf wiederkehrende 
Leiſtungen, die bei Abfindungen, 
Auseinanderſetzungen oder ähn⸗ 
lichen Rechtsvorgängen begründet 
ſind. 


begründet find, gelten nicht () als 
Vermögensanlage i. S des Abſ. 1. 

Wenn engliſche Miniſter eine unbrqueme Anfrage im Unter⸗ 
haus beantworten, verdunkeln ſie die Sätze durch eine mehrfach ver⸗ 
neinende Form. Ein Geſetz ſoll ſagen, was wirklich iſt. 

RA. Dr. Brons, Freiburg a. d. Elbe. 


II. 


Der Gegenſatz zwiſchen der Auffaſſung von Brons und der 
von mir und anderen vertretenen Auffaſſung des $ 3 der 3. StRVO. 
beruht auf einer grundſätzlich verſchiedenen Stellung zu dem Bes 
griffe der Hypothek. Für Brons iſt die Hypothek nur ein akzeſſoriſches 
Pfandrecht für die perſönliche Forderung, während ich das Weſen der 
Hypothek darin ſehe, daß ſie eine dingliche Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks nach Art der Grundſchuld darſtellt und ſich von der Grund» 
ſchuld nur dadurch unterſcheidet, daß fie der Regel nach die Zweck 
beſtimmung der Sicherung für eine perſönliche Forderung hat. Die 
ſich hieraus ergebende Verbindung zwiſchen Hypothek und Forderung 
wird gelöſt, wenn ſie zur Eigenkümergrundſchuld wird. Die Hypo⸗ 
thek kann aber auch in der Hand des Gläubigers fachlich zu einer 
Grundſchuld werden. Dies gilt ſchon nach bisherigem Recht, wenn 
die perſönliche Forderung als ſolche nicht geltend gemacht werden 
kann, zufolge des öffentlichen Glaubens des Grundbuches die perſön⸗ 
liche Forderung aber nach 8 1138 BGB. für die Hypothek als 
beſtehend gilt. Das bedeutet, wenn man das Gewand der Fiktion ab⸗ 
ſtreift, nichts anderes, als daß dem Gläubiger eine Grundſchuld in 
Höhe der Hypothek zuſteht. Eine gleiche Sonderung zwiſchen der 
dinglichen Laſt der Hypothek und der perſönlichen Forderung wird 
durch die Vorſchriften der 3. StVO. herbeigeführt, und zwar nicht 
nur durch 8 3, ſondern auch durch den 8 11. 

Wenn Brons ausführt, daß der Eigentümer, wenn die Hypothek 
höher aufgewertet werde, als die perſönliche Forderung in Höhe des 
Überſchuſſes kein Rückgriffsrecht gegen den perſönlichen Schuldner 
habe, daß er aber nicht die Abſicht gehabt habe, das Grundſtück 
ohne ein Rückgriffsrecht gegen den perſönlichen Schuldner zu belaſten, 
ſo iſt hierzu zu bemerken, daß die Tatſache, daß der perſönliche 
Schuldner dem Gläubiger gegenüber zu einem hinter dem Aufwer⸗ 
tungsbetrag der Hypothek zurückbleibenden Betrage verpflichtet iſt, 
nicht ausſchließt, daß er dem Eigentümer zur Erſtattung des vollen 
von ihm zu zahlenden Betrages verpflichtet iſt. Es hängt dies, wie 
ich in Aum. 5 der 2. Auflage meines Kommentars zu § 3 und be- 
reits in Anm. 4 der 1. Auflage hervorgehoben habe, von den zwi⸗ 
ſchen dem Eigentümer und perſönlichen Schuldner beſtehenden Rechts⸗ 
beziehungen ab. 


Wirkl. Geh. Rat Staatsſekretär i. R. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 


Zum Vegriff der Uermögensanlage in 8 12 der dritten 
Steuernotverordnung. 


Der Begriff Vermögensanlage bezeichnet das ſachliche Geltungs⸗ 
gebiet der Aufwertungsnormen der 3. SteuerRotVO. Seine Aus⸗ 
legung, die für 8121 wichtig iſt, hat teilweiſe zu grundſätzlich ver⸗ 
ſchiedenen Ergebniſſen geführt. Um zu einem Standpunkt zu ge⸗ 
langen, der auch eine kritiſche Stellungnahme zu den anderen bis⸗ 
herigen Auslegungsverſuchen geſtattet, ſoll von einer methodiſchen 
Überlegung ausgegangen werden. Die beiden Autoren, die vielleicht 
am eingehendſten bisher zu der Frage Stellung nahmen, Michae⸗ 
lis (Aufwertung, Verlag Guttentag 1924, 8 1 Aum. 3) und 
Maercks (JW. 1924, 1130) gingen von einer Unterſuchung des 
Begriffes Vermögensanlage, wie er in der Sprache des täglichen 
Lebens gebraucht wird, aus. Die hier gefundenen Nefultate legten 
ſie dann unmittelbar ihrer Auslegung der VO. zugrunde unter 
Vornahme ausſchließlich der Anderungen, die die VO. in 8 1 Abi. 2 
und 9 12 Abſ 2 und 3 ausdrücklich anordnet. Dieſes Verfahren ift 
bedenklich, weil jeder vorwiſſenſchaftliche Begriff durch Aufnahme 


in ein Geſetz gleichſam mit einem teleologiſchen Geſpinſt überzogen 
wird (Lask, Rechtsphiloſophie in „Die Phrloſophie im Beginn des 
20. Jahrhunderts“, 2. Aufl., Heidelberg 1907, 307) und jo ſeine Be⸗ 
deutung wandelt. Die Erfaſſung des Umfanges eines juriſtiſchen 
Begriffes iſt in aller Regel nur von ſeiner Zweckbeſtimmung her 
möglich. i 

i Der Erlaß der Aufwertungsbeſtimmungen, insbeſondere die 
Einführung der feſten Aufwertungsgrenze von 150% bezweckte im 
weſentlichen, eine einigermaßen eindeutige Errechenbarkeit des Wertes 
all der Forderungen zu ſchaffen, die nicht einen mit einiger Sicher⸗ 
heit beſtimmbaren Aufwertungsmaßſtab in ſich ſelbſt trugen, (ogl. 
auch Reichsminiſter Dr. Luther in JW. 1924, 473). Forderungen, 
denen ein Aufwertungsmaßſtab immanent iſt, wie Anſprüche aus 
gegenſeitigen Verträgen mit Rückſicht auf das Synallagma, An⸗ 
ſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen aus Abfindungen, Ausein⸗ 
anderſetzungen und ähnlichen Rechtsvorgängen wohl mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre regelmäßige vertragliche Beſtimmung, einen beſtimmten 
Teil der Unterhaltsbedürfniſſe zu befriedigen, und auch hier mit 
Rückſicht auf das Synallagma, Anſprüche aus Geſellſchafts⸗ und 
Beteiligungsverhältuiſſen wohl mit Rückſicht auf den Grundſatz der 
gleichmäßigen Behandlung der Beteiligten nach Maßgabe der Ber 
teiligungsquote, ſchloß die VO. in 812 Abf. 2 ausdrücklich von 
ihrer Regelung aus. Bei Schadenerſatz⸗ und Bereicherungsanſprüchen 
gibt es ſtrenggenommen kein Aufwertungsproblem. Bei Anſprüchen 
aus Schenkung beſtand kein geſamtwirtſchaſtliches Intereſſe an einer 
geſetzlichen Regelung der Aufwerkungsfrage. Die übrigbleibenden 
Rechtsgeſchäfte, aus denen einer geſetzlichen Regelung bedürftige 
Geldforderungen entſprangen, faßte die VO. mangels eines vor⸗ 
handenen beſſeren gemeinſamen Begriffs unter dem Namen Ver⸗ 
mögensanlage zuſammen, wohl deshalb, weil der größte Teil von 
ihnen, auch wirtſchaftlich betrachtet, als Vermögensanlage bezeichnet 
werden konnte. Daß ſich aber der Rechtsbegriff der Vermögens⸗ 
anlage in der VO. nur ſehr annäherungsweiſe mit dem wirtſchaft⸗ 
lichen Begriff deckt, lehrt ein Blick auf 88 1 Ab]. 2 und 12 Abſ. 2 
der VO. Man kommt deshalb zu folgender Definition des Begriffs 
Vermögensanlage in § 12 Abſ. 1. N 2 

Vermögenſsanlagen ſind alle einſeitig verpflichtenden, nicht in 
91 Abſ. 2 genannten entgeltlichen Rechtsgeſchäfte, die die Be⸗ 
gründung von Geldforderungen zum Inhalt haben, und denen nicht 
ein eindeutiger Aufwertungsmaßſtab für dieſe Forderungen inne 
wohnt. 

f Dieſe Definition, die praktiſch am weitgehendſten mit der von 
Kipp (JW. 1924, 483) und Mügel (Kom. zur 3. Steuer Rot O., 
Berlin 1924 8 12 Anm. 1) übereinſtimmt, unterſcheidet ſich von allen 
bisherigen dadurch, daß nach ihr dem Zweck der VO. entſprechend 
Darlehensverträge, die ähnlich den in 812 Abſ. 2 genannten 
Rechtsgeſchäften einen Aufwertungsmaßſtab in ſich tragen, von der 
Regelung des § 12 Abſ. 1 ausgeſchloſſen werden. Man denke an 
Darlehen, die Beteiligungen ähneln, etwa an die Hingabe eines Dar⸗ 
lehens zum vertraglichen Zweck des Ankaufs eines Spekulatious⸗ 
gutes mit der Beſtimmung der Rückzahlung nach Verkauf des Gutes. 

Im Gegenſatz zu Maerck und Michaelis wird die Geltung 
des 8 12 Abf. 1 nicht auf langfriſtige Darlehen eingeſchränkt. Eine 
derartige Beſchränkung war zwar im Vorentwurf 8 1 Ziff. 7 ent⸗ 
halten, wurde aber dann fallen gelaſſen. Weder aus dem Zweck 
der VO. noch übrigens auch aus der Wortbedeutung des Wortes 
Vermögensanlage im Sprachgebrauch des täglichen Lebens läßt ſich 
eine ſolche Einſchränkung rechtfertigen. 2 

Auch auf die Motive des Gläubigers bei Abſchluß des Nechts- 
geſchäfts, kommt es für die Anwendung des 8 12 Ab. 1 im Gegen⸗ 
ſatz zu Michaelis, m. E. nicht an. Nach Michaelis iſt ein 
Rechtsgeſchäft nur Vermögensanlage, wenn auf ſeiten des Glau⸗ 
bigers der Zweck, durch Verwandlung eines Vermögensbeſtandteils 
in einen anderen die Vermögensſubſtanz zu erhalten, zu ſichern und 
aus ihr Ertrag zu ziehen, Beweggrund für den Abſchluß des Ge⸗ 
ſchäſts war. Dieſe Anſicht führt zu dem paradoxen Satz, daß dann, 
wenn und weil der Gläubiger darauf ausging, ſein Vermögen zu 
ſichern, er ſich höchſtens 15% des Werts erhalten konnte und nur 
dann, wenn und weil er den Zweck der Sicherung nicht verfolgte, 
dieſes Ziel möglicherweiſe für ihn erreichbar iſt ee. 
Aufwertung eintreten kann. Der BD., die vor allem af 1 — 
Erwägungen ihre Entſtehung verdankt, lag auch eine e 
Motive ferne derart, daß jemand, der aus Freundſchaft oder Hülse 
bereitſchaft ein Darlehen gab, zur Belohnung volle Aufwertung 
verlangen kann, ein anderer aber nicht. Außerdem verſagt, wenn 
man der Anſicht Michaelis folgt, die VO. in einer Anzahl 
praktiſch wichtiger Fälle, wo fie ihrem ganzen Zwecke nach hatte 
eingreifen müſſen. So dürften nach Michaelis Kautionen, ferner 
Forderungen, die nur wegen der momentanen Zahlungsunfähigkeit 
des Schuldners durch Novation aus urſprünglichen Kaufgelofor⸗ 
derungen in Darlehen verwandelt wurden, im Gegenſatz zu der hier 
vertretenen Anſicht, nicht der Aufwertungsbeſchränkung des 8 12 
Abſ. 1 unterliegen. Die BO. ſelbſt hat aber überall da, wo ſie 
ſelbſt Anhaltspunkte für die Auslegung des Begriffs Vermögens⸗ 
anlage gab, wie in 88 1 II und 12 11 zu feiner Abgrenzung nur objek⸗ 
tive Kriterien benützt, nirgends ſubjektive, wie dies Michaelis tut. 

Rechtsanwalt Dr. K. Abenheimer, Karlsruhe. © 
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Geldentwertung und Aufwertung. 
Vorempfang und Geldentwertung. 
Die Frage, inwiefern ausgleichungspflichtige Vorempfänge 


(83 2050 ff. BGB.) von der Geldentwertung berührt werden, wird 
in der Praxis, ſoweit ſie mir bekannt iſt, dahin gelöſt, daß dieſe 
Vorempfänge ebenſo wie Forderungen auf einen durch Vereinbarung 
der Beteiligten beſtimmten Prozentſatz des urſprünglichen Werts 
„aufgewertet“ werden. Dieſes Verfahren iſt meines Erachtens nicht 
richtig. 

Auszugehen iſt von folgenden Geſichtspunkten: 

1. Die Ausgleichungspflicht iſt keine Nachlaßverbindlichkeit 
(Staudinger, 7./8. Auflage, 1914, Anm. II Abf. 6 3. 88 2050 
bis 2054 B( 5B. und Anne. I Abſ. 2 3. 88 2055, 2056), das Recht 
des Ausgleichungsberechtigten alſo auch keine Nachlaßforderung; dies 
um ſo weniger, als ein Miterbe, der durch die Zuwendung mehr 
erhalten hat, als ihm bei der Auseinanderſetzung zukommen würde, zur 
Herauszahlung des Mehrbetrags nicht verpflichtet iſt (§ 2055 Abſ. 1). 

2. Nach § 2055 Abſ. 2 BGB. beſtimmt ſich der Wert der 
Zuwendung nach der Zeit, zu der die Zuwendung erfolgt iſt. Dieſen 
Wert hat der Ausgleichungspflichtige ſich nach Maßgabe des 8 2055 
Abſ. 1 auf feinen Erbteil anrechnen zu laſſen. Dies gilt in allen 
Fällen, ohne Rückſicht darauf, ob und inwieweit das Zugewendete 
noch vorhanden iſt; auch zufälliger Untergang des zugewendeten 
Gegenſtandes befreit nicht von der Ausgleichungspflicht (Staudinger, 
Anm. III z. 82055, 2056). 

3. Bei der Forderung liegt zwiſchen Entſtehung und Tilgung 
eine Zeitſpanne, während welcher in Zeiten der Inflation die Ent⸗ 
wertung eintreten konnte. Dieſe Zeitſpanne fehlt bei dem Vor⸗ 
empfang, da ja der Wert zur Zeit der Zuwendung in Anrechnung 
zu bringen iſt. Es darf bei dem klaren Wortlaut des Geſetzes keine 
„Entwertung“ konſtruiert werden, die gar nicht möglich iſt. 

Das richtige Verfahren wäre nach dem Geſagten, daß man 
den Goldwert der Zuwendung nach der Zeit, zu der ſie erfolgt iſt, 
feſtſtellt und dieſen Goldwert im vollen Umfang zur Ausgleichung 
bringt. Dabei ſei darauf hingewieſen, daß der Erblaſſer durch Ver⸗ 
fügung von Todeswegen beſtimmen kann, zu welchem Wert eine Zu⸗ 
wendung anzurechnen iſt (Staudinger, Anm. III A 3. 88 2055, 
2056). Von dieſer Möglichkeit kann im Einzelfall Gebrauch ge⸗ 
macht werden, wo das Geſetz zu Härten führen würde. 

Entſprechendes gilt für die Ausgleichung gemäß § 2315 BGB., 
jedoch mit der Maßgabe, daß hier der Erblaſſer nicht die Möglichkeit 
hat, durch Verfügung von Todeswegen den auszugleichenden Wert 
der Zuwendung zu beſtimmen. 

Gerichtsaſſeſſor H. Jaeger, Rickenbach b. Säckingen a. Rhein. 


Zuständigkeit der Aufwertungsſtellen nach der 
3. Steuernotverordnung. 

Eine bisher noch kaum ernſtlich geprüfte Frage iſt die Zuſtän⸗ 
digkeit der Aufwertungsſtellen. Auch dle Entſcheidungen der höchſten 
Gerichte ſind nicht geeignet, dieſe Angelegenheit zu klären. Und doch 
iſt in dieſem einen Punkt das Syſtem der 3. Steuer Not VO, leidlich 
überſichtlich. 

Nach der 3. Steuer NotVO. find Vermögensaulagen nach 8 1 
und ſolche nach 812 zu unterſcheiden. Nur die Aufwertung der Ver⸗ 
mögensanlagen nach 8 1 iſt in der 3. Steuer RotVO. erſchöpfend ge⸗ 
regelt, indem ein beſtimmter Normalſatz feſtgelegt und weiter beſtimmt 
wird, unter welchen Umſtänden dieſer Normalſaß unterſchritten werden 
darf. Hier wird nun auch die Slelle genannt, die über einen An⸗ 
trag des Schuldners, den Aufwertungsbetrag unter den Normalſatz 
von 15% herabzuſetzen, entſcheidet. Es wird ferner hier, ebenſo bei 
Sparkaſſenguthaben im 87, eine Friſt zur Stellung des Antrages 
feſtgeſezt. Die darüber entſcheidende Stelle iſt eben die Aufwertungs⸗ 
ſtelle. 

Die Aufwertung von Vermögensanlagen gemäß 8 12 wird in der 
3. SteuerNotBO. überhaupt nicht geregelt, vielmehr die Regelung 
den ordentlichen Gerichten überlaſſen. Dieſe ſind nur hinſichtlich 
der Höhe an einen Höchſtſatz gebunden. 

Völlig aus dem Rahmen der 3. SteuerNot VD. heraus genommen 
werden dann ferner Vermögensanlagen nach 8 1 Abſ. 2 Nr. 4 „ſo⸗ 
weit nach allgemeinen Vorſchriften eine höhere oder geringere Auf⸗ 
wertung ſtattfindet“. 

Nach 89 iſt dann den Aufwertungsſtellen ferner noch die 
Aufgabe zugewieſen zu entſcheiden, wenn „Streit über die Höhe 
des nach den Vorſchriften der 88 1—8 zu berechnenden Aufwertungs⸗ 
betrages beſteht“. 

Hiernach haben alſo die Aufwertungsſtellen nicht zu eutſcheiden, 
ob auf eine Forderung die Vorſchriften der 3. Steuer Not VO. oder 
die allgemeinen Vorſchriften Anwendung finden. Die Entſcheidung 
hierüber ſteht vielmehr den ordentlichen Gerichten zu. Stellen dieſe 
feſt, daß die Forderung nicht unter die 3. Steuer NotVO. fällt, fo 
entſcheiden ſie natürlich auch über die Höhe der Aufwertung nach 
allgemeinen Vorſchriften. Dies ergibt ſich daraus, daß die Zuſtändig⸗ 
keit eines Sondergerichts nicht weiter auszudehnen iſt als ſich aus 
dem Geſetze unmittelbar ergibt. 

Hiernach halte ich nach der 3. SteuerNotVO. ſelbſt die Anſicht 
für abwegig, daß ein Gläubiger, der z. B. für ſeine Reſtkauf⸗ 
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geldhypothek eine höhere Aufwertung als 15% beanſprucht, die 
Aufwertungsſtelle anrufen könne oder miſſe. Die Hypothek als ding⸗ 
liche Sicherung wird von ſelbſt auf 15% aufgewertet, es ſei denn 
daß der Schuldner rechtzeitig und mit Erfolg bei der Aufwertungs⸗ 
ſtelle eine Herabſetzung beantragt. Die perſönliche Forderung iſt 
entweder eine Vermögensanlage nach SL Abſ. 2 Nr. 4: dann kann 
auch die Aufwertungsſtelle einen höheren Satz als 15% nicht zu⸗ 
billigen. Oder fie iſt durch den letzten Halbſatz des § 3 aus der 
3. Steuer Rot Vo. herausgenommen. Hierüber eniſcheiden die ordent⸗ 
lichen Gerichte und ebenſo über das Maß der Aufwertung, wenn die 
Frage bejaht wird. Völlig abwegig ſcheint es nun vollends, vom 
Gläubiger zu verlangen, daß er den Antrag auf höhere Aufwertung 
innerhalb der in 8 2 beſtimmten Friſt ſtellen ſolle. Hierfür bietet die 
VO. ſelbſt auch nicht den mindeſten Anhalt. 

Hieraus ergibt ſich folgendes: 

Die Aufwertungsſtelle iſt zuſtändig 

1. auf Anrufen des Schuldners innerhalb der — jetzt bis 
31. März 1925 verlängerten — Friſt, für eine Herabſetzung des Auf⸗ 
wertungsbetrages unter 150%; 

2. für die Anmeldung von Sparkaſſenguthaben nach 8 7, wobei 
ebenfalls die vorerwähnte Friſt gilt; 


3. für Entſcheidung eines Streits über die Höhe des Aufwer⸗ 
tungsbetrages, d. h. alſo, wenn die Parteien zwar einig ſind, daß 
die Forderung eine Vermögensanlage nach § 1 und deingemäß zu 
15% aufzuwerten iſt, aber darüber ſtreiten, welcher Geldbetrag ſich 
hierbei ergibt, z. B. weil der Tag des Erwerbes oder der maß⸗ 
gebende Kurs ſtreitig iſt. 

Hiernach kann alſo niemals eine Aufwertungsſtelle einen höheren 
Satz als 150% für die Aufwertung beſtimmen. Dies können nur die 
ordentlichen Gerichte, da eine höhere Aufwertung als 150% über⸗ 
haupt nur bei Forderungen zuläfjig if, die gar nicht unter die 
3. Steuer Nol VO. fallen. 

Aus dieſem Grunde iſt 87 Abſ. 3 der 1. DurchfVo. entweder 
ungenau oder ungültig. Der Ausdruck „Abweichung“ trifft nicht zu. 
Es müßte „Herabſetzung“ heißen. Iſt der Ausdruck „Abweichung“ 
mit Vorbedacht gewählt, fo liegt hierin eine unzuläſſige Abänderung 
der 3. Steuer Rol VO. ſelbſt. 

RA. Dr. v. Zwehl, Berlin. 


Zur Aufwertungspflicht der Eiſenbahn. 


Mit dieſer Frage beſchäftigen fi das OLG. Frankfurt a. M. 
(Urt. v. 1. Okt. 1923 in JW. 1924, 1187) und das OLG. Hamburg 
(Urt. v. 16. April 1924 in JW. 1924, 1189). Beide Entſch. 
kommen zu einem verſchiedenen Ergebnis, das zum Teil durch den 
dazwiſchenliegenden Zeitraum zu erklären iſt. Während das OLG. 
Frankfurt die Eiſenbahn vom Geſichtspunkt des Verzuges aus für 
die Geldentwertung aufkommen läßt, geht das Hanſ. OLG. von der 
Erkenntnis aus, daß „der Grundſaz Mark = Mark durch die 
zwingende Macht des Verkehrs außer Kraft geſetzt iſt, und daß die 
Eiſenbahn den Wert des Mbfendetages nur mit Zahlungsmitteln 
tilgen kann, die nach ihrer wirtſchaftlichen Kaufkraft, alſo nach ihrem 
wirtſchaftlichen Wert, denjenigen entſprechen, welche fie am Abſen⸗ 
dungstage aufzuwenden gehabt hätte, um den gemeinen Handelswert 
zu decken. Nur ein ſtabiler Wertmeſſer iſt deshalb geeignet, dem 
Kläger Erſatz zu ſchaffen, für das, worauf er Anſpruch hat, nämlich 
auf ben gemeinen Handelswert der Ware am Tage der Verſendung.“ 

Klarer hat ſich ſchon früher der 3. Zivilſenat des Hanſ. OLG. 
in einem Urteil v. 24. Jan. 1924 (vgl. H.R. Z. 1924, 189) aus⸗ 
gedrückt: 

„Es entſpricht daher nur dem geſetzgeberiſchen Ge⸗ 
danken des 888 EVO ., wenn die Eiſenbahn Zahlung leiſtet 
mit dem Betrage an Zahlungsmitteln, der im Zeitpunkt der 
Zahlung dem normalen Wert im Zeitpunkt der Verſendung 
entipricht . .... Die Papiermark war bereits im September 
1922 nur auf Grund ihres Verhältniſſes zu einer jeften 
Währung Wertmaßſtab.“ 

Dieſe notwendige Schlußfolgerung aus dem Wortlaut des 
988 EVO. habe ich bereits in ZW. 1924, 533 gezogen. Schon früher 
wurde dieſe Anſicht von Reinhold in JW. 1923, 448 und von 
mir in der „Deutſchen Verſicherungspreſſe“ 1923 S. 363 vertreten. 

Die Rechtſprechung des I. Senats des RG. ließ bisher die 
Eiſenbahn nur vom Geſichtspunkt des Verzuges aus für die Geld- 
entrvertung aufkommen (vgl. E. vom 3. März 1924 — 1 280/23 — 
in V. R. R. 24/ Sp. 222 und E. v. 7. Mai 19214 — J 449/23 — in 
V. R. R. 24/ Sp. 273). 

Ein neueres Urteil des I. Zivilſenats vom 18. Juni 1924 — 
1 474/23 — läßt erkennen, daß ſich der I. Senat wenigſtens auf 
dem Wege zu einem richtigen Ergebnis befindet. Es heißt in 
dem Urt. u. a.: 

„Der von der Reviſion angeregte Gedanke, eine Auf⸗ 
wertung aus dem Geſichtspunkt der Entwertung der deutſchen 
Valuta ſchlechthin unter dem Einſatz des Kurſes des Auf 
gabetages vorzunehmen, iſt abzulehnen; denn damals (am 
21. Dez. 1918) war die Entwertung der deutſchen Papier⸗ 
mark noch keineswegs fotveit fortgeſchritten, daß ihr wirt⸗ 
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ſchaftlich der Währungscharakter abgeſprochen werden könnte. 
Vielmehr iſt die Geldentwertung hier nur ſoweit zu berück⸗ 
ſichtigen, als ein Verzug in Betracht kommt.“ 

Daraus geht ohne weiteres hervor, daß nach der Anſicht des 
I. Senats zur Ermittlung der Höhe der Erjagpilicht der Eiſenbahn, 
wenn der Verfall der deutſchen Währung ſchon weiter fortge⸗ 
ſchritten geweſen wäre, ſo daß ihr auch nach Anſicht des I. Senats 
der Währungscharakter abgeſprochen werden mußte, der Kurs des 
Aufgabetages maßgebend iſt. Die Begründung des RO. iſt offenbar 
ein mißglückter Verſuch, entweder haben wir es mit Goldmark zu 
tun, oder mit Papiermark, die nur an Hand einer ſtabilen Währung 
als Wertmeſſer anzusprechen iſt. Ein Zwiſchending iſt unmöglich! 

Im Gegenſatz zum I. Senat ijt der VI. Zivilſenat des RG. 
in einer E. v. 3. Juni 1924 — VI 900/23 — zu einem richtigen 
Ergebnis gekommen (vgl. VRR. 24/337 und Jur. Rundſchau (Bei⸗ 
lage der Zeitſchrift für Verſicherungsweſen) 1924, 12). Das RG. 
geht in dieſem Urteil von der Erkenntnis, daß „der Satz Mark 
ſei Mark ein Unrecht bedeutet und daß es gegen Treu und Glauben 
verſtößt, wenn ein Schuldner ſeine Schuld mit einer zahlenmäßig 
gleichen Summe erheblich entwerteten Papiergeldes begleichen will. 
Auf Verzug des Schuldners kommt es nicht an.“ 

Dabei betont das RG. gleichzeitig, daß das Recht (die Rechts⸗ 
norm) nicht geändert iſt. 

V. d. Leyen bekennt ſich in ſeinen Anmerkungen zu den 
erſtgenannten Urteilen (JW. 24/1187/1189) zur Anſicht des OLG. 
Frankfurt und folgt ſomit dem I. Zivilſenat. Vor allem ſtößt er 
ſich an der Begründung des Hanſ. OL G., daß der Grundſatz 
Mark — Mark außer Kraft geſetzt iſt. Er betont, daß dieſem Grund⸗ 
ſatz Theorie und Praxis noch nicht allgemein folgen. Zur Unter⸗ 
ftügung feiner Anſicht beruft ſich v. d. Leyen auf Fritſch und 
Sperber, die Herausgeber des neuen Rund nagel. Dieſe laſſen 
es in dem Nachtrag S. 215 dahingeſtellt, ob die begrenzten Erſatz⸗ 
anſprüche aus 8 457 HGB. der 3. Steuernot VO. unterliegen. Es 
iſt unverſtändlich, daß v. d. Leyen den Herausgebern des neuen 
Rundnagel auch in dieſem Punkte nicht widerſpricht. Dabei iſt 
zu bemerken, daß gerade die Aufwertungsfrage ſich in dieſem Jahre 
erſt entwickelt hat, daß alſo eine Berufung auf anfangs dieſes 
Jahres vertretene Anſichten nicht immer richtig iſt. 

Dr. W. Claſen, Berlin. 


Aufwertung von Beamtenbeügen. 


Nach Art. 7 der VO. über die 12. Ergänzung des Reichs⸗ 
beſoldungsG. v. 12. Dez. 1923 RGBl. I, 1181 beſteht bei verſpäteter 
Auszahlung von Dienſtbezügen und Verſorgungsbezügen an Beamte, 
Angeſtellte und Arbeiter des Reichs, der Länder, Gemeinden und 
ſonſtiger öffentlichen Körperſchaften kein Anſpruch auf Verzinſung 
und Schadenserſatz. Die VD. hat rückwirkende Kraft. Es fragt ſich, 
ob mit dieſer Beſtimmung auch die Aufwertung ausgeſchloſſen iſt 
und bejahendenfalls, ob die Beſtimmung gültig iſt. 

1. Dem Wortlaut nach trifft die VD. die Aufwertung nicht. 
Mit der Aufwertung verlangt der Gläubiger nicht Schadenserſatz 
wegen Verzögerung der Leiſtung, ſondern die Leiſtung ſelbſt, wie ſie 
ihm nach Treu und Glauben zuſteht; fie ſteht ihm ja auch unab⸗ 
hängig vom Verzug des Schuldners zu, alſo auch dann, wenn er 
keinen Anſpruch auf Schadenserſatz hat. Für Beamte verlangt die 
Rückſicht auf die Billigkeit eine Aufwertung in beſonderem Maße. 
Denn die Bezüge der Beamten ſind dazu beſtimmt, ihnen einen an⸗ 
gemeſſenen Lebensunterhalt zu gewährleiſten, und wurden demgemäß 
während der Inflationszeit nach der Kaufkraft zur Zeit der Fallig⸗ 
keit bemeſſen; dies war für die Teuerungszuſchläge durch das 
Reichsbeſoldungsc. ſogar beſonders vorgeſchrieben. Bei den Beam⸗ 
tenbezügen gehörte alſo in beſonderem Maße die zur Zeit der Fällig- 
keit vorhandene Kaufkraft des Geldes zum Inhalt der Leiſtung. Ein 
Sinken der Kaufkraft bei verzögerter Auszahlung bedeutete alſo nicht 
einen Schaden, der neben der geſchuldeten Leiſtung erwuchs, ſondern 
daß die urſprünglich geſchuldete Summe nur noch ein Teil der ge⸗ 
ſchuldeten Leiſtung war. Da aber die VO. dem Beamten nur das 
Recht auf Schadenserſatz nimmt, nicht aber das Recht auf die ihm 
zuſtehende Leiſtung, ſo berührt ſie die Aufwertung nicht 1). Völlig be⸗ 
weiſend iſt dieſe Darlegung allerdings nicht, weil der Sprachgebrauch 
die Entwertung einer geſchuldeten Summe vielfach ungenau als 
„Geldentwertungsſchaden“ und die Verpflichtung des Schuldners zur 
Aufwertung als Verpflichtung zum Erſatz des Geldentwertungs⸗ 
ſchadens bezeichnet. 

Für meine Auslegung ſpricht aber weiter die Gleichſtellung 

des Schadenserſatzanſpruchs mit dem Anſpruch auf Zinſen, alſo 
mit einem Anſpruch, der dem Gläubiger eine Entſchädigung dafür 
gewährt, daß er die ihm geſchuldete Leiſtung nicht bei Fälligkeit er⸗ 
hält, nicht etwa dafür, daß er eine geringere als die ihm gebührende 
Leiſtung erhält. 
Gegen die Auslegung ſpricht andererſeits, daß die VO., wenn 
ſie nur den Anſpruch auf Zinſen und auf Erſatz des trotz Aufwertung 
des geſchuldeten Betrages entſtehenden Schadens ausſchließt, nur eine 
geringere praktiſche Bedeutung hätte. 


9) Ebenſo die nach Hingabe des Aufſatzes zum Druck veröffent⸗ 
lichte RcſEntſch. v. 29. Okt. 1924, JW. 1925, 54 11. 
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2. a) Bedeutet die VO. den Ausſchluß der Aufwertung, ſo iſt 
ſie ungültig, weil ſie gegen die guten Sitten verſtößt (ſo auch 
Bendix, Neuere Geſetzgebung wider Treu und Glauben, DIE. 
1924, 864 und die dort angezogene Entſch. des LG. Berlin). 

Die Frage, ob die Gerichte die Anwendung eines Geſetzes wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten verweigern konnen, wird vom RG. 
107, 376 als ſtreitig bezeichnet. Sie iſt zu bejahen. Gerade in der 
heutigen Zeit, wo der Geſetzgeber ſich vieljach ausſchließlich von 
Zweckmäßigkeitsgründen, insbeſ. dem fiskaliſchen Intereſſe, anſtatt 
vom Gerechtigteitsſinn leiten laßt, bedarf das Volk einer Stelle, 
welche es als unbedingten Hüter der Gerechtigkeit, auch gegenüber 
dem Geſetzgeber, anſehen kann. Daß es ſittenwidrig iſt, den Be⸗ 
amten, Angeſtellten und Arbeitern öffentlicher Körperſchaften ihr 
Recht auf ihre bereits verdienten zur Beſtreitung des Lebensunter⸗ 
halts eben ausreichenden Bezüge nachträglich zu nehmen, iſt zweijel⸗ 
los. Daß der Privatmann, der ſeinen Gläubiger mit einem ent⸗ 
werteten Papiermarkbetrage abſpeiſen will, damit gegen Treu und 
Glauben verſtößt, iſt von der Rechtſprechung allgemein anerkannt. 
Dann iſt es aber ein noch viel größerer Verſtoß gegen Treu und 
Glauben, wenn das Reich ſich durch eine nachträgliche VO. ſeinen 
Verpflichtungen gegenüber ſeinen Beamten durch Beſeitigung 
des Rechts auf Aufwertung entzieht, da der Lebensunterhalt 
der Beamten davon abhängt, daß ſie die volle Kaufkraft ihrer Be⸗ 
züge erhalten. Gegenüber den Angeſtellten und Arbeitern liegt darin 
ein direkter Vertragsbruch (vgl. Baum, Der Geſetzgeber als Tarif⸗ 
koutrahent; JW. 1924, 1010); gegenüber den Beamten liegt zwar 
mangels Vorliegen eines Vertragsverhältniſſes kein Vertragsbruch 
vor, aber ein moraliſch mindeſtens ebenſo verwerflicher Vertrauens- 
bruch. Daß dieſe Schädigung der Beamten dem fiskaliſchen Intereſſe 
des Reichs dient und injofern der Allgemeinheit zugute kommt, äu⸗ 
dert nichts an der Sittenwidrigkeit des Vorgehens. Auch eine öffent⸗ 
liche Körperſchaft hat nicht das Recht, die Intereſſen ihres Gemein- 
weſens durch rückſichtsloſe Schädigung anderer Beteiligter zu fördern 
(Baum, a. a. O., RG. 107, 206). Ebenſo verſtoßen die Lander, 
Gemeinden und ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften, für welche die 
BD. gilt, gegen die guten Sitten, wenn fie ſich auf dieſe VO. berufen. 

b) Die Beſtimmung über die Beſeitigung des Rechts auf Auf⸗ 
wertung wäre ferner, ſoweit ſie ſich auf die Beamten bezieht, un⸗ 
gültig, weil ſie gegen Art. 129 RVerf. verſtößt, der die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamten für unverletzlich erklärt (ebenſo Bendix, 
a. a. O., Kaufmann, JW. 1924, 1036). Zu den, wohlerworbenen 
Rechten gehört das volle Stellendienſteinkommen (RS. 104, 104, be⸗ 
ſtätigt RG. JW. 1924, 1872). Das Stellendienſteinkommen beſteht 
aber nach obigem nicht in der zur Zeit der Fälligkeit geſchuldeten 
Summe ohne Rückſicht auf ihren Wert zur Zeit der Zahlung, ſondern 
in der Kaufkraft der Summe zur Zeit der Falligkeit. Die Zahlung 
einer entwerteten Summe bedeutet alſo die Zahlung nur eines 
Teiles des Dienſteinkommens. 8 

Das RG. hat freilich in der oben erwähnten Entſch. v. 1. Juli 
1924 einem Beamten den Anſpruch auf Verzinſung auf Grund der 
VO. aberkannt und nebenbei auch zum Ausdruck gebracht, daß die 
VO. auch inſoweit gültig ſei, als fie den Anſpruch auf Schadens- 
erſatz beſeitige. Die Entſcheidung hält zwar den Gehaltsanſpruch 
ſelbſt für ein wohlerworbenes Recht des Beamten, dagegen nicht die 
Anſprüche auf Verzinſung und Schadenserſatz wegen Verzugs, weil 
dieſe Anſprüche nicht ſpeziell Beamtenrechte ſeien, ſondern allgemeine 
Rechte, die jedem Gläubiger einer Forderung zuſtünden. Ich halte 
dieſe Begründung nicht für ſtichhaltig. Das Recht des Beamten auf 
Gehalt wird auch dadurch beeinträchtigt, daß ihm eine Kraft go⸗ 
nommen wird, die an ſich jeder Forderung innewohnt, nämlich die 
Kraft, bei Verzug ein Recht auf Zinſen und Schadenserſatz zu er⸗ 
zeugen. Mit demſelben Recht, wie man dies verneint, könnte man 
verneinen, daß eine Beſtimmung, welche geſtattet, den Beamten ihr 
Gehalt längere Zeit nach der Fälligkeit zu zahlen, eine Verletzung 
eines Beamtenrechts wäre, da nicht nur der Beamte, ſondern leber 
Gläubiger einen Anſpruch darauf hat, daß ihm bei Fälligkeit gezahlt 
wird. Keinesfalls aber paßt die Begründung des NO. auf die Ver ⸗ 
ſagung des Rechts auf Aufwertung. Denn das Recht auf Aufwertung 
bedeutet nicht etwa ein Recht, das dem Beamten neben ſeinem Recht 
auf Gehalt zuſteht, ſondern gehört, wie oben dargelegt, zum Inhalt 
dieſes Rechts. Das Recht auf Gehalt, auf das volle Stellendienſt 
einkommen, iſt nicht das Recht auf die Papiermarkſumme, die zur 
Zeit der Fälligkeit geſchuldet wird, ſondern aut den Wert, welchen 
dieſe Papiermarkſumme zur Zeit der Fälligkeit hat. Da die obige 
RGG.⸗Entſch. den Anſpruch auf das volle Stellendienſteinkommen 
ausdrücklich als wohlerworbenes, unverletzliches Beamtenrecht bezeich⸗ 
net, ergibt ſie, daß dem Beamten ſelbſt entgegen der beſprochenen VO. 


i 1 K t ufteht. 
ein Recht auf Aufwertung zuſt 11 Dr. Reinhold, Dusseldorf. 


Am ſatzſteuerpflicht des Einfuhr-Kommiſſtonärs. 


Bekanntlich iſt der Einfuhrkommiſſtonär der Verkaufskommiſſio⸗ 
när für ausländiſche Firmen. In den letzten Jahren beſtand auf 
Grund der Rechtſprechung des Rh. kein Zweifel mehr darüber, 
daß dieſer für die Umſatzſteuer als Zwiſchenhändler gilt. Als 
ſolcher war er auf Grund des Zwiſchenhandelprivilegs nach 8 7 


UmjSt®. von der Umſatzſteuer auch hinſichtlich feiner Proviſion be⸗ 
freit, wenn die Ware nicht durch feine Hand ging, er alſo nicht 
unmittelbar den Beſitz auf ſeine Abnehmer übertrug. Er war aber 
auch ferner im gleichen Umfange von der Umſatzſteuer befreit, wenn 
er ſich auf das Import⸗Privileg nach 8 2 Nr. 1 UStG. berufen 
konnte. Das Importprivileg kam ihm zugute, weil die von ihm 
im eigenen Namen getätigte Weiterveräußerung der von ſeinem aus⸗ 
ländiſchen Kommittenten bezogenen Ware erſte Umſätze eingeführter 
Gegenſtände im Inland darſtellten, vorausgeſetzt, daß dieſe Umſatze 
außerhalb des Kleinhandels erfolgten, daß ferner die Gegenſtände 
nicht etwa vom Steuerpflichtigen eine Bearbeitung erfuhren, die 
ſie zu anderen Gegenſtänden machte, als die eingeführten, und 
endlich, daß die über die Sicherſtellung der Herkunft und der Be⸗ 
ſtimmung der Gegenſtände getroffenen Vorſchriften innegehalten 
wurden. 

Mit feinem Erlaß v. 2. Aug. 1924 (III U 5402) erklärt das 
RF M. nun die Anwendung des Importprivilegs auf den Einfuhr⸗ 
kommiſſionär für unzuläſſig. 

In dieſem Erlaß ſtellt das RF M. feſt, daß, ſoweit der Ein⸗ 
fuhrkommiſſionär feine Steuerfreiheit auf § 7 des UStG. ſtltzen 
kann, eine Umſatzſteuerpflicht der Proviſion nicht in Frage kommt, 
ſoweit er aber die Steuerfreiheit nicht auf dieſen § 7 des UStG., 
ſondern auf 8 2 Nr. 1 USt. ſtützt, folgende Rechtslage gelte: 
Nach § 11 81 AusfBeſt. UStG. gelten für ſteuerfreie Umſätze i. S. 
$2 Nr. I Au. B UStG. nur Lieferungen, nicht auch Leiſtungen. 
Wenn ſchon die Übernahme von Gegenſtänden in Kommiſſion nicht 
als ſteuerpflichtige, ſondern als ſteuerfreie Einfuhr gilt, ſo bleibt 
doch für die auf die Übernahme folgende Vermittlertätigkeit des Kom⸗ 
miſſionärs und für die dafür vereinnahmte Proviſion die Umſatz⸗ 
ſteuerpflicht beſtehen. 

Das RF M. will alſo den Kommiſſionär hinſichtlich der von 
ihm verdienten Proviſionen verſchieden ſtellen in den Fällen, wo 
es ſich einmal um Geltendmachung des Zwiſchenhandelsprivilegs 
nach 87 UStG. und das andere Mal um die Geltendmachung des 
Importprivilegs gemäß § 2 UStG. handelt, indem es davon aus⸗ 
geht, daß das Import⸗Privileg gemäß 8 11 BI AusfBeſt. von einer 
Lieferung abhängig gemacht iſt, unter Ausſchluß von Leiſtungen. 
Als Leiſtung in dieſem Sinne ſieht das RF M. die auf. die über⸗ 
nahme folgende Vermittlertätigkeit des Kommiſſionärs an, für die 
ſeine verdiente Proviſion das Entgelt darſtellen ſoll. 

Dieſe Betrachtungsweiſe des Kommiſſionsgeſchäftes iſt zwar 
nach handelsrechtlichen Grundſätzen richtig; denn danach iſt der 
Kommiſſionär als eine Perſönlichkeit gedacht, die dem Kommitten⸗ 
ten Dienſte leiſtet, ſo daß das Kommiſſionsgeſchäft ſich bürgerlich⸗ 
rechtlich betrachtet als eine Abart des Werkvertrages darſtellt. Dieſe 
Betrachtungsweiſe iſt aber, wie der Rc. bereits in feinem Gut⸗ 
achten vom 11. 2. 1921 (Bd. 4, S. 316) ausgeführt hat, in um⸗ 
ſatzſteuerlicher Beziehung unrichtig, weil fie „der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung und der wirtſchaftlichen Geſtaltung des Kommiſſionsge⸗ 
ſchäftes, die für die Handhabung des UStG. in erſter Linie maß⸗ 
gebend ſind“, nicht gerecht wird. 

Es mag genügen, feſtzuſtellen, daß die Gründe, die den RF. 
bewogen haben, in ſeinem Gutachten auszusprechen: 

„Wenn der Kommiſſionär wegen Lieferung der Sache nach 87 
UStG. umſatzſteuerfrei iſt, weil er nicht den unmittelbaren Beſitz 
daran übertragen hat, unterliegt auch ſeine Proviſion nicht der Um⸗ 
ſatzſteuer,“ 
ohne weiteres den allgemeinen Satz zulaſſen: 

„Der Kommiſſionär ſoll ſteuerlich nicht ſchlechter ſtehen als der 
Eigenhändler,“ 
und weiter den Satz: 

„Iſt die Lieferung einer Sache ſeitens des Kommiſſionärs aus 
irgendeinem Grunde umfapfteuerfrei, fo unterliegt auch ſeine Pro⸗ 
viſton nicht der Umſatzſteuer.“ 

Dieſen Schluß hat der RYH. denn auch folgerichtig in ſeinem 
Urt. v. 17. 5. 21 (Bb. 6 S. 6) gezogen, indem er bei der Entſch. 
des dort zur Beurteilung vorliegenden Falles unter Bezugnahme auf 
das Gutachten v. 11. 2. 21 ſagt: „Aus dieſem (dem Gutachten) 
geht auch hervor, daß ſolchenfalls (8 7 UStG.) die Proviſion aus 
dem Entgelte nicht abgeſpalten und beſonders verſteuert werden 
Tann. Dasſelbe muß gelten, wenn die Steuerpflichtige als Ver⸗ 
kaufskommiſſionärin zwar den unmittelbaren Beſitz an den einge⸗ 
führten Gegenſtänden ihren Abnehmern übertrug, aber dieſe Um⸗ 
füge nach § 2 Nr. 1 UStG. wie vorſtehend dargelegt, umſatzſteuer⸗ 
frei ſein ſollten.“ 

Wie das RFin Min. gegenüber dieſen klaren und wohlbegründeten 
Leitſätzen des Ri. jetzt mit einem Male wieder auf ein umſatzſtener⸗ 
pflichtiges Entgelt des Einfuhrkommiſſionärs für ſeine bei der Ab⸗ 
wicklung des Kommiſſionsgeſchäftes bewirkte Leiſtung zurückkommen 
kann, iſt ſchlechterdings unberſtändlich. Es gibt beim Kommiſſions⸗ 
geſchäft keine Leiſtung i. S. UStG., für die der Kommiſſionär vom 
Kommittenten ein Entgelt erhält. Die Anſicht des Rin Min. wird 
fie 75 gegenüber der Rechtſprechung des Rh. nicht ſtandhalten 
önnen. 

N Einſtweilen bleibt den Betroffenen daher nichts übrig, als alle 
ihnen in der RAD, gegebenen Rechtsmittel anzuwenden, um ſich 
gegen die unberechtigten Anſprüche des Fiskus zu wehren. 

Wer etwa bereits für September Beträge an Umſatzſteuer für 
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die bisher nicht verſteuerten Proviſionen abgeführt hat, wird die Er⸗ 
ſtattung dieſer Beträge unverzüglich beankragen und einen ableh⸗ 
nenden Beſcheid des Fin A. mit der Rechtsbeſchwerde anfechten müſſen. 

Weſſen Vorauszahlungen vom Finanzamt, weil er wie bisher 
die Provifionen als umſatzſteuerfrei abgeſetzt hat, anderweitig feſt⸗ 
geſetzt werden, wird hiergegen Einſpruch einlegen müſſen. 

Schließlich kann derjenige, von dem das Fin A. unter Straf⸗ 
androhung die Abgabe einer Voranmeldung über die abgeſetzten Be⸗ 
träge verlangt, eine ſolche Anordnung ebenfalls im Wege der 
Rechtsbeſchwerde anfechten und ihre Befolgung unter Angabe der 
Gründe verweigern. 

Auf alle Fälle empfiehlt es ſich, wenn das Fin A. zur Zahlung 
von Steuern auffordert, zwecks Vermeidung der Verzugszuſchläge die 
einſtweilige Stundung dieſer Beträge bis zur Entſcheidung über das 
eingelegte Rechtsmittel zu beantragen. 

Landrichter a. D. RA. M. R. Schmerler, Hamburg. 


Toslöſung der Geldentmertung vom Zahlungs verzuge. 


Ein Poſten Ware iſt im März 1923 geliefert. Die Rechnung 
iſt mitgeſandt, eine ausdrückliche Mahnung iſt aber erſt im Juli 1923 
erfolgt. Die Summe wird unter Berückſichtigung der Geldentwertung 
eingeklagt. Faßt man die Geldentwertung als Verzugsſchaden auf, 
dann iſt der Juli 1923 zugrunde zulegen. Der Dollar hat im Juli 
1923 7—50 mal fo hoch geſtanden wie im März. Der Schuldner 
braucht deshalb als Verzugsſchaden nur einen geringen Bruchteil 
des Geldwertes zu zahlen, der im März zu entrichten geweſen wäre. 
Hat er wie hier die Ware im März erhalten, ſo empfängt er ſie trotz 
Aufwertung zu einem möglichſt niedrigen Preiſe. Wäre nicht der 
Beſteller mit ſeiner Zahlung im Verzuge, ſondern der Veräußerer 
mit ſeiner Lieferung, ſo wäre die Rechtslage die folgende: Er könnte 
trotz ſeines Verzuges Aufwertung verlangen. In der Rechtſprechung 
hat es ſich allmählich als Grundſatz durchgeſetzt, daß dieſe Aufwertung 
bis auf einen nicht erheblichen Bruchteil an den Tagespreis der 
Ware zur Zeit der Urteilsfällung heranreicht. Der Verkäufer würde 
alſo, wenn er im Verzuge wäre, annähernd dieſen Tagespreis ver⸗ 
langen können. Iſt er aber nicht mit der Lieferung im Verzuge, ſondern 
iſt der Beſteller ſeit Juli 1923 mit der Zahlung im Verzuge, ſo 
erhält er, wie wir oben geſehen haben, viel weniger. Dieſes Ergebnis 
ändert ſich auch nicht, wenn ſtatt der Goldmarkberechnung die Index⸗ 
ziffern zugrunde gelegt werden. Mithin ſteht der pünktliche Lieferer 
ſich hier ſchlechter als der ſäumige. Ein unmögliches Ergebnis. 

Man ſchaltet dieſes aus, wenn die Geldentwertung vom Verzuge 
losgelöſt wird. Ebenſowenig wie der Verzug des Lieferungspflichtigen 
die Aufwertung ausſchließt, wird die Aufwertung durch den Verzug 
des Zahlungspflichtigen bedingt. In beiden Fällen beruht die Auf⸗ 
wertung auf Treu und Glauben und 8 242 BGB. Man ſpricht des⸗ 
halb beſſer überhaupt nicht von Geldentwertungsſchaden, ſondern nur 
von Aufwertung. In unſerem Falle muß der Zahlungspflichtige 
mit Rückſicht auf Treu und Glauben den bei Fälligkeit im März 1923 
zu bezahlenden Geldwert entrichten und nicht den bei Eintritt des 
Verzuges im Juli 1923 beſtehenden. 

Das OLG. Naumburg, JW. 1924, 1192, hat ſich bereits für dieſe 
Loslöſung der Geldentwertung vom Zahlungsverzuge ausgeſprochen. 
Es iſt zu hoffen, daß der Geldentwerkungsſchaden bald gänzlich ver⸗ 
ſchwindet, ſoweit er als rechtliche Stütze für die Aufwertung verwandt 
wird. Notwendig ſind die Verzugsvorſchriften überall dort, wo 
neben der Geldentwertung weiterer „Schaden“ entſtanden iſt, der 
über die vorzunehmende Aufwertung hinausgeht. 


RA. Walter Proskauer, Göttingen. 


Goldmarkbilanz und Netriebsrat. (Bann die Betriebs- 

vertretung vom Unternehmer die Vorlage und Grlänte- 

rung der auf Grund der B. aufgeſtellten Goldmark ⸗ 
bilanz verlangen?) 


Nach 8 72 des Betrgch. iſt der Betriebsrat bererhtigt, in Be⸗ 
trieben, deren Arbeitnehmerzahl eine beſtimmte Höhe er⸗ 
reicht, zu verlangen, daß der zuſtändigen Arbeitnehmervertretung eine 
Betriebsbilanz und eine Betriebsgewinn⸗ und Verluſtrechnung für 
das verfloſſene Geſchäftsjahr ſpäteſtens 6 Monate nach Ablauf des 
Geſchäftsjahres zur Einſichtnahme vorgelegt und erläutert wird. Die 
BD. über die Goldbilanzen ſelbſt enthält keine Beſtimmungen in dieſer 
Hinſicht. Wenn auch in § 8 der BD. gefagt iſt, daß auf die in Goldmark 
aufzuſtellenden Bilanzen grundſätzlich „die allgemeinen nach dem Ge⸗ 
ſetz oder der Satzung geltenden Vorſchriften Anwendung finden“, ſo 
iſt damit lediglich gemeint, daß die nach der VO. aufzuftellenden Golb⸗ 
markbilanzen grundſätzlich in derſelben Weiſe aufzuſtellen ſind, als 
es bisher für die Bilanzaufſtellung vorgeſchrieben war 1). Nicht etwa 
ift aus dieſer Vorſchrift zu ſchließen, daß ohne weiteres Sonder⸗ 
beſtimmungen, wie ſie das BetrRöß. und BetrBilG. enthalten, 
nun auf Grund der VO. auch auf alle Bilanzen Anwendung finden 
ſollen, für die dieſe Sondervorſchriften an ſich nicht gelten. Will man 
alſo feſtſtellen, ob die Betriebsvertretung berechtigt iſt, die Vorlage 


) Vgl. Pinner JW. 1924, 1085. 
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der Goldmarkbilanz zu verlangen, fo ift zu prüfen, ob nach 8 72 
Betr RG. und dem dazu ergangenen Ausfch. die Vorlage gefordert 
werden kann, d. h. ob die auf Grund der Gold Bil Vo. aufzuſtellende 
Bilanz eine Bilanz i. S. § 72 des BetrNi®. iſt. 88 1 und 2 der Gold⸗ 
Bil Vo. unterſcheidet in der üblichen Weiſe zwiſchen der Eröffnungs- 
bilanz und der Jahres bilanz. 

In 8 72 des Betr. iſt nun lediglich von der Jahresbilanz 
die Rede, da es dort heißt, daß die Vorlage und Erläuterung verlangt 
werden kann einer „Betriebsbilanz .. für das verfloſſe nne Ge⸗ 
ſchäftsjahr“. Eine Vorſchrift über die Vorlegung der 
Eröffnungsbilanz fehlt. Bei dem Charakter des Betr. 
als eines Kompromißgeſetzes, der beſonders in § 72 ausgeſprochen 
hervortritt, iſt eine erweiternde Auslegung nicht am Platze. Der 
872 und das dazugehörige VBetrBil®. können lediglich nach ihrem 
Wortlaut ausgelegt werden 2). Aus dieſem ergibt ſich aber lediglich 
die Pflicht zur Vorlegung der Jahresbilanz. Es folgt alſo daraus, 
daß die Vorlage und Erläuterung der Goldmarkeröffnungs bilanz 
von der Arbeitnehmervertretung niemals verlangt werden kann. 

Anders ſteht es mit der in Goldmark aufzuſtellenden Jahres⸗ 
bilanz. Hier erſcheint die Vorlage» und Erläuterungspflicht gegeben, 
ſoſern die ſonſtigen Vorausſetzungen des 8 72 vorliegen. Denn das 
BerBil®. beſtimmt in 8 1, daß es ſich bei der vorzulegenden Jahres- 
bilanz um eine nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften auf⸗ 
geſtellte Bilanz handelt. Aber eben gerade auf den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften beruht die nunmehr in Goldmark aufzuſtellende Jahresbilanz. 

Eine Beſonderheit gilt für Aktiengeſellſchaften: Nach 
813 der VO. haben die Mitglieder des Aufſichtsrats die 
Eröffnungsbilanz und den Hergang der Umſtellung zu prüfen und über 
die Prüfung der Generalverſammlung ſchriftlich Bericht zu erſtatten. 
Soweit nun auf Grund des Geſetzes über die Entſendung von Bes 
triebsratsmitgliedern in den Aufſichtsrat, Betriebsvertreter in den 
Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft delegiert find, erhebt ſich die Frage, 
ob auch fie berechtigt und verpflichtet find, die Prüfung der Er⸗ 
öffnungsbilang und des Herganges der Umſtellung auf Goldmark vor» 
zunehmen. Die Entſcheidung der Frage hängt davon ab, welche Stellung 
man den Betriebsvertretern im Aufſichtsrat zuſpricht, d. h. ob man 
fie rechtlich ebenſo zu behandeln hat wie die von der Geſellſchaft ge- 
wählten Aufſichtsratsmitglieder. Dieſe Frage iſt in Literatur und 
Rechtſprechung umſtritten. Die herrſchende Meinung) meint, daß 
hrundjäglich die Betriebsvertreter im Aufſichtsrat die gleichen Rechte 
haben wie die gewählten Aufſichtsratsmitglieder. Nimmt man dies 
mit der herrſchenden Meinung an, ſo müſſen ſie auch ihrerſeits den 
Umſtellungsvorgang und die Eröffnungsbilanz prüfen und darüber 
ſchriftlich berichten. Ob die Rätemitglieder dieſer Aufgabe gewachſen 
ſein werden, iſt eine beſondere Frage, deren Prüfung neue Zweifel 
an der Richtigkeit der herrſchenden Meinung über die rechtliche Stel⸗ 
lung der Betriebsratsmitglieder im Aufſichtsrat aufkommen läßt. Sind 
die Rätemitglieder derartigen Aufgaben aber nicht gewachſen, ſo ſollte 
man auch nicht, ſofern nicht ein ganz klarer Geſetzeswortlaut dazu 
zwingt, fie mit derartigen Aufgaben belaſten. Auch Mylord (vgl. 
Anm. 3) iſt der Meinung, daß das Nätemitgfied „praktiſch kauf⸗ 
männiſch weniger geſchult iſt“, zieht aber daraus die eigenartige 
Konſequenz, daß man ihm umſomehr ein volles Recht auf die 
Beteiligung an der Geſchäftsführung des Aufſichtsrats zubilligen müſſe. 
Bedeutet es doch für die Wirtſchaft eine vom Geſetzgeber ſicher nicht 
gewünſchte Belaſtung, wenn das Maß der Beteiligung an der Leitung 
eines Unternehmens im umgekehrten Verhältnis ſtehen ſoll zu den 
praktiſchen Fertigkeiten. 

Dr. Rudolf Golm, Berlin. 


Der Zeitpunkt des Zuſtandekommens eines 
Zwangstarifvertrages ). 


In einer gutachtlichen Außerung v. 10. Auguſt 1921 (IVA 
3968 im Reichsarbeitsblatt 1921, Nr. 23, Seite 807) hat der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter folgende Auffaſſung vertreten: 

„Als Tag des Tarifabſchluſſes iſt aber, wenn dieſer 
durch einen für verbindlich erklärten Schiedsſpruch eines 
Schlichtungsausſchuſſes zuſtande kommt, nach der ſtändig 
von mir vertretenen Auffaſſung mangels anderweiter Zeit⸗ 
beſtimmung im Spruch ſelbſt der Tag anzuſehen, an dem 
der Schiedsſpruch ergangen iſt, da die Verbindlichkeitserklä⸗ 
rung nur die Zuſtimmung der ablehnenden Partei zu dem 
den Vertragsabſchluß vorſchlagenden Schiedsſpruch erſetzt 
und nicht etwa ſelbſt einen Zwangstarif feſtſetzen will.“ 

Die Begründung, die der Reichsarbeitsminiſter zu dieſer Auf- 
ſaſſung gibt, iſt nicht ſtichhaltig. Da nach der herrſchenden Lehre und 
Rechtſprechung ein Zwangstarifvertrag trotz ſeines Zuſtandekommens 


) Vgl. Göppert in NZArbR. 1921, Heft 3, Sp. 116. 
„) Vgl. RE. ZW. 1924, 1145 nebſt Anm. von Mylord, 
eig, Komm. zum Aufſichtsrätegeſetz Anm. 1 zu 83, Derſch, 
Komm. Anm 1 zu 83, Sam ſon, Komm. Anm. 15 zu 83; ab⸗ 
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gegen den Willen der einen Vertragspartei doch ein Vertrag iſt, ſo 
ſind auch die Regeln des BGB. über das Zuſtandekommen eines 
Vertrages auf den Tarifvertrag (TV.) anzuwenden. Der Schieds⸗ 
ſpruch bedeutet nun aber lediglich einen unverbindlichen Vorſchlag. 
Zum Zuſtandekommen des TV. bedarf es alſo trotzdem noch einer 
hierauf gerichteten Willenserklärung jeder Partei. Nehmen beide 
Parteien den Schiedsſpruch an, ſo iſt damit dem Erfordernis der 
Einigung mittels übereinſtimmender Willenserklärungen genügt und 
der TV. zuſtande gekommen, und zwar in dem Augenblick, in dem 
die letzte erforderliche Annahmeerklärung dem Schlichtungsausſchuß 
zugeht. Die zuerſt eingehende Annahmeerklärung ſtellt ſomit das 
„Angebot“ im Sinne des bürgerlichen Rechts dar, die zuletzt ein⸗ 
gehende die Annahme dieſes Angebots. 

An dieſem Ergebnis ändert ſich nichts, wenn der TV. nicht 
durch Einigung der Parteien, ſondern durch Verbindlichkeitserklä⸗ 
rung zuftande kommt. Derſch (Anm. 7b zu Art. I 8 6 Schlich⸗ 
tungs VO.) bezeichnet zutreffend die Verbindlichkeitserklärung als 
ein öffentlich⸗rechtliches Erſatzgeſchäft, deſſen Wirkungen ſich nach 
den allgemeinen Grundſätzen des Verwaltungsrechts beurteilen. Fur 
das Verwaltungsrecht beſteht jedoch der Grundſatz, daß die Erſatz⸗ 
geſchäfte die gleichen Wirkungen wie die durch ſie erſetzten Geſchäfte 
haben (vgl. Kormann: Syſtem der rechtsgeſchäftl. Staatsakte, 
S. 123). Die Verbindlichkeitserklärung erſetzt aber nach Artikel I 
86 Abſ. 3 Schlichtungs VO. lediglich die Annahmeerklärung der 
ablehnenden Partei, verleiht alſo dem Schiedsſpruch gewiſſermaßen 
erſt mittelbar die bindende Wirkung. Dies kann z. B. von großer 
Bedeutung ſein, wenn die Verbindlichkeitserklärung die Zuſtimmung 
nur einer Partei erſetzen ſoll, während jedoch die Annahmeerklärung 
der anderen Partei, die den Antrag auf Verbindlichkeitserklärung ge⸗ 
ſtellt hat, aus irgendwelchen Gründen nichtig iſt. Erklärt alſo der 
Schlichter oder der Reichsarbeitsminiſter einen Schiedsſpruch für 
verbindlich, ſo erklärt er damit kraft der ihm geſetzlich zuſtehenden 
Befugnis an Stelle der ablehnenden Partei die Annahme des von der 
Gegenſeite durch ihre Zuſtimmungserklärung abgegebenen Angebots 
auf Abſchluß eines TV. mit dem Inhalte des zuvor ergangenen 
Schiedsſpruchs. Damit iſt alſo klargeſtellt, daß auch ein Zwangs TV. 
erſt zuſtande kommt in dem Augenblick, in dem die letzte erforder- 
liche Annahmeerklärung durch die erſetzende Verbindlichkeitserklärung 
erfolgt. Hat keine der Parteien zugeſtimmt, ſo erſetzt die Verbindlich⸗ 
keitserklärung alle fehlenden Annahmeerklärungen, alſo ſowohl An⸗ 
gebot wie Annahme des TV. (Übereinſtimmend Derſch: Anm. 7c, 
Flatow⸗Joachim: Anm. 6 zu Art. I 8 6.) 

Dieſe Feſtſtellung iſt wichtig, denn der Zeitpunkt des Zu⸗ 
ſtandekommens kann in mehrfacher Hinſicht von großer Bedeutung 
ſein: Iſt nämlich für die Dauer des Vertrages im Schiedsſpruch 
nicht ein beſtimmter Endtermin angegeben, ſondern lediglich be⸗ 
ſtimmt, daß die getroffene Regelung für die Dauer eines Jahres 
oder eines ähnlichen Zeitraumes gelten ſolle, ſo beginnt die Gel⸗ 
tungsfriſt mit dem Tage der Verbindlichkeitserklärung. Noch wich⸗ 
tigere Folgerungen ergeben ſich hinſichtlich der Rückwirkung des 
Zwangs TV. auf ſolche Angeſtellte, welche in der Zeit zwiſchen dem 
ben f 155 Schiedsſpruchs und der Verbindlichkeitserklärung ausgeſchie⸗ 
en ſind. 

GerAſſ. Dr. G. Dermitzel, Berlin. 


Müſfen die infolge einer Lebensverſicherung gemäß 8375 

Angeſtellteu-Verſicherungsgelfetz von der eigenen Beitrags- 

leiſtung befreiten Anarſtellten eines an einer Erſatzkaſſe 

beteiliaten Ketriebes mit dem Arbeitgeberbeitraosanteil 

gefehlic bei der Reichsnverſtcherungs anſtalt für Angeſtellte 
oder bei der Erſatzkaſſe verſichert werden? 


Die geſetzliche Verſicherungsfreiheit eines Betriebes der RVerſA. 
gegenüber infolge Beteiligung an einer zugelaffenen Erſatzkaſſe (ge⸗ 
mäß 8373 Abſ. 1 AngVerſch. v. 20. Dez. 1911 bzw. 8 363 AngVerſG. 
v. 28. Mai 1924) erſtreckt ſich auf feine ſämtlichen an ſich geſetzlich 
verſicherungspflichtigen Angeſtellten. Eine geſetzliche Ausnahme be⸗ 
züglich der (gemäß § 390 Ang Versch. v. 20. Dez. 1911 bzw. 8 375 
AngVerfb. v. 28. Mai 1924) von der eigenen Beitragsleiſtung be⸗ 
freiten Angeſtellten des Betriebes mit der Wirkung, daß dieſe Be⸗ 
freiten mit dem Arbeitgeberbeitragsanteil bei der RVerſAl. verſichert 
(halbverſichert) werden müſſen, hat nie beſtanden. Eine ſolche ge⸗ 
ſetzliche Ausnahme zu 8 373 war insbeſondere weder in dem letzten 
Halbſatz des 8 374 Abſ. 1 AngVerf®. v. 20. Dez. 1911 vorgeſchrieben, 
noch iſt fie in dem letzten Halbſatz des § 364 AngVerſch. v. 28. Mai 
1924 enthalten. 

Der bewußte Halbſatz „ſoweit ſie nicht von der eigenen Bei⸗ 
tragsleiſtung befreit find“ ſoll — wie aus dem RTKommBer. über 
den Entwurf eines Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte v. 18. Nov. 
1911 (RT DDruckſ. 1035) S. 1000 erſichtlich iſt — nichts anderes be- 
ſagen als nur: er 

„Soweit verſicherungspflichtige Angeſtellte der an einer Erſatz⸗ 
kaſſe beteiligten Unternehmungen (nach 8 390) von der eigenen Bei⸗ 


1) Es heißt dort: Zu Antrag Nr. 1000, 3 (ſoll heißen 987, 4) 
welcher lautete: „Es wird beantragt, in 8368 Abſ. 1 (des Entwurfs 
— 8374 des Gef.) hinzuzufügen: „ſoweit fie nicht nach § 381 (des 
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tragsleiſtung befreit find, find fie auch der Erſatzkaſſe gegenüber be⸗ 
freit. Sie dürfen daher — ebenſo wie die Angeſtellten einer bei der 
RVerſA. verſicherungspflichtigen Unternehmung — zur Zahlung 
eines Angeſtelltenbeitragsanteiles nicht herangezogen werden“ (vgl. 
auch Bernſtein⸗Kupferberg, Komm. zum AngVerſch., Anm. 4 
zu § 374). 

Der bewußte Halbſatz beſagt nicht: 

„Soweit verſicherungspflichtige Angeſtellte der an einer Erſatz⸗ 
kaſſe beteiligten Unternehmungen (nach § 390) von der eigenen Bei⸗ 
tragsleiſtung befreit ſind, müſſen ſie gesetzlich bei der RVerſA. ver⸗ 
ſichert werden. Die Beſtimmung des § 373 Abſ. 1 Ang VerſG. a. F. 
(= 8 368 n. F.) findet bezüglich dieſer Angeſtellten keine Anwendung.“ 

Bei welchem Verſicherungsträger die von der eigenen Beitrags⸗ 
leiſtung befreiten Angeſtellten einer Erſatzkaſſenmitgliedsunternehmung 
vom Arbeitgeber durch Zahlung des Arbeitgeberbeitragsanteils ver⸗ 
ſichert werden müljen, ergibt ſich klar aus der Beſtimmung des 
8374 Abſ. 1 AngVerſG. (a. F.) = 8 364 (n. F.), daß die an einer 
Erſatzkaſſe beteiligten Unternehmungen ihre „fämtlichen“ an ſich 
verſicherungspflichtigen Angeſtellten bei der Erſatzkaſſe verſichern 
müfjen. Dieſe Beſtimmung erfährt nach der oben mitgeteilten Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers durch den bewußten Halbſatz keine Einſchrän⸗ 
kung, weil der Halbſatz keine Ausnahme dem Vorderſatz gegenüber 
darſtellt, ſondern den fraglichen Angeſtellten nur das Recht auf 
eigene Beitragsfreiheit der Erſatzkaſſe gegenüber einräumen ſollte, das 
die reichsverſicherten Angeſtellten der RVerſA. gegenüber auf Grund 
des 8 390 (a. F.) = 8 375 (n. F.) genießen. 

Die in 8 373 Abſ. 1 a. F. (= 363 n. F.) geregelte geſetzliche 
Verſicherungsfreiheit eines Erſatzkaſſenmitgliedsbetriebes der RVerſA. 
gegenüber kann durch Satzungsbeſtimmungen einer Erſaßkaſſe weder 
eingeſchränkt noch erweitert werden. Das gleiche gilt von der in 
8374 Abſ. 1 (a. F.) 8 364 (n. F.) geregelten geſetzlichen Verſiche⸗ 
rungspflicht eines ErſatzkaſſenMitgliedsbetriebes der Erſatzkaſſe gegen⸗ 
über. Die 88 373 Abſ. 1 und 374 Abſ. 1 Ang VerſG. (a. F.) ſowie 
die 88 363 und 364 Ang VerſG. (n. F.) enthalten zwingendes Recht, 
das eine Abänderung nicht zuläßt. 


Syndikus Ernſt Gregor, Berlin. 


Die UAmſtellung der G. m. b. H.-Anteile. 


Bei der Umſtellung der G. m. b. H. machen vielfach die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über das Weſen des Geſchäftsanteils Schwierig⸗ 
keiten. Zur Aufklärung ſei folgendes hervorgehoben: 

Das Weſen des Geſchäftsanteils verſteht man am beſten, wenn 
man von dem Vorbild des Geſchäftsanteils, der Aktie, ausgeht. Das 
Grundkapital der Akt.⸗Geſ. iſt in Aktien mit beſtimmten Nennbeträgen 
eingeteilt. Der einzelne Aktionär kann den Umfang des Aktienrechts 
nicht willkürlich ändern. Er kann, wenn er mehrere Aktien erwirbt, 
nicht eigenmächtig daraus eine einzige Aktie machen; das wäre eine 
Satzungsänderung, die ohne Zuſtimmung der übrigen Geſellſchafter 
nicht vorgenommen werden kann. Ebenſowenig konnen Mitgeſell⸗ 
ſchafter durch ihren Mehrheitsbeſchluß einen andern Geſellſchafter 
gegen deſſen Willen dazu zwingen, mehrere in ſeinem Beſitz be⸗ 
findliche Aktien zu einer Aktie umzuwandeln. Der einzelne Aktionär 
kann ein wohlbegründetes Intereſſe daran haben, mehrere von⸗ 
einander ſelbſtändige Mitgliedſchaften zu beſitzen. Gegen ſeinen 
Willen können dieſe getrennten Mitgliedſchaften grundſäßlich nicht 
beſeitigt werden. Das gilt auch dann, wenn der Geſamtnennbetrag 
der Aktien gar nicht verändert werden ſoll. Dies ändert ſich natur⸗ 
gemäß im Falle eines Kapitalverluſtes. Sind die Aktien nicht mehr 
voll gedeckt, fo kann unter Umſtänden eine Sanierung durch Herab⸗ 
ſetzung der Nennbeträge, unter den geſetzlichen Vorausſetzungen auch 
durch Verminderung der Zahl der Aktien eintreten. Dieſe Fälle 
bleiben hier unerörtert. Geprüft wird lediglich die Frage der Ver⸗ 
einigung mehrerer Mitgliedſchaften ohne Veränderung des Nenn⸗ 
betrages. 

Was von der Vereinigung der Aktien gilt, gilt auch von der 
Teilung. Kein Aktionär kann eigenmächtig aus einer Aktie mehrere 
machen. Auch dies wäre eine Satzungsänderung, die nur von dem 
oberſten Organ der Geſellſchaft beſchloſſen werden könnte. Das Er⸗ 
gebnis, zu dem wir gelangen, iſt alſo: 

Eine Vereinigung mehrerer Aktien durch Zuſammenzählung 
der Nennbeträge oder die Aufteilung einer Aktie in mehrere Teil⸗ 
aktien ſtellt eine Satzungsänderung dar, die nur von dem oberſten 
Organ der Akt.⸗Geſ. beſchloſſen werden kann; fie bedarf aber außer⸗ 
dem der beſonderen Zuſtimmung des betroffenen Aktionärs, abge⸗ 
ſehen von dem Falle der Sanierung oder ſonſtiger geſetzlich geregelter 
Sonderfälle (Umſtellungsbeſchlüſſe, wo unter Umſtänden eine Tei⸗ 
lung der Aktien nötig wird) ). 


Entwurfs — 390 des Gef.) befreit ſind“, führte ein Antragſteller 
zur Begründung aus: „Die Vorſchrift des 8 381, nach welcher 
einzelne Perſonen befreit werden können, müſſe hier entſprechend 
angewendet werden.“ 

1) 3. B. wenn Aktien verſchiedener Nennbeträge durchweg in 
Aktien über 20 Goldmark umgewandelt werden, ſo daß auf eine 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hat man ſich dieſe Rechtsverhältuiſſe für die Aktiengeſellſchaft 
klar gemacht, ſo verſteht man auch das Weſen des Geſchäftsanteils 
der G. m. b. H. Bei der Gründung der G. m. b. H. erwirbt jeder ein⸗ 
zelne Geſellſchafter einen Geſchäftsanteil nach Maßgabe ſeiner Stamm⸗ 
einlage (vgl. 8 5 und § 14 G. m. b. H.⸗Geſ.). 

Im Gegenſatz zum Aktienrecht verbietet indeſſen das Recht der 
G. m. b. H., daß ein Geſellſchafter von vornherein mehrere Ge⸗ 
ſchäftsanteile übernimmt. Man wollte verhindern, daß die G. m. b. H. 
ähnlichen Charakter wie die AktG. erhalte, und daß ein Geſellſchafter 
von Anfang an über zahlreiche verſchiedene Mitgliedſchaſten ver⸗ 
füge, die dann den Gegenſtand der Veräußerung bilden könnten. 
Durch dieſe Beſtim mung wird nicht verhindert, daß durch Abtretung 
ſich nachträglich mehrere Geſchäftsanteile in der Hand des Geſell⸗ 
ſchafters vereinigen. Sofern nicht im Statut die Abtretung der Ge⸗ 
ſchäftsanteile von der Genehmigung der Geſellſchaft abhängig gemacht 
it (815 Abſ. 5 G. m. b. H.⸗Geſ.), ſteht einem ſolchen Erwerb 
keine Schranke im Wege. Erwirbt ein Geſellſchafter einen neuen 
Geſchäftsanteil, ſo behalten indeſſen die Anteile ihre Selbſtändigkeit. 
Ebenſowenig wie bei der AktG. an der Einteilung des Aktienkapitals 
etwas geändert wird, wenn ein Aktionär mehrere Aktien beſitzt, 
ebenſowenig iſt dies der Fall bei der G. m. b. H. Der Geſellſchafter 
kann aber auch nicht eigenmächtig die Anzahl der Geſchäftsanteile 
dadurch vermehren, daß er einen Teil ſeines Anteils veräußert. Viel⸗ 
mehr bedarf eine derartige Veräußerung der Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchaft. Dieſe Beſtimmung iſt zwingenden Rechtes und kann nicht 
abgeändert werden (vgl. Brodmann, G. m. b. H.⸗Geſ. zu 8 17). 
Wenngleich es für dieſe Genehmigung nicht der Einberufung einer 
förmlichen Geſellſchafterverſammlung bedarf (wie es bei Akt-Geſ., wo 
es ſich um eine Satzungsänderung handelt, notwendig iſt), ſo ſind 
doch gleichwohl dieſe Erklärungen an ſtrenge Formen geknüpft, 
die in der Praxis nicht immer beachtet werden. Die ſchriftliche Ge⸗ 
nehmigung muß die Perſon des Erwerbers und den Betrag genau 
bezeichnen, der von der Stammeinlage des ungeteilten Geſchäfts⸗ 
anteils auf jeden der durch die Teilung entſtehenden Geſchäftsauteile 
entfällt. Nur gewiſſe Erleichterungen find in 8 17 Abſ. 3 vorgejehen. 
Werden Teile von Geſchäftsauteilen an andere Geſellſchafter ver⸗ 
äußert, oder findet eine Erbteilung ſtatt, ſo kann im Geſellſchafts⸗ 
vertrage für dieſe Fälle von der Genehmigungspflicht abgeſehen wer⸗ 
den. Auch bei derartigen Abtretungen halt das Geſetz noch daran 
feſt, daß grundſätzlich eine Perſon nicht mehrere Geſchäftsanteile er⸗ 
werben ſoll. Es darf daher keiner der Geſellſchafter gleichzeitig meh⸗ 
rere Teile ſeines Geſchäftsanteils an einen dritten Erwerber ver⸗ 
äußern, eine recht formaliſtiſche Beſtimmung, die überaus leicht 
umgangen werden kann, da einander folgende Abtretungen nur ſchwer 
daraufhin kontrolliert werden können, ob von Anfang an die Über- 
tragung der mehreren Teile vereinbart worden war oder nicht. 

Unzuläſſig bleibt dagegen, daß ein Geſellſchafter ohne Ver⸗ 
äußerung eine Spaltung des Anteils bewirkt oder eine 
ſolche Spaltung von der G. m. b. H. beſchloſſen wird. Würde man. 
dies zulaſſen, jo wäre das Ziel des 85 Abf. 2 vereitelt. Der Ge⸗ 
ſellſchafter würde dann ohne Eintritt einer Zwiſchenveräußerung 
in den Beſitz mehrerer Geſchäftsanteile gelangen, was grundſätzlich 
vom Geſetze nicht gewollt iſt. Hierin unterſcheidet ſich das Recht 
der G. m. b. H. von der Akt.⸗Geſ. 

Eine weitere Beſtimmung des G. m. b. H.-Geſ., die ſich auf 
die Selbſtändigkeit bzw. Unſelbſtändigkeit der Geſchäftsanteile be⸗ 
zieht, iſt 8 55 Abſ. 3. Hier wird gefagt, daß im Falle einer Ka⸗ 
pitalserhöhung der bisherige Geſellſchafter, der eine neue Einlage 
übernimmt, einen ſelbſtändigen Geſchäftsanteil erwirbt. Im Gegen⸗ 
ſatz zu den Gründungsbeſtimmungen iſt alſo hier dem Geſellſchafter 
geſtattet, neben ſeinem alten Anteil einen neuen Anteil zu erwerben. 

Zuſammenfaſſend kann man daher für das Recht der G. m. b. H. 
folgendes ſagen: 

1. Kein Geſellſchafter darf eigenmächtig den Umfang ſeines 
Geſchäftsanteils ändern. Eine Spaltung in einzelne Teile iſt nur 
im Fall der Teilveräußerung zuläſſig. Auch hier bedarf fie der Zu⸗ 
ſtimmung der Geſellſchaft. Erwirbt ein einzelner Geſellſchafter meh⸗ 
rere Anteile, fo behalten die Anteile ihre Selbſtändigkeit. 

Mit dieſen reichlich verwickelten Verhältniſſen 
hat ſich die Geſellſchaft auseinander zu ſetzen, wenn 
es zur Goldmarkumſtellung kommt. Oft wird es überaus 
ſchwierig ſein, überhaupt feſtzuſtellen, wie ſich die Rechtsverhältniſſe 
bezüglich der einzelnen Geſchäftsanteile entwickelt haben. Selbſt 
wenn dies gelingt, wird man häufig eine Stückelung vorfinden, die 
jeden wirtſchaftlichen Sinn verloren hat, und man wird danach 
ſtreben, dieſe Verhältniſſe zu vereinfachen. Ich wähle ein Beiſpiel: 

Die Geſellſchaft hat ein Papiermarkkapital von 200 000 . 
Urſprünglich haben 4 Anteile über je 50 000 % beſtanden. Heute 
find vorhanden: ein Geſellſchafter A mit einem Geſchäftsanteil über 
50000 /, ein zweiter (B) mit einem Geſchäftsanteil von 25 000 , 
ein dritter (0) mit drei Geſchäftsanteilen von je 50 000, 30 000 und 
25 000 %, und ein vierter (D) mit einem Anteil von 20000 M. 
Die Geſellſchaft weiſt ein Reinvermögen von 100000 Goldmark 
auf. Im Verhältnis von 2 zu 1 ſollen die Nennbeträge herab⸗ 


Aktie im Nenubetrage von 1000 % eine 20⸗Goldmarkaktie entfällt, 
während auf eine Aktie im Nennbetrage von 2000 % zwei Aktien 
kommen. 
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geſetzt werden. Sämtliche Geſellſchafter wünſchen, daß jeder Geſell⸗ 
908 in Zukunft nur einen Geſchäftsanteil beſitzen ſoll, ſo daß 
alſo 

A über 25000 Mark, 

B über 12 500 Mark, 

C über 52 500 Mark, 

D über 10000 Mark 
verfügen ſoll. 

Iſt es möglich, dieſe Vereinfachung vorzunehmen? 

Ich bejahe dies, ſofern ſämtliche Geſellſchafter zuſtimmen. 

Die Beſtimmungen des G. m. b. H.⸗Geſetzes über die Selbſtän⸗ 
digkeit von Geſchäftsanteilen können nicht den Sinn haben, daß es 
den Geſellſchaftern verwehrt ſei, im Wege der Satzungsänderung mit 
Zuſtimmung des betroffenen Geſellſchafters die Vereinigung von 
Geſchäftsanteilen zu beſchließen. Bei der AktG. iſt dies zweifellos 
zuläſſig. Welche Gründe ſollten dem bei der G. m. b. H. entgegen⸗ 
ſtehen? Das G. m. b. H.⸗Geſetz will nicht, daß ein Geſellſchafter 
mehrere Anteile beſitzt. Es entſpricht alſo gerade dem Weſen der 
G. m. b. H., daß mehrere Anteile, die durch Abtretung nachträglich 
an eine Perſon gelangt ſind, zu einem Anteil vereinigt werden. 
Niemand wird hierdurch geſchädigt. Kein öffentliches Intereſſe hin⸗ 
dert bei Zuſtimmung des betroffenen Geſellſchafters eine derartige 
Satzungsänderung. Jederzeit könnte die Geſellſchaft mit den ge⸗ 
nannten Geſchäftsanteilen neu begründet werden. Warum ſoll es 
unmöglich ſein, dieſen Rechtszuſtand im Wege der Satzungsänderung 
herbeizuführen. Dies muß ganz beſonders für das Recht der Gold» 
bilanzumſtellung gelten. Für das Recht der Goldbilanzumſtellung 
iſt zweifelsfrei anerkannt, daß die Geſchäftsanteile ihren Nennbeträ⸗ 
gen nach verändert werden können. Im Falle der Heraufſetzung 
oder der Ermäßigung des Stammkapitals muß dieſe Veränderung 
erfolgen. Die alten Nennbeträge ſtellen alſo keinen unantaſtbaren 
Weſensbeſtandteil der G. m. b. H. dar. Gerade für den Fall der Ka⸗ 
pitalheraufſetzung iſt ja ausdrücklich im Geſetze anerkannt, daß ent⸗ 
weder neue Geſchäftsanteile gebildet oder die alten Geſchäftsanteile 
heraufgeſetzt werden können (vgl. 8 9 GBV. u. $ 13 ff. d. 2. Durchf.⸗ 
BD). Wenn aber die Geſchäftsanteile überhaupt einmal ihrem 
Nennbetrage nach verändert werden können, wenn es den Geſell⸗ 
ſchaftern zur Wahl geſtellt wird, ob ſie den alten und neuen Anteil 
vereinigen oder ſelbſtändig beſtehen laſſen wollen, ſo iſt keinerlei 
Rechtsgrund erkennbar, der auch ſonſt die Vereinigung von Ge⸗ 
ſchäftsanteilen zum mindeſten bei der Goldbilanzumſtellung hindern 
ſollte; vielmehr iſt das Ergebnis folgendes: 

Es iſt zuläſſig, insbeſ. bei Gelegenheit der Umſtellung, im Wege 
der Satzungsänderung mit Zuſtimmung des betroffenen Geſellſchaf⸗ 
ters die Vereinigung mehrerer Geſchäftsanteile zu einem einzigen 


Anteil zu beſchließen. 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Verweigerung der Fypothekenlöſchung trotz Zahlung 
des geſetzlichen Aufwertungsbetrages. 
5 

Die aus 8 1 Abſ. 2 Ziffer 1 und 4 ſowie aus § 3 und $ 11 
der dritten StR VO. hergeleitete Auffaſſung, daß in bezug auf die 
Aufwertung das dingliche Hypothekenrecht und die ihm zugrunde 
liegende perſönliche Forderung getrennte Wege gehen, muß heute als 
herrſchend angeſehen werden. Es iſt nicht zu leugnen, daß dieſe Auf⸗ 
faſſung — die ſchwerlich dem Geſetzgeber bei Erlaß der Verord- 
nung eigen geweſen iſt und ihren Urſprung in dem gegen ſie ſich 
aufbäumenden Rechtsgefühl hat, das in der mangelhaften Faſſung 
des Geſetzes eine willkommene Handhabe findet — der Aufwertungs⸗ 
verordnung viel von ihrer Härte und Unbilligkeit nimmt. Eine be⸗ 
deutſame praktiſche Folgerung jener Auffaſſung ergibt ſich aus 
§ 273 BGB. Es herrſcht kaum noch Streit darüber, daß der Hypo⸗ 
thekenſchuldner gegen Zahlung des Aufwertungsbetrages an ſich vom 
Glaubiger Löſchung der Hypothek verlangen kann. Die Beſtimmung 
des 85 Abſ. 1 der Verordnung iſt nach richtiger Auffaſſung ledig⸗ 
lich eine ſolche zugunſten des Schuldners (vgl. Mügel, Dig. 
1924, S. 811; Wrzes zins ki, JW. 1924, S. 1621 zu 14 Z. 3 
u. a.). Es fragt ſich aber, ob der Gläubiger dem Löſchungsanſpruch 
nicht die Einrede des Zurückbehaltungsrechts entgegenſetzen kann. 
Denn vom Standpunkt der eingangs erwähnten Lehre kann ihm 
unter Umſtänden wegen feiner perſönlichen Forderung eine Auf⸗ 
wertung über den normalen Höchſtſatz hinaus nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften (§S 3 der Verordnung) zuſtehen. Allerdings iſt der Kreis 
dieſer (höher aufzuwertenden) Forderungen durch 8 7 der erſten 
Verordnung zur Durchführung des Art. 1 der III. Ste VO. weſentlich 
eingeſchränkt. Er bleibt jedoch immer noch recht groß, zumal von 
namhaften Schriftſtellern die Beſtimmung des §7 jener Durchfüh⸗ 
rungsverordnung mit guter Begründung als ungültig erachtet wird. 

Ein Zurückbehaltungsrecht in Fällen der erwähnten Art kann 
dem Gläubiger nur nach § 273 BGB. gegeben fein. Das Ober⸗ 
landesgericht Dresden hat in einem Beſchluß vom 27. Mai 1924 
(JW. 1924, S. 1622) ein ſolches Zurückbehaltungsrecht verneint. 
Die Begründung hierfür iſt jedoch m. E. nicht ſtichhaltig. Der Hin⸗ 
weis auf § 1142 BGB. zieht nicht. Daß der Eigentümer, auch der 
perſönlich haftende, den Gläubiger durch Zahlung des normalen 
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Aufwertungsſatzes in Anſehung der Hypothek befriedigen kann, iſt 
ebenſo ſicher, wie nach $ 1144 fein Recht auf Erteilung der Löſchungs⸗ 
bewilligung gegen Zahlung des normalen Aufwertungsſatzes. Eine 
andere Frage iſt aber, ob dieſem an ſich begründeten Rechte die 
Einrede des Zurückbehaltungsrechts entgegengeſetzt werden kann. 
Das Oberlandesgericht meint, daß der Glaubiger durch Verwei⸗ 
gerung der Löſchungsbewilligung entgegen dem Geſetz denſelben 
Erfolg erreichen würde, wie wenn der weitergehende Anſpruch ein⸗ 
getragen wäre. Dies iſt aber in dieſer Allgemeinheit nicht richtig. 
Durch Anerkennung des Zurückbehaltungsrechts werden die Aufwer⸗ 
tungsbeſchränkungen der III. Steuernotverordnung auf dem Gebiet 
des Hypothekenrechts keineswegs gegenſtandslos. Die Hauptbedeu⸗ 
tung dieſer Verordnung liegt zwar in dem Schutz der Hypotheken⸗ 
ſchuldner. Dieſer ſoll nach dem Sinn des Geſetzes aber durchaus 
nicht auf eine allgemeine Entſchuldung und möglichſt baldige Grund⸗ 
buchbereinigung hinauslaufen. Der Schuldnerſchutz erſchöpft ſich 
vielmehr einmal in dem langfriſtigen Moratorium des 8 5 Abi. 1, 
dem ſicher nicht das Streben nach einer raſchen Klärung der Hypo⸗ 
thekenverhältniſſe, ſondern eher vielleicht die Hoffnung auf Beſſe⸗ 
rung der Wirtſchaftslage und die Inausſichtnahme ſpäterer Au⸗ 
derungen der Verordnung zugrunde liegt, und ſodann in der Be⸗ 
grenzung der Aufwertung der dinglichen Hypothekenrechte auf einen 
normalen Höchſtſaz von 15%. Damit ſteht aber das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht nicht in Widerſpruch. Dieſes begründet nur eine Einrede, 
auf Grund deren der Gläubiger weder das Moratorium gegenſtands⸗ 
los machen, noch ſein dingliches Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück verwirklichen kann. Anderſeits iſt es nicht mehr als 
billig, daß der Schuldner von ſeinem Gläubiger keine Leiſtung wie 
die Löſchungsbewilligung verlangen kann, ſolange er nicht ſeinen 
Verpflichtungen ihm gegenüber voll und ganz nachgekommen iſt. Das 
iſt er aber eben dann nicht, wenn er — gemäß der eingangs erwähn⸗ 
ten Lehre — auf Grund des perſönlichen Schuldverhältniſſes 
zur Zahlung eines den Normalſatz überſteigenden Aufwertungsbetra⸗ 
ges verpflichtet iſt. Vom Standpunkt der geſonderten Behandlung 
von dinglichem und perſönlichem Recht in der Aufwertungsverord⸗ 
nung bezweckt dieſe eben nicht nur den Schutz der Schuldner bzw. 
Grundſtückseigentümer, ſondern wird auch — allerdings höchſt un⸗ 
zulänglich — den Belangen der Gläubiger gerecht, indem ſie 
hinſichtlich des perſönlichen Anſpruchs nach den durch die 
Rechtſprechung entwickelten Grundſätzen eine höhere Aufwertung 
zuläßt. Dem hiernach anerkannten Gläubigerſchutz vermag aber 
gerade das Zurückbehaltungsrecht zu dienen. Von ihm werden dabei 
auch nicht die Nachhypothekare betroffen, deren Schutz die Aufwer⸗ 
tungsverordnung ebenfalls bezweckt. 


Hiernach iſt das Zurückbehaltungsrecht mit den Aufwerkungs⸗ 
vorſchriften durchaus in Einklang zu bringen. Es fehlt auch an 
jeder geſetzlichen Beſtimmung, die es im Rahmen jener Vorſchriften 
außer Kraft ſetzt. Seiner grundſätzlichen Anwendung in den gedach⸗ 
ten Fällen ſteht daher nichts im Wege. Dabei kann es m. E. nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Löſchungsanſpruch und der Anſpruch auf 
Begleichung der aufgewerteten perſönlichen Forderung auf „dem⸗ 
ſelben rechtlichen Verhältnis“ im Sinne des § 273 BGB. beruhen. 
Denn damit iſt nur ein geſetzlicher oder natürlicher Zuſammenhang 
der beiderſeitigen Anſprüche derart erfordert, daß die einſeitige 
Geltendmachung des einen ohne Rückſicht auf den anderen Anſpruch 
als Verſtoß gegen Treu und Glauben erſcheinen würde (vgl. RG. 68, 
32, 62). Ein ſolcher Zuſammenhang beſteht aber in den gedachten 
Fällen immer, mag auch nach der durch Auslegung ermittelten 
Konſtruktion der III. Steuernotverordnung das dingliche Hypotheken⸗ 
recht geſondert von dem ihm zugrunde liegenden perſönlichen An⸗ 
ſpruch zu behandeln und aufzuwerten ſein. Immerhin iſt das An⸗ 
wendungsgebiet des Zurückbehaltungsrechts im Rahmen der Auf⸗ 
wertungsvorſchriften ſchon durch 8 273 BGB. eingeſchränkt. Denn 
dieſe Beſtimmung ſetzt einen fälligen Anſpruch voraus. Bei den 
weitaus meiſten perſönlichen Aufwertungsanſprüchen tt, dieſe 20: 
ausſetzung nicht gegeben. Denn die Stundungsvorſchrift des 5 > 
Abſ. 1 bezieht ſich nach richtiger Anſicht auf die in $ 3 behandelten 
perſönlichen Forderungen in allen Fällen der Aufvertuag, 
mag dieſe nach dem normalen Höchſtſatz oder nach „allgemeinen, VBor⸗ 
schriften“ erfolgen (vgl. Mügel, Aufwertung u. öffentl, Anleihen 
1924, 85, Anm. 5). Das Zurückbehaltungsrecht bleibt daher gegen- 
wärtig auf Anſprüche der in 8 12 Ab. 2 bezeichneten. Art be⸗ 
ſchränkt, für welche die Stundungsvorſchrift des $ 5 nicht gilt. Seibſt 
in dieſer Beſchränkung kommt ihm aber eine große praktiſche Bedeu⸗ 
tung zu. Dies gilt namentlich für Reſtkaufgeldhypotheken. Die 
dieſen zugrunde liegenden perſönlichen Forderungen fallen nach rich⸗ 
tiger Auffaſſung unter 8 12 Abf. 2 („Anſprüche aus gegenſeitigen 
Verträgen“) und werden daher von den Aufwertungsbeſchränkungen 
der Verordnung nicht betroffen. Sie ſind keine nach § 12 Abi. 1; 
82 aufzuwertende Vermögensanlagen im Sinne des 812 Abſ. 1, 
d. h. überhaupt keine Vermögensanlagen, weder ſolche nach 8 1 
Abf. 2, noch ſolche anderer Art. Infolgedeſſen findet auf ſie auch 
8 1 Abſ. 2 3.4; 8 3 keine Anwendung. Andernfalls würde der 
Gläubiger einer durch Hypothek geſicherten Reſtkaufgeldforderung bei 
der Aufwertung ſchlechter geſtellt ſein, als der Gläubiger einer un⸗ 
geſicherten Forderung gleicher Art. Das kann nicht der Sinn des 
Geſetzes ſein. Die Reſtkaufgeldforderungen, ebenſo wie die anderen 
Anſprüche nach § 12 Abſ. 2, ſind daher, gleichviel ob hypothekariſch 
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geſichert oder nicht, außerhalb der Aufwertungsverordnung auf 
zuwerten. Gegenüber dem Anſpruch des Schuldners auf Löſchung 
einer ſolchen Hypothek kann alſo der Gläubiger im Wege des Zu⸗ 
rückbehaltungsrechts ſeinen perfönlichen, höher als zum Normalſatz 
aufzuwertenden Anſpruch zur Geltung bringen. Dabei kann im Rah⸗ 
men dieſer Abhandlung dahingeſtellt bleiben, ob und inwieweit durch 
9 7 der erſten Durchführungsverordnung der Kreis der nach 8 12 
Abſ. 2 frei aufzuwertenden Forderungen eingeengt wird (vgl. hierzu 
Roth, Neue Steuerrundſchau 1924, S. 150 ff.). Jedenfalls bleiben 
zahlreiche Fälle, in denen das Zurückbehaltungsrecht dem Löſchungs⸗ 
begehren mit Erfolg entgegengeſetzt werden kann. Daß das Geſetz 
dieſe Handhabe bietet, iſt um ſo befriedigender, als weite Kreiſe mit 
einer Abänderung oder gar Aufhebung der III. Steuernotverordnung 
rechnen und es für den Hypothekengläubiger eine neue Härte bilden 
würde, wenn nach Löſchung ſeiner Hypothek der Aufwertungsſatz 
durch das Geſetz erhöht werden würde. 
LGR. Dr. Paul Hafkesbring, Cleve. 


II. 

Die Annahme, daß dem Gläubiger, deſſen perſönliche Forderung 
höher aufgewertet wird als die Hypothek, das Recht zuſtehe, bis 
zur völligen Befriedigung ſeiner perſönlichen Forderung die Ertei⸗ 
lung der Löſchungsbewilligung zu verweigern, halte ich in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Entſcheidung des OLG. Karlsruhe vom 31. Mai 
1924 in JW. 24, 1551, Schlegelberger Anm. 2 zu 83, v. Vel⸗ 
fen, Dig. 1924, S. 724 Anm. 2 nicht für zutreffend (Anm. 5 der 
2. Auflage meines Kommentars zu § 3 der 3. StR VO.). Der An⸗ 
nahme eines Zurückbehaltungsrechts gemäß $ 273 BGB. ſteht die 
Abſicht der unbedingten Beſchränkung der dinglichen Belaſtung auf 
150% entgegen. Hafkesbring macht ſich ſelbſt den Einwand, daß die 
perſönliche Forderung des Gläubigers wegen des § 5 der 3. StVO. 
nicht fällig ſei. Wenn er dieſen Einwand für Anſprüche aus gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen damit ausräumen will, daß dieſe Anſprüche nach 
8 12 Abſ. 2 keine Vermögensanlage ſeien und deshalb nicht unter 
die Vorſchriften der 88 3 und 5 fielen, ſo ſteht dem entgegen, daß 
§ 12 Abf. 2 ſich ausdrücklich nur als eine Einſchränkung des Abſ. 1 
des § 12 darſtellt und daher für die im 8 1 Abſ. 2 geregelten An⸗ 
ſprüche, insbeſondere für die durch Hypothek geſicherten Forderungen 
keine Geltung hat. 

Wirkl. Geh. Rat Staatsſekretär Dr. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 


Ein vergeſſenes Geſetz. 


Die „2. VO. zur Neuregelung der im Handelsgeſetzbuch ſowie 
in der GO. vorgeſehenen Gehaltsgrenzen“ v. 23. Okt. 1923 (RG Bl. 
990) hat folgendes verordnet: 


81. 

Die in den 88 68 Abſ. 1, 74 Abſ. 2 Satz 1, 75b Satz 2 
HGB. und im § 133 ab Abſ. 1 der GO. als Gehaltsgrenzen vorge- 
ſehenen feſten Geldbeträge werden durch Grundzahlen erſetzt, die 
mit der jeweiligen Teuerungszahl vervielfacht 
werden. 

8 2. 

Die Grundzahlen betragen: 1. in den Fällen des 8 68 
des HGB. und des § 133 a b der GewO. Fünftauſend Mark; 2. im 
Falle des § 74a des HGB. Fünfzehnhundert Mark; 3. im Falle des 
5 75 b des HGB. Achttauſend Mark. 

8 3. 

Als Teuerungszahl gilt die Reichsindexziffer für die 
Lebenshaltungskoſten, die von dem Statiſtiſchen Reichsamt für die 
dem maßgebenden Zeitpunkt vorangegangene Kalenderwoche veröffent⸗ 
licht iſt. Die Teuerungszahlen werden auf volle Zehntauſende nach 
unten abgerundet. 

Dieſe geſetzliche Beſtimmung gilt noch heute. Auch 
jetzt noch muß alſo das Gericht bei kaufmänniſchen und techniſchen 
Angeſtellten, deren Gehaltsverhältniſſe ſie in die Reihe der beſſer 
Bezahlten bringen, zur Prüfung der Frage, ob im Anſtellungs⸗ 
vertrag die Kündigungsfriſt beliebig geregelt werden konnte oder nur 
unter Einhaltung der Mindeſtkündigungsfriſt von einem Monat auf 
Monatsende (88 67, 68 HGB.), an Hand der Reichsteuerungsindex⸗ 
ziffer ausrechnen, ob der Angeſtellte innerhalb oder außerhalb der 
die Beſchränkung der Vertragsfreiheit begrenzenden Gehaltshöhe ſich 
bewegt. Dasſelbe gilt bei den beſſer bezahlten kaufmänniſchen An⸗ 
geſtellten für die Frage, ob die Gültigkeit einer ihnen auferlegten 
Konkurrenzklauſel davon abhängig iſt, daß in der Konkurrenzklauſel 
der Arbeitgeber die Entſchädigungspflicht — ſog. Karenzbezahlungs⸗ 
pflicht — übernommen hat (HGB. 8 74 Abſ. 2, § 75 b Satz 2). 
Ebenſo muß bei gering bezahlten kaufmänniſchen Angeſtellten an 
Hand der Reichsteuerungsindexziffer ausgerechnet werden, ob das Min⸗ 
deſtgehalt, an das die Zuläſſigkeit der Konkurrenzklauſel überhaupt 
geknüpft iſt (HGB. 8 74 a Abſ. 2), erreicht iſt oder nicht. Bei alle⸗ 
dem kommt nicht etwa die jeweils letzte Reichsteuerungsindex⸗ 
ziffer in Frage, die aus den Preſſeveröffenklichungen ohne Schwierig⸗ 
keit eutnommen werden könnte, ſondern es iſt die Reichsteuerungs⸗ 
indexziffer der „dem maßgebenden Zeitpunkt“ vorangegangenen Ka⸗ 
lenderwoche entſcheidend. Als der maßgebende Zeitpunkt iſt aber 
der Tag anzuſehen, an dem die Kündigungsfriſtvereinbarung oder 
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die Konkurrenzklauſelvereinbarung abgeſchloſſen wurde. Das Gericht 
muß alſo gegebenenfalls von weit zurückliegenden Zeiten 
nachträglich feſtſtellen, wie damals die Reichsteuerungsindexziffer 
geweſen iſt. 

Man fragt ſich vergebens, aus welchem vernünftigen Grund 
dieſe Geſetzesvorſchrift bis heute aufrecht erhalten worden iſt. Sie 
zwingt das Gericht, ſich mit Papiermarkzahlen abzumühen, nachdem 
inzwiſchen nicht nur längſt der Übergang von der Papiermark zur 
Rentenmark und Goldmark durchgeführt worden iſt, ſondern auch der 
Übergang von dieſen zur neuen Reichsmark ſich ſchon vollzogen hat. 
Es wäre Gelegenheit geweſen, die Gehaltsgrenzen des HGB. 
und der GewO. auf Goldmark zu bringen, als dies in Anſehung der 
Gehaltsgreuzen des Gew. und des Kaufmanns G. durch die VO. 
v. 6. Juli 1924 (RGBl. 645) geſchah. Die innere Verwandtſchaft 
zwiſchen den Gehaltsgrenzen des HGB. und der Gewd. einerſeits, 
des Gew. und des Kaufm. andererſeits iſt fo groß, daß ihre 
gleichzeitige Umſtellung auf Goldmark unbedingt geboten war. Zu m 
zweitenmal war Gelegenheit, die Beſeitigung der Papier⸗ 
markwirtſchaft in Anſehung der Gehaltsgrenzen des HGB. und der 
GewO. herbeizuführen, als durch die „Zweite VO. zur Durchführung 
des Münzgeſetzes“ v. 12. Dez. 1924 (RGGBl. 775) für eine ganze An⸗ 
zahl von Geſetzen — z. B. für das BGB. — die Umſtellung der 
Papiermarkziffern in die neue Reichsmark vollzogen wurde. 

Alle dieſe Gelegenheiten blieben unbenützt. Warum? Die An⸗ 
nahme liegt nah”, daß man die Gehaltsgrenzen des HGB. und der 
GewO. vergeſſen hat. Denn ein innerer Grund, es hier bei der 
mühſamen Ausrechnung der Papiermarkziffern zu belaſſen, iſt ſchlech⸗ 
terdings nicht zu erkennen. Es ſollte daher das Verſäumte 
ſo ſchnell wie möglich nachgeholt werden. Jedenfalls 
wird dies zur unabweisbaren Notwendigkeit, wenn, wie Preſſemittei⸗ 
lungen der letzten Zeit beſagt haben, beabſichtigt iſt, die Reichsteue⸗ 
rungsindexziffer überhaupt nicht mehr wöchentlich, ſondern nur noch 
monatlich feſtzuſtellen und bekanntzugeben. Wenn dies geſchieht, wer⸗ 
den ſich der Papiermarkausrechnung der Gehaltsgrenzen des HGB. 
und der GewO. gemäß der VO. v. 23. Okt. 1923 auch formelle 
Schwierigkeiten in den Weg ſtellen. 

Prof. Dr. Erdel, Mannheim. 


Entgegnungen. 
Arbeitsausſehung (Werkbeurlaubung). 


(Zu Johannes Fuchs ZW. 1924, 1854. 


Nach dem Tarifvertrage der Kölner Metallinduſtrie erhalten 
die Arbeiter je nach der Dauer der Beſchäftigung mehrtägigen Urlaub. 
Bei einer Firma waren eine große Anzahl Arbeiter nach längerer 
Werkbeurlaubung ſchließlich entlaffen worden, indem man ihnen die 
Papiere unter Mitteilung ihrer Entlaſſung überfandte. Sie verlang⸗ 
ten nunmehr ſtatt des nicht erhaltenen Urlaubs entſprechende Geld⸗ 
entſchädigung, indem ſie die Zeit ihrer Werksbeurlaubung in die 
Beſchäftigungsdauer einrechneten und danach die Anzahl der ihnen 
einzeln zuſtehenden Urlaubstage beſtimmten. Das Gericht hat den 
Arbeitern nicht die volle Entſchädigung zugebilligt, ſondern nur eine 
ſolche, die ſich bemißt nach der Urlaubszeit, die der einzelne Are 
beiter entſprechend ſeiner tatſächlichen Beſchäftigungsdauer zu be⸗ 
anſpruchen gehabt hätte, wenn der Tarifvertrag eine ſolche Beſtim⸗ 
mung enthielte. In dem Urteil heißt es wörtlich: 

„Die Parteien konnten bei Abſchluß des Tarifvertrages die 
ungewöhnlichen Verhältniſſe, in die wir hier geraten ſind, nicht 
vorausſehen. Das Gericht glaubte daher in einem Fall, wie dem 
hier vorliegenden, den Tarifvertrag dahin ergänzen zu müſſen, 
wie er zwiſchen den Parteien bei vernünftiger Verückſichtigung der 
jetzt beſtehenden Verhältniſſe abgefaßt worden wäre. Es hält es 
daher für richtig, den Tarifvertrag ſo zu ergänzen, daß die Ar⸗ 
beiter entſprechend ihrer Beſchäftigungszeit in dem abgelaufenen 
Urlaubsjahre Anſpruch auf Urlaub haben, und da dieſer nicht 
mehr gewährt werden kann, eine geldliche Vergütung erhalten.“ 

Fuchs mißbilligt dieſes Urteil und meint, daß nur das ver⸗ 
meintlich befriedigende Ergebnis für die Entſch. des Gerichts maß⸗ 
gebend geweſen wäre. Seine weiteren Ausführungen laſſen aber 
erkennen, daß er das Urteil nicht richtig verſtanden hat. Wie aus 
dem Urteil hervorgeht, hat es keineswegs „die Zeit der Werksbeur⸗ 
laubung der eigentlichen Beſchäftigungsdauer hinzugerechnet“, und 
auch nicht „Tage der Werksbeurlaubung als zu bezahlende Urlaubs⸗ 
tage angeſehen“, ſondern es iſt von der wahren Beſchäftigungsdauer 
ausgegangen und hat auch nur einen Anſpruch entſprechend dieſer 
wahren Beſchäftigungsdauer für begründet erachtet, indem es den 
Tarifvertrag entſprechend ergänzte. 

Der Gedanke, daß auch der werktätige Arbeiter Anſpruch auf 
Urlaub habe, hat ſich erſt ſeit der Revolution in den Tarifverträgen 
allgemeine Anerkennung verſchaffen können. Seine Regelung iſt in 
den verſchiedenen Tarifverträgen nicht einheitlich erfolgt und er iſt 
vielfach juriſtiſch unbeſtimmt formuliert. Er gibt daher nicht ſelten 
Anlaß zu Klagen bei den Gewerbegerichten. Selten iſt die Regelung 
eine ſo glückliche, wie in dem Reichstarifvertrag der Schuhinduſtrie; 
ſie kann auch nicht allgemein in einer ſolchen Weiſe getroffen werden. 
In den meiſten anderen Verträgen iſt die Regelung ſo getroffen, daß 
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die Arbeiter nach einer beſtimmten Dauer der Beſchäftigung in dem 
Betriebe den Anſpruch auf Urlaub erlangen, der dann jährlich ſteigt 
entſpr. der weiteren Dauer der Beſchäftigung und nur während 
einer beſtimmten Zeit genommen werden kann. Der Arbeiter faßt 
nun dieſen Urlaubsanſpruch als einen wohlerworbenen Anſpruch auf, 
von dem er mit jedem Arbeitstag ſich ein Quäntchen verdiene, ähn⸗ 
lich wie der Handlungsgehilfe, der eine Jahresgratifikation am Ende 
des Jahres erhält, mit jedem Tag der Arbeitsleiſtung einen Teil 
der Gratifikation zu verdienen vermeint. Bei dem Handlungsgehilfen 
hat ſich dieſer Gedanke auch Durchgang verſchafft, wonach der An⸗ 
ſpruch auf Gratifikation auch dann beſteht, wenn der Handlungs⸗ 
gehilſe ohne ſein Verſchulden während des Vertragsjahres zur Eut⸗ 
laſſung kommt; allerdings hat er dann nur einen Anſpruch auf 
die Gratifikation im Verhältnis der Dauer ſeiner 
Beſchäftigung im Vertragsjahre. Iſt es da nicht begreif⸗ 
lich, daß der Arbeiter dasſelbe für ſich erſtrebt, und daß er es als 
unbillig empfindet, wenn er den Anſpruch verlieren ſoll, obſchon 
das Dienſtverhältnis nicht durch ſeine Schuld vorzeitig gelöſt werden 
muß? Gerade bei der Werksbeurlaubung, die wir doch in der jetzigen 
Art und dem jetzigen Umfange erſt ſeit dem Ruhreinbruch kennen, 
empfanden die Arbeiter es als eine Unbilligkeit, daß, obſchon ſie 
arbeitswillig waren, infolge der Ungunſt der Verhältniſſe, ihre Ar⸗ 
beitskraft ſeitens ihres Arbeitgebers nicht angenommen werden 
konnte und ſie daher, trotzdem das Dienſtverhältnis nicht förmlichſt 
gelöſt war, des Anſpruches auf Urlaub verluſtig gehen ſollten, ob⸗ 
ſchon ſie einen Teil davon verdient zu haben glaubten. Die Arbeit⸗ 
geber hatten hierfür auch volles Verſtändnis. Die Arbeitgeber der 
Metallinduſtrie hatten nämlich in dem vorliegenden Falle genau das 
als Vergleichsvorſchlag gemacht, was das Gericht in ſeinem Ur⸗ 
teile ausgeſprochen hat. Es trifft daher wohl nicht zu, wenn 
Fuchs das Urteil als unbefriedigend bezeichnet, das für den Ar⸗ 
beitgeber eine bedauerliche Härte darſtelle. Das ergibt ſich auch 
daraus, daß der Arbeitgeberverband der Metallinduſtrie ſich einheit⸗ 
lich auf den Standpunkt des Urteils geſtellt hat, und daß auch der 
Verband der Chemiſchen Induſtrie — die bedeutendſte 
Induſtrie in Köln neben der Metallinduſtrie — den Grundſatz des 
Urteils ohne weiteres übernommen hat. Man darf annehmen, daß 
hierbei der oben dargelegte Geſichtspunkt maßgebend geweſen iſt. 
IR. Dr. Sauer, Köln. 


Streik kein Entlaſſungsgrund? 


1. Wenn das in JW. 1924, 1059 Nr. 6 abgedruckte Urteil 
des LG. in Frankfurt a. M. v. 20. Juli 1923 ausführt, der Hand⸗ 
lungsgehilfe, welcher ſich in Gemeinſchaft mit anderen dem Streik⸗ 
beſchluß ſeiner Organiſation füge, unterſtütze dabei nur ein an⸗ 
erkanntes Mittel im wirtſchaftlichen Kampf durch feine Teilnahme 
und mache ſich keiner beharrlichen Dienſtverweigerung ſchuldig, da 
er in Erfüllung höherer Pflichten handele, ſo iſt die damit zum 
Ausdruck gebrachte Rechtsanſicht bedenklich und widerſpricht auch 
der herrſchenden Meinung; vgl. Hoeniger⸗Schultz⸗Wehrle, 
Jahrb. d. Arbeitsrechts III, 52 (Kleeis), IV, 15, 53 (RGSSt. 56, 
413), 57 (Arbeitsrecht 1923, 618), 58 SchlWeſ. 1923, 213; Urt. 
KG. v. 8. Febr. 1922). 

2. Hingewieſen ſei insbeſondere auf das Urteil des NG., in 
welchem die Frage im Hinblick auf 8 152 GewO. beſprochen wird. 
Dort heißt es: „Im übrigen erkennt dieſe Beſtimmung ($ 152 
Gew.; d. Verf.) aber auch den in ihr genannten Perſonen kein 
Recht zu, behufs Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen 
die Arbeit ohne Einhaltung der geſetzlichen oder vertragsmäßigen 
Kündigungsfriſt einzuſtellen. Eine ſolche vorzeitige Arbeitseinſtellung 
iſt widerrechtlich.“ Und weiter wird darin ausgeführt, daß die in 
Art. 159 der MVerf. gewährleiſtete Vereinigungsfreiheit nicht auch 
das Streikrecht in ſich ſchließe. 

Ausführlicher geht Arbeitsrecht 1923, 618 ff. auf die Frage 
ein. Auch dort aber wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß 
der Streik nach geltendem Rechte Vertragsbruch iſt. Für das künftig 
zu ſchaffende Arbeitsrecht wird allerdings eine Anderung dieſes 
Zuſtandes gewünſcht, und es werden Vorſchläge dafür gemacht. 

Teilweiſe, ſo im Urt. des KG. v. 8. Febr. 1922, wird ſogar 
die Anſicht vertreten, daß die infolge des Streiks erfolgende Arbeits⸗ 
niederlegung als ſtillſchweigende friſtloſe Kündigung wirke und damit 
ei Vertragsverhältnis zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer fofort 
auflöſe. 

Nur das Gew. Zeulenroda vertritt in feiner Entſcheidung 
v. 4. Juli 1922 ([Hoeniger⸗Schultz⸗Wehrle, Jahrb. des Ar⸗ 
beitsrechts III, 56) die abweichende Anſicht, daß der Streik keinen 
Grund zur ſofortigen Entlaſſung bilde. 


3. Der Streik iſt ein — wie das bekämpfte Urteil ganz richtig 
bemerkt — jeit gewiſſer Zeit von der Praxis anerkanntes Mittel 
des Arbeitnehmers, im wirtſchaftlichen Kampfe dem Unternehmer die 
Erfüllung von Forderungen abzuzwingen. Der Zwang, welcher 
durch den Streik auf den Unternehmer ausgeübt wird, beſteht darin, 
daß unvorhergeſehenerweiſe und ganz plötzlich die Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft die Tätigkeit für den Unternehmer einſtellt und ſeinen Betrieb 
auf dieſe Weiſe mit einem Schlage zum Stillſtand bringt. Der Aus⸗ 
gang des ſo eröffneten wirtſchaftlichen Kampfes hängt dann regel- 
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mäßig davon ab, ob es dem Arbeitgeber gelingt, rechtzeitig Erſatz 
für die ſtreikende Arbeitnehmerſchaft zu finden, ob es ihm möglich 
iſt, die auf jeden Fall, wenn auch nur kurze Zeit, entſtehende Be⸗ 
triebsſtockung finanziell auszuhalten und ob für ihn die Be⸗ 
willigung der Forderungen ſeiner Arbeitnehmer wirtſchaftlich er⸗ 
träglicher iſt als der Schaden, welcher normalerweiſe auch durch 
die vorübergehende Betriebsſtillegung bis zum Finden geeigneten 
Erſatzes entſteht. 

Mit dieſen wirtſchaftspolitiſchen Kampfgeſichtspunkten darf nun 
aber der Einfluß nicht vermiſcht werden, welchen der Streik auf 
den rechtlichen Beſtand des Dienſtverhältniſſes zwiſchen dem Unter⸗ 
nehmer und dem einzelnen Arbeitnehmer ausübt. In dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt der Streik die willkürliche Niederlegung der Arbeit und ihre 
Verweigerung für eine vom Arbeitgeber nicht gebilligte Zeitdauer. 
Damit verweigert aber der Dienſtverpflichtete dem Dienſtberechtigten 
die Erfüllung ſeiner wichtigſten Vertragspflicht, nämlich die Lei⸗ 
ſtung der vertragsmäßigen Dienſte. Es iſt eine äußerſt bedenkliche 
Rechtsanſicht, wenn gegenüber dieſer Pflicht der Organiſations⸗ 
gehorſam als die höhere Pflicht bezeichnet wird. Die Organiſierung 
der Arbeitnehmerſchaft und der jeweilige Einſatz ihrer Macht⸗ und 
Kampfmittel ſoll der Ausgeſtalkung des Dienſt⸗ und Arbeitsver⸗ 
trages im Sinne der Arbeitnehmerſchaft dienen, muß ſich aber 
dabei hüten, das Gebilde des Vertrages ſelbſt zu zerſtören, ſondern 
ſich in den Schranken der für den Vertrag geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen halten. Der Dienſtvertrag iſt gegenüber den Mitteln 
zu ſeiner Ausgeſtaltung das rechtlich Weſentlichere, Wichtigere, und 
die aus ihm fließenden Pflichten ſtehen höher als die Pflichten des 
einen Vertragsteils gegenüber einer Einrichtung, welche ſelbſt exit 
wieder zum Dienſt an dem beide Teile vereinigenden Dienſt⸗ oder 
Arbeitsvertrag beſtimmt iſt. 

4. Der bekämpfte Standpunkt des Frankfurter Urteils würde 
aber ſchließlich auch in unbilliger Einſeitigkeit die geſamte Gefahr 
des mit dem Streik geführten Kampfes dem Arbeitgeber allein 
aufbürden; denn gelingt der Streik, ſo erringt der Arbeitnehmer 
die gewünſchte Beſſerung ſeiner Lage; ſchlägt er dagegen fehl, ſo iſt 
es nicht unbillig, wennn der Arbeitnehmer infolge der Niederlage 
vertragslos daſteht; das LG. i. Frankfurt a. M. dagegen will ihm 
für dieſen Fall wenigſtens die Erhaltung des urſprünglichen Zu⸗ 
ſtandes verſchaffen, d. h. es will ihn vor Schaden bewahren, denkt 
aber offenbar dabei nicht daran, daß der Arbeitgeber in dieſem Falle 
trotz des ſcheinbaren Sieges mindeſtens dadurch — und zwar 
allein — geſchädigt ſein würde, daß er auch noch den durch den 
Streik angerichteten Schaden tragen müßte, weil ja nach der 
Rechtsanſicht des Frankfurter LG. der Arbeitnehmer nicht rechts⸗ 
widrig gehandelt hat, alſo auch für den Schaden nicht in Anſpruch 
genommen werden kann. Das iſt ungerecht und ſteht wie ausgeführt 
auch im klaren Widerſpruch zum geltenden Geſetz. 


RA. Dr. Gülde, Dresden. 


Valutaſchaden bei Markverſicherung? 


I. 

Das in JW. 1924, 1590, vgl. Berichtigung JW. 1924, 1797, 
abgedruckte Urt. des NG. vom 17. März 1924, wird von Nuß⸗ 
baum mit einer Anmerkung verſehen, deren Ausführungen in 
kaufmänniſchen, insbeſ. Verſicherungskreiſen Befremden erregen 
werden. 

Schon die Überſchrift der abgedruckten Entſch. des RG. „Va⸗ 
lutaſchaden bei Markverſicherung“ iſt unzutreffend, zumindeſtens 
irreführend. Was war der Tatbeſtand? Güter, die von Hamburg 
nach Bombay befördert werden ſollten, waren am Beſtimmungsorte 
beſchädigt angekommen. Der Verſicherte ließ den Zuſtand der Ware 
durch Sachverſtändige feſtſtellen. Dadurch entſtanden an Koſten 
E 2.1.4, deren Zahlung der Verſicherte von der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft verlangte. Dieſe vertrat den Standpunkt, ſie brauche nur den⸗ 
jenigen Markbetrag zu zahlen, der nach dem Kurſe von Ende Ok⸗ 
tober 1921, dem Zeitpunkt, an dem der Verſicherungsnehmer den 
Betrag verauslagt hätte, dem Betrage von £ 2.1.4 entſpräche. LG. 
und OLG. Hamburg haben ſeltſamerweiſe dieſen Standpunkt ge- 
billigt und die Klage des Verſicherten auf E 2.1.4 bzw. des Gegen⸗ 
wertes in Reichsmark abgewieſen. Das RG. hat mit einer durchaus 
einwandfreien Begründung die Bekl. nach dem Eventualantrag zur 
Zahlung des Gegenwertes von & 2.1.4 verurteilt und zwar aus 
dem Geſichtspunkte der auftragsloſen Geſchäftsführung. (88 670, 677, 
683 BGB.) 

Nußbaum greift dieſe Entſch. an, insbeſ. mit der Begrün⸗ 
dung, daß das NÖ. die Vorſchriften über die auftragsloſe Ge⸗ 
ſchäftsführung angewandt habe, da der Anſpruch des Kl. ſich auf 
den Verſicherungsvertrag gründe. Hiergegen ſind an ſich 
keine Bedenken zu erheben. Dagegen iſt es unrichtig, wenn Naß ⸗ 
baum im weiteren Verlauf ſeiner Ausführungen die Auffaſſung 
vertritt, daß „Die Aufwendungen (des Verſicherungsnehmers) einen 
Teil des vom Verſicherer zu erſetzenden Schadens“ 
bildeten und daß, da die Verſicherung in Mark abgefchloffen ſei, auch 
hinſichtlich dieſer Aufwendungen die deutſche Währung zugrunde 
gelegt werden müſſe Demgegenüber iſt folgendes zu bemerken: 
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Die hier fraglichen Aufwendungen des Verſicherungsnehmers 
gehören zu den Koſten, die durch die Feſtſtellung des dem Verſicherer 
zur Laſt fallenden Schadens entſtanden ſind, und die nach § 32 
Ziff. 3 AD SVB. dem Verſicherer zur Laſt fallen, weil die Zuziehung 
von Sachverſtändigen im gegebenen Fall gemäß 8 93 d ADS WB. dem 
Verſicherungsnehmer zur Pflicht gemacht war. Derartige Koſten aber 
niemals als „Teil des von dem Verſicherer zu erſetzenden Scha⸗ 
dens“ angeſehen werden, denn andernfalls wäre eine ſpezifizierte 
Aufzählung derartiger Aufwendungen in $ 32 nicht notwendig ge⸗ 
weſen, weil es alsdann ſelbſtverſtändlich wäre, daß den Verſicherer 
im Schadensfalle auch dieſe Koſten treffen müßten. Infolgedeſſen 
war es für die Entſch. des vorliegenden Falles volliommen gleich⸗ 
gültig, ob die Verſicherung in Mark oder in Valuta abgeſchloſſen 
war, weil eben derartige Koſten eine Neben verpflichtung des Ver⸗ 
ſicherers darſtellen, die mit ſeiner Hauptverpflichtung, nämlich der 
Zahlung der Verſicherungsſumme, im Verſicherungsfalle nichts zu 
tun hatte. Alle Entſch. über die Frage, inwieweit der Markver⸗ 
ſicherer Valutaſchäden zu erſetzen habe, treffen daher den vorliegen⸗ 
den Fall nicht und es iſt aus dieſem Grunde auch die Überſchrift 
des beſprochſtenen RGGUrt., wie ſchon oben erwähnt, irreführend, 
weil ein eigentlicher Valuta ſchaden nicht zur Entf. ſtand, ſondern 
eine Valutaſchuld auf Grund einer vom Verſicherer dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer zur Pflicht gemachten Geſchäftsführung. 

Nun will Nußbaum allerdings nicht ſo weit gehen, daß 
er — wie dies befremdlicherweiſe die Vorinſtanzen getan haben — 
dem Verſicherungsnehmer im gegebenen Falle nur den Papiermark⸗ 
betrag, alſo im wirtſchaftlichen Sinne ein Nichts, zuerkennen will, 
ſondern er will die Geldentwertung auf den Erſatzpflichtigen, alſo 
den Bekl. abwälzen, ſo daß er, in derartigen Fällen, wie er bemerkt, 
„vielfach zum gleichen Ergebnis wie das NG. kommt“. Dieſe Auf 
faſſung ändert ſelbſtverſtändlich nichts an ſeiner grundſätzlichen 
Stellungnahme, die im gegebenen Falle nur als unrichtig, weil den 
Grundprinzipien des Verſicherungsrechts entgegen, bezeichnet werden 
kann. 

RA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 


II. 

Auf Wunſch der Schriftleitung äußere auch ich mich zu dem in 
JW. 1924, 1590 abgedruckten, von Nußbaum in einer Anmer⸗ 
kung angegriffenen, von Brandis verteidigten Urteil des RG. 
v. 17. März 1924. Man muß unterſcheiden: 

1. An und für ſich iſt der Verſicherungsnehmer dem Ver⸗ 
ſicherer gegenüber nicht verpflichtet, für die Ermittelung und Feſt⸗ 
ſtellung des Schadens überhaupt oder in beſtimmter Weiſe zu ſorgen 
und dafür Aufwendungen zu machen. Wenn er dies tut, ſo handelt 
er im eigenen Intereſſe, nämlich um eine Vorausſetzung 
für die Geltendmachung ſeines Erſatzanſpruchs herzuſtellen, und 
wie er es tut iſt — abgeſehen von dem Fall einer großen Haverei, 
bei der die Dispache entſcheidet, Allg. See VerſBed. § 30 — ſeine 
Sache. Doch wird er ſich tunlichſt mit Belegen verſehen, da der 
Verſicherer ſolche ſpäter inſoweit fordern kann, als ihre Beſchaffung 
dem Verſicherungsnehmer billigerweiſe zugemutet werden kaun (Allg. 
See VerſBed. 8 43). 

Im Gegenſatz dazu iſt die ſog. Rettungspflicht (Ergrei⸗ 
fung von Maßregeln zur Abwendung oder Minderung des Schadens) 
eine wirkliche Verpflichtung desVerſicherungsuehmers: ihre Ver⸗ 
letzung kann zwar — nämlich wenn ſie auf einem Verſchulden be⸗ 
ruht — auch ſeinen eigenen Erſatzanſpruch gefährden, aber ihre 
Erfüllung geſchieht ausſchließlich im Intereſſe des Verſiche⸗ 
rer s, natürlich abgeſehen von dem Fall einer Unterverſicherung 
(teilweiſen Selbſtverſicherung), wo fie verhältnismäßig auch im 
eigenen Intereſſe des Verſicherungsnehmers (reſp. des Verſicherten) 
geſchieht. 

Bei der Ermittelung und Feſtſtellung des Schadens beſorgt der 
Verſicherungsnehmer alſo kein negotium alienum, ſondern ein 
negotium proprium, er iſt kein Geſchäftsführer, weder ein beauf⸗ 
tragter noch ein unbeauftragter. Trotzdem ſoll er Erſatz der da⸗ 
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durch entſtandenen Koſten vom Verſicherer verlangen können (8 834 
Ziff. 4 HGB.), „ſoweit ihre Aufwendung den Umſtänden nach ge⸗ 
boten war“ (Allg. See VerſBed. § 32 1 Ziff. 3; vgl. auch VVG. 
$ 66). Dieſer Erſatzanſpruch hat alſo nur darin feinen Grund, daß 
der Verſicherungsnehmer durch den Verſicherungsvertrag nach Mög- 
lichkeit jo geſtellt werden ſoll, als ob der Verſicherungsfall gar nicht 
eingetreten wäre: die zur Schadensfeſtſtellung gemachten Aufwen⸗ 
dungen bilden einen Teil des ihm erwachſenen Schadens. Und wenn 
er ſich genötigt geſehen hat, ſie in fremder Währung zu 
machen, ſo kann hierdurch die vereinbarte Markverſicherung ſich 
hinſichtlich des Erſatzes jener Unkoſten nicht in eine Valutaver⸗ 
ſicherung umwandeln; vielmehr hat der Verſicherer dafür nur den⸗ 
jenigen Markbetrag zu vergüten, den jene Unkoſten zur Zeit ihrer 
Aufwendung wert waren, den alſo der Verſicherungsnehmer damals 
hätte verausgaben müſſen, um die dafür erforderliche fremde Valuta 
zu bekommen. 

2. Die Rechtslage ändert ſich aber, wenn im Ver⸗ 
ſicherungsvertrage die Schadenzfeftftellung durch Sachverſtän⸗ 
dige dem Verſicherungsnehmer zur Pflicht gemacht wird, 
wie hier für den Fall einer Beſchädigung der verſicherten Güter (Allg. 
See VerſBed. § 93 Abſ. 2). Dies hat der Verſicherer ſich in ſei⸗ 
nem eigenen Intereſſe ausbedungen, nämlich um ſich eine 
möglichſt objektive Schadensfeſtſtellung zu ſichern, während der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſonſt nur für eine ſolche zu ſorgen braucht, mit der 
er glauben darf, den etwaigen ſpäteren Anforderungen nach Allg. 
See VerſBed. 843 (ſiehe oben) zu genügen und im Falle eines 
Prozeſſes ſeinen Anſpruch durchzuſetzen. Hier greift alſo in ſehr 
entſchiedener Weiſe eine Analogie zu der Rettungspflicht 
Platz. Bei dieſer iſt es ganz klar, daß das Kursriſiko für die in 
fremder Valuta gemachten Aufwendungen der Verſicherer zu tragen 
hat, denn er muß dem Verſicherungsuehmer auf Verlangen den 
erforderlichen Betrag vorſchießen (Allg. See VerſBed. 
8 32 Abf. 2; vgl. auch VVG. 8 69 Abf. 1 letzter Satz). Daraus 
ergibt ſich, daß die Verpflichtung zum Erſatz der Rettungskoſten, 
obwohl natürlich eine Verpflichtung „aus dem Verſicherungsvertrag“, 
doch eine ſolche iſt, die neben der eigentlichen Aſſekuranzverpflich⸗ 
tung hergeht und einen ſelbſtändigen Charakter hat. 

Dasſelbe aber muß von der Verpflichtung zum Erſatz der Scha⸗ 
densfeſtſtellungskoſten gelten, ſoweit fie durch Zuziehung 
von Sachverſtändigen auf Grund Allg. SeeVerſcked. 893 
Abſ. 2 entftanden find. Allerdings iſt für fie eine Vorſchuß⸗ 
verpflichtung des Verſicherers in den Geſetzen und Verſicherungs⸗ 
bebingungen nicht ausdrücklich anerkannt, vielleicht, weil wegen ihrer 
relativen Geringfügigkeit — im Gegenſatz zu den Rettungskoſten — 
ein Bedürfnis dafi nicht hervorgetreten iſt, aber die ratio legis 
iſt die gleiche. Und fo müſſen wir auch die gleiche Schlußfolgerung 
ziehen: die durch pflichtgemäße Zuziehung von Sachverſtändigen 
(8 93 zit.) ſeitens des Verſicherungsnehmers dem Verſicherer er⸗ 
wachſene Erſatzverpflichtung iſt im vorliegenden Falle eine echte 
Valuta verpflichtung, für deren Höhe alſo, wenn ſie in 
Mark getilgt werden ſoll, der Kurs der Pfund Sterling am Zah⸗ 
lungstage maßgebend iſt. 

Dr. Brandis will zu dem gleichen Ergebniſſe mit der Be— 
gründung gelangen, daß derartige Unkoſten niemals als „Teil des 
zu erſetzenden Schadens“ angeſehen werden könnten, denn dann wäre 
eine „ſpezifierte Aufzählung“ derartiger Aufwendungen in Allg. 
See Verſged. 8 32 nicht notwendig geweſen, weil die Erſatzpflicht 
des Verſicherers alsdann ſelbſtverſtändlich geweſen wäre. Aber dieſes 
Argument möchte ich mir nicht zu eigen machen. Denn es handelt 
ſich in 832 weniger um eine ſpezifizierte Aufzahlung, als um 
nähere Vorſchriften, unter welchen Vorausſetzungen der Verſicherer 
für ſolche Aufwendungen und (in § 37 Abf. 2) in welchem Um⸗ 
fange er für ſie zu haften hat. Und auch abgeſehen hiervon wäre 
eine ſolche Schlußfolgerung nicht zu billigen, denn, wenn irgendwo, 
dann würde hier das Sprichwort superfluum non nocet anwendbar 
ſein, weil es ſich um ein ſehr ſtrittiges Gebiet handelt, auf dem 
jede poſitive Einzelvorſchriſt höchſt willkommen ſein muß. 

Geh. IR. Prof. Dr. Victor Ehrenberg, Göttingen. 


D. S. 
des Arbeitsrechtes; daher iſt ein Streit über die 
Mitwirkungspflicht der Beteiligten im Verfah⸗ 
ren keine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit.] f) 

Die Tarifverträge find die Vorläufer und die charakte⸗ 
riſtiſchen Ausprägungen der für Arbeitsbedingungen und Pro⸗ 


Zu 1. Die Entſch. fordert zum entſchiedenen Widerſpruch her⸗ 
aus. Wegen des Tatbeſtandes ſei auf NG. 107, 24 ff. verwieſen. 

1. Die Entf. überſieht vollkommen, daß der Tarifvertrag ein 
ſchuldrechtl. Vertrag iſt, und daß er auch Verpflichtungen feſtſetzt, 
die der einen Partei gegenüber der anderen Partei obliegen. Das 
iſt heute anerkannten Rechtens. Wenn aber die Parteien ſich gegen⸗ 
ſeitig verpflichtet haben, tarifvertragliche Schlichtungsſtellen zu er⸗ 
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duktionsentwicklung autonomen Selbſtverwaltung durch ſoziale 
Selbſtverwaltungskörper und der durch die Beteiligten ſelbſt 
ein Arbeitsrecht ſchaffenden Berufsgeſetzgebung. Dieſe iſt durch 
das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt v. 5. Dez. 
1916 88 11, 12, 13 angebahnt, durch die TarifvertragsVO. 
v. 23. Dez. 1918 ausgebaut, durch die RVerf. Art. 165 ver⸗ 
faſſungsmäßig beſtätigt und durch das Betr. v. 4. Febr. 
1920 in weitem Maße durchgeführt. Ein Kernpunkt dieſer 
Selbſtverwaltung iſt die Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. 
Soweit die Geſetze ſelbſt Schlichtungsſtellen einſetzen, die Be⸗ 
ſtellung der Arbeitgeber⸗ und der Arbeitnehmervertreter in 
ihnen regeln und das Verfahren vor ihnen ordnen, ſind dies 
nicht entfernt Satzungen irgend privatrechtlichen Inhalts, ſon⸗ 
dern öffentlich⸗rechtliche Geſtaltungen von rein öffentlich- recht⸗ 
lichem Charakter; vgl. Bek. v. 21. Dez. 1916 z. Ausf. d. 
Hilfsdienſtgeſetzes v. 5. Dez. 1916, — 83 Abſ. 2 Nr. 1 (nicht 
beſtellbar bei Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter), — 85 (Strafe für grundloſe Ablehnung der Über⸗ 
nahme des Amtes als Vertreter der Arbeitgeber oder Arbeit⸗ 
nehmer), — 86 („die Vertreter verwalten ihr Amt ument- 
geltlich als Ehrenamt“), — 89 (Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit und Strafe bei Verletzung dieſer Pflicht), — § 10 (Be⸗ 
fugnis zu Erſuchen an Behörden und behördliche Einrich⸗ 
tungen); — BD. v. 23. Dez. 1918 88 15, 16 (Übernahme 
der Beſtimmungen der Bek. v. 21. Dez. 1916), 17 bis 30; — 
BetrRG., 88 82, 83, 84 bis 90, 95, 96, 97, 99, 100. — 
Von vornherein aber entſprach es der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, die Beſtimmung der Schlichtungsſtellen dem freien 
Willen der Beteiligten zu überlaſſen: ſo hieß es ſchon in 
813 des Hilfsdienſtgeſetzes „der in 8 9 Abſ. 2 bezeichnete 
Ausſchuß (1 Beauftragter des Kriegsamtes als Vorſitzender 
ſowie je 3 Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer) 
kann angerufen werden, wenn nicht beide Teile ein Ge⸗ 
werbegericht, ein Berggewerbegericht, ein Einigungsamt einer 
Innung oder ein Kaufmannsgericht als Einigungsamt an⸗ 
rufen“ und eben dieſer Vorbehalt iſt wörtlich wiederholt im 
820 Abſ. 1 der VO. v. 23. Dez. 1918; — und ſo be⸗ 
ſtimmte zum Betreff der Verkehrsanſtalten des Reichs und 
der Bundesſtaaten der durch 8 104 II Betr. aufgehobene 
(vgl. die VO. v. 14. April 1920 Art. 4) 8 19 Abſ. 2 der VO. 
v. 23. Dez. 1918 ſogar „die Zuſammenſetzung dieſes Aus⸗ 
ſchuſſes (beſonderer Schlichtungsausſchuß mit ausſchließlicher 
Zuſtändigkeit für den ganzen Bereich jeder Verkehrsanſtalt) 
und das Verfahren vor ihm kann durch Vereinbarung zwiſchen 


die eine Partei von der anderen Erfüllung ver⸗ 
langen (vgl. u. a. Hueck, Das Recht des Tarifvertrages S. 179), 
alſo auch im Prozeßwege fordern, daß die ſäumige Partei an der 
Errichtung des vereinbarten Schlichtungsausſchuſſes mitwirkt. Der 
Streit darüber iſt ein bürgerlicher. 


2. Das würde ſelbſt dann gelten, wenn es richtig wäre, daß 
die im Tarifvertrag vereinbarten Schiedsſtellen „gar nichts anderes 
ſein können“ als „ein öffentlich rechtliches Organ“, eine behördliche 
Einrichtung. Denn wenn den Parteien das Recht gegeben iſt, die 
Schaffung eines ſolchen Organs zu vereinbaren, ſo kann ihnen 
nicht die Macht, die Vereinbarung durchzuführen, mit der Begrün⸗ 
dung genommen werden, daß dies Organ „eine geſetzlich und ver⸗ 
faſſungsmäßig anerkannte Behörde auf dem Gebiete des Arbeits⸗ 
und Produktionsrechts darſtelle“. Es ift dies doch günſtigſtenfalls erſt 
dann, wenn die Parteien ihrer vertraglichen Verpflichtung, es 
zu ſchaffen, nachgekommen ſind. Und wenn die Parteien dies Organ 
ſelbſt ſchaffen, ſo können ſie es auch jederzeit im Wege der Verein⸗ 
barung wieder beſeitigen, mag ſelbſt das RArbMin. dem Tarif⸗ 
vertrage entſprechend den Obmann und deſſen Stellvertreter beſtellt 
haben. Daß die Parteien im Vertrage für den Fall der Nichteinigung 
dieſe Beſtellung dem RArbMin. übertragen haben, iſt eine reine 
Zufälligkeit. Sie hätten ſie genau ſo gut einem beliebigen Dritten 
übertragen können. In ungezählten privatrechtl. Verträgen iſt vor⸗ 
geſehen, daß die Beſtimmung eines Obmannes oder eines Gutachters 
dem LGPräſ. zuftehen ſolle. Durch eine ſolche Vereinbarung wird 
aber doch der Charakter des Vertrages nicht geändert. 


Für die ſtaatl. Schlichtungsausſchüſſe gilt jetzt Art. I, 88 
Abs. 2 der SchlVoO. v. 30. Okt. 1923, wonach die ob. Landesbehörde 
die Aufſicht über die Geſchäftsführung führt. Ein ſolches Auſſichts⸗ 
recht fehlt den tariflichen Schlichtungsſtellen gegenüber. 8 9 der 
2. Ausf BO. z. Schl. v. 30. Okt. 1923 trägt die überſchrift: 
a des behördlichen zum tariflichen Schlichtungsver⸗ 
ahren.“ 

3. Es iſt aber auch nicht richtig, daß die im Tarifvertrag verein. 
barten Schiedsſtellen gar nichts fein können, als die im 8 20 Abſ. 2 
der VO. v. 23. Dez. 1918 den geſetzl. Schlichtungsſtellen gleich⸗ 
geſtellten Schlichtungsſtekllen. Sie können vor allem Schieds- 


richten, dann kann 
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der zuſtändigen Verwaltung und Vereinigungen der von ihr 
beſchäftigten Arbeitnehmer geregelt werden. Soweit das nicht 
geſchehen iſt, gelten die Vorſchriften dieſer VO. entſprechend“. 
Nicht nur die ſo offen gelaſſenen anderweiten Stellen waren 
Gerichtsſtellen, ſondern auch der in 8 19 Abſ. 2 in Ausſicht 
genommene kraft Vereinbarung zuſammengeſetzte und ein 
vereinbartes Verfahren handhabende beſondere Schlichtungs⸗ 
ausſchuß ſollte ein öffentlich rechtliches Organ, eine behördliche 
Einrichtung fein. Eben dies find die im Tarifvertrag ver⸗ 
einbarten Schiedsſtellen; ſie können gar nichts anderes ſein, 
denn fie find ſchon in 8 20 Abſ. 2 der VO. v. 23. Dez. 1918, 
und ſodann im Betrag. 88 66 Nr. 3 und 4, 78 Nr. 5, 81 
Abſ. 3, 82 Abſ. 3 und 4, 85 Abs. 2 Nr. 1, 96 Abſ. 2 Nr. 1 
den geſetzlichen Schlichtungsſtellen nicht nur gleich, ſondern 
ſogar vorangeſtellt, — derart, daß erſt, wenn ſie nicht tätig 
werden, die geſetzlichen Schlichtungsſtellen zum Zug zu kom⸗ 
men haben. — Daraus folgt, daß die Geſetze ſelber die tarif⸗ 
vertraglichen Schiedsſtellen als den geſetzlichen völlig gleich⸗ 
wertige erachten und erklären, — alſo als durch den Tarif⸗ 
vertrag entſtandene öffentlich⸗rechtliche Gebilde. Demnach iſt, 
ſoweit der Tarifvertrag Schiedsſtellen einrichtet, die Vertrags⸗ 
form nur die Entſtehungsform dieſer autonomen Selbſt⸗ 
verwaltungsſchöpfung, die ſich in ihrem ganzen Weſen 
und nach ihrem ganzen Inhalt, in ihrer Zuſammenſetzung und 
in ihrem Verfahren, in ihren Pflichten und in ihren Rechten, 
in ihrer Zuſtändigkeit und in der Wirkung ihrer Entſchei⸗ 
dungen als eine ſelbſt geſchaffene, aber geſetzlich und ver⸗ 
faſſungsmäßig anerkannte Behörde auf dem Gebiete 
des Arbeits⸗ und Produktionsrechts darſtellt. In 
den vorliegenden Tarifverträgen kommt dies auch noch dadurch 
zum Ausdruck, daß der Obmann der Schlichtungsausſchüſſe 
bzw. des Hauptausſchuſſes mangels einer Einigung durch die 
zuſtändige Aufſichtsbehörde bzw. durch das Reichsarbeitsmini⸗ 
ſterium zu beſtellen iſt. — Abzulehnen iſt insbeſondere eine 
Gleichſtellung der tarifvertraglichen Schiedsſtellen mit den 
Schiedsgerichten der ZPO. Die ſe entſtehen nur kraft 
Vereinbarung privater Parteien, jene aber ſind durch 
Selbſtverwaltungskörper geſchaffene, durch die ſtaatliche Ge⸗ 
ſetzgebung anerkannte ſtändige Organe der Rechtspflege auf 
dem Gebiet des Arbeits⸗ und Produktionsrechts, vgl. JW. 
1895, 296 7, 1457/94, Urt. v. 10. April 1895; die Schieds⸗ 
gerichte betreffen individuill beſtimmte, rein bürgerliche, dem 
ordentlichen Rechtsweg unterliegende, außerhalb des Rahmens 
des öffentlichen Rechts ſtehende Rechtsſtreitigkeiten und ſind, 


gerichte i. S. des 8 6 GGG. fein (.. Lion⸗Levy, Die 
Schiedsvertragsklauſel im Arbeitsrecht, insb. in Tarifverträgen R. 
und W. 1920, 207ff.; dazu Schreiben des RArbMin. v. 16. Febr. 
1920 in Schl A. Berlin 2, 267, Bewer, NArbBl. nichtamtl. T. 1, 
379). Sie gehören dann zum normativen Teil des Tarifvertrages 
(Ripperdey, Beiträge zum Tarifrecht S. 142 Aum. 88; 
Hueck, Das Tarifrecht S. 18). Der Unterzeichnete iſt ſeit langem 
unparteiiſcher Obmann eines auf Grund gerade dieſes Tarifver⸗ 
trages geſchaffenen Schlichtungsausſchuſſes. Dieſer Schlichtungsaus⸗ 
ſchuß entſcheidet Einzelſtreitigkeiten als Schiedsgericht. Der 
Tarifvertrag ſelbſt ſpricht von einer ſchieds richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung. Das Urteil des Hauptausſchuſſes iſt für beide 
Parteien endgültig und bindend. „Die Koſten des Schiedsver⸗ 
fahrens trägt jede Partei für die von ihr geſtellten Beiſitzer und 
für ihre Vertretung, die Koſten des Obmanns tragen die vertrag⸗ 
ſchließenden Verbände zu gleichen Teilen.“ . 

Dieſe Schiedsſtellen können aber auch den geſetzl, Schlichtungs⸗ 
ſtellen gleichgeſtellte Schlichtungsſtellen fein. Dann find je aller⸗ 
dings nicht Schiedsgerichte, ſondern haben eben jene Aufgaben, die 
den ſtaatl. Schlichtungsausſchüſſen obliegen, d. h. fe haben zum 
Abſchluß von Geſamtvereinbarungen Hilfe zu leiſten (. jetzt 8 3 
der WO. über das SchlW. v. 30. Okt. 1923). Darüber hinaus 
können ſie noch eine weitergehende Aufgabe durch den Tarifvertrag 
erhalten, nämlich die Auslegungsſtreitigkeiten als Rechts ſtreitigkei⸗ 
ten zwiſchen den beteiligten Verbänden zu entſcheiden und derlei 
mehr; dazu iſt der Haupkausſchuß in dem vorliegenden Tarifvertrag 
vorgeſehen. Den Schlichtungsausſchüſſen liegen dieſe letzteren Auf⸗ 
gaben nicht ob. Sie ſind, wie Sitzler⸗Gaßner (Die Schl. 
v. 30. Okt. 1923 S. 19) zutreffend bemerken, rechts ſchöpfend, nicht 
rechtsauslegend tätig (vgl. im übrigen hierzu: Flatow⸗Joachim, 
Die Schl VO. Anm. 1 zu 83 S. 10 ff. Der ſch, Die neue Schl. 
S. 172 ff.; derſ. NAAR. 1923 Sp. 287 ff: Walder, Konkurrenz 
v. Schlichtungs⸗ und Gerichtsverfahren NZ AR. 1923, 731 ff. 
Entw. einer SchlVoO. Reichst Druckſ. Nr. 37601 Wahlperiode 1921/22 
S. 33; Kaskel, Soziale Pr. 1923 S. 544. Derſ., Neuerungen im 
Arbeitsrecht S. 25 ff. und viele andere, ſ. insb. die Literaturangaben 
bei Walder a. a. O. Sp. 732). 

RA. Max Abel, Eſſen. 
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foweit die Berechtigung der Parteien zum Vergleichsſchluß 
reicht, zugelaſſen lediglich mit Rückſicht auf das — nach dem 
Zeugnis der Rechtsgeſchichte unter allen Prozeßſyſtemen ſtän⸗ 
dige — private Bedürfnis nach ſchiedsrichterlicher Entſchei⸗ 
dung: jene aber haben die Aufgabe und das Ziel, die Ar⸗ 
beits⸗ und Dienſtordnung der Betriebe und die Richtlinien für 
Einſtellung und Entlaſſung der Arbeitnehmer zu ſichern und 
zu fördern im ſtaatlichen Intereſſe: denn nunmehr iſt die 
wirtſchaftliche Entwicklung und behufs derſelben die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern als ge⸗ 
meinſamen beiderſeits verantwortungs- und arbeitsfreudigen 
Mithelfern der Produktion in die Staatszwecke ein⸗ 
gereiht: ſchon die Mitglieder der Betriebsräte verwalten — 
wie $ 35 Betrag. beſagt — ein Amt, und zwar unentgelt⸗ 
lich als Ehrenamt. Das Dargelegte ergibt, daß die von der 
Klage des Arbeitgeberverbandes geltend gemachte Verpflich⸗ 
tung des bekl. Arbeitnehmerverbandes zur Mitwirkung im 
Verfahren, nämlich zur Entſendung der Arbeitnehmervertreter 
in die Hauptausſchußſitzungen, keinenfalls eine privatrechtliche 
und der Streit darüber kein bürgerlicher iſt. Soweit die in den 
Geſetzen, insbeſondere im BetrütG., vorgeſehenen Mittel nicht 
ausreichen, um ein bezügliches tarifvertragswidriges Verhalten 
des Bekl. zu verhindern, — iſt zur Ausfüllung dieſer Lücke 
keinenfalls der Zivilrichter berufen. 
(U. v. 30. Nov. 1923; 244/23 III. — Berlin.) 


2. Für Streitigkeiten über die allgemeine 
Grundlage des Arbeitsverhältniſſes iſt der 
ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen. 8 20 Abſ. 1 
A O. v. 23. Dez. 1918.7) 

Die Kl. verlangte mit der im Sept. 1921 eingereichten 
Klage die Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit des zwiſchen ihr und 
ihrem Arbeiterausſchuß, dem Bell., geſchloſſenen Abkommens 
v. 16. Febr. 1920, durch das der 8 11 des Reichstarifvertrags 
v. 19. Juli 1919 dahin erweitert worden iſt, daß im Falle 
einer Erkrankung und eines Unfalles dem Arbeiter ein be⸗ 
ſtimmter Teil des tarifmäßigen Lohnes gezahlt werde, wel⸗ 
chen Vertrag ſie wegen Irrtums angefochten hat. Sie er⸗ 
ſtrebt alſo die Entſch. der Frage, ob für die Lohnzahlung im 
Falle der Verhinderung des Arbeiters an der Dienſtleiſtung 
§ 11 des Reichstarifvertrags oder des mit dem Bekl. ge⸗ 
ſchloſſene Abkommen v. 16. Febr. 1920 Geltung hat. Es 
handelt ſich ſomit um eine „Geſamtſtreitigkeit“, alſo einen 
Streit über die allgemeine Grundlage des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes, nicht um eine „Einzelſtreitigkeit“ über Anſprüche aus 
dem Dienſtvertrage zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
(vgl. RG. 103, 24). Für ſolche Geſamtſtreitigkeiten iſt durch 
8 20 Abſ. 1 VO. v. 23. Dez. 1918 (RGBl. 1456) die Zu⸗ 


Zu 2. Der Entſch. vermag ich nicht zuzuſtimmen. 

1. Es handelt ſich um eine Klage, die die Kl. gegen ihren 
Arbeiterausſchuß angeſtrengt hat, mit dem fie das Abkommen vom 
16. Febr. 1920 getroffen hat. Die intereſſante Frage, ob denn der 
Arbeiterausſchuß überhaupt parteifähig iſt, hat eine Erörterung nicht 
gefunden. Die Frage dürfte für das Gerichtsverfahren zu verneinen 
ſein. Für das Schlichtungsverfahren beruht die Prozeßſtellung der 
Betriebsvertretung jetzt auf 8 15 Abſ. 1 der 2. BD, 3. Ausf. der 
SchlVO. v. 29. Dez. 1923. „Die Arbeitnehmerſchaft, die Arbeiter⸗ 
oder Angeſtelltenſchaft eines Betriebes wird durch die nach bem 
BNG. hierzu berufenen Mitglieder des Betriebsrats, des Arbeiter⸗ 
oder Angeſtelltenrats vertreten.“ Demnach iſt nicht die Be⸗ 
triebsvertretung ſelbſt Partei, ſondern Vertreter der Arbeitnehmer⸗ 
ſchaft oder einer Gruppe derſelben (vgl. Kas kel, NEAR 1921, 
II ff.) Der ſch, Die SchlVo. S. 153; Sitzler⸗Gaßner, die 
SchlVO. S. 17ff.; a. A. Flatow⸗Joachim, die Schl. 
S. 21 ff. a. S. 134). über die Stellung der Betriebsvertretung im 
arbeitsgerichtlichen Verfahren bei Einſpruchsklage gegen Einſtellung 
und Kündigung (vgl, Derſch a. a. O. S. 368 ff. und 394 ff.). 

2. Der Begriff der „Geſamtſtreitigkeit“ iſt verkannt (vgl. 
hierzu meine Anm. z. Entſch. d. NG. v. 30. Nov. 1923). Ein Ge⸗ 
ſamtintereſſenſtreit liegt nicht vor. Die Kl. erſtrebt nicht die Herbei⸗ 
führung einer Geſamtvereinbarung, ſondern nichts als die Entſch. 
eines Rechtsſtreits. Die Streitigkeit hat ſich auch nicht bei Durch⸗ 
führung von Beſtimmungen des Reichstarifvertrages ergeben, ſon⸗ 
dern bei Durchführung der Betriebs vereinbarung. 

3. Dabei iſt aber auch weiter überſehen, daß die nach 8 14 

des Reichs TV. geſchaffene Schlichtungsinſtanz wohl kaum die In⸗ 
ſtanz für einen Streit um eine Betriebs vereinbarung, für 
einen Streit zwiſchen Arbeitgeber und ſeiner Arbeitnehmerſchaft ver⸗ 
treten durch die Betriebsvertretung fein dürfte. Nach aller Regel 
ſind dieſe Inſtanzen für einen Streit der Tarifvertrags parteien 
geſchaffen, u. U. auch für die Parteien des Einzelarbeitsvertrages. 


RA. Max Abel, Eſſen. 
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ſtändigkeit eines Schlichtungsausſchuſſes geſchaffen, an deſſen 
Stelle nach Abſ. 2 a. a. O. im vorliegenden Falle die in 8 14 
des Reichstarifvertrages bezeichneten Schlichtungsinſtanzen zu 
treten haben, weil es ſich, wie das BG. ohne Rechtsirrtum 
annimmt, um eine Streitigkeit handelt, die ſich bei der Durch⸗ 
führung von Beſtimmungen des Reichstarifvertrages ergeben 
hat. Dieſe Inſtanzen haben endgültig zu entſcheiden (8 14 
Abſ. 4 des Reichstarifvertrages). Im Ergebnis iſt daher die 
Entſch. des BG., das das Verfahren vor dem ordentlichen 
Gericht als unzuläſſig ablehnt, zutreffend, wenn auch ſeiner 
Anſicht, daß vom Bekl. die in 5274 Abſ. 2 Nr. 3 3PO. 
bezeichnete Einrede erhoben ſei, rechtlichen Bedenken unter⸗ 
liegt (RG. v. 9. April 1923 — VI 434/22 und v. 1. Nov. 
1923 — V11343/22 — beide zum Abdruck beſtimmt —, RG. 
107, 247). 
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(u. v. 15. Febr. 1924; 791/22 VII. — Kiel.) 


3. 813 G VG. — Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
bei Beſchränkung ſatzungsmäßiger Mitglied- 
ſchaftsrechte.] 7) 

Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt auch in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz von Amts wegen zu prüfen, und zwar auch dann, 
wenn die Klage aus materiellrechtlichen Gründen abgewieſen 
iſt (RG. 82, 1261)). Das BG. führt aus, daß nicht alle Strei⸗ 
tigkeiten, die darüber entſtünden, ob von der einen oder 
anderen Seite Vereinspflichten verletzt worden ſeien, vor die 
ordentlichen Gerichte gehörten. Insbeſondere ſeien Verwal⸗ 
tungsmaßnahmen, die ſich auf das innere Vereinsleben be⸗ 
zögen, der Nachprüfung der Gerichte entzogen. Handele es ſich 
dagegen um einen Streit, bei dem von der ſtaatlichen Rechts⸗ 
ordnung anerkannte und geſchützte Rechtsgüter einer Partei 
oder dritter Perſonen auf dem Spiele ſtünden, ſo ſtehe der 
Rechtsweg offen. Als das Recht, das die Kl. geltend macht, 
bezeichnet das BG. den Anſpruch, der Satzung gemäß be⸗ 
handelt, d. h. im vorliegenden Falle von den Organen des 
Vereins als erſtklaſſiger Verein anerkannt zu werden, da die 
durch die Satzung beſtimmten Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
gehörigkeit zur erſten Klaſſe gegeben ſeien. Es legt ferner dar, 
daß dieſes Recht auf Zugehörigkeit zu einer höheren Klaſſe 
für den Verein nicht bloß ein großes ſportliches (alſo auf 
dem Gebiet der Vereinsehre liegendes), ſondern auch ein 
Vermögensintereſſe darſtelle. Das BG. ſieht in der Nicht⸗ 
anerkennung dieſes Rechts eine Einſchränkung des ſatzungs⸗ 
mäßigen Mitgliedſchaftsrechts, deren Beſeitigung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege verlangt werden könne. Dieſe Auffaſſung 
läßt ſich rechtlich nicht beanſtanden. Allerdings liegt der vor⸗ 
liegende Fall anders wie die in den vom BG. erwähnten Ent⸗ 
ſcheidungen (Gruch Beitr. 38, 1123 und JW. 1915, 1424) be⸗ 


1) JW. 1913, 695. 

Zu 3. a) Wenn das obige Urt. die Frage, inwieweit die Ger. 
bei Streitigkeiten innerhalb privater Vereine um Entſcheidung an⸗ 
gerufen werden können, als eine Frage nach der „Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs“, im techniſchen Sinne dieſes Begriffs, bezeichnet und 
behandelt, ſo kann dies nicht als zutreffend angeſehen werden. Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs (d. h. des Zivilgerichtswegs) iſt eine Pro⸗ 
zeßvorausſetzung, die entfällt, wenn die ſtreitige Angelegenheit zum 
Gebiet der Verwaltungszuſtändigkeit oder der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit oder ſonſtwie zur öffentlich⸗rechtlichen Kompetenz gehört. Es 
handelt ſich dabei um die Abgrenzung der streitigen Zivilgerichtsbar⸗ 
keit gegen ſonſtige ſtaatliche Tätigkeit, wie dies am deutlichſten aus 
GVG. § 17 erhellt. So 3. B. die in obiger Entſch. zitierten Urt. 
RE. 82, 126 = JW. 1913, 695 (Steuerfragen) und 62, 252 
= JW. 1906, 125 (religiöſe Bruderſchaft mit kirchenrechtlicher 
Unterworfenheit). Dagegen iſt überall da, wo es ſich zwar um 
private Angelegenheiten handelt, aber das Gegebenſein eines rechts⸗ 
ſchutzfähigen Privatrechts an ſich zweifelhaft iſt, nicht ſowohl 
jene extenſive Abgrenzung des Gebiets der ſtreitigen Zivilrechts⸗ 
pflege gegen ſonſtige Gebiete ſtaatlicher Betätigung, als vielmehr 
die intenſive (qualitative) Beſtimmung der auf dem Gebiet der 
ſtreitigen Zivilrechtspflege zu leiſtenden ſtaatlichen Tätigkeit in Frage, 
alſo, um mit der Prozeßtheorie zu ſprechen, nicht eine Prozeß⸗ 
vorausſetzung, ſondern die Rechtsſchutzfähigkeit. Rechtsſchutz wird. 
von weiteren Einzelheiten abgeſehen, nur gewährt, wo ein Privatrecht 
verletzt oder gefährdet iſt. Iſt das angeblich verletzte Privatrecht in 
Wirklichkeit überhaupt kein denkbarerweiſe geſchütztes Recht, fo ift 
nicht der „Rechtsweg unzuläſſig“, ſondern die Klage mangels Rechta⸗ 
ſchutzobfekts als unbegründet abzuweiſen. Wenn — falls mir ein 
Kathederbeiſpiel an dieſer Stelle geſtattet wird — A. gegen B. klagt, 
dieſer ſolle verurteilt werden, ihn künftig zu grüßen oder freundlich 
zu behandeln, ſo kann B. nicht die Einrede der Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs erheben, wohl aber Abwetſung der Klage als jedenfalls 
grundlos beantragen, weil, was auch immer vorliegen möge, ein 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 
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handelten. In letztere und dem ſonſt vom RG. entſchiedenen 
Fällen handelte es ſich durchweg darum, daß Vereinsmit⸗ 
glieder zur Strafe aus dem Verein ausgeſchloſſen oder in 
der Ausübung ihrer ſatzungsmäßigen Rechte beſchränkt oder 
ſchließlich mit einer Geldſtrafe belegt worden waren (22. Febr. 
1917, IV 289/16; 9. Juli 1914, IV 156/14). Aber ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß ein ſatzungswidriger Eingriff in die ſich aus 
der Zugehörigkeit zum Verein ergebenden Rechte behauptet 
wird; auf den Beweggrund, aus dem dieſer Eingriff ge⸗ 
ſchehen iſt, kann es nicht ankommen. Weſentlich anders liegt 
der Fall RG. 79, 4092), in dem der Verein dafür ver⸗ 
antwortlich gemacht werden ſollte, daß der Vorſtand die 
Wahl des Kl. in ein als „Ehrenrat“ bezeichnetes Vereins⸗ 
organ nicht anerkennen wollte. In dieſem Falle iſt die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs verneint. Gleiches gilt von RG. 62, 
252 8), die auf Spezialgeſetzen beruht. 

(U. v. 13. Okt. 1924; 178/24 IV. — Dresden.) Ka. 


4. 88 1214 der VO. über die Einſtellung und 
Entlaffung von Arbeitern und Angeſtellten wäh⸗ 
rend der Zeit der wirtſchaftlichen Demobil⸗ 
machung beziehen ſich nur auf deutſche, nicht 
auf ausländiſche Arbeiter und Angeſtellte. 
Schiedsſprüche des Schlichtungsausſchuſſes 
(Sch! A.), die die Entlaſſung ausländiſcher Ar⸗ 
beiter für ungerechtfertigt erklären und Ver⸗ 
bindlichkeitsbeſchlüſſe ſolcher Schiedsſprüche 
durch den Demobilmachungskommiſſar (DK.) ſind 
daher ungültig.] 7) 

Die Klage ſtützt ſich auf den Schiedsſpruch des Schl A. 
zu Lörrach v. 4. Dez. 1919 und den Beſchluß des DE. zu 
Freiburg v. 2. März 1920, vermöge deſſen jener Schieds⸗ 
ſpruch für verbindlich erklärt worden iſt. Der Schiedsſpruch 
iſt nach ſeinem ſachlichen Inhalt für die ordentlichen Ge— 


Rechtsanſpruch keinesfalls gegeben ſein kann. Von dieſem Beiſpiel 
liegen Vereinsſtreitigkeiten, wie die vorliegende, keineswegs ſo weit 
ab, wie es auf den erſten Blick ſcheinen mag. Wenn ein Fußballklub 
gegen den Fußballverband darauf klagt, von der zweiten in die erſte 
Spielklaſſe geſtellt zu werden, ſo iſt hierfür zwar jedenfalls der 
„Rechtsweg“ zuläſſig, da es ſich um eine Streitigkeit über ein augeb⸗ 
liches Privatrecht handelt und die Kompetenz öffentlich- rechtlicher 
Organe nicht in Frage kommt. Wohl aber iſt zu fragen, ob jener 
Anſpruch in der Tat ein rechtsſchutzfähiger Privatrechtsanſpruch iſt; 
iſt dieſe Frage, die in obiger Entſch. im übrigen zutreffend geſtellt 
wird, zu verneinen, jo iſt die Klage mangels Rechksſchutzobjekts als 
unbegründet abzuweiſen. Auch die Rechtsſchutzfähigkeit iſt von Amts 
wegen, und zwar noch in der Reviſionsinſtanz zu prüfen; daß es 
ſich dabei nicht um die „Zuläſſigkeit des Rechtswegs“ handelt, wie 
dies auch in dem Urt. RG. 79, 409 — JW. 1912, 907 nicht ges 
ſagt wird, iſt in mancherlei Punkten von Wichtigkeit; z. B. findet 
ZPO. 8 547 Ziff. 1 keine Anwendung. 

b) Zur Sache ſelbſt iſt die Frage, wie bereits angeführt, 
zutreffend dahin geſtellt, ob die Zugehörigkeit des klagenden Sport⸗ 
vereins zu einer höheren Spielklaſſe des beklagten Verbandes ein 
eigentliches Privatrecht gegenüber dem Verbande darſtellt oder ob es 
ſich hierbei lediglich um die innervereinliche Einteilung der Mitglie⸗ 
der handelt, über die die Verbandsverwaltung entſcheidet. Ob der 
in der Berufungsinſtanz erfolgten Entf. dieſer Frage in erſterem 
Sinne zuzuſtimmen iſt und ob es ſich bei dieſer Bejahung nur um 
eine nicht nachprüfbare Tatfrage handle, kann doch ſehr ziveifelhaft 
fein. Nicht jede innervereinliche Mitgliedspoſition iſt auch ein eigent⸗ 
liches, dem Verein gegenüber durch privatrechtlichen Anſpruch ge⸗ 
ſchütztes Mitgliedsrecht. So hat gewiß jedes Mitglied Anſpruch auf 
Benutzung der Vereinseinrichtungen; aber die Feſtſetzung der ein⸗ 
zelnen Modalitäten dieſer Benutzung iſt ſicherlich grundſätzlich eine 
reine Verwaltungsfrage. Iſt ein Verein auf Wettſpiele angelegt, ſo 
handelt es ſich bei der Klaſſifizierung zu dieſen Wettſpielen auch um 
nichts anderes, als um die genauere Regelung, wie die Mitglieder 
die Vereinseinrichtungen benutzen können. Ein „Anſpruch, als Spiel⸗ 
verein erſter Klaſſe behandelt zu werden“ läßt ſich gewiß weit natür⸗ 
licher als ein rein innervereinlicher verſtehen. Das Recht auf 
ſatzungsmäßige Behandlung würde verletzt, wenn ein Verein grundlos 
vom Spielen ausgeſchloſſen würde, nicht aber, wenn die ſatzungs⸗ 
mäßig zuftändigen Organe ihn zum Spiel fo oder anders einteilen. 
Jedenfalls ſpricht alſo ſehr viel mehr gegen, als für die Bejahung 
der Rechtsſchutzfähigkeit. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 

2) JW. 1912, 907. 

3) JW. 1906, 125. 

x Zu 4. 1. Durch Art. II d. VO. über Berriebsſtillegungen und 
Arbeitsſtreckung v. 15. Okt. 1923 find die 88 12—15 d. VO. ü. d. 
Einſt. und Entl. v. Arbeitern und Angeſtellten während der Zeit 
der wirtſchaftl. Demobilmachung v. 15. Febr. 1920 ausdrücklich 


richte bindend. Aber nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
RG. (vgl. RG. 104, 1711); 105, 231, Urteil des erk. Sen. 
v. 8. Juli 1924 III 963/23 2)) find die Gerichte berechtigt 
und verpflichtet, nachzuprüfen, ob die Entſcheidungen des 
Schl A. und des DK. auf geſetzlicher Grundlage beruhen und 
innerhalb der Zuſtändigkeit dieſer Behörden ergangen ſind. 
Wäre die VO. über die Einſtellung und Entlaſſung von 
Arbeitern und Angeſtellten während der Zeit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Demobilmachung v. 3. Sept. 1919 und die VO. 
zur Abänderung dieſer VO. v. 12. Febr. 1920 auf die Kl. 
als Ausländer, die im Ausland wohnen, nicht anwendbar, 
ſo hätte aus der Anwendung jener VO. ein Streit zwiſchen 
den Kl. und ihrem Arbeitgeber, der Bekl., auf Grund jener 
Beſtimmungen nicht entſtehen können, und der Schl A. wäre 
nicht befugt geweſen, auf Grund derſelben einen Schiedsſpruch 
zu erlaſſen. Der Schl A. hätte die Grenzen der ihm vom Gejch 
zugewieſenen Zuſtändigkeit überſchritten, wenn er Perſonen 
ſeiner Spruchtätigkeit unterwarf, die nach dem Geſetz nicht 
unter ſie fielen. Den unter ſolchen Umſtänden ergangenen 
Schiedsſpruch hatte der DE. nicht für verbindlich erklären 
dürfen. Haben Schl A. und DE. gegen dieſe Grundſätze ver⸗ 
ſtoßen, ſo ſind ihre Entſcheidungen unwirkſam; die Kl. können 
aus ihnen keine Rechte herleiten, und die Entſcheidungen ſind 
für das Gericht nicht bindend. Daraus ergibt ſich Recht und 
Pflicht der Gerichte, nachzuprüfen, ob jene VO. auch auf Aus⸗ 
länder, die im Ausland wohnen, anwendbar ſind; — eine 
Rechtsfrage, von der zugleich auch die Entſcheidung in der 
Hauptſache abhängt. Das BG. hat angenommen, daß die Ent- 
laſſungsbeſchränkungen, die die (inhaltlich übereinſtimmenden) 
88 1214 jener beiden VO. enthalten, den Kl. als Aus⸗ 
ländern, die im Ausland wohnten, nicht zugute kommen. Die 
Erwägungen, mit denen das BG. geſtützt auf die beiden Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. Kaskel, dieſes Ergebnis be⸗ 
gründet, laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. Mit Recht 


aufgehoben. Die Erörterung der Frage, ob ſich dieſe VO. nur auf 
deutſche oder auch auf ausländiſche, im Ausland wohnhafte Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte bezog, hat daher ihre praktiſche Bedeutung ver⸗ 
foren. Die VO. betr. Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen 
und ⸗ſtillegungen v. 8. Nov. 1920 in Verb. mit der erwähnten 
BD. v. 15. Okt. 1923 kennt jedenfalls dieſen Unterſchied nicht. 
2. Die zweite Frage indeſſen, die das Nachprüfungs⸗ 
recht der Gerichte gegenüber den Entſch. der Schlichtungsausſchüſſe 
und des Demobilmachungskommiſſars betrifft, hat eine täglich 
wachſende Bedeutung gewonnen. Nicht nur für das Gebiet des 
Arbeitsrechts, ſondern ebenſo für das Mietrecht. Im Urt. v. 10. Dez. 
1920 hatte der III. Sen. (RG. 101, 115 = JW. 1921, 235) die 
Frage zu prüfen, inwieweit die Beſchl. des MEA. für die Gerichte 
bindend find. „Das MEA. muß ſich in den Grenzen feiner 
Zuſtändigkeit halten, und ob es dies getan hat, iſt auch von 
dem ordentlichen Gericht zu prüfen, wenn es über Fragen ent⸗ 
ſcheiden ſoll, bezüglich deren bereits ein Beſchl. des MEA. vor⸗ 
liegt.“ Bedeutſam iſt auch eine Entſch. des gl. ZS. v. 21. Dez. 
1921 (RG. 103, 315 — JW. 1922, 581), in welcher ausgeſprochen 
iſt: „Selbſt wegen eines Verſtoßes gegen weſentliche Verfah⸗ 
rensvorſchriften kann die Entſch. d. MEN. nicht durch Klage 
angefochten werden, weil ein MEN., das eine in den Rahmen ſeiner 
Spruchbefugnis fallende Entſch. unter Außerachtlaſſung weſentlicher 
Verfahrensvorſchriften trifft, dadurch die Grenzen feiner Zuſtändig⸗ 
keit nicht überſchreitet (NG. 101, 55).“ Dieſe Entf, iſt um jo 
bedeutſamer, als der VII. 38S. in einer arbeitsrechtl. Entſch. die 
Pflicht der Nachprüfung auch darauf erſtreckte, „ob nicht zwingende 
Berfahrensvorſchriften verletzt worden find.” (NG. 104, 171ff. 
JW. 1922, 1717; JW. 1922, 17172 mit Anm. d. Unter⸗ 
zeichneten). Der III. 38. (NG. 104, 418) hat die Rechtsfrage in 
dieſer Beziehung leider ausdrücklich unerörtert gelaſſen. Die ar⸗ 
beitsrechtliche Literatur zu dieſer Frage hat einen erheblichen 
Umfang gewonnen. (Vgl. insbeſ. Derſch, die neue Schlichtungs⸗ 
Vo. S. 269 und 272 ff.; Flatow Joachim, die Schl d. 
S. 145 ff.; Sitzler⸗Gaſſner, die SchlVO. S. 33; Kaskel⸗ 
Gericht und Schl., NZ. f. AR. 1923, 151 ff.) Müller, Gericht 
und Schl A., ArbR. 1923, 257 ff. und viele andere) Es wäre zu 
begrüßen, wenn die Fragen, die erſtmalig ausführlicher Friedr. 
Stein in feiner Schrift „Grenzen und Beziehungen zwiſchen 
Juſtiz und Verwaltung“ von großen Geſichtspunkten aus erörtert 
hat, erneut in ihrem ganzen Zuſammenhange im Hin⸗ 
blick auf das Recht der Gegenwart einer Unterſuchung unterzogen 
würden (vgl. z. B. 8 12 Abf. 2 der KartellVO. v. 2. Nov. 1923). 
Darüber herrſcht allerdings wohl Übereinſtimmung, daß das 
Gericht nachzuprüfen hat, ob die Entſch. von einer zuständigen Stelle 
erlaſſen worden iſt. Der Entſch. iſt daher im Ergebnis beizutreten. 
RA. Max Abel, Eſſen. 
1) JW. 1922, 1717. 
2, JW. 1924, 1594. 
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geht der BR. nicht ſowohl von der Einzelauslegung gerade 
der 88 12—14 jener VO. aus, als vielmehr von dem In⸗ 
halte der VO. im ganzen, ihrem Sinn und Zweck und ihrem 
Aufbau und inneren Zuſammenhang. Die BD. enthalten, 
ſoweit ihr Inhalt hier einſchlägt, drei Gebote an den Arbeit⸗ 
geber: er ſoll heimkehrende Kriegsteilnehmer und Zivilinter⸗ 
nierte, die am 1. Aug. 1914 bei ihm in Stellung waren, 
wieder einſtellen; er ſoll diejenigen Arbeitnehmer, die zur 
Zeit bei ihm beſchäftigt ſind, nicht entlaſſen; und er ſoll end⸗ 
lich, nach Maßgabe einer Auflage ſeitens der Demobil⸗ 
machungsausſchüſſe, Kriegsteilnehmer neu einſtellen. Alle 
dieſe Geſetzesbefehle richten ſich an den Arbeitgeber in Deutſch⸗ 
land. Erſt aus dieſem an den Arbeitgeber gerichteten Ge⸗ 
ſetzesbefehl ergibt ſich, gewiſſermaßen als deſſen Kehrſeite 
oder, wie der Gutachter Profeſſor Dr. Höniger es aus⸗ 
gedrückt hat, als „Reflexwirkung“ ein Anſpruch des Arbeit⸗ 
nehmers, dem die Geſetzesbefehle zugute kommen, gegen den 
Arbeitgeber auf ein dem Geſetzesbefehl entſprechendes Ver⸗ 
halten. In bezug auf die Wiederbeſchäftigungspflicht, 88 3 
bis 11, und auf die von Kaskel ſogenannte „Notbeſchäf⸗ 
tigungspflicht“, 88 15 ff., hat das Geſetz ausdrücklich vor- 
geſehen, daß die entſprechenden Berechtigungen nur beſtimmten 
Arbeitnehmern zugute kommen ſollen, nämlich im weſent⸗ 
lichen (mit gewiſſen Erweiterungen, die nur zur Beſtätigung 
des Grundſatzes dienen) Deutſchen (vgl. 8 2). In die Be⸗ 
griffsbeſtimmung des Arbeitnehmers (§ 1) ift eine ähnliche 
Beſchränkung nicht aufgenommen; aber der BR. bemerkt zu⸗ 
treffend, daß 81 nur den Begriff des Arbeitnehmers klar⸗ 
legen, aber nichts darüber beſtimmen wollte, welcher Kreis 
von Arbeitnehmern in Betracht komme. Hinſichtlich der hier 
in Rede ſtehenden „Weiterbeſchäftigungspflicht“ (88 1214) 
enthält ſich das Geſetz einer genaueren Abgrenzung des Krei⸗ 
ſes der begünſtigten Arbeitnehmer, insbeſondere beſchränkt 
es dieſen Kreis nicht ausdrücklich auf Deutſche, oder auf ſolche 
Nichtdeutſche, die wenigſtens in Deutſchland wohnen. Bei 
dieſem Sachverhalt iſt die von den Kl. vertretene, von dem 
Gutachter Höniger und von dem LG. gebilligte Auslegung, 
daß die Entlaſſungsbeſchränkungen der 88 12—14 auch nicht⸗ 
deutſchen und zugleich nicht im Inland wohnenden Arbeit⸗ 
nehmern zugute kommen ſollten, möglich. Aber der BR. 
hält ſie nicht für richtig. Aus dem inneren Zuſammenhang, 
der zwiſchen den 88 3—11 und 88 15 ff. auf der einen Seite, 
und den 88 12—14 andererſeits beſteht, folgert er, daß auch 
die Vorſchriften der 88 12—14 nicht weiter reichen als die⸗ 
jenigen der 88 3—11 und 15ff. Er erwägt: die Demobil⸗ 
machungsgeſetzgebung ſei geboren aus der Not des deutſchen 
Vaterlandes, aus dem Notſtand, in den dieſes durch den un⸗ 
glücklichen Kriegsverlauf und die plötzliche Demobilmachung 
gekommen war. Damals habe es gegolten, den deutſchen Ar- 
beiter und Kriegsteilnehmer unterzubringen, um ihn vor 
Hunger und Arbeitsloſigkeit zu ſchützen. Zu dieſem Zweck 
habe der Geſetzgeber die deutſchen Unternehmer und Betriebe 
belaſtet. Für deren Belaſtung zugunſten ausländiſcher, zumal 
auch im Ausland wohnender Arbeitnehmer habe kein Anlaß 
beſtanden. Ja, es wäre damals, nach dem Zuſammenbruch, 
widerſinnig geweſen, die Einſtellung des deutſchen Arbeiters 
und Kriegsteilnehmers durch Beſchränkung der Kündigung 
ausländiſcher Arbeitnehmer zu erſchweren und dem deutſchen 
Arbeitgeber Laſten zugunſten des Auslands aufzuerlegen. 
Dieſen Erwägungen iſt durchaus beizutreten. Hätte der Ge⸗ 
ſetzgeber die Rechte aus 88 12—14 auch ausländiſchen Ar⸗ 
beitern, die im Ausland wohnten, verleihen wollen, ſo hätte 
er dies ausdrücklich ſagen müſſen. Dies iſt nicht geſchehen. 
Im Gegenteil laſſen ſich aus 8 13 EinſtVO. gewiſſe An⸗ 
haltspunkte dafür ableiten, daß das Geſetz nur deutſche Ar⸗ 
beiter berückſichtigt wiſſen wollte. 8 13 gibt für den Fall, 
daß es unerachtet des § 12 doch zu Arbeiterentlaſſungen kom⸗ 
men ſollte, Richtlinien für die Reihenfolge, in der der Arbeit- 
geber die bei ihm Beſchäftigten zu entlaſſen hat. Hätten nach 
dem Willen des Geſetzgebers die Entlaſſungsbeſchränkungen 
auch ausländiſchen Arbeitern zugute kommen ſollen, ſo hätte 
es nahe gelegen, wenigſtens in der Auswahl der zu Ent⸗ 
laſſenden den Deutſchen einen Vorzug vor den Ausländern 
einzuräumen; dies iſt nicht geſchehen, erſichtlich weil man es 
nicht für nötig erachtet hat. Noch gewichtiger iſt, daß 8 13 
ſolchen Arbeitnehmern, die bis zum 1. Aug. 1914 oder ſpäter 
un Ausland beſchäftigt waren, eine Vorzugsſtellung bei der 
Entlaſſung einräumt. Dies kann ſich doch ganz unmöglich 
auch auf Ausländer beziehen; zu einer Bevorzugung von Aus- 
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ländern, die am 1. Aug. 1914 im Ausland beſchäftigt waren, 
lag kein überhaupt denkbarer Grund vor, ſie wäre mit Sinn 
und Zweck der Demobilmachungsgeſetzgebung in ſchroffem 
Widerſpruch geſtanden. Nicht unerwähnt mag bleiben, daß in 
§ 8 EinſtVO. v. 4. Jan. 1919, der erſten Vorläuferin der jetzt 
in Frage ſtehenden VO., der Arbeitgeber ſogar verpflichtet 
wird, ſolchen entlaſſenen Arbeitern, die von einem anderen 
Ort zugezogen waren, und ſich auf die Kündigung hin ent⸗ 
ſchließen, in ihre Heimat zurückzutehren, ein Zehrgeld zu 
reichen. Auch dieſe Maßnahme zugunſten ausländiſcher Ar⸗ 
beiter zu treffen und dadurch den deutſchen Unternehmer unter 
Umſtänden empfindlich zu belaſten, beſtand für den Geſetz⸗ 
geber keine erſichtliche Veranlaſſung. 
(U. v. 10. Okt. 1924; 654/23 III. — Karlsruhe.) [Sch.] 


5. Befugnis des Schlichtungsausſchuſſes 
nicht nur zur Durchführung bereits abgeſchloſ— 
ſener, ſondern auch zur Herbeiführung neuer 
Tarifverträge bei Streitigkeiten zwiſchen Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern. 7) 

(U. v. 8. Juli 1924; 963/23 III. — Hamburg.) 

Abgedruckt in JW. 1924, 1594 ff. 

Zu 5. Das RG. nimmt zu zwei jetzt durch die SchlVo. v. 
30. Okt. 1923 erledigten Streitfragen Stellung. Dennoch bleibt feine 
Entf. von Bedeutung für die Geſetzesauslegung im allgemeinen 
und insbeſ. für das Weſen des Schlichrungsverfahrens. Die dem 
Berufungsurt. zugrunde liegende Frage betrifft die „Durchführung 
von Tarifverträgen“ nach § 20 Abf. 1 Satz 2 Halbſ. 2 TVO. v. 
23. Dez. 1918. Was in dieſem Zuſammenhange — anderes gilt 
nach Flatow, Schlichtungsweſen 1922 S. 193 für die 88 66 
Ziff. 4, 78 Ziff. 1 BRG. — unter „Durchführung“ zu verſtehen iſt, 
war noch bis in die letzte Geltungszeit der Beſtimmung beſtritten 
(vgl. Dechant, Der Kollektivvertrag nach öſterreichiſchen und deut⸗ 
ſchem Recht, 1923; dagegen Flatow, Soz. Pr. 1924 Sp. 757). 
Zur Klarſtellung der Undeutlichkeit im Wortlaut des Gef, geht das 
KG, auf den Zweck der Beſtimmung und auf den Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers zurück (ſ. auch RG. 104, 173, 179 = JW. 1922, 1717). Das 
RO. betrachtet den umſtrittenen Rechtsſatz innerhalb der Einheit 
unſerer ſozialen Geſetzgebung von der Gew. bis zur Schl O. und 
berückſichtigt die Stellungnahme der Wirtſchaft zu der vorliegenden 
Frage zur Zeit des Erlaſſes der TVO. Flatow (Schlichkungs⸗ 
weſen 1923, 142) hat darauf hingewieſen, daß der zweite Satz des 
8 20 Abſ. 1 im Dez. 1918 eilig an den dem 8 13 HilfsdGg. ent⸗ 
ſprechenden Satz 1 angefügt wurde, um die rechtliche Stellung der 
Gewerkſchaften in Übereinſtimmung mit ihren Errungenſchaflen gegen⸗ 
über den Arbeitgebern aus dem Abkommen v. 15. Nov. 1918 zu 
bringen, um alſo ihre Vefugniſſe auszudehnen. Andererſeits zwingt 
der Geſetzestext nicht dazu, die „Durchführung“ zu betonen und 
unter „Tarifverträgen“ die einzelnen Tarifverträge zu verſtehen. 
Die Auslegung, daß mit dem unboſtimmt gehaltenen Ausdruck 
„Durchführung von Tarifverträgen“ der Tarifvertragsgedanke, das 
Tarifvertragsweſen ((. Sitgler, Schlichtung 2. Aufl. Anm. 2d zu 
9.20; Flatow, Komm Beth. 11. Aufl. S. 33, Die Grundzüge des 
Schlichtungsweſens S. 10) gemeint iſt, hält das RG. mit Recht für 
ſprachlich möglich. Dieſe Auslegung deckt ſich mit der in dem obigen 
Abkommen ausdrücklich kundgegebenen Tendenz der Wirtſchaft ſowie 
mit dem Geiſte der Geſetzgebung, insbeſ. der RVerf. (Art. 165 Abf. 1 
Satz 2). Soll nach 8 21 To. der Schl. von Amts wegen zur 
Herbeiführung eines TAbſchluſſes eingreifen, ſo kann er es auch 
auf Anrufen einer Gewerkſchaft. Dabei iſt unter TVAbſchluß, wie 
Derſch, Komm. SHBD. 176, und Sitzler⸗ Gaßner, Komm. 
Schl. 17, für das jetzt geltende Recht ausdrücklich hervorheben, 
auch die Anderung, Ergänzung und Verlängerung eines TV. zu 
verſtehen, was vor der SchlVO. durch Analogieſchluß aus 8 150 
Abſ. 2 BOB. gefolgert werden konnte. Jedenfalls hat RG. 104, 
171 JW. 1924, 1717 in dieſem Sinne entſchieden. Der Arbeit- 
nehmerverband durfte den SchlA. unabhängig von der Arbeitnehmer- 
bertretung des Betriebes aurufen. Sein nicht an fremde Zuſtim⸗ 
mung gebundenes Recht ſtellt einen ſelbſtändigen öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Anſpruch dar (. Flatow, Grundzüge des Schlichtungs⸗ 
weſens, S. 36). Dann aber würde der Schl. geſetzwidrig handeln, 
wenn er eine Vollmacht der Gewerkſchaft verlangte. 

Aus dem Weſen des Schlichtungsverfahrens folgt, daß die 
Auffaſſung des NG. nicht auch, fondern allein möglich iſt, während 
das Urt. des BY. der rechtlichen Grundlage entbehrt. Es iſt not⸗ 
wendig, die ſchlichtungsfähige Geſamtſtreitigkeit von der gerichtlich 
auszutragenden Einzelſtreitigkeit zu unterſcheiden. Die Durchführung 
bereits abgeſchloſſener Tarifverträge erfolgt durch Geltendmachung 
von Auſprüchen auf Grund des Tarifvertrages. Diefe gehören im 
Streitfalle vor die Gerichte; der Schl A. iſt nicht zuſtändig. Daher 
können fie in § 20 Abſ. 1 Satz 2 Halbſ. 2 nicht gemeint ſein. Viel⸗ 
mehr liegt dem SchlA. im Gegenſatz zu der Verwirklichung beſtehen⸗ 
der Tarifverträge im Prozeß die Hilfeleiftung bei dem Abſchluß von 
Tarifverträgen ob. Die Bedeutung der 88 15 ff. To. liegt darin, 
daß ſie die Aufgabe der Schlichtungsausſchüſſe als behördlicher Ver⸗ 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


Entſcheidungen zu Fragen der Aufwertung. 


6. § 242 BGB. Die Aufwertung wird nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen, daß die Parteien ſich bei 
Vertragſchluß der Möglichkeit weiterer Geld⸗ 
entwertung bewußt waren. Ein vertraglicher 
Ausſchluß der Aufwertung iſt nicht zu ver⸗ 
muten. ] 7) 

Das BG. hat die Aufwertung der Klagforderung für die 
Zeit vor Eintritt des Verzugs des Bekl. abgelehnt, weil die 
Parteien an eine Aufwertung, wie ſie die Kl. verlange, ſicher⸗ 
lich nicht gedacht hätten und durch die Feſtſetzung der für die 
damalige Zeit verhältnismäßig hohen Vertragsſtrafe offenbar 
einer weiteren, von ihnen in den Kreis ihrer Erwägungen ge⸗ 
zogenen Geldentwertung hätten Rechnung tragen wollen. Das 
BG. geht alfo anſcheinend von der zutreffenden Anſicht aus, 
daß der Berechnung der Aufwertung der Tag des Vertrags⸗ 
ſchluſſes zugrunde zu legen iſt, ſieht ſich aber durch den In⸗ 
halt der Abmachungen der Parteien daran gehindert und 
bemißt die Höhe der Aufwertung deshalb erſt nach dem 
Zeitpunkt des Verzugs des Bekl. Indeſſen iſt zunächſt für 
die Frage, ob aufzuwerten iſt, ohne Belang, daß die Parteien 
beim Vertragsſchluß die Möglichkeit der Aufwertung oder 
deren Höhe in ihre Vorſtellungen aufgenommen haben. Die 
Befugnis des Gläubigers zur Aufwertung ſtützt ſich in erſter 
Linie darauf, daß das Anſinnen des Schuldners, ihn mit 
dem Nennbetrage der Forderung in entwertetem Gelde zu 
befriedigen, wider Treu und Glauben verſtößt. Es iſt alſo 
nicht Vorausſetzung der Aufwertung, daß die Parteien an die 
Möglichkeit einer Aufwertung bei Vertragsſchluß gedacht 
haben, und auch ihre Vorſtellungen von der Höhe des etwaigen 
Aufwertungsbetrags find belanglos. Nur wenn ihr ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend erklärter Vertragswille den Ausſchluß 
der Aufwertung ergibt, entfällt die Möglichkeit der Aufwer⸗ 
tung. Eine ausdrückliche Erklärung des Ausſchluſſes kommt 
im vorliegenden Fall nicht in Betracht. Bei der Würdigung 
ſchlüſſiger Handlungen iſt zu beachten, daß eine Geldentwer⸗ 
tung in dem Maße, wie ſie im Laufe der Jahre 1922 und 
1923 in Deutſchland eingetreten iſt, nicht vorausgeſehen wer⸗ 
den konnte, daß die Preisgabe der ſich aus der Geldentwertung 
ergebenden Befugniſſe durch den Gläubiger einer früher ent⸗ 
ſtandenen Forderung in den meiſten Fällen gleichbedeutend 
iſt mit dem Verzicht auf die Forderung, und daß deshalb auf 
einen derartigen Vertragswillen nur geſchloſſen werden darf, 
wenn Umſtände vorliegen, die dieſen Willen mit Notwendig⸗ 
keit ergeben. Dieſen Grundſatz verkennt das BG., das ledig⸗ 
lich aus der Höhe der Vertragsſtrafe den vertragsmäßigen 
Ausſchluß der Aufwertungsbefugnis der Kl. folgert. Seine 
Auffaſſung führt zu dem Ergebnis, daß die Kl. wegen der 
feit Spätherbſt 1923 etwa vorgekommenen Zuwiderhandlungen 
des Bekl. gegen das Konkurrenzverbot nur Bruchteile von 
Goldpfennigen als Vertragsſtrafe fordern könnte. Eine ſolche 
Auslegung wird dem klar zum Ausdruck gelangten Ver⸗ 
tragswillen der Parteien nicht gerecht, muß alſo als unmög⸗ 
lich bezeichnet werden. Die Höhe der Konventionalſtrafe wird 
in beſchränkten Grenzen das Maß der Auſwertung beein⸗ 


mittlungsſtellen, wie dieſe fie im Rahmen des Hilfsdienſtgeſ. hatten, 
nun auf Tarifverträge ausdehnen. Demnach gehört der vorliegende 
Fall in das eigentliche Anwendungsgebiet des $ 20 a. a. O. Hier ift 
genaue Grenzziehung zwiſchen Verwaltung und Rechtſprechung er⸗ 
forderlich ((. Flatow, Schlichtungsweſen 1923, S. 142). Der 
Irrtum des BR. iſt dadurch zu erklären, daß die Grundbegriffe. 
dieſer verhältnismäßig neuen Rechtsformen noch nicht Allgemeingut 
geworden find, ein Umſtand, den auch das RG. berückſichtigt (. die 
Definition des Tarifvertrages S. 1595). 

Seit dem 1. Jan. 1924 find die 88 15—30 TVO. außer Kraft 
geſetzt (SchlVO. Art. III 8 3 Abf. 1 Ziff. 1). Die an ihre Stelle 
getretene SchlV O. beendet den Auslegungsſtreit des alten Rechts in 
Übereinſtimmung mit dem Urt. des RG. (vgl. Art. I 88 3, 5 Abf. 1 
an und 2.AusfBD. zur SchlVO. v. 29. Dez. 1923 8 12 Abf. 1 

aß 1). 

Die zweite Frage nach der Rechtswirkſamkeit der Verbindlich 
erklärung ſetzt die Feſtſtellung der Gültigkeit des Schiedsſpruches 
voraus, jo RG. JW. 1924, 1594. Iſt der Schiedsſpruch nichtig, fo 
fehlt die gegenſtändliche Grundlage der Verbindlicherklärung. Folglich 
iſt auch die Verbindlicherklärung nichtig (Derſch, Komm. Schl VO. 
S. 263, 276). Die Geſetzesquelle findet ſich in den 88 25 Abf. 4, 
28 VO. v. 12. Febr. 1920, die hinſichtlich des Schlichtungsweſens 
die TVo. in bezug auf die Erzwingbarkeit von Schiedsſprüchen 
ergänzt. Auch hier herrſchte Unſtimmigkeit über die Anwendbarkeit 
dieſer Beſtimmung auf Geſamtſtreitigkeiten. RG. 104, 172 
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fluſſen können, kann aber nicht zu der Auslegung führen, daß 
eine Strafe gegebenenfalls überhaupt nicht gezahlt werden 
ſolle. 

(U. v. 14. Nov. 1924; 131/24 VI. — Düſſeldorf.) [Ku.] 

7. 8242 BGB. Die endgültige Weigerung, 
den Kaufpreis aufzuwerten, wird nicht durch die 
eine Aufwertung ablehnende Rechtſprechung der 
unteren Gerichte entſchuldigt.7) 

Dem Bekl. ſtand ein Recht zum Rücktritt vom Vertrage 
wegen poſitiver Vertragsverletzung des Kl. zu. Auf Grund der 
kataſtrophalen Geldentwertung in der Zeit zwiſchen dem Ver⸗ 
tragsſchluß am 8. April 1921 und dem Monat Januar 1923, 
die außerhalb jeder Berechnung und daher außerhalb des 
durch Vereinbarung eines feſten Preiſes zu einer Zeit, als die 
Geldentwertung bereits im Gange war, übernommenen Riſikos 
von gewiſſem Umfange lag, war der Bekl. durchaus befugt, 
einen höheren Preis zu fordern und, wie er es der Ehefrau 
des Kl., die in deſſen Auftrag zu ihm kam und die Über⸗ 
gabe der Scheibe gegen Zahlung der reſtlichen 1300 Papier- 
mark forderte, gegenüber getan hat, vom Vertrage zurück⸗ 
zutreten, da der Kl. entſchieden und endgültig jede Preis- 
erhöhung damals ablehnte. Die Weigerung des Kl. war auch 
nicht etwa mit Rückſicht auf die damalige Rechtſprechung ver⸗ 
zeihlich, denn die richtigen Grundſätze waren durch die Ur⸗ 
teile des erk. Sen. v. 21. Nov. 1921 (RG. 103, 178 1)) und 
v. 3. Febr. 1922 (RG. 103, 328 2)) bereits in den wirtſchaft⸗ 
lich tätigen Berufskreiſen bekannt geworden. 

(U. v. 7. Nov. 1924; 753/23 II. — Dresden.) [Ku.] 


8. 8 242 BGB. Die Berufung einer die Auf⸗ 
wertung im Juni 1923 weigernden Partei auf 
die damalige Rechtſprechung iſt nicht zu billigen. 
Das Recht hat ſich ſeit Mitte 1923 nicht geändert, 
nur ſeine Erkenntnis hat ſich verbeſſert und ver— 
tief ta 

Das Recht hat ſich ſeit dem 13. Juni 1923 nicht ge- 
ändert, nur ſeine Erkenntnis hat ſich verbeſſert und ver⸗ 
tieft. Was heute als Recht anerkannt iſt, war auch ſchon am 
13. Juni 1923 geltendes Recht. Alſo hatte ſchon damals der 
Kl., auch wenn er ſich im Lieferungsverzuge befand, den An⸗ 
ſpruch, daß die Vertragspreiſe aufgewertet würden, und ge⸗ 
gebenenfalls das Recht zum Rücktritt. Aber — und darin 
ſteckt der berechtigte Kern des von der Rev. Ausgeführten — 
es fragt ſich, ob es der Bekl. zum Verſchulden gereicht, wenn 
ſie am 13. Juni 1923 die von dem Kl. verlangte Aufwertung 
unterließ. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Am 13. Juni 1923 
war die Geldentwertung in Deutſchland ſchon ſehr erheblich. 
Der Kurs des Dollars hatte 100 000 % ſchon beinahe er⸗ 
reicht. Der Handel hatte ſich auf gleitende, d. h. mit der je⸗ 
weiligen Geldentwertung ſteigende, Preiſe eingeſtellt. Der 
ehrbare Kaufmann hatte eingeſehen, daß er wertvolle Güter 
nicht mit Geldbeträgen bezahlen durfte, deren wirklicher, 
innerer Wert ſich nur auf einige Goldpfennige belief. Die 
Rechtſprechung, namentlich des höchſten Gerichtshofs, hatte 
zu Tatbeſtänden von der ausgeprägten Eigenart, wie ſie im 


JW. 1922, 1717 und 105, 332 legen $ 28 daſ. in bejahendem 
Sinne aus und haben damit Zuſtimmung im Schrifttum gefunden 
(ſ. Derſch, N. ZItſchr. f. ArbR. 1923 Sp. 365, Komm. SchlBO. 
S. 260/61). Durch die Verbindlicherklärung entſteht ein Zwangs⸗ 
vertrag, der als TV. angeſehen wird. Dasſelbe gilt heute nach 
Schl VO. Art. 186 Abſ. 1, 3. 2 
Dr. Hanna Katz, Berlin. 

Zu 6-12. Die Entſch. des NG. enthalten keine neuen Grund⸗ 
ſätze, ſondern die folgerichtige Anwendung und Fortbildung bereits 
aufgeſtellter Grundsätze. Gegen das Urt. Nr. 8 laſſen ſich Beden⸗ 
ken erheben, wenn man es dahin auffaßt, als werde dem Bekl. zum 
Verſchulden angerechnet, daß er die künftige Anderung der Recht⸗ 
ſprechung des RG. in bezug auf die Aufwertung im Falle des Ver⸗ 
zugs nicht vorausgeahnt habe. Das iſt aber wohl nicht ihr Sinn; 
vielmehr bleibt dahingeſtellt, ob der Bekl. die Rechtſprechung des 
RG. gekannt hat, und es wird ſein Verhalten nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung beurteilt, die ſich im Juni 1923 bereits von dem Satze 
„Mark gleich Mark“ abgewendet hatte. Zu dem Urt. Nr. 6 iſt zu 
bemerken, daß es dringend erwünſcht wäre, wenn ein Weg gefunden 
würde, um für diejenigen Fälle, in denen die Beſonderheit der Um⸗ 
ſtände nicht eine Abweichung gebietet, eine Durchſchnittsnorm für 
die Höhe der Aufwertung aufzuſtellen. 

Wirkl. Geh. Rat Staatsſekretär i. R. Dr. Mügel, Berlin. 

1) JW. 1922, 798. 

2) JW. 1922, 702. 
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Juni 1923 vorlagen, noch keine Stellung genommen. Die 
Möglichkeit, daß die reißend ſchnell fortſchreitende Geldent⸗ 
wertung nicht mehr als bloße Schwankung des Kurſes, ſon⸗ 
dern als endgültige Minderung des Wertes angeſehen werden 
würde, und daß an die geänderte Auffaſſung ſich rechtliche 
Folgen knüpfen würden, war jedenfalls gegeben und mußte 
von einem vorſichtigen Geſchäftsmann in Rechnung geſtellt 
werden. Hätte die Bekl. dieſe Umſtände am 13. Juni 1923 
mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt geprüft, ſo hätte 
ſie ſchon damals dazu gelangen müſſen, dem Kl. die geforderte 
Aufwertung zu bewilligen. 
(U. v. 11. Nov. 1924; 136/24 VI. — Marienwerder. [Ku.] 


9. § 242 BGB. Aufwertung erfolgt vom Tag 
der Rechnungsausſtellung; und individuell, 
nicht ſchematiſch.] f) 

Der Bemeſſung der Aufwertung iſt nicht der Zeitpunkt 
des Verzugs, ſondern derjenige der Rechnungsausſtellung 
zugrunde zu legen. Im übrigen find, wie das NG. wiederholt 
ausgeſprochen hat, für die Bemeſſung der Aufwertung die 
Umſtände jedes Einzelfalles unter Berückſichtigung der beider⸗ 
ſeitigen Belange (8242 BGB.) zu prüfen. Eine ſchematiſche 
Aufwertung auf etwa 60% der Schuldſumme, wie ſie nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Berufungsſenats erfolgt, iſt 
nicht zu billigen. 

(U. v. 14. Nov. 1924; 147/24 VI. — Breslau.) [Ku.] 


10. 88 242, 254 BG B. Der Empfänger von zur 
Sicherheit gegebenen Papiermarkgeldes iſt in 
Zeiten zunehmender Geldentwertung verpflich- 
tet — ev. nach Verſtändigung mit dem Schuldner — 
der Entwertung der empfangenen Beträge vor— 
zu beugen.] /) 

Zur Aufhebung des angefochtenen Urteils muß der Um⸗ 
ſtand führen, daß das BG. das Verlangen des Bekl., den 
Schmuck nur gegen Zahlung einer Geldſumme, welche dem 
Werte der hingegebenen 100 000 4 zur Zeit der Hingabe nach 
den Grundſätzen der Aufwertung entſpricht, herauszugeben, 
für unbegründet erklärt hat. Hierbei ſcheidet die Frage, ob 
die für den Scheck vom Kl. eingezogene Summe von 100000 
Mark von dieſem als depositum regulare behandelt, d. h. in 
einem Umſchlag mit der Aufſchrift „Depot Singer 100000 
Mark“ verſehen und als ſolches in Verwahrung genommen 
und liegen geblieben iſt, ganz aus; ebenſo, ob der Bekl. bei 
Hingabe des Schecks erklärt hat, er deponiere die 100 000 % 
als Sicherheit für die Kl. Eine eigentliche Aufwertung der 
100 000 % kommt überhaupt nicht in Betracht, ſondern es iſt 
die Frage zu beantworten, ob der Bekl. ſich damit zufrieden 
geben muß, daß er die zur Sicherſtellung des Kl. für deſſen 
Anſpruch auf Rückgabe des Schmuckes eingehändigten 100000 
Papiermark, die damals einen Wert von über 6500 Goldmark 
darſtellten, in 100 000 gänzlich entwerteten Papiermark, d. h. 
ein Zehnmillionſtel einer Goldmark zurückerhält oder ob er 
den Kl. ſchadenserſatzpflichtig machen kann, weil dieſer es 
unterlaſſen hat, die zur Sicherheit gegebenen 100 000 % 
der Geldentwertung nach Kräften zu entziehen. Das BG. hat 
zugunſten des Kl. erkannt; er führt aus, der Kl. ſei, da er 
die 100 000 % nur als Sicherheit erhalten habe, zur Ver⸗ 
fügung über die hinterlegte Summe weder berechtigt noch 
verpflichtet geweſen. Eine wertbeſtändige Anlage des Geldes 
habe von ihm deshalb nicht verlangt werden können, da eine 
ſolche Maßnahme einen ſtark ſpekulativen Charakter in ſich 
getragen und den Kl. unter Umſtänden erheblichen recht⸗ 
lichen Vorwürfen ausgeſetzt hätte. Mit dieſen Ausführungen 
wird das BG. der Sachlage nicht gerecht. Wem Geld zu 
Pfand⸗ oder Sicherungszwecken übergeben wird, der über⸗ 
nimmt damit eine gewiſſe Sorgfaltspflicht, und letztere wird 
verletzt, wenn der Empfänger des Geldes in Zeiten fort⸗ 
ſchreitender Markentwertung dasſelbe nicht nach Kräften und 
unter Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt der 
Entwertung entzieht. Bei ſeinem völligen Untätigbleiben, 
indem er das Geld einfach im Briefumſchlag verſchloſſen 
liegen ließ, wich der Kl. von der damals zunächſt in der 
Geſchäftswelt und ſpäter von immer weiteren Kreiſen der Be⸗ 
völkerung ausgeübten Gepflogenheit ab, möglichſt ſchleunigſt 
ſich ihrer in Papiermark ausgedrückten Werte zu entledigen 
und in Deviſen oder Sachwerte umzutauſchen; ſein Untätig⸗ 
bleiben ließ die Sorgfalt eines gewiſſenhaften Geſchäfts⸗ 
mannes um ſo mehr vermiſſen, als er ſtändig die fort⸗ 
ſchreitende Entwertung wahrnahm und ſich ihm, wenn er das 
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Geld mit Rückſicht auf den ſpekulativen Einſchlag und die 
Reichsgeſetzgebung nicht in Deviſen anlegen wollte, in ſeiner 
Eigenſchaft als Juwelier die Möglichkeit bot, das Geld zum 
Ankauf von Pretioſen oder Edelmetall zu verwenden oder 
ſonſt in ſeinem Geſchäfte nutzbar anzulegen. Gerade aus 
den von Zeit zu Zeit veröffentlichten Gold⸗ und Silber⸗ 
ankaufspreiſen der Reichsbank erſah der Kl. das ſtändige 
Sinken der Papiermark im Vergleich zu dieſen beiden Edel⸗ 
metallen. Trug der Kl. jedoch Bedenken, eigenmächtig über 
die ihm anvertrauten 100 000 % zu verfügen, ſo erforderte 
es Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
mindeſtens, daß er ſich mit dem Bekl. in Verbindung ſetzte 
und über die Anlage der 100 000 % verſtändigte. Letzteren⸗ 
falls hätten ihm aus der wertbeſtändigen Anlage weder der 
Vorwurf rechtswidrigen Handelns noch des Spekulierens auf 
dem Rücken des Bekl. gemacht werden können. Das BG. 
wird nunmehr feſtzuſtellen haben, wie hoch ſich der dem 
Bekl. erwachſene Schaden beläuft und ob etwa ein Teil des 
Schadens dem Bekl. gemäß § 254 BGB. zur Laſt zu legen 
iſt, weil auch dieſer ſich dem Kl. gegenüber ganz untätig ver⸗ 
halten hat oder ob der $254 BGB. deshalb nicht gegen den 
Bekl. Platz greift, weil der Bekl. mit der völligen Untätigkeit 
des Kl. nicht rechnen konnte. 
(U. v. 14. Nov. 1924; 70/4 II. — Berlin.) [Ku.] 


11. 8242 BGB., 88 EntG. — Bei Entſchädi⸗ 
gungsanſprüchen hat die Aufwertung nach dem 
Kaufwert des Geldes zu erfolgen.] 7) 

Das BG. hat die Geſamtentſchädigung unter Zugrunde— 
legung des Wertes, den die enteigneten Grundſtücke im Jan. 
1916, zur Zeit der Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes des Bezirksausſchuſſes, gehabt haben, auf 30769 4 
mehr feſtgeſetzt als der Bezirksausſchuß. Bei der Umrechnung 
der 30 769 % in Goldmark geht das BG. zwar davon aus, 
daß die Mark v. 15. Jan. 1916 als volle Friedensmark 
zu werten ſei, bemißt aber den Wert der heutigen Goldmark 
auf das Doppelte des Wertes der Friedensmark. Dies 
folgert er aus einer Vergleichung der Höhe der Gehälter, 
Löhne und Grundſtückspreiſe zur Zeit der Urteilsverkündung 
(15. März 1924) mit deren vorkriegszeitlicher Höhe. In der 
Entſcheidung RG. 107, 228 iſt ausgeſprochen, daß, wie bei 
allen Entſchädigungsanſprüchen, ſo auch für die Berechnung 
der Enteignungsentſchädigung die innere Kaufkraft des Geldes 
zur Zeit des Urteils in Betracht kommt, daß der Enteignete 
ſo zu ſtellen iſt, als ob er den Beſitz der Sache nicht ver⸗ 
loren hätte. Da das BG. ausdrücklich erklärt, den in dieſer 
Entſcheidung ausgeſprochenen Grundſatz anwenden zu wollen, 
ſo iſt es alſo der Meinung, daß am 15. März 1924 die innere 
Kaufkraft der zu dieſer Zeit gezahlten Gehälter und Löhne 
doppelt ſo groß geweſen ſei, als die Kaufkraft gleich hoher 
Gehälter und Löhne in der Vorkriegszeit. Die Unrichtigkeit 
dieſes vom Vorbderrichter aufgeftellten Erfahrungsſatzes iſt 
ſo allgemein bekannt, daß darüber kein Wort mehr zu ver⸗ 
lieren iſt. Muß doch das Berufungsgericht ſelbſt, im Wider⸗ 
ſpruch zu dieſem ſeinen Erfahrungsſatz zugeben, daß man von 
vielen Dingen allerdings nicht das Doppelte, ſondern häufig 
genug noch weniger für eine Goldmark, als für eine Friedens- 
mark kaufen kann. Das liege aber, ſo meint es, an einer durch 
die Zeitverhältniſſe (Erſchwerung der Einfuhr, Preisſteigerung 
der Rohſtoffe, allgemeine Teuerung uſw.) veranlaßten, manch⸗ 
mal vielleicht auch ungerechtfertigten Preispolitik, die mit 
der tatſächlichen Bewertung der Goldmark nichts zu tun habe. 
Der Vorderrichter will alſo offenbar unterſcheiden zwiſchen 
dem Kaufwert und dem inneren Wert des Geldes, ein an ſich 
richtiger Gedanke, der auch da, wo lediglich die Aufwertung 
wegen Geldentwertung in Frage kommt, z. B. bei Lieferungs⸗ 
geſchäften, deren Erfüllung verlangt wird, im Auge zu be⸗ 
halten iſt (vgl. Urteil v. 7. Nov. 1924 VI 198/24), der aber 
keine Anwendung findet, wenn es ſich um Entſchädigungs⸗ 
forderungen wegen Verluſtes oder Entziehung von Sachen 
handelt. In ſolchen Fällen iſt vielmehr, wie in der oben 
angeführten Entſcheidung v. 15. Jan. 1924 ausgeſprochen iſt, 
der Kaufwert des Geldes entſcheidend. Der Kaufwert der 
Goldmark wür aber zur Zeit der Verkündung des Berufungs⸗ 
urteils kaum höher, als derjenige der Friedensmark, eher 
geringer. Nun zieht allerdings das BG. auch die Grund⸗ 
ſtückspreiſe zum Vergleich heran. Es iſt zuzugeben, daß ge⸗ 
wiſſe Grundſtücke, namentlich Mietgrundſtücke, heute erheblich 
tiefer im Preiſe ſtehen, als in der Vorkriegs⸗ und Kriegszeit. 
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Das liegt an den beſonderen Verhältniſſen, unter denen gerade 
der Grundſtücksmarkt zu leiten hat. Hieraus läßt ſich aber 
kein Schluß auf die allgemeine Kaufkraft der Goldmark. ziehen. 
Möglicherweiſe wären auch, falls der Reviſionskläger im 
Jahre 1916 alsbald nach Auszahlung der Teilentſchädigung 
dieſe zur Anzahlung beim Erwerb gleich brauchbarer Grund⸗ 
ſtücke verwendet härte, dieſe Grundſtücke heute im Preiſe ge⸗ 
ſunken, ſo daß er ſie heute billiger kaufen könnte. Das 
könnte aber dem Unternehmer, zu deſſen Gunſten die Ent⸗ 
eignung ſtattgefunden hat, nicht zum Vorteil gereichen. Der 
eignete hat, wie vom erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen 
worden iſt (vgl. außer RG. 107, 228 u. a. Warn. 1923/24 
Nr. 112 und 113), kraft Geſetzes Anſpruch auf eine Summe 
Geldes, die in ihrer inneren Kaufkraft zur Zeit des Urteils 
dem Werte entſpricht, den das enteignete Grundſtück zur 
Zeit der Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtel⸗ 
kungsbeſchluſſes oder zur Zeit der Beſitzüber⸗ 
laſſung gehabt hat. Wollte man die Umrechnung auf eine 
Geldſumme vornehmen, mit der der Kl. heute ein gleich 
brauchbares Erſatzgrundſtück zu erwerben in der Lage wäre, 
fo würde man entgegen dem §8 Ent®. und der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des RG. der Feſtſetzung der Entſchädigungs⸗ 
ſumme nicht den vorgenannten Zeitpunkt, ſondern den Zeit⸗ 
punkt des Urteilserlaſſes zugrunde legen. 

(U. v. 21. Nov. 1924; 163/24 VI. — Hamm.) [Ku.] 


12. 8242 BGB. Auch das Rechnen mit Kurs⸗ 
änderungen der Mark verpflichtet nicht, un⸗ 
geahnte Anderungen zu tragen.] ) 

Das Schreiben der Bekl. ſpricht allerdings dafür, daß 
die Bekl. die ſtreitige Klauſel: „Für die in engliſcher Wäh⸗ 
rung feſtgeſetzten Preiſe garantieren wir Ihnen einen Kurs 
von 1400 % pro Pfund ohne Rückſicht darauf, wie das Pfund 
am Lieferungstage ſtehen wird, alſo wir zahlen Ihnen die 
Pfunde zum Kurſe von 1400 %“, dahin verſtanden hat, die 
Kl. Tolle den vereinbarten Pfundbetrag in Mark nach dem 
Kurſe von 1400 % für ein Pfund bezahlen, und zwar auch 
dann, wenn das Pfund mehr als 1400 / wert ſein ſollte. 
Hieraus folgt aber nicht, daß die Bekl. noch an eine ſolche 
Abmachung gebunden ſei. Das BG. ſagt, die Bekl. habe 
bei dem Abſchluſſe v. 1. Febr. 1922 mit Kursändevungen 
des Pfundes gerechnet und ſich gegen ein Sinken des Kurſes 
geſichert, die Gefahr des Steigens habe ſie alſo auf ſich ge⸗ 
nommen. Dieſer Schluß mag im allgemeinen berechtigt ſein, 
er trifft aber dann nicht zu, wenn es ſich um Anderungen des 
Geldwertes in einem ganz ungeahnten Maße handelt. Auf 
die Rechte, die ihr aus einer ſolchen Anderung entſtehen könn⸗ 
ten, hat die Bekl. durch die erwähnte Klauſel nicht verzichtet 
und nicht verzichten wollen. Eine derartige Veränderung iſt 
aber eingetreten. Während das Pfund am 1. Juli 1922 auf 
1770 % ſtand, koſtete es Ende Dezember 1922 bereits etwa 
34 000 % und am 22. Okt. 1923, dem Tage der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung 2. Inſtanz, ſtand es auf etwa 180 Mil⸗ 
liarden. Der von der Kl. zu zahlende Preis würde aber, 
wenn 80 & nach dem Satze von 1 & gleich 1400 Papiermark 
umgerechnet werden, nur 112000 % Papier ausmachen, ein 
Betrag, der überhaupt keinen wirklichen Wert mehr bedeutet. 
Die Bekl. zur Lieferung des Inſtruments gegen dieſe Summe 
anzuhalten, iſt mit den Grundſätzen von Treu und Glauben 
nicht vereinbar. Auch durch Verzug hat die Bell. nicht das 
Recht verloren, ſich auf die Entwertung der Mark zu be⸗ 
rufen, RG. 106, 4221). Ob ſich die Kl. für den von ihr 
vorausſichtlich Anfang Oktober 1922 an die Bekl. zu zah⸗ 
lenden Betrag durch Verkauf von 80 K per 4. Okt. 1922 ſicher⸗ 
geſtellt hat, iſt für die Zuläſſigkeit der Aufwertung ohne Be⸗ 
deutung, ob aber dieſer Umſtand auf die Höhe derſelben Ein⸗ 
fluß haben kann, muß dem ſpäteren Verfahren überlaſſen 
bleiben. 

(U. v. 13. Nov. 1924; 919/23 II. — Hamburg.) Ku.) 

13. 8242 BGB. Der Annahmeverzug des 
Lieferungspflichtigen ſchließt ſein Recht, die 
Aufwertung zu verlangen, noch nicht aus.] 7) 

Der Kl. hat dem Bekl. am 3. Okt. 1922 die Zahlung 
ſeiner Reſtſchuld von 130000 % angeboten, der Bekl. hat 


ns. 

. Zu 13. Die wenigen Sätze erſchöpfen mit dem Hinweis auf 
die gleiche Behandlung des Schuldnerverzugs die aufgeworfene Frage 
nicht. Das mag in grundſätzlicher Erwägung verſucht werden. 

Letzten Endes eutſcheidet, ob der Annahmeverzug verſchuldet iſt. 
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aber das Geld zurückgewieſen; der Kl. hat das Geld am 
gleichen Tage bei ſeinem Prozeßbevollmächtigten zugunſten 
des Bekl. hinterlegt, und hiervon hat der Bekl. kurze Zeit 
nachher Kenntnis erlangt. Das BG. führt aus, daß die 
lediglich durch das Verhalten des Bekl. herbeigeführte Ver⸗ 
ſchiebung des Wertverhältniſſes der beiderſeitigen Leiſtungen, 
die zu verhindern er jederzeit in der Lage geweſen ſei, ledig⸗ 
lich zu Laſten des Bekl. gehen müßte. Es verſagt dem Be⸗ 
klagten alſo wegen ſeines Annahmeverzugs jede Aufwertung 
ſeiner Forderung. Aber ebenſowenig wie der Schuldner⸗ 
verzug die Aufwertung zugunſten des Säumigen ausſchließt, 
kann der Annahmeverzug dahin führen, ſie dem Gläubiger 
völlig zu verſagen, ſelbſt wenn er die Annahme ſchuldhaft 
geweigert hat. Das BG. überſieht auch, daß der Kl. nicht 


Zwei Fälle ſind denkbar. Den Lieferer trifft an der Leiſtungsver⸗ 
ſpätung keine eigne wirkliche Schuld, er hat ſie nur zu ver⸗ 
treten, iſt nur dadurch vermöge § 298 BGB. an der von ihm 
ſelbſt gewünſchten Annahme des Preiſes gehindert. Der Lieferer 
kann, aber will nicht liefern und nimmt nur deshalb 
nicht au. 

Das BGB. behandelt beide Fälle gleich; Annahmeverzug er⸗ 
fordert kein Verſchulden. Alſo kann der Geldſchuldner in beiden 
Fallen durch das Zahlungsangebot ſich von der weiteren Verantwor⸗ 
tung für die Werterhaltung entlaſten, ſie dem Gläubiger ganz auf⸗ 
bürden. Dieſe Regelung iſt gerecht und zweckmäßiger Ausgleich für 
beide Fälle aber nur dann, wenn die Währung feſt bleibt; 
das Gegenteil — wenigſtens in dem erlebten Umfaug — erſchien 
den Schöpfern des BGB. jo undenkbar, daß es nicht erwogen, 
als durch geformte Einzelnorm zu ordnender Fall — vielleicht unbe⸗ 
wußte — wegfingiert wurde. Die notwendige Folge trat ein: die 
Vertretbarkeit, alſo die Fiktion eigenen und wirklichen Verſchuldens, 
verſagte als Hilfsmittel der rechtlichen Orduung beſtimmter wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedürfniſſe, als ihre Vorausſetzung, die Feſtigkeit der 
Währung, fiel, die Gleichung „die gegenwärtige (bei Schaffung 
des BGB. vorhandene) Währungslage iſt die gleiche zu allen 
Zeiten“, ſich als nur bedingt richtig erwies; die darauf beruhende 
Gleichſtellung von böſem Willen, Starrſiun, gröblicher Bummelei 
des Lieferers ſelbſt mit dem lediglichen Pech, das dem Gewiſſen⸗ 
hafteſten widerfährt, mußte zu Ergebniſſen führen, die dem Sinn 
des Rechts ſchlechthin entgegen waren. Denn nun war kein gerechter 
Ausgleich mehr, ſondern der ohne Schuld an der eignen Lei⸗ 
ſtung und nur deshalb an der Annahme der Zahlung Ver⸗ 
hinderte war der Willkür des Geldſchuldners ausgeſetzt; dieſer 
konnte ihm — eine bloße Formalität — die Zahlung anbieten, um 
daun, wenn der Lieferer die Hinderniſſe mit Mühe und Koſten be⸗ 
ſeitigt hatte, die wertvoll gebliebene Sache für einen Bruchteil 
einzuheimſen. 

Hier ſetzt das in 8 242 BGB. aufgenommene Gebot von Treu 
und Glauben im Sinne der Idee des Rechtes ſelbſt ein. Sein Primat 
vor den Einzelnormen führt vorliegendenfalls dazu, ein den Verzug 
bewirkendes Angebot zu leugnen, bevor der Geldſchuldner in 
rechter und beſonders auch kaufmänniſcher Geſinnung das 
ihm Mögliche und Zuzumutende getan hat, um dem Sachſchuldner 
aus der Klemme zu helfen (z. B. durch ſofortige Zahlung, um die 
von einem Zulieferer wegen ſeines Aufwertungsanſpruchs einbehaltene 
Ware frei zu bekommen oder auch nur, damit ſich der Preis nicht 
zwecklos entwerte, ſondern im Betrieb des Verkäufers arbeite). 
Gerade der Kaufmann, beſonders die Kreiſe, wo die Überlieferung 
echt wirtſchaftlichen Sinnes trotz allem Wirrwarr noch lebte, wo 
das Gedeihen der Geſamtwirtſchaft neben der Sorge für ſich 
ſelbſt bedacht wurde, hat ſich in der Tat oft ſo ſelbſt geholfen und 
gezeigt, wie jeder an feiner Stelle — nicht durch ſchroffe Verfechtung 
des eigenen Anſpruchs, ſondern durch einmütiges Zuſammenſtehen — 
jene gemeinſame Not überwindet, die doch die eigentliche Urſache 
aller Lieferſchwierigkeiten war, die Übermacht der Feinde, die Er⸗ 
ſchütterung der Moral, die Nervenqual des aus einer Angſt in die 
andere gehetzten Volkes. Bes 4 

In der Erkenntnis dieſes Zuſammenhanges liegt der Schlüſſel 
auch für die Behandlung des Annahmeverzugs; im ſo verſtandenen 
Sinne des Gebots von Treu und Glauben iſt alſo die auf der Fik⸗ 
tion „Vertretbarkeit gleich Schuld“ beruhende Rechnung derart zu 
berichtigen, daß die — von der Einzelnorm aus geſehen ebenfalls 
unrichtige — Gleichung „Angebot (nämlich an den ſchuldlos zur 
Annahme Nichtfähigen) ift nicht gleich Angebot“ als „entgegen⸗ 
geſetzter Fehler“ eingeſetzt wird, jo daß die Fehler ſich aufheben — 
ein Verfahren, das dank dem im geltenden Recht liegenden Ein⸗ 
greifen von § 242 erlaubt, den durch das Währungselend geſprengten 
Aufbau der Schuldlehre um feiner ſonſtigen Brauchbarkeit willen 
(nur bei der Geldſchuld verſagt ja die Fiktion) beizubehalten und 
doch zum befriedigenden Ergebuis zu kommen. 

Damit find aber zugleich die Grenzen des Eingreifens 
des 8242 bezeichnet. Der Geldgläubiger, der die ihm angebotene 
Zahlung lediglich nicht nehmen will, darf ſich auf die allge⸗ 
meine Not nicht berufen. Nur dieſe rechtfertigt ja den Einſatz 
des 8242 BGB.; andernfalls — wenn man alſo dieſen allgemeinen 
Zwang als letzten Grund ſeines Verhaltens nicht fordern wollte — 
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gehindert war, die hinterlegte Summe zurückzunehmen, und 
daher die Möglichkeit hatte, die Entwertung des hinter⸗ 
legten Betrags abzuwenden, ſo daß dieſe nicht auf das Ver⸗ 
halten des Bekl. allein zurückgeführt werden könnte. 

(U. v. 21. Nov. 1924; 860/23 II. — Naumburg.) (au. 

U 

** 14. 88242, 244, 249, 286 BG B.; 88 84, 88 Eiſenb.⸗ 
VerkO. — Verhältnis zwiſchen Verzugsſchaden 
und Aufwertung. Einfluß der Sonder vorſchrift 
des 888 EiſenbVerkO. 17) 

Mittels Frachtbriefs v. 27. Juni 1919 ſandte die Kl. 
121 Ballen Wollſtoff von Saarbrücken nach Mainz. Von 
jener Sendung fehlten bei ihrem Eintreffen in Mainz drei 
Ballen. Wegen dieſes Verluſtes hat die Kl. auf Schadens⸗ 
erſaß in Höhe des Fakturenwerts von 49 126,40 Franken 
nebſt 5% Zinſen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung gegen 
den Eiſenbahnfiskus Klage erhoben und ſpäter hilfsweiſe 
Verurteilung zum Erſatz des verlangten Betrags in deut⸗ 
ſcher Währung beantragt. Das LG. hat durch Urteil vom 
26. März 1923 den damaligen Bekl. zur Zahlung desjenigen 
Markbetrages verurteilt, der dem Betrag von 44 213,76 Fr. 
— 10% der klageweiſe begehrten Summe wurden als un⸗ 
zuläſſiger Gewinnzuſchlag abgerechnet — am 27. Juni 1919 
entſprach, nebſt den verlangten Prozeßzinſen, im übrigen 
aber die Klage abgewieſen. Gegen dieſes Urteil legte die Kl. 
Berufung ein. Ihre Berufung richtete ſich lediglich gegen 
die Art der „Valoriſierung“ des Frankenbetrags. Sie ver⸗ 
langte als maßgebenden Zeitpunkt nicht den 27. Juni 1919, 
ſondern den Tag der künftigen Zahlung zugrunde gelegt. 
Das OLG. hat durch Urteil v. 23. Nov. 1923 in Anderung 
der Vorentſcheidung den Reichseiſenbahnfiskus zur Zahlung 
desjenigen Betrages in dem am Zahlungseingang in Deutſch⸗ 
land geltenden geſetzlichen Zahlungsmittel verurteilt, mit 
welchem die Kl. in der Lage iſt, 44 213,76 franz. Franken 
nebſt den verlangten Zinſen an der Berliner Börſe ein⸗ 
zukaufen. Das BG. ſtützt feine Entſch. auf zwei Erwägungen. 
In erſter Linie wendet es den § 244 BGB. an und ent⸗ 
nimmt aus dem 2. Abſ. dieſes Paragraphen den maßgebenden 
Zeitpunkt. Allein zu Unrecht. Die Anwendung von § 244 
ſetzt voraus, daß eine Geldſchuld in ausländiſcher Währung 
„ausgedrückt“ iſt. Daran fehlt es hier. Begrifflich kann 
eine auf Zahlung einer Geldſumme gehende Leiſtungspflicht 
nur dann in einer beſtimmten Währung „ausgedrückt“ ſein, 
wenn der Inhalt des Vertrages die Geldleiſtung in aus⸗ 
ländiſcher Währung bezeichnet. Verlangt wird aber mit der 
Klage Schadeuserſatz gemäß § 84 EiſenbVerkO. Dieſer Scha- 
denserſatz iſt ſelbſtverſtändlich niemals vertragsmäßig in Aus⸗ 


gäbe man einem unklaren Eudämonismus Raum, der mit feiner 
Abſtellung auf das Weh und Ach des einzelnen das Ende der 
Gerechtigkeit iſt. Die Erfahrungen gerade der letzten Jahre ſollten 
dann aber auch gezeigt haben, wohin es führt, wenn dem einzelnen 
die Selbſtverantwortung abgenommen und dieſer ethiſche, 
gerade für den Staat wertvolle Weſenszug in eine Art ſtaatlicher 
Zwangswirtſchaft genommen wird. 

So betrachtet erſcheint demnach der mit Anſpruch auf Allgemein⸗ 
gültigkeit auftretende Teil der Begründung, alſo der Satz, daß der 
Annahmeverzug ebenſo zu behandeln ſei wie der Schuldnerverzug, 
daß es auf Verſchulden dabei nicht entſcheidend ankomme, nicht folge⸗ 
richtig. Aber auch die weitere, mehr dem Einzelfall geltende Erwägung, 
der Geldſchuldner habe ja den formlos hinterlegten Betrag jederzeit 
wieder abheben und nutzen können, iſt nicht zu billigen, weil er den 
damaligen Verhältniſſen nicht Rechnung trägt. Der Schuldner hatte 
doch jederzeit die beſſere Einſicht des Gläubigers zu gewärtigen und 
das beſchränkte die Auswahl wertbeſtändiger Anlagen ſehr. Der 
Staat und die Genieinden konnten keine gewähren, die Deviſen nahm 
das Reich mit allen Mitteln ſeiner Macht für ſich in Anſpruch. 
Alſo auch von dieſem Geſichtspunkt aus war dem Geldſchuldner die 
Werterhaltung des zunächſt einmal aufgebrachten Kaufgeldes doch 
wohl nicht anzuſinnen. Ja wenn der Gläubiger die Sorge dafür auf 
ſich genommen hätte! Aber gerade dieſer Gläubiger, der ſich vom 
Vertrage losgeſagt hatte (wie der Tatbeſtand ergibt), hätte das ja 
von ſich gewieſen. 

RA. Dr. Johannes Weygand, Leipzig. 


Zu 14. Das Urteil zählt die Kategorien auf, unter welche Er⸗ 
ſatzforderungen wegen Geldentwertungsſchäden gebracht werden können: 
Schadenserſatz, insbeſ. Verzugsſchadenserſatz und Aufwertung. 

Wird ein entwerteter Geldbetrag auf Grund Kaufs, Darlehens 
oder eines anderen Rechtsgrundes — ausgenommen Schadenserſatz — 
geſchuldet, ſo kann Erſaß des Geldentwertungsſchadens nach der, 
heute wohl ausſchließlich herrſchenden Auſicht nur unter den Ge⸗ 
ſichtspunkten des Verzugsſchadenserſatzes oder der Aufwertung ver⸗ 
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landwährung „ausgedrückt“ geweſen. Das Einverſtändnis der 
Streitteile im Rechtsſtreit, die Schadensberechnung auf 
Frankengrundlage vorzunehmen, ſchafft für die Schadens⸗ 
erjagforderung keinen neuen Inhalt. Seinen zweiten Grund 
leitet das OLG. aus dem allgemeinen Begriff des Schadens⸗ 
erſatzes her. Es wird ausgeführt, wenn die Kl. bloß das 
erhalte, was das BG. ihr zugeſprochen habe, ſo bekomme 
ſie in Wirklichkeit nur einen verſchwindenden Bruchteil ihres 
wirklichen Schadens. Das liege allein an der Veränderlich⸗ 
keit des allgemeinen Wertmeſſers und hierunter könne die 
Kl. — unbeſchadet des Erſtattungsmaßſtabes nach § 88 Abſ. 1 
EiſenbVerkO. — billigerweiſe nicht leiden. In dieſer Be⸗ 
trachtungsweiſe miſchen ſich zwei rechtliche Geſichtspunkte, 
die voneinander getrennt zu halten ſind, nämlich Schadens⸗ 
erſatz und Aufwertung. Sie haben an ſich begrifflich nichts 
miteinander gemein. Wer Schadenserſatz zu verlangen hat, 
muß ſo geſtellt werden, wie er ohne das ſchädigende Er⸗ 
eignis ſtehen würde. Die Pflicht zum Schadenserſatz um⸗ 
faßt ſomit ſchon begrifflich und ohne weiteres den Geld⸗ 
entwertungsſchaden, deſſen Auswirkung zur Zeit der Ur⸗ 
teilsfällung maßgebend iſt. Daß dadurch auch für den Scha⸗ 
denserſatz aus 8 249 BGB. der Einwand nicht abgeſchnitten 
wird, der Gläubiger würde ohne den Eintritt des ſchädigenden 
Ereigniſſes oder bei früherer Zahlung ſein Geld vor Ent— 
wertung nicht oder doch nicht vollſtändig haben ſchützen 
können, bedarf kaum der Hervorhebung. Grundſätzlich iſt 
ſomit die Schadenserſatzpflicht auf den Stand zur Zeit der 
Urteilsfällung abzuſtellen (zu vgl. die bei Plum: JW. 1924, 
1465 angegebene Rechtſprechung). Gerade hier aber greift 
das Sonderrecht der EiſenbVerkO. ändernd ein. Nach 8 88 
Abſ. 1 EiſenbVerkO. ſoll für die Bemeſſung des Schadens- 
erſatzes der Zeitpunkt der Annahme zur Beförderung ent⸗ 
ſcheiden. Damit entfällt für den Bereich dieſer Beſtimmung, 
immer vorbehaltlich eines etwaigen Verzugsſchadens, die Mög— 
lichkeit, eine nachträglich eingetretene Geldentwertung auf 
Grund von § 249 BGB. zu berückſichtigen. Nachdem jedoch 
die reichsgerichtliche Rechtſprechung allgemein den aus § 242 
BGB. hergeleiteten Grundſatz der Aufwertung anerkannt hat, 
fehlt es an jedem Grunde, ihm für das Eiſenbahnfrachtrecht 
die Anerkennung zu verſagen. Ein grundſätzlich ablehnender 
Standpunkt könnte zu unerträglichen Unbilligkeiten führen 
und unter Umſtänden das Ergebnis haben, daß der Erſatz⸗ 
berechtigte trotz ſeines guten Rechts wirtſchaftlich überhaupt 
nichts erſetzt bekommt. Allein, bevor der Rechtsſtreit von 
dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet wird, iſt noch zu prüfen, 
ob nicht der in den Gründen des BU. bereits berührte Ge— 
ſichtspunkt des Verzugsſchadens eine angemeſſene Erhöhung 


langt werden. Der Verzugsſchadenserſatzanſpruch geht nach der in 
dem Urteil ausgeſprochenen Anſicht des NG. dem Aufwertungs⸗ 
anſpruch vor. Jener führt auch dem Betrag nach weiter als dieſer. 
Denn der Verzugsſchadeuserſatzanſpruch umfaßt nach 88 288 II, 249 
BGB. grundſätzlich den vollen Schaden (vgl. RG. zit. bei Plum, 
JW. 1924, 1454, III A. bb), dem Schuldner ſteht nur die Ein⸗ 
wendung zu, daß der Gläubiger auch bei früherer Zahlung ſein 
Geld nicht vollſtändig vor der Eutwertung hätte ſchützen können. 
Bei der Aufwertung iſt die Höhe des Erſatzes dagegen unter billiger 
Berückſichtigung der Verhältniſſe des einzelnen Falls zu beſtimmen, 
und zwar kaun der Schuldner hier außer dem Einwand der Sub⸗ 
ſtanzverminderung beim Gläubiger auch noch weiterhin einwenden, 
daß er, der Schuldner, ſein Geld nicht voll erhalten konnte. 


Bei Geldſchadenserſatzforderungen liegt nun gegenüber Kauſ⸗ 
preis⸗, Darlehens⸗ und anderen Forderungen eine Abweichung 
vor. Bei ihnen iſt der für die Bemeſſung des Schadenserſatzes 
maßgebende Zeitpunkt regelmäßig die Urteilsfällung, ſoweit der 
bis dahin eutſtandene Schaden durch die Geldentwertung verurſacht 
wurde, iſt er ſelbſtverſtändlich ſchon bei der Feſtſtellung der 
Erſatzforderung ohne weiteres voll mit zu berückſichtigen. Einer 
Subſumtion unter die Begriffe des Verzugsſchadeuserſatzes oder der 
Aufwertung bedarf es hierzu nicht; dieſe kommen vielmehr erſt bei 
der Geltendmachung desjenigen Geldentwertungsſchadens zum Zug, 
der nach dem für die Bemeſſung des Schadenserſatzes maßgebenden 
Zeitpunkt, alſo regelmäßig nach der Urteilsfällung, insbeſondere wäh⸗ 
rend der Vollſtreckung entjteht. Von dieſer bei Schadenserſatzanſprü⸗ 
chen regelmäßigen Rechtslage findet bei Anſprüchen auf Grund des 
888 EVO. eine Ausnahme ſtatt, da für die Bemeſſung des Scha⸗ 
dens hier der Tag der Annahme zur Beförderung entſcheidet. Ein 
Geldentwertungsſchaden kann hierin naturgemäß nicht inbegriffen 
werden, ſo daß dieſer hier, wie bei anderen Forderungen, als Ver⸗ 
zugsſchadenserſatz⸗ oder als Aufwertungsanſpruch geltend gemacht 
werden muß. 

RA. Dr. R. Kohler, Stuttgart. 
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des vom erſten Richter zugeſprochenen Erſatzes rechtfertigt. 
Denn für die allgemeine Aufwertung nach 8 242 BOB. als 
außerordentlichen Rechtsbehelf iſt regelmäßig erſt Raum, wenn 
die den Anſpruch ſtützenden beſonderen Rechtsſätze verſagen 
und es ſich nur darum handelt, einen allen Umſtänden des 
Falles Rechnung tragenden billigen Ausgleich der Folgen 
der Geldentwertung zu finden. Nach § 286 BGB. hat der 
Schuldner dem Gläubiger den durch den Verzug entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. Dieſer Schaden beſteht hier in der 
Geldentwertung. Die Reviſion meint, die Bekl. ſei erſt vom 
12. März 1923 an in Verzug geſetzt worden, weil erſtmalig 
in der Verhandlung von dieſem Tage die Kl. hilfsweiſe Zah⸗ 
lung in deutſcher Währung verlangt habe. Dem kann nicht 
beigetreten werden. Mit dem Verlangen der Entſchädigung 
in franzöſiſcher Währung wurde die Bekl. gemahnt, den ent⸗ 
ſtandenen Schaden in Geld zu erſetzen. Es wäre formaliſtiſch, 
hierin deshalb die Forderung eines anderen Gegenſtandes zu 
erblicken, weil die Bekl. nur zur Entrichtung in deutſcher 
Währung verpflichtet war, zumal da ihr letztere auch vom 
Standpunkt der Kl. aus (8 244 Abſ. 1 BGB.) zur Ver⸗ 
fügung ſtand (ebenſo Urt. d. Sen. v. 13. Febr. 1924 J. 
392/23). Außerdem wird von der Reviſion unter Bezug⸗ 
nahme auf RG. 107, 1871) darauf hingewieſen, daß die 
Forderung urſprünglich einem Deutſchen zugeſtanden habe, 
und daß die im Elſaß anſäſſige Kl. „offenbar“ in engen 
Geſchäftsbeziehungen mit Deutſchland ſtehe, alſo nicht zu 
vermuten ſei, ſie würde das Geld bei rechtzeitiger Zahlung 
alsbald in franzöſiſcher Währung angelegt haben. In beiden 
Beziehungen bedarf es vorerſt noch weiterer tatſächlicher Auf⸗ 
klärung, und es wird, falls urſprünglicher Gläubiger die 
Firma R. geweſen ſein oder die Kl. Markkonten gehabt 
haben ſollte, zu prüfen fein, von wann ab nnd in welchem 
Umfang auch der deutſche Kaufmann und ausländiſche Firmen 
mit Markkonten im weiteren Verlauf des Verfalls der deut⸗ 
ſchen Währung allgemein beſtrebt und in der Lage geweſen 
ſein mögen, ihre Markbeſtände und Markforderungen wert⸗ 
beſtändig anzulegen (zu vgl. RG. 107, 213, 2842); RO. v. 
29. Jan. 1924 in VII 265/23). 
(U. v. 11. Okt. 1924; 2/24 I. — Darmſtadt.) [Ka.] 

15. 81300 BGB. — 8 26a Ent! Bek. — Aufwer⸗ 
tungsanſprüche waren ſchon vor der BD. v. 
22. De z. 1923 prozeſſual zuläſſig. ]) 

Auf Grund der Behauptungen, daß ſie als unbeſcholtene 
Verlobte dem Bekl., ihrem damaligen Verlobten, die Bei⸗ 
wohnung geſtattet habe und daß der Bekl. Anfang des Jahres 
1920 ohne Grund von dem Verlöbniſſe zurückgetreten jet, 
forderte die Kl. mit der am 9. April 1922 erhobenen Klage 
als Entſchädigung gemäß 8 1300 BGB. den Betrag von 
5000 /. In der Schlußverhandlung vor dem LG. v. 17. Okt. 
1922 erhöhte fie die Klagſumme auf 10000 . Dieſe Summe 
wurde ihr durch Urteil von demſelben Tage nebſt Prozeß⸗ 
zinſen zugeſprochen. Hiergegen legte der Bekl. mit dem An⸗ 
trag auf Klagabweiſung Berufung ein. Die Kl. beantragt im 
Wege der Anſchlußberufung, den Bekl. zu verurteilen, an 
ſie eine Summe zu zahlen, die an der Reichsindexziffer für 


1) JW. 1924, 673. 

2) ZW. 1924, 1361. 

Zu 15. Als das Urt. des Os. am 24. Okt. 1923 erging, 
hatte ſich die Rechtſprechung bereits von dem Dogma befreit, daß 
die Papiermark noch als ein ebenbürtiges Zahlungsmittel anerkannt 
werden müſſe. Die Verurteilung auf einen endgültig feſtgeſtellten 
Betrag in PM., der noch vor Ablauf eines Monates und vor der 
Auszahlung auf Nichts zuſammengeſchrumpft wäre, durfte deshalb 
nicht als die billige Entſchädigung hingeſtellt werden, auf die der 
Kl. nach BGB. § 1300 ein Anſpruch zuſtand. Zu der allein zu⸗ 
treffenden, ſich der jeweiligen effektiven Kaufkraft der Geldzeichen 
anpaſſenden Bemeſſung der Schuldſumme waren die Gerichte nach 
den Grundſätzen des materiellen bürgerlichen Rechtes ermächtigt wie 
verpflichtet. Die VO. v. 22. Dez. 1923, jetzt Bek. v. 13. Mai 1924 
§ 9, hat dafür keinen neuen Rechtsgrundſatz aufgeſtellt, ſondern nur 
den bereits geltenden beſtätigt und für die Handhabung vor Gericht 
verdeutlicht. — Zu erwaͤgen iſt die Frage, nach welchem Srundjage 
im vorliegenden Falle die Entfchädigung bemeſſen werden muß. 
Wenn es ſich um die Umrechnung eines in der Inflationszeit ver⸗ 
einbarten Kaufpreiſes handelt, werden wir den beiderſeitigen In⸗ 
tereſſen von Käufer und Verkäufer am beſten gerecht, indem wir den 
Marktpreis der verkauften Ware zur Zeit ihrer Lieferung einſetzen. 
Damit erhält der Verkäufer den ihm geſchuldeten Gegenwert, und 
der Käufer zahlt, was er an effektivem Werte empfängt. Wir blei⸗ 
ben ſo auf der Baſis des vereinbarten Vertrages; keiner wird be⸗ 


Lebenshaltung einſchließlich Bekleidung gemeſſen am Zah⸗ 
lungstage dem Werte entſpreche, den 10 000 Reichsmark am 
18. April 1922 gehabt hätten. Das OLG. erkannte auf einen 
richterlichen Eid für die Kl. Im Falle der Eidesleiſtung ſoll 
der Bekl. verurteilt werden, an die Kl. 25 Milliarden Mark 
zu zahlen. Darüber, warum es nicht auf die von der Kl. mit 
der Anſchlußberufung beantragte Art der Verurteilung ein⸗ 
gegangen ift, ſpricht es ſich gar nicht aus. Dieſe Nichtberück⸗ 
ſichtigung des Anſchlußberufungsantrages bei der Art der 
Verurteilung wird von der Reviſion mit Recht bekämpft. Der 
Zerfall der deutſchen Währung ging im Oktober 1923 in un⸗ 
aufhaltſamen Rieſenſchritten vorwärts. Während der Papier⸗ 
markpreis der Goldmark (— 1% Dollar) am 1. Oktober 
noch 57,6 Millionen betrug, war er bis zum 10. Oktober, 
dem Tage der Berufungsverhandlung, auf 708 Millionen 
geſtiegen. Bis zum 24. Oktober, dem Tage der Verkündung 
des Bl., hatte er eine weitere Steigerung auf 15 Milliarden 
erfahren; und es war vorauszuſehen, daß die Steigerung ſich 
fortſetzen würde. Seitdem am 20. Nov. 1923 der Stand von 
1000 Milliarden erreicht iſt, find die im BU. der Kl. (be⸗ 
dingt) zugeſprochenen 25 Milliarden Mark nur noch 2,5 Gold⸗ 
pfennige wert. Ein ſolches wirtſchaftlich wertloſes Ergeb⸗ 
nis der im BU. als berechtigt anerkannten Rechtsverfolgung 
der Kl. wäre vermieden worden, wenn das BG. die der Kl. 
zu zahlende Entſchädigungsſumme, wie beantragt, nach Maß⸗ 
gabe der ſich auf die hauptſächlichen Lebensbedürfniſſe (Er⸗ 
nährung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung und Bekleidung) 
beziehenden „Reichsindexzahl für die Lebenshaltungskoſten“ 
feſtgeſetzt haben würde. Die Zuläſſigkeit einer derartigen Feſt⸗ 
ſetzung der Urteilsſumme iſt allerdings erſt in dem § 26a 
der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte in der 
Faſſung der Verordnung zur Beſchleunigung des Verfahrens 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 22. Dez. 1923 (RGBl. J, 
1239) ausdrücklich vorgeſehen. Die Zulaſſung war aber auch 
ſchon vorher im Herbſt 1923 ein unabweisliches Bedürf⸗ 
nis. Der Befriedigung dieſes Rechtsſchutzbedürfniſſes ſtanden 
zwingende Verfahrensvorſchriften nicht entgegen. Einem 
dahingehenden Antrage mußte deshalb entſprochen werden. 
Da dies nicht geſchehen iſt, unterliegt das BU. in dem be⸗ 
antragten Umfange der Aufhebung. Die Sache iſt an das 
BG. zurückverwieſen, da es noch einer Verhandlung vor dem 
Tatrichter und ſeiner Entſcheidung darüber bedarf, ob der hin⸗ 
ſichtlich der beantragten Art der Verurteilung zuzulaſſende 
Anſchlußberufungsantrag hinſichtlich der Einſtandsſumme von 
10000 % in Verbindung mit der Einſtandszeit v. 18. April 
1922 berechtigt ſei. Der Kl. iſt es indeſſen auch unbenommen, 
in dem neuen Verufungsverfahren auf Grund der inzwiſchen 
ergangenen Vorſchriften (8 26 a a. a. O. und Art. I der Durch⸗ 
führungs O. v. 10. Jan. 1924, RGBl. I, 27) an Stelle der 
gleitenden Papiermarkſumme wieder eine feſte Summe in 
Rentenmark oder in Goldmark zu fordern. 
(U. v. 19. Mai 1924; 772/23 IV. — Naumburg.) 


16. 88 561, 564, 565 ZPO. — Bei Einigkeit der 
Parteien darüber, daß die Geldleiſtung aufzu- 


nachteiligt und keiner bereichert. Wenn nach dem vorliegenden Urteil 
ſtatt deſſen die ſog. Aufwertung gemäß der Reichsindexzahl für die 
Lebenshaltungskoſten erfolgen ſoll, ſo läßt ſich das aus ber beſon⸗ 
deren Lage des Falles rechtfertigen. Es handelt ſich nicht um Leiſtun⸗ 
gen aus einem gegenſeitigen Verkrage, die jetzt erfüllt und gegen⸗ 
einander abgewogen werden ſollen. Die zuzuſprechende billige Ent⸗ 
ſchädigung beruht auf einer einſeitigen Verpflichtung. Sie dient Ban 
Zwecke, Genugtuung zu ſchaffen wegen des rechtswidrigen Bruches 
des Verlöbniſſes. Sie ſoll die Schädigung ausgleichen, die ‚der de⸗ 
florierten und dann beiſeite geſtoßenen Braut durch die Vereitelung 
der Ehe in ihrer Erwerbsfähigkeit und Lebensſtellung zugefügt wor⸗ 
den iſt. Dieſer Schaden wird ſich vornehmlich in dem Verluſte ihrer 
Einkünfte und in den erhöhten Koſten ihrer kbuftigen Lebenshaltung 
auswirken. Deshalb halte ich es für richtig, wenn bei der Be⸗ 
meſſunng der Entſchädigungsſumme die Reichsindexzahl zugrunde ge— 
legt wird. Bedenklich ſcheint nur, daß die Berechnung auf einen 
früheren Termin, den 13. April 1923 als die „Einſtandszeit“ ſeſt⸗ 
gelegt werden ſoll. Der nach 8 1300 zu gewährende billige Ausgleich 
ſoll wie der Schadenserſatzanſpruch aus § 1298 den erlittenen Ver⸗ 
mögensnachteil ausgleichen, der durch den Bruch des Verlöbniſſes 
verurſacht worden iſt. Wie groß dieſer iſt, muß nach der Sachlage 
beurteilt werden, wie ſie ſich zur Zeit der Urteilsfällung geſtaltet 
hat. Das entſpricht der bisherigen Rechtſprechung; RG. 102, 384; 
JW. 1923, 174; Warneyer 1923/24 Nr. 181. 


Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 
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werten ſei, iſt die Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteil3 nicht geboten. ]) 

Der Bekl. kann mit Grund ablehnen, an die Kl. den 
ihr verkauften Bahnwagen Bretter für einen Gegenwert 
von 105,60 % aufs Quadratmeter zu liefern. Dieſer unterm 
19. Mai 1922 vereinbarte Preis würde, in Papiermark dar⸗ 
geboten, infolge der unterdeſſen bis zu völligem Zuſammen⸗ 
bruche der Währung fortgeſchrittenen Geldentwertung 
keine Gegenleiſtung mehr darſtellen, die als Entgelt anzu⸗ 
nehmen dem Bekl. nach Treu und Glauben zugemutet werden 
könnte (RG. 103, 1791); 106, 9, 102), 181, 424); 107, 
19-22 *), 1275), 149 )). Eine ſolche Zumutung wird aber 
weder von der Kl. geſtellt noch liegt ſie in der Formel des vom 
BG. aufrechterhaltenen landgerichtlichen Urteils. Die Auffaſ⸗ 
ſung des Bekl., daß der Klaganſpruch nicht ſchlüſſig ſei, weil 
die Kl. keine Aufwertung angeboten habe, iſt nicht zu billigen. 
Denn grundſätzlich muß der Bekl. die wegen Verſchiebung 
der Wertverhältniſſe angemeſſene Erhöhung der Gegenleiſtung 
von der Kl. verlangen; erſt eine ſolcher Aufforderung ent- 
gegengeſetzte Weigerung würde ihn befreien (RG. 103, 333 7); 
106, 108)). Die Kl. aber iſt, nach ihrer ausdrücklichen Er⸗ 
klärung in der Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte, zur 
Aufwertung des Kaufpreiſes bereit. In den Worten 
der landgerichtlichen Urteilsformel „zum Preiſe von 105,60 #% 
pro Quadratmeter“ findet ſie ausgeſprochenermaßen nur eine 
Angabe des Vertragspreiſes. Für den Bekl. ſcheidet damit die 
Gefahr aus, daß etwa die Kl. ihre nach ſeiner Lieferung zu 
leiſtende Zahlung auf eine jenen Urteilsworten entſprechende 
wertloſe Papiermarkſumme beſchränken wolle. Und den Par⸗ 
teien konnte angeſichts ihres grundſätzlichen Einverſtändniſſes 
über die Notwendigkeit angemeſſener Aufwertung überlaſſen 
werden, dieſe miteinander zu vereinbaren; es bedurfte daher 
keiner Aufhebung des vorigen Urteils und keiner Zurück⸗ 
verweiſung in den Berufungsrechtszug. Wohl aber war es 
zur Vermeidung von Zweifeln, die ſich etwa bei der Voll⸗ 
ſtreckung ergeben könnten, angezeigt, den vorhin erwähnten 
Hinweis auf den Vertragspreis in der Formel des land⸗ 
gerichtlichen Urteils zu ſtreichen. 

(U. v. 5. Juli 1924; 372/231. — Breslau.) Ka.] 


17. Eine Aufwertungsverweigerung des 
Käufers im März 1923 enthält eine den Gegner 
zum Rücktritt berechtigende Vertrags ver⸗ 
letzung. ]) 

Am 21. Juni 1922 kaufte die Kl. von der Bekl. einen 


1) JW. 1922, 798. 
2) JW. 1923, 288. 
3) JW. 1923, 803. 
4) JW. 1923, 983. 
5) JW. 1924, 669. 
6) JW. 1924, 175. 
2) JW. 1922, 702. 
8) JW. 1923, 288. 


Zu 16. 1. „Den Parteien konnte angeſichts ihres grundſätz⸗ 
lichen Einverſtändniſſes über die Notwendigkeit angemeſſener Auf⸗ 
wertung überlaſſen werden, dieſe miteinander zu vereinbaren. Es 
bedurfte daher keiner Aufhebung des vorigen Urt. und keiner Zurück⸗ 
verweiſung in den Berufungsrechtszug.“ 

Der Sachverhalt in ſeinen Einzelheiten iſt nicht mit Sicherheit 
zu erkennen: Stünde nach dem Vertrage Lieferung gegen Zahlung 
und daher auch Verurteilung gegen Zahlung in Frage, ſo würde 
ich die Meinung des Urt. für bedenklich halten. Grundſätzliches 
Einverſtändnis der Parteien über die Aufwertung des Kaufpreiſes 
iſt oft noch ſehr weit entfernt von Einverſtändnis über einen be⸗ 
ſtimmten Betrag und noch weiter von der Greifbarkeit eines ſolchen. 
Die Sicherung des Verkäufers durch die Vereinbarung der Er⸗ 
füllung Zug um Zug kann nicht unter dem Drucke der Markentwer⸗ 
tung „von Rechts wegen“ beſeitigt werden. Die Abkürzung des 
einen laufenden Rechtsſtreites durch die Unterlaſſung der Aufhebung 
des Urt. würde in vielen Fällen auch aufgewogen durch die Eut⸗ 
ſtehung eines weitern Rechtsſtreites über die maßgebende Kauf⸗ 
ſumme. 

2. „Das Urt. war daher aufzuheben und die Sache an das 
BG. zurückzuverweiſen. Daran vermag auch der Umſtand nichts zu 
ändern, daß der Kl. ſich vor dem RG. zur Aufwertung des Preiſes 
auf einen ſeiner Angabe nach der Geldentwertung vollſtändig Rech⸗ 
nung tragenden Betrag erboten hat, da dieſe Erklärung gemäß 
$ 561 Abf. 1 IRO. nicht beachtet werden konnte und die Bekl. „den 
entſprechenden Antrag des Kl. nicht anerkannt hat. So 8. Juli 1924 
VI 186/23, 28. 1924, 6353, RA. Dr. Plum, Köln. 

Zu 17. Darf man in dem vorſtehenden Urteil eine mittel- 
bare Beſtätigung der Meinung durch das RG. ſehen, die Ableh⸗ 


neuen Drehſtrommotor zum feſten Preis von 46000 %% 
Das LG. hat die Klage zugeſprochen. Im Berufungsver⸗ 
fahren berief ſich die Bekl. noch darauf, daß fie... jeden⸗ 
falls aber die Erfüllung abzulehnen berechtigt ſei, ſolange 
die Kl. ſich nicht zur Zahlung eines entſprechenden Mehr⸗ 
preiſes bereit erkläre. ... Dagegen führt der Hinweis der 
Reviſion auf die ſeit Vertragsſchluß immer weiter fort⸗ 
geſchrittene Geldentwertung zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und zur Zurückverweiſung der Sache an das BG., 
weil der vereinbarte Kaufpreis — in Papiermark — zur Zeit 
der Schlußverhandlung vor dem OLG. keine auch nur an⸗ 
nähernd im Verhältnis zum Werte des Motors ſtehende 
Gegenleiſtung mehr darſtellte und dieſes Mißverhältuis in 
der Zwiſchenzeit noch viel kraſſer geworden iſt. Bei Liefe⸗ 
rung zum Vertragspreiſe würde daher die Kl. ganz ungerecht⸗ 
fertigt auf Koſten der Bekl. bereichert. 
(U. v. 8. Juli 1924; 802/23 II. — Dresden.) 


18. 88 242, 249, 252 BG B. Maßgebender Zeit⸗ 
punkt der Aufwertung. Marktpreis am Liefe⸗ 
rungstage.] “) 

Die Ausführungen des BG. hinſichtlich der Aufwertung 
des Kaufpreiſes laſſen erkennen, daß es im weſentlichen den 
dieſerhalb in der bisherigen Rechtſprechung des RG. auf⸗ 
geſtellten Richtlinien folgen will. So wird u. a. mit Recht 
davon ausgegangen, daß die Kl. als Geldſchuldner und Sach⸗ 
gläubiger durch den Lieferungsverzug der Bekl. als Sach⸗ 
ſchuldner keinen Schaden erleiten darf, andererſeits aber auch 
nicht infolge der Geldentwertung einen über die durch die 
Vorſchriften in 88 249 ff. BGB., insbeſondere § 252, ſowie 
§ 242 geſteckten Grenzen hinausgehenden Gewinn machen ſoll. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt es zu billigen, wenn das 
BG. meint, daß die Kl. als Käuferin nicht beſſer geſtellt wer⸗ 
den dürfe, als wenn der Kaufvertrag beiderſeits rechtzeitig 
und ordnungsmäßig erfüllt wäre. Dies rechtfertigt aber nicht 
ohne weiteres die Schlußfolgerungen, die das BG. aus ſeiner 
Feſtſtellung zieht, daß an ſich die Lieferung der Kartoffel- 
graber und die Zahlung des Kaufpreiſes ſpäteſtens im April 
1922 hätte erfolgen müſſen, und daß damals zwar die Reichs⸗ 
mark nicht mehr denſelben Wert wie zur Zeit des im No⸗ 
vember 1921 erfolgten Kaufabſchluſſes gehabt habe, daß dieſe 
Differenz aber noch nicht übermäßig groß geweſen ſei. Wenn 
hieran anknüpfend das BG. meint, daß im April 1922 eine 
Aufwertung des Kaufpreiſes nicht in Frage gekommen wäre, 
vielmehr die Bekl. ſich mit der Bezahlung der vereinbarten 


nung der Aufwertung zu einer Zeit, wo die Rechtſprechung auch 
des RG. die Aufwertung, insb. auch zugunſten des im Verzuge be⸗ 
findlichen Sachſchuldners noch nicht zugeſtand, ſei nicht, jedenfalls 
nicht ohne weiteres geeignet, den Verkäufer vom Vertrage zu be— 
freien? 5 

Da der Käufer in der Schlußverhandlung des Berufungsver⸗ 
fahrens am 15. März 1923 Aufwertung abgelehnt hatte, hätte das 
NG., wenn es darin eine das Befreiungsrecht des Verkäufers aus⸗ 
löſende Ablehnung geſehen hätte, die Klage abweiſen müſſen, ſtatt 
die Sache zur Verhandlung über den Betrag der aufzuwertenden 
Kaufſchuld an das Berufungsgericht zurückzuweiſen. 

Über die Streitfrage, z. B. Makthieſſen: JW. 1924, 1425 
Anm. 2, meine Bemerkung zu JW. 1924, 14401, über die ganze 
Fragegruppe meine Überſicht: JW. 1924, 1450 2. Abſchn. 

Daß das RG. in der Frage der „Ablehnung“ auch der ver⸗ 
änderten Rechtſprechung Rechnung trägt, glaube ich auch aus I 10/24 
29. Sept. 1924, ZW. 1925, 134 23. 1924, 749 16 herausleſen zu 
dürfen, wo es heißt: 

„Dieſe „Ablehnung“ führt nicht ohne weiteres zur Klageabwei⸗ 
ſung. Aus den Schriftſätzen der Kl. und den Anführungen des Be⸗ 
rufungsurteils iſt nichts weiter erſichtlich, als daß ſie die Berechti⸗ 
gung der Aufwertungsforderung beſtritten hat. Das bedeutet aber 
noch nicht, daß ſie ſich auf die Zahlung eines höheren Kaufpreiſes 
auch dann nicht einlaſſen wolle, wenn das Gericht die Aufwertung 
für berechtigt erklärte. Vielmehr hätte in dieſer Richtung der Stand⸗ 
punkt der Kl. und der Sinn ihrer Anträge klargeſtellt werden 
müſſen.“ 

RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 18. Nachdem das höchſte deutſche Gericht in weiteſtem 
Bereiche auf dem ſeiner Rechtſprechung unterliegenden Gebiete den 
Gedanken „Mark nicht gleich Mark“ zur Geltung gebracht hat, fragt 
ſich immer noch: „Mark nicht gleich Mark, doch gleich wem?“ 

Zwar hatte das RG. hinſichtlich des Maßes der Aufwertung 
ſtets auf die Notwendigkeit des Ausgleiches der ſich kreuzenden Be⸗ 
lange der bei dem von der Markentwertung beeinflußten Rechts⸗ 
verhältniſſe Beteiligten hingewieſen. Doch genauere Richtlinien des 
NG. für das Maß der Aufwertung fehlten bisher. Daß, wie es 
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Kaufſumme in Papiermark hätte begnügen müſſen, ſo mag 
dies der damals herrſchenden Rechtsauffaſſung entſprechen, 
iſt aber durch die ſpäterhin in Rechtſprechung und Schrift⸗ 
tum anerkannten Rechtsgrundſätze überholt. Die danach in 
Fällen der fraglichen Art grundſätzlich zu berückſichtigende 
Geldentwertung hat ſich in ſtändiger Entwicklung fortgeſetzt 
und iſt ſchon von dem Zeitpunkt des Kaufabſchluſſes an zu 
berückſichtigen, wenn ſie bereits damals zutage getreten iſt. 
Ferner laſſen die Ausführungen des BG. nicht erkennen, 
daß es den oben erwähnten leitenden Rechtsgedanken kon⸗ 
ſequent durchgeführt hat, daß nämlich die Geldentwertung 
ſoweit zu berückſichtigen iſt, daß die Kl. nicht beſſer geſtellt 
wird, als ſie bei rechtzeitiger und ordnungsmäßiger beider⸗ 
ſeitiger Leiſtung geſtanden hätte. Das BG. beſchränkt ſich 


ſcheint, neuerdings ſich das RG. auch dieſer Aufgabe mehr und mehr 
unterzieht, iſt mit Dank zu begrüßen. 

„Was die Höhe der Aufwertung angeht, ſo gilt im allgemeinen, 
daß dies Sache der tatſächlichen Erörterung des einzelnen Falles iſt. 
Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß die Aufwertung nicht nur 
nach billigem Ermeſſen erfolgen kann, ſondern daß dabei gewiſſe 
rechtliche Grundſätze zu beachten ſind. Die richtige Anwendung dieſer 
Grundſätze it Rechtsfrage, nicht Tatfrage und iſt deshalb in der 
Reviſionsinſtanz nachzuprüfen.“ So RG. 1 455/25, 17. Sept. 1924, 
NG. 108, 379 (381). 

Wie in dieſem, ſo handelt es ſich auch in dem vorſtehenden Ur⸗ 
teile um die Frage des Maßes der Aufwertung bei einem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrage, bei dem Sach- und Geldleiſtung beide 
noch ausſtehen. 

Der Grundſatz, den II 561/22, 3. Juni 1924: JW. 1924, 1867 
(auch ZW. 1924, 1460 10b) — Warneyer 1923/24, 17945 
ausſprach: 

„Die Geldentwertung kann niemals in höherem Maße berück⸗ 
ſichtigt werden, als dem Goldmarkkurſe am Tage des Vertrags⸗ 
ſchluſſes entſpricht,“ 

findet ſich in den beiden erwähnten Urt. ebenſowenig wie in dem 
Urt. 1675/28, 27. Okt. 1924 wieder. Er iſt zu eng und ſtarr. 

„Allgemeine Grundlage der Aufwertung“, heißt es in dem letzt⸗ 
erwähnten Urt., „bilden nach der neueren Rechtſprechung des RG. 
die Grundfäge von Treu und Glauben. Daraus folgt unmittelbar 
die Richtigkeit des im Schrifttum aufgeſtellten Satzes, daß die 
Aufwertung weder zu einer Bereicherung noch zu 
einer Benachteiligung des einen Vertragsteiles auf 
Koſten des anderen führen darf.“ 

Handelt es ſich um einen zweiſeitigen, auf den Aus⸗ 
tauſch von Sachgütern gegen Geld gerichteten Ver⸗ 
trag, fo wird vom RG. unterſchieden, ob die Sach⸗ 
leiſtung noch ausſteht oder ſchon bewirkt iſt. 

a) Zwar wird und darf ſich auch in den Fällen, wo nur noch 
die Geldſchuld zu entrichten iſt, erwägt RG. 1675/23, der Geldgläu⸗ 
biger (Sachſchuldner) darauf berufen, daß er die eigene Leiſtung voll⸗ 
wertig bewirkt habe. Allein es iſt doch ein erheblicher Unterſchied, 
ob dem Sachſchuldner zugemutet wird, nach eingetretener Geldent⸗ 
wertung ſeine vollwertige Leiſtung noch zu bewirken, oder ob der ge⸗ 
ſchuldete Sachwert ſchon hingegeben war und es ſich nur noch darum 
handelt, die durch den Währungsverfall entwertete Gegenleiſtung 
angemeſſen zu beſtimmen. Wirtſchaftlich geſehen, iſt im letzten Falle 
im Gegenſatze zu erſten der Schade ſchon eingetreten und es wird 
ſich nur darum handeln, wie ſich unter gleichzeitiger Berückſichtigung 
des vorausgeſetzten Wertverhältniſſes von Leiſtung und Gegenleiſtung 
das Verhältnis des Geldwertes in der Zeit vom Vertragsſchluſſe 
bis zur Zahlung geſtaltet hat. Für ſolche Rechtslagen werden die ver⸗ 
ſchiedenen jeweils in Frage kommenden Inlandsmeßzahlen beſondere 
Bedeutung haben. 

b) Handelt es ſich dagegen nicht einſeitig um eine unberichtigt 
gebliebene Geldſchuld, ſondern um die beiderſeitige Erfüllung eines 
Kaufgeſchäftes, alſo um den Austauſch von Ware gegen Geld, der erſt 
jetzt vorgenommen werden ſoll, ſo darf nach dem vorſtehenden 
Urteile der Käufer nicht beſſer geſtellt werden, als wenn der Kauf⸗ 
vertrag beiderſeits rechtzeitig und ordnungsmäßig erfüllt wäre. Der 
Käufer als Geldſchuldner und Sachgläubiger darf durch den Liefer⸗ 
verzug des Verkäufers als Sachſchuldner keinen Schaden leiden, 
aber er ſoll auch nicht infolge der Geldentwertung einen über die 
durch die Vorſchriften in BGB. § 249 f., insbeſ. $ 252, ferner 8242 
geſteckten Grenzen Hinausgehenden Gewinn machen. 

Die Umrechnung des Kaufpreiſes nach der Reichsrichtzahl z. Zt. 
des Kauffchluffes einerſeits und des Urteils und der Lieferung an⸗ 
dererſeits, würde den erwähnten Grundſatz nicht verwirklichen. Insb. 
würden die Folgen des Verzuges des Verkäufers damit nicht, wie 
erwähnt, dahin begrenzt, dem Käufer keinen unberechtigten Vorteil 
zu bringen, wenn auch Schaden von ihm fernzuhalten. 

* Der billige Ausgleich kann darin liegen, daß der Käufer in 
die Lage verſetzt wird, an dem vom Verkäufer zu liefernden Waren 
beim Weiterverkaufe die gleiche Gewinn quote zu erzielen, die er 
bei rechtzeitiger Lieferung erzielt hätte, wobei die in der inzwiſchen 
eingetretenen Preiserhöhung liegende Erhöhung dieſes Gewinns 


darauf, die Aufwertung des Kaufpreiſes rein rechneriſch an 
der Hand der im April 1922 und der zur Zeit des Erlaſſes 
des BU. November 1923 maßgeblichen Reichsrichtzahl vor⸗ 
zunehmen unter Vorbehalt einer Anderung entſprechend einer 
etwaigen ſpäteren Anderung der Reichsrichtzahlen. Auf dieſe 
Weiſe gelangt das BG. zur Einſtellung eines Kaufpreiſes 
von 52 Billionen Papiermark zur Zeit gleich 52 Goldmark 
pro Kartoffelgraber, während laut Tatbeſtand des BU. die 
Bekl. den derzeitigen Preis pro Kartoffelgraber auf 363 Gold⸗ 
mark und nach Abzug von 20% Rabatt für den Händler auf 
290,40 Goldmark angegeben und die Kl. behauptet hat, daß 
ſie derzeit einen Kartoffelgraber für 150 Goldmark verkaufe. 
Das BG. hat nicht aufgeklärt, ob und inwieweit die betreffen⸗ 
den Parteiangaben richtig ſind. Denn es meint, daß eine 
einen Erſatz bildet für die Vorteile, die der Käufer ohne den Lei⸗ 
ſtungsverzug des Verkäufers aus einer entſprechend früheren Ge⸗ 
winneinziehung erlangt hätte. 

Bei Großhandelsgeſellſchaften insb., ſagt das vor⸗ 
ſtehende Urteil übereinſtimmend mit RG. 108, 379, kann 
für die Aufwertung des Kaufpreiſes der Lebenshaltungsindex keine 
entſcheidende Rolle ſpielen, wohl aber der Marktpreis der zu 
liefernden Ware am Lieferungstage. Denn, ſagt RG. 108, 
383: 

„Wenn der Käufer aus der allgemeinen Notlage, dem Wäh⸗ 
rungsfall, keinen Nutzen ziehen ſoll, ſo darf man ihm nicht 
das Recht zugeſtehen, Ware zu einem billigeren Preiſe zu ver⸗ 
langen, als dem durch den Währungsverfall beeinflußten Markt⸗ 
preis.“ 

Ju umſaſſenderer Begründung führt RG. I 675/23 aus: 

Muß der Sachſchuldner dem Vertragsgegner ſeine volle Leiſtung 
erſt noch gewähren, ſo wäre es eine beſondere Härte und Unbillig⸗ 
keit, wenn die Aufwertung erheblich unter dem Werte der Sach⸗ 
leiſtung liegen würde oder wenn ſie gar einen geringen Bruchteil 
dieſes Wertes ausmachen ſollte. 

Derartige Fälle verlangen daher tunlichſt Annäherung an den 
gegenwärtigen Wert der ausſtehenden Sachleiſtung. Es muß aber 
ſtets geprüft werden, ob der Käufer nach dem Stande z. Zt. des 
Vertragsabſchluſſes beſonders billig oder gerade der Marklage ent⸗ 
ſprechend gekauft hatte. Beruht der heutige Goldmarkpreis auch auf 
Warenkonjunktur, ſo muß deren Vorteil dem Käufer zugute kommen. 

„Das iſt aber, ſchränkt NG. 108, 379 (382) ein, nicht 
dahin zu verſtehen, daß der Marktpreis z. Zt. der Lie⸗ 
ferung allein ausſchlaggebende Bedeutung haben ſoll, 
vielmehr ſind nicht ſelten Umſtände vorhanden, die dazu zwingen, 
den aufzuwertenden Kaufpreis auf einen etwas geringeren Betrag als 
den heutigen Marktpreis feſtzuſetzen. Insb. iſt das der Fall, wenn 
dem Käufer durch die verſpätete Lieferung ein Schade in irgend⸗ 
welcher Richtung erwächſt, ſei es, daß er ſich heute die Mittel zur 
Zahlung kreditweiſe mit beſonders hohen Unkoſten verbunden be⸗ 
ſchaffen muß, ſei es, daß er die Ware heute nur mit geringerem 
Verdienſte weiterverkaufen kann, als z. Zt., ſei es, daß die Ware 
heute weniger marktgängig iſt oder dergleichen. Alle ſolche ſchaden⸗ 
bringenden Umſtände des Einzelfalles ſind zu berückſichtigen . 
aus der Geldentwertung ſoll ... der Käufer keinen Vorteil ziehen 
Es iſt möglich, daß der heutige Preis nicht allein auf Geldentwer⸗ 
tung, ſondern auch auf Warenkonjunktur beruht. Ob Warenkonjunk⸗ 
tur mitſpielt, iſt zwar in der Regel nicht leicht feſtzuſtellen. Immerhin 
kann die Feſtſtellung durch Heranziehung der begleitenden Umſtände, 
Knappheit oder Überfluß an Ware der gehandelten Art, Vergleich 
der Preiſe mit den Weltpreiſen uſw. gelingen. Der Vorteil der 
Warenkonjunktur muß .. allein dem Käufer zugute kommen.“ 

Die hier ſkizzierten Grundſätze des RG. verdienen im weſeni⸗ 
lichen Beifall. } 

Unter der Vorausſetzung, daß der dem Käufer durch die ver⸗ 
ſpätete Erfüllung entſtandene Schade weitherzige Berückſichtigung 
findet, iſt m. E. insb. bei Großhandelsgeſchäften, aber auch barüber 
hinaus, die Aufwertung des Kaufpreiſes bis zum Marktpreiſe am 
Tage der Lieferung zu billigen. Die Austauſchverträge, ſoweit ſie 
von beiden Seiten noch nicht erfüllt ſind, werden dadurch wieder auf 
eine Grundlage gehoben, die die unverrenkte Anwendung der von 
der Feſtmark ausgehenden Grundſätze des bürgerlichen Rechts und 
des Handelsrechts ohne wirtſchaftlichen Auſtoß geſtattet. Die oben 
angeführte Meinung des 2. 36. wird in ihrer praktiſchen Auswir⸗ 
fung das durch den Markverfall herbeigeführte Mißverhältnis zwi⸗ 
ichen Sachleiſtung und Geldleiſtung meiſt nicht genügend ausgleichen. 
Darauf aber komnit es an. Denn der Austauſchertrag ſoll ja nach 
bekannter aus Anlaß der wirtſchaftlichen Umwälzung ſeit Kriegs- 
beginn entſtandener Rechtſprechung ein redlicher Umſatzertrag 
mit augemeſſener Geldleiſtung für die Sachleiſtung ſein. 

Daß die Scheidelinie zwiſchen den Fällen, wo die Sachleiſtung 
noch ausſteht und wo fie ſchon bewirkt iſt, im praktiſchen Einzel⸗ 
falle nicht immer jo ſcharf wie im Grundſatze gezogen werden kann, 
wenn „der erforderliche billige Ausgleich der Parteiintereſſen oberſte 
Richtſchnur bleiben ſoll“, verſteht ſich. 

Rel. Dr. Plum, Köln. 
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etwaige Differenz zwiſchen dem von ihm errechneten und dem 
wirklichen Kaufpreis zur Zeit der Lieferung und Zahlung 
zu Laſten der Bell. gehe, da eine Preiserhöhung, die nicht 
in der Erhöhung der Reichsrichtzahl berückſichtigt ſei, die 
Bekl. als Folge ihres Leiſtungsverzuges vertreten müſſe. 
Dieſe Erwägung iſt aber mit der oben dargelegten Begrenzung 
der Verzugsfolgen nicht ohne weiteres zu vereinbaren. Geht 
man davon aus, daß die Kl. bei rechtzeitiger Lieferung der 
Kartoffelgraber durch deren Weiterveräußerung einen be⸗ 
ſtimmten Nutzen erzielt, und daß ſie die ſo erworbenen Mittel 
in ihrem Geſchäftsbetriebe oder auf andere Weiſe untzbringend 
verwertet hätte, ſo würde der ſo bis zu dem Zeitpunkt der 
wirklichen Lieferung der Kartoffelgraber ſeitens der Bekl. an 
die Kl. von der letzteren erzielbare und ihr durch den Lei- 
ſtungsverzug der Bekl. entgangene Gewinn normalerweiſe 
dem hier maßgeblichen Schaden der Kl. entſprechen, über 
welchen hinaus der Kl. aus der Geldentwertung grundſätzlich 
kein Vorteil erwachſen ſoll. Es iſt aber ſehr wahrſcheinlich, 
daß ein ſolcher ungerechtfertigter Vorteil der Kl. zufließen 
würde, wenn ſie für einen Kartoffelgraber nur 52 Goldmark 
zu bezahlen braucht, während ſie ihn für 150 Goldmark weiter⸗ 
verkaufen kann oder gar der übliche Händlerpreis zirka 
290 Goldmark beträgt. Es müſſen ſchon ganz beſondere, vom 
BG. nicht dargelegte Umſtände vorliegen, um eine derartige 
Differenz gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. Wie bereits im 
Urteil des RG. v. 17. Sept. 1924, 1455/23 ausgeführt ift, 
kann für die Aufwertung des Kaufpreiſes bei Großhandels⸗ 
geſchäften der Lebenshaltungsindex keine entſcheidende Rolle 
ſpielen. Vielmehr iſt hier, wo es ſich um die beiderſeitige Er⸗ 
füllung eines Kaufgeſchäftes, alſo um einen erſt jetzt vor⸗ 
zunehmenden Austauſch von Waren gegen Geld handelt, eine 
maßgebende Bedeutung dem Marktpreis der zu liefernden 
Ware am Lieferungstage zuzuſprechen. Normalerweiſe wird 
der hier in Betracht kommende billige Ausgleich zwiſchen den 
beiderſeitigen Parteiintereſſen darin liegen können, daß die 
Kl. in die Lage verſetzt wird, an den von der Bell. zu liefern⸗ 
den Kartoffelgrabern beim Weiterverkauf die gleiche Gewinn⸗ 
quote zu erzielen, die ſie bei rechtzeitiger Lieferung erzielt 
hätte, wobei die in der inzwiſchen eingetretenen Preiserhöhung 
liegende Erhöhung dieſes Gewinnes einen Erſatz bildet für 
die Vorteile, welche die Kl. ohne den Leiſtungsverzug der Be⸗ 
klagten aus einer entſprechend früheren Gewinneinziehung 
erlangt hätte. Selbſtverſtändlich können auch andere Er⸗ 
wägungen von erheblicher Bedeutung ſein, wie dies in dem 
genannten NG. v. 17. Sept. 1924 näher dargelegt iſt. 
Es wird Sache des Tatrichters ſein, unter Anwendung der 
angeführten Rechtsgrundſätze und unter Berückſichtigung der 
tatſächlichen Verhältniſſe des Einzelfalles den erforderlichen 
billigen Ausgleich der Parteiintereſſen herbeizuführen. 
(U. v. 22. Okt. 1924; 63/24 I. — Breslau.) Ka.) 


19. Tagespreis am Lieferungstage als Aus- 
gangspunkt für die Aufwertung bei Geſchäften 
des Großhandels. ] 7) 

Die Aufwertung, die das BG. der Bell. zugebilligt hat, 
befteht lediglich in der Umrechnung der Kaufpreisbeträge aus 
den Abſchlüſſen v. 20. und 28. Juli 1922 in Goldmark nach 
dem Kursſtande des Dollars an beiden Tagen. Mit Grund 


Zu 19. Das Urt. iſt (ebenſo wie das des I. 3S. RG. 
108, 379 f.) deshalb zu begrüßen, weil es 1. die quaestio quanti als 
Rechtsfrage aufnimmt und damit Einheitlichkeit gegenüber 
der vielſach für allein richtig gehaltenen Eutſch. von Fall zu Fall 
fordert und Rechtsanwendung gegenüber dem Walten einer 
mehr vagen als klaren Billigkeit; 2. die unzulängliche ſchematiſche 
Umrechnung nach Goldmark oder Lebens haltungsindex abſtellt, 
um ſtatt deſſen an den Tagespreis als das nächſtliegende anzu⸗ 
knüpfen. Über das Wieviel der Aufwertung befteht noch längſt kein 
Einverſtändnis — vgl. Plum JW. 1924, 1458 und die dort Aum. 27 
zit. Arbeiten; feſtſteht im weſentlichen nur die praktiſche Behand⸗ 
lung des Grund problems, alſo der Frage, ob überhaupt Aufwer⸗ 
tung oder nicht, dagegen fehlt es an der einhelligen Auf⸗ 
nahme einer praktiſch brauchbaren konſtruktiven Be⸗ 
gründung des Geſamtproblems und deshalb gehen die Wege 
ſofort wieder auseinander, wenn nun die Frage nach dem Wieviel 
auftaucht. Drei Irrtümer beeinträchtigen vor allem immer wieder 
die einheitliche Erfaſſung: die ſchematiſche Goldmark⸗(Dol⸗ 
lar umrechnung, dann der aus vagem Gefühl für nötig ge⸗ 
haltene, nur durch Schätzung beſtimmte Abzug für die allge⸗ 
meine Verarmung und ſchließlich der Einſatz des reinen 
Verzugsſchadens an die falſche Stelle, nämlich in die 
Umwertungs rechnung ſelbſt. Eine ſtreng kritiſch geführte Unter⸗ 


wendet ſich hiergegen die Reviſion. Der erkennende Senat hat 
in der Sache II 561/23 (Urt. v. 3. Juni 1924 1)) ausgeſprochen, 
die Geldentwertung könne nicht in höherem Maße als bis zum 
Goldmarkbetrage des Kaufpreiſes nach dem Kurſe vom Tag 
des Vertragsſchluſſes berückſichtigt werden; die Frage, ob und 
für welche Arten von Kaufgeſchäften an dieſer Auffaſſung feſt⸗ 
zuhalten iſt, bedarf jedoch hier nicht der Erörterung. Denn 
damals handelte es ſich um den Ankauf von Möbeln ſeitens 
einer Privatperſon (zu Ausſteuerzwecken); der hier vor- 
liegende, zwiſchen zwei Gewerbetreibenden abgeſchloſſene Kauf 
iſt aber ein Geſchäft des Großhandels. Zum mindeſten bei 
Geſchäften der letzteren Art, deren Erfüllung von beiden 
Seiten noch ausſteht, wird das nach der Rechtſprechung des 
RG. anzuſtrebende Ergebnis, daß der Käufer durch den Ver⸗ 
fall unſerer Währung zwar nicht geſchädigt, aber auch, ſelbſt 
bei Verzug des Verkäufers, nicht ungerechtfertigt bereichert 
werden ſoll, am eheſten erreicht, wenn man im Anſchluß an 
RG. 108, 379, ferner 135/24 v. 22. Okt. 1924 2) und 132/24 
v. 27. Okt. 1924 den Tagespreis der Ware am Lieferungs⸗ 
tage zum Ausgangspunkt nimmt. Das Verhältnis des Markt 
preiſes am Lieferungstage zum ſeinerzeit vereinbarten Kauf⸗ 
preis gibt bezüglich der inzwiſchen eingetretenen Verminde⸗ 
rung der Kaufkraft der Mark für Geſchäfte der hier fraglichen 
Art einen zuverläſſigeren und daher brauchbareren Maßſtab 
als der Lebenshaltungsindex, weil — wie es in RG. 108, 382 
zutreffend heißt — die Kaufkraft des Geldes in vielen Ge: 
ſchäftszweigen eine ganz andere iſt als für den Kleineinkauf 
von Lebensmitteln. Durch Verwendung des Marktpreiſes am 
Lieferungstage als Grundlage für die Ermittlung des Maßes 
der Aufwertung wird verhütet, daß der Käufer aus „der all⸗ 
gemeinen Notlage, dem Währungsverfall“ (RG. a. a. O.) Vor⸗ 
teil zieht; eine ungerechtfertigte Bevorzugung des Verkäufers 
wird aber dadurch vermieden, daß der Marktpreis zur Zeit 
der Lieferung bei Bemeſſung der Höhe der Aufwertung nicht 
ſchlechthin und allein maßgebend, je nach Umſtänden vielmehr 
eine gewiſſe Kürzung dieſes Betrages geboten iſt. Vor allem 


ſuchung kaun auf dieſe Irrwege gar nicht kommen; ich habe eine 
ſolche bereits im Winter 1923/24 in meiner dann im April 1924 
(bei Bensheimer als Heft 1 der von Geiler herausgegebenen 
wirtſchaftrechtl. Abhandl.) erſchieneuen Arbeit „Geldentwertung und 
Liefergeſchäfte“ unternommen und bin, ausgehend nicht nur vom 
Wirtſchaftlichen, ſondern auch vom Pſychologiſchen 
zur einheitlichen Löſung aller auftauchenden Fragen gelangt. 

Mit dem erſten der hervorgehobenen Fehler, der Goldmark 
(oder Lebenshaltungsindexumrechnung) räumt das Urt. nun auf 
Schon im Frühjahr 1924 haben Inſtanzger. vereinzelt ebenſo ent⸗ 
ſchieden, aber weiteren Boden hatte die jetzt vom RG. aufgenommene 
Anſicht noch nicht gewonnen; heute liegt allerdings das Mißverhält⸗ 
nis zwiſchen dem Goldwert des Vertragpreiſes und dem heutigen 
Tagespreis weit deutlicher zutage. Aber ſchon vor einem Jahre hätte 
man die Frage nicht mit einer Handbewegung abtun ſollen, was denn 
eigentlich der Dollar, alſo der Gradmeſſer der nordamerikaniſchen 
Wirtſchaft oder was die Wohnungsmieten, Brot- und Butterpreiſe mit 
der Errechnung des angemeſſenen Preiſes für Eiſen im innerdeutſchen 
Großhandel zu tun haben. 

Über den Abzug für die allgemeine Verarmung ſagt 
die Entſch. nichts; das war wohl durch das Inſtanzurteil auch nicht 
veranlaßt; aber eine grundſätzliche Kußerung iſt dringlich. Selten ein⸗ 
mal iſt ein für ein begrenztes Gebiet (Sparkapitalien uſw.) richtiger 
Gedanke ſo unbeſehen verallgemeinert worden wie der Zeilers. 
Jedenfalls iſt dafür kein Raum bei den kaufmänniſchen Liefergeſchäf 
ten. Man nennt dieſes Durchhauen des gordiſchen Knotens meiſt 
eine billige Verteilung der Entwertung auf beide Schultern; aber 
was hat es noch mit Billigkeit zu tun, wenn der Käufer die ſeiner⸗ 
zeit zum vollen Tagespreis gekaufte Ware, zu deren Abnahme 
er ja nicht gezwungen werden kann, nun zum halben Preis 
erhalten kann “ 

Den Einfluß des Verzugsſchadens auf die Höhe 
der Aufwertung hebt das Urteil beſonders hervor. Das grundl. 
Urt. des Ferienſen. v. 6. Aug. 1923 hatte den Käufer damit auf 
den Weg der Aufrechnung verwieſen. Hierbei ſollte es bleiben: 
mit der Berechnung der Eutwertungsfolgen hat der Verzugſchaden 
nichts zu tun, zieht man ihn in die eigentliche Umwertungsrechnung 
hinein, ſo kommt mau immer wieder zu gefühlsmäßiger Schätzung, 
für die ſchon deshalb kein Raum iſt, weil der Schaden genau angege 
ben und berechnet werden kaun. Schließlich iſt nicht einzuſehen, 
warum man dem Käufer den ihm jonft doch obliegenden Beweis für 
den Verzugsſchaden dadurch abnehmen ſoll, daß man den an ſich 
gegebenen Preis um einen Prozentſatz oder einen ungefähr geſchätz⸗ 
ten Betrag kürzt. 

RA. Dr. Johannes Weygand, Leipzig. 

1) JW. 1924, 1867. 

Vgl. die vorige Entſch. 
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iſt in Übereinſtimmung mit den Entſcheidungen in Bd. 108 
und I 32/24 darauf hinzuweiſen, daß inſoweit, als der heutige 
Preis nicht auf Geldentwertung, ſondern auf Warenkonjunktur 
beruht, es ſich um einen Vorteil handelt, der dem Käufer 
allein zugute kommt; denn die Aufwertung ſoll den Verkäufer 
nur gegen die nachteiligen Folgen des Währungsverfalles 
ſchützen. Im übrigen können die verſchiedenſten Umſtände des 
Einzelfalles ein Zurückbleiben hinter dem Marktpreis zur 
Zeit der Lieferung rechtfertigen. Regelmäßig wird eine ſolche 
Kürzung durch eine in der Verſpätung der Lieferung be⸗ 
gründete Schädigung des Käufers veranlaßt ſein, wobei ins⸗ 
beſondere an die ſchon vom J. 3S. als Beiſpiele angeführten 
Möglichkeiten zu denken iſt, daß der Käufer die Mittel zur 
Bezahlung der Lieferung ſich jetzt mit höheren Unkoſten be⸗ 
ſchaffen muß oder daß er die — jetzt vielleicht weniger markt⸗ 
gängige — Ware mit geringerem Verdienſte verkaufen kann, 
als es bei rechtzeitiger Lieferung der Fall geweſen wäre. Der 
Ausgleich zwiſchen den beiderſeitigen Intereſſen ſoll eben, 
wenn nicht beſondere Umſtände ein anderes Ergebnis als der 
Billigkeit entſprechend erſcheinen laſſen, dahin führen, daß 
der Käufer durch den nunmehrigen Weiterverkauf dieſelbe 
Gewinn quote zu erzielen in der Lage iſt, die er bei recht⸗ 
zeitigem Empfang der Ware vermutlich erzielt haben würde 
(vgl. Urt. I 35/24 v. 22. Okt. 1924 )). Der Auffaſſung der 
Reviſionsbeklagten, daß die Erwägung des BR., aus der er 
die vom LG. feſtgeſetzten Goldmarkbeträge als eine nach Sach⸗ 
lage ausreichende Aufwertung erachtet habe, auf tatſächlichem 
Gebiete liege und deshalb dem Reviſionsangriff unzugäng⸗ 
lich ſei, kann nach der Art, wie das BG. ſeine Anſicht be⸗ 
gründet hat, nicht beigetreten werden. Denn das BU. führt 
aus, daß durch Aufwertung des Kaufpreiſes „nach dem Dollar⸗ 
ſtande und Umrechnung in Goldmark“ ein gerechter Ausgleich 
für den Geldentwertungsſchaden geſchaffen ſei. Gerade damit 
iſt aber das rechtliche Weſen der nach den Umſtänden des 
Falles gebotenen Aufwertung verkannt. 

(U. v. 27. Nov. 1924; 380/24 II. — Dresden.) [K.] 


20. Aufwertung einer von einer Gegen⸗ 
leiſtung nicht mehr abhängigen Forderung (Li- 
zenzgebühr). 1) 

Durch Schreiben v. 8. und 18. Jan. 1918 haben ſich 
die Parteien gegenſeitig beſtätigt, folgende Vereinbarungen 
getroffen zu haben: Die Bekl. erhielt von der Kl. eine Lizenz 
zum Gebrauch mehrerer Erfindungen betreffend Verfahren 
zur Nutzbarmachung von Eiſen- und Mecallabfällen, dieſen 
Kohle oder Manganerze beizugeben und Späneblöcke zu be⸗ 


Zu 20. Soviel aus dem knappen Tatbeſtand erſichtlich iſt, hau⸗ 
delt es ſich um einen Vergleich aus dem Jahre 1918, deſſen gegen⸗ 
ſeitige Verpflichtungen bis auf eine Teilzahlung erfüllt ſind. Daß 
der Anſpruch auf Aufwertung dieſer reſtlichen feſten Geldforderung 
dem Grunde nach gerechtfertigt iſt, ſteht außer Frage. Während aber 
das OLG. die Höhe der Aufwertung nach dem feſten Maßſtab des 
amerikaniſchen Dollars berechnet hatte, ſomit volle Goldmarkaufwer⸗ 
tung zubilligte, will ſie das NG. nach den Grundſätzen von Treu 
und Glauben unter Berückſichtigung der Verhältniſſe beider Par⸗ 
teien ermittelt haben und insbeſondere den Dollarmaßſtab nur aus⸗ 
nahmsweiſe anerkennen, da in aller Regel ein Markkapital in Deutſch⸗ 
land nicht wertbeſtändig erhalten werden konnte. Das NG. hält 
damit an dem in ſeinen früheren übereinſtimmenden Entſcheidungen 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſatz feſt (vgl. Plum, JW. 1924, 1459 
und neueſtens RG. 108, 122; 175/6, 380; DRZ. 1924,518/9). In⸗ 
deſſen haben ſich feit einiger Zeit Zweifel erhoben, ob denn dieſe 
individuelle Beſtimmung der Aufwertungshöhe in allen Fällen der 
Sachlage entſpricht (ſ. Krückmann, JW. 1924, 797; v. Velſen, 
DIZ. 1924, 723). 

Wer den — m. E. zutreffenden — Standpunkt vertritt, daß 
eine Aufwertung ziffernmäßig beſtimmter Geldſchulden währungs⸗ 
geſetzlich nicht möglich war (Rabel, Recht 1923, 139; Heck, Arch. 
ziv. Pr. N. F. Bd. 2, 215) und der Zwangskurs der Papiermark erſt 
durch Gewohnheitsrecht beſeitigt wurde (Zacharias, JW. 1924, 85; 
Reichel, Recht 1924, 116, m. B. Gruchot, Beitr. 1924, 223), 
wird zu prüfen haben, ob nicht die Rechtſprechung des RG. ſelbſt 
Anlaß zu einer anderen Beurteilung unſeres Falles hätte geben 
können. 

Ich habe den Eindruck, als ob die Frage des Umfangs der Auf⸗ 
wertung reiner Geldforderungen noch unter der Nachwirkung der 
Schadensberechnung beim Verzug des Geldſchuldners ſtehe. Nach⸗ 
dem jedoch die Aufwertung von Geldforderungen heute dem Grunde 
nach auch ohne Verzug des Schuldners ſchlechthin anerkannt iſt, 
beſteht kein Grund mehr, die Aufwertungshöhe in individueller 
Berechnung feſtzuſtellen. Dazu zwingen auch nicht die vom NO. 
immer wieder berufenen Grundſätze von Treu und Glauben. Re 


nutzen, die durch Kohlenſtoff und Manganerze behandelt ſind, 
ferner Benutzung eines zum Patent angemeldeten Preß⸗ 
tiſches unter Beſchränkung auf die Brikettierung der in ihren 
Betrieben abfallenden Späne. Sie verpflichtete ſich, der Kl. 
dafür 50000 % zu zahlen, und zwar je zu einem Drittel 
bei Unterſchrift des Vertrages, bei Inbetriebſetzung der An⸗ 
lage, die ſie zu dieſem Zweck erbauen wollte und für welche 
die Kl. ihr die Entwürfe und Bauzeichnungen koſtenlos 
zu liefern verſprach, und drei Monate ſpäter. Die Bekl. 
erhielt ferner das Recht, ihre geſamten Späne bis zur Fertig⸗ 
ſtellung der neuen Brifettierungsanlage in gewiſſen Werken 
zu feſtgeſetzten Preiſen brifettieren zu laſſen, und erklärte, 
ihren Einſpruch gegen die Patentanmeldung der Kl. zurück⸗ 
ziehen zu wollen. Unter der Behauptung, daß von der Ver⸗ 
gütung von 50000 % 15 000 % im Februar 1918 bezahlt 
worden ſeien, verlangt die Kl. mit der Klage Zahlung des 
Reſts von 35 000 %. Im zweiten Rechtszuge hat die Kl. 
ihren Anſpruch auf Zahlung von 17490,50 Goldmark nebſt 
50% Zinſen ſeit dem 1. Jan. 1919 erweitert. Das OLG. hat 
die Bekl. auf die Anſchlußberufung der Kl. unter Abweiſung 
der Mehrforderung zur Zahlung von 17490,50 Goldmark 
nebſt 5% Zinſen ſeit dem 28. Nov. 1923 verurteilt. Das 
OLG. hat die Klageforderung im Verhältnis des Werts der 
deutſchen Mark zum amerikaniſchen Dollar aufgewertet. Dieſe 
Aufwertung, mag ſie auch nicht ſtets ausgeſchloſſen ſein, 
bedarf jedenfalls beſonderer Begründung, an der es fehlt. 
Denn in aller Regel konnte in den hier in Betracht kommen⸗ 
den Jahren ein Markkapital in Deutſchland bei erlaubter und 
ordnungsmäßiger Geſchäftsverwendung oder üblicher An⸗ 
legung nicht in dieſem Maße wertbeſtändig erhalten werden. 
Die Höhe der der Kl. für die Lizenzerteilung noch zu zahlen⸗ 
den Vergütung läßt ſich in einer den Anforderungen von 
Treu und Glauben entſprechenden Weiſe nur beſtimmen, wenn 
die Verhältniſſe beider Parteien berückſichtigt und ihre beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen der Billigkeit entſprechend miteinander 
ausgeglichen werden. Das iſt bisher nicht verſucht worden. 
Das angefochtene Urteil iſt deshalb aufzuheben. 


(U. v. 29. Okt. 1924; 66/241. — Marienwerder.) (Ka.)] 

* 21. Reichs VO. v. 11. Okt. 1923, Preuß VO. v. 
7. No v. 1923. Für die Rückzahlung zuviel ge⸗ 
zahlter Stempelſteuer findet keine Aufwer⸗ 
tung ſtatt.] 


Der Anſpruch auf Rückerſtattung zu Unrecht erhobener 
Stempelſteuern iſt zwar ein Bereicherungsanſpruch (RG. 76, 


integra mag die Frage nach den Verhältniſſen beider Parteien beim 
gegenſeitigen Vertrag ihre Berechtigung haben; ſobald aber eine Seite 
vorgeleiſtet hat, lautet die Frage nicht: „Was hätte heute die 
Partei, wenn ſie z. Z. ihrer Erfüllungshandlung die ihr geſchuldete 
und fällige Gegenleiſtung erhalten hätte?“, ſondern es iſt dafür zu 
ſorgen, daß ſie das erhält, was nach den vertraglichen Vereinbarun⸗ 
gen damals als ihre angemeſſene Forderung anzuſehen war. Dieſen 
Grundſatz hat das NG. bei der Vorleiſtung der Geldſchuld ſelbſt als 
Regel aufgeſtellt (ſ. die Überficht bei Plum, JW. 1924, 1451 ff.) und 
geradezu ausgeſprochen (NG. 108, 157), daß es unerheblich ſei, ob 
der Sachſchuldner 1) das Geld wertbeſtändig angelegt hat oder dazu 
überhaupt in der Lage war. Denn ihm ſtanden für die Bereithaltung 
ſeiner Gegenleiſtung die Geldmittel ſchon im voraus zur Verfügung. 
Bei gegenſeitigen Verträgen iſt dem Geldgläubiger der volle wirt⸗ 
ſchaftliche Wert zuzuſprechen, der nach den Vertragsfeſtſetzungen als 
billig und angemeſſener Gegenwert der Sachleiſtung anzuſehen iſt 
(RG. 107, 186; 108, 157). Die Gleichwertigkeit der Leiſtungen i. Es. 
des Vertrages muß alſo für den Zeitpunkt hergeſtellt werden, in dem 
eine Partei bei Fälligkeit ihrer Gegenleiſtung die eigene Schuld 
erfüllt. Es kann dabei keinen Unterſchied machen, ob der Geldſchuld⸗ 
ner oder der Sachſchuldner vorgeleiſtet hat. Auch im lebleren Fall 
iſt dem Schuldner, der erfüllt hat (Geldgläubiger), der volle Gegen⸗ 
wert, alſo der damalige Goldwert ſeiner Forderung zuzubilligen, 
wobei es weder darauf ankommt, was er oder ſein Schuldner in 
conereto mit dem Geld gemacht hätte oder hat, noch darauf, ob das 
Geld in abstracto hätte wertbeſtändig angelegt werden konnen. 
Die Höhe der Aufwertung unberückſichtigt gebliebener Geldſchulden 
nicht nach den konkreten Verhältniſſen der Beteiligten, ſondern nach 
einem abſtrakten Maßſtab zu berechnen, würde ſomit den reichs⸗ 
gerichtlichen Aufwertungsgrundſätzen nicht ſchlechthin widerſprechen. 
Vielleicht könnte aus 8 2 Abſ. 1 der 3. Steuer Not VO. auch ein ge⸗ 
jeglicher Anhalt dafür gewonnen werden, daß als ſolch abftrafter 
Maßſtab der Dollarkurs der Reichsrichtzahl vorzuziehen iſt. 
Prof. Dr. Stoll, Freiburg i. Br. 


1) Der Kürze halber jeder Schuldner im Gegenſatz zum Geld⸗ 
ſchuldner. 
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275), und es unterliegen auch Bereicherungsanſprüche regel⸗ 
mäßig der Aufwertung. Aber das BG. hat die Frage zu 
prüfen unterlaſſen, ob nicht der Aufwertung von Stempel⸗ 
ſteuer⸗Rückerſtattungsanſprüchen beſondere geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen entgegenſtehen. Für Preußen ſind, wie durch Reichs⸗ 
BD. v. 11. Okt. 1923 (RG Bl. J, 939) für das Reich, durch 
die PreußLand AufwertVO. v. 7. Nov. 1923 (Preuß GS. 501), 
die am 11. Nov. 1923 in Kraft getreten iſt, beſondere Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufwertung der Steuern, Abgaben uſw. 
erlaſſen worden. § 1 Ab. 2 dieſer VO. beſtimmt aber: „Einer 
Aufwertung nach den Vorſchriften dieſer VO. unterliegen 
nicht: e) Zahlungen auf dem Gebiete der Stempelſteuer.“ 
Aus dieſer Vorſchrift⸗ ift zu folgern, daß zunächſt eine Auf⸗ 
wertung von Stempelſteuern ebenſowenig, wie Rückerſtattungs⸗ 
anſprüche ſolcher ($ 8 der Landesaufwertungs O.) ſtattfinden 
ſollte. Erſt die PreußVO. v. 18. Jan. 1924 (PreußGS. 43) 
läßt die Aufwertung auch von Stempelſteuern in beſtimmtem 
Umfange zu und ſchreibt in Art. 2 unter Nr. 5 vor: 
„Stempelerſtattungen auf Grund von Zahlungen, die nach 
dem 30. Nov. 1923 geleiſtet worden ſind, ſind nach dem 
Goldwerte zu bewirken.“ Danach iſt alſo bei Anſprüchen auf 
Erſtattung von Stempeln, die vor dem 30. Nov. 1923 ge⸗ 
leiſtet worden ſind, eine Aufwertung geſetzlich ausgeſchloſſen. 
Die Gültigkeit dieſer VO. unterliegt keinem Bedenken. Sie 
gründen ſich auf 8 16 der genannten ReichsVO. v. 11. Okt. 
1923 und Art. 55 Preuß Verf. (vgl. auch Art. 104 EG BGB.). 
Die Kl. kann alſo eine Aufwertung des am 20. Mai 1921 zu⸗ 
viel gezahlten Stempelbetrages nicht beanſpruchen. Das iſt 
auch nicht unbillig, weil der preußiſche Staat auch eine Auf⸗ 
wertung rückſtändiger Steuern aus der Zeit vor 1923 nicht 


verlangt. 
(U. v. 2. Dez. 1924; 184/24 VI. — Berlin.) [Ku.] 


3. Sonſtige Zivilſachen. 

22. 8150 Ab ſ. 2 BGB. — Vertragsſchluß. Wird 
eine größere Menge angenommen als angeboten 
war, ſo liegt darin nicht ſchlechthin die Annahme 
der angebotenen Menge.] f) 

Zur Entſcheidung ſteht in der Hauptſache die Frage, ob 
zwiſchen den Parteien durch den Brief- und Telegramm⸗ 
wechſel ein bindender Vertragsabſchluß zuſtandegekommen iſt. 
Dieſe Frage mußte entgegen der Annahme des BG. verneint 
werden. Der Bekl. hatte der Kl. am 29. Juli 1922 brieflich 
1—2 Waggons Heu, bahnamtliches Gewicht der Abgangs⸗ 
ſtation maßgebend, Bezahlung aus einem in K. auf vier 
Wochen feſtzuſtellenden Akkreditiv gegen Duplikatfrachtbrief, 
angeboten. Die Kl. hatte am 3. Auguſt daraufhin zwei Wag⸗ 
gons beſtellt, jedoch unter teilweiſe abweichenden Bedingungen, 
es ſollte nämlich das bahnamtliche Gewicht bei Eingang des 


Zu 22. Eine Annahme mit Erweiterungen oder ſonſtigen An⸗ 
derungen kann Ablehnung des Antrags verbunden mit einem neuen 
Antrag bedeuten, oder Annahme des Antrags verbunden mit einem 
Vorſchlag zur Anderung des Vertrags. Das Geſetz entſcheidet ſich in 
§ 150 für die erſte Bedeutung. An dieſer Regel iſt im Intereſſe der 
Rechtssicherheit feſtzuhalten, außer wenn ſich im einzelnen Fall er⸗ 
gibt, daß die Antwort auf die Offerte anders gemeint war und daß 
der Offerent dieſen Sinn der Antwort verſtanden hat oder hätte ver⸗ 
ſtehen müſſen. Für dieſe Auslegung ſpricht im vorliegenden Fall, daß 
der Bekl., nachdem er eine von ſeiner Offerte abweichende Antwort 
erhalten hatte, weitere Verhandlungen über Nebenpunkte führte, 
ſtatt ſofort zu erklären, daß er ſeine Offerte als abgelehnt betrachte 
und die Gegenofferte des Kl. nicht annehme. Trotzdem wird man 
dem RG. recht geben müſſen. Weniger wegen der Differenz in der 
Quantität der zu liefernden Ware; denn der Bekl. konnte annehmen, 
daß die Kl. ſich auch mit den ihr angebotenen zwei Waggons zu⸗ 
frieden geben werde, wohl aber wegen des Akkreditivs, welches der 
Bekl. verlangt und die Kl. dadurch verweigert hatte, daß ſie auf 
ſofortige Abſendung der Ware beſtand. Wollte die Kl. das vom 
Bekl. gewünſchte Akkreditiv zugeſtehen und nur den Vorſchlag eines 
anderen Zahlungsmodus machen, fo hätte fie das in ihrer Antwort 
b. 8. Aug. deutlich erklären und für den Fall der Ablehnung ihres 
Vorſchlages ſofortige Stellung des Akkreditivs zuſagen müſſen. Sr 
wie die Antwort lautete, konnte und mußte der Bekl. annehmen, daß 
die Kl. ſofortige Abſendung der Ware verlangte, d. h. die Offerte 
eines Kaufs mit Akkreditiv nicht annehmen wollte. Wenn der Bekl. 
weitere Verhandlungen führte, jo konnte das in der Erwartung ge⸗ 
ſchehen, daß die Kl. im Lauf dieſer Verhandlungen auch das Akkre⸗ 
ditiv zugeſtehen und damit die Offerte des Bekl. nachträglich an⸗ 
nehmen werde. Da das nicht geſchah, durfte der Bekl. am 13. Aug. 
erklären, daß er ſeine Offerte als abgelehnt betrachte. 

Geh. Rat Prof. Dr. A. v. Tuhr, Zürich. 
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Wagens maßgebend ſein, und es ſollte die Bezahlung erſt ſo⸗ 
fort nach Eingang des Wagens erfolgen. In ſeinem Schreiben 
v. 5. Auguſt lehnte der Bekl. dieſe Bedingungen ab und bat 
die Kl. in Erwägung zu ziehen, ob ſie nicht ſein Angebot ohne 
Anderungen annehmen wolle. Darauf hat die Kl. am 8. Aug. 
telegraphiert: akzeptieren Verkaufsbedingungen über drei 
Waggon Hen abſendet ſofort, und hat dieſe Annahme am 
ſelben Tage durch Poſtkarte beſtätigt. Das Telegramm ent⸗ 
hielt nun aber nicht eine reine Annahme trotz ſeines Wort⸗ 
lautes, ſondern wich wiederum in zwei Punkten von dem 
Angebot ab. Einmal ſind drei Waggons ſtatt der angebotenen 
zwei angenommen, und ſodann vertrug ſich die Aufforderung, 
ſofort abzuſenden, nicht mit der vom Bekl. geforderten vor⸗ 
herigen Akkreditivſtellung. Was den erſten Punkt angeht, fo 
it auszugehen von der Beſtimmung des § 150 Abſ. 2 BGB., 
wonach eine Annahme unter Erweiterungen als Ablehnung 
verbunden mit einem neuen Antrage gilt. Danach gilt alſo 
das Angebot des Bekl. als abgelehnt. Nun iſt zwar an⸗ 
erkannt, daß unter Umſtänden die Annahme einer größeren 
Menge als der der angebotenen ſo aufgefaßt werden kann, daß 
die angebotene Menge feſt angenommen werden und daneben 
die Aufforderung ausgeſprochen werden ſoll, noch eine weitere 
Menge zu denſelben Bedingungen zu liefern. Aber man darf 
nicht zu raſch zu einer ſolchen Auslegung ſchreiten, die mit 
dem Geſetzestext nicht leicht vereinbar iſt und das Streben 
des Geſetzgebers, eine klare Sachlage zu ſchaffen, häufig durch— 
kreuzen wird. Eine ſolche Auslegung kann alſo nur dann 
gewählt werden, wenn die Umſtände des Falles ſie geboten 
erſcheinen laſſen. So iſt die Sachlage hier nicht, vielmehr 
iſt das Gegenteil der Fall. Die Kl. iſt von Anfang an dar⸗ 
auf ausgegangen, ſich günſtigere Bedingungen zu verſchaffen, 
als der Bekl. ihr zugeſtehen wollte. Ein ſolcher Verſuch liegt 
auch in dem ſtreitigen Telegramm erſichtlich vor. Es iſt des⸗ 
halb durchaus möglich, daß die Kl. jedenfalls einſtweilen auf 
die Lieferung von drei Waggons beſtehen und nicht eventuell 
auch mit zwei Waggons einverſtanden ſein wollte. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit wird beſtätigt durch die zweite Abweichung. Der Be- 
klagte hatte klar und deutlich erklärt, daß er auf Stellung 
eines Akkreditivs beſtehe. Wenn die Kl. telegraphierte, ab⸗ 
ſendet ſofort, ſo wollte ſie damit ausdrücken, daß die Ab⸗ 
fertigung vor Akkreditivſtellung zu erfolgen habe. Das er- 
gibt ſich klar aus dem weiteren Briefwechſel: die Kl. hat an⸗ 
dauernd auf ſofortige Abſendung gedrängt, ohne ein Akkre⸗ 
ditiv geſtellt zu haben, und hat ſich erſt am 23. Auguſt zur 
Akkreditipſtellung bereit erklärt. Die Sachlage war alſo nicht 
einmal ſo, daß die Kl. von einer übernommenen Verpflich⸗ 
tung loszukommen verſucht hat, ſondern es iſt nach dem in 
ſich widerſpruchsvollen Inhalt ihres Telegramms vom 8. Aug. 
von vornherein eine Willenseinigung gar nicht erzielt wor⸗ 
den. Aus dieſem Grunde war die Lieferungsweigerung des 
Bekl. berechtigt. 
(U. v. 27. Okt. 1924; 569/23 I. — Königsberg.) [Ka.] 
* 23. 859 BGB. Die Wirkſamkeit der Aus⸗ 
trittserklärung kann nur befriſtet, aber nicht 
an fachliche Bedingungen geknüpft werden.] f) 
Der Kl. war Mitglied des beklagten Zahnärztlichen Ver— 
eins. Im April 1921 wurde gegen ihn beim Ehrengericht 
des Vereins eine Klage erhoben, die Klageſchrift ging ihm 


Zu 23. Der Grundſatz in §8 39 1 BGB., wonach den Vereins⸗ 
mitgliedern der Austritt jederzeit frei ſteht, gehört ſo recht eigentlich 
zu den privatrechtlichen Grund⸗ und Freiheitsrechten, in eine 
Reihe mit 8 624, 626 u. a. Das Austrittsrecht iſt insbeſondere 
auch die letzte Waffe, die den Mitglied bleibt, um einer „Vereins⸗ 
jurisdiktion“ zu entgehen, der gegenüber ihm eine materielle rich⸗ 
terliche Nachprüfung regelmäßig verſagt iſt. Indem das RG. immer 
wieder feſtſtellt, daß die Einleitung oder Fortſetzung eines Aus 
ſchließungsverfahrens unzuläſſig wird, wenn das Mitglied freiwillig 
ausgetreten iſt, ſtellt es die Bedeutung des Austrittsrechts in be⸗ 
ſonders deutliche Beleuchtung. Eine notwendige Ergänzung hierzu 
bildet der in obiger Entſch herausgearbeitete Grundſatz: eine 
Satzungsbeſtimmung, die den Mitgliedern die Austrittsmöglichkeit 
bei Differenzen mit dem Verein, alſo gerade für den Fall ver⸗ 
wehren möchte, für den ſie vor allem notwendig iſt, ſchlägt offenſicht⸗ 
lich jenem Freiheitsſatze des § 39 ins Geſicht. Ja, man wird an⸗ 
nehmen müſſen, daß auch dann, wenn das Austrittsrecht durch 
die Satzung in einer nach § 39 II zuläſſigen Weiſe zeitlich beſchränkt 
iſt, ein Ausſchließungsverfahren nicht mehr zuläſſig iſt, wenn das 
Mitglied ſeine Kündigung erklärt und für die Reftzeit auf alle 
Rechte als Mitglied verzichtet hat. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 
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am 3. Mai zu. Er erklärte darauf am 16. Mai durch einen 
an den Vereinsvorſitzenden gerichteten Brief ſeinen Austritt 
aus dem Verein. Letzterer erwiderte, daß nach der Satzung 
der Austritt mit ſofortiger Wirkung nicht möglich ſei, und 
führte das Verfahren weiter; am 11. Dez. 1921 verurteilte 
das Ehrengericht den Kl. zu einem Verweis und zu den Koſten 
des Verfahrens. Da der Kl. trotz Aufforderung die ihm durch 
das Urteil auferlegten Koſten des Verfahrens nicht bezahlte, 
erkannte das Ehrengericht durch Beſchluß v. 1. Sept. 1922 auf 
Ausſchließung des Kl. aus dem Verein und ordnete die Be⸗ 
kanntmachung des Beſchluſſes in der Bundeszeitſchrift an. 
Der Kl. hat mit der im März 1922 erhobenen Klage zunächſt 
die Gültigkeit des ehrengerichtlichen Urteils v. 11. Dez. 1921 
bekämpft und, nachdem inzwiſchen der erwähnte Ausſchlie⸗ 
ßungsbeſchluß v. 1. Sept. 1922 ergangen war, ſich auch hier⸗ 
gegen gewendet. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OG. hat ihr ſtattgegeben. Die Bekl. haben ohne Erfolg 
Rev. eingelegt. Die Parteien ſind zwar darüber einig, daß 
der Kl. zur Zeit nicht mehr Mitglied des bekl. Vereins iſt. 
Trotzdem iſt die Feſtſtellung über die Art der Beendigung 
der Mitgliedſchaft zuläſſig (JW. 1914, 460 Nr. 2), und zwar 
um ſo mehr, als die Frage, ob der Kl. trotz ſeiner Austritts⸗ 
erklärung vom Mai 1921 noch im Dezember Mitglied war, 
maßgebend iſt für Rechtsfolgen, die noch in der Gegenwart 
wirkſam ſind, nämlich dafür, ob der Kl. zur Zahlung der 
Koſten des Verfahrens verpflichtet iſt, das nach ſeiner Aus⸗ 
trittserklärung gegen ihn weitergeführt wurde und das zu 
ſeiner Verurteilung zur Koſtenkragung geführt hat. Der 
Streit dreht ſich in erſter Reihe um die Frage, welche Be⸗ 
deutung dem Abſ. 3 des 8 10 der Satzung des beklagten 
Vereins beizumeſſen iſt; § 10 lautet: Die Mitgliedſchaft 
erliſcht: 1. durch freiwilligen Austritt, 2. durch Ausſchließung, 
3. durch den Tod. Der freiwillige Austritt muß dem Kaſſie⸗ 
rer des Vereins durch eingeſchriebenen Brief bis zum 31. Dez. 
mitgeteilt werden, falls Befreiung vom Beitrage für das 
nächſte Vereinsjahr ſtattfinden ſoll. Ein freiwilliges Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Verein iſt nicht mehr möglich, ſobald gegen 
ein Mitglied ſeitens des Vereinsehrengerichtes ein Verfahren 
anhängig gemacht iſt. Der Kl. macht geltend, daß der 
Abf. 3 des § 10 mit der zwingenden Vorſchrift in 839 BGB. 
unvereinbar und deshalb ungültig ſei, und das BG. iſt ihm 
darin beigetreren. Die Rev. meint dagegen, die fragliche 
Vorſchrift ſei zuläſſig und gültig, weil nach § 39 Abf. 2 der 
Verein das Recht habe, einer Austrittserklärung für die 
Dauer von zwei Jahren die Wirkſamkeit abzuſprechen, und 
weil die Zeit, für die hier der Kl. feſtgehalten werden ſolle, 
dieſe zweijährige Dauer nicht überſchreite. Der Sen. tritt 
der Anſchauung des BG. bei, daß die ſtreitige Beſtimmung 
der Satzung mit 839 Abſ. 2 nicht vereinbar und deshalb 
ungültig iſt. Nach Prot. I, 535 liegt dem § 39, wie dem 
ganzen BGB. eine gegen übermäßige Bindung der Perſon 
gerichtete Tendenz zugrunde; Abſ. 2 iſt daher als eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift anzuſehen, die nach bekannten Rechtsgrund⸗ 
ſätzen nicht ausdehnend auszulegen iſt. Auf welchen Er⸗ 
waͤgungen die Vorſchrift in Abſ. 2 beruht, iſt aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte nicht zu entnehmen; man wird wohl die 
Geldgebarung des Vereins gegen Schädigungen durch plötz⸗ 
lichen Austritt vielleicht zahlreicher Mitglieder haben ſchützen 
wollen. Jedenfalls iſt es etwas weſentlich verſchiedenes, ob 
für die Wirkſamkeit der Austrittserklärung eine zeitliche Friſt 
feſtgeſetzt wird oder ob die Wirkſamkeit von ſachlichen Be⸗ 
dingungen abhängig gemacht wird. Es iſt klar, daß das 
Verhältnis eines Mitglieds, das ſich vom Verein losgeſagt 
hat und von ihm nur noch zu dem Zweck einer Beſtrafung 
oder Ausſchließung zeitweilig feſtgehalten wird, zu dem Verein 
kaum noch als Mitgliedſchaft im eigentlichen Sinne bezeichnet 
werden kann; von Ausübung von Mitglieds rechten kann 
bei einem ſolchen Verhältnis nicht wohl die Rede ſein. Die 
grundſätzliche Verſchiedenheit der zeitlichen Friſtſetzung und 
einer Beſtimmung, wie ſie hier vorliegt, ergibt ſich auch, wie 
das BU. zutreffend ausführt, aus der Ungewißheit darüber, 
in welchem Zeitpunkt nach der ſtreitigen Beſtimmung die 
Austrittserklärung des Mitglieds wirkſam wird, wenn näm⸗ 
lich das den Austritt hindernde Verfahren ſein Ende erreicht 
hat. Bezeichnend in dieſer Hinſicht iſt der Umſtand, daß im 
Streitfalle der Verein, nachdem zunächſt das eingeleitete 
Verfahren zur Verhängung eines Verweiſes gegen den Kl. 
geführt hatte, ihn trotz feiner Austrittserklärung immer noch 
als Mitglied anſah und dreiviertel Jahr ſpäter, nachdem er 


längſt im Prozeß die Wirkſamkeit ſeiner Austrittserklärung 
geltend gemacht hatte, feine Ausſchließung beſchloß. Er will 
dies darauf gründen, daß damals der Kl. die ihm auferlegten 
Koſten des urſprünglichen Verfahrens noch nicht bezahlt ge⸗ 
habt habe, und meint, vor der Vollſtreckung des ergangenen 
Urteils ſei das Verfahren nicht zu Ende, alſo der Austritt 
nicht wirkſam. Aber eine Beitreibung der Koſten, eine Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils nach dieſer Richtung, war mit inneren 
Mitteln des Vereins überhaupt nicht zu erreichen, ſondern 
konnte nur durch Anrufung der Gerichte erfolgen. Ein ſolcher 
Rechtsstreit — der übrigens gar nicht eingeleitet worden zu 
fein ſcheint — könnte nicht mehr als ein Verfahren des Ver⸗ 
einsehrengerichts angeſehen werden. Im Urteil des Sen. 
RG. 90, 310 ift eine dem Abſ. 2 des 8 39 nicht völlig 
entſprechende Beſchränkung der Austrittsmöglichkeit als gültig 
anerkannt worden, aber dort handelte es ſich um eine rein 
zeitlich wirkende Beſchränkung und die Nichtübereinſtimmung 
mit 839 Abſ. 2 lag nur in der Wortfaſſung. Im Schrift⸗ 
tum wird die Anſchauung der Bekl. von Delius vertreten 
(Verwaltungsarchiv 22, 254; Recht 1913 Sp. 23), welcher 
derartige Beſtimmungen für gültig hält und den Vereinen 
ihre Aufnahme in die Satzung empfiehlt. Aber ſchon die 
Grundlage, von der Delius dabei ausgeht, ſeine weit⸗ 
gehende Auffaſſung von einer dem Verein gegen ſeine Mit⸗ 
glieder oder früheren Mitglieder zuſtehenden „Jurisdiktion“, 
kann nicht als zutreffend anerkannt werden; ogl. dagegen 
Heinsheimer, Mitgliedſchaft und Ausſchließung S. 65 
bei Fußnote 1. Auch Ebner, Deutſches Vereinsrecht S. 4¹ 
erklärt Beſtimmungen der fraglichen Art für ungültig. Bei 
der grundſätzlichen Verſchiedenheit einer bloß zeitlichen und 
einer ſachlichen Beſchränkung des Austritts hat das BG. 
mit Recht dem Vorbringen der Bekl. keine Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen, daß der Verein durch eine andere, den zeitlichen 
Geſichtspunkt in den Vordergrund ſchiebende Faſſung der 
fraglichen Beſtimmung den von ihm verfolgten Zweck hätte 
erreichen können. Auf die Frage, wie weit dies angängig 
wäre, braucht daher nicht eingegangen zu werden. 

(U. v. 5. Mai 1924; 467/23 IV. — Naumburg.) [Ra.] 


24. Wird durch einen Beſchluß der Majorität 
ſatzungswidrig der Vereinszweck geändert, ſo 
kann der alte Verein durch die Minorität fort- 
geſetzt werden.] /) 

Am 1. Febr. 1903 wurde in H. „der Turnverein H.“ 
gegründet. Er wurde in das Vereinsregiſter nicht eingetragen. 
Nach 81 feiner Satzung bezweckte der Verein, Gelegenheit und 
Anleitung zu geregelten Turnübungen zu geben als eines 
Mittels zur körperlichen und ſittlichen Kräftigung ſowie deut⸗ 
ſches Volksbewußtſein und vaterländiſche Geſinnung zu pfle⸗ 
gen. Alle politiſchen und Parteibeſtrebungen ſollten ausge⸗ 
ſchloſſen ſein. Vorgeſehen war, daß der Verein ſpäter als Mit⸗ 
glied der deutſchen Turnerſchaft beiträte. Der Beitritt iſt dem⸗ 
nächſt erfolgt. In der Mitgliederverſammlung v. 27. April 
1919 wurde mit 32 gegen 18 Stimmen der Austritt des Ver⸗ 


Zu 24. Daß der im Urteil geſchilderte Beſchluß eine Zweck 
änderung enthielt und infolgedeſſen mindeſtens einer verſchärften 
Mehrheit bedurft hätte, iſt zweifellos und von beiden Parteien 
ſchließlich nicht mehr beſtritten. Fraglich iſt nur, welche Folgen die 
Verkündung und tatſächliche Ausführung des unwirkſamen Besen 
gehabt habe? Die Frage iſt bei nichtrechtsfähigen Vereinen 155 . 
wenig behandelt, aber wohl kaum anders zu beantworten 1 715 
rechtsfähigen. Bei dieſen ſoll es nach einer vielfach vertretenen ne 
ſicht einer Anfechtung des Beſchluſſes bebirjen, die Be 5 0 
ich ſehen kann, nicht vollzogen iſt. Die in Wiſſenſchaft und Fe 
ſprechung herrſchende (m. E. richtige; ſ. meinen 1 zu 82 
Ziff. 36, zu 833 Ziff. 2 d) Lehre läßt aber den A 15 uß bun 
ungültig fein; die Intereſſenten konnen zwar eine Klärung durch 
Feſtſtellungsklage herbeiführen, ſind aber darauf nicht beſchränkt. 
Vielmehr beſteht der Verein mit dem alten Zweck ohne weiteres 
fort, die auf Grund der ungültigen Satzungsänderung tatſächlich an 
die Spitze gelangten Organe ſind ım Rechtsſinn keine ſolchen ge⸗ 
worden und die Verwendung des Vereinsvermögens durch ſie iſt 
unberechtigt. Wenn demgegenüber der alte Verein ſich im Rahmen 
der Satzung anderweit konſtituiert, einen neuen Vorſtand wählt uſw., 
ſo iſt er der wahre Träger des Vereinsvermögens geblieben und 
kann dasſelbe von den Pfeudoorganen, die in Wahrheit nur Organe 
eines anderen, neuen Vereins darſtellen, herausverlangen. Frei⸗ 
lich müßte nach der Anfechtungstheorie m. E. gegenteilig entſchieden 
werden, aber wie bedenklich fie im Ergebnis iſt, zeigt gerade unſer 
Fall. 

5 Geh. IR. Prof. Dr, Oertmann, Göttingen. 
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eins aus der deutſchen Turnerſchaft und ſein Übertritt in die 
freie Turnerſchaft beſchloſſen. Die Minderheit ſah dieſen Be⸗ 
ſchluß als ungültig an, insbeſ. deswegen, weil der Übertritt 
zur freien Turnerſchaft, die nicht deutſches Volksbewußtſein 
und vaterländiſche Geſinnung pflege, ſondern auf dem Boden 
ſozialiſtiſcher Weltanſchauung ſtehe, eine Veränderung des 
Vereinszwecks bedeutet habe und darum ſatzungsgemäß min⸗ 
deſtens einer Mehrheit von zwei Dritteln der erſchienenen 
Mitglieder oder gar der Zuſtimmung aller Vereinsmitglieder 
bedurft hätte. Infolgedeſſen betrachtete ſich die Minderheit 
als den alten Verein. Sie legte ſich zur Unterſcheidung von 
der Mehrheit, die ſich ebenfalls als den alten Verein anſah, 
den Namen „Turnverein Gut Heil, H.“ bei und gab ſich am 
23. Mai 1921 eine neue Satzung, die im weſentlichen und 
meiſt wörtlich mit den Satzungen des alten Vereins überein⸗ 
ſtimmte und in ihrem 81 beſonders hervorhob, der Vereins⸗ 
zweck, der wörtlich wiederholt wurde, ſei genau derſelbe ge⸗ 
blieben, der Verein ſei und bleibe Mitglied der deutſchen 
Turnerſchaft. Der Verein „Gut Heil“ wurde am 8. Juni 
1921 in das Vereinsregiſter eingetragen. Schon vor der Ein⸗ 
tragung hatten 71 Mitglieder dieſes Vereins gegen den 
„Turnverein Frei Heil (Turnverein H.)“, wie er urſprüng⸗ 
lich genannt war, oder gegen den „Turnverein Freie Turner⸗ 
ſchaft (Turnverein H.)“, wie er ſpäter bezeichnet wurde, Klage 
auf Herausgabe gewiſſer Gerätſchaften erhoben, die nach dem 
27. April 1919 bei der Mehrheit verblieben waren. Die Klage 
wurde zugeſprochen. Das BG. hat die auf die Herausgabe ge⸗ 
wiſſer Gegenſtände gerichtete Klage für begründet erachtet, 
weil der klagende Verein die Forkſetzung des i. J. 1903 ge⸗ 
gründeten Turnvereins H. bilde, der Eigentümer der Sachen 
war. Dieſe Annahme iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Zu⸗ 
nächſt begegnet die Feſtſtellung keinem Rechtsbedenken und 
wird auch von der Reviſion nicht bemängelt, daß durch den 
Beſchluß des alten Vereins v. 27. April 1919 einer der 
Zwecke des Vereins geändert worden ſei, und daß dieſer Be- 
ſchluß mangels Zuſtimmung fäntlicher Mitglieder der Gültig⸗ 
keit entbehre. Der Beſchluß hatte, wie der Vorderrichter als 
erwieſen anſieht, eine Spaltung des Vereins zur Folge. Ein 
Teil der Mitglieder ſetzte die Vereinstätigkeit mit der ver⸗ 
änderten Zweckſatzung fort, während andere dem nicht zu— 
ſtimmten und ſich nach wie vor als den alten Verein anſahen. 
Das BO. billigt die Auffaſſung des letzteren und nimmt an, 
daß ſie den alten Verein fortgeſetzt haben, während der Zu⸗ 
ſammenſchluß der übrigen Mitglieder zur Durchführung des 
neuen Zweckes der Bildung eines neuen Vereins gleichkomme. 
Die rechtliche Möglichkeit dieſer Auffaſſung kann nicht mit 
Grund beſtritten werden. Insbeſondere iſt der Meinung des 
Beſchwerdeführers nicht beizutreten, die den Beſchluß Ab⸗ 
lehnenden hätten nur die Wahl gehabt, die Gültigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes (gegebenenfalls im Wege der Klage) anzufechten oder 
aus dem Verein auszutreten (vgl. 35. v. 6. Okt. 1921 in 
IV 68/21 und v. 31. Jan. 1924 IV 266/23 ſowie des V. 3. 
v. 13. Dez. 1911 V 257/11, teilw. RG. 78, 101 f.). Ob einer 
von beiden Teilen und welcher von ihnen als der Fortführer 
des alten Vereins zu gelten hat, wird ſtets von den beſon⸗ 
deren Umſtänden des Falles abhängen und im weſentlichen 
Tatfrage ſein. Wird auch, wie hier, von mehreren Vereins⸗ 
zwecken nur einer geändert, ſo iſt rechtlich gegen eine Er⸗ 
wägung nichts zu erinnern, die aus der Bedeutung des ge⸗ 
änderten Zweckes für das Weſen des Vereins den Schluß zieht, 
daß der den neuen Zweck verfolgende Teil des Vereins ſchon 
um deswillen als neuer Verein und nicht als Fortſetzung des 
urſprünglichen anzuſehen ſei, mögen auch die in Betracht 
kommenden Mitglieder die Abſicht haben, den alten Verein 
fortzuſetzen. Eine ſolche Schlußfolgerung könnte nur dann 
nicht gebilligt werden, wenn der andere Teil an einer eigenen 
Fortſetzung des Vereins kein Intereſſe haben und ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend ſich außerhalb des Vereins ſtellen würde. 
Das letztere iſt hier nicht der Fall. Vielmehr haben ſich nach 
der erſichtlichen Annahme des BG. eine größere Anzahl von 
Mitgliedern nach wie vor als Angehörige des alten Vereins 
betrachtet und ihn als noch beſtehend angeſehen. Das BG. 
hat nun zum Nachweiſe, daß der Bekl. keinenfalls als Fort⸗ 
ſetzer des alten Vereins in Frage kommen könne, auch den 
Umſtand verwertet, daß der beklagte Verein ſich völlig neue 
Statuten gegeben habe. Ob das tatbeſtandswidrig iſt, wie die 
Reviſion behauptet, kann auf ſich beruhen. Denn der Urteils- 
zuſammenhang ergibt, daß damit der weitere, aus der ver⸗ 
änderten Zweckſatzung hergeleitete Beweisgrund lediglich ver⸗ 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſtärkt werden ſollte, daß aber nach der Auffaſſung des Vorder⸗ 
richters mit Rückſicht auf den einen völlig veränderten Zweck 
ſchon dieſe Anderung genügte, um den gezogenen Schluß zul 
rechtfertigen. Wenn dann im angefochtenen Urteil auf die 
tatſächlich erfolgte Abſonderung der den neuen Zweck ver⸗ 
folgenden Vereinsmitglieder hingewieſen wird, ſo iſt damit 
nur auf die bereits erörterte Spaltung Bezug genommen. Iſt 
hiernach die Fortſetzung des alten Vereins durch diejenigen 
Mitglieder, die ſich der Satzungsänderung gegenüber ab⸗ 
lehnend verhalten haben, nachgewieſen, ſo begegnet auch die 
weitere Annahme keinem Bedenken, daß das ihm verbliebene 
Vermögen auf den Kl. übergegangen ſei. 

(U. v. 20. Okt. 1924; 989/23 IV. — Kaſſel.) [Ka.] 


25. 5145 BGB. Die nach dem Wandlungs- 
angebot eingetretene Geldentwertung hindert 
den Käufer nicht an der Annahme des Angebots. 
Die Annahme iſt an die Friſt der 88 145 ff. BGB. 
nicht gebunden.] 7) - 

Die Wandlung eines Kaufgeſchäfts kommt nicht ſchon mit 
der vom Käufer abgegebenen Erklärung, wandeln zu wollen, 
ſondern erſt mit ihrem Vollzug zuſtande, der in der Ein⸗ 
verſtändniserklärung des Vertragsgegners oder in dem ſolche 
erſetzenden rechtskräftigen Urteil auf Wandlung liegt. Bis 
zum Vollzug der Wandlung darf der Käufer feinen Stand- 
punkt ändern, die Wandlungserklärung widerrufen. Solange 
dies nicht geſchehen iſt, darf andererfeit3 der Verkäufer, ohne 
daß er dabei auf die Vorſchriften der 89 145 ff. BGB. über 
die zeitliche Geltung von Vertragsanträgen Rückſicht zu neh⸗ 
men braucht, den ihm mit der Wandlungserklärung geſtellten 
Vertragsantrag annehmen und durch ſeine Einwilligungs⸗ 
erklärung die Wandlung zum Vollzug bringen. Von dieſen 
Rechtsgrundſätzen will erſichtlich auch das BU. ausgehen. 
Das Urteil nimmt ferner bedenkenfrei an, daß die Kl. ihr 
ſinngemäß in der Klage enthaltenes Angebot zu einem die 
Wandlung vollziehenden Abkommen trotz der ſeit Zahlung des 
Kaufpreiſes fortgeſchrittenen Geldentwertung ohne Auf⸗ 
wertungsbegehren für den nebſt den erwachſenen Unkoſten 
zurückverlangen Kaufpreis ſtellen wollte und geſtellt habe, 


weil ſie ſich zur Aufwertung nicht für befugt gehalten habe, 


| 

Zu 25. Das Urt. zeigt, was bei einer übereilten Wandelungs⸗ 
erklärung herauskommen kann. Der Käufer ſollte ſich doch während 
der Juflationszeit genau überlegen, daß eine defekte Maſchine in 
der Hand mehr wert iſt als der zurückbegehrte, inzwiſchen entwertete 
Kaufpreis. Das Problem iſt: wie lange bleibt der Käufer an ſeinen 
dem Verkäufer erklärten Wandelungsautrag gebunden? Kann der 
Verkäufer den Antrag noch annehmen und damit die Wandelung 
zum Vollzug bringen, nachdem inzwiſchen der von ihn zurückzuzah⸗ 
lende Kaufpreis auf weniger als ein Fünftel des einſtigen Wertes 
geſunken war? Ich ergänze den mitgeteilten Tatbeſtand. Bezahlt 
waren 30 000 %. Als die Wandelung Mitte Juni 1922 erklärt 
wurde, ſtand der Dollar 310. Die Bekl. nahm die Wandelungserklä⸗ 
rung an am 27. Sept., einem Tage, an dem der Dollarkurs plötzlich 
auf 1658 emporgeſprungen war. Damals hätte ſie ſtatt der erhaltenen 
30 000 % nur 5450 % zurückzahlen müſſen. Und da der Fall immer 
noch nicht erledigt iſt, wird die Kl. für die zurückgegebene Majchine, 
die immerhin ihren Sachwert behalten hat, gar nichts erhalten. — 
Man kann nun ſagen: die Kl. mag ſich das ſelbſt zuſchreiben, wes⸗ 
halb hat ſie unüberlegt den Wandelungsantrag geſtellt und ihn nicht 
ſchleunigſt zurückgezogen. Aber dem Laien wie manchem Juriſten war 
bisher die Anſicht des RG., daß der auf Wandelung gerichtete Ver⸗ 
tragsantrag eine zeitlich unbegrenzte Bindung erzeuge, wenig ge⸗ 
läufig. Dazu RG. 94, 331. Gegen die Vertragstheorie bei der 
Wandelung werden auch heute noch erhebliche Einwendungen er⸗ 
hoben. Stellt man ſich auf die Lehre des RS. ein, fo erzeugt die 
Wandelungserklärung einen rechtlichen Schwebezuſtand. Es fragt 
ſich, ob es Treu und Glauben entſpricht, wenn der Verkäufer einen 
unter ganz anderen tatſächlichen Vorausetzungen geſtellten Antrag 
ergreifen will, nachdem ſich die Vertragsgrundlagen weſentlich ver⸗ 
ändert haben. Auf dieſe Dollarbaſis war der Antrag nicht abgeſtellt. 
Auch der oft benutzte Gedanke käme in Erwägung, daß die Geldent⸗ 
wertung nicht zur einſeitigen Bereicherung ausgenutzt werden darf. 
Endlich ſoll es nach dem Willen der Kl. bei dem Kaufe verbleiben. 
Es iſt nicht einzuſehen, daß damit der Bekl. ein unbilliger Nachteil 
entſtände. Das ſind Erwägungen, die den großen Grundſätzen, die 
das RG. fonft verfolgt, entſprechen. Ich wäre der Anſicht zugeneigt, 
im Anſchluß an RG. 97, 3 anzunehmen, daß der Wandelungsofferte 
auch unausgeſprochen eine nach Billigkeit abzumeſſende zeitliche Friſt 
innegewohnt hat, ſo daß ſie nach Eintritt völlig veränderter Ver⸗ 


hältniſſe nicht mehr von der Bekl. angenommen werden konnte. 


Einer Zurücknahme des Wandelungsantrags hatte es daher nicht 
bedurft. 
Geh. Rat Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 


54. Jahrg. 1925 Heft 3) 


und daß die Bekl. mit ihrem Anerkennungsſchreiben vom 
27. Sept. 1922 ein Angebot dieſes Inhalts annehmen wollte. 
In Verbindung hiermit erwägt das BU.: In der Zeit zwi⸗ 
ſchen der Stellung des Wandlungsbegehrens und der An⸗ 
nahmeerklärung ſeitens der Bekl. (Anfang Juli bis Ende 
September 1922) habe ſich der Geldwert derartig verändert, 
daß der Kaufpreis nicht einmal mehr den Metallwert der 
hier gekauften Maſchine deckte. Bei dem Inhalte des Wand⸗ 
lungsangebots der Kl. habe die Geldeutwertung in einer für 
die Bekl. klar erkennbaren Weiſe den Einfluß gehabt, daß der 
mit dem Angebot bezweckte wirtſchaftliche Erfolg ſich offenſicht⸗ 
lich in das Gegenteil verkehrte, indem die Durchführung der 
Wandlung der Kl. ſtatt des erſtrebten Vorteils ſchwere wirt⸗ 
ſchaftliche Nachteile hätte bringen müſſen. Deshalb habe die 
Bekl. bei etwas verſtändiger Überlegung gar nicht damit 
rechnen können, daß die Kl. das Angebot fortlaufend auf⸗ 
recht erhalten wollte. Mangels Vorhandenſeins eines der 
Annahmeerklärung v. 27. Sept. 1922 entſprechenden Angebots 
habe durch jene Erklärung ein Wandlungsvertrag nicht mehr 
zuſtandekommen können. Gegen dieſe Erwägungen, auf denen 
im weſentlichen die vorinſtanzliche Abweiſung der Wider⸗ 
klage beruht, ſind im Einklange mit der Reviſion Bedenken 
zu erheben, die zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
zur Zurückverweiſung der Sache führen müſſen. Der auf 
Wandlung des Kaufs gerichtete Klaganſpruch war, als die 
Bekl. in das darin liegende Angebot zum Vollzug der Wand⸗ 
lung durch Schreiben v. 27. Sept. 1922 willigte, noch nicht 
förmlich zurückgenommen worden. Soll gleichwohl mit dem 
BU. angenommen werden, daß ſchon vor jener Einwilligungs⸗ 
erklärung die Kl. der Bekl. gegenüber von ihrem Wand⸗ 
lungsangebot Abſtand genommen habe, ſo bedürfte es des 
Nachweiſes einer deutlich hierfür ſchlüſſigen außergerichtlichen 
Willenskundgebung der Kl., welche fehlen. Entſcheidend hat 
der BR. für ſeine Anſicht, zur Zeit der Annahmeerklärung 
v. 27. Sept. 1922 ſei ein ihr entſprechendes Angebot der Kl. 
nicht mehr vorhanden geweſen, lediglich die Tatſachen in Be⸗ 
tracht gezogen, daß in der Zeit ſeit Anbringung des Wand⸗ 
lungsbegehrens bis zu jener Annahmeerklärung die Geld⸗ 
entwertung ſtarke Fortſchritte gemacht und die Kl. ſich zu 
einem Aufwertungsverlangen nicht für befugt gehalten hat. 
Damit find indes immer nur Gründe gegeben, die eine Ent⸗ 
ſchließung der Kl., vom Wandlungsbegehren Abſtand zu 
nehmen und die Klage zurückzunehmen, angezeigt erſcheinen 
ließen. Dagegen fehlt es angeſichts des, wie hier zu unter⸗ 
ſtellen ift, rein paſſiven Verhaltens der Kl. an jedem Nach⸗ 
weiſe dafür, daß Kl. vor der Einwilligung der Bekl. in die 
Wandlung zu der erwähnten Entſchließung gekommen ſei und 
dies der Bekl. zu erkennen gegeben habe. Die Bekl. konnte 
unter ſolchen Umſtänden nicht auf den Gedanken kommen, 
daß das Angebot zum Wandlungsverzug zurückgezogen ſei, 
und durfte die Wandlung mit der Erklärung ihres Ein⸗ 
verſtändniſſes im Schreiben v. 27. Sept. 1922 zum Voll⸗ 
zug bringen. 
(U. v. 17. Okt. 1924; 980/23 IV. — Naumburg.) (Ka.] 


** 26. 8157 BGB. Zur Auslegung der Klauſel, 
daß der Verkäufer nicht zu liefern brauche, wenn 
er von ſeinem Lieferanten im Stich gelaſſen 
wurde.] f) 

Laut Beſtätigungsſchreiben v. 17. Sept. 1921 kaufte die 
Kl. von der Bekl. ca. 10t Winkeleiſen zum Preiſe von 
2750 % je t, Frachtgrundlage Dortmund, lieferbar ſofort 
nach Waggongeſtellung vorausſichtlich noch im Laufe der 


Zu 26. I. Im Falle RG. 103, 180 iſt entſchieden: Liefer⸗ 
verträge, wobei ſich der Verkäufer der Hilfe eines Unterlieferers 
bedient, find gemäß 8 157 BGB. dahin auszulegen, daß der Ver⸗ 
käufer für die Vertragstreue ſeines Unterlieferers einzuſtehen hat, 
ſofern er eine ſolche Haftung im beſonderen Falle nicht ausge⸗ 
ſchloſſen hat. 

Ebenſo im Falle Recht 1924, 596. 


Der Verkehr pflegt, wie es im erſten Urt, weiter heißt, in 
zahlloſen Befreiungsklauſeln feſtzulegen, daß der Lieferant die Ver⸗ 
antwortung ablehnen kann, nicht nur für unvorhergeſehene Exeig⸗ 
niſſe, die feinen Betrieb betreffen, ſondern auch für ſolche, die den 
Betrieb des Unterlieferanten betreffen. 

RG. 103, 180 war der Freizeichnungsvorbehalt in Frage: 

„In allen Fällen, wo die Firma aus irgendwelchen Gründen 
nicht in der Lage iſt, die Lieferung zu bewirken, iſt ſie nur zur ein⸗ 
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nächſten Woche. Dem Geſchäft wurden die allgemeinen Ver⸗ 
kaufsbedingungen der Bekl. zugrunde gelegt, in deren Nr. 12 
es heißt: „Falls durch Umſtände, welche wir nicht verſchuldet 
haben, eine Lieferung durch den von uns vorgeſchriebenen 
Lieferanten nicht erfolgen kann, ſo ſind wir nicht verpflichtet, 
das beſtellte Material von anderer Seite zu beſchaffen. Wir 
ſind vielmehr alsdann berechtigt, vom Kauf zurückzutreten. 
Im übrigen ſind wir in Anbetracht der heutigen Lage zur 
Lieferung nur inſoweit verpflichtet, als wir die Ware ſelbſt 
vom Werk bzw. von unſerem Vorkäufer erhalten.“ Im Sep⸗ 
tember und Oktober 1921 wurde die Bekl. von der Kl. wieder⸗ 
holt brieflich und telegraphiſch zur Lieferung der Ware ver⸗ 
geblich aufgefordert. Durch Schreiben v. 5. Nov. 1921 ſetzte 
die Kl. der Bekl. eine Nachfriſt bis zum 9. desſelben Monats 
mit der Androhung, daß ſie bei weiterem Ausbleiben der Lie⸗ 
ferung ſich auf Koſten der Bekl. anderweit eindecken und 
dieſe für den entſtehenden Preisunterſchied verantwortlich 
machen werde. Die Bekl. lehnte die Lieferung ab mit der Be⸗ 
gründung, daß ſie ſelbſt die Ware von ihrem Lieferanten 
nicht erhalten könne. Die Kl. hat nunmehr gegen die Bell. 
Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung erhoben. Ein⸗ 
wandfrei iſt die Feſtſtellung des BG., daß die Vekl. nicht 
bei ihr vorrätige, ſofort greifbare Ware verkauft hat, ſon⸗ 
dern berechtigt geweſen iſt, die Ware von einem Dritten 
zu beziehen. Das Geſchäft unterſteht daher der Nr. 12 der 
allgemeinen Lieferungsbedingungen, wonach die Bekl. zur 
Lieferung nur inſoweit verpflichtet iſt, als ſie ſelbſt die 
Ware vom Werk oder ihrem Verkäufer erhält. Das BG. 
hält dieſe Klauſel im vorliegenden Falle nicht für anwend⸗ 
bar, weil ſie vorausſetze, daß der Lieferant der Bekl. zur Ver⸗ 
weigerung der Lieferung objektiv berechtigt geweſen ſei, und 
die Bekl. für ein ſolches Weigerungsrecht ihres Lieferanten 
beweisfällig geblieben ſei. Hierzu führt das Vorderurteil 
unter Bezugnahme auf RG. 103, 182 aus, daß eine Klauſel 
der in Rede ſtehenden Art im Verkehr als Ausnahme von der 
Regel empfunden werde und deshalb der Verkäufer trotz der 
Klauſel eine gewiſſe Verantwortlichkeit für die Nichterfüllung 
ſeitens des Unterlieferanten tragen müſſe; könne er dieſen 
für die Nichterfüllung haftbar machen, ſo bleibe er auch 
ſeinem Vertragsgegner haftbar; frei werde er nur, wenn der 
Unterlieferant objektiv berechtigt geweſen ſei, die Leiſtung 
zu verweigern. Der Verkäufer ſei daher verpflichtet, ſeinen 
Unterlieferanten mit allen ihm zur Verfügung ſtehenden 
Mitteln zur Lieferung anzuhalten. Dieſe Ausführungen wer⸗ 
den dem Inhalt und der Bedeutung der in Rede ſtehenden 
Klauſel nicht gerecht. Der in RG. 103, 180 ff. behandelte 
Fall lag weſentlich anders als der gegenwärtige. Dort han⸗ 
delte es ſich um ein Kaufgeſchäft über einen Kraftwagen, der 
in einer am Vertragsſchluß nicht beteiligten Fahrzeugfabrik 
hergeſtellt werden ſollte. Dieſe hatte ſich in ihren allgemeinen 
Verkaufsbedingungen das Recht vorbehalten, von der Liefe⸗ 
rung abzugehen, ſofern ſie aus irgendwelchen Gründen nicht 
in der Lage ſein ſollte, die Lieferung zu bewirken. Dieſelbe 
Klauſel war auch im Verhältnis vom Verkäufer zum Käufer 
Vertragsinhalt geworden. Damals hat allerdings der II. 38. 


ſachen Rückzahlung der gelieferten Anzahlung ohne Zinſen verpflich⸗ 
tet, unter Ausſchluß eines jeglichen weiteren Anſpruches.“ 

Dieſer Vorbehalt ſchützt nach der Auslegung des NG. den 
Lieferer nicht auch dann, wenn die unterliefernde Fabrik un be⸗ 
rechtigt die Leiſtung verweigert. 

Vorliegend lautet der Freizeichnungsvorbehalt: g 

„Falls durch Umſtände, welche wir nicht verſchuldet haben, eine 
Lieferung durch den von uns vorgeſchriebenen Lieferanten nicht er⸗ 
folgen kann, ſo ſind wir nicht verpflichtet, das beſtellte Material von 
anderer Seite zu beſchaffen. Wir ſind vielmehr alsdann berechtigt, 
vom Kauf zurückzutreten. Im übrigen find wir in Betracht der heu⸗ 
tigen Lage zur Lieferung nur inſoweit verpflichtet, als wir die 
Ware ſelbſt vom Werk bzw. von unſerm Verkäufer erhalten“ 

Er hat, wie der Vorbehalt, „ich bin nicht verpflichtet zu lie⸗ 
fern, wenn mir nicht geliefert wird, nach dem nach meiner Meinung 
zutreffenden vorſtehenden Urteile die weitreichendere Wirkung, den 
Verkäufer zu ſchützen, gleich, ob der Lieferer zur Verweigerung der 
Lieferung befugt war oder nicht. 6 - 

II. Daß der Vertragsteil, dem ein Befreiungsvorbehalt zur 
Seite ſteht, deſſen Ausübung nicht beliebig hinauszögern darf, ſon⸗ 
dern ſich auf ihn berufen muß, ſobald er in der Lage iſt, die ein⸗ 
ſchlägigen Verhältniſſe mit hinlänglicher Klarheit zu überſchauen, 
ift insb. ſeit der durch die Kriegsklauſeln veranlaßten Rechtſprechung 
anerkannten Rechtens. Siehe z. B. IW. 1920, 47° mit weitern 
Nachweiſen und Warneyer 2 85455 NM. Dr. Plum, Köln. 
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des RG. angenommen, daß der Verkäufer nicht ſchon deshalb, 
weil die Fabrik die Lieferung des Kraftwagens grundlos ver⸗ 
weigert habe, zum Rücktritt vom Kaufvertrage befugt ſei. 
Er hat aber (S. 182) bereits darauf hingewieſen, daß im 
Verkehr ſich auch Klauſeln eingebürgert haben, nach denen 
der Verkäufer für ein Verſchulden ſeines Unterlieferanten 
nicht mehr verantwortlich iſt und bei Nichtbelieferung ſeitens 
ſeines Unterlieferanten ſich von der eigenen Liefungspflicht 
losſagen kann, ohne Rückſicht darauf, ob der Unterlieferant 
ſchuldhaft handelte oder nicht. Als eine ſolche weitergehende 
und vom Verkehr als Ausnahme empfundene Klauſel, die jede 
Haftung für das Verſchulden des Unterlieferanten ausſchließt, 
wird in jenem Urteil die Abrede erwähnt: „ich bin nicht 
verpflichtet zu liefern, wenn mir nicht geliefert wird“. Auf 
dieſe Klauſel ſind die Ausführungen der Entſch. RG. 103, 
182 nicht zugeſchnitten. Eine derartige beſondere Klauſel ſteht 
im vorliegenden Falle zur Beurteilung. Denn die Bekl. hat 
fi) nach Nr. 12 ihrer allgemeinen Bedingungen zur Liefe⸗ 
rung nur inſoweit verpflichtet, als ſie ſelbſt die Ware vom 
Werk oder ihrem Verkäufer erhält. Der Sinn dieſer Abrede 
kann bei ihrer ganz allgemeinen Faſſung nur der ſein, daß 
die Bekl. von jeder Haftung für Nichtlieferung ſchon dann 
frei werden ſollte, wenn ihr eigener Lieferant an ſie nicht 
lieferte. Sie wollte alſo an den Vertrag nicht mehr ge- 
bunden ſein, wenn ſie infolge der Lieferungsverweigerung 
ihres Lieferanten auf Schwierigkeiten in der Beſchaffung der 
Ware ſtieß (RG. 95, 102, Alt. v. 16. Febr. 1918 I 
288/17). Ob der Lieferant zur Verweigerung der Lieferung 
an die Bekl. befugt war oder nicht, ift für die Anwendbar⸗ 
keit der Klauſel gleichgültig. Das BG. irrt daher, wenn es 
der Bekl. den Beweis dafür aufbürdet, daß ihr Lieferant zur 
Verweigerung der Leiſtung objektiv berechtigt geweſen ſei. 
Dagegen könnte die Anordnung der Klauſel im vorliegenden 
Falle möglicherweiſe aus einem anderen Grunde ausgeſchloſſen 
ſein, auf den die Kl. ſich bereits in der Berufungsinſtanz 
berufen hatte, zu dem aber das BG. noch nicht Stellung 
genommen hat. Es iſt anerkannten Rechts, daß derjenige Ver⸗ 
tragsteil, dem eine Befreiungsklauſel zur Seite ſteht, deren 
Anordnung nicht beliebig hinauszögern darf, ſondern ſich auf 
ſie berufen muß, ſobald er in der Lage iſt, die einſchlägigen 
Verhältniſſe mit hinlänglicher Klarheit zu überſchauen. Denn 
es widerſpricht den Anſchauungen des redlichen Geſchäfts⸗ 
verkehrs und verſtößt gegen Treu und Glauben, wenn der 
vertragstreue Teil unnötig lange in Ungewißheit darüber 
gelaſſen wird, ob der Vertrag mit Rückſicht auf eine Be⸗ 
freiungsklauſel aufgehoben werden ſoll oder nicht. Durch 
ein zögerliches Verhalten, durch das der Fortbeſtand des 
Vertrags ungebührlich lange in Frage geſtellt wird, ver⸗ 
wirkt der Berechtigte die Befugnis, fi) auf die Klauſel zu 
berufen (RG. 88, 1451); 91, 109 2)). Im vorliegenden Falle 
hat nun die Bekl., wie der Brief- und Telegrammwechſel der 
Parteien ergibt, erſtmalig im Schreiben v. 21. Okt. 1921 er⸗ 
wähnt, daß ſie von dem Werk, bei dem ſie die Akten beſtellt 
habe, Lieferung nicht erhalten habe. Vorher hatte ſie als 
Grund für die Verzögerung lediglich Wagenmangel und Ver⸗ 
kehrsſperre angegeben. Aus den zahlreichen, ſehr dringlichen 
Mahnungen der Kl. konnte ſie erſehen, daß dieſe bereits in 
große Verlegenheit geraten war und von ihrem Abnehmer 
mit Schadenserſatzanſprüchen bedroht wurde. Unter dieſen 
Umſtänden iſt zu erwägen, ob die Bekl. die Kl. nicht unge⸗ 
bührlich lange hingehalten hat, und ob ſie nicht nach den An⸗ 
forderungen von Treu und Glauben bereits in einem früheren 
Zeitpunkte verpflichtet geweſen wäre, die Kl. von den Schwie⸗ 
rigkeiten, die ihr ſelbſt von ihrem Lieferanten bereitet wur⸗ 
den, in Kenntnis zu ſetzen und die Rechte aus der Be⸗ 
freiungsklauſel geltend zu machen. Anderſeits könnte es für 
die Beurteilung des Verhaltens der Bekl. von Bedeutung 
ſein, daß ſie, wie ſie unter Bezugnahme auf das Zeugnis 
ihres Prokuriſten E. behauptet hat, von den Mahnſchreiben 
der Kl. ſogleich ihrem Lieferanten Mitteilung gemacht und 
lediglich deſſen Beſcheide im Vertrauen auf ihre Richtigkeit 
an die Kl. weitergegeben hat. Dieſe Verhältniſſe bedürfen der 
Aufklärung und Würdigung durch den Richter der Tat⸗ 
ſacheninſtanz. a 


(u. v. 4. Okt. 1924; 700/23 I. — Düſſeldorf.) (Ka. ] 


1) JW. 1916, 829. 
2) JW. 1918, 86. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


27, 8181 BGB. Berechtigung des Unter- 
bevollmächtigten zum Abſchluß von Rechts 
geſchäften mit dem Bevollmächtigten im Namen 
des Machtgebers. J) 

Die Bekl., früher Vorſtaudsmitglieder der Kl., ſpäter 
dieſes Amtes entſetzt und aus der Genoſſenſchaft ausge- 
ſchloſſen, haben während der Zeit ihrer Vorſtandseigenſchaft 
dem H. — in einer dem Statut entſprechenden, rechtsverbind⸗ 
lichen Weiſe — Vollmacht zum Abſchluß von Kaufverträgen 
für die Kl. erteilt und dann während gleicher Zeit von der 
durch H. auf Grund dieſer Vollmacht vertretenen Kl. Grund— 
ſtücke gekauft. Die auf Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ver⸗ 
träge gerichtete Feſtſtellungsklage hat das LG. abgewieſen, 
das BGG. zugeſprochen. Die Reviſion der Bekl. führte zur 
Aufhebung des Bu. Aus den Gründen: Maßgebend für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt die Frage, ob die Gültig⸗ 
keit der Verträge deshalb in Zweifel gezogen werden kann, 
weil H. auf Grund einer von den Bekl. ihm erteilten Voll⸗ 
macht mit dieſen die Verträge geſchloſſen hat, insbeſondere 
ob deshalb die Verträge nach 8 181 BGB., wenn auch nicht 
nichtig, ſo doch genehmigungsbedürftig (RG. 56, 107; 67, 
54; 68, 40; 89, 375; 93, 337) ſind. Die Frage, ob ein 
Unterbevollmächtigter im Namen des Machtgebers mit dem 
Bevollmächtigten ein Rechtsgeſchäft abſchließen kaun, iſt in 
der Rechtslehre beſtritten. Sie wird bejaht u. a. von Planck, 
Oertmann, Enneccerus, Biermann, Kohler, ver— 
neint u. a. von Staudinger, Endemann, Hellwig, 
auch RGRKomm. Anm. 1 zu 8 181; vgl. die Juſammen⸗ 
ſtellung des Schrifttums bei Planck: Anm. 1d zu 8 181 
BGB. und bei Staub Anhang zu 858 HGB. Anm. 34. 
In der Rechtſprechung der OLG. wird ſie ganz überwiegend 
bejahrt, jo vom KG. (KG. Bd. 26 S. A. 100, Bd. 30 S. 
A. 158, Bd. 37 S. A. 241, 242; OL GRſpr. 7, 6; 11, 395; 
12, 23; 22, 179), vom BayObLG. (Sammlung feiner Ent- 
ſcheidungen in Zivilſachen Bd.8 S. 42 — Seuff Arch. Bd. 62 
Nr. 115 — DIZ. 1908, 543) und vom OLG. Colmar (unter 
Aufgabe feiner früheren Auffaſſung in der DIZ. 1903, 204) 
in DIZ. 1909, 1336. Dem Ergebniſſe dieſer Rechtſprechung 
iſt zuzuſtimmen. Auch in der Rechtſprechung des RG. iſt be⸗ 
reits der Grundſatz anerkannt, daß 8 181 BGB. nur auf 
die Art des Zuſtandekommens der Rechtsgeſchäfte, nicht 
auf die zugrunde liegenden Intereſſen bezogen werden kann 


Zu 27. Die Entſch. entſpricht der (namentlich in der Recht- 
ſprechung) herrſchend gewordenen Lehre, und doch befriedigt ſie m. E. 
nicht. Der 8 181 ſtände auf den Papier, wenn jeder Vertreter ihm da⸗ 
durch ausweichen könnte, daß er ſich (in welcher Abſicht auch immer) durch 
Beſtellung eines Nachbevollmächtigten einen Doppelgänger ſchüfe und 
mit ihm nach Belieben Eigengeſchäfte abſchlöſſe. Ja, er bedürfte, 
um ſo in die eigene Taſche zu wirtſchaften, nicht einmal der Er 
mächtigung zur Erteilung einer Untervollmacht. Denn wenn es zu 
läſſig iſt, daß der durch den Bekl. beſtellte H. namens der Kl. au 
den Bekl. ein Grundſtück ver kauft, ſo muß es (was das RG. zu 
überſehen ſcheint) genau ebenſo zuläſſig fein, daß H. als Bevollmäch⸗ 
tigter des Bekl. dem Bekl. als Bevollmächtigten der Kl. das 
Grundſtück a b kauft. Daß der Vertretene ſich wenigſtens gegen Kol⸗ 
luſion oder ſittenwidriges Handeln der beiden Vertreter ſoll wehren 
können, ijt für ihn ein ſchwacher Troſt, ſolange er für dieſen Tat 
beſtand den mitunter ſchwierigen Beweis zu erbringen hat. Eine 
ſolche Auslegung ſchiebt den 8 181 gänzlich beiſeite. 

Für ſeinen abweichenden Standpunkt übernimmt das RG. die 
Begründung (faſt wörtlich) teils vom KG. (KG. 26 A 102), teils 
vom NG. (103, 418), wo es ausführlicher heißt: Die Vorſchrift 
des § 181 „unterſagt dem Vertreter nicht die Vornahme jedes 
Rechtsgeſchäfts, bei dem ſeine Intereſſen mit denen des Vertretenen 
zuſammenſtoßen, ſondern beabſichtigt nur, den aus dem Weſen der 
Willenserklärung ſich ergebenden Zweifel zu löſen, ob und inwieweit 
Erklärungen eines Vertreters an ſich ſelber rechtswirkſam find“, 
Danach wäre der Zweck des Geſetzes nicht der Schutz des Vertretenen 
vor Schädigungen durch den entgegengeſetzt intereſſierten Vertreter, 
ſondern die bloße Ausſchaltung juriſtiſch konſtruktiver Zweifel. Dem 
müßte man ſelbſt dann widerſprechen, wenn die Entſtehungsgeſchichte 
dem NG. recht gäbe. Aber die Protokolle der 2. Kommiſſion, auf 
die 5 181 zurückgeht, ſagen klar das Gegenteil (1 175): „Für die ge⸗ 
ſetzgeberiſche Behandlung könne nicht maßgebend ſein, ob man das 
Selbſtkontrahieren logiſch und juriſtiſch an ſich für möglich halte, 
ſondern die Erwägung, ob und wieweit die Zulaſſung mit der Ver⸗ 
kehrsſicherheit verträglich bzw. durch das Verkehrsbedürfnis gefordert 
ſei. In dieſer Hinſicht ſei für die Regel davon auszugehen, daß das 
ſog. Selbſtkontrahieren ſtets die Gefahr eines Konfliktes der Inter⸗ 
eſſen und einer Schädigung des einen oder anderen Teiles mit ſich 
bringe und daß es deshalb, ſoweit nicht ... ein anderes ge⸗ 
ſtattet ſei, ausgeſchloſſen werden muſſe.“ Ebenſo deutlich die Denk⸗ 
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(RG. 103, 417, 418 und die dort angeführten früheren Ent⸗ 
ſcheidungen, die allerdings etwas anders geartete Fälle be⸗ 
trafen). Nicht das Vorhandenſein ſolcher widerſtreitenden 
Intereſſen hindert nach $ 181 BGB. die volle Wirkſamkeit 
des Vertrages, ſondern lediglich der Umſtand, daß verſchie⸗ 
dene und einander entgegenſtehende Intereſſen der Vertrag⸗ 
ſchließenden bei dem Vertragsſchluſſe einen und denſelben 

ertreter gefunden haben. Nach 8164 BGB. wirkt eine 
Willenserklärung, die jemand innerhalb der ihm zuſtehen⸗ 
den Vertretungsmacht im Namen des Vertretenen abgibt, 
unmittelbar für und gegen den Vertretenen. Ein Vertreter 
kann nun in zweifacher Art Untervollmacht erteilen: einmal 
dahin, daß er einen Dritten zu ſeinem eigenen Ver⸗ 
treter beſtellt, andererſeits aber auch dahin, daß er kraft der 
ihm eingeräumten Vertretungsmacht im Namen ſeines Macht⸗ 
gebers einen Dritten zu deſſen Vertretung ermächtigt. Im 
letzteren Falle wirkt die im Namen des Machtgebers erteilte 
Untervollmacht unmittelbar für dieſen, der Unterbevollmäch⸗ 
tigte wird deſſen unmittelbarer Vertreter, ſeine Handlungen 
wirken unmittelbar nur für dieſen, nicht für den (Haupt-) 
Bevollmächtigten; die von ihm mit dem letzteren in deſſen 
eigenen Namen vorgenommenen Rechtsgeſchäfte unterfallen 
dem 8 181 nicht. Vorliegendenfalls iſt eine Untervollmacht 
der zweiten Art gegeben. H. war bevollmächtigt, rechtsver⸗ 
bindliche Erklärungen für die Kl. abzugeben; er war alſo deren 
Vertreter, nicht zu einem ſolchen der Bekl. beſtellt; ſeine Er⸗ 
klärungen wirkten unmittelbar für die Kl. Auf der anderen 
Seite haben die Bekl. beim Vertragsſchluß lediglich in ihrem 
eigenen Namen, nicht namens der Kl. gehandelt. Ein Fall 
der im § 181 BGB. gedachten Art liegt ſomit nicht vor (vgl. 
NG. 89, 374). Es kann ſich vielmehr, wie in RG. 103, 418 
dargelegt iſt, nur fragen, ob andere Gründe als § 181 BGB. 
dazu nötigen können, die Untervollmacht und damit die Ver⸗ 
träge für unwirkſam zu erklären. Das könnte der Fall ſein, 
wenn das Verhalten der Beteiligten darauf hinausging, die 
Vorſchrift des 8 181 zu umgehen, oder wenn die Bekl. mit 
H. zuſammen (etwa unter Benutzung desſelben als einer Mit⸗ 
telsperſon, RG. 56, 106) oder ſonſt in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe unter Mißbrauch ihrer Vertretungs⸗ 
macht dahin gewirkt haben, um durch den Abſchluß der Ver⸗ 
träge der Kl. Schaden zuzufügen. Dann würde ihnen aller⸗ 
dings nach den Grundſätzen von Treu und Glauben ſowie 


ſchrift S. 30. Sollte hier einmal der hiſtoriſche Geſetzgeber weiter 
zieſehen haben als das heutige „Geſetz“? Allerdings tft die Faſſung des 
$ 181 etwas eng, da er unmittelbar nur den Monolog des Vertreters 
behandelt. Aber der entſprechenden Anwendung auf den Fall, daß der Wille 
des einen Vertreters nach außen hin von zwei Perſonen kundgetan wird, 
dürfte nicht das mindeſte Bedenken entgegenſtehen, weder ein methodiſches 
noch ein rechtspolitiſches. Die Analogie iſt vielmehr geboten, weil 
nur ſo die Gefahr des Intereſſenwiderſtreites abgewendet und der 
ratio legis genügt werden kann. Dem Vertreter geſchieht damit fein 
Unrecht: er bedarf keines Vertrauensſchutzes. Der, ſoviel ich ſehe, 
winzige Gegengrund liegt darin, daß der Vertretene ſelbſt, der an 
dem Abſchluß mit dem Vertreter intereſſiert ſein mag, es unter Um⸗ 
ſtänden als unbequem empfinden könnte, daß das Geſchäft ohne feine 
Mitwirkung oder Zuſtimmung nicht wirkſam wird. Es iſt wohl kein 
Zufall, daß die meiſten bisher ergangenen Entſch. nicht einen Indi⸗ 
vidualvertreter, ſondern ein Geſellſchaftsorgan vor ſich haben und 
hier, ſoweit kein Aufſichtsrat vorhanden iſt, die Mißlichkeit 
eines Mitgliederbeſchluſſes im Hintergrunde ſteht. Indeſſen iſt 
dieſer Geſichtspunkt, der gegenüber dem Selbſtkontrahieren (im 
engſten Sinne) nicht minder beachtlich wäre, vom Geſetz eben 
nicht beachtet worden, und er iſt in der Tat nicht durch- 
ſchlagend. Zuvörderſt entſteht jene Schwierigkeit überhaupt nicht, 
wo mehrere Vertreter mit ſelbſtändiger Vertretungsmacht vorhanden 
find oder wo der Nachbevollmächtigte allgemein für den Fall der 
Behinderung des Hauptbevollmächtigten durch Geſellſchaftsvertrag 
oder Mitgliederbeſchluß berufen (vgl. OLG. 11, 395) oder von einem 
Vorgänger des Hauptbevollmächtigten beſtellt war. In den übrig⸗ 
bleibenden Fällen wird es in der Regel durchaus dem Willen des 
Machtgebers entſprechen, daß (von einfachen Erfüllungsgeſchäften ab⸗ 
geſehen) der Bevollmächtigte weder ſelbſt noch durch einen anderen 
Eigengeſchäfte vornehmen ſoll. Will der Machtgeber ausnahmsweiſe 
auch Eigengeſchäfte des Vertreters ohne weiteres gegen ſich gelten 
laſſen, fo muß er das — ganz wie 8 181 es vorſchreibt — 
ausdrücklich oder ſchlüſſig geſtatten. Eine ſolche gefährliche Erlaubnis 
liegt aber, wenn man von dem durchſchnittlichen Parteiwillen aus⸗ 
geht, mitnichten ſchon in der bloßen Subſtitutionserlaubnis. Die 
Ermächtigung zum Selbſtkontrahieren und die Ermächtigung zum 
Subſtituieren ſind ganz verſchiedenen Inhalts und laſſen deshalb 
eine Schlußfolgerung von der einen auf die andere nicht zu. 
Prof. Dr. Ernſt Levy, Freiburg i. B. 
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des 8 826 BGB. das Recht abzuſprechen fein, Rechte aus den 
Verträgen, die ſie mit dem von ihnen beſtellten Untervertreter 
geſchloſſen haben, der Kl. gegenüber herzuleiten; ferner könnte 
angenommen werden, daß auch eine dahingehende Feſtſtellung 
im Sinne des Klagantrags liegen würde. Derartige Um⸗ 
ſtände ſind aber hier nach den Feſtſtellungen des BG. nicht 
vorgebracht; in Betracht kommt namentlich, daß die Voll⸗ 
macht auf H. bereits mehr als 13 Monate vor den ſtreitigen 
Verträgen getätigt war; daß damals bereits ein Kontrahieren 
des H. mit den Bekl. beabſichtigt geweſen wäre oder ſonſt 
widerſprechende Intereſſen vorlagen, iſt aus den Feſtſtellungen 
des BU. nicht zu entnehmen. 


(u. v. 27. Sept. 1924; 367/23 V. — Berlin.) 


28. 88 647, 1205, 1253 A b ſ. 1, 1260 ff. BG B. Das 
geſetzliche Pfandrecht des Schiffsbauers am 
Schiff geht nicht, weil es nicht eingetragen ſei, 
durch Überlaſſung an einen vom Erſteller be- 
nannten Dritten unter.]7) 


Auszugehen iſt von der dem Kl. günſtigen Unterſtellung 
des BU., daß der Kl. urſprünglich ein geſetzliches Pfand⸗ 
recht gem. § 647 BGB. an dem Schiff „Adolf“ in dem 
vollen, von ihm behaupteten Umfange ſeiner Forderung er⸗ 
worben habe. Maßgebend ſind ferner die nicht angefochtenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen des B., daß Kl. das Schiff auf 
das Slip von Wolkau gebracht und es dort zur Verfügung 
des Beſtellers L. unter Aufgabe ſeines eigenen Beſitzes 
gelaſſen hat, und daß es mit Willen des Kl. geſchehen iſt, 
wenn ſodann Wolkau das Schiff der von L. erteilten 
Anweiſung gemäß an die Bekl. auslieferte. Hieraus folgert 
das angefochtene Urteil in Anwendung des § 1253 Ab. 1 
BGB., daß der Kl. ſpäteſtens mit der Auslieferung des 
Schiffes an die Bekl. ſein Pfandrecht verloren habe. Die 
Folgerung würde nicht zu beanſtanden fein, wenn der Rechts- 
fall überhaupt einer Beurteilung nach dem angezogenen 
8 1253 unterläge. Das inſofern von der Rev. angeregte 
Bedenken, es liege nicht eine Rückgabe an den Pfandſchuldner 
und früheren Schiffseigentümer L. vor, kann nicht durch⸗ 
greifen. Einer ſolchen Rückgabe iſt eine auf Weiſung L. 
erfolgte Herausgabe an einen Dritten ſinngemäß gleichzu⸗ 
ſtellen (vgl. auch RG. 92, 267; JW. 1912 4596; NOR.- 


Zu 28. Mit der Feſtſtellung, daß 8 1257 BGB. auf das geſetz⸗ 
liche Pfandrecht des Werkunternehmers an einem im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiffe anwendbar ift, ſchließt ſich das NG, einer An⸗ 
ſicht an, die gegenwärtig, ſoweit erkennbar, von keiner Seite mehr 
beſtritten wird. Insbeſondere hat auch Brodmann (bei Plauck 
Anm. 2 zu 81259) fi mit aller Deutlichkeit zu dieſer Anſicht be⸗ 
kannt. Sie gründet ſich auf die Vorſchrift des § 1257 ſelbſt und 
findet in der einſchränkenden Beſtimmung des § 126 weitere Be⸗ 
ſtätigung, würde aber um nichts weniger gerechtfertigt und geboten 
fein, wenn 8 1266 im Geſetze nicht enthalten wäre. Streitig iſt 
dagegen die andere Frage, ob vermöge der Geltung des $ 1257 auch 
für das geſetzliche Pfandrecht am regiſtrierten Schiffe nur die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der SS 1205— 1257 auf dieſes Pfandrecht ent⸗ 
ſprechende Anwendung fordern oder auch und vor ihnen die be⸗ 
ſonderen Vorſchriften der 88 12601271 anzuwenden ſind. Es 
liegt auf der Hand, daß für die Beantwortung dieſer Frage der 
8 1266 ſchlechterdings nichts ergibt. Die Antwort muß aber un⸗ 
geachtet der gründlichen Ausführungen Brodmanns nach wie vor 
dahin lauten, daß die beſonderen Vorſchriften der 83 1260—1271, 
ſoweit ihr Inhalt dies geſtattet, auch für das geſetzliche Pfandrecht 
am registrierten Schiffe Geltung haben. Mit Unrecht beſtreitet 
Brodmann, daß zunächſt der Wortlaut des Geſetzes in dieſem 
Sinne zu verwerten iſt. Er hält es für näherliegend, den vom 
„Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiſſe 
ſprechenden 8 1259 nur von dem Pfandrecht zu verſtehen, deſſen 
Entſtehung durch den folgenden Paragraphen beſonderen Beſtim⸗ 
mungen unterworfen wird, d. h. von dem rechtsgeſchäftlichen Pfaub⸗ 
recht. Aber 8 1260 bringt dadurch, daß er von der „Beſtellung 
des Pfandrechts ſpricht, zum Ausdruck, daß er nur das rechtsgeſchaft⸗ 
liche Pfandrecht im Auge hat; er duldet daher keinen Rückſchluß, 
wie ihn Brodmann mit Bezug auf 81259 gezogen wiſſen will 
(dies auch gegen Wüſtendörfer in Ehrenbergs Handbuch VII 2 
S. 232 Z. 1 ff. von oben). Wohl aber muß 8 1258 beachtet werden, 
der das an dem Anteil eines Miteigentümers beſtehende Pfandrecht 
betrifft und nach der eigenen Anfiht Brodmanns (Anm. 2 unter b 
zu 5 1258) damit das durch Rechtsgeſchaft beſtellte und das kraft 
Geſezes entſtandene Pfandrecht gleichermaßen regelt. Nachdem das 
Geſetz zunächſt ſeine Vorſchriften für das vertragliche Pfandrecht 
getroffen und fie dann durch 81257 für entſprechend anwendbar auf 
das kraft Geſetzes entſtandene erklärt hat, befaßt es ſich nunmehr 
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Komm. z. § 1253 Anm. 2). Die grundſätzliche Anwendbar⸗ 
keit des § 1253 für den vorliegenden Fall muß verneint 
werden. Die Erwägungen des BR. zur Verteidigung der 
Anwendbarkeit des 8 1253 ſcheinen auf Bemerkungen zu 
fußen, die ſich in Schaps: Deutſches Seerecht, 1. Aufl. 
S. 17 finden. Dort iſt ausgeführt: Der Satz des $ 1257 
BGB., wonach die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft 
beſtellte Pfandrecht auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfand⸗ 
recht entſprechende Anwendung finden, gelte nach § 1266 
BGB. für Pfandrechte an eingetragenen Schiffen inſoweit 
nicht, als ſich daraus, daß der Konventionalpfandgläubiger 
nicht den Beſitz des Schiffes erlangt, Abweichungen ergeben. 
Es ergäben ſich aber ſolche Abweichungen. Insbeſondere 
ſetze das Pfandrecht des 8 647 gerade voraus, daß die 
Pfandſache in den Beſitz des Gläubigers gelangt ſei. Des⸗ 
halb gelte § 1257 nicht für das Pfandrecht an eingetragenen 
Schiffen. Hieraus folge nicht, daß es geſetzliche Pfandrechte 
an eingetragenen Schiffen, abgeſehen von denen des HGB., 
nicht gebe; dieſelben richteten ſich vielmehr nach den Grund- 
ſätzen des Fauſtpfandrechts ... Der Satz 1 des bezeichneten 
§ 1266: „Die Vorſchriften der 88 1205—1257 finden inſo⸗ 
weit keine Anwendung, als ſich daraus, daß der Pfand⸗ 
gläubiger nicht den Beſitz des Schiffes erlangt, Abweichungen 
ergeben“, iſt für die Eutſcheidung des vorliegenden Falles 
von grundlegender Wichtigkeit. Nun iſt aber nicht zweifelhaft, 
daß Schaps geirrt hat, wenn er aus jenem Satze wegen 
des Unterſchieds in der Entſtehungsart eines vertraglichen 
und eines geſetzlichen Pfandrechtes an einem im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffe entnehmen wollte, daß der 
§ 1257 BGB. für das Pfandrecht an eingetragenen Schiffen 
nicht gelte. Denn der § 1257 handelt gar nicht von der 
Intſtehung eines geſetzlichen Pfandrechts, ſondern nur von 
einem gemäß und kraft Geſetzes ſchon entſtandenen Pfand⸗ 
echtes (vgl. Mittelſtein, Binnenſchiffahrtsrecht, Bd. I 
S. 488, Knitſchky bei Gruchot 45, 806). Wie ſich aus 
dem $ 1266 zwingend ergibt, iſt auf das geſetzliche Pfand⸗ 
echt des Werkunternehmers an einem im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiffe der $ 1257 anwendbar. Demgemäß 
gelten nach dem angeführten § 1266 S. 1 für dies Pfandrecht 
in erſter Reihe die 88 1259—1269 BGB., ſoweit deren Ju⸗ 
halt die Anwendung auf ein geſetzliches Pfandrecht zuläßt, 
und in zweiter Reihe die 88 1205—1257 ebenda, inſoweit 
nicht in dieſen Vorſchriften, abweichend von der Sonder⸗ 
regelung der 88 1259 ff., dem Beſitze des Pfandgläubigers 
ul Pfandgegenſtande entſcheidende Bedeutung beigemeſſen 
iſt. Da $ 1253 das Beſitzverhältnis des Pfandgläubigers 
zum Pfande betont, indem er von der Dauer des Beſitzes 
die Fortdauer des Pfandrechts abhängig macht, gilt der 
3 253 für das geſetzliche Pfandrecht des Werkunternehmers 
an dem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe nicht. Der 
Werkunternehmer darf auf Grund entſprechender Anwendung 
des § 1263 Abſ. 1 fein ohne Regiſtereintrag wirkſames 
Pfandrecht in das Schiffsregiſter eintragen laſſen und er 
bleibt hierzu noch befugt, behält indes auch ohne Eintragung 
ſein Pfandrecht, nachdem er das hergeſtellte regiſtrierte Schiff 
an den Beſteller oder auf deſſen Weiſung an einen Dritten 


in ganz natürlichem Fortgange mit einer für das Pfandrecht ſchlecht⸗ 
hin, d. h. für deſſen beide Arten gemeinſamen Regelung. Und es 
müßte allerdings befremden, wenn die unmittelbar folgende Vor⸗ 
ſchrift des § 1259 über die 88 1257, 1258 hinweg wieder auf die 
früheren Beſtimmungen zurückgreifen und von dem Pfandrecht ſchlecht⸗ 
hin im Sinne nur des rechtsgeſchäftlich zu beſtellenden oder be⸗ 
ſtellten Pfandrechts ſprechen wurde. Selbſtverſtändlich könnte dies 
entgegen der Wortfaſſung des Geſetzes aus zwingenden ſachlichen 
Gründen anzunehmen ſein (Pappenheim, Seerecht II 205). 
Solche aber ſind von Brodmann nicht beigebracht worden (vgl. 
auch Wüſtendörfer a. a. O. S. 232). Es muß deshalb ſein Be⸗ 
wenden dabei behalten, daß nach dem auch ſachlich nicht zu un⸗ 
angemeſſenen Konſequenzen führenden Wortlaute des 81259 auf das 
au einem regiſtrierten Schiffe kraft Geſetzes eutſtandene Pfandrecht 
vor den allgemeinen Vorſchriften die beſonderen der 88 1260 ff. An⸗ 
wendung finden. 

Nunmehr fragt ſich, ob nach Maßgabe dieſer beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der 8 1253 für das geſetzliche Pfandrecht des Werkunter⸗ 
nehmers am regiſtrierten Schiffe gilt. Für die Beantwortung dieſer 
Frage kommt bon den beſonderen Vorſchriften der 88 1260 ff. nur 
die des 8 1266 Satz 1 in Betracht. Nach ihr findet gleich den übrigen 
Vorſchriften der 88 1205—1257 die des 81253 auf das Pfandrecht 
an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe „inſoweit keine 
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herausgegeben hat. Dieſe Anſicht entſpricht auch der im 
Schrifttum weitaus herrſchenden Meinung, vgl. Schaps⸗ 
Mittelſtein, Deutſches Seerecht, 2. Aufl. S. 40; Neu⸗ 
mann, BGB. $ 1268 Anm. 2; Enneccerus⸗Lehmaun, 
Sachenrecht, 2. Aufl., Bd. II, S. 366; Biermann, 8 1259 
Anm 2; v. Staudinger, § 1266 Anm.; Kretzſchmar, 
Sachenrecht, 8 1266 Anm. 4 RG R Kom m., 8 1266 Anm.; 
Pappenheim, Handbuch des Seerechts, Bd. II, S. 203 ff.; 
Wüſtendörfer in Ehrenbergs Handbuch des Handels- 
rechts, Bd. VII, Abt. II, 88 52, 53. Anderer Anſicht ſind 
Planck-Brodmann, 5 1259 Anm. 2 mit eingehender Be- 
gründung, die aber nicht überzeugt, weil ſie von der nicht 
als richtig anzuerkennenden Annahme der Unanwendbarkeit 
der 88 1260 ff. auf geſetzliche Pfandrechte an eingetragenen 
Schiffen ausgeht, ferner anſcheinend Boyens, Seerecht, 
Bd. II, S. 33, der als anwendbar auf geſetzliche Pfandrechte 
an eingetragenen Schiffen u. a. die 88 1249-1256 BGB. 
aufführt, ohne indes hierfür Gründe zu geben. Das BU. 
macht für ſeinen im vorſtehenden bekämpften Standpunkt 
noch geltend, es ſei nicht zu rechtfertigen, daß der Werk— 
unternehmer, der von der ſtatthaften Vorſichtsmaßregel, ſein 
Pfandrecht am eingetragenen Schiffe durch Eintragung in 
das Regiſter zu wahren, keinen Gebrauch gemacht habe, das 
Pfandrecht bei Rückgabe des Schiffes an den Beſteller oder 
Eigentümer behalte, während jeder andere Werkunternehmer 
ſein Pfandrecht verliere, wenn er die Sache an den Beſteller 
oder Eigentümer zurückgebe. Allein dieſer Beweisführung 
ſteht vor allem die poſitive geſetzliche Regelung im Wege. 
Auch iſt dabei nicht beachtet, wie die im Schiffsregiſter ein⸗ 
getragenen Schiffe vermöge des Einfluſſes gewiſſer im Liegen⸗ 
ſchaftsrechte wurzelnder Grundſätze im Rechtsſyſtem immerhin 
eine Sonderſtellung einnehmen. Allerdings könnte man nach 
der ganzen auf Beſitz ruhenden Geſtaltung des Pfandrechts 
gem. § 647 BGB. und in Rückſicht auf das für das pfand- 
rechtliche Gebiet im allgemeinen anerkannte und betonte Er⸗ 
fordernis der äußeren Erkennbarkeit der Pfandberechtigung 
es für ſachangemeſſen halten, wenn das Geſetz die Anwend⸗ 
barkeit des § 1253 Abſ. 1 auch auf das Pfandrecht des Werk⸗ 
unternehmers an regiſtrierten Schiffen erſtreckt hätte. Allein 
die Geſetzgebung iſt dieſen Weg nicht gegangen. Dabei ſtellt 
die geſetzliche Regelung des Punktes für das Gebiet des 
Schiffahrtsrechts nicht etwa eine vereinzelte Ausnahmebeſtim⸗ 
mung dar, die deshalb beſonders auffällig wäre. Man denke 
nur an die zahlreichen im 8 754 HGB. aufgeführten Schifſs⸗ 
gläubigerrechte. Nach 8 755 HGB. ſteht den Schiffsgläu⸗ 
bigern, welchen das Schiff nicht ſchon durch Verbodmung 
verpfändet iſt, ein geſetzliches Pfandrecht an dem Schiffe 
und dem Zubehör des Schiffes zu. Aber keines dieſer Pfand⸗ 
rechte ſetzt den Beſitz am Schiffe voraus, und auch bei regi⸗ 
ſtrierten Seeſchiffen erfordern dieſe Pfandrechte nicht ihre 
Eintragung im Schiffsregiſter. 
(U. v. 6. Mai 1924; 286/23 VII. — Hamburg.) 


29. 88 812 A bſ. 2, 119, 397, 781 BGB. Voraus- 
ſetzung für die Kondiktion oder die Anfechtung 
eines Anerkenntniſſes. Waren beide Parteien 


Anwendung, als ſich daraus, daß der Pfandgläubiger nicht den 
Beſitz des Schiffes erlangt, Abweichungen ergeben“. Dies bedeutet 
für das durch Rechtsgeſchäft begründete Pfandrecht am regiſtrierten 
Schiffe unſtreitig und unzweifelhaft die Unanwendbarkeit des 8 1253, 
da hier der Pfandgläubiger als ſolcher niemals den Beſitz des Schiffes 
erlangt, und die Rückgabe des etwa aus anderem Grunde als kraft 
des Pfaudrechts in feinen Beſitz gelangten Schiffes mit der Wire 
kung des Pfandrechtsunterganges ohne innere Rechtfertigung aus⸗ 
geſtattet ſein würde. Anders aber liegt die Sache für das geſetzliche 
Pfandrecht des Werkunternehmers. Freilich „erlangt“ auch er nicht 
kraft ſeines Pfandrechts den Beſitz am Schiffe; vielmehr entſteht ſein 
Pfandrecht nicht, ohne daß vorher das Schiff in ſeinen Beſitz ge⸗ 
langt iſt. Wenn aber der gleiche Sachverhalt bei einem nicht im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe der entſprechenden Anwendung 
des § 1253 auf das geſetzliche Pfandrecht nicht entgegenſteht, iſt 
nicht zu erkennen, aus welchem Grunde ſich mit der Eintragung des 
Schiffes hieran etwas ändern ſollte. Es verbleibt bei der Regel 
des § 1257, weil die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der Aus⸗ 
nahmevorſchrift des 8 1266 Satz 1 nicht gegeben iſt. Der Rechts⸗ 
zuſtand, den man nach der Anſicht auch des RG. de lege ferenda 
für ſachlich angemeſſener halten könnte, iſt in Wahrheit als be⸗ 
ſtehend anzuſehen. 
Geh. IR Prof Dr. Max Pappenheim, Kiel. 
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über die Grundlagen des Anerkenntniſſes im 
Irrtum, jo verſtößt die Berufung auf das An⸗ 
erkenntnis gegen Treu und Glauben.“) 

Bei ſeiner dem Bekl. ungünſtigen ſachlichen Entſcheidung 
geht das BG. davon aus, daß das von der Kl. in der nota⸗ 
riellen Verhandlung v. 5. Jan. 1920 abgegebene, den Gegen- 
ſtand des Rechtsſtreits bildende Anerkenntnis, wenn es die 
Kl. in der Vorſtellung abgegeben habe, es entſpreche der be⸗ 
tehenden Sachlage, und wenn fie es nur aus dieſem Grunde 
abgegeben habe, in Wirklichkeit aber eine dem Anerkenntnis 
entſprechende Verpflichtung der Kl. nicht beſtanden habe, ohne 
rechtlichen Grund abgegeben ſein würde und von der Kl. 
zurückgefordert (kondiziert) werden könnte. Von die⸗ 
ſem Ausgangspunkt aus prüft das BG. zunächſt, ob aus dem 
Teſtamente oder dem Nachtrage dazu ein Recht des Bekl. auf 
den Laden und eine Verpflichtung der Kl. zu feiner Ver- 
mietung herzuleiten ſei. Es kommt dazu, die Frage zu ver⸗ 
neinen, und legt dar, daß die Erblaſſer dem Bekl., wenn ſie 
ihm die „Auflage“ machten, den Laden im Haufe Nr. 14 auf 
25 Jahre für 1000 % jährlich zu mieten, nur eine Verpflich⸗ 


Zu 29. Die Entf. iſt inzwiſchen in RG. 108, 105 f. er⸗ 
ſchienen, und der obige Bericht erhält ſo ſeine Ergänzung. Ins⸗ 
beſondere ergibt ſich, daß beide Parteien in der im Mittelpunkt des 
Intereſſes ſtehenden notariellen Verhandlung v. 5. Jan. 1920 
anerkannten, daß der Bekl. „berechtigt und verpflichtet“ ſei, den 
Laden im Haufe Friedhofſtr. 14 nebſt Zubehör bis zum 1. April 
1941 zum Preiſe von 1000 % für das Jahr zu mieten. In der Be⸗ 
rufungsinſtanz ſtellte Kl. ferner in erſter Linie den Antrag, es ſolle 
ſeſtgeſtellt werden, daß der Bekl. überhaupt keinen Anſpruch auf 
Vermietung des Ladens habe; in zweiter Linie wurde beantragt, 
feſtzuſtellen, daß zu dem dem Bekl. zu vermietenden Laden kein wei⸗ 
leres Zubehör als eine Bindeſtube gehöre. Das BG. entſprach dem 
Hauptantrag der Kl. Die Reviſion des Bekl. hatte keinen Erfolg. 

BG. und RG. differieren zunächſt in der Beurteilung des 
Anerkenntniſſes vom 5. Jau. 1920. Das BG. nimmt abſtraktes 
Schuldanerkenntnis an und erachtet demgemäß die Anwendbarkeit 
des 8 812 II BGB. als gegeben, da die Schuld des Kl. in Wirk⸗ 
lichkeit nicht beſtand, die betreffende Anordnung des Teſtators viel⸗ 
mehr nur als Auflage aufzufaſſen ſei. Das RG. hält den Vertrag 
vom 5. Jan. 1920 für einen gegenſeitigen Erbauseinanderſetzungs— 
vertrag zwiſchen den Parteien untereinander und mit noch anderen 
Miterben. Da auch RG. 108, 105 über den ſonſtigen In⸗ 
halt des Vertrages keine weiteren Angaben macht, kann in eine 
Prüfung der Rechtsnatur des Vertrages hier nicht eingetreten 
werden. Es könute offenbar auch Vergleich vorliegen. Die Parteien 
wollten ein ihnen anſcheinend nicht durchweg klares und überſicht⸗ 
liches mehrſeitiges Rechtsverhältnis auf eine ſichere klagbare Grund- 
lage ſtellen. Läge auch gegenſeitiges Nachgeben vor, ſo käme für die 
Entſch. 8 779 BGB. in Frage, da die Annahme einer Rechtspflicht 
des Bekl. das eaput non controversiae iſt. Der Beurteilung der 
Natur des Anerkenntniſſes durch das RG. kann nicht beigetreten 
werden. Geht man mit dem RG. davon aus, daß der ganze Ver⸗ 
trag vom 5. Jan. 1920 ein Auseinanderſetzungsvertrag war, fo 
würde ſich daraus durchaus nicht die kauſale Natur des Anerkeunt⸗ 
niſſes ergeben. Die Natur des letzteren hängt nicht von ſeiner Stel⸗ 
lung in dem Geſamtvertrag als unſelbſtändiger Beſtaudteil desſelben 
ab, ſondern vom Willen der Parteien. Es ſei hier an die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 781 BGB. erinnert (f. Mugdan II, 1178, 
1295). Ju der II. Kommiſſion wollte man ſogar nur das Aner- 
kenntnis, das auf Grund einer Abrechnung oder im Wege eines 
Vergleiches erteilt wird, als ſelbſtändig ſchuldbegründend zulaſſen. 
Auch ein unſelbſtändiger Teil eines Auseinanderſetzungsvertrages 
kann ſelbſtändig ſchuldbegründend ſein. Das letztere heißt doch nur, 
daß auf Grund des Anerkenntniſſes als ſolchen ohne Rückſicht auf 
den urſprünglichen Schuldgrund (nicht: ohne Rückſicht auf die an⸗ 
deren im Auseinanderſetzungsvertrage ſtatuierten Verpflichtungen 
ſolle geklagt werden können. Die Prozeßparteien wollten mit dem 
vertragsmäßigen Anerkenntnis offenbar einen ſelbſtändigen Schuld⸗ 
grund ſchaffen. Eine juriſtiſch andere Frage iſt die, ob die Geltend⸗ 
machung der Forderung aus dem Anerkenntnis durch die Erfüllung 
der anderen Forderungen aus dem Auseinanderſetzungsvertrage bee 
ſchränkt oder gar, wie das RG. ohne weiteren Beweis annimmt, in 
ein Gegenſeitigkeitsverhältnis gebracht iſt. Das hat mit der die 
Anwendung des $ 812 II bedingenden abſtrakten Natur des An⸗ 
erkenntniſſes nichts zu tun. Hier liegt ein Rechtsirrtum des RG. 
vor. Die hier gemäß der Klagebegründung in Rede ſtehende An⸗ 
wendung des 8 812 11 BGB. hängt allein davon ab, ob die Aner⸗ 
kennung ſich als grundloſe Bereicherung des Bekl. darſtellt. Dies 
muß jedenfalls dann angenommen werden, wenn der Bekl. in der 
Anerkennung einen Schuldtitel erworben hat. Dies iſt hier 
der Fall, und zwar ſelbſt dann, wenn man mit dem NG. annähme, 
daß in der Anerkennung nur ein durch die ſonſtigen Auseinander⸗ 
ſetzungsverpflichtungen gebundener Schuldtitel vorliege. Das RG. 
verwechſelt kauſale Anerkeuntniſſe mit bedingten oder gegenfeitigen. 
Es gibt auch abſtrakte Anerkenntniſſe letzterer Art. Insbeſondere 


tung hätten auferlegen wollen, ohne ihm ein Recht für den 
Fall einzuräumen, daß die Kl. aus irgendeinem Grunde auf 
die Vermietung keinen Wert legen ſollte. Infolgedeſſen iſt 
es der Anſicht, wenn die Kl. bei der Verhandlung v. 5. Jan. 
1920 angenommen habe, daß dem Bekl. ein Recht zuſtehe, 
den Laden zu mieten, ſo habe ſie ſich geirrt. Auf Grund der 
Beweisaufnahme erklärt es dann ſchließlich für erwieſen, daß 
die Kl. entgegen den letztwilligen Verfügungen ihrer Eltern 
bei der Verhandlung v. 5. Jan. 1920 in der Tat angenommen 
habe, ſie ſei verpflichtet, dem Bekl. den Laden nebſt Zu⸗ 
behör zu überlaſſen, und daß nur die Annahme dieſer Ver⸗ 
pflichtung ſie zur Abgabe des Anerkenntniſſes bewogen habe. 
Schon der Ausgangspunkt dieſer Erwägungen wird von der 
Reviſion mit Recht beanſtandet. Daß die durch Vertrag er⸗ 
folgte Anerkennung des Beſtehens eines Schuldverhältniſſes, 
wenn fie ohne rechtlichen Grund geſchehen iſt, wegen unge: 
rechtfertigter Bereicherung zurückgefordert (tondiziert) werden. 
kann, iſt angeſichts des $ 812, insbeſondere des $ 812 Abf. 2 
BGB. zwar nicht zu bezweifeln (vgl. RG. 86, 304 oben) und 
wird auch von der Reviſion nicht bezweifelt. Die Reviſion 
wäre es z. B. möglich, daß auf Grund eines geſchloſſenen Kauf— 
vertrages beide Parteien ihre gegenſeitigen Verbindlichkeiten ſchuld 
begründend anerkennen. So erſcheint die Klage durch 8 812 II hin⸗ 
reichend geſtützt. Im übrigen kommt es für die Condictio eines 
Anerkenntniſſes nicht weſentlich auf deſſen abſtrakte Natur an. Auch 
ein bloßer Schuldſchein kann kondiziert werden, jedenfalls aus 
8 812 I BGB. 

Der Bekl. hat im Prozeß verabſäumt, ſchon in den Tatſachen⸗ 
inſtanzen geltend zu machen, daß der Zweck der Verhandlung v 
5. Jan. 1920 der geweſen ſei, die gegenſeitigen Rechte und Pflichten 
der Parteien, welches auch die wahre Sachlage geweſen ſei, für die 
Zukunft endgültig feſtzulegen und jede Meinungsverſchiedenheil un 
möglich zu machen. Das RG. ſtellt dieſe erſt in der Reviſion vor 
gebrachte Tatſache außer Betracht. Das erſcheint inſofern bedent 


lich, als die Würdigung der Verhandlung v. 5. Jan. 1920 auch 


eine Rechtsfrage iſt. Das NG. geht ſogar ſoweit zu behaupten, 
daß die Frage, ob in Wirklichkeit ein Recht des Bekl. auf den Laden 
und eine Verpflichtung der Kl. zu ſeiner Vermietung nicht beſtanden 
habe, als Auslegungsfrage dem Reviſionsgericht verſchloſſen ſel. 
Hier zeigt ſich die Abſchiebung der Auslegungen auf die Vor⸗ 
inſtanzen beſonders deutlich als irrig. Die Auslegung von Willens⸗ 
erklärungen hat überhaupt nicht eine rein deſkriptive Funktion, wie 
etwa die Feſtſtellung einer Beſitztradition oder die des Wortlautes 
einer Erklärung, ſondern auch eine normative, methodiſch durch 
Legalnormen wie $8 133, 157 BGB. vorgeſchriebene, die bei un⸗ 
richtiger Auslegung ſtets verletzt ſind. Gegenüber der unſicheren 
Haltung des NG. ſei darauf hingewieſen, daß das Schweizeriſche 
Bundesgericht die Auslegung als Rechtsfrage behandelt. Vgl. v. Tuhr, 
Allg. Teil d. Schweiz. Sbligationenrechts S. 240 Anm. 3 und 
meine Abhandlung Iher. Jahrb. 75, 192 A. 

Daß eine Anfechtung des Anerkenntniſſes aus 8 119 BGB. 
nicht in Frage kommt, iſt in allen Inſtanzen richtig angenommen 
worden. Das RG. folgt in der Entfch. indeſſen doch dem BG., aber 
unter Annahme von Grundlagenirrtum des Kl. Die Erheblichkeit 
des Grundlagen irrtums iſt durch das Schweizeriſche Obli 
gationenrecht Art. 24 Ziff. 4 inauguriert worden. Die dortige For 
mel bleibt auch für unſere in der Entwicklung begriffene auf 
b. Tuhrs ausgezeichnete Arbeiten zurückgehende Lehre von Beden⸗ 
tung. Das Schweiz. OR. bezeichnet es a. a. O. im Gegenſatz zum 
bloßen Motivirrtum für weſentlich, „wenn der Irrtum einen beſtimm⸗ 
ten Sachverhalt betraf, der vom Irrenden nach Treu und Glauben im 
Geſchäftsverkehr als eine notwendige Grundlage des Vertrages be⸗ 
trachtet wurde.“ Zu der Frage jetzt Lenel Archpr. 3, 1697. gegen 
Oertmann. Die Begründung des NG. läßt nicht erkennen, 
welcher Begriff des Grundlagenirrtums für maßgebend angeſehen 
wird. Der Irrtum beider Teile über das Beſtehen einer Verpflich 
tung der Kl. genügt nicht; es hätte geprüft werden müſſen, ob 
das Beſtehen einer Verpflichtung der Kl. notwendige Grundlage bes 
Vertrages war. Ebenſo wie die Anwendung des 8 812 II verſagt, 
wenn bei dem Anerkenntnis auf die exceptio indebiti verzichtet 
wurde, oder wenn eine neue Rechtslage hergeſtellt werden ſollte, 
würde auch Grundlagenirrtum in dieſen Fällen nicht gegeben fein 
Auch dies hängt wiederum von der richtigen Qualifizierung der Ver⸗ 
handlung v. 5. Jan. 1920 ab. Die entſcheidende Frageſtellung, ob 
die Parteien ihre Auseinanderſetzung anders vorgenommen hätten, 
wenn fie gewußt hätten, daß die Kl. nicht zur Vermietung ver⸗ 
pflichtet war, iſt in der Begründung des NG. zu vermiſſen. Trotz 
Kenntnis der Rechtslage hätten die Parteien, weil es ſich um eine 
abſchließende Regelung offenbar auch zweifelhafter Rechtsverhält⸗ 
niſſe handelte, den Vertrag v. 5. Jan. 1920 möglicherweiſe doch 
geſchloſſen. Im Prozeß iſt dagegen nur feſtgeſtellt, daß beide Par⸗ 
teien über das Beſtehen der Verpflichtung der Kl. geirrt hätten, 
und daß die Kl. das Anerkenntnis nicht abgegeben hätte, wenn ſie 
das Nichtbeſtehen ihrer Verpflichtung gekannt hätte. 

Geh. IR. Prof. Dr. A. Manigk, Breslau. 
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wendet aber ein, § 812 Abſ. 2 beziehe ſich nur auf fog. ab⸗ 
ſtrakte Schuldanerkenntniſſe, nicht auch auf Anerkenntniſſe, 
die Beſtandteil eines gegenſeitigen Vertrags ſeien, und hier 
handele es ſich um ein Anerkenntnis der letzteren Art. Daran 
iſt richtig (vgl. das Senatsurteil v. 8. Nov. 1917 IV 253/17), 
daß § 812 Abſ. 2 nur abſtrakte, ſelbſtändige, von ihrem Be⸗ 
ſtimmungsgrunde, der fog. causa, losgelöſte Verträge im Auge 
hat, durch die das Beſtehen oder das Nichtbeſtehen eines 
Schuldverhältniſſes anerkannt wird, namentlich die Fälle des 
$ 781 und des § 397 Abſ. 2 BGB. Gegenſeitige Verbindlich⸗ 
keiten, bei denen die Leiſtung des einen Teils durch die des 
anderen beſtimmt wird, können nicht Gegenſtand eines Schuld⸗ 
anerkenntniſſes im Sinne des § 781 und des $ 812 Abſ. 2 
ſein (vgl. ZW. 1906, 463 18), wenngleich es durchaus nicht 
ausgeſchloſſen iſt, daß über eine der beiden den Gegenſtand 
eines gegenſeitigen Vertrags bildenden Leiſtungen auch noch 
ein ſelbſtändiges Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
abgegeben wird (vgl. Warn. 1912 Nr. 251). Das BG. ver⸗ 
kennt das freilich nicht, ſieht vielmehr das hier in Rede 
ſtehende Anerkenntnis als ein abſtrakt abgegebenes an, das 
ſelbſtändig eine Verpflichtung der Kl. begründet habe, aber 
dieſe Beurteilung läßt ſich rechtlich nicht halten. Das An⸗ 
erkenntnis, das die Kl. in der notariellen Verhandlung vom 
5. Jan. 1920 abgegeben hat, und ebenſo das von dem Bekl. 
in einem und demſelben Satze abgegebene Anerkenntnis ſtehen 
nicht für ſich allein da, ſondern ſind Beſtandteil eines gegen⸗ 
ſeitigen Vertrags, eines Erbauseinanderſetzungsvertrags, und 
dabei eines Erbauseinanderſetzungsvertrags, der nicht nur 
zwiſchen den Parteien geſchloſſen iſt, bei dem vielmehr auch 
Miterben von ihnen beteiligt waren. Es geht nicht an, aus 
einem ſolchen Vertrag eine einzelne Beſtimmung herauszu⸗ 
löſen und daraufhin zu unterſuchen, ob gerade für eine in ihr 
enthaltene oder vorgeſehene Leiſtung eine Gegenleiſtung be⸗ 
ſtimmt iſt. Im Zweifel gehören vielmehr alle Beſtimmungen 
eines ſolchen Vertrags zuſammen und bilden die ſämtlichen 
Leiſtungen des eines Teils die Gegenleiſtung für die ſämt⸗ 
lichen Leiſtungen des anderen Teils. Dafür, daß im ge⸗ 
gebenen Falle in bezug auf das in Rede ſtehende Aner⸗ 
kenntnis etwas anderes zu gelten hätte, liegt nichts vor und 
iſt vom Bekl. auch nichts geltend gemacht. Es muß deshalb 
auch hier davon ausgegangen werden, daß die Beſtimmungen 
des Erbauseinanderſetzungsvertrags eine Einheit bilden, und 
daß das Anerkenntnis nichts iſt als ein unſelbſtändiger Teil 
dieſes Erbauseinanderſetzungsvertrags. Davon muß um ſo 
mehr ausgegangen werden, als durchaus nicht geſagt iſt, daß 
der Bekl. auch ohne das Anerkenntnis die Leiſtungen über⸗ 
nommen haben würde, die er in dem Vertrage gegenüber den 
Geſchwiſtern der Parteien und gegenüber der Kl. ſelbſt über⸗ 
nommen hat. Handelt es ſich hiernach bei dem Anerkenntniſſe 
nicht um ein abſtraktes, ſelbſtändiges Geſchäft, ſondern nur 
um einen unſelbſtändigen Beſtandteil eines og. kauſalen, den 
Beſtimmungsgrund in ſich ſelbſt tragenden Geſchäfts, ſo fällt 
nach dem vorhin Geſagten die von der Kl. auf § 812, ins⸗ 
befondere auf §8 812 Abſ. 2 BGB. geſtützte Kondiktion ohne 
weiteres in ſich zuſammen. Die von der Kl. auf Grund des 
§ 119 BGB. verſuchte Anfechtung ihres Anerkenntniſſes 
hält das BG. mit dem LG. für unbegründet. Es iſt der An⸗ 
ſicht, daß die Kl. bei der Abgabe ihrer Erklärung über deren 
Inhalt nicht im Irrtume geweſen ſei, daß ſie ſich vielmehr 
darüber, was ihre Worte bedeuteten, ganz klar geweſen ſei, 
und daß ſie eine Erklärung dieſes Inhalts auch habe abgeben 
wollen. Das, worin ſich die Kl. angeblich geirrt habe, ſo 
ſagt es, ſei nur die Frage geweſen, ob eine Verpflichtung, 
wie fie damals anerkannte, in Wirklichkeit bereits beſtanden 
habe, oder ob ſie mit ihren Worten etwas anerkannt habe, 
wozu für ſie bis dahin eine Verpflichtung nicht gegeben war; 
es habe ſich nicht um den Inhalt ihres Anerkeuntniſſes, ſon⸗ 
dern um deſſen Übereinſtimmung mit der Wirklichkeit ge⸗ 
handelt. Dieſe Auffaſſung des BG. gibt zu rechtlichen Be⸗ 
denken keinen Anlaß. Legt man ſie aber zugrunde, ſo ſtellt 
ſich der Irrtum der Kl. als ein Irrtum im Beweggrunde dar 
und liegt die Sache auch nicht ſo, daß der Irrtum im Be⸗ 
weggrunde zugleich einen ſolchen in der Erklärung oder 
im Gegenſtande hervorgerufen hätte. Es dreht ſich vielmehr 
um einen bloßen Irrtum im Beweggrund, und ein ſolcher 
iſt nach 8 119 BGB. unbeachtlich. Obwohl daher wie die 
Kondiktion ſo auch die Anfechtung die Kl. nicht zum Ziele 
führt, iſt dieſe nach Lage der Sache dennoch an das von ihr 
abgegebene Anerkenntnis nicht gebunden. Der Streitfall zeigt 
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die Beſonderheit, daß ſich bei der Verhandlung v. 5. Jan. 
1920 nicht nur die Kl. über ihre vermeintliche Verpflichtung 
zur Vermietung des Ladens geirrt hat, ſondern daß ſich der 
Bekl. in demſelben Irrtume befunden hat. Es liegt alſo nicht 
bloß ein einſeitiger Irrtum der Kl., ſondern ein Irrtum 
beider Teile über die objektive Grundlage des von ihnen ab⸗ 
geſchloſſenen Anerkennungsvertrags vor. Ein Anerkenntnis 
aber, das die Kl. unter ſolchen Umſtänden abgegeben hat, 
braucht fie nicht gegen ſich gelten zu laſſen (vgl. v. Tuhr, 
Irrtum über die Grundlage des Vertrags, 23. 1921 
Sp. 153/159; Oertmann, Geſchäftsgrundlage S. 50ff., 
125, 156 ff.). Wollte der Bekl. die Kl. an ihrem Anerkennt⸗ 
nifje feſthalten, fo würde er nach Lage der Sache gegen Treu 
und Glauben verſtoßen und der Kl. damit den Einwand der 
allgemeinen Argliſt an die Hand geben, den auch das BGB. 
ſtillſchweigend anerkennt und zu deſſen Begründung es aus⸗ 
reicht (vgl. RG. 87, 283 und aus der jüngften Zeit die 
Senatsurteile v. 12. Juni 1922 IV 529/20 ſowie v. 26. März 
1923 IV 279/22), daß eine Partei, wie es hier der Bekl. tun 
würde, mit ihrer Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
eine Haltung einnimmt, die mit einem von ihr früher be- 
tätigten Verhalten nach Treu und Glauben unvereinbar iſt. 
Im Endausgange ſtellt ſich alſo die Entſcheidung des BG. 
als zutreffend dar. 
(U. v. 3. März 1924; 386/23 IV. — Hamm.) 


4. Handelsrecht. 

„30. 88133, 140, 142 HG B. Die Rechte aus 8142 
GB. können nicht durch Geſellſchaftsverkrag 
erweitert werden. Gegen einen aus eigenem 
Recht in den Geſellſchaftsvertrag eintretenden 
Erben eines verſtorbenen Geſellſchafters können 
deſſen Verfehlungen nicht geltend gemacht 
werden.) 

Das BG. vertritt die Auffaſſung, daß durch den 8 17 
des Geſellſchaftsvertrags eine Abweichung von der geſetzlichen 
Regelung in 88 142, 140, 133 HGB. nicht vereinbart wor 
den ſei, daß ſonach die Berechtigung des vertragstreuen Ge⸗ 
ſellſchafters zur Übernahme des Geſchäfts ohne Liquidation 
mit Aktiven und Paſſiven gemäß $ 142 HGB. nicht ſchon 
utit einer entſprechenden Erklärung dieſes Geſellſchafters, ſon 
dern erſt mit dem Richterſpruche wirkſam werde. Die Revi— 


Zu 30. Es iſt zu bedauern, daß das RG. au der Theſe von 
der zwingenden Natur der Vorſchrift des 8 142 HHB. feſthält, ohne 
ſich mit den dagegen ſprechenden Gründen auseinanderzuſetzen. 
Was ſagte das RG. zu einem Vertrage, in dem einem Geſellſchafter 
das Recht ausbedungen iſt, dem anderen jederzeit mit ſofortiger 
Wirkung zu kündigen? Er iſt doch ſicher gültig. Die Partelen 
können Zeit und Folgen der Kündigung beliebig regeln. Gut. Alſo 
muß es auch ſtatthaft ſein zu ſagen, daß dieſe Kündigung mit ſo 
fortiger Wirkung nur unter beſtimmten Bedingungen zuläſſig iſt, 
Etwa, wenn das Verhältnis zehn Jahre laug gedauert hat oder wenn 
ein Konklurrenzgeſchäft entſteht. Dieſe Bedingung muß auch in 
einem Vorgange in der Perſon des anderen liegen können. Etwa, 
wenn er ein beſtimmtes Lebensalter erreichte, oder wenn feine Ehe— 
frau geſtorben iſt. Und ſchließlich muß dem der Nachweis einer Ver— 
tragsverletzung gleichſtehen. Man wird in zwingender Weife zu dieſem 
Ergebniſſe gedrängt. Warum ſoll man dieſe Kündigung ohne 
Richterſpruch verſagen? Die Einführung der letzteren ſoll eine Wohl⸗ 
tat für die Parteien fein. Aber „beneficia non obtruduntur“, Die 
Auflöfung der Geſellſchaft durch einſeitige Erklärung des einen Ge 
ſellſchafters wegen Verfehlungen des anderen iſt nichts als eine 
Kündigung mit ſofortiger Wirkung unter beſtimmter Bedingung. 

Ebenſowenig kann man dem zweiten Teile des Urteils zu⸗ 
ſtimmen. Iſt es wirklich „vom Geſetze niemals gewollt“, daß der 
Anſpruch des einen Geſellſchafters auf Ausſchließung des anderen 
mit dem Tode des letzleren erliſcht? Muß der erſtere die Erben, die 
an den Verfehlungen nicht beteiligt waren, als neue Geſellſchafter 
behandeln? Mir ſcheint das Gegenteil richtiger. An die ſchwere 
Vertragsverletzung eines Geſellſchafters knüpft das Geſetz das Recht 
des oder der anderen auf den alleinigen Erwerb des ganzen Ge⸗ 
ſchäftes. Das iſt keine Vorſchrift des Strafrechtes, die gegenüber der 
unſchuldigen Witwe keine Geltung hat. Es iſt eine zivilrechtliche 
Folge einer Vertragsverletzung. Sie bleibt trotz des Todes des 
Schuldigen genau ſo gut wie ein Anſpruch auf Schadeuserſatz oder 
Vertragsſtrafe. Die als Erbin ihres Ehemannes die Geſellſchaft 
fortſetzende Witwe hat kein ſelbſtändiges Recht. Sie iſt die allge⸗ 
meine Rechtsnachfolgerin ihres Ehemannes. Alſo muß ſie auch das 
Recht der Beteiligung an der off. Handelsgeſ. fo nehmen, wie es 
ſich 5 85 das vertragswidrige Verhalten ihres Erblaſſers geſtal⸗ 
tet hat. 

RA. Dr. Max Hachenburg, Maunheim. 
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ſion wünſcht Nachprüfung dieſer Feſtſtellung. Allein es 
handelt ſich um reine Vertragsauslegung, welche auf Grund 
erſchöpfender Erwägungen vorgenommen worden iſt, keinen 
Rechtsverſtoß erkennen läßt und daher der Reviſion unzu⸗ 
gänglich iſt. Aber auch wenn die Auslegung des BG. nicht 
zu billigen wäre, müßte es bei den geſetzlichen Vorſchriften ſein 
Bewenden haben. Denn dieſe ſind inſoweit zwingender Natur. 
Die Rechte des vertragstreuen Geſellſchafters können durch 
den Geſellſchaftsvertrag zwar gemildert, nicht aber erweitert 
werden; vgl. RG. 38, 121; Staub, Komm. 8 140 Anm. 4 
und 6; abw. Flechtheim: in Düringer⸗Hachenburg, Komm. 
4, 8140, Anm. 15. Schließlich kommt es aber auf die ganze 
Frage um deswillen nicht an, weil ein Anwendungsfall des 
§ 142 HGB. hier überhaupt nicht gegeben iſt. Das BG. hat 
es dahingeſtellt gelaſſen, ob in der Perſon des verſtorbenen 
Ehemanns der Beil. Umſtände gegeben waren, welche im 
Falle der 88 140, 133 HG B. dem Kl. das Recht auf Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft oder Ausſchließung dieſes Geſell⸗ 
ſchafters gewährt haben würden. Es iſt der Anſicht, daß — 
auch wenn dies zu bejahen wäre, — das Gericht in Aus⸗ 
übung ſeines freien Ermeſſens die Klage abweiſen dürfe, 
weil die Bekl. an den etwaigen Verfehlungen ihres verſtor⸗ 
benen Ehemannes keinen Anteil gehabt habe und es unbillig 
ſein würde, ſie für das, was er getan habe, büßen zu laſſen. 
Dieſe Ausführungen ſind an ſich bedenklich, verkennen aber 
auch die Rechtslage. Für die Anwendung des § 142 HGB. 
iſt, wie bereits oben bemerkt, überhaupt kein Raum. 8 19 des 
Geſellſchaftsvertrags ſchreibt vor, daß die Geſellſchaft nach 
dem Tode eines Geſellſchafters mit deſſen Erben fortzuſetzen 
ſei. Sonach iſt durch den Tod des P. nicht etwa die Ge⸗ 
ſellſchaft aufgelöſt worden, ſondern es hat ſich nur ein Wechſel 
in der Perſon eines Geſellſchafters vollzogen. Die Bell. iſt 
kraft ſelbſtändigen Rechtes nunmehr Geſellſchafterin geworden. 
Wäre der Kl. in der Lage, auf Grund der Rechte, welche er 
gegen den verſtorbenen Ehemann der Bekl. erworben hätte, 
dieſe letztere, die unſtreitig an den angeblichen Verfehlungen 
ihres Ehemannes nicht beteiligt war, zum Ausſcheiden aus der 
Geſellſchaft und zur Überlaſſung von Geſchäft und Firma mit 
Aktiven und Paſſiven zu zwingen, ſo würde das ein völlig 
unmögliches Ergebnis ſein, das vom Geſetze natürlich nie⸗ 
mals gewollt fein kaun. Der erk. Sen hat dis erſt kürzlich aus⸗ 
geſprochen (Urt. v. 19. Sept. 1924, II 704/23). Allerdings 
war damals die Klage aus 8 142 HGB. erſt nach dem Tode 
des angeblich pflichtwidrigen Geſellſchafters gegen deſſen Witwe 
angeſtellt worden. Allein ein grundſätzlicher Unterſchied be⸗ 
ſteht zwiſchen jenem und dem vorliegenden Falle nicht. Immer 
iſt es das ſelbſtändige Recht der an den Handlungen ihres 
Ehemannes unbeteiligten Witwe und neuen Geſellſchafterin, 
welches der Durchführung des auf Grund § 142 HGB. er⸗ 
worbenen Rechts im Wege ſteht. 
(U v. 21. Okt. 1924; 606/23 II. — Dresden.) [Ka.] 


31. 8 142 HGB. Das Recht auf übernahme der 
Firma bei Vorliegen eines wichtigen Kündi⸗ 
gungsgrundes kann durch eigenes ſchuldhaftes 
Verhalten des ſonſt übernahmeberechtigten aus- 
geſchloſſen werden.] f) 

Der erſte Richter weiſt die Klage ab, weil die offene 
Handelsgeſellſchaft nach 8 131 Nr. 4 HGB. durch den nach der 
Klagerhebung erfolgten Tod des Karl B. aufgelöſt worden 
ſei, und weil in dem hierdurch herbeigeführten Liquidations⸗ 
ſtadium eine Übernahme des Geſchäfts ohne Liquidation, wie 


Zu 31. Wichtige Gründe berechtigen einen Geſellſchaſter einer 
aus nur zwei Perſonen beſtehenden OHG. nach 88 142, 140, 133 
HGB. zur Übernahme des Geſchafts ohne Liquidation. Varliegenden⸗ 
falls lag ein ſolcher Grund einerſeits in der ſchweren geiſtigen Er⸗ 
krankung des Bekl. andererſeits waren aber auch gegen den Kl. grobe 
Pflichtwidrigkeiten behauptet. In ſolchen Fällen iſt der Bekl. nicht 
nur berechtigt im Weg der Widerklage die Auflöſung der Geſellſchaft 
nach 8133 HGB. zu verlangen, ſondern es muß ihm wegen der 
Pflichtverletzungen des Kl. u. U. über dies hinaus ſeinerſeits das 
Recht zur Alleinübernahme eingeräumt werden. 

Der Bekl. hat jedoch diesbezügliche Anträge in feiner Wider⸗ 
klage nicht geſtellt, ſo daß ſein Vorbringen nur als Einrede gegen 
den Klaganſpruch gewertet werden konnte (JW. 1913, 548150. Als 
Einrede war es aber zu berückſichtigen, weil die Entſch. über das 
Vorliegen wichtiger Gründe nach der, auch durch die vorliegende 
Entſch. beſtätigten Rechtſprechung des NG. im billigen Ermeſſen des 
Gerichts liegt (a. A. die Literatur). 

RA. Dr R. Kohler, Stuttgart. 


ſie der Kl. beanſprucht, nicht mehr in Frage kommen könne. 
Das BU. hat dieſe Auffaſſung unter Hinweis auf das Urteil 
RG. 102, 375 mit Recht abgelehnt. Sodann prüft es, ob im 
gegenwärtigen Fall in der Perſon des Mitgeſellſchafters B. 
ein Umſtand eingetreten ſei, der nach 8 142 in Verbindung 
mit 88 140, 133 HGB. als wichtiger Grund im Sinne des 
Geſetzes das Übernahmeverlangen des Kl. rechtfertigt. Einen 
ſolchen Grund findet es in der ſchweren geiſtigen Erkrankung 
des Karl B., die dieſen unfähig gemacht habe, die verirags- 
mäßige Stellung eines Geſellſchafters auszufüllen. Tabei 
geht es im Anſchluß an das Urteil RO. 105, 376 davon aus, 
daß der Richter beim Vorliegen einer Ausſchließungstatſache 
nicht ſchlechthin der Übernahmeklage ſtattzugeben, ſondern 
nach billigem Ermeſſen ſeine Entſcheidung zu treffen habe. 
Dieſe Beurteilung leidet an dem Mangel, daß das Vor⸗ 
bringen der Bekl. unvollſtändig berückſichtigt iſt. Die Bekl. 
hat vorgetragen, daß der Kl. pflichtwidrig während mehrerer 
Jahre Inventur und Bilanz nicht ordnungsmäßig aufgeſtellt 
und den dem Mitgeſellſchafter zukommenden Gewinnanteil 
nicht richtig ausbezahlt habe. Darauf bezieht ſich nicht nur 
die noch in der erſten Inſtanz anhängige Widerklage, ſondern 
die Bekl. hat daraus auch ein „Zurückbehaltungsrecht“ gegen- 
über der Klage abgeleitet. Nun iſt es richtig, daß ein Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht im Rechtsſinne nicht in Frage kommen 
kann. Denn zurückbehalten könnte die Bekl. nach 9273 BGB. 
nur eine dem Kl. geſchuldete Leiſtung, auf eine Leiſtung der 
Bell. iſt aber die hier erhobene, ein ſog. Geſtaltungsurteil er⸗ 
ſtrebende Klage aus 8 142 HGB. nicht gerichtet. Soweit 
deshalb das BG. das beanſpruchte Zurückbehaltungsrecht ver⸗ 
ſagt, iſt ſeine Auffaſſung nicht zu beanſtauden. Das Vor⸗ 
bringen der Bekl. war aber unter einem anderen rechtlichen 
Geſichtspunkt erheblich. Bei Prüfung der Frage, ob es die 
Billigkeit erfordert, daß trotz der an ſich gegebenen geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen von der beantragten einſchneidenden 
Maßnahme des 8 142 abgeſehen wird, find alle Umſtände des 
Falles zu berückſichtigen und daraus folgt, daß der Richter 
auch aus Gründen, die in der Perſon des Kl. liegen, ins⸗ 
beſondere aus einem pflichtwidrigen Verhalten desſelben, An⸗ 
laß nehmen kann, das Übernahmeverlangen für ungerecht⸗ 
fertigt zu erklären. Da das BG. unter dieſem Geſichts⸗ 
puntte das Vorbringen der Bell. nicht gewürdigt hat, war 
das angefochtene Urteil aufzuheben. 

(U. v. 28. Okt. 1924; 544/23 II. — Breslau.) [Ku.] 


** 32. 8373 HG B. — 8 326 BGB. 8268 3 PO. 
— War dem Gegner nach 8373 HGB. nur 
öffentliche Verſteigerung der Ware angedroht, 
ſo iſt freihändiger Verkauf unzuläſſig. — Zu⸗ 
läſſige Klageänderung, wenn von dem im Ver⸗ 
zug befindlichen Schuldner auf Grund eruſt⸗ 
licher Erfüllungsverweigerung an Stelle der 
urfprünglid geforderten Erfüllung Schadens- 
erfaß wegen Nichterfüllung verlangt wird 
(8 326 BGB.). 11) 

Auf Grund eines i. J. 1920 zwiſchen den Parteien ab⸗ 
geſchloſſenenn Kaufvertrages hat die Kl. gegen die Beil. auf 
Zahlung des Kaufpreifes nebſt Zinſen Zug um Zug gegen 
Lieferung und Abnahme der Ware geklagt. Nach der lag“ 
erhebung hat die Kl. im Wege des Selbſthilfeverkaufes die 
Ware verkauft und die ſo erzielten Kaufpreiſe unter ent 
ſprechender Anderung des Klagantrages von der Klagforoe⸗ 
rung abgeſetzt. Die Bekl. hat den Klaganſpruch nach Grund 


u 32. Ich halte die Entſch. und ihre Begründung für richtig. 

2 Die Veſtimmung des 8 373 II HGB. über den Selbſthilſe⸗ 
verkauf bei Annahmeverzug des Käufers läßt Zweifel darüber offen, 
ob die für die Wirkſamkeit gegenüber dem Käufer vorgeſehene Ver⸗ 
kaufsandrohung die Angabe des Verkäufers enthalten muß, welche 
der beiden zugelaſſenen Verkaufsarten (öffentliche Verſteigerung oder 
freihändiger Verkauf) er vorzunehmen beabſichtigt. Bereits unter 
der Geltung des alten HGB. (Art. 343) hat die Rechtſprechung des 
ROH (ROG. 10, 242) und des NÖ. (RS. 15 6f.) eine allgemeine 
Verkaufsandrohung für ausreichend erklärt. Immerhin blieb noch 
zweifelhaft, ob in ſolchem Falle nicht lediglich der öffentliche Verkauf 
als die regelmäßige Form ſtatthaft ſei und der freihändige Verkauf 
doch noch einer beſonderen ſpezialiſierten Verkaufsandrohung bedürſe 
(ſo ROG. a. a. O.; dafür auch Düringer⸗ Hachenburg, HÖD. 
III, 1913, S. 252). Das RO. entſcheidet dieſe Frage hier nicht, ſtellt 
aber, indem es an jener früheren Rechtſprechung feſthalt, folgende 
wichtige Erweiterung des erſten Grundſatzes auf: wenn im Einzelfall 
der Verkäufer in der Androhung ausdrücklich die öffentliche Verſteige⸗ 
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und Betrag beſtritten und widerklagend auf Rückzahlung einer 
von ihr auf den Kaufpreis gemachten Anzahlung nebſt Zinſen 
getlagt. Das LG. hat der Klage ſtattgegeben und die Wider⸗ 
klage abgewieſen. In der Berufungsinſtanz hat die Kl. ihren 
Klaganſpruch auch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
des Kaufvertrags ſeitens der Bekl. gemäß $ 326 BGB. ge⸗ 
ſtützt, da die Bell. in Zahlungsverzug geraten ſei und die 
Erfüllung des Kaufvertrages ernſtlich geweigert habe. Die 
Beil. hat demgegenüber die Einrede der Klagänderung er⸗ 
hoben. Das OLG. hat das erſtinſtanzliche Urteil aufgehoben 
und die Klage abgewieſen, der Widerklage aber ſtattgegeben. 
1. Die Kl. hat bei Androhung des Selbſthilfeverkaufes 
laut Schreiben v. 13. Aug. 1920 unter Bezugnahme auf 
8373 HGB. „die öffentliche Verſteigerung“ der Ware an⸗ 
gedroht. Richtig iſt, daß die Androhung nach 8373 HGB. 
an ſich nicht die Angabe zu enthalten braucht, in welcher 
Art der Selbſthilfeverkauf vorgenommen werden ſoll. Die 
Frage, ob ſolchenfalls der Verkäufer zum freihändigen Ver⸗ 
kauf durch einen Handelsmakler uſw. ſchreiten darf, braucht 
hier nicht entſchieden zu werden. Denn jedenfalls iſt ein 
ſolcher freihändiger Verkauf als Selbſthilfeverkauf daun un⸗ 
zuläſſig, wenn, wie hier, der öffentliche Verkauf ausdrück⸗ 
lich angedroht und keine Androhung eines freihändigen 
Verkaufes erfolgt iſt. In dieſem Falle durfte die im An⸗ 
nahmeverzug befindliche Bekl. davon ausgehen, daß der Selbſt⸗ 
hiffeverfauf gegebenenfalls nur im Wege der öffentlichen 
Verſteigerung erfolgen würde, wobei grundſätzlich die Kl. die 
Bekl. von dem Ort und der Zeit der Verſteigerung vorher zu 
benachrichtigen hatte und die Bekl. wie die Kl. bei der öffent⸗ 
lichen Verſteigerung mitbieten konnte (8 373 Abſ. 4, 5 HGB.). 
Demgemäß hatte die Bekl. ein rechtlich anzuerkennendes Inter⸗ 
eſſe daran, daß ſie in ihrer erwähnten Erwartung nicht ge— 
täuſcht und nicht etwa ohne weitere Androhung ein frei⸗ 
händiger Selbſthilfeverkauf vorgenommen wurde. Denn die 
Stellungnahme der Bekl. zu der Androhung und Durch⸗ 
führung des Selbſthilfeverkaufes konnte ſehr wohl von der 
Art des Verkaufsvollzuges beeinflußt ſein, und es iſt nicht 
erſichtlich, daß das erwähnte Intereſſe der Bekl. im vor- 
liegenden Fall aus beſonderen Gründen nicht in Frage kommt. 
Mit Recht hat daher das BG. angenommen, daß die frag⸗ 
lichen Selbſthilfeverkäufe der Kl. als ſolche für die Bekl. un⸗ 
verbindlich ſeien. — 2. Nach den Feſtſtellungen des BG. be⸗ 
fand ſich die Bekl. vor dem Vollzuge der fr. Verkäufe nicht 
nur im Annahme-, ſondern auch im Zahlungsverzug und hat 
die ihr obliegende Leiſtung der Zahlung des Kaufpreiſes ernſt⸗ 
lich und endgültig geweigert. Danach ift die Kl. an ſich be⸗ 


rung als die von ihm ins Auge gefaßte Maßregel bezeichnet hat, 
donu iſt auf Grund dieſer Androhung eben nur dieſer öffentliche 
Verkauf, nicht aber auch ein frethändiger Verkauf rechtmäßig und 
für den Käufer verbindlich. Will der Verkäufer ftatt deſſen doch frei- 
händig verkaufen, ſo bedarf es einer nochmaligen Audrohung mit 
dem ausdrücklichen Hinweis auf dieſe nunmehr beabſichtigte Art des 
Selbſthilfeverkaufs. 

Dieſer unzweifelhaft zulrefſende Rechtsſtandpunkt wird nicht 
nur — womit ihn das RG. begründet — durch das Jutereſſe des 
Käufers gefordert, der in ſeiner durch jene ſpezialiſierte Androhung 
begründeten Erwartung nicht getäuſcht werden darf, ſondern läßt ſich 
auch unmittelbar aus dem Geſetzeswortlaut ableiten. Deun die 
Wiederholung der Worte „nach borgängiger Androhung“ in 8 37311 
(die allerdings erſt von der Redaktionskommiſſion in den früheren 
Art. 343 eingefügt worden ſind; vgl. auch RG. 1, 7) gewinnt erſt ge⸗ 
rade dann ihren Sinn, wenn man ſie auf den hier vorliegenden 
Tatbeſtand bezieht, daß der Käuſer auf Grund der erſten Androhung 
mit der Möglichkeit eines freihändigen Verkaufes nicht zu rechnen 
brauchte. Übrigens wurde bereits von Hahn (Kommentar zum alten 
DGB. II, 2. Aufl. 187583, S. 274) zu Art. 343 der allgemeine (über 
den obigen Grundſatz des RG. hinausgehende) Satz aufgeſtellt: It 
die Androhung nur auf eine Art gerichtet, ſo bedarf es, ehe der Ver⸗ 
käufer zur anderen Art des Verkaufs ſchreitet, einer nochmaligen 
Anzeige.“ 

2. Der Selbſthilfeverkauf bedeutet eine Erfüllungserſatzhand⸗ 
lung des Verkäufers, die ihm wegen des Annahmeverzuges des 
Käufers geſtattet wird, um lid) der Ware zu entledigen. Der Ver⸗ 
käufer ſetzt damit die Erfüllung zwangsweiſe durch; er erfüllt dann 
nicht durch die Ware, ſondern durch den im Selbſthilfeverkauf er⸗ 
zielten Kaufpreis. Daher kommt auch dem Käufer der höhere Erlös 
zugute. Bleibt umgekehrt der Verſteigerungserlös hinter dem Kauf⸗ 
preiſe zurück, ſo iſt die Klage, mit der der Verkäufer die Differenz 
einklagt, nicht eine Klage auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
ſondern iſt die Klage auf Erfüllung durch Zahlung des Kaufvpreis⸗ 
reſtes (ogl. z. B. RO. II 38, 28. 1908 S. 7746 Daher wäre 
jn der Tat der Übergang von dieſem letzteren Erfüllungsanſpruch zu 
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rechtigt, gemäß $ 326 BGB. von der Bell. Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen und zur Begründung 
dieſer Schadenserſatzforderung die erwähnten Selbſthilfe⸗ 
verkäufe als Deckungskäufe zu behandeln. Dem. fo begründeten 
Klaganſpruch ſteht auch nicht, wie das BG. meint, die Einrede 
der Klagäuderung entgegen. Laut Klagſchriſt v. 2. Juni 1920 
hat die Kl. zunächſt auf Zahlung des Kaufpreiſes Zug unt 
Zug gegen Lieferung des Kaufobjektes geklagt. Nach Er⸗ 
hebung dieſer Klage iſt die Kl. zu den erwähnten Selbſt⸗ 
hilfeverkäufen geſchritten und hat die ſo erzielten Kaufpreiſe 
von der Klagforderung abgeſetzt und nur die alsdann ver- 
bleibende Differenz verlangt. Dieſer Anſpruch hält ſich im 
Rahmen des urſprünglichen, auf Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrages gerichteten Klagantrages. Erſt in der Berufungs⸗ 
inſtanz hat die Kl. die Klage auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung gemäß $ 326 BGB. geſtützt. Daß hierin grund⸗ 
ſätzlich eine Klagänderung zu erblicken iſt, entſpricht der all- 
gemein anerkannten Rechtſprechung. Es iſt aber zu prüfen, 
ob nicht der in 8 268 Nr. 3 ZPO. vorgeſehene Sonderfall 
gegeben iſt. Würde die Kl. — vorausgeſetzt, daß fie ihrer⸗ 
ſeits erfüllungsbereit und erfüllungsfähig war — nach der 
Klagerhebung gemäß $ 326 BGB. eine Nachfriſt geſetzt und 
uach friſtloſem Ablauf dieſer Friſt ihren Klagauſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geſtützt haben, ſo würde 
nach der herrſchenden Rechtſprechung die Einrede der Klag⸗ 
änderung unbegründet fein (RG. 88, 4061), 60). Dasſelbe hat 
aber auch im vorliegenden Falle zu gelten. Die Kl. be⸗ 
gründet ihren Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung 
damit, daß die Bekl. wiederholt, insbeſondere mit Schreiben 
v. 20. Mai 1920, die Abnahme der Ware und die Zahlung 
des Kaufpreiſes geweigert habe in einer Weiſe, die als ernſt 
liche und endgültige Weigerung der Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrages anzuſehen ſei. Danach hatte allerdings die Kl. 
ſchon vor der Klagerhebung die rechtliche Möglichkeit, gemäß 
$ 326 BGB. von der Bell. Schadenserſatz wegen Nichterfül- 
lung des Kaufvertrages zu verlangen. Die Kl. hat aber von 
dieſer Befugnis, wie dargelegt, erſt im Laufe des Rechts- 
ſtreites Gebrauch gemacht. Indem die Kl. nach Klagerhebung 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Kaufvertrags ver— 
langie, wurde dieſer Anſpruch rechtswirkſam, während der 
bis dahin verfolgte Anſpruch der Kl. auf Vertragserfüllung 
gemäß § 326 BGB. erloſch. Die fo im Laufe des Prozeſſes 
eingetretene Veränderung der Rechtslage fällt aus den in 
NG. 88, 4061) dargelegten Gründen unter die Vorſchrift von 
3268 Nr. 3 (ſ. auch RG. v. 30. Jan. 1924, I 168/23). 
Somit beruht die angefochtene Entſcheidung in weſentlichen 


einem Schadenserſatzanſpruche, der ja gerade die Erfüllung aus- 
ſchließt, eine unzuläſſige Klageäuderung (RG. II. Sen., JW. 1913, 
47%. Dieſe vom Berufungsgericht vertretene Auffaſſung wird aber 
in der obigen Entſch. vom RG. (I. Sen.) nicht geteilt, weil hier der 
Sonderfall des 8 268 Nr. 3 SPD. gegeben ſei. Die Entſch. beruft 


ſich inſoweit auf ein Urteil des II. Sen. (RG. 88, 405 f. JW 1916, 


148110); dort war — unter ausdrücklicher Aufgabe einer früheren 
entgegengeſetzten Auffaſſung desſelben Senates (RG. 70, 337 — J 
1909, 22417), gegen welche v. Hoeniger im ArchBürggt. 35, 
267 ff. ſcharf und eingehend, übrigens bereits unter Berückſichtigung 
des obigen Falles, polemiſiert hatte — mit Rückſicht auf § 268 
Nr. 3 3PO. eine unzuläſſige Klageänderung verneint worden in 
einem Falle, wo der Kl. zuerſt auf Erfüllung geklagt, dann aber im 
Laufe des Prozeſſes nach fruchtloſem Ablauf einer dem Bell. geſetzten 
Nachfriſt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt hatte. In 
jenem Urteil hat das RG, was für die obige Eutſch. wiederum 
Bedeutung gewinnt, ausdrücklich ausgeſprochen, daß bei Verzug des 
einen Vertragsteils es dem anderen auf Grund des § 326 BG 
grundſätzlich freigeſtellt iſt, wann er dazu übergehen will, an Stelle 
der Geltendmachung des einfachen Erfüllungsanſpruchs im Wege der 
Nachfriſtbeſtinnmung den Schadenserſatzanſpruch zu verfolgen. 

Der gegenwärtige Fall liegt nur inſofern anders, als hier dem 
Antrag auf Verurteilung zum Schadenserſatz eine Nachfriſtbeſtim 
mung nicht vorangegangen iſt, weil die Bell. wiederholt ernſtlich und 
endgültig die Erfüllung des Kaufvertrages verweigert hakte. Daß 
durch eine derartige Erfüllungsverweigerung die Friſtſetzung über⸗ 
flüſſig wird, entſpricht aber der feſten Rechtſprechung des RG. und 
der herrſchenden, wenn auch lebhaft beſtrittenen Lehre (vgl. dazu 
Planck⸗Siber, Erl. 2d zu § 326 S. 395 — mit Literatur 
angaben). Die Begründung der obigen Eutſch. iſt daher vom Stand⸗ 
punkt der ſonſtigen Rechtſprechung des RG. durchaus folgerichtig 
und inſofern zu billigen; das Ergebnis entſpricht außerdem auch 
einem unzweifelhaften praktiſchen Bedürfnis. 

Prof. Dr. Konrad Engländer, Leipzig. 

1) JW. 1916, 1481. 
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Punkten auf rechtsirrtümlichen Erwägungen und war gemäß 
$ 565 ZPO. die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

(U. v. 5. Nov. 1924; 635/23 J. — Köln.) [Ka.] 


33. 847 Ab ſ. 4 GmbH G.; 8 181 BGB. Von 
2 Geſellſchaftern einer GmbH. kann nicht der 
eine ohne Mitwirkung des anderen die Über- 
nahme eines neuen Geſchäftsanteils — weder 
durch Vertrag noch Geſellſchaftsbeſchluß — be- 
wirken.] 7) 

Die Reviſion vertritt die Auffaſſung, daß Emil F., da 
er allein die Geſellſchafterverſammlung gebildet habe, auch 
als ſolcher befugt geweſen ſei, zu beſchließen, nicht nur, daß 
das erhöhte Kapital ihm angeboten, ſondern auch, daß das 
Angebot von ihm angenommen wurde. Dieſe Erwägung 
ſcheitert an der Tatſache, daß nach dem Wortlaute des 
notariellen Protokolls hinſichtlich der Übernahme der neuen 
Stammeinlage überhaupt kein Geſellſchafterbeſchluß gefaßt 
worden iſt, ſondern daß lediglich F. — nach Erledigung der 
Beſchlußfaſſung — erklärt hat, daß er auf das erhöhte 


Zu 33. Im Körperſchaftsrechte ſind formalrechtliche Vorſchrif⸗ 
len nicht zu vermeiden. Es gibt eine Reihe von Akten, die zur Ent⸗ 
ſtehung oder Veränderung der Acgeſ. oder G. m. b. H. erforderlich 
ſind. Sie verlangen ausdrückliche Erklärungen meiſt auch in beſon⸗ 
derer Form. Deren Nichtbeachtung hat dann folgerichtig die Un⸗ 
wirkſamkeit zu Folge. Weiter aber als das Weſen der Körperſchaft 
dies erfordert, darf dieſes Prinzip nicht ausgedehnt werden. Das 
reiche Gebiet der ſtillſchweigenden Erklärungen darf auch für die 
Körperſchaſten nur inſoweit eingeengt werden, als dies unverkenn⸗ 
bar im Geſetze vorgeſchrieben iſt. Eine Erhöhung des Stammkapitals 
der G. m. b. H. kann nur durch einen in notariellem Protokolle nieder⸗ 
gelegten ausdrücklichen Beſchluß der Geſellſchafter erfolgen (8 53 
Abf. 1 und 2 G. m. b. H.⸗Geſ.). Für die Zulaſſung anderer Per⸗ 
ſonen als die bisherigen Geſellſchafter (8 55 Abſ. 2) gilt dies 
nicht. Sie kann im Erhöhungsbeſchluſſe ausgeſprochen ſein. Sie 
muß es nicht. Wenn dritte Perſonen die notariell beglaubigten Über⸗ 
nahmeerflärungen abgeben und die Geſchäftsführer die Erhöhung des 
Stammkapitals zum Handelsregiſter anmelden, ſo läßt dadurch die 
Geſellſchaft die neuen Geſellſchafter zu. Wäre dies gegen die Wei⸗ 
jung der alten Geſellſchafter geweſen, ſpräche man dieſem Momente 
maßgebenden Einfluß zu, ſo wäre jedenfalls durch eine Be⸗ 
teiligung der neuen an der nächſten Geſellſchafterverſammlung jeder 
Einwand abgeſchnitten. Es kann alſo die Zulaſſung der neuen 
Geſellſchafter ſtillſchweigend erfolgen. An dieſer haben nur die bis⸗ 
herigen Geſellſchafter, nicht aber hat die Allgemeinheit ein Intereſſe. 
Was von dem Außenſeiker gilt, muß erſt recht für die bisherigen 
Geſellſchafter gelten. Die Annahme des Angebots der Übernahme 
muß weder in der Geſellſchafterverſammlung zu notariellem Pro⸗ 
tokoll, noch muß ſie ausdrücklich erklärt ſein. Man unterſtelle, daß 
im vorliegenden Falle nicht nur der eine, ſondern daß beide Geſell⸗ 
ſchafter erſchienen waren. Sie hätten nach dem Beſchluſſe über die 
Erhöhung des Stammkapitals die Übernahme der neuen Geſchäfts⸗ 
anteile ausgeſprochen. Gegenüber den Gläubigern der G. m. b. H. 
verſuchten ſie ſpäter die Unwirkſamkeit ihrer Einlagepflicht zu be⸗ 
haupten, weil es „völlig an einer Beſchlußfaſſung der Geſellſchaft 
über die Annahme des Angebotes fehle“. Was würde das RG. zu 
dieſem Vorbringen ſagen? Es durfte ſicher ſein, daß es in dem 
ganzen Vorgange zugleich die Annahme des Angebotes, die nicht 
ausdrücklich erfolgen muß, ſehen würde. 

Nun ſoll aber hier wieder das Verbot des Kontrahierens mit ſich 
ſelbſt helfen (8181 BGB.). Die Heranziehung des Urteils des II. 3©. 
(RG. 68, 179 JW. 1908, 311) iſt nicht ſehr glücklich. Dort hat der 
Formalismus zu einem wirtſchaftlich ganz unbrauchbaren Ergebnis 
geführt. Jetzt, glaubt der gleiche Senat, liege der Fall anders. 
Denn jetzt ſeien zwei Geſellſchafter vorhanden. Wieſo dies zu 
einem anderen Ergebnis führen muß, als bei der Einmanngeſellſchaft 
im erſtbehandelten Falle, hat das NG. nicht geſagt. Betrachtet man 
die Lage genauer, ſo zeigt ſich auch hier die Unhaltbarkeit der for⸗ 
malrechllichen Konſtruktion. Die Geſellſchaft nimmt das Ar⸗ 
gebot der Übernahme der neuen Stammeinlagen an. Iſt nur ein Ge⸗ 
ſellſchafter vorhanden, der auch Geſchäftsführer iſt, ſo muß dieſer 
ſelbſtverſtändlich auch ſein Angebot annehmen. Ein ſehr formal⸗ 
rechtlich geſchulter Notar wird vielleicht auch noch in das Protokoll 
schreiben, daß der Geſellſchafter ſich ermächtige, ſein eigenes Angebot 
anzunehmen, dieſes wohl nicht, ohne ein verwundertes Lächeln der 
Partei hervorzurufen. Aber nötig iſt dieſer Zuſatz keinesfalls, ſo 
wenig wie die ausdrückliche Annahme. Auch hier gibt es keine For⸗ 
malvorſchrift der verba expressa. Der ganze Sachverhalt zeigt die 
Willensrichtung des einen Geſellſchafters. Nun find hier zwei Geſell⸗ 
ſchafter vorhanden geweſen. Der eine war in der Verſammlung nicht 
erſchienen. Daher der allein vorhandene gültige Beſchlüſſe faßt. Er 
kann alſo auch beſchließen, daß er als Geſchäftsführer der Geſell⸗ 
ſchaft ſeine als Geſellſchafter abgegebene Übernahmeerklärung an⸗ 
nehmen darf. Hätte der Notar eine ſolche Erklärung ausdrücklich 


Stammkapital eine Stammeinlage von 30000 % für ſeine 
Perſon übernehme. Dieſe Erklärung war alſo nichts anderes 
als ein der Geſellſchaft gemachtes Übernahmeangebot. Da⸗ 
gegen fehlt es völlig an einer Beſchlußfaſſung der Geſellſchaft 
über die Annahme des Angebots. Der die Übernahme ſchaf⸗ 
fende ſchuldrechtliche Vertrag zwiſchen der Kl. und Emil F. 
iſt alſo nicht zuſtande gekommen. Will man aber den Inhalt 
des Protokolls minder ſtreng auslegen und in der Erklärung 
Emil F. gleichzeitig eine Beſchlußfaſſung der Geſellſchaft über 
das Angebot und die Annahmeerklärung gegenüber dem Ge⸗ 
ſellſchafter Emil F. erblicken, ſo kann das Ergebnis trotzdem 
kein für die Kl. günſtigeres werden. Der erkennende Senat 
hat in ſeiner RG. 68, 1491) abgedruckten Entſcheidung ausge⸗ 
führt, daß eine ſolche Beſchlußfaſſung infolge der Vorſchrift 
des 8 181 BGB., daß ein Vertreter nicht ohne beſondere 
Befugung im Namen des Vertretenen mit ſich ſelbſt ein 
Rechtsgeſchäft vornehmen darf, ungültig ſei. Zwar könne die 
Geſellſchaft ihrem Geſchäftsführer die Erlaubnis erteilen, ein 
Rechtsgeſchäft mit ſich vorzunehmen. Wenn aber bei Er⸗ 
teilung dieſer Erlaubnis derſelbe Geſchäftsführer-Geſell⸗ 
ſchafter die Geſellſchaft vertrete, ſo falle auch das unter das 


in das Protokoll geſchrieben, ſo wäre nach dem Standpunkte des 
RG. die Erlaubnis des Vertragsſchluſſes mit fi) ſelbſt vorhanden 
geweſen. Denn gerade die Geſellſchafterverſammlung iſt ja zu dieſer 
berufen. Wozu aber dieſe ausdrückliche Erklärung fordern, wo ſich 
deren Inhalt als ſelbſtverſtändlich aus dem ganzen Zuſammen⸗ 
hange ergibt? Zeichnet der erſchienene Geſellſchafter in der Geſell⸗ 
ſchaftsverſammlung den ganzen Betrag der Erhöhung, ſo liegt darin 
zugleich die Annahme als Geſchäftsführer und die Ermächtigung der 
Geſellſchafterverſammlung hierzu. Um die Unmöglichkeit der forma⸗ 
liſtiſchen Auffaſſung des RG. zu erkennen, muß man immer nur 
den Fall ſetzen, daß der Übernehmer der Stammeinlage ſich auf das 
Fehlen dieſer ausdrücklichen Erklärung berufe, um ſich ſeiner Zah⸗ 
lungspflicht zu entziehen. Die gleiche Antwort, die man ihm dort 
im Namen und im Intereſſe der Gläubiger gäbe, muß hier ſeinem 
Mitgeſellſchafter zuteil werden. 

Nicht ſtichhaltig iſt endlich der Einwand aus 8 47 Abf. 4 
Gem b. H.⸗Geſ. Allerdings darf ein Geſellſchafter bei einem mit 
ihm abzuſchließenden Rechtsgeſchaft nicht mitſtimmen. Aber einmal 
bezieht ſich dies nur auf ſolche Vorgänge, bei denen er als Dritter 
der Geſellſchaft gegenüberſteht, nicht auf geſellſchaftsrechtliche. Er 
ſtimmt ja auch bei ſeiner Wahl zum Geſchäftsführer und der Feſt 
ſetzung ſeines Gehaltes, auch bei der Zuſtimmung zur Veräußerung 
eines Geſchäftsanteils mit. Das gleiche gilt hier bei der Übernahme 
der neuen Stammeinlagen. Audernfalls könnte die kleinſte Minder 
heit einen Geſellſchafter, der faſt das ganze Stammtapital befißt, von 
dem erhöhten Betrage ausſchließen. Des weiteren bewirkt ein Mit⸗ 
ſtimmen eines im beſonderen Falle von der Abſtimmung ausgeſchloſ⸗ 
ſenen Geſellſchafters keine Nichtigkeit, ſondern nur eine Aufechtbar⸗ 
keit. Es hätte einer ſolchen Klage des anderen Geſellſchafters bedurft. 

Die Gründe des RG. forderten eine eingehende Prüfung heraus. 
Es mußte wieder vor einer formaliſtiſchen Behandlung der vom 
Geſetze nicht formaliſierten Vorgänge gewarnt werden. Auch im Ge 
biete der G. m. b. H. ſind die Vorgänge nach Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte auszulegen, Daher eine ausdrüc- 
liche Erklärung bei der Erhöhung des Stammkapitals nur daun 
gefordert werden darf, wo ſie das Geſetz vorſchreibt. Die Annahme 
der Übernahme der jungen Anteile iſt davon frei. In allen ihren 
Punkten waltet daher hier die freie Würdigung der Geſamtumſtänd. 

Damit ſoll für den vorliegenden Fall nicht geſagt ſein, daß der 
nicht erſchienene Geſellſchafter ſchutzlos wäre. Nur liegt der Schuh 
auf einem anderen Gebiete. Er muß ſich zunächſt freilich auch ſagen 
laſſen, daß er bei ſeinem Ausbleiben ſich eine Beſchlußfaſſung durch 
den erſchienenen Geſellſchafter gefallen laſſen muß. Er kaun "BR die 
Erhöhung des Stammkapitals nicht mehr rückgängig machen. Anders 
liegt es bei der Übernahme des ganzen Betrages durch den erſchiene⸗ 
nen Geſellſchafter. Dieſer Beſchluß verletzt das Gebot Gen 
behandlung. Das G. m. b. H.⸗Geſetz kennt kein geſebliches Bezugs- 
recht der Geſellſchafter. Die Geſellſchaft kann dritte Perſonen auf⸗ 
nehmen. Wenn aber die Geſchäftsanteile des neuen Kapitales den 
bisherigen Geſellſchaftern zugewendet werden, |0 muß 175 für alle 
gleichmäßig geſchehen (RG. DI. 1914, 630). „Daher mußte 
der ausgebliebene Geſellſchafter den Beſchluß wegen dieſer Verlegung 
des Geſetzes anfechten. Er hat ein Recht auf die Zuteilung. Dieſes 
muß er geltend machen. Dann erhält er auch einen Geſchäftsauteil. 
Mehr kann er billigerweiſe nicht, fordern. Das freilich nicht im Wege 
einer Einwendung gegen das Verlangen bei der Anmeldung zum 
Handelsregiſter mitzuwirken. Beides ſind getrennte Dinge. Gegen 
den Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung, welche dem anderen Ge⸗ 
ſellſchafter allein, wenn auch nicht mit ausdrücklichen Worten das 
ganze Kapital zuwies, mußte er ſich anfechtend wenden. Das hätte 
ihm auch das RG. ſagen ſollen, ſtatt mit dem Fehlen ausdrücklicher 
Erklärungen zu operieren, wo es keiner ſolchen bedarf. 

RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 

1) JW. 1908, 311. 
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Verbot des 8 181 BGB., da Erlaubnis und Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts in ſolchem Falle ein einheitliches Rechts⸗ 
geſchäft bildeten. Ob dieſen Ausführungen, welche von 
Staub⸗ Hachenburg, Komm. § 36 Anm. 13 Abſ. 1 als 
etwas formaliſtiſch bezeichnet werden, für den dort behan⸗ 
delten Fall, wo die GmbH. überhaupt nur aus einem Ge⸗ 
ſellſchafter beſtand, zuzuſtimmen iſt, braucht nicht entſchieden 
zu werden. Hier jedenfalls, wo es ſich um zwei Geſellſchafter 
und zwei Geſchäftsführer handelt, treffen ſie unbedingt zu. 
Übrigens ſcheitert die Rechtswirkſamkeit der Übernahme der 
neuen Stammeinlage auch an der Vorſchrift des 8 47 Abſ. 4 
des Geſetzes betr. die GmbH., wonach ein Geſellſchafter bei 
Beſchlußfaſſungen, welche die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
mit ihm betreffen, nicht mit abſtimmen darf. Die Übernahme 
einer neuen Stammeinlage erforderte ein ſolches Rechts⸗ 
geſchäft zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter. Dieſer durfte 
ſich daher bei der Beſchlußfaſſung, ob ihm die Stammeinlage 
augeboten oder ob ſein Angebot angenommen werden ſollte, 
nicht beteiligen. Soweit Emil F. dies trotzdem getan haben 
ſollte, war ſeine Stimmabgabe ungültig. Auch darin iſt der 
Reviſion nicht beizutreten, daß der Bell. dadurch, daß er die 
Hälfte der neuen Stammeinlage für ſich begehrte, ſein grund⸗ 
ſätzliches Einverſtändnis mit dem Vorgehen Emil Fis erklärt 
habe. Mit der Kapitalerhöhung an ſich mag er einverſtanden 
geweſen ſein. Mit der Übernahme der ganzen Stammeinlage 
aber durch den Bruder war er nicht einverſtanden, und ohne 
wirkſame Erledigung des Übernahmegeſchäfts beſtand für den 
Bekl. keine Verpflichtung, bei der Anmeldung der Kapital⸗ 
erhöhung zum Handelsregiſter mitzuwirken. 

(U. v. 21. Okt. 1924; 640/23 II. — Hamm.) [Ka.] 

34. Ausgleichs verfahren und Beſchlagnahme 
von Forderungen nach Art. 296 und 297 VV., ins⸗ 
beſondere bei Forderungen eines Deutſchen aus 
Wechſeln, die von einer in England domizilier⸗ 
ten Zweigniederlaſſung einer öſterreichiſchen 
Bank akzeptiert find.] 

Die Londoner Zweigniederlaſſung der Bekl., eine öſterr. 
AG., hat vor dem Kriege einen von der Kl. auf ſie gezogenen, 
im Sept. 1914 fälligen Wechſel über 117 Pfund Sterling 
akzeptiert. Infolge des Krieges wurde der Wechſel weder zur 
Zahlung präſentiert noch proteſtiert; er blieb im Beſitze der 
Kl. bis zum Friedensvertrage, wurde dann von ihr dem 
Reichsausgleichsamt zur Berückſichtigung bei den mit Eng⸗ 
land gepflogenen Ausgleichsverhandlungen eingereicht. Das 
clearing office in London, dem er vorgelegt wurde, ſandte 
ihn Ende 1921 dem deutſchen Ausgleichsamt zurück mit dem 
Bemerken, daß die Forderung nicht zugelaſſen werde, weil die 
Hauptniederlaſſung der Bekl. in Oſterreich ſei; das Reichs⸗ 
ausgleichsamt gab ihn der Kl. weiter mit dem Bemerken, 
baß die Auffaſſung des clearing office geteilt werde und die 
Forderung nicht ausgleichsfähig ſei. Die Kl. erwirkte in einer 
der Bekl. gegen eine Wormſer Firma zuſtehenden Sterling⸗ 
forderung Arreſt und klagte nun in Worms den Wechſel⸗ 
betrag ein. Die Vorinſtanzen gaben der Klage ſtatt. Die 
Reviſion der Bekl. führte zur Aufhebung des Urteils. Gegen 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges beſtehen keine Bedenken, 
da der Streit ausſchließlich die Forderung einer deutſchen 
OHG. gegen eine öſterr. AG., alſo keine Zahlung an 
einen Staatsangehörigen einer „gegneriſchen Macht“ zum 
Gegenſtande hat (vgl. RG. 107, 45 1)). Überdies haben un⸗ 
ſtreitig ſowohl das clearing office in London wie das deut⸗ 
ſche Reichsausgleichsamt die Wechſelforderung zum Aus⸗ 
gleichsverfahren nicht zugelaſſen; ihre Einklagung vor einem 
ordentlichen Gerichte iſt alſo auch gemäß 8 23 Anl. zu Art. 
296 des VV. nicht zu beauſtanden. Das BG. iſt davon aus⸗ 
gegangen, daß London als Erfüllungsort der Sitz des ſtrei⸗ 
tigen Rechtsverhältniſſes ſei, dieſes daher dem engliſchen Recht 
unterſtehe. Nach dieſem wie nach deutſchem Rechte ſei, da es 
ſich um einen Zahlſtellenwechſel, keinen eigentlichen Domizil⸗ 
wechſel handele, die Verpflichtung der Bekl. durch die Unter⸗ 
laſſung der Präſentation und des Proteſtes nicht erloſchen 
(vgl. dazu für das deutſche Recht Art. 43, 44 W0O.). Schuld⸗ 
ner aus dem Wechſel ſei, da Träger der Rechte und Pflichten 
einer Zweigniederlaſſung die Hauptniederlaſſung ſei, die be⸗ 
klagte Hauptniederlaſſung in Wien, gegen welche auch die 
Klage erhoben ſei. Die Zwangsverwaltung und Liquidation 
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ihrer Londoner Filiale ſeitens des engliſchen Staates fei 
unerheblich; denn die Wechſelſchuld der in Wien anſäſſigen 
Bekl. ſei ſchon vor der Beſchlagnahme begründet geweſen, 
auch handele es ſich um kein Rechtsverhältnis zwiſchen An⸗ 
gehörigen gegneriſcher Mächte. Weiter ſei die Zuſtändigkeit 
des LG. Worms gegeben geweſen, weil die dortige Firma D. 
eine Schuldnerin der Bekl. ſei. Die Entſcheidung konnte nicht 
aufrecht erhalten werden. Für die Entſcheidung darüber, ob 
die Kl. über die ſtreitige Forderung verfügen, insbeſondere 
ſie einklagen kann, kommt es, wie in RG. 107, 44 ff. 1) aus⸗ 
führlich dargelegt, nicht ausſchlaggebend auf den Erfüllungs⸗ 
ort an. Bei der Frage, welches Recht im Hinblick auf die 
Wirkſamkeit gerichtlicher oder ſonſt behördlicher Maßregeln 
maßgebend iſt, iſt vielmehr nach deutſchem Rechte davon aus⸗ 
zugehen, daß bei einer Wechſelforderung die Wechſelurkunde 
die Trägerin des Rechtes iſt, die Forderung ſich ſonach da be⸗ 
findet, wo die Wechſelurkunde untergebracht iſt. Vorliegenden⸗ 
falls iſt unſtreitig, daß der Klagewechſel bis zum WV. ſich im 
Beſitze der Kl., alſo in Deutſchland, befunden hat, dann zwar 
zur Berückſichtigung bei den Ausgleichsverhandlungen dem 
clearing office in London eingereicht, von dieſem aber nach 
Deutſchland an das Reichsausgleichsamt und durch dieſes 
an die Kl. zurückgegeben iſt. Der Wechſel befand ſich alſo nur 
vorübergehend, und zwar erſt nach dem Inkrafttreten des 
BV. (dazu Iſay, Private Rechte und Intereſſen im Frie⸗ 
densvertrage, 3. Aufl. S. 82 8 27) in Feindesland. Das 
ſchließt aber (da die Frage, ob der Wechſel wirkſam beſchlag⸗ 
nahmt iſt, in erſter Linie ſich nach der beſonderen Regelung 
beſtimmt, die ſich für die rechtlichen Beziehungen der Parteien 
aus den Beſtimmungen des VV. ergibt) die rechtliche Möglich- 
keit nicht aus, daß trotzdem England auch derartige Wechjel- 
forderungen gegen die Londoner Filialen deutſcher oder öſter⸗ 
reichiſcher Banken beſchlagnahmt und dadurch ihre Einklagung 
vor deutſchen Gerichten verhindert hat; vgl. dazu die näheren 
Ausführungen in RG. 107, 47 ff. 1). Einer Feſtſtellung darüber, 
ob eine derartige Anordnung hinſichtlich der ſtreitigen Wechſel⸗ 
forderung engliſcherſeits ergangen iſt, hat das BG. ſich ent- 
halten. Schon das nötigt dazu, ſeine Entſcheidung aufzuheben 
und die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Daran 
kann auch der Umſtand nichts ändern, daß der Klagwechſel dem 
clearing office in London eingefandt, von ihm aber durch das 
Reichsausgleichsamt der Kl. zurückgegeben iſt. Denn dieſe 
Einreichung war lediglich zum Zwecke des Ausgleichsver⸗ 
fahrens erfolgt, und das clearing office hat nur ausgeſpro⸗ 
chen, daß die Wechſelforderung zu dieſem Verfahren nicht zu⸗ 
gelaſſen werde. Über die Beſchlagnahme von Forderungen 
und deren Verwertung hat dagegen das clearing office nicht 
zu entſcheiden; hierzu iſt vielmehr der custodian of enemy 
Property berufen, als welcher für England und Wales der 
public trustee beſtellt iſt (Jſay, S. 67; Schuſter-Weh⸗ 
berg, Wirtſchaftskrieg, Bd. 1, 54; „Der Friedensvertrag“, 
Jahrg. 2 S. 11, 13). Über eine Stellungnahme des letzteren 
iſt aber im BU. nichts feſtgeſtellt. Die Annahme des B., eine 
Beſchlagnahme entfalle hinſichtlich derjenigen Rechte, bei denen 
lediglich Rechtsbeziehungen zwiſchen „nicht gegneriſchen Mäch⸗ 
ten“ begründet ſind, kann rechtlicher Nachprüfung nicht ſtand⸗ 
halten. Hinſichtlich der Beſchlagnahme machen Art. 297ff. 
V. keinen Unterſchied, ob der Schuldner eines deutſchen 
Gläubigers einer gegneriſchen oder einer anderen Macht an⸗ 
gehört (anders als Art. 296 daſ. hinſichtlich des Aus- 
gleichs verfahrens). Der Liquidation uſw. können vielmehr 
alle einem deutſchen Reichsangehörigen gehörigen Rechte der 
in Art. 297 b bezeichneten Art unterworfen werden. Wenn 
alſo tatſächlich England alle einem Deutſchen zuſtehenden 
Wechſelforderungen gegen in England befindliche Schuldner, 
auch dortige Filialen ausländiſcher Banken, beſchlagnahmt 
haben ſollte, gleichviel ob die Wechſelurkunde ſich in England 
oder im Ausland befindet (vgl. die Parteibehauptungen in 
RG. 107, 49%); auch ein Urteil des high court of justice im 
„Auslandsrecht“, Jahrg. 4 S. 291, 294), fu würde die Staats⸗ 
angehörigkeit des Wechſelſchuldners (hier der Bekl.) ohne Be⸗ 
deutung ſein. Demgegenüber würde auch die Anführung der 
Kl. verſagen, daß die Liquidationsbefugnis der engliſchen Ne- 
gierung ſich nur auf diejenigen deutſchen Guthaben erſtreckt, 
die im Zeitpunkte des Inkrafttretens des VV. ſich innerhalb 
Englands befanden (ebenfo Iſay, S. 82; ferner „Der Frie⸗ 
densvertrag“, Jahrg. 1, 350, 351). Denn wenn nach eng 
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liſcher Auffaſſung auch eine Wechſelforderung ſich am Sitze 
des Wechſelſchuldners (Akzeptanten! befindet, fo war der Sitz 
der ſtreitigen Forderung ſchon beim Inkrafttreten des VV. 
in London, wo der Wechſel bereits im Jahre 1914 akzeptiert 
war. Unerheblich wäre, daß England Vermögen, das Deutſche 
nach dem Inkrafttreten des VV. erworben haben, nicht liqui⸗ 
dieren darf (Jſay, S. 80, auch S. 75); denn die Kl. war 
Gläubigerin des ſtreitigen Wechſels ſchon ſeit 1914. 

(U. v. 25. Juni 1924; V 892/93. — Darmſtadt.) 


35. Zwiſchenſtaatliches Wechſelrecht; nach 
welchem Rechte ſind im Kolliſionsfalle die Wir⸗ 
tungen von Wechſelerklärungen zu beſtimmen? 
Für den Begriff von „Feind“ i. S. Art. 300 und 81 
Anl. zu Art. 303 VV. iſt nicht die neutrale Haupt⸗ 
ſondern die engliſche Zweigniederlaſſung maß⸗ 
gebend. f) 


Kl., eine Londoner Zweigniederlaſſung einer Schweizer 
Bank, erwarb einen von der Londoner Zweigniederlaſſung 
der in Bremen domizilierten Bekl. im Mai 1914 ausgeſtellten, 
im Auguſt 1914 fälligen, von einer öſterreichiſchen Firma T. 
akzeptierten, nicht eingelöſten Wechſel. Im April 1921 ließ 
Kl. bei der Akzeptantin Proteſt mangels Zahlung erheben 
und verlangt mit der vom BG. zugeſprochenen Klage 
von der Bekl. Zahlung. Deren Reviſion hatte keinen 
Erfolg. Es handelt ſich um einen Rechtsſtreit zwiſchen einer 
durch eine Zweigniederlaſſung handelnden Schweizer Geſell⸗ 
ſchaſt und einem deutſchen Reichsangehörigen, der Rechtsſtreit 
betrifft alſo keine Zahlung an den Staatsangehörigen einer 
„gegneriſchen Macht“; das Ausgleichsverfahren nach Art. 296 
des VV. fonımt daher nicht in Frage, vielmehr iſt der ordent⸗ 
liche Rechtsweg zuläſſig; vgl. RG. 107, 451). Die Rev. be- 
kämpft die Annahme des BG., daß nach dem Parteiwillen 
das engliſche Recht auf das ſtreitige Rechtsverhältnis an⸗ 
gewendet werden müſſe, ſie meint, daß das Recht des Er⸗ 
füllungsortes maßgebend und, da die Ausſtellerin eine deut⸗ 
ſche Geſellſchaft mit Zweigniederlaſſung in London ſei, deut⸗ 
ſches Recht zur Anwendung zu kommen habe. Auch damit 
kann ſie jedoch keinen Erfolg haben. In der Rechtslehre über 
das zwiſchenſtaatliche Wechſelrecht beſteht Streit darüber, 
nach welchem Rechte im Kolliſionsfalle die Wirkungen von 
Wechſelerklärungen zu beſtimmen ſind. Eine Auffaſſung geht 
dahin, daß das Recht vom Erfüllungsort der in Betracht 
kommenden wechſelrechtlichen Verpflichtung entſcheide; andere 
meinen, daß das Recht des Ortes maßgebend ſei, welchen die 
Beteiligten für ihre Rechtsbeziehungen als beſtimmend erachtet 
haben; wieder andere wollen das Recht desjenigen Ortes an⸗ 
gewendet wiſſen, wo die betreffende Wechſelerklärung aus⸗ 
geſtellt iſt (Felix Meyer, Weltwechſelrecht I, 655). Einer 
ausführlichen Erörterung dieſer Streitfrage bedarf es vor⸗ 
liegendenfalls nicht, da hier alle Anſichten zum gleichen Er⸗ 
gebniſſe führen. Legt man den Ausſtellungsort zugrunde, ſo 
ſolgt die Anwendbarkeit des engliſchen Rechtes daraus, daß 
der Wechſel in London im Betriebe der dortigen Zweignieder⸗ 
laſſung der off G. R. ausgeſtellt iſt. In der Rechtſprechung 
wird überwiegend, namentlich vom RG., der Standpunkt ver⸗ 
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Zu 35. Die Wechſelorduung hat das zwiſchenſtaatliche Wech⸗ 
ſelrecht nur in Anſehung der Wechſelfähigkeit, der Erforderniſſe von 
Wechſelerklärungen und der Form der zur Ausübung und Erhaltung 
des Wechſelanſpruchs notwendigen Handlungen geregelt, alſo nur 
hinſichtlich derjenigen Fragen, die von dem Willen der Beteiligten 
unabhängig ſind. Welchen Juhalt aber die Wechſelanſprüche haben, 
welche Einreden ihnen entgegengeſtellt werden können, welche Tat⸗ 
umſtände ihren Untergang herbeiführen, alles dies iſt in der WO. für 
ausländiſche Wechſelerklärungen nicht geregelt. 

Hier iſt in erſter Linie wie für die inhaltliche Geſtaltung von 
Verbindlichkeiten überhaupt der irgend erkennbare Wille der Be⸗ 
teiligten maßgeblich. Für Verpflichtungsverhältniſſe als deren Sitz 
der Erfüllungsort anzuſehen iſt, wird im Regelfall als Wille der 
Vertragsparteien zu unterſtellen ſein, daß das am Erfüllungsort 
geltende Recht zur Anwendung kommen ſolle. 

Die verſchiedenen Wechſelverpflichtungen aus der Ausſtellung, 
dem Akzept, dem Indoſſament find ſelbſtändiger Natur; jeder Wechſel⸗ 
ſchuldner unterſteht damit zugleich einem ſelbſtändigen Geſetz, der 
Akzeptant bzw. der Ausſteller des trocknen Wechſels dem am Wechſel⸗ 
zahlort, der Regreßſchuldner dem am Wohnort bzw. Sitz zur Zeit der 
Verpflichtungsübernahme. Dieſe Regelung iſt in der deutſchen Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre faſt durchgängig zur Herrſchaft gelangt; 
eine unbeſtrittene iſt fie nicht. Selbſt das NG. hat einmal in einer 


treten, der das Recht des Erfüllungsortes für die betreffende 
Verpflichtung, deren paſſiven Träger in Anſpruch genommen 
wird, maßgebend fein läßt (Staub-Stranz, Wechſelord⸗ 
nung Anm. 7 zu Art. 86; fo auch der erk. Sen. noch neuer⸗ 
dings im Urteile v. 16. April 1924, V 497/23; vgl. auch 
von Ber, Internationales Handelsrecht in Ehrenbergs 
Handbuch des Handelsrechts, 1 393 a Anm. 44). Weſentlich 
zum ſelben Ergebniſſe gelangt (wie Meyer af a. O. zu⸗ 
treffend bemerkt) die zweite oben erwähnte Auffaſſung; denn 
für die Frage, welcher Ort als der Erfüllungsort anzuſehen 
iſt, muß in erſter Linie eine ausdrückliche oder aus den 
Umſtänden zu entnehmende ſtillſchweigende Vereinbarung der 
Parteien maßgebend ſein, wobei es auf ihren mutmaßlichen 
verftändigen Willen ankommt (RG. 24, 112 ff.; RGRKomm⸗ 
Anm. 11 vor § 104 BGB.). Das BG. hat daher mit Recht 
dieſen Parteiwillen erforſcht. Es iſt dabei nach den von ihm 
näher dargelegten Umſtänden zu dem Schluſſe gelangt, der 
Wille ſei dahingegangen, daß die Bezahlung des Wechſels 
ſeitens des Ausſtellers an einen in London anſäſſigen In⸗ 
haber des Wechſels (hier die Kl.) aus den Erträgniſſen des 
in London betriebenen Geſchäfts der Geſellſchaft R. erfolgen. 
ſollte, daher ein Streit über dieſe Zahlungspflicht nach eng⸗ 
liſchem Rechte entſchieden werden müßte. Für die Annahme, 
es hätte überſehen, daß die Hauptniederlaſſung dieſer Geſell⸗ 
ſchaft ſich in Bremen befindet, fehlt es an jedem Anhalt; 
entſcheidendes Gewicht hat es aber darauf gelegt, daß ſie in 
London „arbeitete“ und in ihrem dortigen Geſchäſtsbetriebe 
den Wechſel ausſtellte; dieſer Tatſache gegenüber kommt es 
weiter nicht maßgebend darauf an, inwieweit ihre dortige 
Zweigſtelle wirtſchaftlich ſelbſtändig war. Rechtliche Bedenken 
ſtehen ſomit der Schlußfolgerung des BG. nicht entgegen. Die 
weiteren Ausführungen des Bü., daß gemäß dem engliſchen 
Rechte die Frage der Notwendigkeit einer Benachrichtigung 
(Notifikation] des Ausſtellers von der unterbliebenen Ein 
löſung des Wechſels ſowie die Form und Friſt des Proteſtes 
nach den in Öfterreich geltenden Beſtimmungen zu beurteilen 
ſei, daß nach dieſem eine Pflicht zu ſolcher Benachrichtigung 
nicht beſtehe, der Proteſt rechtzeitig und formgerecht er- 
hoben ſei, daß dagegen die Frage der Verjährung nach eng⸗ 
liſchem Recht fich beſtimmen, die Verjährungsfriſt nach dieſem 
mindeſtens ſechs Jahre betrage, gründen ſich auf die Aus⸗ 
legung ausländiſchen Rechtes, die für das Reviſionsgericht 
bindend iſt (8549 3PO.; Sydow⸗Buſch, Anm. 3 dazu). 
Keinem rechtlichen Bedenken unterliegt endlich die Annahme, 
daß dieſe Verjährungsfriſt noch nicht verſtrichen iſt, weil ſie 
während des Krieges nach Art. 300 des VV. (der engliſches 
Recht enthält, aber mit ſeiner Verkündung im RGBl. auch 
deutſches Reichsgeſetz geworden iſt; RG. 107, 471)) nicht ge⸗ 
laufen iſt. Nach dieſem Art. 300 waren „im Verhältnis 
zwiſchen Feinden“ alle Verjährungs⸗uſw.⸗Friſten für die 
Kriegsdauer gehemmt. Der Begriff des „Feindes“ im Sinne 
des Art. 300 iſt im § 1 der Anlage zu § 303 daſ. dahin er⸗ 
läutert, daß Vertragsparteien dann als Feinde gelten, wenn 
der Handel zwiſchen ihnen verboten oder infolge von Ge⸗ 
ſetzen, Verordnungen oder Vorſchriften, denen eine der Par⸗ 
teien unterworfen war, geſetzwidrig geworden iſt. Wie ferner 


älteren Eutſcheidung den Ort der Verpflichtungsübernahme als den 
für den Inhalt jeder Wechſelpflicht maßgeblichen Ort erklärt (RO. 3, 
438; vgl. über die verſchiedenen Meinungen Bernſtein 2. O. 359). 

Hat im vorliegenden Fall die Londoner Zweigniederlaſſung der 
in Bremen anſäſſigen Bekl. den Wechſel ausgeſtellt, e e e 
RG, zu Recht der in erſter Linie entſcheidende Parteiwille dahin zu 
deuten, daß die Ausſtellerverpflichtung in London durch die daſelbſt 
anſäſſige Zweigniederlaſſung zu erfüllen ift, und daß demnach das 
engliſche Wechſelrecht bei Beurteilung der materiellen Ausſtellerver⸗ 
flichtung zur Anwendung kommt. . 8 
X Sie Frage der Verjährung als einer der Endigungsgründe der 
Wechſelpflicht iſt materiellen Rechts und unterſteht demnach dem⸗ 
ſelben Ortsgeſetz wie die Verpflichtung im allgemeinen, hier dem 
engliſchen Recht. Auch dieſe Regelung eutſpricht der herrſchenden 
Meinung. (Bernſtein, Wo. 284 und 362; Staub-Stranz, 
WO. Anm. 2 und 12 zu Art. 77.) Br 

Daß bei der Eutjcheidung über den Verjährungseinwand der 
FV. Anwendung findet, daß hiernach zugunſten der Londoner Gläu⸗ 
bigerin gegenüber der in Bremen ſeßhaften Schuldnerin während 
des Krieges als zwiſchen Feinden gemäß Art. 300 und Anlage 8 1 
zu Art. 303 des JV. die Verjährungsfriſten gehemmt waren, iſt 
im reichsgerichtlichen Urteil zu Recht dargelegt. 

Die Entſcheidung beruht demnach auf anerkannten Grundſätzen. 

IR Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 
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das BG. feſtgeſtellt hat, war durch die trading with enemy 
act nicht nur den engliſchen Staatsangehörigen, ſondern auch 
allen im engliſchen Gebiete anſäſſigen Neutralen während 
des Krieges jeder Handel mit den Angehörigen feindlicher 
Staaten verboten. Zu dieſen Neutralen gehört auch die Kl. 
Ohne ausſchlaggebende Bedeutung iſt, ob ihre Hauptnieder⸗ 
laſſung, der Schweizer Bankverein, weil er in Baſel, alſo der 
Schweiz, ſeinen Sitz hat, als „Feind“ im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmungen zu gelten hat. Maßgebend muß vielmehr ſein, 
daß der Klagewechſel während des Krieges ſich in den Händen 
der Zweigniederlaſſung befunden hat, die in London ſitzt, alſo 
dem engliſchen Verbote des Handels mit dem Feinde unter⸗ 
worfen war. Da ihr durch die trading with the enemy act 
der Handel mit dem in Bremen wohnhaften Bekl. bzw. der 
dortigen offp G. R. unterſagt war, ſo war im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen ihr und dem Bekl. gemäß Art. 300 des VV. der Lauf 
der Wechſelverjährungsfriſt gehemunt. Demgegenüber kommt 
es nicht auf die Frage an, ob fie ohne gegen das engliſche 
Geſetz, insbeſondere das engliſche Strafrecht zu verſtoßen) 
in der Lage geweſen wäre, den Wechſel an die Hauptnieder⸗ 
laſſung in Baſel zu überſenden und dieſe ſo in den Stand 
zu ſetzen, die Wechſelanſprüche zu verfolgen. Denn tatſächlich 
iſt dies nicht geſchehen, ſo daß die Wechſelinhaberin den 
Wechſel nicht geltend machen konnte. Daß die Abgabe des 
Wechſels an die Hauptniederlaſſung etwa in unlauterer 
Abſicht unterlaſſen ſei, hat der Bekl. ſelbſt nicht behauptet. 
(U. v. 25. Juni 1924; V 192/24. — Hamburg.) 


36. 58 1, 18 Un l WG.; 8 826 BGB. 1. Der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch iſt auch dann begründet, wenn 
die unlautere Handlung von einem Geiftes- 
kranken begangen iſt. — 2. Das Nachbauen von 
Maſchinen, das auf Grund unlauter erworbener 
Zeichnungen erfolgt, iſt unzuläſſig; nicht da⸗ 
gegen das Nachbauen auf Grund der bei dem un— 
erlaubten Nachbauen entſtandenen Zeichnungen 
und Modelle, wenn die Maſchinen weder gewerb- 
lich geſchützt, noch nach einem Geheim verfahren 
hergeſtellt ſind. — 3. Das Gericht darf nicht aus 
eigner Wiſſenſchaft die von einem Sachverſtän⸗ 
digen feſtgeſtellte Geiſteskrankheit der Partei 
verneinen.] 7) 


1. Das Bach. ſtellt feſt, daß der Mitbegründer der bes 
nagten Geſellſchaft, der inzwiſchen im Mai 1923 an Para⸗ 
lyſe verſtorbene J. S., während ſeiner bis zum 30. Juni 
1919 dauernden Dienſtzeit als Abteilungsvorſtand und tech- 
niſcher Leiter der Gerbereimaſchinenabteilung bei der Kl. 
eine Anzahl un veröffentlichter Zeichnungen von geſetzlich aller⸗ 
dings nicht geſchützten Gerbereimaſchinen, die ihm vermöge 
ſeines Dienſtverhältniſſes anvertraut und zugänglich waren, 
ſelbſt abgepauſt hat oder durch andere hat abpauſen laſſen, 
um ſie für eine von ihm zu gründende Maſchinenfabrik im 
Wettbewerb mit der Kl. zu verwerten, daß er ferner dieſe 
Zeichnungen und einige im Original bei ſeinem Austritt bei 
der Kl. Ende Juni 1919 mitgenommenen und in die von ihm 
alsbald gegründete beklagte Geſellſchaft eingebracht hat, von 
welcher dann ſeiner Abſicht entſprechend im Wettbewerb mit 
der Kl. nach dieſem Material gearbeitet worden iſt. Das 
BG. verkennt nicht, daß unter gewöhnlichen Umſtänden das 
Abpauſen für eigene Zwecke, wenn auch in ſelbſtſüchtiger Ab⸗ 
ſicht, nicht notwendig als verwerfliche Handlung zu beurteilen 
ſein möge. Aber mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe 
des vorliegenden Falls, nämlich die umfangreiche Anfertigung 


Zu 36. Die Entſch. enthält mehrere Ausſprüche, die über den 
Rahmen des Einzelfalles hinauszugehen ſcheinen: 

1. Dem durch einen widerrechtlichen Eingriff in ein durch das 
Geſetz geſchütztes Rechtsgut Betroffenen ſtehe eine actio negatoria 
zu, wenn weitere Beeinträchtigungen zu befürchten ſeien. Der Au⸗ 
pruch auf Unterlaſſung beſchraͤnke ſich nicht auf das Gebiet der un⸗ 
erlaubten Handlungen; jeder auch nur objektiv widerrechtliche Ein⸗ 
griff in ein vom Geſetz geſchütztes Recht — hier das Recht der Kl. 
im eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb — berechtige zu 
einer Klage auf Unterlaſſung, wenn weitere Eingriffe zu beſorgen 
Sten; das Schuldmoment komme bei ſolcher Klage nicht in Betracht. 
Ter Anſpruch auf Unterlaffung ſei ſomit unabhängig davon, ob S 
bereits zu dem angegebenen Zeitpunkte geiſteskrank geweſen ſei. 

Der Grundſatz findet ſich faſt wörtlich in der angeführten Entſch 
Nich. 60,6 = FM. 1905, 140 wieder: aber fo weit, eine Widerrecht⸗ 
lichkeit auch bei Handlungen eines Geiſteskranken i. S. 8104 BGB. 


Rech tſprechung 
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von Blaupauſen, ihre Mitnahme beim Austritt, ihr Ein- 
bringen in die Geſellſchaft, die neu gegründet wird, mit der 
Abſicht eigennütziger Ausbeutung dieſes wohlvorbereiteten und 
vorbedachten Unternehmens zum Nachteil der Kl. iſt das Ver⸗ 
halten des J. S. nach Anſicht des BG. als eine Handlung 
anzuſehen, die von allen rechtlich Denkenden nicht bloß als 
eines ehrenhaften Angeſtellten und Kaufmanns unwürdig, 
ſondern auch als grober Verſtoß gegen die ſittlichen An“ 
ſchauungen betrachtet wird. Das BG. ſieht daher den Tat⸗ 
beſtand des 8 1 Unl WG. und des § 826 BGB. auf ſeiten des 
S. als gegeben an, da ſich S. der Rechtswidrigkeit ſeines Tuns 
und ſeiner ſchadenbringenden Folgen für die Kl. bewußt ge⸗ 
weſen ſei, falls er überhaupt für ſein Handeln verantwortlich 
zu machen und nicht ſchon zur Zeit der fraglichen Handlungen 
geiſteskrank i. S. des § 104 Ziff. 2 BGB. geweſen ſei. Unter 
der gleichen Vorausſetzung habe er als Vertreter der beklagten 
Geſellſchaft, deren Betrieb in der neuen Fabrik er mit dem 
Konſtruktionsmaterial der Kl. eingeleitet und gefördert habe, 
die Geſellſchaft ſelbſt und ihre Geſellſchafter als Gefamt- 
ſchuldner zum Schadenserſatz verpflichtet (Staub, Anm. 4 
zu § 126 HGB.). Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen, werden auch von der Reviſion nicht 
beanſtandet. Dieſe wendet ſich vielmehr in erſter Linie gegen 
die Ablehnung des Beweisantrags der Bekl. dahin, daß J. S. 
bereits zur Zeit der Begehung der unerlaubten Handlung 
geiſteskrank geweſen ſei, die Reviſion geht dabei von der An⸗ 
ſicht aus, auch der Unterlaſſungsanſpruch, ſoweit er die Ver⸗ 
letzung vor der einſtweiligen Verfügung betreffe, habe zur 
Vorausſetzung, daß S. zur Zeit der Wegnahme und Durch 
pauſung der Zeichnungen noch nicht geiſteskrank geweſen ſei 
Dieſe Auffaſſung trifft nicht zu. Dem durch einen widerrecht 
lichen Eingriff in ein durch das Geſetz geſchütztes Rechtsgut 
Betroffenen ſteht eine actio quasi negatoria zu, wenn wei 
tere Beeinträchtigungen zu beſorgen find. Der Anſpruch auf 
Unterlaſſung der Vornahme von Handlungen beſchränkt ſich 
nicht auf das Gebiet der unerlaubten Handlungen. Jeder 
auch nur objektiv widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſetz 
geſchütztes Recht — hier das Recht der Kl. am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetriebe — berechtigt zu einer Klage 
auf Unterlaſſung, wenn weitere Eingriffe zu beſorgen ſind; 
das Schuldmoment kommt bei einer ſolchen Klage nicht in 
Betracht (vgl. z. B. RG. 60, 61)). Der Anſpruch auf Unter 


laſſung iſt ſomit unabhängig von der Frage, ob J. S. bereits 


zu dem angegebenen Zeitpunkt geiſteskrank geweſen ift. — 
2. Das BG. verbietet nun den Bekl. auf Grund des 81 Unt 
WG. und 8826 BGB., die im Klagantrag und im Tenor 
unter Ziff. 1 des landgerichtlichen Urteils aufgeführten 
„17 Maſchinen herzuſtellen oder herſtellen zu laſſen unter 
Verwendung von Zeichnungen oder anderem Material, das 
unter Benutzung der am 9/11. Aug. und 7./9. Sept. 1921 
bei den Bekl. beſchlagnahmten Zeichnungen und ſonſtigen 
Papiere gefertigt worden iſt und ſie in Verkehr zu bringen“. 
Es handelt ſich hier um das Verbot der von den Parteien 
und den Vorinſtanzen ſogenannten mittelbaren Be⸗ 
nutzung der beſchlagnahmten Zeichnungen und ſonſtigen Pa⸗ 
piere; eine un mittelbare Benutzung, d. h. eine Benutzung der 
entwendeten Gegenſtände ſelbſt, kommt nach Anficht des BG. 
wegen deren Beſchlagnahme nicht mehr in Frage. Das BG. 
ſtützt dieſes Verbot auf die ſeiner Feſtſtellung nach von den 
Bekl. zu 2 und 3 zugeſtandene Tatſache, daß ſie entgegen der 
ihnen bekannten einſtweiligen Verfügung des LG. 20 der frag⸗ 
lichen Maſchinen fertiggeſtellt, verkauft und in Verkehr ge- 
bracht haben, obgleich ihnen durch dieſe Verfügung unterſagt 


anzunehmen, find die Gerichte bisher nicht gegangen: darin, daß das 
RG. dieſe Folge zieht und klar ausſpricht, erblicke ich einen Ausbau 
der eigentlich erſt durch die Rechtſprechung des RG. geſchaffenen 
Unterlaſſungsklage, den ich als Fortentwicklung des Rechts begrüße. 
Es iſt ſomit die Möglichkeit geboten, auch einen Geiſteskranken zur 
Unterlaſſung zu verurteilen, ſoweit die Gefahr weiterer Eingriffe zu 
beſorgen iſt; es laſſen ſich leicht Tatbeſtände denken, in denen ein Be⸗ 
dürfnis beſteht, einen Geiſteskranken an der Fortſetzung eines wider⸗ 
rechtlichen Handelns zu hindern. Daß die Klage in ſolchem Falle nicht 
gegen ihn, ſondern ſeinen geſetzlichen Vertreter zu richten, und der 
Klagantrag in einer der Sachlage entſprechenden Form zu faſſen iſt, 
würde den Charakter der Klage nicht verändern. Der im letzten Satz 

3 8 13 des Wettbewerbsgeſetzes gewährte Unterlaſſungsanſpruch 
gegen den Inhaber eines Betriebes wegen Handlungen feiner An⸗ 


1) JW. 1905, 140. 
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war, Maſchinen dieſer Typen unter unmittelbarer oder mittel⸗ 
barer Benutzung des im Auguſt und September ee 
ihnen beſchlagnahmten Materials herzuſtellen und in Verkehr 
zu bringen. Das BG. ſtellt feſt, daß ſie über die Sachlage 
unterrichtet waren, nachdem die Durchſuchungen und Be⸗ 
ſchlagnahme mit ihren ihnen bekannt gewordenen, ihren frü⸗ 
heren Teilhaber S. ſchwer belaſtenden Ergebniſſen voraus⸗ 
gegangen waren, und daß ſie daher wußten, daß, was an 
den 20 Maſchinen bisher gemacht war, auf der Grundlage der 
der Kl. von S. entwendeten Zeichnungen aufgebaut war. Dar⸗ 
aus folgert das BG., daß ſie ſich bewußt geweſen ſeien, mit 
der Fertigſtellung Maſchinen unter mittelbarer Benutzung des 
ihnen auf unlautere Weiſe zugegangenen Konſtruktions⸗ 
materials herzuſtellen, auch wenn ſie die noch unvollſtändigen 
Maſchinen ihrer Behauptung entſprechend ohne Heranziehung 
verbotenen Konſtruktionsmaterials fertig bauten. Denn es 
habe ihnen nicht entgehen können, daß eben die bisher fertig⸗ 
geſtellten Teile der Maſchinen für den noch nicht gebauten 
Teil unerlaubte Hilfsmittel darſtellten. Dieſe Auffaſſung iſt 
zu beanſtanden, ſie beruht auf Rechtsirrtum. Wer eine an⸗ 
gefangene Maſchine vollendet, obgleich er nachträglich er⸗ 
fahren hat, daß der begonnene Teil mit Hilfe von unzu⸗ 
läſſigem Konſtruktionsmaterial hergeſtellt iſt, benutzt letzteres 
nicht mittelbar in dem Sinne, daß der auf Grund des 
entwendeten Konſtruktionsmaterials hergeſtellte Teil nunmehr 
ſeinerſeits als Verkörperung dieſes verbotenen Materials ein 
unerlaubtes Hilfsmittel für die Fertigſtellung bildet. Kannten 
die Bekl. zu 2 und 3 den Sachverhalt auf Grund der im 
Auguſt und September 1921 erfolgten Beſchlagnahmen, wie 
das BG. ausdrücklich feſtſtellt, war ihnen alſo der oben dar⸗ 
gelegte, von S. zum Zwecke des Wettbewerbs gegenüber der 
Kl. begangene grobe Verſtoß gegen die ſittlichen Anſchauungen 
aller rechtlich Denkenden bekannt — eine Tatſache, die ſich 
übrigens auch aus dem eingehend begründeten, allen Bell. 
zugeſtellten Urteil des LG. ergibt, das auf ihrem Widerſpruch 
gegen die einſtweilige Verfügung desſelben Gerichts ergangen 
iſt — und ſtellten ſie dieſe Maſchinen trotzdem fertig und ver⸗ 
kauften ſie die fertiggeſtellten, ſo machten ſie tatſächlich und 
rechtlich den von S. durch die Wegnahme der Zeichnungen 
und durch ſeine zur Ausführung gelangte Anordnung, daß 
die fraglichen 20 Maſchinen nach dieſen Zeichnungen gebaut 
werden ſollten, begangenen Dolus zu ihrem eigenen. Ihre 
mala fides supervenieus (dolus subsequens) aber ſteht recht⸗ 
lich einer bei Beginn des Baues der fraglichen Maſchinen be⸗ 
ſtehenden Kenntnis ihrerſeits gleich. Sie benutzten alſo das 
entwendete Konſtruktionsmaterial ſelbſt. Aber dieſe Maſchinen 
ſind verkauft, und das entwendete Material iſt beſchlagnahmt. 
Es iſt daher nicht einzuſehen, inwiefern eine Wiederholung 
zu befürchten ſein ſollte. Dieſen letzteren Standpunkt vertritt 
das BG. auch ſelbſt und lehnt daher eine Verurteilung zur 
Unterlaſſung der Verwendung der im Original und der nach 
Durchpauſung entwendeten Zeichnungen und anderen Mate- 
rials dieſer Art in natura (fog. unmittelbare Verwendung) 
ab. Fällt nach den vorſtehenden Ausführungen nun auch die 
Fertigſtellung der von S. unter Benutzung der entwendeten 
Zeichnungen begonnenen 20 Maſchinen durch die Bell. als 
tatſächliche Unterlage für die Verwendung von Konſtruktions⸗ 
material, das durch die Benutzung der Zeichnungen erſt für 
die Bekl. gewonnen wurde (fog. mittelbare Verwendung der 
entwendeten Zeichnungen) fort, und fehlt es auch an der Feſt⸗ 
ſtellung eines Falls ſolcher Benutzungsart, ſo wäre doch das 
vom BG. ausgeſprochene Verbot einer ſolchen gerechtfertigt, 


geſtellten mag als Vorbild für eine Klage gegen den Vormund oder 
Pfleger des Geiſteskranken dienen. 

2. Nicht ebenſo überzeugend erſcheinen mir die Ausführungen 
über das Nachbauen von Maſchinen, die auf Grund der widerrecht⸗ 
lich erworbenen Zeichnungen hergeſtellt ſind, oder über die Benutzung 
von Zeichnungen, die bei dem auf Grund des unzuläſſigen Ma⸗ 
terials erfolgten Bau der Maſchinen entſtanden ſind. Wenn eine 
Maſchine ohne Zeichnungen nachgebaut werden kann, ſo müßte der⸗ 
jenige, der ſolche Maſchinen erworben hat, imſtande ſein, ſie nach⸗ 
bauen zu laſſen; dann wären die Zeichnungen zwar ein Hilfsmittel, 
welches das Nachbauen erleichtert, aber kein Geheimnis der Ma⸗ 
ſchinenbauanſtalt. Erfahrungsgemäß ſind aber Konſtruktionspläne, 
Zeichnungen, Vorlagen, Rezepte uſw. ſehr wertvolle Beſtandteile der 
Fabrik; ſie verdanken ihr Entſtehen häufig einer jahrelangen Arbeit, 
bilden das Ergebnis koſtſpieliger zeitraubender Verſuche und über⸗ 
ragen an wirtſchaftlichem Wert in vielen Fällen die Patente und 
ſonſtige gewerbliche Schutzrechte. Sie bilden in der Regel ein Fabrik⸗ 
geheimnis i. S. 3 17 UnlWG., fallen mithin nicht nur unter § 18, 


Rechtſprechung 


251 


wenn ſich ein ſo weitgehendes Verbot aus dem Geſetze her⸗ 
leiten ließe. Das iſt jedoch nach Lage des Falles zu ver⸗ 
neinen. § 1 UnlWG., der den Anſpruch auf „Unterlaſſung“ 
gewährt, ſagt über den Umfang dieſes Anſpruchs nichts. Ge⸗ 
werbliche Schutzrechte (Patent, Gebrauchsmuſter, Waren⸗ 
zeichen) beſtehen nach der auf Grund der übereinſtimmenden 
Erklärungen der Parteien getroffenen Feſtſtellung des BG. 
für die hier in Betracht kommenden 17 Gerbereimaſchinen⸗ 
type der Kl., die Gegenſtand der entwendeten ſowie der wider⸗ 
rechtlich hergeſtellten und entwendeten Zeichnungen ſind, nicht. 
Ebenſowenig ſind ſie etwa auf Grund eines techniſchen Ge⸗ 
heimverfahrens hergeſtellt, das die Verpflichtung zur Wahrung 
von Geſchäftsgeheimniſſen zur Folge hätte. Die Maſchinen 
durften daher an ſich von einem anderen nachgebaut werden, 
und nur die beſonderen Umſtände des Falles, nämlich die 
dargelegte Verwendung der auf rechtswidrige Weiſe erwor⸗ 
benen Zeichnungen zu Zwecken des Wettbewerbs, macht das 
Nachbauen unzuläſſig. Gegen ein Nachbauen auf Grund von 
Zeichnungen, die S. nach ſeinem Ausſcheiden bei der Kl. aus 
der Erinnerung angefertigt hätte, ließen ſich keine Bedenken 
erheben, ebenſowenig gegen ein Nachbauen von Maſchinen, 
die auf Grund der widerrechtlich erworbenen Zeichnungen her⸗ 
geſtellt worden ſind oder gegen die Benutzung von Zeichnungen, 
die bei dem auf Grund des unzuläſſigen Materials erfolgten 
Bau der Maſchinen entſtanden ſind. Auch $ 18 Unl WG., der 
die unlautere Verwertung fremder Vorlagen, Zeichnungen, 
Rezepte u. dgl. unter Strafe ſtellt, bezieht ſich nur auf die 
anvertrauten Schutzgegenſtände bzw. Verfahren. Anders wäre 
im vorliegenden Falle die Rechtslage vorausſichtlich dann zu 
beurteilen, wenn nach den widerrechtlich erworbenen Zeich 
nungen Modelle der herzuſtellenden Maſchinen angefertigt 
worden wären und dieſe ſich noch im Beſitze der Vekl. be⸗ 
fänden. Für die dahingehende Behauptung der Kl. in der 
Reviſionsinſtanz findet ſich jedoch der Entgegnung des Ver⸗ 
treters der Bell. entſprechend keinerlei Anhalt in den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. Nach alledem iſt der Unterlaſſungsanſpruch 
als ungerechtfertigt abzuweiſen, die Reviſion alſo inſoweit 
begründet. Daraus ergibt ſich ohne weiteres das gleiche für 
den Anſpruch auf Veröffentlichungsbefugnis. Denn dieſer iſt 
nach 8 23 Abſ. 4 Unl WG. lediglich für den zur Unterlaſſung 
verurteilenden Teil des Urteils gegeben. Für den etwa auf 
Schadenserſatz erkennenden Teil des Urteils beſteht ein An⸗ 
ſpruch auf Veröffentlichungsbefugnis überhaupt nicht. — 
3. Soweit es ſich um den Schaden der Kl. handelt, der nach 
der Feſtſtellung des BG. allein auf dem die Vorausſetzungen 
des § 826 BGB. erfüllenden Verhalten des S. als Vertreters 
der beklagten Geſellſchaft beruht, hängt die Haftung der Be⸗ 
klagten davon ab, ob S. für ſein Handeln verantwortlich zu 
machen iſt, oder ob er bereits zur Zeit der Geſchäftsgründung 
der Bekl. zu 1 im Juli 1919 und in den folgenden Monaten 
infolge Geiſteskrankheit nicht mehr zurechnungsfähig geweſen 
iſt. Die Bekl. behaupten dies unter Bezugnahme auf das 
Gutachten des Dr. med. G., der den im Mai 1923 infolge 
Paralyſe verſtorbenen S. ſeit deſſen Überführung in die Heil⸗ 
anſtalt Landerer in Göppingen im September 1920 behandelt 
hat, und der im Strafverfahren gegen den jetzigen Bell. fe 2 
wegen Hehlerei in der Hauptverhandlung vor dem Schöffen 
gericht K. als Sachverſtändiger erklärt hat, die Krankheit des 
S. müſſe ſchon 1½ Jahre vor ſeiner Überführung beſtanden 
haben, ſo daß ſeine Verurteilung ſchon damals nicht möglich 
geweſen wäre, dem ſtehe die Tatſache, daß er noch im Geſchaft 
tätig geweſen ſei und ſein Werk über Gerbereimaſchinen her⸗ 


ſondern genießen den weiterreichenden Schutz des 8 17 Abſ. 2 gegen. 
über demjenigen, der die Kenntnis in einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden eigenen Handlung erlaugt hat. Die Beuutzung von 
Zeichnungen, die bei dem auf Grund des unzuläſſigen Materials 
erfolgten Bau der Maſchinen eutſtanden ſind, dürfte mithin unter 
den Tatbeſtand des 8 17 Abſatz 2 1 fallen, alſo nicht ſo un⸗ 
bedenklich ſein, wie das RG. annimmt. 2 

Be Verjährungsfriſt des 8 21 UnlWG. beträgt 6 Monate; 
biejenige des 8 852 BOB. 3 Jahre. Da alle Handlungen, die 
unter 8 1 UnlWG. fallen, auch einen Verſtoß gegen § 826 BGB. 
bedeuten, iſt §S 21 UnlWch. für ſolche Handlungen tatſächlich außer 
Kraft geſetzt Dies war früher eine Streitfrage. Sie wurde zuerſt 
burch die Entſcheidung des 3. II v. 22. Dez. 1910, II 210/10 
— #6. 74, 436 JW. 1911, 229 M u. W. X, 282 i. S der drei⸗ 
jährigen Verjͤhrungsfriſt entſchieden. Dieſer Grundſatz iſt im vorlie⸗ 
genden Urteil beibehalten und entſpricht auch den Bedürfniſſen von 
Handel und Gewerbe. 

RA. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 
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ausgegeben habe, nicht entgegen, ſolche Fälle kämen häufig 
vor. Das BG. unterſtellt, daß dieſer oder ein anderer Sach⸗ 
verſtändiger auf Grund eigener Wahrnehmungen, die er nach 
der Einlieferung des S. in die Heilanſtalt gemacht hätte, mit 
ausführlicherer Begründung, als ſie im ſchöffengerichtlichen 
Protokoll enthalten ſei, zu dem Schluß kommen würde, S. 
ſei ſchon am 1. Juli 1919 geiſteskrank i. S. des § 104 Ziff. 2 
BGB. geweſen. Aber das BG. ſteht auf dem Standpunkt, daß 
es einer ſolchen gutachtlichen Außerung nicht folgen köunte, 
da ſie nur einen unſicheren Rückſchluß aus viel ſpäteren 
Wahrnehmungen, nämlich aus der Zeit nach der Überführung 
des S. in die Heilanſtalt darſtellen würde, ohne von Tat⸗ 
ſachen aus der Zeit um den 1. Juli 1919 unterſtützt zu wer⸗ 
den. Das BG. ſtellt dann feſt, daß die Bekl. ihrer eigenen Er⸗ 
klärung nach nicht in der Lage ſeien, dem Sachverſtändigen 
ſolche Tatſachen zu liefern, wobei es der Anſicht iſt, daß ſich 
der Hinweis der Bekl. darauf, daß S. ſchon während 
ſeiner Tätigkeit bei der Kl. zu deren Gunſten ähnliche 
unlautere Wettbewerbshandlungen begangen habe, nicht als 
ſolche Tatſache verwerten laſſe, da dieſer ethiſche Defeft nicht 
für eine geiſtige Erkrankung des S. ſpreche, weil ſolche Hand⸗ 
lungen auch von geiſtig geſunden Menſchen begangen würden. 
Der Geltendmachung ſolcher Tatſachen bedürfe es aber um 
ſo mehr, als die ganze Tätigkeit des S. um den 1. Juli Mlle 
der die Hauptlaſt der Gründung der neuen Geſellſchaft und 
der Einrichtung ihres Fabrikbetriebes zu tragen gehabt habe 
und dazu vollſtändig imſtande geweſen ſei, gegen die An⸗ 
nahme eines die freie Willensbeſtimmung des S. für die 
Zeit um den 1. Juli 1919 ausſchließenden Zuſtandes krank- 
hafter Störung der Geiftestätigfeit ſpreche. Dazu komme, daß 
den Bekl. zu 2 und 3 zur fraglichen Zeit in ihrem Verkehr 
mit dem ſchon während feiner Tätigkeit bei der Kl. wortkargen 
und zurückhaltenden S. nichts aufgefallen ſei, was auf eine 
geiſtige Erkrankung des S. hätte hindeuten können. Mit 
Grund rügt die Reviſion die Ablehnung des Beweisantrags 
als prozeßwidrig. Da das BG. unterſtellt, daß der Sach⸗ 
verſtändige G. oder ein anderer Sachverſtändiger mit aus⸗ 
führlicher Begründung zu dem Ergebnis gelangen würde, S. 
ſei ſchon am 1. Juli 1919 unzurechnungsfähig geweſen, durfte 
es nicht aus eigener Wiſſenſchaft das Gegenteil annehmen. 
Es handelt ſich um Fragen, die nur der Pfychiater, nicht der 
Richter beurteilen kann. Jedenfalls durfte das BG. ſich nicht 
eher ein Urteil bilden, als bis es das Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen kennt. Erſt dann iſt der Richter in der Lage, 
zu beurteilen, ob die Gründe des letzteren überzeugend ſind 
oder nicht. Auch die Umſtände, die das BG. weiter zur Be⸗ 
gründung ſeines Standpunkts geltend macht, ſind nicht ge⸗ 
eignet, dieſen zu rechtfertigen. Denn nur der Pſychiater kann 
beurteilen, ob unlautere Handlungen des S. zugunſten der 
Kl. für einen geiſtigen Defekt ſprechen und ob andererſeits 
geiſtige Leiſtungen nicht gegen die Paralyſe ſprechen. 
(U. v. 28. Okt. 1924; 685/23 II. — Stuttgart.) [Ka.] 


37. Rechtsverhältniſſe der Gewerkſchaft 
alten Rechtes bei Vereinigung aller Kuxe in 
einer Hand.] f) 

Die Bekl. hat die Klagbefugnis des Kl. in Abrede ges 
ſtellt, weil die Gewerkſchaft O. auch bei der Vereinigung 
aller Kuxe in der Hand des Kl. beſtehen geblieben und ſie 
allein zur Geltendmachung der Rechte aus dem Vertrage be⸗ 
rechtigt ſei. Das BG. hat dieſen Einwand mit der Begrün⸗ 


Zu 37. A. Der Entſch. des RG. iſt im Ergebnis durchaus 
beizuſtimmen, weniger dagegen in der Begründung, mit welcher ſie 
zu dem Ergebnis gelangt. 

J. Sicherlich wird der verſtändige Richter dem Einwand der 
mangelnden Aktivlegitimation bei ſonſt völlig klarem Sachverhalt 
namentlich dann nicht beſonders freundlich gegenüberſtehen, wenn 
ſich der Streit nur darum dreht, ob der alleinige Inhaber ſämtlicher 
Kuxe einer Gewerkſchaft die Klage mit Recht auf ſeinen eigenen 
Namen angeſtrengt hat, oder ob er nicht vielmehr die Gewerkſchaft 
hätte veranlaſſen müſſen, die Klage zu erheben. Dieſen Einwand 
konnte man aber m. E. einſach mit der Tatſache aus dem Wege 
räumen, daß der Kl. den Abbauvertrag ſelbſt durch ſeinen Bevoll⸗ 
mächtigten abgeſchloſſen hat. Die nächſtliegende Konſtruktion war 
doch wohl die, daß der Vertrag auf den Namen des Klägers per⸗ 
ſonlich lautete. Allerdings konnte die Erfüllung dieſes Vertrages 
nur dadurch erfolgen, daß das Bergwerk, welches der Gewerk- 
ſchaft gehörte, zur Verfügung geſtellt wurde. Allein bezüglich des 
obligatoriſchen Vertrages konnten daraus doch keine Schwierigkeiten 
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dung zurückgewieſen, daß bei der Gewerkſchaft alten Rechtes, 
die nur eine Vereinigung von Miteigentümern darſtelle, nach, 
herrſchender Anſicht die Vereinigung aller Kuxe in einer 
Hand zur Folge habe, daß die Gewerkſchaft erlöſche und der 
verbleibende Gewerke das freie Bergwerkseigentum erlange. 
Die Rev. bekämpft dieſe Anſicht als rechtsirrig, indem ſie auf 
die gegenſeitige Meinung von Arndt (AllgBG. 8227 
Anm. 2 und DZ. 1908, 1022) und Dernburg (Sachen⸗ 
recht § 152 Anm. 40) verweiſt. Die Anſicht des BG. ent- 
ſpricht dem Standpunkt, den das preuß. ObTrib. (ObTrib. 
39, 341; 67, 239; 80, 251; 81, 188) eingenommen hat und 
der von der herrſchenden Meinung im Schrifttum (vgl. 
Braſſert, AllgBG. 8227 Anm. 1 und die dort enthaltenen 
Literaturangaben) geteilt wird, der insbeſondere auch in den 
Rekursbeſcheiden des Miniſters für Handel und Gewerbe v. 
9. Aug. 1890 und 20. Juni 1907 (Beitfchrift für Bergrecht, 
32, 138 und 48, 547) vertreten wird. Nach dieſer Anſicht iſt 
die Gewerlſchaft alten Rechtes keine juriftifche Perſon, fon: 
dern eine erlaubte Privatgeſellſchaft mit den inneren, nicht 
mit den äußeren Rechten der Korporationen, es handelt ſich 
bei ihr um ein nach den deutſchrechtlichen Grundſatze der ge⸗ 
ſamten Hand geſtaltetes Miteigentumsverhältnis der Ge— 
werken, welche als Eigentümer ihrer Kuxe im Grundbuch ein— 
zutragen ſind, und daraus wird gefolgert, daß die Vereinigung 
aller Miteigentumsanteile in einer Hand notwendig zum 
Alleineigentum an dem Gewerkſchaftsvermögen führen müſſe, 
was eine Auflöſung der bisherigen Gewerkſchaft mit ſich 
bringe. Die Vertreter der anderen Anſicht nehmen an, daß. 
trotz der Vereinigung aller Kuxe in einer Hand die Gewerk 
ſchaft beſtehen bleibe und die Vertretung des Gewerkſchafts⸗ 
vermögen dem Repräſentanten der Gewerkſchaft und nicht dem 
Eigentümer der Kuxe zuſtehe. Eine Stellungnahme zu dieſer 
das Fortbeſtehen oder die Auflöſung der Gewerkſchaft be- 
treffenden Streitfrage und insbeſondere zu der Frage, ob 
dritten gegenüber in Auſehung der von der Vereinigung der 
Sure begründeten Rechtsverhältniſſe die Gewerkſchaft als fort⸗ 
beſtehend angeſehen werden könnte (vgl. ROG. 19, 190), 
erübrigt ſich im vorliegenden Falle. Es handelt ſich bei der 
Klage um die Frage der Gültigkeit eines Vertrages, der in 
einem Zeitpunkt, als bereits ſämtliche Kuxe der Gewerkſchaft 
dem Kl. gehörten, von dem Kl. in ſeiner Eigenſchaft als 
alleiniger Kuxeninhaber durch ſeinen mit der Verwaltung des 
Bergwerks betrauten Bevollmächtigten abgeſchloſſen worden 
iſt, und insbeſondere darum, ob die Aufrufung dieſes Ver⸗ 
trages durch den Bevollmächtigten des Kl. zu Recht erfolgt 


iſt. Schon hieraus ergibt ſich, daß der Kl. zur Geltend— 


machung der Aufhebung dieſes Vertrages und der ſich daraus 
ergebenden Rechte gegenüber der Bekl. berechtigt iſt. Selbſt 
wenn aber auch unterſtellt wird, daß mit der Vereinigung 
der ſämtlichen Kuxe in der Hand des Kl. die Gewerkſchaft als 
ſolche noch nicht zu beſtehen aufgehört hat, würde der Ein 
wand der Bekl. unbegründet ſein. In der Bevollmächtigung 
des D. zur Beſorgung der ſich aus dem Kuxenbeſitz des Kl. 
ergebenden Angelegenheiten würde die Beſtellung eines Re⸗ 
präſentanten, der die Gewerkſchaft als Generalbevollmäch⸗ 
tigter, und zwar auch in Aktiv- und Paſſivprozeſſen zu ver⸗ 
treten hat, zu finden fein. Tatſächlich wird der gegenwärtige. 
Rechtsſtreit von D. auf Grund der ihm erteilten Vollmacht 
geführt. Daß als die Klagpartei nicht die Gewerkſchaft, ſou⸗ 
dern der Kl. als Alleineigentümer der Steinkohlenzeche O. 
bezeichnet iſt, ſteht der Zuläſſigkeit der Klage nicht entgegen. 


entſtehen, da niemand gehindert iſt, ſchuldrechtliche Verträge über 
Sachen zu ſchließen, die ihm nicht gehören. Im vorl. Falle war 
das um jo mehr möglich, als der Kläger als alleiniger Inhaber 
ſämtlicher Kuge gleichzeitig namens der Gewerkſchaft auch zu einer 
dinglichen Verfügung gemäß $ 185 BGB. die Zuſtimmung erteilen 
konnte. Der umſtändlichen Konſtruktion, daß der Kläger durch die 
Erteilung der Vollmacht an D. letzteren zum Generalrepräſentanten 
der Gewerkſchaft beſtellt habe, bedurfte es nicht, da nach ſtändiger 
Praxis die Gewerkenverſammlung auch berechtigt iſt, die Gewerk⸗ 
ſchaft nach außen zu vertreten. (Jſay, ABG. 8 111, Anm. 8.) 
Außerdem lag eine Zuſtimmung der Gewerkſchaft darin, daß ſie 
die Ausbeutung ihres Feldes ſtillſchweigend eine Reihe von Monaten 
hindurch duldete. 

Nahm man an, daß der Kläger den Vertrag mit Zuſtimmung 
der Gewerkſchaft im eigenen Namen geſchloſſen hatte, ſo konnte er 
ihn ſelbſtverſtändlich auch ſelber im Falle der Nichterfüllung kündigen. 

Endlich ließen ſich auch die gellend gemachten Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus dem ſchuldrechtlichen Vertrage ebeufo herleiten, 
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Das Allgemeine Landrecht verſteht unter der Gewerkſchaft die 
Vereinigung der Geſamteigentümer eines Bergwerks, 
die dasſelbe nicht ſelbſt bauen und verwalten (Allg BR. II, 
16 8 131), es beſtimmt, daß die Verhältniſſe der Geſamt⸗ 
eigentümer unter ſich, nach dem unter ihnen beſtehen⸗ 
den Vertrage und in deſſen Ermangelung nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften des erſten Teils Titel 17 zu beurteilen 
find (II, 16 8268), daß das, was bergmänniſch gemutet und 
verliehen wird, auch im Geſamteigentum beſeſſen werden 
kann (II, 16 8 264), und bezeichnet auch im § 267 IL, 16 
die Gewerken als Eigentümer von Bergteilen. Ebenſo 
bezeichnet das Geſetz v. 12. Mai 1851 die Gewerken als die 
Miteigentümer des Bergwerks. Demnach war die Ge⸗ 
werkſchaft keine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit, ſondern eine 
Gemeinſchaft, deren Teilhaber Eigentümer des Bergwerks 
waren und deren Angelegenheiten durch einen von den Teil⸗ 
habern zu beſtellenden gemeinſamen Bevollmächtigten im 
Rahmen der erteilten Vollmacht (8 18 Geſetz v. 12. Mai 
1851) beſorgt wurden. Hieran iſt durch das Allg BG. v. 


wie aus dem Bergwerkseigentum, denn der Vertrag hat, wenn man 
ihn nicht direkt als Pachtvertrag anſehen will, zum mindeſten einen 
pachtähnlichen Charakter, und die Beklagte war daher in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der 88 581 und 556 Abſ. 1 BGB. bei 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes zur Rückgabe des Vergwerks 
und zur Unterlaſſung weiteren Abbaus verpflichtet. Die Höhe des 
Schadens andererſeits war die gleiche, gleichviel, ob der Kläger oder 
die Gewerkſchaft als ſchadenserſatzberechtigt auftrat, denn wirtſchaft⸗ 
lich gehörte das Bergwerk ja dem Kl. als Eigentümer ſämtlicher 
uxe. 
II. Statt deſſen hat das RG. einen anderen Weg eingeſchlagen: 
Es hat auf die alte Theorie zurückgegriffen, wonach die Gewerkſchaft 
alten Rechts keine juriſtiſche Perſon, ſondern nur eine Vereinigung 
von Miteigentümern des Bergwerks ſei, ſo daß die Gewerkſchaft 
nit der Geſamtheit der Gewerken, bzw. wenn alle Kuxe einem 
Eigentümer gehören, mit dieſem identiſch ſei. Es hat die Theorie 
nochmals ausführlich begründet, jedoch leider dabei völlig die Aus⸗ 
führungen überſehen, die wir in unſerem Kommentar in 8 227, 
Anm. 1 und 14 zu dieſer Frage gemacht haben. 

Zunächſt iſt die Heranziehung des alten Rechts, auf welches ſich 
das RG. beruft, um deswillen von geringer Beweiskraft, weil das 
ABG. nicht etwa auf das alte Recht verweiſt, ſondern in den 
88 227 ff. eine Kodifikation des geſamten für die alten Gewerk⸗ 
ſchaften geltenden Rechts gibt, wobei es weſentliche Veränderungen 
am Rechtszuſtand vornimmt. (JIſay, 8226, Arm. 1.) Das ABO. 
verweiſt auch für die Behandlung der altrechtlichen Gewerkſchaft in 
weilem Maße auf das Recht der neuen Gewerkſchaften. Allerdings 
ſchließt es einzelne Vorſchriften von der Anwendung aus, aber bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht die Vorſchrift des 8 99, wonach für die Schulden 
der Gewerkſchaft ausſchließlich das Gewerkſchaftsvermögen haftet. 
Gerade bei dem hier gegebenen Zuſtand der Vereinigung aller Kuxe 
in einer Hand, iſt dieſe Rechtsfolge völlig unerklärlich, wenn man 
mit dem RG. annimmt, daß der Kl. und die Gewerkſchaft 
identiſch ſind. Lediglich dadurch, daß der Kläger unter einen Ver⸗ 
trag den Firmenſtempel der Gewerkſchaft X ſetzt, konnte er nach 
der Auffaſſung des RS. zwar die Rechte aus dieſem Vertrage 
perſönlich ausüben, würde dagegen bezüglich der Pflichten aus 
dem Vertrage nur mit dem Bergwerk nebſt Zubehör haften. Ver⸗ 
ſtändigerweiſe iſt dieſe Erſcheinung nur zu erklären, wenn man 
annimmt, daß die Gewerkſchaft eine ſelbſtändige juriſtiſche Perſön⸗ 
lichkeit darſtellt. 

Auf dasſelbe deutet die Tatſache hin, daß der Vorſtand nach 
88 119, 226 die altrechtliche Gewerkſchaft vor Gericht vertritt und 
die ihr ouferfegten Eide leiſtet. Grundſtücke, welche die Gewerkſchaft 
erwirbt, müßten nach der entgegengeſetzten Meinung auf den Namen 
ſämtlicher Gewerke als Eigentümer eingetragen werden, und wenn 
ein Gewerke feine Kuxe veräußert, ſo müßten ſämtliche Grundbuch⸗ 
blätter dieſer Grundſtücke berſchtigt werden. Löſt ſich endlich die 
Gewerkſchaft auf, fo bedürfte es nach der Meinung des NG. nicht 
der Beobachtung des Sperrjahres und der ſonſtigen Gläubiger⸗ 
ſchutzvorſchriften, obwohl, wie erwähnt, den Gläubigern nur das 
Gewerkſchaftsvermögen haftet. 

Demgegenüber beruft ſich das MO. auf die Tatſache, daß die 
Kure der Gewerkſchaft alten Rechts die Eigenſchaft unbeweglicher 
Sachen behalten. Dies Zitat ſtimmt nicht ganz. 8 231 beſtimmt 
lediglich, daß für die Kuxe, die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vor⸗ 
schriften des BGB. gelten. Das Gel. ſagt alſo nicht, daß die Kuxe 
Grundſtſcke find, ſondern nur, daß fie wie ſolche behandelt werden. 
Tatſächlich beſchränkt ſich die Grundſtückseigenſchaft der Kuxe auch 
lediglich auf die Form der Veräußerung und Blaftung. Inhaltlich 
iſt der altrechtliche Kux ganz unzweifelhaft nichts anderes als der 
Neukux, nämlich ein Anteil an einem Geſellſchaftsvermögen. Der 
Gewerke kann nicht etwa über den Anteil an dem Bergwerk ver⸗ 
fügen, ſondern nur über ſeinen Anteil an dem Vermögen im ganzen. 

Da das RG. dieſe und andere von uns vorgetragene Argu⸗ 
mente in feiner Entſch. nicht berückſichtigt hat, fo kaun man leider 
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24. Juni 1865 nichts geändert worden. Denn wenn auch nach 
8226 daſelbſt die Rechtsverhältniſſe der bereits bei dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes beſtehenden Gewerkſchaften mangels 
vertragsmäßiger Abreden im allgemeinen nach den Vor⸗ 
ſchriften des vierten Titels (88 94—134) des Allg BG. be⸗ 
urteilt werden ſollen, ſo ſind hiervon durch die Vorſchrift 
des 8227 die 88 94 bis 98, 101, 103, 104, 106, 108, 109 
und 110 ausgenommen worden. Dieſe auf die alten Gewert⸗ 
ſchaften für nicht anwendbar erklärten Vorſchriften enthalten 
aber gerade die Beſtimmungen, aus denen für die Gewerk⸗ 
ſchaften des neuen Rechts die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit 
hergeleitet wird, und in den 88 228—230 iſt für die alten 
Gewerkſchaften noch ausdrücklich beſtimmt, daß die Kuxe die 
Eigenſchaft unbeweglicher Sachen behalten, daß die einzelnen 
Gewerken als Eigentümer ihrer Kuxe in das Hypothekenbuch 
eingetragen werden und die einzelnen Gewerken ihre Kuxe 
zur Hypothek ſtellen können. Beſitzt aber hiernach die Ge 
werkſchaft alten Rechts keine eigene Rechtsperſönlichkeit, ſo iſt 
als Partei in einem namens der Gewerkſchaft geführten 


nicht ſagen, daß das Urteil des RG. die Frage nach der Natur 
der altrechtlichen Gewerkſchaſt ihrer Löſung näher gebracht hätte. 
RA. Dr. R. Sfan, Berlin. 


B. Das RG. geht davon aus, daß die Gewerkſchaft alten 
Rechts keine juriſtiſche Perſon, ſondern nur eine Vereinigung von 
Miteigentümern des Bergwerks ſei. Daher ſei die Geſamtheit der 
Gewerken, alſo wenn alle Kuxe einem Eigentümer gehören, dieſer 
mit der Gewerkſchaft identiſch. Auf dieſe Weiſe kommt das NG. 
im Ergebnis auf die Anſchauung heraus, daß die Gewerkſchaft durch 
die Vereinigung aller Kuxe in einer Hand erlöſche und der ver 
bleibende Gewerke freies Bergwerkeigentum erlange, wiewohl es 
vorgibt, von einer Stellungnahme zu dieſer Frage abſehen zu wollen. 

Dieſe Ausführungen des NG. geben zu ſchweren Bedenken 
Anlaß. Die Gewerkſchaft alten Rechts iſt eine durch die Spezial 
vorſchriften des Bergrechts eigenartig geſtaltete Geſellſchaft von Mit 
eigentümern im Sinne des ALR. I, 17 Abſchn. 3, die annähernd 
als juriſtiſche Perſon bezeichnet werden kann (RG. 98, 183), da 
ſie nach den meiſten, aber nicht allen Richtungen hin als juriſtiſche 
Perſon behandelt wird (Arndt, AG., 9. Aufl., 1924, 108 und 
Anm. 1 zu § 226). Denn das Vergwerk und das Gewerlſchafts⸗ 
vermögen ſtehen nicht im Miteigentum der Gewerken, ſondern im 
Eigentum der Gewerkſchaft alten Rechts. Auch der alte Kur ill 
wie der neue ein ideeller Anteil am ganzen Gewerkſchaftsvermögen. 
Auch die Gewerkſchaft alten Rechts, nicht jedoch der einzelne Ge 
werke, wird durch die von ihrem Vertreter abgeſchloſſenen Geſchäfte 
berechtigt und verpflichtet, während die Gewerken nicht einmal 
ſubſidär für Gewerkſchaftsſchulden haften. Die Gewerkſchaft a. R. 
kann ferner als ſolche Eigentum erwerben, klagen und verklagt 
werden uſw. (Arndt, DSB. 1908, 1022 f.). Als juriſtiſche Perſon 
kann man ſie deswegen doch noch nicht anerkennen (a. A. Iſay, 
Anm. 1 zu 8 227 AB.), da die geſetzl. Beſtimmungen, aus denen 
die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaſt neuen Rechts folgt, für fie aus 
drücklich keine Anwendung finden und auch die Praxis dieſen Stand 
punkt eingenommen hat (ausdrückliche Verleihung der Rechtsfähig⸗ 
keit an Mansfeld !). Immerhin folgt aus dieſer beſonderen Stellung 
der Gewerkſchaft, daß ſie durch den übergang aller Kuze in eine 
Hand noch nicht ohne weiteres zu beſtehen aufhört (Arndt, 
Anm. 2 zu 8 227 UBS; Dernburg, BR. III, 521, Anm. 40; 
Iſay, Anm. 14 zu 8 227 AB.; Kurnau⸗Förſter, II, 537 
Denn 8 177, II, 6 AVR., „Korporationen und Kommunen dauern 
fort, wenn auch nur ein Mitglied vorhanden iſt“, muß für fie An. 
wendung finden. Auch könnte ſonſt der verbleibende Gewerke ohur 
Einhaltung des Sperrjahres uſw. frei über das Bergwerk verfügen, 
obwohl er den Glaubigern gegenüber nur in Höhe ſeiner Bereicherung 
für die (alten) Gewerkſchaftsſchulden verantwortlich iſt, da den G au 
bigern für dieſe nur das Gewerkſchaftsvermögen haftet (8 99 AG. - 

Bleibt alfo auch die Gewerkſchaft a. R. trotz der Vereinigung 
aller Kuxe in einer Hand beftehen, fo bedurfte es für dieſen Fall 
durchaus nicht der umſtändlichen Konſtruktion, daß der Kl. durch 
die Erteilung der Vollmacht an D. letzteren zum Generalrepräſen⸗ 
tanten der Gewerkſchaft beſtellt habe, da nach ſtändiger Praris bie 
Gewerkenverſammlung auch berechtigt iſt, die @emerfichaft nach 
außen zu vertreten (Say, Anm. 3 zu 8 111 A8). Der Kl., 
der am Abſchluß eines ſchuldrechtlichen Vertrages in keiner Weiſe 
gehindert war, konnte daher als alleiniger Inhaber aller Kuxe 
namens der Gewerkſchaft auch zu einer dinglichen Verfügung ſeine 
Zuſtimmung gemäß 8 185 BGB. erteilen. Außerdem lag eine Ge⸗ 
nehmigung ſeitens der Gewerkſchaft darin, daß ſie die Ausbeutung 
ihres Feldes ſtillſchweigend eine Reihe von Monaten hindurch 
zuließ. Der Kl. konnte daher den Vertrag, den er mit Zuſtimmung der 
Gewerkſchaft im eigenen Namen geſchloſſen hatte, auch ſelber im 
Falle der Nichterfüllung kündigen. 

Dem Erkenntnis, wenn auch nicht ſeiner Begründung, iſt daher 
zuzuſtimmen. 

Geh. u. Oberbergrat Prof. Dr. Arndt, Marburg a. d. Lahn. 
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Rechtsſtreit die Geſamtheit der Gewerken in ihrer ſich aus dem 
gemeinſchaftlichen Eigentum am Bergwerk ergebenden Zu⸗ 
ſammenfaſſung anzuſehen. Es würde daher keinen e 
Unterſchied bedeuten, ob lediglich die Gewerkſchaft als Parkei 
bezeichnet wird oder ob eine Anzahl namentlich aufgeführter 
Perſonen in ihrer Eigenſchaft als die Gewerken des betreffen⸗ 
den Bergwerks als Partei angegeben wird. Sofern alſo bei 
dem Übergange aller Kuxe an einen einzelnen Gewerken die 
Gewerkſchaft als fortbeſtehend anzuſehen wäre, würde darunter 
als berechtigtes Rechtsſubjekt nur dieſer Eigentümer der ge- 
ſamten Kuxe zu verſtehen fein, der demnach Alleineigentümer 
des Bergwerksvermögens wäre. Es kann daher keinesfalls 
als unſtatthaft angeſehen werden, daß in einem derartigen 
Falle der Kuxenbeſitzer in ſeiner Eigenſchaft als Alleineigen⸗ 
tümer des Bergwerks an Stelle der Gewerkſchaft als Prozeß⸗ 
partei bezeichnet wird. 5 

(U. v. 27. Sept. 1924; V 720/23. — Hamm.) [Sch.] 


38. 81 HPflG. Zum Begriff der „höheren 
Gewalt“. 7) 

Nach dem Plan des Bahnhofs Ückermünde führt von 
Jatznick dorthin eine eingleiſige Bahn, deren Gleis ſich bei 
der Einfahrt in die Station in zwei Hauptgleiſe 1 und 2 
gabelt. Kurz vorher zweigt nördlich ein Freiladegleis 
ab, das ſich in einer Länge von ungefähr 300 m neben 
dem Gleis 1 bis zum Empfangsgebäude hinzieht. Auf die— 
ſeim Freiladegleis ſtand der Güterwagen, bei dem die Mutter 
der Kl. zur Zeit des Unfalls mit dem Verladen von Ziegel- 
ſteinen beſchäftigt war. Sie hatte nach dem unangefochten 
gebliebenen Tatbeſtand des BU. ihre vier Kinder mitgebracht, 
die dort neben dem Wagen ſpielten. Als der Zug auf dem 
nur 5—6 m entfernten Hauptgleis 1 einfuhr, lief ihm die Kl. 
ſo plötzlich in den Weg, daß er nicht mehr rechtzeitig halten 
kounte. Die Bekl. bezeichnet das als höhere Gewalt (8 1 
RHPIG.), deren Folgen fie nicht zu vertreten habe. Das 
BG. hat dieſen Einwand zurückgewieſen. Denn — meint der 
Vorderrichter — bei dieſem Verladen der Ziegelſteine käme 
es immer vor, daß die dabei beſchäftigten Leute auch einmal 
zwiſchen den einzelnen Wagen hindurch auf ein Nachbargleis 
treten. Daher müſſe die Eiſenbahn, wenn die Abſperrung 
des Freiladegleiſes durch ein beſonderes Gitter nicht möglich 
ſei, beim Heranrollen eines Zuges zur Abhaltung der mit 
dem Verladen Beſchäftigten vom Einfahrtsgleis bei den Güter⸗ 
wagen des Freiladegleiſes einen Beamten aufſtellen, oder den 
Zug ſo lanſam einfahren laſſen, daß er auf kurze Entfer⸗ 
nungen zum Stehen gebracht werden könne. Ob hier die 
Pflichten der Eiſenbahn gegen die mit dem Aufladen be— 
ſchäftigten erwachſenen Perſonen, wie die Reviſion behauptet, 
überſpannt ſind, kann aus einem doppelten Grunde dahin⸗ 
geſtellt bleiben: es wurde nicht eine ſolche Perſon, ſondern 
ein Kind verletzt, und die Vorausſetzungen der „höheren Ge— 
walt“ ſind damit, daß der Eiſenbahn kein Verſchulden zur 
Laſt fällt, noch keineswegs erfüllt. Mit dem Unverſtand fo 
fleiner Kinder muß die Eiſenbahn rechnen. Eigenes Ver⸗ 
ſchulden des verletzten Kindes kommt hier nicht in Betracht 
(RG. 44, 30; 53,312; 54, 409; 59, 221); Gruch. 50, 1137). 

Zu 38. Die Gerichte haben wiederholt und ganz gleichmaßig 
die Anſicht vertreten, die Eiſenbahnverwaltung habe für einen Un⸗ 
fall einzuſtehen, deſſen letzte Urſache darin zu finden iſt, daß ihre 
Angeſtellten Bahnpolizeiwidrigkeiten nicht wirkſam verhindert oder 
gar ſtillſchweigend geduldet haben. Mit dieſer ungünſtigen Lage hat 
ſie zu rechnen und muß deshalb jene zu ganz beſonderer Aufmerk⸗ 
ſamkeit anhalten. Trotzdem wird man nicht verkennen. dürfen, daß 
es ſehr oft tatſächlich unausführbar ſein wird, jeder Übertretung 
die Spitze abzubrechen; wollte man dies in unſerem Falle erreichen. 
jo hätte man eine beſondere Aufſicht über die ſpielenden Kinder 
ſtellen müſſen, denn die der Eiſenbahnverwaltung angeſonnene Ab⸗ 
grenzung des Freiladegebietes von den übrigen Betriebsanlagen iſt, 
wenn auch techniſch ausführbar, ein tatſächliches Verkehrshindernis, 
im übrigen aber ebenſowenig durchgreifend wie die anderen vorge⸗ 
ſchlagenen Mittel auf längere Zeit vorzuhalten pflegen. An und für 
ſich betrachtet, iſt alſo der entſchiedene Fall ein ſchlagender Beweis 
dafür, daß die Ereigniſſe die Einrichtungen zu überholen oder zu 
nichte zu machen pflegen. Beachtet man aber nun noch den für die 
Eiſenbahnverwaltung ganz beſonders ungünſtigen Umſtand, daß 
es ſich um ein Kind handelt, das offenbar unter dem Drucke einer 
Gemütsbewegung — Furcht, Schrecken, Neugier — ſtand, ſo wird 
muff bie Verneinung der höheren Gewalt als richtig hinnehmen 
müſſen. 


Geh. RegR. Hanow, Frankfurt a. d. O. 
1) IM. 1906, 16. 49. Neg. S Br 
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Auch kann ſich die Bekl. der Kl. gegenüber nicht darauf be— 
rufen, daß die Mutter als geſetzliche Vertreterin ihre Auf— 
ſichtspflicht nicht erfüllt habe (RG. 62, 346 ff.). Daß höhere 
Gewalt vorlag, war von der Bekl. darzulegen und zu be⸗ 
weiſen. Sie war nur gegeben, wenn es auch bei Anwendung 
der äußerſten Sorgfalt nicht möglich war, das Hineinlaufen 
eines Kindes in die Bahnhofsanlage vorauszuſehen und ein 
Überfahren desſelben mit noch wirtſchaftlich erträglichen Mit- 
teln zu verhüten (RG. 101, 95). So Heine Kinder in fo ge- 
ringer Entfernung von den Bahnhofsgleiſen ſpielen zu laſſen, 
iſt ein Unfug, der um fo größer ift, wenn die einzige zur Auf- 
ſicht berufene Perſon mit dem Aufladen von Ziegelſteinen 
beſchäftigt iſt, und daher unmöglich ihre Aufmerkſamkeit un- 
ausgeſetzt den Kindern widmen kann. Deshalb war der Nach— 
weis der höheren Gewalt von vornherein auch darauf zu 
richten, daß die Bekl. das Mitbringen ſolcher Kinder zum 
Freiladegleis unmöglich vorausſehen und abwenden konnte. 
Sie hat aber weiter nichts vorgetragen und unter Beweis ge— 
ſtellt, als daß fie das Mitbringen von Kindern zum Frei 
ladegleis nicht geduldet habe. Das genügte nicht. Mit dem 
gelegentlichen Wegweiſen ſolcher Kinder war nicht alles getan, 
was geſchehen konnte. Es mußten von der Bekl. weitergehende, 
gegen das Eindringen von Kindern in den Güterbahnhof er 
griffene, den Erfolg verbürgende Maßnahmen nachgewieſen 
werden, und es mußte gezeigt werden, daß es unmöglich war, 
mit wirtſchaftlich erträglichen Mitteln mehr zu tun. Daß 
eine Mutter vier Kinder zum Freiladegleis mitbrachte, 
konnte nicht unbemerkt bleiben. Kam ein ſolches Mitbringen 
von Kindern, wenn es auch nicht geduldet wurde, wieder 
holt vor, dann mußte gegen die Eltern mit Strafanzeige 
(88 70 ff. d. Eiſenbahnbau- u. Betriebs O. v. 4. Nov. 1904, 
NOBT. 433) vorgegangen werden. Auch konnten die Sicher- 
heitspolizei, die Schulvorſtände und die Eigentümer der zum 
Bahnhof fahrenden Ziegelfuhrwerke zur Mitwirkung bei der 
Abſtellung dieſes Unfugs veranlaßt werden. War aber der 
Ladeverkehr der Ziegeleien in Ückermünde ein fo lebhafter, 
daß ſolche Maßnahmen nicht zum ſicheren Erfolge führten, 
dann blieb freilich nichts anderes übrig, als den Güter 
bahnhof gegen die Straße oder wenigſtens das Freiladegleis, 
wie das von dem Vorderrichter verlangt wurde, gegen das 
benachbarte Hauptgleis 1 für Kinder und andere zum Be 
treten das Bahnhofs nicht Berechtigte abzuſperren. Damit 
hat das BG. der Bell. nicht zu viel zugemutet. Daß fie der- 
artige Maßnahmen ergriffen habe, iſt von der Bekl. nicht vor- 
getragen worden. Auch hat ſie nicht etwa behauptet, daß ein 
ſolches Mitbringen von Kindern zum Freiladegleis vor dem 
Unfall nie ſtattgefunden habe, und daß im vorliegenden Fall 
zwiſchen der Ankunft der Kinder beim Freiladegleis und dem 
Eintreffen des Zuges etwa ſo wenig Zeit verfkoſſen ſei, daß 
die Anweſenheit der Kinder auch bei Anwendung der äußerſten 
Sorgfalt nicht rechtzeitig wahrgenommen werden konnte. 
Daher iſt der Einwand der höheren Gewalt unbegründet 
(U. v. 29. Sept. 1924; 52/24 IV. — Stettin.) Ka.) 


* 39. Transportverſicherung. Der Begriff des 
Unfalls des Transportmittels geht über den des 
Eiſenbahnunfalls hinaus und iſt nicht auf den 
eigentlichen Betriebsunfall beſchränkt.]J 7) 

Nach § 1 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen trägt 
die Bekl. alle Gefahren, welchen die verſicherten Güter wäh- 


Zu 39. Gegen das Erkenntnis als ſolches iſt m. E. nichts zu 
ſagen. Dagegen muß lebhaft Einſpruch erhoben werden gegen die 
Gleichſtellung des Begriffs „Unfall“ i. S. der See- und Trausport⸗ 
verſicherung mit „Unfall“ i. S. der Unfallverſicherung. 

Bei der Unfallverſicherung iſt „Unfall“ ein ſtreng techniſcher, 
mit feſtem Inhalt ausgeſtatteter Begriff, deſſen Vorhandenſein in 
jedem einzelnen Fall die Vorausſetzung für die Erſatzpflicht des 
Verſichereres bildet und damit die Grundlage der ganzen Verſiche⸗ 
rungsart, welche als „Unfallverſicherung“ bezeichnet wird. 

Dagegen bei der See⸗ und Transportverficherung iſt das Wort 
„Unfall“ nichts weiter als ein ſprachliches Mittel, um alle mög⸗ 
lichen ſchädigenden Ereigniſſe in einem Ausdruck zuſammen⸗ 
zufaſſen, von denen der verſicherte Gegenſtand (Transportmittel oder 
transportierte Güter) betroffen werden kann oder betroffen 
wur de (ſo HGB. 88 818 (861 i. f.), 821 Ziff. 3, 850 JI Ziff. 1 u. 2, 
882 Ziff. 3; Allg. See⸗VerſBed. 8 86 II; ſtatt deſſen gelegentlich 
auch „Seeunfall“, § 851 II neben „Unfällen“ 8 851 III), und im letz⸗ 
teren Falle kann daher auch ein ganz beſtimmtes Ereignis gemeint 
fein, z. B. eine eingetretene Strandung (Allg. See VerſBed. 8 114 1IL). 
Ein „Unfall“ in dieſem Sinne liegt unter Umſtänden ſogar dann 
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rend der Dauer der Verſicherung ausgeſetzt ſind, ſoweit nicht 
durch die nachfolgenden Beſtimmungen ein Anderes vereinbart 
worden iſt. Sie trägt insbeſondere die Gefahr der Elementar⸗ 
ereigniſſe und Eiſenbahnunfälle, wie Feuer, Exploſion, Blitz, 
Erdbeben, Überſchwemmung, Zuſammenſtoß von Eiſenbahn⸗ 
wagen und dgl., die Gefahr des Abhandenkommens, Dieb- 
ſtahls und der Beraubung ...“ Nach 82 erſetzt die 
Verſicherungsgeſellſchaft nicht „den durch die natürliche Be⸗ 
ſchaffenheit der Güter, namentlich durch Bruch, Roſt, Un⸗ 
geziefer, inneren Verderb, Selbſtentzündung, Leckage, Aus⸗ 
trocknung und Verſtreuung, ſowie durch Witterungsein⸗ 
flüſſe, oder durch unzwecknäßige Verpackung und mangel- 
hafte Faſtage oder Emballage, enkſtandenen Schaden, noch die 
zur Verhütung desſelben aufgewendeten Koſten, es ſei denn, 
daß dieſer Schaden die erwieſene Folge eines dem Trans⸗ 
portmittel zugeſtoßenen Unfalles oder einer höheren 
Gewalt iſt“. Nun iſt der Schaden an der Eierſendung dadurch 
entſtanden, daß infolge Beſchädigung der Eiſenbahnwagen 
Schmelz⸗ und Regenwaſſer eingedrungen iſt, das Verpackungs⸗ 
ſtroh durchnäßt und vereiſt und den Verderb des größten 
Teiles der Eier herbeigeführt hat. Außerdem waren im 
Wagen Nr. 64806 10 Eierkiſten erbrochen und eines Teiles 
ihres Inhalts beraubt. Die Beſchädigung der Wagen beſtand 
darin, daß an beiden Wagen die Dachtücher zerriſſen waren, 
in je einem Dachbrett befanden ſich Löcher von 4 30 und 
11 18 em Größe, am Wagen Nr. 64806 waren bei ber 
Bremshütte einige Bretter herausgeſägt. Dem BG. iſt darin 
beizutreten, daß nach $1 der allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen die Bekl. den durch Diebſtahl entſtandenen Schaden zu 
erſetzen hat. Inſoweit erhebt die Reviſion auch keine Angriffe. 
Ihr Angriff richtet ſich vielmehr nur gegen die Auslegung des 
$2 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen, namentlich 
dagegen, daß der Vorderrichter in der Beſchädigung der 
Wagen durch unbefugte Dritte einen „dem Transportmittel 
zugeſtoßenen Unfall“ im Sinne dieſer Beſtimmung erblickt 
hat. Die Auslegung der allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen unterliegt nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. Der 8 2 verträgt 
nicht die Auslegung, daß die Bekl. den durch Witterungs⸗ 
einflüſſe verurſachten Schaden ſtets dann zu erſetzen hat, wenn 
irgendein anderer Umſtand die Beſchädigung des verſicherten 
Gutes durch die Witterungseinflüſſe erſt ermöglicht oder be- 
günſtigt hat. Vielmehr bringt er klar zum Ausdruck, daß 
nur dann die Geſellſchaft haftet, wenn der durch die Witte 
rungseinflüſſe entſtandene Schaden die Folge ganz be⸗ 
ſtimmter Umſtände, nämlich eines dem Transportmittel zu 
geſtoßenen Unfalls oder einer höheren Gewalt iſt. Höhere 
Gewalt kommt hier nicht in Betracht. Die Entſcheidung hängt 
alſo davon ab, ob nach den getroffenen Feſtſtellungen, alſo 
in der Beſchädigung der Wagen durch unbefugte Dritte, ein 
dem Transportmittel zugeſtoßener Unfall zu ſinden iſt. 
Die Frage iſt zu bejahen. Zunächſt deckt ſich der Begriff des 
„dem Transportmittel zugeſtoßenen Unfalls“ nicht ganz mit 
dem Begriffe des „Eiſenbahnunſalls“. Transportmittel ſind 
nicht nur die Eiſenbahnwagen, ſondern auch die Beförde⸗ 
rungsmittel, mit denen die Güter bei einer Umladung von 
Eiſenbahnwagen zu Eiſenbahnwagen geſchafft werden. Der 
Eiſenbahnunfall iſt alſo nur eine der Arten der Unfälle, 
welche dem Transportmittel zuſtoßen können. Aber auch der 
Begriff des Eiſenbahnunfalls würde nicht ſo eng zu faſſen 
ſein, daß nur die eigentlichen Betriebsunfälle (Zuſammen— 


vor, wenn durch das damit bezeichnete Ereignis ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gar nicht begründet wird (VVG. § 146, Allg. See BerfBer. 
$ 40); daher kann der Ausdruck „Verſicherungsfall“ hier keine Ver⸗ 
wendung finden, der ſonſt bei den entſprechenden Vorſchriften aus 
derer Verſicherungsarten üblich iſt (VVG. 88 92, 153, 171), ſogar bei 
der wirklichen Unfallverſicherung (VVG. § 182). 

Das Ereignis, welches bei der See⸗ und Trausportverſicherung 
mit vielen anderen unter den Ausdruck „Unfall“ fällt, iſt in der 
Regel, aber nicht notwendig ein außergewöhuliches, d. h. ein ſolches, 
welches bei normalem Verlauf des Unternehmens nicht einzutreten 
pflegt, es braucht auch kein plötzliches zu ſein. Ebenſowenig ein 
„von außen auf die verſicherten Gegenſtände einwirkendes“; wenn 
3.8. die Reiſe durch ein Ereignis („Unfall“), für deſſen Folgen 
der Verſicherer laut Geſetz oder Police an ſich haftet, z. B. durch Krieg 
oder Verfügung von hoher Hand, ungewöhnlich verzögert wird, ſo hat 
der Verſicherer auch für den Schaden aufzukommen, welcher durch die na⸗ 
türliche Beſchaffenheit der verficherten Güter, z. B. inneren Verderb, ver⸗ 
urſacht wird (HGB. 8 821 Ziff. 3). Überhaupt aber können die Par⸗ 
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ſtöße, Entgleiſungen und dgl.) darunter fielen. Der Begriff 
des Unfalls iſt bei der Transportverſicherung kein anderer, 
als bei der Perſonenunfallverſicherung. Verſicherungsrecht⸗ 
lich verſteht man darunter jede Beſchädigung, die durch ein 
unfreiwilliges, plötzlich von außen her auf den Körper einer 
Perſon oder eine Sache einwirkendes Ereignis herbeigeführt 
wird. Weſentlich iſt alſo, daß ohne oder gegen den Willen 
der an der Verſicherung Beteiligten, von außen her, plötzlich 
die ſchädigende Wirkung eintritt. Dieſe Begriffsmerkmale des 
Unfalls ſind ſämtlich gegeben, wenn unbefugte Dritte das 
Transportmittel beſchädigt haben. Die Unfreiwilligkeit iſt 
dann ebenſowenig ausgeſchloſſen, wie wenn jemand durch 
Aufreißen der Schienen oder Anbringung von Hinderniſſen 
auf dem Bahngleis willentlich einen Zug zum Entgleiſen 
bringt. Für den Begriff der Unfreiwilligkeit kommt es nicht 
auf den Willen des dritten unbefugten Täters an. Die Be 
ſchädigung von Eiſenbahnwagen durch unbefugte Dritte iſt 
auch ein von außen her wirkendes Ereignis. Schließlich iſt 
auch, wie das NG. bereits dargelegt hat (RG. 97, 189), der 
Begriff der Plötzlichkeit nicht dahin auſzufaſſen, daß das 
Ereignis notwendig augenblicklich, mit Schnelligkeit, ſchadi 
gend eingewirkt hat, ſondern „Plötzlichkeit“ liegt auch ſchon 
dann vor, wenn die Einwirkung erſt in ihrer einen ver 
hältnismäßig kurzen Zeitraum umfaſſenden Fortſetzung die 
Beſchädigung herbeigeführt hat, ſofern nur dieſe Wirkung 
überraſchend, unerwartet, unvorhergeſehen eingetreten iſt. Da- 
nach würde es z. B. keinen Unterſchied bedeuten, ob der un⸗ 
befugte Täter mit einigen Axthieben Löcher in einen Eiſen. 
bahnwagen ſchlägt, oder ob er ſie mit Bohrer oder Säge oder 
mit ſonſtigen langſamer arbeitenden Werkzeugen hgerſtellt. 
Hiernach iſt die Anbringung von Löchern in den Wagen 
durch unbefugte Dritte, als ein dem Transportmittel zu 
geſtoßener Unfall im Sinne des $ 2 der allgemeinen Ver— 
ſicherungsbedingungen aufzufaſſen. 
(U. v. 25. Nov. 1924; 171/24 VI. — Nürnberg.) [Ku 


40. 8137, 297 3 PO. Berufungsſum me. — Über 
die Berufungsſumme kann erſt nach Verleſung 
der Anträge verhandelt werden.] 

Im Mai 1920 find der Kl., die im Haufe des Bekl. eine 
Stube gemietet hatte, nach ihrer Behauptung durch Ver 
ſchulden des Bekl. 89 Gegenſtände (Wäſcheeinrichtungs⸗ und 
Gebrauchsgegenſtände), deren Geſamtwert ſie in der Klage 
auf 12813 % angegeben hat, teils abhanden gekommen und 
teils beſchädigt und unbrauchbar gemacht worden. Die Klage 
iſt im Juni 1922 erhoben und auf Verurteilung des Bekl. 
zur Bezahlung von 12 813% gerichtet. Das LG. hat fie mit 
Urteil v. 18. Juni 1923 abgewieſen, weil die Klagebehaup⸗ 
tungen nicht bewieſen ſeien. Gegen dieſes Urteil hat die Kl. 
mit Schriftſatz v. 17. Aug. 1923, der keinen Antrag enthält, 
Berufung eingelegt. In einem weiteren Schriftſatz vom 28. 
gleichen Monats hat ſie um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumnis der Berufungsfriſt nachgeſucht. 
Zwei weitere Schriftſätze der Kl. v. 12. Dez. 1923 und 
86. Febr. 1924 enthalten eine ziffermäßige Anderung des ur⸗ 
ſprünglichen Klagantrags: im zweiten wurden 382,20 Renten- 
mark verlangt. Am 24. März 1924 kam die Sache im zwei 
ten Rechtszuge zur Verhandlung. Nach dem Sitzungsprotokoll 
wurde „die Verhandlung auf die Zuläſſigkeit der Berufung 
beſchränkt“. Der Vertreter der Kl. „verlas den Antrag — 
auf Wiedereinſetzung der Kl. — aus dem Schriftſatz vom 


teien, unbeſchadet des Beſtehens einer See- oder Transportverſiche⸗ 
rung, alle jene angeblich zur Charakteriſtik eines ſchädigenden Ereig⸗ 
niſſes als eines „Unfalls“ erforderlichen Momente durch Verein⸗ 
barung ausſchließen; wenn fie dagegen bei eiuer Unfallverſicherung 
die für den Begriff „Unfall“ charakteriſtiſchen Momente ausſchließen 
wollten, fo bliebe eben gar nichts übrig, das Vereinbarte wäre keine 
Unfallverſicherung mehr. 

Beiläufig ſei noch bemerkt, daß der Wortlaut des 8 2 der B.⸗ 
dingungen, auf den ſich das Urteil ſtützt, der Logik entbehrt, denn 
„ein dem Transportmittel zugeſtoßener Unfall oder eine höhere Ge⸗ 
walt“ bildet keine logiſche Alternative, da auch ein dem Transport- 
mittel zugeſtoßener Unfall auf höherer Gewalt beruhen kaun. Gemeint 
iſt, daß einer der im § 2 aufgezählten Schaden an den Gütern, falls 
er erwieſenermaßen die Folge einer höheren Gewalt iſt, den Ver⸗ 
ſicherer ſtets erfagpflichtig macht; anderenfalls auch ſchon, falls er 
die Folge eines dem Transportmittel zugeſtoßenen Ereigniſſes („Un⸗ 
falls“) iſt. 

Geh. IR. Prof. Dr. Victor Ehrenberg, Göttingen. 


28. Aug. 1923“. „Hierauf verhandelten die Anwälte über 
den Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand und 
die Zuläſſigkeit der Berufung überhaupt“. Sodann erging 
ein Urteil, das die Berufung der Kl. als unzuläſſig zurück⸗ 
weiſt, ohne die Frage der Rechtzeitigkeit der Rechtsmittel⸗ 
einlegung zu entſcheiden. Ihre Reviſion hatte Erfolg. Der 
ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtands (8 547 
Nr. 1 ZPO.) zuläſſigen Reviſion war der Erfolg nicht zu 
verſagen. Der Vorderrichter hat die Berufung der Kl. als 
unzuläſſig verworfen, weil der Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zur Zeit der Berufungseinlegung nicht mehr als 
30 000 % betragen habe (§ 20 Abſ. 1 der BRVO. zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte v. 9. Sept. 1915, RGBl. 566, mit 
Art. III Nr. 1 des zweiten Entlaſtungsgeſetzes v. 27. März 
1923, RGBl. 218). Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Der 
Umfang des Beſchwerdegegenſtands bemißt ſich für die Be⸗ 
rufungsinſtanz nach den im zweiten Rechtszuge in der letzten 
mündlichen Verhandlung verleſenen Anträgen, wogegen aller⸗ 
dings der Wert des ſo beſtimmten Beſchwerdegegenſtandes, 
ſofern er ſich nicht, wie hier, ohne weiteres aus dem Betrag 
der Forderung ergibt (RG. 34, 419), nach dem Zeitpunkt 
der Berufungseinlegung zu berechnen iſt (RG. 107, 55; 76, 
292 ff; Komm. z. BRVO. v. 9. Sept. 1915 von Lothar 
v. Seuffert § 20 Anm. 1, b und von Trendelenburg 
§ 20 Anm. 4, 5b; JW. 1900, 47; 8 4 3PO. n. F., RGBl. 
1922, 570 Art. II Nr. 1). Die in der Klage v. 13. Juni 1922 
als Werterſatz berechnete Summe von 12813 % lounte von 
der Kl. — im Gegenſatz zur Reviſionsinſtanz — im zweiten 
Rechtszuge aus dem Geſichtspunkt des Verzugsſchadens 5 288 
Abſ. 2 BGB.) oder zur Herſtellung des früheren Zuſtands 
(8 249 BGB.) ohne Einwilligung des Gegners der fortſchrei⸗ 
tenden Geldentwertung entſprechend ziffermäßig erhöht wer⸗ 
den (8 268 Nr. 2, § 529 Abſ. 2 ZPO.) Daran war durch 
§ 20 Abſ. 1 der BRVO. v. 9. Sept. 1915 nichts geändert 
worden. Der erhöhte Antrag konnte ebenſogut aus einem 
ſpäteren Schriftſatz, wie aus dem die Berufungseinlegung 
enthaltenden verleſen werden. Iſt die Kl., wie von der Revi⸗ 
ſion behauptet und weder durch das Sitzungsprotokoll, noch 
durch den Tatbeſtand des angefochtenen Urteils widerlegt 
wird, in der Berufungsverhandlung v. 24. März 1924 zur 
Verleſung oder Inbezugnahme ihres im Schriftſatz v. 26. Febr. 
1924 angekündigten Antrags nicht zugelaſſen und überhaupt 
kein Antrag zur Sache geſtellt worden, ſo kann durch dieſen 
verfahrensrechtlichen Verſtoß gegen 88 137 Abſ. 1, 297 Abſ. 1 
und 4 ZPO. die Verwerfung des Rechtsmittels wegen Feh⸗ 
lens der Berufungsſumme nicht gerechtfertigt werden. Ohne 
Verleſung des Berufungsantrags war ein Verhandeln über 
die Berufungsſumme nicht möglich. Für die Reviſionsinſtanz 
muß unterſtellt werden, daß die Kl., wenn ſie zur Antrag⸗ 
ſtellung zugelaſſen oder gegebenenfalls veranlaßt worden wäre, 
die Verurteilung des Bekl. zur Bezahlung von 382,20 Gold⸗ 
mark verlangt hätte, womit dann ein Beſchwerdegegenſtand 
gegeben war, deſſen Wert nach dem Währungsſtand v. 17. Aug. 
1923 weit mehr als 30000 % betrug. Daß die Kl. dieſe ziffer⸗ 
mäßige Erweiterung des urſprünglichen Klagantrags etwa im 
Widerſpruch zu ihrem ſonſtigen Vorbringen und nur zu dem 
Zweck vorgenommen habe, um die geſetzliche Berufungsſumme 
zu erreichen (RG. 34, 417), iſt nicht erſichtlich. Ob die Vor⸗ 
ſchrift des Art. IV Abſ. 2 Satz 2 der weiteren EntlVO. vom 
13. Dez. 1923 (RG Bl. 1187), wonach eine nach der Rechts⸗ 
mitteleinlegung eingetretene Geldentwertung den Wert des 
Beſchwerdegegenſtands nicht erhöhen kann, auf bereits an⸗ 
hängige Rechtsſachen auch in Anſehung der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels Anwendung findet, iſt zweifelhaft. Aus den auf 
die Gebührenberechnung beſchränkten Beſtimmungen des Ar⸗ 
tikel V der VO. ſcheint fi das Gegenteil zu ergeben. Aber 
jedenfalls hat im vorliegenden Fall der nach dem Währungs⸗ 
ſtand v. 17. Aug. 1923 zu bemeſſende Wert des aus dem 
Berufungsantrag v. 26. Febr. 1924 zu entnehmenden Be⸗ 
ſchwerdegegenſtands an jenem Tage auch ohne die nach⸗ 
her eingetretene weitere Geldentwertung erheblich mehr als 
30000 % betragen. 
(U. v. 10. Nov. 1924; 329/24 IV. — Breslau.) (Ka. 


41. 5945 3 POO.; 8 839 BGB.; 8 131 RVerf. Das 
Reich haftet nicht wegen objektiv unberechtigter 
Vollziehung von Steuerarreſten. 8945 3 PO. iſt 
für das Gebiet der Reichsabgabenordnung nicht 
anwendbar. Das Reich haftet auch nicht aus 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


einem dieſer Beſtimmung gleichen allgemeinen 
öfſentlich⸗ rechtlichen Rechtsgedanken.] f) 
(RGeEntſch. v. 6. Nov. 1923; 344/23 III.) 

Abgedruckt in JW. 1924, 540. 


Zu 41. A. Das Urt. des RO. iſt jetzt ausführlicher in dem nen 
erſchienenen 108. Bd. der Entſch. in ZS. abgedruckt (RG. 108, 253). 
Es iſt deswegen von beſonderer Bedeutung, weil es zu der grund- 
legenden Frage, inwieweit der Staat bei unberechtigten Eingrifſen 
hoheitlicher Art in Privatrechte haftet, Stellung nimmt. Nach den 
Ausführungen des RG. iſt demnach bei Verletzung von Privatinter 
eſſen durch Ausübung von Hoheitsrechten zu unterſcheiden, ob ſie ſub 
jektiv ſchuldhaft durch Behörden und Beamte erfolgen oder nicht. Nur 
im erſten Falle beſteht auf Grund des Art. 131 RV. eine reſtloſe Ver⸗ 
pflichtung des Staates zum Schadenserſatz. Anders iſt es jedoch, wenn 
nur objektiv durch die Ausübung des Hoheitsrechts ein Privatintereſſe 
verletzt iſt. Gerade weil ein Rechtsſatz über die Haftpflicht des Fiskus 
in ſolchen Fällen nicht beſteht, iſt bei nur objektiv unrechtmäßigen 
— ebenſo wie bei rechtmäßigen — Eingriffen der Staatsgewalt 
in Privatrechte die Haftpflicht des Staates nicht gegeben, es ſei 
denn, daß in einzelnen Geſetzen durch poſitive Rechtsnorm eine 
ſolche Verpflichtung zum Schadenserſatz für den Staat feſtgeſetzt 
worden iſt. Wenn alſo eine vorſätzliche oder fahrläſſige Amtspflicht⸗ 
verletzung nicht in Frage ſteht, wird bei lediglich objektiv unrecht. 
mäßigen wie bei rechtmäßigen Eingriffen der Staatshoheit immer 
zu prüfen ſein, ob durch eine poſitive Rechtsnorm in einem Geſ. lin 
materiellem Sinne) die Schadenserſatzpflicht des Staates feſtgelegt iſt. 

Dieſe Ausführungen beziehen ſich natürlich nur auf die mate⸗ 
rielle Frage der Haftpflicht. Die formelle Frage, in welcher Weiſe 
eine ſolche Haftpflicht geltend gemacht werden kann, insbeſ. ob der 
ordentliche Rechtsweg gegeben iſt, iſt davon geſondert zu entſcheiden 
Da der ordentliche Rechtsweg nach § 13 des GVG. nur für bürger⸗ 
lichrechtliche Streitigkeiten gegeben iſt, ſoweit für dieſe nicht Ver 
waltungsbehörden, Verwaltungsgerichte oder beſondere Gerichte zu, 
gelaſſen ſind, kann auf Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung wegen der 
Ausübung eines Hoheitsrechts niemals die Zuſtändigkeit der ordent 
lichen Gerichte in Anſpruch genommen werden, und zwar auch dann 
nicht, wenn die Zuſtändigkeit der anderen genannten Behörden, ins 
def. der Verwaltungsgerichte, nicht begründet iſt. Denn auch die im 
§ 13 des GVG. vorgeſehenen Ausnahmen beziehen ſich nur auf bür 
gerlichrechtliche Streitigkeiten. Danach erſcheint der ordentliche Rechts 
weg ebenſo wie der Verwaltungsrechtsweg bei hoheitlicher Betätigung 
nur inſoweit begründet, als dies durch poſitive geſetzliche Beſtim 
mung im Einzelfalle vorgeſehen iſt, wie dies bei ſubjektiv⸗ſchuld 
hafter unrechtmäßiger Verletzung von Privatintereſſen bezüglich des 
ordentlichen Rechtsweges durch Art. 131 Abſ. 1 Satz 3 RV. beſtimmt, 
im m in zahlreichen Einzelgeſetzen beſonders geregelt wor⸗ 
den iſt. 


OberRegR. Dr. Martin Löwenthal, Berlin. 


B. Die Abweiſung der Klage in allen Inſtanzen hat RA. Dr. 
Homburger (Frankf. Ztg. Nr. 852 v. 13. Nov. 1924) veranlaßt, 
„von der Rechtloſigkeit des Steuerſchuldners“ zu ſpre 
chen und nötigen Falles eine ſchleunige geſetzliche Anderung zu 
empfehlen. 

Daß das Erkenntnis des RG. in ſeinem Ergebnis denkbar un 
erfreulich iſt, darüber kann kein Zweifel ſein. Es fragt ſich aber, ob 
die derzeitige geſetzliche Regelung nicht eine dem durch 


unberechtigte Maßnahmen des Reichsruinierten Kläger günſtige 
Entſcheidung zugelaſſen hätte. Ich möchte die Frage bejahen. 


Man wird dem NG. inſoweit beipflichten müſſen, als es eine 
Haftung des Reichs aus Art. 131 der RV. ablehnt. Im vorl. Fall 
ergeben ſich für ein Verſchulden von Steuerbeamten keine Anhalts⸗ 
punkte; die erdrückende Mehrzahl aller vorkommenden Fälle wird in 
dieſer Beziehung gleich liegen, jedenfalls wird der Nachweis eines 
Verſchuldens, den Art. 131 erfordert, wohl immer unmöglich fein. 

Zutreffend iſt auch die Begründung, mit welcher das RG. die 
Frage verneint, ob nicht etwa in 8351 Abſ. 2 RAbgoO. auf den 
8 945 ZPO. Bezug genommen ſei. Hierzu bemerkt RG.: 

„Er euthält aber auch ſachlich keine Verfahrensvorſchrift über 
den Arreſtvollzug, ſondern eine materiellrechtliche Beſtimmung über 
die Haftung des Arreſtgläubigers für Schäden, welche ſich aus der 
Vollziehung eines zu Unrecht erwirkten Arreſtes für den Schuldner 
ergeben. Mit dieſer Frage beſchäftigt ſich aber 8 351 RAbgoO. über⸗ 
haupt nicht.“ Auch dies trifft zu. § 945 ift eine materiell- 
rechtliche Vorſchrift, die ihrer ſyſtematiſchen Stellung nach 
unter die 88 823 ff. BGB. einzureihen wäre. Aber damit iſt die 
vom RG. aus dieſer Tatſache gezogene Folgerung noch nicht zu— 
treffend. Das wird unten zu zeigen ſein. 

Grundſätzlich irrig ſcheint mir zu fein, daß das RG. 
nicht, wie es nach dem Wortlaut des Geſetzes und dem Weſen 
der Sache nötig wäre, trennt zwiſchen der Anordnung 
und der Vollziehung des Arreſtes. Erſtere iſt ihrem Cha⸗ 
rakter nach eine ſtaatliche Tätigkeit richterlicher Natur, letztere eine 
von der Anordnung völlig unabhängige, im Belieben des Gläubigers 
ſtehende Maßnahme, auch wenn der Staat als Gläubiger nicht als 
Subjekt des Privatrechts, ſondern als Träger der Steuerhoheit auf⸗ 
tritt. Schon aus Stellung und Faſſung des die 88 351—353 um⸗ 
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42. 8 4b Preuß StempStG. Die Stempel⸗ 
freiheit einer zugunſten eines Zollpflichtigen 
ausgeſtellten Bürgſchaftsurkunde iſt nicht da⸗ 
von abhängig, daß fie als abgegeben für eine 
Schuld aus Zollkredit erkennbar iſt.]J f) 

Gemäß 8 4b find Urkunden ſtempelfrei, welche ... wegen 
Einziehung öffentlicher Abgaben und überhaupt wegen Lei⸗ 
ſtungen an den Fiskus des Deutſchen Reiches oder des preu⸗ 
ßiſchen Staates infolge allgemeiner Vorſchriften aufgenommen 
oder beigebracht werden müſſen, ſofern ſie allein zu dieſem 
Zwecke dienen. Das BG. hat die Anwendbarkeit des $ 4b 
verneint, weil ſich aus der zugunſten des Kl. ausgeſtellten 
Bürgſchaftsurkunde die Tatſachen, worauf ſich die Befreiung 
ſtützen ſoll, nicht erſehen laſſen, das ſei aber gemäß 8 3 
PreußStenp&t®. erforderlich, wonach die Stempelpflichtig⸗ 
keit einer Urkunde ſich nach ihrem Inhalte richtet. Nun iſt 
zwar zuzugeben, daß die Urkunde nicht die Tatſache enthält, 
daß für eine Schuld aus Zollkredit eingeſtanden werden ſoll. 
Aus ihr ergibt ſich auch nicht, daß die in ihr verſprochene 
Leiſtung auf Grund allgemeiner Vorſchriften als 


ſpannenden vierten Titels in dem fünften Abſchnitt der RAbgO. er- 
gibt ſich, daß 8 351 den „Arreſt“ als gegebenen Begriff voraus⸗ 
ſetzt. Er enthält lediglich Verfahrensvorſchriften. Was 
zunächſt die Anordnung des Arreſtes anlangt, fo wird dieſe dem 
ordentlichen Richter entzogen und dem Fin A. übertragen. 
Die Entſtehungsgeſchichte der RAbgoO. zeigt, warum dies geſchah; fie 
beweiſt aber noch nichts für die Richtigkeit des reichsgerichtlichen 
Urteils. Aus ihr geht hervor, daß ſich die Kommiſſion zur Beratung 
des Entwurfs der RAbgᷣO. mit der Übertragung der Anordnung des 
Arreſtes an Verwaltungsbehörden nicht befreunden konnte und des⸗ 
halb wünſchte, es möchte die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
hierfür wieder hergeſtellt werden in der Art, daß von den Finanz⸗ 
behörden bei dem Gericht „das Arreſtverfahren nach Maßgabe der 
ZPO. zu beantragen“ ſei. Dem widerſprach die Regierung und 
man kam ſchließlich dahin, unter Schaffung eines Inſtanzenzugs 
zur Nachprüfung der Anordnung eben dieſe Anordnung dem 
Fin A. zu übertragen. Der Gang der Entwicklung war alſo doch der, 
daß an Stelle des von der Kommiſſion gewünſchten ordentlichen Ge⸗ 
richts, demgegenüber das Fin A. nur Antragſteller hatte ſein ſollen, 
nun das Finanzamt ſelbſt dieſe richterliche Funktion 
der Anordnung übernahm. Die Anordnung hat aber 
mit der Vollziehung gar nichts zu tun, ſo daß es ſachlich 
durchaus belanglos iſt, ob nun Gericht oder Fin A. die für die An⸗ 
ordnung zuſtändige Stelle wurde. Es läßt ſich alſo daraus, wie 
die Formalien der Anordnung des Arreſtes geregelt ſind, nichts 
für die Geſtaltung der Formalien und der ſachlichen Konſequenzen 
der Vollziehung folgern. Die Vollziehung geſchieht in der⸗ 
ſelben Weiſe wie bei anderen Gläubigern, wie überhaupt das Reich 
als Steuergläubiger grundſätzlich die gleiche Stellung einnimmt 
wie — bevorrechtigte — ſonſtige Gläubiger; die Tatſache, daß der 
Urſprung der Steuerſchuld aus dem öffentlichen Recht abzuleiten 
iſt, kann nichts hiergegen beſagen. Für dieſe Vollziehung aber ſind, 
wie das aus 8 351 Abſ. 2 zweifelsfrei hervorgeht, nur Verfa h⸗ 
rens vorſchriften gegeben. Demgemäß brauchte über die mate⸗ 
riellrechtlichen Folgen einer unberechtigten Vollziehung gar nichts 
geſagt zu werden. Ein evtl. beſtehender Anſpruch gegen den Gläu⸗ 
biger aus der Vollziehung iſt ein ſolcher des Zivilrechts. Durch nichts 
iſt die Auffaſſung des RG. begründet, daß die Folgen der ungerecht⸗ 
fertigten Anordnung und Vollziehung eines Steuerarreſtes lediglich 
nach öffentlichem Recht zu beurteilen ſind. 

Die Judikatur zu 8 945 weiſt ſchon auf die Notwendigkeit einer 
Trennung zwiſchen Anordnung und Vollziehung hin. Von einer 
Schadenserſatzpflicht, die auf der Anordnung des Arreſtes be⸗ 
ruhte, ſpricht 8 945 gar nicht; er behandelt allein den Fall 
der Vollziehung eines angeordneten Arreſtes und 
regelt den Erſatz des Schadens, der durch dieſe entſteht. Die Voll⸗ 
ziehung iſt aber lediglich Sache des Gläubigers. Mit ihr und ihren 
materiellrechtlichen Folgen hat ſich aber, wie RG. zutreffend be⸗ 
merkt, die Verfahrens vorſchrift des 8 351 überhaupt nicht be⸗ 
ſchäftigen wollen. 

Der aus dem Geſagten zu ziehende Schluß iſt alſo der, daß, 
wenn das Reich als Arreſtgläubiger in bezug auf die materiellrecht⸗ 
lichen Wirkungen einer Arreſtvollziehung anders behandelt 
werden ſollte wie jeder andere Arreſtgläubiger, das beſonders hätte 
zum Ausdruck kommen müſſen. Dies iſt auch die Anſicht des 
RFH. in dem vom RG. zitierten Gutachten, wo ausgeführt wird, 
daß die Schutzvorſchriften der ZPO. auf den Arreſt der 
RAbgO. zu übertragen feien, es ſei denn, daß aus der 
NAD. ſelber etwa Gegenteiliges zu entnehmen wäre. 
Dafür, daß der RF. in dieſem Gutachten die bedeutſamſte Schuld⸗ 
nerſchutzvorſchrift des 8 945 ZPO. gerade von der ſinngemäßen 
Übertragung auch auf das Arreſtverfahren der RAbgᷣO. hätte ausneh⸗ 
men wollen, für die Richtigkeit einer ſolchen Auffaſſung des RG. 
fehlt es an jedem Anhaltspunkt. 

Die ſinngemäße Anwendung des 8 945 3PO auch 
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Leiſtung an den Reichsfiskus beurkundet werden mußte, und 
daß die Urkunde allein dieſem Zwecke dient. Dieſe beiden 
letzteren Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des $ 4b 
brauchen aber nicht ausdrücklich beurkundet zu ſein; es ge⸗ 
nügt vielmehr, wenn ſich aus den allgemeinen Vorſchriften 
der Finanzverwaltung ergibt, daß die Urkunde aufgenommen 
oder beigebracht werden mußte, und daß ſie nur dieſem 
Zwecke dient. Wenn es ſich ferner um eine Befreiungsvor⸗ 
ſchrift handelt, die im öffentlichen Intereſſe gegeben iſt, jo 
hat das RG. bereits in einer Reihe von Entſcheidungen aus⸗ 
geſprochen, daß es genügt, wenn ſich ihre Erforderniſſe ob⸗ 
jektiv feſtſtellen laſſen, mag ſich auch ihr Vorhandenſein nicht 
unmittelbar aus der Urkunde, ſondern nur aus tatſächlichen 
Umſtänden ergeben (RG. 79, 36 und die dort angezogenen 
Entſch.). Das BG. meint nun, aus der Wendung in der Ur⸗ 
kunde, daß die Leiſtung „zugunſten“ der Kl. erfolgen ſolle, 
ergebe ſich, daß die Ausſtellung nicht allein im Intereſſe des 
Fiskus, ſondern weſentlich auch im Intereſſe des Kredit 
nehmers liege. Das mag an ſich richtig ſein, aber es iſt 
nicht erforderlich, daß die Urkunde nur im öffentlichen Inter⸗ 


auf das Steuerarreſtverfahren iſt die einzige Löſung, die den ele⸗ 
mentarſten Forderungen von Recht und Billigkeit 
entſpricht. Es iſt nicht erſichtlich, in welcher Weiſe das Reich bei einer 
Haftung aus 8 945 irgendwie in ſeiner Tätigkeit als Träger der 
Steuerhoheit eingeengt oder gehemmt werden könnte. Als Vorbeu⸗ 
gungsmittel gegen Steuerhinterziehung und Steuerflucht genügen 
die Anordnung des Steuerarreſtes und ſonſtige vorläufige 
Schutzmaßnahmen wie einſtweilige — auch dingliche — Sicherung 
eines eventuellen Steueranſpruchs vollkommen. Die Vollziehung der 
Arreſte mit ihren, wie der beſprochene Fall beweiſt, für den betrof⸗ 
fenen Schuldner (hier Nichtſchuldner) vernichtenden Folgen macht 
größte Vorſicht und ſchärfſte Prüfung der Vorausſetzungen erforder⸗ 
lich. Gerade der Umſtand, daß der Staat als Gläubiger „nicht wie 
ein Privatgläubiger im eigenen geldlichen Intereſſe handelt“, ver⸗ 
größert die Gefahr, daß ohne die mögliche Erſchöpfung anderer Mit⸗ 
tel aus bürokratiſchen oder ſonſtigen Gründen gleich mit der be⸗ 
quemen und mangels Beweisbarkeit eines Verſchuldens des betr. 
Beamten für dieſen und für das Reich völlig gefahrloſen Arreſt⸗ 
vollziehung vorgegangen wird. Das Urt. v. 6. Nov. ‚1923 ſtellt 
geradezu einen Freibrief für unberechtigte, ja willkürliche Arreſt⸗ 
vollziehungen aus. Bei dieſer Sachlage und der Zweifelhaftigkeit der 
Rechtslage iſt es erforderlich, daß Urteile wie das vorliegende un⸗ 
möglich gemacht werden. Dem Verlangen Homburgers, eine 
Ergänzung des 8351 durch Anfügung der Anwend⸗ 
barkeitserklarung des 8 945 ZPO. vorzunehmen, kann nur 
baldigſte Erfüllung gewünſcht werden. 


AGR. Dr. Andrae, Ortenberg (Heſſen). 


Zu 42. Die Rechtſprechung des RG. hält ſich bereits ſeit län- 
gerer Zeit von allzu engherziger Auslegung der Vorſchrift des 83 
Abſ. 1 PrStStG., inhalts deren die Stempelpflichtigkeit einer Ur⸗ 
kunde ſich nach ihrem Inhalte richtet, fern; immerhin würde ein wei⸗ 
terer Fortſchritt auf dieſem Wege wünſchenswert ſein. Daß eine im 
öffentlichen Intereſſe gegebene Befreiungsvorſchrift auch daun 
anwendbar iſt, wenn das Vorhandenſein ihrer Erforderniſſe nicht 
unmittelbar aus der Urkunde erſichtlich iſt, ſondern ſich nur aus 
tatſächlichen Umſtänden ergibt, hat das NG. bereits früher wieder⸗ 
holt angenommen, und inſofern bietet die obige Entſch. nichts Neues. 
Aus welchem Grunde das RG. die Anwendung des von ihm auf⸗ 
geſtellten Rechtſatzes auf Befreiungsvorſchriften beſchränken will, 
denen ein öffentliches Intereſſe zugrunde liegt. iſt nicht 
erſichtlich, und das Geſetz gewährt für eine ſolche Beſchränkung keinen 
ausreichenden Anhalt. Man wird vielmehr annehmen dürfen, oa 
Befreiungsvorſchriften, denen lediglich das Intereſſe der le 
ligten Privatperſonen zugrunde liegt, nicht anders zu DE 
handeln ſind, als die im öffentlichen Intereſſe gegebene n * 
9 4b. Dieſe Vorſchrift hat durch den Wegfall der früheren . arif 
ſtellen 1 und 77 beſondere Bedeutung gewonnen. Aus rer 5 
nahme der früheren TSt. 1 (beglaubigte Abſchriften) Pr laubt n 
(amtliche Zeugniſſe in Privatſachen) ergab ſich, daß 1 
Abſchriften nur ſtempelpflichtig waren, wenn ſie — e 
ſache, alſo nicht im öffentlichen Intereſſe, erteilt wurden ach dem 
Wegfall der früheren TSt. 1 und 77 gründet ſich die Stempeiftei- 
heit der zahlreichen beglaubigten Abſchriften, die von Notaren im 
ſteuerlichen Intereſſe hergeſtellt und den Finanzämtern überſandt 
werden müſſen, ausſchließlich auf die allgemeine Vorſchrift des 

4 b. 8 
l Erfreulich würde es fein, wenn die Rechtſprechung des RG. 
und die Verwaltungspraxis dahin fortſchritten, daß 8 3 Abſ. 1 
PrSt Str. lediglich die Berückſichtigung mündlicher Nebenabreden 
neben dem Urkundeninhalt auszuſchließen beſtimmt iſt, während ſon⸗ 
ſtige tatſächlichen Umſtände, deren objektive Feſtſtellung möglich iſt 
und ſich nicht auf Nebenabreden der Beteiligten gründet, für die 
Stempelpflichtigkeit der Urkunde in Betracht gezogen werden dürfen. 

Geh. IR. Dr. Ernſt Heinig, Berlin. 
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eſſe ausgeſtellt ift, es genügt vielmehr, wenn fie auch im 
öffentlichen Intereſſe ausgeſtellt iſt. Auch in dem in RG. 79, 
34 entſchiedenen Falle war die Urkunde nicht lediglich im 
öffentlichen Intereſſe ausgeſtellt. Die Befreiungsvorſchrift 
des 8 Ab iſt zweifellos im öffentlichen Intereſſe, nämlich im 
fiskaliſchen Intereſſe gegeben. Es iſt nun unſtreitig, daß das 
„Schuldverſprechen“, mag es als Bürgſchaft oder als ſelb⸗ 
ſtändige Schuldverpflichtung rechtlich anzuſprechen ſein, zur 
Sicherung eines Zollkredites der Kl. gegeben worden iſt. Läßt 
ſich weiterhin feſtſtellen, daß eine ſolche Urkunde nach all⸗ 
gemeinen Vorſchriften aufgenommen oder beigebracht werden 
mußte, und daß ſie allein dieſem Zwecke dient, ſo iſt die 
Befreiungsvorſchrift des 8 4b zur Anwendung zu bringen. 


(U. v. 28. Okt. 1924; 61/24 VI. — Berlin.) (Ka. 
b) Strafſachen. 
1. 188346, 257 StGB. Begünſtigungshand⸗ 


lungen eines Beamten. Fehlen einer Verfol⸗ 
gungspflicht für den an der Tat als Teilnehmer 
beteiligten Beamten. J f) 

Nach der Angabe des Angekl. war er ſelbſt der Eigen⸗ 
tümer des dem H. abgenommenen Revolvers und hatte dieſem 
die Waffe einige Wochen vor dem im Urteile geſchilderten Vor⸗ 
gange zu Jagdzwecken geliehen. Die Stͤ. läßt dies als un⸗ 
widerlegt gelten, erachtet aber gleichwohl den Tatbeſtand des 
8 346 StGB. für erfüllt, weil die Annahme des Revolvers 
geeignet geweſen ſei, zu bewirken, daß H. nicht wegen ver⸗ 
botenen Waffenbeſitzes gemäß der BD. v. 13. Jan. 1919 be⸗ 
ſtraft werden konnte, und der Angekl. zu dieſem Zwecke 
den Revolver an ſich genommen habe. Der § 316 StGB. 
behandelt die Vereitelung des ſtaatlichen Strafanſpruchs durch 
Begünſtigungshandlungen des Beamten unter dreifachem Ge⸗ 
fichtspunkte: Der Unterlaffung einer Strafverfolgung, der 
Hinwirkung auf eine Freiſprechung oder mildere Verurteilung 
und der gänzlichen oder teilweiſen Vereitelung der Strafvoll⸗ 
ſtreckung. Nahm der Angekl., als er bei dienſtlicher Mit- 
wirkung an der Abführung 9.3 den Revolver in deſſen Beſitz 
wahrnahm, von jenem — anſtatt dienſtlich einzuſchreiten — 


Zu 1. Der Entſch. iſt darin beizutreten, daß von den ver⸗ 
ſchiedenen Untertatbeſtänden des § 346 StB. im vorliegenden 
Fall nur der erſte, die Unterlaſſung der Strafverfolgung, in Frage 
kommt. — Auch die rechtlichen Ausführungen des RG. über die 
Schranken der Anzeigepflicht ſind zutreffend. Sie decken ſich mit der 
bisherigen Rechtſprechung (NGSt. 31, 413; RG. Recht 1913 Nr. 
1237). Der Polizeibeamte iſt alſo nicht verpflichtet, ſich ſelbſt der 
Strafjuſtiz ans Meſſer zu liefern. Man wird ſogar noch darüber 
hinaus eine Veſchränkung der Anzeigepflicht annehmen müſſen. 
Der Polizeibeamte braucht auch ſolche Angehörige, hinſichtlich deren 
ihm nach 8 52 StPO. (8 51 u. F.) ein Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht zuſtehen würde, nicht anzuzeigen. Die Pflicht zur Anzeige eut⸗ 
fällt aber auch dann, wenn der Polizeibeamte oder feine Ange⸗ 
hörigen das Delikt nicht allein, ſondern mit anderen zuſammen 
begangen haben. In der Eutſch. RGSt. 31, 196 (die von den 
Angehörigen allerdings nicht ſpricht) iſt dieſe Beſchränkung der An⸗ 
zeigep,licht überzeugend durch den Hinweis auf das in 8 55 EBD. 
(8 54 u. F.) in einer ganz ähnlichen Intereſſenkolliſton gefällte 
Werturteil begründet. Wenn alſo im vorliegenden Fall Gl ſich durch 
Hingabe der Waffe an H. der Beihilfe zum verbotenen Waffenbeſitz 
ſchuldig gemacht hat, ſo konnte er dem H. die Waffe wieder ab⸗ 
nehmen und von einer Strafanzeige wegen verbotenen Waffenbeſitzes 
abſtehen, ohne Beſtrafung aus § 346 StGB. befürchten zu müſſen. 
— Das NÖ. vertritt des weiteren den Standpunkt, daß die An⸗ 
zeigepflicht für G. auch dann entfällt, wenn er ſich nicht ſchon durch 
Überlaſſung des Revolvers an G., ſondern erſt mit der Zurück⸗ 
nahme der Waffe — wegen einfacher Begünſtigung — ſtrafbar ge⸗ 
macht hat. Diejen Ausführungen ſteht zunächt der tatſächliche Sach⸗ 
verhalt entgegen. G. hatte ſich ſchon vorher ſtrafbar gemacht. Wenn 
man aber einmal annimmt, daß keine Beihilfe zum Waffenbeſitz, 
ſondern nur Rechtsvereitelung vorliegt, ſo iſt es falſch, die Be⸗ 
günſtigung durch Wegnahme der Waffe und die Begünſtigung durch 
Unterlaſſung der Anzeige als zwei rechtlich getrennte Handlungen (als 
eine einfache Begünſtigung nach $ 257 und als eine weitere, aller⸗ 
dings ſtrafloſe, Begünſtigung nach § 346) anzuſehen; denn G. hat 
dem H. dem Revolver gerade zu dem Zweck abgenommen (und 
behalten, ſtatt ihn zu beſchlagnahmen und abzuliefern), um nach⸗ 
her keine Anzeige wegen des verbotenen Waffenbeſitzes gegen H. 
machen zu muͤſſen. Das ganze Verhalten des G. ſtrebt alſo dann 
einem und demſelben Ziele zu, den H. der Beſtrafung zu entziehen; 
es erfüllt ſonach den Tatbeſtand des 8 346 Stéh B., und es iſt 
nicht einzuſehen, warum H. nicht aus dieſem Geſichtspunkt beſtraft 
werden ſoll. 

Prof. Dr. Eduard Kern, Freiberg i. B. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


die Waffe zu dem Zwecke entgegen, eine ſtrafrechtliche Unter⸗ 
ſuchung wegen verbotenen Waffenbeſitzes abzuwenden, ſo 
konnte in dieſem Verhalten die Betätigung des Vorſatzes 
liegen, die ihm vermöge ſeines Amts obliegende Verfolgung 
der ſtrafbaren Handlung zu unterlaſſen (erſte Begehungs⸗ 
form). Die StK. ſcheint aber den zweiten Fall ihrer Schuld⸗ 
feſtſtellung zugrunde gelegt zu haben, da ſie das ſtrafbare 
Handeln des Angekl. allein in der Annahme der Waffe 
erblickt, ohne auf die Frage der Unterlaſſung einer Straf⸗ 
verfolgung einzugehen. In dieſem Falle hätte ſie jedoch den 
Sachverhalt unter dem Geſichtspunkte der Selbſtbegünſtigung 
würdigen müſſen. Falls — was das Urteil zwar nicht be⸗ 
ſtimmt feſtſtellt, aber in hohem Grade wahrſcheinlich macht — 
H. des Vergehens gegen die VO. v. 13. Jan. 1919 ſchuldig 
war, ſo kam der Angekl., der ihm die Waffe geliehen haben 
wollte, als Gehilfe der Tat des anderen in Betracht. Träfe 
dies zu, jo würde fein Tun vom Standpunkte des § 257 
StGB. auch dann für ſtraflos zu erachten fein, wenn er gleich⸗ 
zeitig damit die Beſtrafung 9.3 vereiteln wollte (RGSt. 21, 
375 [376]). Aus dem gleichen Geſichtspunkte konnte, wenn 
der Angekl. erſt durch das Annehmen des Revolvers den Tat- 
beſtand einer Begünſtigung verwirklichte, durch das ſpätere 
Unterlaſſen der Anzeige eine Strafbarkeit des Angekl. nach 
§ 346 StGB. nicht mehr begründet werden. Derſelbe Ge⸗ 
ſichtspunkt wie für 8 257 StGB. muß mit Rückſicht auf die 
Gleichartigkeit der Rechtslage auch für 8 346 StGB. gelten 
(vgl. RGSt. 31, 196). 

(3. Sen. v. 24. März 1924, 3 D 182/24.) A.] 


* 2. [Keine Beweislaſt des Steuerpflichtigen 
im Steuerſtrafverfahren. Fehlen des ſubjek⸗ 
tiven Tatbeſtands des Siegelbruchs (8 136 StG B.) 
bei irrigem Glauben des Täters, daß ein Reichs⸗ 
tagsbeſchluß über die Aufhebung des Strafver⸗ 
fahrens eine amtliche Siegelung außer Kraft 
ſetze.] ) 8 

1. Zu den Reviſionen der Staatsanwaltſchaft und des 
Finanzamts hinſichtlich der Steuerhinterziehung. Dem An— 
gekl. war durch den Eröffnungsbeſchluß ein Vergehen nach 


Zu 2. 1. Daß die 88 173, 204 RAbgd. für das Steuer- 
veranlagungs⸗ und Feſtſtellungsverſahren dem Steuerpflichtigen eine 
Beweislaſt auferlegen, läßt ſich eigentlich nicht beſtreiten. „Auf Ver⸗ 
langen hat der Steuerpflichtige die Richtigkeit ſeiner Steuererklärung 
nachzuweiſen. Wo ſeine Angaben zu Zweifeln Aulaß geben, hat er 
ſie zu ergänzen, den Sachverhalt aufzuklären und ſeine Behauptungen, 
ſoweit ihm dies nach den Umſtänden zugemutet werden kann, zu 
beweiſen.“ Trotzdem leugnen z. B. Becker, RAbgd., 3. Aufl. zu 
8204 sub 3b, Henſel, Steuerrecht, S. 167, 170 Aum. 1, daß 
man von einer Beweislaſt auf ſeiten des Steuerpflichtigen ſprechen 
könne. Gewiß: damit, daß der Steuerpflichtige einen ihm auferlegten 
Beweis nicht führt, gilt nicht ohne weiteres das Gegenteil als be⸗ 
wieſen. Die Pflicht des Finanzamts, den Sachverhalt von Amts 
wegen zu erforſchen (8 201 RAbgD.), bleibt beſtehen. Aber das 
ändert nichts daran, daß allein aus der Tatſache, daß der Steuer⸗ 
pflichtige einer ihm auferlegten Behauptungs⸗ und Beweislaſt nicht 
genügt hat, entſcheidende Schlüſſe gegen ihn gezozen werden dürſen. 
Auch im Strafprozeß gibt es ſcheinbar eine Beweislaſt des Angekl. 
Eine Erfahrungstatſache muß er zunächſt gegen ſich gelten laſſen, 
ebenſo ſeine eigenen Angaben in ſeinen Geſchaftsbüchern, Bilanzen. 
Eine Erfahrungstatſache bedarf eben keines Beweiſes (. Löwe⸗ 
Roſenberg zu 8 260 sub b und meinen Aufſatz über „Gerichts⸗ 
kundigkeit“ JW. 1918, 792); und ebenſo kann auf Grund der Ein⸗ 
tragungen in den Geſchäftsbüchern das Gericht unbedenklich gemäß 
8260 StPO. den Beweis für die Richtigkeit dieſer Eintragungen 
als geführt anſehen. Ein evtl. vom Angekl. erforderter Gegenbeweis 
hat alſo nichts mit einer Aufbürdung der Beweislaſt zu tun. Ganz 
anders iſt es aber, wenn — wie das für das Steuerveranlagungs⸗ 
und Feſtſtellungsverfahren gilt — von vornherein in das, was die 
Partei vorträgt, ein Zweifel geſetzt werden darf, den ſie kraft geſetz⸗ 
licher Vorſchrift beſeitigen muß. Hier kann man ſchlechterdings nicht 
anders als von einer Auferlegung der Beweislaſt ſprechen. 

Für das Steuerſtrafverfahren kaun das aber nur inſoweit gelten, 
als die allgemeinen Vorſchriften des Strafprozeſſes nicht durch Einzel⸗ 
beſtimmungen in den Steuergeſetzen oder durch die 88 426—442ff. 
RAbgO. eine Abänderung erfahren haben. Das iſt nun, was den 
objektiven Tatbeſtand angeht, in weitgehendem Maße der Fall. Den 
Strafgerichten iſt durch den § 433 RAbgdO. für das Rechtsgebiet der 
Steuerhinterziehung und Steuergefährdung jede Möglichkeit unab⸗ 
hängiger und ſelbſtändiger Entſcheidung entzogen, und zwar gilt 
das nicht nur, wenn das Gericht verurteilen, ſondern ebenſo, wenn 
es freiſprechen will. (Daß in letzterer Beziehung der Standpunkt des 
1. StS. in dem Urteil v. 6. Okt. 1921 RGSt. 56, 107 ff. nicht abſolut 
ſicher zu erkennen ſei, kann ich Becker a. a. O. zu 8 433 sub 2 


54. Jahrg. 1925 Heft 8] 


827 des Geſetzes über eine Kriegsabgabe vom Vermögens⸗ 
zuwachs v. 10. Sept. 1919 — RGBl. 1579 — zur Laſt ge⸗ 
legt worden. Seine Freiſprechung wird durch die Ausfüh⸗ 
rung des angefochtenen Urteils getragen, es ſei nicht mit 
Sicherheit feſtzuſtellen, daß die Steuererklärung v. 8. März 
1920 die Angabe von Vermögen, das vorhanden war, unter⸗ 
ließ und daß die gemachten Angaben alſo wiſſentlich un⸗ 
richtig und unvollſtändig waren. Wie ſich gegenüber der 
Tatſache, daß das Finanzamt ſelbſt in ſeiner rechtskräftigen 
Steuerveranlagung v. 2. Aug. 1923 die Angaben des An⸗ 
gekl. in ſeiner Steuererklärung zugrunde gelegt hat, aus der 
negativen Feſtſtellung der Strafkammer eine Verletzung der 
88 204, 173 RAbgO. ergeben ſoll, iſt unerfindlich. Es kann 
hier dahingeſtellt bleiben, ob ſich überhaupt aus den Vor⸗ 
ſchriften der 88 173, 204 R Abg. für das Steuerfeſtſetzungs⸗ 
verfahren eine eigentliche Beweislaſt hinſichtlich der von ihm 
in ſeiner Steuererklärung gemachten Angaben herleiten läßt. 
Jedenfalls aber beſchränkt ſich die Anwendung des 8173 
RAbgO. auf das Steuerveranlagungs- und ⸗feſt⸗ 
ſtellungs verfahren, und hat der § 173 nicht die Wirkung, 
allgemein auch im Steuer ſtraf verfahren dem Angekl. eine 
Beweislaſt für die Richtigkeit feiner Steuererklärung aufs 
zuerlegen. Für das gerichtliche Strafverfahren in Steuer⸗ 
ſachen gelten die allgemeinen Vorſchriften des Strafprozeſſes 
ſoweit nicht durch die 88 426—442 NAD. oder durch Ein⸗ 
zelbeſtimmungen in den Steuergeſetzen beſondere Vorſchriften 
gerade für das Strafverfahren getroffen worden ſind. Dies 
iſt weder durch die RAbgO. noch durch das Geſetz äber 
eine Kriegsſteuer vom Vermögenszuwachs hinſichtlich der Be— 
weiswürdigung, insbeſondere bezüglich einer Beweislaſt des 
Angekl. geſchehen. Eine mit den allgemeinen Grundſätzen des 
Strafprozeſſes unvereinbaren Beweislaſt des Angekl. kommt 
alſo nicht in Frage. Eine förmliche Beweislaſt iſt nicht ein⸗ 
mal in denjenigen Fällen anzuerkennen, in welchen in ein⸗ 
zelnen Verbrauchsſteuergeſetzen und im VG. an einen ge⸗ 
wiſſen äußeren Tatbeſtand die Vermutung für das Vorliegen 
des inneren Tatbeſtandes geknüpft wird (RGSt. 23, 330/332; 
35, 238; RG. 9, 468. Urteil des erk. Sen. v. 23. Febr. 1920 
gegen Schlepper 3 D 874/20). Da der Tatbeſtand einer 
Steuergefährdung gemäß 8367 NAbgD., der nach 8 453 
RAbgO. auch für Steuerzuwiderhandlungen aus dem Ge⸗ 
ſetze über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs gilt, 
ebenfalls dadurch ausgeſchloſſen wird, daß, wie die Gtraf- 
kammer in Übereinſtimmung mit dem Finanzamte angenom- 
men hat, eine Steuerverkürzung nicht nachgewieſen iſt (RGSt. 
57, 117 und 119), fo waren die Reviſionen der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und des Finanzamts gegen die Freiſprechung hinſichtlich 
der Steuerhinterziehung zu verwerfen. 2. Zur Rev. der 
Staatsanwaltſchaft hinſichtlich des Vergehens nach 8 136 
StGB. Inſoweit hat das LG. keine beſtimmte Entſcheidung 
darüber getroffen, ob die Beſchlagnahme in dem Privatkontor 
des Angekl. am 24. Juni 1920 wegen ſeiner Eigenſchaft 
als Reichstagsabgeordneter mit Rückſicht auf Art. 37 NBerf. 
der Rechtswirkung entbehrte und ob deshalb auch die zur 
äußeren Kennzeichnung der Beſchlagnahme dienende Giege- 
lung unwirkſam war und keinen ſtrafrechtlichen Schutz genoß, 
eine Frage, die mit Rückſicht auf Entſcheidungen des RG. 


nicht zugeben.) So gilt für den äußeren Tatbeſtand im Steuerſtraf⸗ 
prozeß nicht nur eine Umkehrung der Beweislaſt, ſondern geradezu 
eine unwiderlegbare Fiktion der Richtigkeit einer Feſtſtellung, die 
in einem andern Verfahren getroffen iſt, und zwar in einem Ver⸗ 
fahren, in dem, wie wir oben geſehen haben, dem Steuerpflichtige 
in gewiſſem Umfang eine Beweislaſt obliegt. So kann man alſo 
nicht mit dem vorliegenden RGurt. ſagen, daß eine mit den alle 
gemeinen Grundſätzen des Strafprozeſſes unvereinbare Beweislaſt 
nicht in Frage komme. Nur für den ſubjektiven Tatbeſtand gilt 
das alles nicht. Und trotzdem muß auch für ihn im Effekt dieſe 
Beweislaſtverteilung nachteilig wirken. Selbſt wenn man im 8359 
R Abg. die Worte „zum eigenen Vorteil Steuervorteile erſchleicht“ 
= „in der Abſicht Steuervorteile zu erſchleichen“ lieſt, darf man 
nicht überſehen, daß eine neue Strömung in Wiſſeuſchaft und Recht⸗ 
ſprechung des RG. dazu neigt, den Unterſchied zwiſchen Vorſatz und 
Abſatz zu verwiſchen (ſ. insbeſ. Lobe, RGRKomm., 2. Aufl. S. 34 ff. 
und die von ihm zit. RG.⸗Urteile, dagegen insbeſ. Eichelbaum, 
23. 1916, 988 und meine Ausführungen in JW. 1918, 713 ff.). 
Genügt aber das Bewußtſein, daß die Steuerverkürzung zum Nach⸗ 
teil des Staates einen Steuervorteil zugunſten des Steuerpflichligen 
bringt, fo folgt der vom 8 359 R Abg. geforderte ſubjektive Tat⸗ 
beſtand derart zwangsläufig aus dem objektiven Tatbeſtand, daß es 
zu verſtehen iſt, wenn von dieſem Standpunkt aus Wehner, 
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34, 398; 36, 155 zu verneinen wäre. Vielmehr hat die 
Strafkammer die Freiſprechung des Angekl. mit dem Fehlen 
des inneren Tatbeſtandes begründet. In dieſer Beziehung 
läßt das angefochtene Urteil keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Zwar iſt der Rev. zuzugeben, daß die Erwägungen der Straf⸗ 
kammer im einzelnen nicht immer ganz klar ſind. Aber in 
ihrem Zuſammenhange können ſie nur in dem Sinne ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Strafkammer zwar eine grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit des Angekl. als gegeben anſieht, da er bei ruhiger 
Überlegung ſich hätte ſagen müſſen, der Reichstagsbeſchluß 
über die Aufhebung des Strafverfahrens gegen den Angell. 
und die Rückgabe der beſchlagnahmten Sachen bedürfe noch 
der weiteren Ausführung durch Entſiegelung von zuſtändiger 
Stelle, daß der Angekl. aber nach Überzeugung der Straf⸗ 
kammer tatſächlich infolge Erregung und unter der Ein⸗ 
wirkung der Ratſchläge anderer zu ſolcher ruhigen Übers 
legung nicht gelangt ſei, ſondern wie er unwiderlegt behauptet, 
in dem Irrtum befangen geblieben ſei, der Beſchluß des 
Reichstags führe ſchon unmittelbar die Aufhebung der Bes 
ſchlagnahmemaßnahmen herbei, und es bedürfe keiner be⸗ 
ſonderen Aufhebung der Siegelung durch Verfügung der 
anordnenden Behörde. Eine derartige irrige Annahme des 
Angekl. ſtellt einen Irrtum auf tatſächlichem Gebiete dar 
und ſchließt den Vorſatz aus, der ſich beim § 136 StGB. 
auch darauf erſtrecken muß, daß die Ablöſung des Siegels 
eine unbefugte war. Wenn der Angekl. des Glaubens war, 
daß die amtliche Siegelung ſchon durch den Beſchluß des 
Reichstages ohne weiteres außer Kraft geſetzt wurde, alſo 
in ihrer Rechtswirkſamkeit nicht mehr fortdauerte, ſo han⸗ 
delte er nicht mehr bewußt unbefugt (RGSt. 26, 308). 
Hiernach erweißt ſich das Rechtsmittel der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auch in weiterem Umfange als unbegründet. 
(3. Sen. v. 29. Sept. 1924, 3 D 568/24.) A.] 


** 3. 18257 StG B. — 1. Die Verurteilung 
wegen Begünſtigung wird nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Vortäter hinſichtlich der Tat, 
auf die ſich die Begünſtigung bezieht, rechts⸗ 
kräftig freigeſprochen worden iſt. — 2. Sie ſetzt 
die Feſtſtellung voraus, daß die Vortat, auf die 
ſich die Begünſtigung bezieht, ein Verbrechen 
oder ein Vergehen iſt; doch genügt eine wahl⸗ 
weiſe Feſtſtellung. — 3. Die wahlweiſe Feſtſtel⸗ 
lung, daß der Begünſtiger dem Vortäter Bei⸗ 
ſtand geleiſtet hat, um ihn der Beſtrafung zu 
entziehen oder um ihm die Vorteile des Ver⸗ 
brechens oder Vergehens zu ſichern, iſt aus- 
reichend.) 

Gelegentlich einer i. J. 1922 vorgenommenen Durch⸗ 
ſuchung der Wohnung des bei der Reichsvermögensverwaltung 
angeſtellten VerwObSekr. K. wurde ein aus den Beſtänden 
dieſer Behörde ſtammender ungebrauchter Teppich gefunden. 
In dem gegen K. eingeleiteten Strafverfahren behauptete er, 
feine Frau habe den Teppich im Mai 1921 bei dem Kaufe 
mann B. in F., dem jetzigen Beſchwerdeführer, gekauft, und 
legte dann auch eine Rechnung darüber vor, die mit einem 
Quittungsvermerk des B. verſehen war. In Wirklichkeit 


Steuerhinterziehung und Steuergefährdung, Bonn 1922, 8 9 die 
Worte „zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil eines andern als 
unnötig zu ſtreichen vorgeſchlagen hat. Jedenfalls: in der Praxis 
wird im Hinblick auf den 8 433 R Abg. kaum etwas davon zu 
merken ſein, daß die Umkehrung der Beweislaſt, die das Steuer⸗ 
veranlagungs⸗ und Feſtſtellungsverfahren kenne, auf dieſe Ver⸗ 
fahrensarten beſchränkt bleiben muß. 

2. Die Faſſung des § 136 SGB. bringt klar zum Ausdruck, 
daß der Täter ſich bewußt fein muß, daß ihm zum Erbrechen des 
Siegels die Befugnis mangelt (unbefugt vorfäglidy erbricht ). Liegt 
alſo ein Irrtum des Täters über die Rechtmäßigkeit ſeines Handelns 
auf außerſtrafrechtlichem Gebiet, ſo entfällt der ſubjektive Tatbeſtand. 
Praktiſch wird meiſt ein Irrtum auf zivilrechtlichem Gebiet liegen. 
So hat auch in dem von RGSt. 26, 308 entſchiedenen Fall der 
Täter ſich auf Grund des Glaubens, daß die beizutreibende Schuld 
bezahlt ſei, zur Ablöſung des vom Gerichtsvollzieher angelegten Sie⸗ 
gels für befugt erachtet. Vorliegend lag der Irrtum des Täters eben⸗ 
falls auf außerſtrafrechtlichem, nämlich auf ſtaatsrechtlichem Gebiet. 

g RA Dr. Max Alsberg, Berlin. 

Zu 3. Die Begünſtigung ſetzt einen Vortäter voraus, der ein 
Verbrechen oder Vergehen begangen hat. Das über die Begünſtigung 
erkennende Gericht muß dieſe Vortat feſtſtellen. In der Feſtſtellung 
der Vortat iſt das Gericht völlig unabhängig don einem voran⸗ 
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war der Teppich nicht bei B. gekauft worden. B. hatte die 
Quittung dem K. infolge eines nach der Durchſuchung an 
ihn gerichteten Briefes ausgeſtellt und überſandt. — Auf 
Grund der Ergebniſſe des Vorverfahrens wurde gegen K. 
wegen Diebſtahls — begangen durch Entwendung des Tep⸗ 
pichs — und gegen K. und B. wegen eines gemeinſchaftlichen 
Betrugsverſuches — begangen durch Ausſtellung und Vor⸗ 
legung der Quittung — Antlage erhoben. K. wurde durch 
das rechtskräftige Urteil wegen mangelnden Beweiſes frei⸗ 
geſprochen. B. dagegen wurde in dem ſpäter ergangenen, 
nunmehr angefochtenen Urteil der Begünſtigung ſchuldig er⸗ 
kannt. Der hiergegen erhobenen Reviſion iſt der Erfolg zu 
verſagen. — 1. Unrichtig iſt vor allem die Annahme der 
Reviſion, daß durch die rechtskräftige Freiſprechung 
des K. auch der Verurteilung des Beſchwerdefuͤhrers der 
Boden entzogen werde. Aus der Faſſung des § 257 StGB. 
folgt zwar, daß die Begünſtigung einen Vortäter voraus⸗ 
ſetzt, der ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat. 
Verſchieden von dieſer ſachlich- rechtlichen Vorausſetzung iſt 
aber die verfahrensrechtliche Frage, ob das Gericht, das über 
die Schuld des Begünſtigers zu entſcheiden hat, bei der 
Feſtſtellung der Vortat frei oder an die Feſtſtellung des⸗ 
jenigen Gerichts gebunden iſt, das über den Vortäter ge⸗ 
urteilt hat. Dieſe Frage iſt dahin zu beantworten, daß das 
über den Begünſtiger urteilende Gericht, wie alle ſonſtigen 
Vorausſetzungen der Strafbarkeit, auch das Vorhandenſein 
eines vom Begünſtigten begangenen Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens völlig ſelbſtändig auf Grund der vor ihm durch—⸗ 
geführten Beweisaufnahme feſtzuſtellen hat, auch wenn in 
bezug auf den Vortäter bereits ein rechtskräftiges Urteil 
ergangen iſt. Ergeben ſich hierbei Widerſprüche hinſichtlich 
der Feſtſtellung und Beurteilung der Vortat, ſo iſt dies eine 
unvermeidliche auch nach anderer Richtung mögliche Folge 
der getrennten Aburteilung der Beteiligten durch verſchiedene 
Gerichte. Für Fälle, in welchen Haupttäter und Teil⸗ 
nehmer nacheinander in verſchiedenen Verfahren abgeurteilt 
worden und eine Verurteilung des Haupttäters vor⸗ 
ausgegangen war, iſt der hier aufgeſtellte Grundſatz ſchon 
mehrfach ausgeſprochen worden (vgl. RGSt. 4, 367, 369, 
370; RMG. 12, 106, 109; 15, 83 (86, 87). Er muß 
aber ebenſo für das Verhältnis zwiſchen Vortäter und 


gegangenen Urteil über den Vortäter; mag dieſer verurteilt, frei- 
geſprochen, verfolgt oder nicht verfolgt ſein, das über den Begün⸗ 
ſtiger urteilende Gericht hat in jedem Fall auf Grund eigener Be⸗ 
weiswürdigung feſtzuſtellen, ob von einem Vortäter ein Vergehen 
oder Verbrechen begangen wurde. 

Im vorliegenden Fall hat das Inſtanzgericht offen gelaſſen, ob 
der Vortäter eine Unterſchlagung, Hehlerei oder Untreue begangen 
hat, das Gericht hat aber erkennbar zum Ausdruck gebracht, daß eine 
dieſer Tatſachen begangen wurde. Dieſe wahlweiſe Feſtſtellung der 
Vortat bezeichnet das Neviſionsgericht mit Recht als genügend. Mit 
Unrecht aber ſtellt das Reviſionsgericht die Behauplung auf, es hätte 
ſogar genügt, wenn das Inſtanzgericht ohne nähere Bezeichnung der 
Art der Vortat lediglich feſtgeſtellt hätte, daß die Vortat ein Ver⸗ 
brechen oder Vergehen war. Eine derart allgemein gehaltene Feſt⸗ 
ſtellung wäre ja jeder Nachprüfung entzogen! 

Die in Bezug genommenen Entſch. RGSt. 50, 221 u. 53, 342 
handeln auch nicht von der objektiven Feſtſtellung der Vortat, ſon⸗ 
dern von dem ſubjektiven Erfordernis des Wiſſens des Begünſtigers 
von der Vortat. Hierzu hat allerdings der 3. StS. (RGSt. 53, 
342) in Erörterungen über den inneren Tatbeſtand des 8258 StGB. 
vergleichend die Bemerkung gemacht, es ſei für den Tatbeſtand der 

+ Begünftigung nach 8 257 StGB. gleichgültig, ob der Begünſtiger die 
beſondere Geſtaltung der vom Vortäter begangenen ſtrafbaren Hand⸗ 
lung kennt, wenn er nur wiſſe, daß es ſich um irgendein Verbrechen 
oder Vergehen handelt; zur Begründung wird ebenſo wie im vor⸗ 
liegenden Urteil auf RGSt. 50, 221 verwieſen; dort erklärt der 
3. StS. es ſogar als bedeutungslos, wenn der Begünſtiger irrtüm⸗ 
lich annahm, der Vortäter habe ein anderes Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen begangen als er tatſächlich begangen hat; in einem zuſammen⸗ 
faſſenden Schlußſatz aber ſagt das gleiche Urteil nur, es müſſe davon 
ausgegangen werden, daß genaue Kenntnis des Begünſtigers von 
der beſonderen Geſtaltung der Vortat nicht erfordert ſei und 
verweiſt auf RGSSt. 13,83. Geht man dieſer Verweiſung nach, fo 
zeigt ſich die gleiche Erſcheinung, wie in 50, 221; die ſcheinbar all⸗ 
gemeinen Sätze, es genüge, wenn der Begünſtiger wußte, daß die 
Vortat eine ſchwerere, alſo ein Verbrechen oder Vergehen ſei — im 
allgemeinen genüge die Kenntnis, daß der Vortäter ein Verbrechen 
oder Vergehen verübt habe — werden ſofort wieder eingeſchränkt, 
indem das Urteil hervorhebt, ſelbſtverſtändlich könne in beſonderen 
Fällen eine ſpeziellere Feſtſtellung ſich als notwendig herausſtellen, 
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Begünſtiger und für den Fall der vorgängigen Frei⸗ 
ſprechung des Vortäters gelten, gleichviel, ob die Be⸗ 
günſtigung als eine von der Vortat abhängige l(akzeſſoriſche) 
oder — wie vom RG. in ſtändiger Rechtſprechung (RESE. 4, 
60; 57, 352, 353) und auch vom erk. Sen. angenommen wird 
— als eine ſelbſtändige Straftat zu erachten iſt. — 2. Die 
Bemerkung der Reviſion, daß die Feſtſtellung, K. ſei durch 
irgendeine „nicht näher zu bezeichnende ſtrafbare Handlung“ 
in den Beſitz des Teppichs gelangt, nicht genüge, erledigt ſich 
durch den Hinweis darauf, daß die StͤK. als in Betracht 
kommende ſtrafbare Handlungen Unterſchlagung (8 346), 
Hehlerei (8 259) oder Untreue (8 266 StGB.) bezeichnet 
hat. Gegen die wahlweiſe Feſtſtellung der Art des 
vom Vortäter begangenen Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens beſteht kein rechtliches Bedenken. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. iſt ſogar die Feſtſtellung, daß die Vor⸗ 
tat ein Verbrechen oder Vergehen war, ausreichend, eine 
nähere Bezeichnung der Art der Vortat alſo nicht geboten 
und ein Irrtum des Begünſtigers hierüber unſchädlich (vgl. 
RGSt. 50, 218 (221 ff.]; 53, 342; RG. Urt. IV 616/13 
v. 15. Okt. 1913). — 3. Endlich beſtehen auch hinſichtlich des 
inneren Tatbeſtandes leine durchgreifenden Bedenken. 
Die Feſtſtellungen, B. habe „nicht in gutem Glauben“ ge⸗ 
handelt, er habe gewußt, daß die Ausſtellung und Über⸗ 
ſendung der Quittung und deren Vorlage bei der Behörde 
„nicht zu rechtmäßigen Zwecken“ erfolge, er habe in klarer 
Kenntnis von dem „unehrlichen Treiben“ des K. dieſem 
„irgendwie nützen wollen“, würden allerdings für ſich allein 
nicht genügen; denn der Begünſtiger muß wiſſen, daß die 
Vortat aus Tatbeſtandsmerkmalen beſteht, die ſie in äußerer 
und innerer Hinſicht als ein Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen erſcheinen laſſen (RGSt. 5, 23 [25] u. a.); er muß 
dem Vortäter in bezug auf ein von ihm begangenes Ver⸗ 
brechen oder Vergehen Beiſtand leiſten wollen. Allein, daß 
die StR. dies feſtſtellen wollte, ergibt ſich aus dem Zu⸗ 
ſammenhang und namentlich aus der — auch auf die wahl⸗ 
weiſe Feſtſtellung der Vergehen des Vortäters bezüglichen — 
Bemerkung, B. habe gewußt, um was es ſich handle, 
er habe volle Kenntnis der Tatumſtände gehabt. 
Bedenken könnte der auf die Begünſtigungsabſicht be⸗ 
zügliche Satz erregen: „Ob dies — nämlich das Beiſtand⸗ 


wobei das Urteil auf RGSt. 5, 23 verweiſt. Dort führt der 1. StS. 
aus, daß keinesfalls Wiſſenſchaft von der ſpeziellen konkreten Ge⸗ 
ſtaltung des Vordelikts im Einzelfall erforderlich ſei, es genüge aber 
auch nicht Kenntnis von der Strafbarkeit der Vortat im allgemeinen. 
Im Sinne dieſes Urteils muß alſo das Richtige in der Mitte liegen, 
nämlich: Der Begünſtiger muß denjenigen „geſchicht⸗ 
lichen Hergang kennen, wodurch die Vortat der Ka⸗ 
tegorie eines Verbrechens oder Vergehens unter⸗ 
ſtellt wird“. In dieſer exakten Formulierung, nicht aber in der 
allgemeinen Faſſung, es genüge die Kenntnis von dem Vorliegen. 
eines Verbrechens oder Vergehens, iſt die Rechtſprechung des RG. 
gekennzeichnet, wobei noch zu beachten iſt, daß bedingter Vorſatz ge⸗ 
nügt (RGSt. 63, 342; 55, 126). Nicht vereinbar iſt damit allerdings 
die Behandlung, die der Irrtum über die Vortat im Urteil des 
3. StS. RGSt. 50, 222 erfahren hat. Kehren wir nach dieſen Feſt⸗ 
ſtellungen über die Genealogie der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
zu unſerem Urteil zurück, ſo finden wir in ihm eine volle Beſtätigung 
und uneingeſchränkte übernahme der in NG. 5, 25 ſcharf umgrenz⸗ 
ten Rechtsanſicht: Die Vortat muß in Tatbeſtandsmerkmalen, welche 
ſie ſubjektiv und objektiv als Vergehen oder Verbrechen kennzeichnen, 
vor dem Bewußtſein des Begünſtigers ſtehen. Trotz der im übrigen 
ungenügenden Feſtſtellungen des Tatrichters konnte das RG. deſſen 
Urteil aufrecht erhalten, weil der Tatrichter feſtgeſtellt hat, daß ob⸗ 
jektiv entweder Unterſchlagung oder Hehlerei oder Untreue auf Seite 
des Vortäters vorlag, und daß der Begünſtiger von den Tatbeſtands⸗ 
merkmalen, welche zur Annahme einer dieſer Vortaten veranlaſſen, 
wenigſtens ſoviel Kenntnis hatte, als erforderlich iſt, um behaupten 
zu können, der Begünſtiger habe ein Verbrechen oder Vergehen des 
Vortäters gekannt. 

Schließlich iſt das hier zur Beſprechung ſtehende Urteil auch 
deshalb beachtlich, weil es ſich erneut zu der umſtrittenen Rechtsan⸗ 
ſicht bekennt, daß nach dem geltenden Recht die Begünſtigung ein 
einheitliches gegen die Rechtspflege gerichtetes Vergehen barftelle. 
Die Begründung dieſer Rechtsanſicht findet ſich in RGSt. 54, 134. 
Es iſt in dieſem Zuſammenhang von Intereſſe, daß das RG. in 
RGSt. 54, 322 mit 19, 402 fachliche und perſönliche Begünſtigung 
als weſentlich verſchiedene Taten und nicht als gleichwertige Spiel⸗ 
arten derſelben Tat auffaßt und beide Tatarten nicht nur tatſächlich, 
ſondern auch in ihren rechtlichen Vorausſetzungen als weſentlich ver⸗ 
ſchieden erklärt. 

RA. Dr. Anton Graf v. Peſtalozza, München. 
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leiften durch Überfendung der Quittung — geſchah, um ihn 
(K.) einer Beſtrafung zu entziehen oder ihm die Vorteile des 
Verbrechens oder Vergehens zu ſichern, iſt nicht feſtzuſtellen 
geweſen und kann auch dahingeſtellt bleiben.“ Allein die 
StR. hat offenbar nicht etwa, wie es nach dem Wortlaut 
ſcheinen könnte, die Feſtſtellung einer dem Geſetz entſprechen⸗ 
den Begünſtigungsabſicht überhaupt für überflüſſig erachtet, 
vielmehr ſagen wollen, daß jedenfalls eine der beiden Ab⸗ 
ſichten vorhanden war, und daß auch in dieſer Hinſicht eine 
wahlweiſe Feſtſtellung genüge. Über die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen wahlweiſen Feſtſtellung herrſcht im Schrifttum 
Streit (vgl. Olshauſen, Anm. 1 zu § 257 StGB. und 
das dort angeführte Schrifttum). Das RG. ſteht auf dem 
Standpunkt, daß nach dem geltenden Recht die Begünſtigung 
als einheitliches gegen die Rechtspflege gerich- 
tetes Vergehen aufzufaſſen iſt, daß die Eigenart der 
Handlung ſelbſt, des Beiſtandleiſtens, durch die ſie beſtim⸗ 
mende Abſicht nicht verändert wird, daß es ſich um einen 
einheitlichen Tatbeſtand handelt, deſſen Strafbarkeit 
nach der inneren Tatſeite wahlweiſe von der Abſicht der Straf⸗ 
vereitelung oder der Vorteilsſicherung abhängig gemacht iſt 
(RGSt. 54, 132 [134]; 55, 18 19). Es betrachtet hier⸗ 
nach den 8 257 StGB. als ein fog. „alternatives“, nicht als 
„kumulatives“ Miſchgeſetz. Von dieſem Standpunkt aus er⸗ 
ſcheint eine wahlweiſe Feſtſtellung der beiden Arten der Be⸗ 
ünſtigungsabſicht zuläſſig. Dementſprechend iſt in der Ent⸗ 
8 RGSt. 5, 23 die von der StK. getroffene wahlweiſe 
Feſtſtellung nicht beanſtandet worden, und der 3. StSen. hat 
im Urt. III 1136/20 v. 25. Nov. 1920 — 23. 1921 Sp. 111 
Nr. 6 die wahlweiſe Frageſtellung für zuläſſig erklärt. Der 
erk. Sen. findet keinen ausreichenden Anlaß, hiervon ab⸗ 


zugehen. 
(1. Sen. v. 26. Sept. 1924, 1 D 582/24.) A.] 


4. 188 257, 259 StG B. Sachliche Begünſtigung 
kann nicht in einer lediglich auf die Verwertung 
der durch die Straftat erlangten Sache gerich- 
teten Beiſtandsleiſtung gefunden werden.] f) 

Die Verurteilung wegen ſachlicher Begünſtigung im 
Sinne des 8 257 StGB. erfordert eine Beiſtandsleiſtung, 
um den Täter die Vorteile des Verbrechens oder Vergehens zu 
ſichern, d. h. eine Handlung, die geeignet und beſtimmt iſt, 
den Täter dagegen zu ſchützen, daß ihm die unrechtmäßigen 
Vorteile der Tat wieder entzogen werden (RGSt. 54, 132, 
134). Eine lediglich der Verwertung der durch die Straf⸗ 
tat erlangten Sachen dienende Handlung erfüllt hiernach nicht 
den Begriff der im 8257 a. a. O. bezeichneten Beiſtands⸗ 
leiſtung. Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat der Beſchwerde⸗ 
führer die drei Platinkugeln, wiſſend, daß ſie geſtohlen waren, 
von dem Hehler M. zum Verkauf erhalten; er hat dieſen 
Auftrag aus Gefälligkeit gegen M. ausgeführt und die Kugeln 
an einen angeblichen Unbekannten für 61000 % verkauft. 
Damit iſt ausſchließlich eine Verwertungs handlung des 
Beſchwerdeführers nachgewieſen, nicht aber eine Handlung, 
die darauf abzielte, dem M. den Beſitz der geſtohlenen Platin⸗ 
kugeln gegenüber den Nachforſchungen der Polizei oder des 
Eigentümers zu erhalten und ſo die Wiederherſtellung des 
dem Geſetz entſprechenden Zuſtandes zu verhindern. Nach 


Zu 4. Die Abſicht des Begünſtigers muß dahin gehen, dem 
Vortäter die Vorteile zu ſichern, die er unmittelbar durch das 
Verbrechen oder Vergehen erlangt hat. RGSt. 39, 236; 55, 18. 
Der Vorteil, der dem Vortäter aus der Veräußerung der durch die 
Vortat erlangten Sachen erwächſt, iſt kein ſolcher unmittelbarer 
Vorteil. Das an die Stelle eines geſtohlenen Objekts getretene 
Objekt iſt nicht dieſes ſelber. Nicht einmal hinſichtlich des Geld⸗ 
betrages der durch Umwechſlung eines Bankſcheins an ſeine Stelle 
getreten iſt, läßt das Urteil RGSSt. 23, 53 (54) eine Stellvertretung 
zu. Ein ſolcher Fall liegt allerdings immerhin auf der Grenze. 
Für den Fall, daß für den Dieb eines Sparkaſſenbuches die Ableh⸗ 
nung der Einlage erfolgt, hat jedenfalls der 4. Sen. in dem Urteil 
v. 30. Okt. 1906, RGSt. 39, 236, eine Begünſtigung i. S. des 
8257 StGB. angenommen, weil nicht die Erlangung des Buches, 
ſondern die Erlangung der Einlage den Zweck für den Täter des 
Diebſtahls bildete. Da das RG. in der unbefugten Abhebung von 
Geldbeträgen aus Sparkaſſenguthaben eine Aneignung des Spar⸗ 
kaſſenbuches ſieht (ſ. RGSt. 43, 17 auf 20 und die daſelbſt an⸗ 
geführten früheren Urteile), iſt ihm die Abhebung nicht die Hand⸗ 
lung, die erſt die Verwertung der geſtohlenen Sache darſtellt. Des⸗ 
halb bedeutet das Urteil in Bd. 39 keine Abweichung von der ſonſt 
feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. 

. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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dem Ausgeführten konnte die Verurteilung des Beſchwerde⸗ 
führers wegen ſachlicher Begünſtigung nicht aufrechterhalten 
werden. Zwar liegt ein Mitwirken zum Abſatz bei anderen 
im Sinne des 8259 StGB. vor. Doch iſt auch dieſes Straf⸗ 
geſetz auf den feſtgeſtellten Sachverhalt nicht anwendbar, weil 
das hierzu weiter erforderliche Tatbeſtandsmerkmal des 8 259, 
das Handeln „ſeines Vorteils wegen“, nach der tatſächlichen 
Annahme der StR. nicht gegeben iſt. 

(4. Sen. v. 19. Sept. 1924, 4 D 710/24.) A.] 


** 5. [1. 88 41, 83 Gef. betr. die Gmb H. v. 20. April 
1892/20. Mai 1898. — 2. 8240 KO. Minderjähriger 
als Geſchäftsführer, Pflicht zur Buchführung 
und Bilanzziehung. 17) 

1. Inſoweit die Reviſionsbegründung das Verteidigungs⸗ 
vorbringen erſter Inſtanz wiederholt, ein Konkursvergehen 
könne um deswillen nicht vorliegen, weil der Angekl. als 
Minderjähriger zum Geſchäftsführer der GmbH. beſtellt, dieſe 
daher nicht rechtsgültig geweſen ſei, und die geſetzlichen Pflich⸗ 
ten des Angekl. nicht hätten entſtehen können, iſt dem Rechts⸗ 
mittel der Erfolg zu verſagen. Der Minderjährige, der das 
7. Lebensjahr vollendet hat, gehört nicht zu den geſchäfts⸗ 
unfähigen Perſonen ($ 104 BGB.), deren Willenserklärungen 
nichtig find (8 105 daſ.). Durch die Beſtimmungen der 


88 107 und 108 BG. iſt die Geſchäftsfähigkeit der Minder⸗ 


jährigen nur bezüglich ihrer eigenen Angelegenheiten be⸗ 
ſchränkt, während die Wirkſamkeit ihrer namens einer von 
ihnen vertretenen Geſellſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
gemäß 8 165 BGB. durch die Minderjährigkeit nicht be⸗ 
einträchtigt wird. Es beſteht daher kein geſetzliches Hin⸗ 
dernis, einen Minderjährigen, der über 7 Jahre alt iſt, zum 
Geſchäftsführer einer GmbH. zu beſtellen. Warum, wie die 
Reviſion meint, „ein Konkursvergehen wenigſtens in ſub⸗ 
jektiver Hinſicht“ nicht vorliegen könne, iſt um ſo weniger 
verſtändlich, als nach den getroffenen Feſtſtellungen der An⸗ 
gekl. bereits ſeit dem 5. Mai 1920 volljährig iſt, ſonach ſeit 
dem 5. Mai 1917 das 18. Lebensjahr vollendet hatte, das 
Konkursverfahren über das Vermögen der GmbH. aber erſt 
am 9. Nov. 1921 eröffnet wurde, der Tatbeſtand des Ver⸗ 
gehens alſo in dieſem Zeitpunkte erſt gegeben war (RGSt. 7, 
392 u. a.). Übrigens behauptet die Reviſion nicht einmal, 
daß der Minderjährige an der Gründung der Geſellſchaft 
beteiligt geweſen ſei, weshalb unerfindlich bleibt, inwiefern 
durch Beſtellung des Minderjährigen zum Geſchäftsführer die 
Rechtsgültigkeit der GmbH. als ſolcher in Frage geſtellt 
ſein ſoll. — 2. Das angefochtene Urteil findet ein Vergehen 
gegen 8 240 Nr. 4 KO. darin, daß der Angefl. es unterlaſſen 
habe, eine Jahresbilanz für das Jahr 1921 aufzuſtellen. Dies 
iſt — falls es ſich nicht um ein bloßes Schreibverſehen handelt 
— rechtsirrig. Denn nach § 41 Abſ. 2 des Geſ. betr. die 
GmbH. hat der Geſchäftsführer in den erſten 3 Monaten des 


Zu 5. Die Ausführungen unter Ziff. 1 halte ich nicht für zu⸗ 
treffend. Das NG. hätte zwei im Zivilrecht ſtreng zu ſondernde 
Momente auch hier trennen müſſen. Das eine betrifft die Fähigkeit 
des Minderjährigen, ſich durch Vertrag zu verpflichten. Davon han⸗ 
deln die 88 107 ff. BGB. Davon verſchieden iſt das, als Vertreter 
für einen anderen ein Rechtsgeſchäft zu ſchließen. Das iſt der Inhalt 
des § 169 BGB. Eine Gmb. kann ſich nicht darauf berufen, daß 
der Geſchäftsführer minderjährig war. Sie muß deſſen Verträge er⸗ 
füllen. Mit der Wirksamkeit eines mit dem Minderjährigen abge- 
geſchloſſenen Anſtellungsvertrages hat dieſe Beſtimmung nichts zu tun. 

Ich gehe auf die Frage nicht ein, ob ſich auch die Gmod. auf 
die Unwirkſamkeit der Beſtellung des Minderjährigen ohne Zuſtim⸗ 
mung ſeines geſetzlichen Vertreters Dritten gegenüber berufen darf. 
Sie iſt für den vorliegenden Fall ohne Belang. Sicher darf dies der 
Minderjährige. Ohne allgemein oder beſonders erteilte Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters kann er keinen wirkſamen Dienſtvertrag 
ſchließen. Wird dieſe verſagt, ſo iſt nie ein Dienſtverhältnis ent⸗ 
ſtanden. Es erwachſen zunächft keine rechtlichen Verpflichtungen des 
Minderjährigen gegenüber der Geſellſchaft. Er hat alſo auch nicht 
für die ordnungsmäßige Buchführung der Geſellſchaft zu ſorgen (8 41 
Abſ. 1 GmbchG.). Dann kann er auch nicht ſtrafrechtlich für dieſe 
Unterlaſſung haftbar fein. Auch 8 83 GmbHG. ſetzt bei der Anwen⸗ 
dung der 88 239—241 KO. das Vorhandenſein eines Geſchäftsführers 
voraus. Wer nicht Geſchäftsführer werden konnte und nicht wurde, 
wer nicht zivilrechtlich für die Vernachläſſigung einer dem Geſchäfts⸗ 
führer obliegenden Aufgabe haftet, kann auch nicht ſtrafbar ſein. 
Die Beſtimmung des Konkursſtrafrechts verſtärken im allgemeinen 
Intereſſe die zivilrechtlich nur gegenüber der Geſellſchaft beſtehenden 
Verpflichtungen. Aber ſie ſetzen doch deren Beſtehen voraus. 


RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 
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Geſchäftsjahres die Bilanz für das verfloſſene Geſchäfts⸗ 
jahr aufzuſtellen, das Konkursverfahren iſt aber bereits am 
9. Nov. 1921 eröffnet worden, ſo daß eine Jahresbilanz für 
1921 nicht mehr in Frage kam. Daß etwa das Geſchäfts⸗ 
jahr der Geſellſchaft nicht mit dem Kalenderjahr zuſammen⸗ 
gefallen wäre, iſt im Urteil nicht feſtgeſtellt. Dieſer Mangel 
gefährdet jedoch nicht den Schuldausſpruch, da ein Vergehen 
nach 8240 Nr. 3 KO. einwandfrei dargelegt iſt, und nach 
ſtändiger Rechtſprechung im Falle eines Zuſammentreffens 
mehrerer Banterotthandlungen nicht mehrere ſelbſtändige 
Straftaten, ſondern nur unſelbſtändige Beſtandteile einer ein⸗ 
zigen ſtrafbaren Handlung vorliegen (RGSt. 13, 242 u. a.), 
wie dies offenbar auch das Schöffengericht annimmt. Auch 
die Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes läßt ſich dem an⸗ 
gefochtenen Urteil noch ausreichend entnehmen. Denn wenn 
der Angekl. als der für die Buchführung verantwortliche 
Geſchäftsführer dieſe einem Angeſtellten überläßt, und wenn 
mehrere Monate überhaupt keine Einträge in das Journal 
erfolgen, ſo beweiſt dies, daß es der Angekl. an jeder Über⸗ 
wachung, zu der er verpflichtet war, hat fehlen laſſen. Er 
hat daher zum mindeſten hierbei fahrläſſig gehandelt. Die 
Anwendung der nötigen Sorgfalt bei der Auswahl des 
Angeſtellten allein genügt nicht. Ob der oben erwähnte 
Mangel des Urteils das Strafmaß zuungunſten des Be⸗ 
ſchwerdeführers beeinflußt hat, braucht nicht unterſucht zu 
werden, da der Strafausſpruch aus einem anderen, alsbald 
zu erörternden Grunde aufgehoben werden muß. 

(U. v. 14. Okt. 1924, 1 D 763/24.) D.] 


6. [866 TabStG. „Unechte“ Steuerzeichen in 
866 TabStG. 7) 

Die Anwendung des Strafgeſetzes auf den feſtgeſtellten 
Sachverhalt begegnet keinem Rechtsbedenken, insbeſondere be⸗ 
ſteht entgegen den Ausführungen der Beſchwerdeführer kein 
Anlaß zu dem Verdacht, daß die StK. den Rechtsbegriff der 
„unechten Steuerzeichen“ im Sinne von 8 66 TabStG. ver- 
kannt habe. Unecht iſt das Steuerzeichen allerdings nur 
dann, wenn das bei ſeiner Herſtellung nachgeahmte Vorbild 
ur Zeit der Nachbildung amtliche Geltung hat. Die Voraus⸗ 
Khun iſt aber gegeben, ſo lange das echte Steuerzeichen nach 
den maßgebenden Vorſchriften amtlich als eine Beſcheinigung 
über die Erfüllung der in ihm ausgedrückten ſteuerlichen 
Leiſtung anerkannt wird. Unerheblich iſt es dabei, ob die 
nachgeahmten echten Steuerzeichen zur Zeit der ſtrafbaren 
Handlung — ſei es infolge einer Abänderung der in ihm 
bezeichneten Steuerſätze, ſei es infolge von Veränderungen 
ihrer äußeren Geſtaltung, ſei es aus irgendwelchen anderen 
Gründen — nicht mehr neu angefertigt und ausgegeben wer⸗ 
den, ſofern nicht gleichzeitig auch die früher ausgegebenen 
echten Steuerzeichen dieſer Art ausdrücklich aus dem Ver⸗ 
kehrsleben zurückgezogen und ihrer ſteuerlichen Bedeutung 
entkleidet ſind. Es gilt in dieſer Hinſicht für 866 TabStG. 
nichts anderes wie für § 146 StGB., deſſen Tatbeſtand in 
gleicher Weiſe zwar einerſeits durch die Nachahmung ver⸗ 
rufenen Geldes nicht erfüllt, aber anderſeits z. B. dadurch 
nicht beeinträchtigt wird, daß die nachgeahmten Geldzeichen 
zur Zeit der Fälſchung wegen eingetretener Geldverſchlechte⸗ 
rung ihre praktiſche Verwendbarkeit verloren haben und des⸗ 
halb nicht neu ausgegeben werden. Von dieſer Auffaſſung 
geht erkennbar auch das angefochtene Urteil aus. Es nimmt 
erſichtlich an, daß nach der Lage der damaligen Steuer⸗ 
vorſchriften die von den Angekl. nachgeahmten echten Steuer⸗ 
zeichen von den maßgebenden Behörden als Ausweis über 
die in ihnen ausgedrückte Steuerleiſtung zu behandeln waren 
und daher die Verwendung der von den Angekl. hergeſtellten 
unechten Steuerzeichen eine ordnungsmäßige Verſtenerung 
der in Frage kommenden Art erfolgreich vorzutäuſchen ver⸗ 
mochte. 

(U. v. 8. April 1924, 4 D 258/24.) D.] 


7. [8259 StGB.; 81356 BGB.; 88 6, 7, 13 des 
Geſetzes über den Verkehr mit unedlen Me⸗ 
tallen. Wann kann die Ehefrau eines Geſchäfts⸗ 
inhabers als Mittäterin einer Hehlerei ange⸗ 


Zu 6. Der Entſch, iſt beizupflichten. Die durch die 3. Steuer⸗ 
Not VO. erſolgte Neuregelung der Steuerzeichendelikte (vgl. 8 56 
Ziff. 8) war dem Urteil nicht zugrunde zu legen, da 857 Abſ. 3 
der 3. Steuer Not BO. die Strafvorſchriften des Tabakſteuergeſetzes 
bis zur Anpaſſung an die RAbgdO. ausdrücklich aufrechterhält. 
Prof. Dr. Neuwiem, Greifswald. 


Rechtſprechung 


ſehen werden? Tateinheitliches Zuſammen⸗ 
treffen der Strafvorſchriften des Geſetzes über 
den Verkehr mit unedlen Metallen mit dem Tat⸗ 
beſtand der Hehlerei. f) 

1. Die Annahme der Stͤ., daß die Beſchwerdeführerin 
ſich der Hehlerei ($ 259 StGB.) in der Begehungsform des 
Ankaufens ſchuldig gemacht habe, wird durch den feſtgeſtellten 
Sachverhalt nicht getragen. Hehleriſches Ankaufen als Unter⸗ 
art des hehleriſchen Anſichbringens im Sinne des $ 259 
StGB. ſetzt voraus, daß der Erwerber die tatſächliche Ver⸗ 
fügungsgewalt über die Sache erlangt, um über ſie als eigene 
(zu eigenen Zwecken) zu verfügen (RGSt. 56, 335; 57, 73). 
Bei der Ehefrau eines Geſchäftsinhabers wird dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nicht vorliegen, wenn ſie ſich nur als ſeine Gehilfin, 
insbeſondere in bloßer Erfüllung der Obliegenheiten einer 
Ehefrau (8 1356 Abſ. 2 BGB.) an den Ankäufen für das 
Geſchäft beteiligt. Dagegen wird Täterſchaft der Ehefrau 
dann in Frage kommen, wenn etwa — wie es häufig der Fall 


Zu 7. 1. Wann die Tätigkeit einer Ehefrau als ſelbſtändige 
Mitleitung des Betriebes oder auch nur eines Teiles desſelben au⸗ 
zuſehen iſt, wann als eine Hilfeleiſtung, die ſie dem Mann als 
dem Leiter des Geſchäfts in Erfüllung der ihr im 8 1356 Abſ. 2 
BGB. auferlegten Pflichten gewährt, iſt Tatfrage, die im Einzelfall 
oft ſehr ſchwer zu entſcheiden iſt. Welche Tätigkeit nach den Ver⸗ 
hältniſſen, in denen die Ehegatten leben, üblich iſt, muß dabei be⸗ 
ſonders beachtet werden (f. dazu das zum Höchſtpreisgeſetz ergangene 
Urteil des 4. Sen. v. 21. Juni 1918 RGSt. 52, 279). Eine große 
Rolle ſpielen dabei naturgemäß die von dem Ehemann der Ehe⸗ 
frau eingeräumten Befugniſſe insbeſondere bezüglich der Bemeſſung 
der Preiſe. Ob ihre Stellung der einer Leiterin oder der einer 
Angeſtellten entſpricht, wird klarer hervortreten, wenn nicht nur 
vorübergehende, ſondern regelmäßige Vertretungen des Ehemanns in 
Frage kommen. Aber ſelbſt wenn ſich ſo eine Selbſtändigkeit der 
Ehefrau feſtſtellen läßt, die ihr ſogar das Recht gibt, in Abweſen⸗ 
heit ihres Mannes die Ware zu bezahlen, in die Geſchäftsbücher ein⸗ 
zutragen, zu lagern, zu ſortieren und auch darüber zu verfügen, 
fo wäre das wohl für gewerberechtliche (ſ. 8 151 Gewd.) und ihr 
gleichſtehende Pflichten der Ehefrau von Bedeutung, nicht aber für 
den Tatbeſtand des hehleriſchen Erwerbes. Denn das Tatbeſtands⸗ 
merkmal des „Anſichbringens“ i. S. des 8 259 StGB. ſetzt voraus, 
daß der Empfänger die tatſächliche Verfügung über die Sachen mit 
dem Willen erwirbt, über ſie als eigene und zu eigenen Zwecken 
durch Rechtsgeſchäft zu verfügen (RGSt. 4, 48; 9, 199; 17, 59 (60, 
61]; 18,303; 39, 308, 365; 47, 313 [315]; 55, 220; 56, 212, 213). 
Zum mindeſten muß ſie deshalb in wirtſchaftlichem Sinne 
Mitinhaberin des Geſchäfts ſein, wenn ſie überhaupt als 
Täterin einer Hehlerei in einem ihrem Ehemann gehörigen Ge⸗ 
ſchäft in Anſpruch genommen werden fol. Lediglich daraus, daß 
der einzelne Ankauf wirtſchaftlich inſofern für ſie Bedeutung hat, 
daß fie auf Grund der ehelichen Gemeinſchaft aus Vermögensvorteilen 
des Mannes einen indirekten Vorteil hat, kann ihre Täterſchaft nicht 
gefolgert werden. Anders iſt es, wenn die Beteiligung der Ehefrau 
an einem Hehlereidelikt in einem Mitwirken zum Abſatz beſtanden 
hat. Bei dieſer Form der Hehlerei ſteht nur in Frage, ob das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal „feines Vorteils wegen“ aus der durch die Ehe 
bedingten Gemeinſchaftlichkeit der wirtſchaftlichen Intereſſen ge⸗ 
folgert werden darf, und da iſt allerdings zu ſagen, daß ſolcher mittel⸗ 
bare Vorteil genügen kann. Für dieſen Fall hat denn auch der 
1. StS. in dem Urteil v. 30. Mai 1918 23. 1918, 1219 Nr. 18 keine 
Bedenken getragen, den Eigennutz auf ſeiten der Ehefrau zu bejahen 
(vgl. auch das zum Delikt der Preistreiberei ergangene Urteil des 
Ferienſenats v. 6. Aug. 1917 RGSt. 51, 211 auf S. 214f.). 

Soweit die Begehungsform des Anſichbringens in Frage ſteht, 
die Ehefrau alſo in der Regel nur als Gehilfin in Frage kommen 
kann, verwirklicht ſich der ſtrafbare Tatbeſtand in dem Augenblick, 
in dem der Ehemann ſich trotz der ſich ihm aufdrängenden Über» 
zeugung von dem ſtrafbaren Erwerb der Ware entſchließt, fie feines 
Vorteils wegen zu behalten (vgl. RGSt. 55, 220). Daß die Bei⸗ 
hilfehandlung hier zeitlich vor der Tat liegt, zu der Beihilfe ge⸗ 
leiſtet iſt, iſt nach den Grundſätzen, die allgemein für die Strafbar⸗ 
keit des Gehilfen gelten, rechtlich ohne Bedeutung (RS. 28, 287). 

2. Das Geſetz über den Verkehr mit unedlen Metallen 
b. 11. Juni 1923 ergänzt, ſoweit der Handel mit Altmetallen uſw. 
in Frage kommt, zum Teil die Hehlereivorſchriften des StGB., zum 
Teil durch vorbeugende Maßregeln, ſo durch die detaillierte Beſtim⸗ 
mung über die Buchführungspflicht (8 6 Abſ. 1), das Verbot, vor 
Ablauf von 3 Tagen nach dem Erwerb und der Eintragung die 
erworbenen Gegenſtände weiterzuveräußern oder irgendwelche Ver⸗ 
änderung an ihnen vorzunehmen. Durch die Beſtimmung des 8 17 
Ziff. 4 wird die Beachtung dieſer Vorſchrift unter ſtrafrechtlichen 
Schutz geſtellt. Dieſe Beſtimmungen werden häufig da zur An⸗ 
wendung kommen, wo der ſubjektive Tatbeſtand des 8 259 StGB. 
nicht nachzuweiſen iſt. Daneben kommt auch je nachdem eine Real⸗ 
oder Idealkonkurrenz dieſer Tatbeſtände in Betracht. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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54. Jahrg. 1925 Heft 3] Rechtſp 
iſt — der Ehemann zwar nach außen hin als alleiniger Ge⸗ 
ſchäftsinhaber auftritt, im Verhältnis der Eheleute unter⸗ 
einander aber das Geſchäft von beiden betrieben wird und 
für beide eine gemeinſame Erwerbsquelle iſt. Daß der letztere 
Fall hier vorliegt, iſt indeſſen aus dem Urteil nicht zu ent⸗ 
nehmen. Im Gegenteil wird dargelegt, die angeklagte Ehe⸗ 
frau habe das Metall nicht für ſich, ſondern für das Geſchäft 
ihres Mannes gekauft. Damit ſtehen auch die Erörterungen 
über die Frage, aus welchem Beweggrund und zu weſſen 
Vorteil die Beſchwerdeführerin tätig geworden iſt, im Ein⸗ 
klang. Wenn ausgeführt wird, ſie habe inſofern einen Vor⸗ 
teil „auch für ſich“ erſtrebt, als ſie ſich bewußt geweſen ſei, 
daß der Gewinn aus ihrem Ankauf dazu beſtimmt ſei, die 
Koſten der gemeinſamen Lebenshaltung zu decken, ſo kann das 
nur dahin verſtanden werden, daß ſie in erſter Linie den Vor⸗ 
teil ihres Ehemannes als des Geſchäftsinhabers im Auge 
hatte und dadurch mittelbar einen Vorteil auch für ſich er⸗ 
zielen wollte. Da hiernach der Begriff des Ankaufens im 
Sinne des 8259 StGB. verkannt iſt, war das angefochtene 
Urteil aufzuheben. Sollte das Gericht erſter Inſtanz auf 
Grund der erneuten Verhandlung zur Annahme gelangen, 
daß die Betätigung der Beſchwerdeführerin nur als Beihilfe 
anzuſehen iſt, ſo ſei auf die ſtändige Rechtſprechung des RG. 
hingewieſen, wonach die Beſtrafung wegen Beihilfe zur ge⸗ 
werbsmäßigen Hehlerei vorausſetzt, daß auch in der 
Perſon des Gehilfen gewerbsmäßiges Handeln vorliegt. 
REES. 26, 3.) — 2. Die Anllage legt der Beſchwerdeführerin 
außer gewerbsmäßiger Hehlerei gu Laſt, durch weitere felb- 
ftändig. Handlungen gegen 88 61, 7, 17 Abſ. 1 Nr. 4 des 
Geſetzes über den Verkehr mit unedlen Metallen v. 11. Juni 
1923 (RG Bl. 366) verſtoßen zu haben. Die Schlußfeſtſtellung 
der StR. geht dahin, daß die Beſchwerdeführerin ſich dieſer 
Zuwiderhandlungen in tateinheitlichem Zuſammentrefſen mit 
der Hehlerei ſchuldig gemacht habe. Abweichend hiervon ſpricht 
die Urteilsformel nur die Verurteilung der Beſchwerde⸗ 
führerin wegen gewerbsmäßiger Hehlerei aus. Durch die in 
der Begründung angenommene Tateinheit mit Vergehen gegen 
das Geſetz v. 11. Juni 1923 iſt die Beſchwerdeführerin inſofern 
nicht benachteiligt, als auf die Mindeſtſtraſe aus 8 260 StGB. 
erkannt iſt. Bei der erneuten Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung wird indeſſen das Gericht erſter Inſtanz — unbeſchadet 
der Vorſchrift des 8 358 Abſ. 2 StPO. den hervorgehobenen 
Widerſpruch zu vermeiden und dabei folgendes zu beachten 
haben: Der bisher erwieſene Sachverhalt enthält keine aus⸗ 
reichende Unterlage für die Anwendung des 817 Abſ. 1 Nr. 4 
des Geſetzes v. 11. Juni 1923 gegen die Beſchwerdeführerin. 
Nachgewieſen iſt ihr nur, daß ſie von L. 4 Meſſingtürknöpfe 
angekauft und ihren Ehemann bei dem Erhitzen und Zu⸗ 
ſammenſchlagen von Metallteilen behilflich geweſen iſt. Ab⸗ 
geſehen von der Tatſeite wäre zu prüfen geweſen, ob und in⸗ 
wieweit die Beſchwerdeführerin rechtlich wegen Täterſchaft oder 
Beihilfe haftbar gemacht werden kann (vgl. $ 13 Geſ. vom 
11. Juni 1923 in Verbindung mit $ 151 GewO .). Auf die 
Frage, ob und inwieweit die Annahme der Tateinheit der 
Vergehen gegen § 17 Abſ. 1 Nr. 4 des angegebenen Geſetzes 
untereinander und mit der Hehlerei oder der Beihilfe dazu 
haltbar iſt, bedarf eingehender Prüfung. 
(2. Sen. v. 2. Mai 1924, 2 D 185/24.) A.] 

8. [849 StGB. Die Annahme mehrerer ſach⸗ 
lich zuſammentreffender Vergehen der Beihilfe 
zu einer fortgeſetzten Straftat des Haupttäters 
ift rechtlich möglich.] 

Von den drei ſachlich zuſammentreffenden Vergehen der 
Beihilfe zur unerlaubten Ausfuhr, wegen deren H. vecurteilt 
worden iſt, beziehen ſich zwei auf das dem Mitangeklagten 
Georg St., eines auf das dem Mitangeklagten Andreas St. 
zur Laſt liegende fortgeſetzte Vergehen der unerlaubten Aus⸗ 
fuhr. Nur bezüglich der erſten beiden Vergehen kann die 
Frage auftauchen, ob die Annahme mehrerer ſachlich zu⸗ 
ſammentreffender Vergehen der Beihilfe zu einer fortgeſetzten 
Straftat des Haupttäters rechtlich zuläſſig iſt. Nach der 
Rechtſprechung des RG. iſt dieſe Frage zu bejahen (zu vgl. 
die in RGSt. 17, 227 [229]; 23, 300 [304]; 56, 326 [328] 
ausgeſprochenen allgemeinen Grundſätze, ferner hinſichtlich 
der Beihilfe im beſonderen RGuUrt. II 95/21 v. 1. April 1921). 
Der Senat hat keinen Anlaß gefunden, hiervon abzuweichen. 

(1. Sen. v. 26. Sept. 1924, 1 D 533/24.) A.] 
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9. [Art. III WG VO. Geſchäfts vermittlung 
iſt Betrieb eines Handels. J) 

Die Verurteilung iſt nicht zu beanſtanden. Sie ſteht mit 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung im Einklang. Der An⸗ 
geklagte iſt zwar, als er die Ware dem Zeugen H. zum Kauf 
antrug, nicht als Selbſtverkäufer aufgetreten, ſondern aus⸗ 
drücklich nur als Vermittler für den Mitangeklagten M. Das 
RG. hat aber wiederholt ausgeſprochen, daß unter den Be⸗ 
griff des Handels im Bereiche der angewendeten BD. auch 
die Vermittlung eines auf den Güterumſatz gerichteten 
Geſchäftes fällt und daß davon auch ein bloß gelegent⸗ 
liches Vermittlungsgeſchäft keine Ausnahme macht. Von 
dieſer Rechtſprechung (z. B. RGSt. 51, 379; 5 D 441/19, Urt. 
v. 23. Jan. 1920) abzugehen, bietet der vorliegende Sach ver⸗ 
halt keinen Anlaß. 

(1. Sen. v. 17. Okt. 1924, 1D 781/24.) A.] 
begangene Zuwider⸗ 


* 10. I1. Auch fahrläſſig 
handlungen gegen die VO. über den Handel mit 
Lebens- und Futtermitteln oder gegen die VO. 
über Handelsbeſchränkungen ſind trial] bar 
2. Der Börſen⸗ oder Marktpreis 1. S. des 83 
Abſ. 3 Satz 2 Preis Tr VO. 1923 deckt ſich mit dem 
„richtigen Handelspreis“; iſt jener eingehalten, 
ſo iſt für eine Nachprüfung, ob die Geſtehungs-⸗ 
koſten und berechtigten Gewinnzuſchläge etwa 
niedriger waren, nur beim Vorhandenſein einer 
Notmarktlage der im 83 Abſ. 3 Satz 2 daſelbſt 
bezeichneten Art Raum. — 3. Auch im Falle des 
86 Preis Tr VO. 1923 kann lediglich eine ſolche 
Notmarktlage für den Kettenhandel von Be⸗ 
deutung ſein, die auf einen der drei im 83 
Abſ. 3 Satz. 2 daſelbſt bezeichneten Gründe be⸗ 
ru 1] 

Das Rechtsmittel der 
I. Zu rechtlichen Bedenken gibt lediglich 
des Angekl. F. von der Anklage wegen Handels mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln ohne die erforderliche Erlaubnis Anlaß. 
Die StR. hat die im Hinblick auf den 8 59 Abs. 2 S. GB. ge⸗ 
botene Prüfung unterlaſſen, ob die Unkenntnis des Angekl. 
von dem Fehlen der Handelserlaubnis ſelbſt nicht durch Fahr⸗ 
Fahrläſſigkeit verſchuldet war. Die VO. über den Hande 
mit Lebens⸗ und Futtermitteln v. 24. Juni 1916/10. Febr. 
1923 (RG Bl. I, 111) ſtellt ſich, ebenſo wie die an ihre Stelle 
getretene VO. über Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 1923 
(RGBl. I, 706) als ein ſog. Polizeigeſetz dar. Deshalb ge⸗ 
nügt, obſchon dies in den VO. nicht ausdrücklich ausgeſprochen 
iſt, auch Fahrläſſigkeit als Schuldform. Der Strafrahmen 
(vgl. § 5 Fernhalt BO. i. d. Faſſ. d. Art. III WuchGer VO. 
v. 27. Nov. 1919 und 8 28 der VO. über Handelsbeſchrän⸗ 
kungen v. 13. Juli 1923, von denen der erſtere das mildeſte 
Strafgeſetz i. S. des § 2 Abſ. 2 Stch B. iſt), iſt für vor⸗ 
ſätzliche und fahrläſſige Zuwiderhandlungen gleichhoch. — 
II. Dagegen konnte die Reviſion keinen Erfolg haben, ſoweit 
ſie ſich gegen die Freiſprechung von der Anklage wegen Preis⸗ 
wuchers und Kettenhandels richtet. 1. Soweit es ſich um den 
Preiswucher handelt, geht die StK. zutreffend davon aus, daß 
hier der 83 Abſ. 3 Preis Tr VDO. v. 13. Juli 1923 (vgl. VO. 
von dieſem Tage zur Ausf. des Art. VI Abſ. 3 Noth. vom 
24. Febr. 1923 [RG Bl. I, 699]) als das Geſetz, das im ger 
gebenen Falle gegenüber dem 81 Nr. 1 BR DO. v. 8. Mai 
1918 (RG Bl. 395) zu einer dem Angekl. gü 


nftigeren Ent⸗ 
der Tat herrſchend. Bl. Alsberg 


„Preistreibereirecht“ (1924), S. 74. 
das KG. vertreten, das — bgl. die 


StA. iſt nur zum Teil begründet. 
die Freiſprechung 


Zu 9. Die Anſicht iſt in 
7. Aufl. S. 173, Schäfer, 
Eine andere Anſicht hat lediglich 5 . 
Belege bei Alsberg a. a. O. hinſichtl. der VO. v. 24. Juni 1916, 
die ſchon den gleichen Begriff des Handels enthielt wie die VO. 
v. 13. Juli 1923 — das Erfordernis der Gewerbsmäßigkeit auf⸗ 
ſtellte, ſo daß alſo in einer gelegentlichen Vermittlertätigkeit, wie 
im vorl. Falle, kein „Handel“ erblickt worden wäre. 

RA. Dr. Rud. Waſſermann, München. 

Zu 10. Zu Ziff. 1 der Überſchrift: Ebenſo Schäfer, 
„Preistreibereirecht“ (1924) S. 94, BaydbcL. II v. 8. Jan. 1923 
M. 1923, S. 43 und Alsberg hinſ. d. korreſp. Beſtimmun⸗ 
5 oder VO. v. 23. Sept. 1915/27. Nov. 1919. Die im 
Entſch. erwähnte VO. v. 13. Juli 1923 iſt inzwiſchen teil- 
gehoben worden durch VO. v. 26. Juni 1924 (RGBBl. 


gen in 8 
Text der 
weiſe auf 
. 661). 
Zu Ziff. 2 der Überſchrift: Die im Text erwähnte 
Entſch. AD 540/23 m. 18. Dez. 1923 (nicht 1922 wie im Text) 
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ſcheidung führen könnte, gemäß $2 Abſ. 2 StGB. anwend⸗ 
bar iſt (vgl. auch RGUrt. AD 540/23 v. 18. Dez. 1923). 
Nach 83 Abſ. 3 Satz 2 a. a. O. liegt Preiswucher nicht vor, 
wenn der Preis der für die Verteilungsſtufe des Veräußerers 
geltenden Marktlage, insbeſ. dem unter amtlicher Mitwirkung 
bekanntgemachten Börſen⸗ oder Marktpreiſe entſpricht, ſoſern 
nicht durch Warenmangel oder durch erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, Ware an den Markt zu bringen, oder durch unlautere 
Machenſchaften eine Notmarktlage geſchaffen iſt. Hiernach ſoll 
nur noch eine Notmarktlage, die auf einem dieſer drei be⸗ 
zeichneten Gründe beruht, die zwingende Regel des $3 Abſ. 3 
über die Wirkung des Börfen- oder Marktpreiſes nach Satz 1 
daſelbſt ausſchließen, der Einfluß einer Notmarktlage in⸗ 
ſoweit alſo beſchränkt ſein. Gegenüber dem früheren Rechte 
liegt zunächſt ein Unterſchied darin, daß nach § 1 Nr. 1 Preis⸗ 
TrVO. 1916 in allen Fällen, in denen kein anderer Maßſtab 
gegeben war, bei der Prüfung der Frage, ob eine übermäßige 
Preisſteigerung vorliege, der aus den Geſtehungskoſten und 
den wirtſchaftlich berechtigten Gewinnzuſchlägen ſich zuſammen⸗ 
ſetzende Preis (vgl. RGSt 56, 319, 321; 57, 290, 293) zu⸗ 
grunde gelegt werden mußte. Hielt ſich der im Einzelfalle 
geforderte oder gewährte Preis noch innerhalb des Börſen⸗ 
oder Marktpreiſes, ſo war dies ein nicht unwichtiges Beweis⸗ 
anzeichen dafür, daß der in ihm enthaltene Reingewinn kein 
übermäßiger war, es ſchloß aber den Gegenbeweis nicht aus. 
Iſt dagegen der Markt- oder Börſenpreis eingehalten, fo 


iſt abgedr. JW. 1924, 824, dort aber infolge eines Druckver⸗ 
ſehens unrichtig datiert (18. Febr.“ ſtatt „18. Dez.“). Ebenſo im 
übrigen auch die im Text nicht zitierte Entſch. des erk. Sen. I 
201/24 v. 28. März 1924 = RGSt. 58, 123 Mp. 1924, 
S. 35. 

Zu Ziff. 3 der überſchrift (Text der Entſch. II, 2): 
Dieſe Theſe bringt einen bedeutſamen Fortſchritt der Rechtſpr. Es 
ergibt ſich demgemäß folgendes Schema: 

a) „Im Zweifel“ iſt bei Beſtehen einer normalen Marktlage 
eine Preisſteigerung i. S. der Kettenhandelsvorſchrift tatſächlich 
unmöglich (fo auch ſchon der gleiche Sen. am 23. März 1923 I 
5/1923 MP. 1923 74 Urt. v. 30. Mai II 27824; RGSt. 58, 
219 und vom 4. Juli 1924 1 D 325/24 JW. 1924, 1997). 
Die ſich als „Kette“, darſtellenden Vorgänge des Einkaufs und Ver⸗ 
kaufs find kein „Kettenhandel“ im Rechtssinne, da es an dem Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der „Preisſteigerung“ gebricht. Wenn das NG. ber 
hauptet, daß bei Beſtehen einer normalen Marktlage Kettenhandel 
„rechtlich möglich“ iſt (ſo auch ſchon früher in der oben erwähnten 
Entſch. v. 23. März 1923), ſo dürfte hier inſofern ein Trugſchluß 
vorliegen, als eben in den Fällen, in denen es möglich iſt, bei 
beſtehender normaler Marktlage den Preis einer Ware durch Ket⸗ 
tenhandel zu ſteigern, die angebliche normale Marktlage in 
Wirklichkeit ſchon zu einer Notmarktlage i. S. des $ 3 III gewor⸗ 
den iſt. Nicht hierher gehören zweifellos Fälle, in denen eine Ware, 
die durch mehrere Hände gegangen iſt, etwa einem Unkundigen zu 
einem Preis aufgehängt wird, der über dem Marktpreis iſt (weil 
dieſer den Marktpreis nicht kennt), denn in dieſen Fällen wird der 
erhöhte Preis nicht durch die Kette erzielt, ſondern durch die Uns 
kenntnis und es wäre ein derartiger Vorgang auch möglich, wenn 
die Ware unmittelbar vom Erzeuger zum Ignoranten geht. 

b) Der Begriff der Notmarktlage i. S. der Kettenhandelsvor⸗ 
ſchrift iſt identiſch mit dem gleichen Begriff i. S. der Preiswucher⸗ 
vorſchrift nach 8 3 III. . 

e) Bei Beſtehen einer Notmarktlage liegt eine Preise 
ſteigerung i. S. der Kettenhandelsvorſchrift ſtets dann vor, wenn 
der „richtige Handelspreis“ überſchritten iſt. Wie der „richtige 
Handelspreis“ gefunden wird, hat der gleiche Sen. in einer anderen, 
nicht zum Abdruck beſtimmten, in MP. 1924 S. 80 veröffentlichten 
Entſch. v. 17. Okt. 1924 (ID 341/24/ VII 664) wie folgt ausge⸗ 
führt: 

„ . .. Nach der Rechtſpr. des RG. (vgl. insbeſ. RGurt. J 
429/20 v. 18. Ott. 1920 — JW. 1921, 402; I 1288/21 v. 
22. Sept. 1922 - JW. 1923, 409 ff.; RGSt. 56, 319 (321); 
57. 289 (293) iſt unter dem Preis, der durch § 1 Nr. 4 
Preis TrVO. 1918 (8 6 Preis TrVO. 1923) gegen Steigerung durch 
unwirtſchaftliche Einſchiebung geſchützt werden ſoll, derjenige Preis 
zu verſtehen, der im geordneten Handel für die Ware erzielt werden 
darf und kann, und der ſich für die einzelne Ware auf der jewei⸗ 
ligen Stufe des Verkehrs aus den im geordneten Handel ſich er⸗ 
gebenden Geſtehungskoſten und den Gewinnzuſchlägen berechtigter 
Zwiſchenglieder zuſammenſetzt, d. i. der richtige Handelspreis. 
Er wird bei normaler Marktlage in der Regel mit dem für 
die betreffende Verteilungsſtufe geltenden Markt⸗ oder Börſen⸗ 
preis zuſammenfallen, während er beim Vorhandenſein einer Not⸗ 
marktlage in der Regel ſich erheblich unter dem hierauf 
beruhenden Markt⸗ oder Börſenpreis bewegen wird. 
Inſofern iſt der Begriff der Notmarktlage auch für den Kettenhandel 
von Bedeutung. Iſt die Ware auf eine beſtimmte Verteilungsſtufe 
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liegt nach der zwingenden Vorſchrift des 8 3 Abſ. 3 Satz 1 der 
Tatbeſtand des Preiswuchers von vornherein nach der Auf⸗ 
faſſung des Geſetzgebers nicht vor, es iſt daher für eine Nach⸗ 
prüfung der Geſtehungskoſten und des gezogenen Reingewinns 
kein Raum. Dieſe Rechtsvermutung gilt nur dann nicht, 
wenn eine Notmarktlage der im § 3 Abſ. 3 Satz 2 a. a. O. 
bezeichneten Art nachgewieſen iſt. Die Stͤ. hat tatſächlich 
feſtgeſtellt, daß in keinem der 61 Fälle die an der Berliner 
Börſe notierten Preiſe, die auch für das Thüringer Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet maßgebend ſind, überſchritten worden ſind. Sie 
hat ferner das Vorhandenſein einer Notmarktlage mit der 
Begründung verneint, daß zu jener Zeit genügend Deviſen 
zur Verfügung geſtanden hätten, um Getreide einführen zu 
können; die Marktlage ſei alſo durchaus als normal anzu⸗ 
ſprechen geweſen, der Börſenpreis ſei ganz der Dollar⸗ 
bewegung gefolgt“. Soweit es ſich um den letzten Teil der Be⸗ 
gründung handelt, würde dieſe allerdings nicht frei von 
Rechtsirrtum ſein. Iſt der Börſenpreis der Dollarbewegung 
gefolgt, ſo findet darin nur das Sinken oder Steigen des in⸗ 
ländiſchen Geldwertes ſeinen Ausdruck. Die Kaufkraft der 
Mark und ihr Steigen oder Sinken hat unmittelbar mit einer 
Notmarktlage nichts gemein und kann höchſtens mittelbar 
durch Verhinderung von Warenzufuhr aus dem Auslande 
zu einem Mißverhältnis zwiſchen Angebot und Nachfrage 
führen, das eine Notmarktlage entſtehen läßt (vgl. RGSt. 57, 
35, 37). Doch kann dies auf ſich beruhen, weil jedenfalls der 


gelangt, ohne daß bis dahin eine Störung der regelmäßigen Preis- 
bildung ſtattgefunden hat, ſo iſt zunächſt der Erwerbspreis der 
für dieſe Stufe in Betracht kommende richtige Handelspreis. Dieſer 
kann ſich aber noch auf der gleichen Verteilungsſtufe durch wirt⸗ 
ſchaftlich berechtigte Geſtehungskoſten erhöhen. Der Um⸗ 
ſtand, daß ſolche Geſtehungskoſten bei Gliedern entſtanden ſind, deren 
Einſchiebung an ſich unnütz war, hindert nicht, ſie in den richtigen 
Handelspreis einzurechnen. Preisſteigerung i. S. der ange» 
führetn Vorſchriften iſt jede durch die Einſchiebung eines 
wirtſchaftlich unnützen Zwiſchengliedes verurſachte 
Überſchreitung des für eine beſtimmte Verteilungs- 
ſtufe und einen beſtimmten Zeitpunkt ſich berech⸗ 
nenden richtigen Handelspreiſes, fofern nicht die hierin 
ſtets gelegene Gefahr der Fortwirkung auf die weitere 
Preisbildung von vornherein durch ſicher wirkende Maßnahmen 
ausgeſchloſſen wird; fehlt es an einer ſolchen von vornherein 
vorhandenen Gewähr, ſo wird die Strafbarkeit der unwirtſchaft⸗ 
lichen Einſchiebung auch dadurch nicht beſeitigt, daß aus irgend⸗ 
welchen Gründen eine Erhöhung des Verbraucherpreiſes ausbleibt 
(ogl. RGurt. II 86/22 v. 27. April 1923 — Mitt. f. PPSt. 
1923, 75; RGSt. 57, 289 (293). Bei der Prüfung der Frage, 
ob eine Preisſteigerung in dieſem Sinn vorliegt, darf aber nicht 
außer acht gelaſſen werden, daß die Preis TrVoO. nur einer Preis- 
ſteigerung bei gleichbleibendem Werte der Mark ſteuern 
wollen, nicht einer bloß zahlenmäßigen Erhöhung der Markbeträge 
infolge der Verminderung des Markwertes. Ebenſo wie der Kauſ⸗ 
mann bei der Berechnung des Verkaufspreiſes gemäß 8 1 Nr. 1 
Preis TrVoO. 1918 (§ 3 Preis TrVoO. 1923) die ſeit der vertrags⸗ 
mäßigen Bezahlung des Einſtandpreiſes und dem Anfall der ſonſti⸗ 
gen Geſtehungskoſten eingetretene Geldentwertung in Anſatz bringen 
darf (RGSt. 57, 35; I 1126/22 v. 27. April 1923; 1 1161/22 
v. 29. Mai 1923), muß auch bei der Berechnung des rich- 
tigen Handelspreiſes, deſſen Steigerung verboten 
iſt, die Geldentwertung berückſichtigt werden. Wurde 
alſo eine Ware auf einer beſtimmten Verteilungsſtufe zwar vom 
erſten Erwerber an einen zweiten, von dieſem an einen dritten Händ⸗ 
ler der gleichen Stufe weitergeſchoben, jeder von den letzteren aber 
keinen höheren Preis als den richtigen Handelspreis in der nach der 
Geldentwertung ſich berechnenden Höhe bezahlen, ſo läge keine Preis⸗ 
ſteigerung i. S. des Geſ. und folglich kein ſtrafbarer Kettenhandel 
n 

Vgl. außerdem noch Entſch. v. 31. Jan. 1924 III 912/23 — 
JW. 1924, 910 mit der Anm. von Alsberg. Neu iſt an dieſer 
Zuſammenfaſſung der bisher noch in keiner veröffentlichten Entſch. 
ausgeſprochene Rechtsſatz, daß ebenſo wie bei Preiswucher und Zu⸗ 
rückhaltung (die oben erwähnten Entſch. I 1126/22 und 1161/22 
find inzwiſchen RGSt. 57, 228 und 302, die letztere auch MP. 
1923, 51 veröffentlicht worden) ſelbſtverſtändlich die Geldentwer⸗ 
tung zu berückſichtigen iſt. (Ebenſo ſchon Schäfer [1924 Anm. 7 
zu 86 Preis Tr VO.) Dieſen Gedankengang umſchreibt an einer 
ſpäteren Stelle die Entſch. nochmals wie folgt: 

„Der Umſtand, daß die Ware infolge unwirtſchaftlicher Ein⸗ 
ſchiebungen — ebenſo wie bei der Warenzurückhaltung — ſpäter an 
den Verbraucher gelangt und dieſer dann wegen der inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Geldentwertung einen zahlenmäßig höheren Preis bezahlen 
muß, rechtfertigt an ſich noch nicht die Annahme einer Preisſtei⸗ 
gerung i. S. des Geſ.“ 

RA. Dr. Rud. Waſſermann. München. 
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erſte Teil der Begründung die Verneinung einer Notmarkt⸗ 
lage trägt. Damit ſteht die Auffaſſung des erk. Sen. in feinem 
Urt. v. 12. Juni 1923 (RGSt. 57, 257) nicht in Wider⸗ 
ſpruch. Dort hatte der Senat auf Grund tatſächlicher, aus 
ſeiner eigenen Kenntnis der Verhältniſſe heraus geſchöpften 
Annahmen das Vorhandenſein einer regelrechten Marktlage 
verneint. In dem hier gegebenen Falle hat dagegen die Stk. 
auf Grund von Sachverſtändigengutachten tatſächlich feſt⸗ 
geſtellt, daß zu der in Betracht kommenden Zeit trotz der auf 
währungspolitiſchen Rückſichten beruhenden Einfuhrbeſchrän⸗ 
kungen die für die Einfuhr von Getreide benötigten Deviſen 
voll zur Verfügung ſtanden, daß alſo damals durch die aus 
dem Ausland eingeführten Getreidemengen Angebot und 
Nachfrage auf dem Getreidemarkt i. S. eines Ausgleichs der 
ſich gegenüberſtehenden Intereſſen der Veräußerer und Käufer 
geregelt werden konnten, jedenfalls ein Warenmangel, wie 
ihn 8 3 Abſ. 3 der VO. vorausſetzt, nicht beſtand (ogl. RGSt. 
51, 345, 347). An dieſe für eine beſtimmte Zeit und für ein 
beſtimmtes Wirtſchaftsgebiet getroffenen tatjächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der StR. iſt das RevGer. gebunden; ein Rechts⸗ 
irrtum tritt hierin nicht zutage. Hiernach iſt aber einwand⸗ 
frei dargetan, daß jedenfalls eine Notmarktlage von der Art, 
wie fie allein im 83 Abſ. 3 Satz 2 Preis TrVO. 1923 vor⸗ 
ausgeſetzt wird, nicht gegeben war, ſo daß für die Annahme 
eines Preiswuchers kein Raum iſt. — 2. Auch die Ver⸗ 
neinung der Vorausſetzungen des Kettenhandels begegnet nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt keinen rechtlichen Bedenken. 
Der „richtige Handelspreis“, der durch 8 1 Nr. 4 PreisTr⸗ 
VO. 1918 5 6 Preis TrVO. 1923) gegen Steigerung durch 
unwirtſchaftliche Einſchiebung gefchüßt werden ſoll, wird bei 
normaler Marktlage in der Regel mit dem für die betreffende 
Verteilungsſtufe geltenden Markt- oder Börſenpreis zuſammen⸗ 
fallen, während er beim Vorhandenſein einer Notmarktlage in 
der Regel ſich erheblich unter dem hierauf beruhenden 
Markt⸗ oder Börſenpreis bewegen wird. Inſofern iſt der Be⸗ 
griff der Notmarktlage auch für den Kektenhandel von Be⸗ 
deutung. Aber auch inſoweit iſt durch die Preis TrVO. 1923 
eine Veränderung der Rechtslage herbeigeführt worden. Die 
Beſtimmung des 8 3 Abf. 3 Satz 2 daſeloſt, die keinen Zweifel 
darüber läßt, daß nur die hier aufgeführten Umſtände, näm⸗ 
lich Warenmangel, erhebliche Schwierigkeiten der Herbei⸗ 
ſchaffung von Ware und unlautere Machenſchaften die An⸗ 
nahme einer Notmarktlage im Sinne des Geſetzes be⸗ 
gründen ſollen, bezieht ſich zwar nach ihrem Wortlaute und 
nach der Stellung, die ſie im Geſetze einnimmt, ſcheinbar nur 
auf den Preiswucher. Die Entſtehungsgeſchichte der Preis⸗ 
Tro. 1923 läßt jedoch erkennen, daß nach dem Willen des 
Geſetzgebers, der hierbei einem Wunſche der Erwerbskreiſe 
entſprach, fortan nur noch den bezeichneten drei Umſtänden 
die Bedeutung von ſolchen beigemeſſen werden follte, die die 
Marktlage zur Notmarktlage machen. Hierdurch ſollte Klar⸗ 
heit über die rechtlichen Wirkungen des Marktpreiſes ge⸗ 
ſchaffen werden (vgl. RGSt. 58, 123, 125). Die ſich daraus 
ergebende Einſchränkung des Einfluſſes einer Notmarktlage 
ſollte alſo nicht nur für den § 3 Abſ. 3, ſondern ganz all⸗ 
gemein für alle Beſtimmungen der Preis TrVoO. 1923 gelten, 
bei denen eine Notmarktlage von Bedeutung ſein kann, mit⸗ 
hin auch für den 86 daſelbſt. In dieſer Hinſicht iſt der 
5 6 gegenüber dem 81 Nr. 4 Preis Tro. 1918 das mildeſte 
Geſetz i. S. des 8 2 Abſ. 2 StGB. Nach dem unter II 1 Aus⸗ 
geführten hat aber die StK. eine Notmarktlage der im $ 3 
Abſ. 3 Satz 2 Preis TrVO. 1923 bezeichneten Art bedenkenfrei 
verneint. Soweit die StR. eine regelrechte Marktlage ange⸗ 
nommen hat, iſt davon auszugehen, daß auch bei dem Be⸗ 
ſtehen einer ſolchen ſtrafbarer Kettenhandel an ſich rechtlich 
möglich iſt. Es kann nur in Frage kommen, ob durch die 
regelrechte Marktlage ſchon aus tatſächlichen Gründen eine 
Preisſteigerung ausgeſchloſſen wird, weil die Einſchiebung 
weiterer Perſonen in den Verteilungsgang der Ware hier ge⸗ 
wöhnlich nicht preisſteigernd wirkt (RGSt. 58, 223). Denn 
dem Veräußerer wird es bei ordnungsmäßiger Marktlage in 
der Regel nicht gelingen, einen höheren Preis als den Markt⸗ 
preis zu erzielen. Der Börſen⸗ oder Marktpreis iſt auch hier 
der „richtige Handelspreis“, deſſen Einhaltung zur Ver⸗ 
neinung der Vorausſetzungen des Kettenhandels führen muß. 
Die Höhe des Preiſes, den in dieſem Falle der Verbraucher 
zu zahlen hat, iſt im Zweifel nicht durch das Einſchieben 
der Zwiſchenglieder in die Kette des Warenumlaufs, ſondern 
dadurch verurſacht, daß der Börſen⸗ oder Marktpreis eben 
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in dieſer Höhe feſtgeſetzt iſt. Im gegebenen Falle iſt überdies 
tatſächlich feſtgeſtellt, daß die Möglichkeit eines Überſchreitens 
des maßgebenden Börſenpreiſes auf dem Wege der Ware bis 
zum Verbraucher „infolge der unter Anklage ſtehenden Ge⸗ 
ſchäfte“ ausgeſchloſſen war, weil der geſamte Handel auf dem 
in Frage kommenden Gebiet ſich ganz nach dem Börſenpreis 
richtete. 

(1. Sen. v. 14. Okt. 1924, 1 D 792/24.) A.] 


11. [,Vertrieb“ ſetzt nicht ſtets eine Tätig⸗ 
keit aus geſchäftlichen Urſachen und zu geſchäft⸗ 
lichen Zwecken voraus. Die Grenzen einer rein 
grammatikaliſchen Interpretation eines Straf⸗ 
geſetzes ] 

Den Ausführungen des Verteidigers über die Auslegung 
des ſchon in dem Urteil des erk. Sen. v. 4. März 1924 
4D 102/24 erörterten Begriffs „Vertrieb von Flugblät⸗ 
tern“ in der Anordnung des Inhabers der vollziehenden Ge⸗ 
walt v. 1. Okt. 1923 kann nicht beigetreten werden. Es iſt 
nicht zuzugeben, daß „Vertrieb“ nach dem allgemeinen 
Sprachgebrauch ſtets eine Tätigkeit aus geſchäftlichen Ur⸗ 
ſachen und zu geſchäftlichen Zwecken vorausſetze. Es handelt 
fi) um ein Wort, das in den verſchiedenſten Zuſammenhängen 
gebraucht wird und deſſen Sinn von Fall zu Fall im Hin⸗ 
blick auf die beſondere Sachlage zu beſtimmen iſt. Dabei 
kommt es, ſoweit es ſich um Rechtsvorſchriften handelt, nicht 
lediglich auf den ſprachlichen Zuſammenhang, vielmehr auch 
und ſogar hauptſächlich auf Anlaß und Zweck der Rechtsvor⸗ 
ſchrift an. Im gegebenen Fall handelte es ſich um ein durch 
den Ausnahmezuſtand veranlaßtes Verbot des Vertriebs von 
Flugblättern jeder Art zur Wiederherſtellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung (vgl. die VO. des Reichspräſidenten 
v. 26. Sept. 1923 [RG Bl. I, 905]). Ob ein Flugblatt ge⸗ 
eignet ift, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gefährden, 
beſtimmt ſich abgeſehen von ſeinem Inhalt nach Tatſache, 
Art und Maß ſeiner Verbreitung, keineswegs aber danach, 
ob die Verbreitung auf „geſchäftlichem“ Wege erfolgt. Der 
für die Verbreitung von Druckerzeugniſſen im allgemeinen 
übliche geſchäftliche Weg wird ſich, ſoweit es ſich um Störung 
der öffentlichen Ordnung durch Flugblätter handelt, regel⸗ 
mäßig aus naheliegenden Zweckmäßigkeitsgründen verbieten. 
Ein wirkſames und gebräuchliches Mittel iſt gerade die Ver⸗ 
teilung durch Parteianhänger von Hand zu Hand. Es iſt 
nach Lage der Sache ausgeſchloſſen, daß dieſe beſonders ge⸗ 
fährliche Vertriebsart von dem Verbot des Inhabers der voll⸗ 
ziehenden Gewalt nicht betroffen werden ſollte. Nach Anlaß 
und Zweck der Anordnung iſt vielmehr eine weitgehende Aus⸗ 
legung des Begriffs „Vertrieb“ gerechtfertigt. Auch daraus 
iſt nichts Gegenteiliges herzuleiten, daß ſich das Verbot auf 
Druck und Vertrieb von Flugblättern bezieht. Das eigentlich 
Gefährliche für die öffentliche Sicherheit und Ordnung iſt der 
Flugblatt vertrieb; der Druck kommt demgegenüber nur 
als — ſelbſtändig ſtrafbare — Vorbereitungshandlung in 
Betracht. Daraus, daß ſchon eine Vorbereitungshandlung des 
Vertriebes unterſagt und mit Strafe bedroht wird, kann nicht 
gefolgert werden, daß Vertrieb in dem vom Verteidiger be⸗ 
haupteten eingeſchränkten Sinne zu verſtehen ſei. 


(4. Sen. v. 28. März 1924, 4 D 176/24.) . 
12. [84 Preis Tr VO. — Kreditgewährung als 
Leiſtungswucher. Keine Nachprüfung der Un- 
wenn der 


wendbarkeit der Irrtums verordnung, 


Zu 11. Das Ergebnis, zu dem das vorliegende Urtell ge⸗ 
langt, wird kaum irgendwie beanſtandet werden können. Was an 
dem Urteil intereſſiert, iſt die Methode der Auslegung: die Ab- 
lehnung, lediglich aus einem vagen und vieldeutigem Wort, ent⸗ 
scheidende Schlüſſe für die Interpretation eiuer Rechtsvorſchrift zu 
ziehen. Daß dieſe Methode der juriſtiſchen Interpretation, die allein 
billigenswerte iſt, habe ich bereits in meiner, Beſprechung des Urteils 
des 1. StS. v. 21. Okt. 1924 JW. 1924, 1744, das den Leiſtungs⸗ 
begriff der PreisTrôoO. auf das Kreditgeſchaft erſtreckt, zum Aus⸗ 
druck gebrachl. Ebenſowenig wie allein durch einen ſprachlichen Aus⸗ 
druck vermöge ſeiner weitgehenden Deutungsfähigkeit ein beſtimmter 
Vorgang als mitumfaßt angeſehen werden kann, iſt die Einbeziehung 
dieſes Vorgangs in den vom Geſetz angewandten Begriff notwendig 
dadurch ausgeſchloſſen, daß mit dieſem Begriff im allgemeinen zu⸗ 
nächſt eine ſpeziellere begrenzte Vorſtellung verbunden iſt Aus 
„Anlaß und Zweck der Rechtsvorſchrift“ muß „hauptſächlich“ der 
Sim eines Ausdrucks entnommen werden. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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Angekl. ſich nicht ausdrücklich auf Rechtsirrtum 
berufen hat.] f) 

Der Angekl. hat für die Gewährung eines Darlehns an 
den Spediteur Sch. im Geſamtbetrage von 600 % eine einem 
Jahreszinsſatz von 288 bzw. 168 0% entſprechende Vergütung 
gefordert. Er iſt daher wegen vorſätzlichen Leiſtungswuchers 
auf Grund des 8 4 Preis TrVO. v. 13. Juli 1923 (RGBl. 
J, 700) verurteilt worden. Das erweiterte Schöffengericht 
geht dabei von der Auffaſſung aus, daß auch die Hingabe 
eines Darlehens unter den Begriff der Leiſtung zur Be⸗ 
friedigung des täglichen Bedarfs falle, und daß die von dem 
Angekl. geforderte Vergütung unter Berückſichtigung der ge⸗ 
ſamten Verhältniſſe einen übermäßigen Verdienſt enthalte. 
Die Reviſion des Angekl. beſtreitet, daß ein Kreditgeſchäft eine 
Leiſtung i. S. des 8 4 darſtelle. Dieſe Anſicht iſt nicht zu⸗ 
treffend. Wie der 1. StSen. des RG. in dem Urteil vom 
21. Okt. 1924 (1 D 671/24) mit eingehender Begründung 
ausgeführt hat, muß es immer als eine Leiſtung zur Be⸗ 
friedigung des täglichen Bedarfs i. S. des § 4 a. a. O. an⸗ 
geſehen werden, wenn ein Gewerbetreibender, im Rah⸗ 
men und in den Formen des Erwerbslebens auftretend, 
Kredit in Anſpruch nimmt. Darüber hinaus kann es dann 
hierbei auf den — ausgeſprochenen oder unausgeſprochenen 
— Zweck der Geldaufnahme nicht ankommen. Es bedarf da⸗ 
her keiner Prüfung im einzelnen Falle, ob die Verwendung, 
die der Geldnehmer mit dem erhaltenen Kredit beabſichtigt 
und vornimmt, der Befriedigung eines im Geſetz voraus⸗ 
geſetzten „täglichen Bedarfes“ oder einem ſchutzunwürdigen 
Zwecke dient. Dieſer Auffaſſung hat ſich der erkennende 
Senat für den vorliegenden Fall, wo es ſich um Kredit⸗ 
gewährung an einen Gewerbetreibenden handelt, angeſchloſſen. 
Da der Angekl. ſich vor dem Schöffengericht auf einen ent⸗ 
ſchuldbaren Rechtsirrtum nicht berufen, vielmehr wahrheits⸗ 
widrig eingewendet hat, er habe die Hingabe der 600 .M 
weniger als Dargehen, wie als Geſchäftsanteil angeſehen, 
beſteht kein Anhalt für die Annahme, daß die Vorinſtanz die 
Irrtumsfrage nicht geprüft oder daß ſie rechtsirrtümlich 
darüber entſchieden habe. 

2 


(2. Sen. v. 24. Nov. 1924, 2D 749/24.) 

Zu 12. In der wichtigen Frage, ob eine Darlehnsgewährung 
als Leiſtung zur Befriedigung des täglichen Bedarfs i. S. des 8 4 
Preis Tr VO. anzuſehen iſt, ſtellt ſich der 2. S. S. auf den Boden 
des Urt. des 1. StS. v. 21. Okt. 1921 (JW. 1924, 1744). Aus 
dieſer Entſch. übernimmt er den dort formulierten Grundſatz, daß es 
auf den Zweck der Geldaufnahme nicht ankomme. Es iſt bedauerlich, 
daß der 2. StS. davon Abſtand genommen hat, auch ſeinerſeits 
zu den verſchiedenen beſtrittenen und ſehr zweifelhaften Grundlagen 
der prinzipiellen Frage Stellung zu nehmen, ſo nicht zuletzt auch 
dazu, ob der Zweck der Darlehnsaufnahme für den Begriff des täg⸗ 
lichen Bedarfs nicht doch von Bedeutung iſt (ſ. meine Fußnoten 
JW. 1924, 1744 f.). — Bedenklich erſcheint es, für die Prüfung der 
Angemeſſenheit der Zinsſätze den Jahreszinsſatz zugrunde zu legen. 
Bekanntlich haben die Zingſätze in den einzelnen Mona en des 
Jahres 1924 außerordentlich geſchwankt, wobei es auch darauf an⸗ 
kommt, ob das Darlehn kurz⸗ oder langfriſtig gewährt wurde. Selbſt 
wenn aber der Zins für längere Zeit in einem Monat mit beſon⸗ 
ders hohen Zinsſätzen feſtgeſetzt wurde, iſt damit keineswegs geſagt, 
daß der Jahreszinsſaz vom Ang. ſpäterhin eingehal en worden 
wäre. — Zu beanſtanden ift die Entſch. hinſich lich der Anwendung 
der Irrtums Vo. Wenn der Angekl. behauptet, er habe die Vergü⸗ 
tung nicht als Zins, ſondern als Gewinnbeteiligung angeſehen, ſo 
läßt ſich darüber ſtreiten, ob damit 8 4 Preis Tr VO. ausgeſchloſſen 
wird. Hält das Gericht den Einwand für tatſächlich widerlegt, ſo 
ſteht damit nicht feſt, daß der Angekl. die Forderung der Vergütung 
als Zins für unerlaubt gehalten hat. Erklärt der Angekl., daß aus 
einem beſtimmten Grunde die BD. jedenfalls nicht anwendbar ſei, 
ſo liegt doch darin nicht der Verzicht auf den generellen Einwand 
des entſchuldbaren Rechtsirrtums. Bei einem Beſtreiten jeder Schuld 
aber muß (ſ. 1. StS. v. 2. Mai 1924, JW. 1924, 1880) die Irr⸗ 
lumsfrage von Amts wegen geprüft werden, um jo mehr, als es 
ſich hier um eine Frage handelt, von der der 1. StS. ausge⸗ 
sprochen hat, daß auch nach Anſicht angeſehener Juriſten die Lei⸗ 
ſtungswucherbeſtimmung auf Kreditgewährung nicht anwendbar, daher 
verſchuldete Unkenntnis der Unerlaubtheit nicht ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen ſei. Das Gericht mußte von ſich aus prüfen, ob in dieſer 
Beziehung nicht ein Irrtum vorlag, und ſich dann auch im Urt. 
darüber ausſprechen (f. 4. StS. v. 23. Nov. 1917, RGSt. 51, 
289, 295). 

RA. Dr. Alsberg, Berlin. 


Rech ytſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


ganeriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. $ 11. 3. Steuer Not VO. Wiedereintragung der ge⸗ 
löſchten Papiermarkhypothek wenn die Löſchung „wegen 
Verzicht auf die Hypothek“ bewilligt wurde und gleich⸗ 
zeitig „bezüglich der Forderung alle Rechte und Uns» 
ſprüche vorbehalten wurden, die auf Grund künftiger 
Geſetzgebung und Rechtſprechung beſtehen“. f) 


Für die Eheleute B. war Kaufſchillingsreſthypothek in Höhe 
von 30000 Papiermark eingetragen. Ein Teilbetrag von 10 000 
gelangte bereits früher zur Heimzahlung. Nach Heimzahlung des 
Reſtkapitals von 20000 % bewilligten die Eheleute B. in notarieller 
Urkunde v. 4. Juli 1923 die Löſchung im Grundbuch wegen „Verzichts 
auf die Hypothek“, behielten ſich aber „bezüglich der Forderung alle 
Rechte und Anſprüche vor, die ihnen auf Grund künftiger Recht⸗ 
ſprechung und Geſetzgebung zuſtehen“. Der Antrag der Gläubiger, 
die auf Grund dieſer Löſchungsbewilligung gelöſchte Hypothek im 
Hinblick auf 8 11 der 3. Steuer Not VO. und die neuerliche Recht⸗ 
ſprechung hierzu wieder einzutragen, wurde durch Beſchluß des AG. 
Bad Kiſſingen und des VG. Schweinfurt zurückgewieſen. Die weitere 
Beſchwerde hatte Erfolg. 

Beſchwerdeführer behaupten, die Wendung „wegen Verzichts auf 
die Hypothek“ ſei nur auf Veranlaſſung des amtierenden Notars in 
die Löſchungsurkunde aufgenommen worden; letzterer hat dies aus⸗ 
drücklich beſtätigt und erklärt, daß dies nur geſchah, um der damals 
herrſchenden Zwangslage zu entſprechen, d. h. die Löſchung einerſeits 
nicht zu einer bedingten zu machen, andererſeits aber den Rechts⸗ 
vorbehalt wegen der Aufwertung doch in der Urkunde ſelbſt noch 
unterbringen zu können. Dieſe Darſtellung des Sachverhalts muß 
als genügend beſcheinigt gelten. Daraus ergibt ſich aber, daß im 
gegebenen Falle der Angabe „wegen Verzichts auf die Hypothek“ 
mehr nur eine formale Bedeutung zukommt, und daß der Wille der 
erklärenden Gläubiger, die die Zahlung in Papiermark keineswegs 
als eine tilgende Begleichung der Reſtſchuld zu 20000 gelten laſſen 
wollten, jedenfalls nicht darauf gerichtet war, eine vollwirkſame, 
ſachenrechkliche Verzichtserklärung in dem Sinne und mit der Trag⸗ 
weite abzugeben, daß ſie damit auch auf jedwede ſpätere Auſwertungs⸗ 
möglichkeit nach der dinglichen Seite verzichten wollten. Nach Maß⸗ 
gabe der begleitenden Umftände mußte dieſe Willensrichtung 
der Gläubiger auch der Gegenſeite erkennbar ſein, denn es mußte 
ihnen auffallen, daß die Gläubiger nicht wegen ihrer „Befriedigung“ 
die Löſchung erklärten — ein Verzicht auf die Hypothek hat bei 
voller Befriedigung der Gläubiger an ſich keinen Sinn —, anderer⸗ 
ſeits haben die Grundſtückseigentümer anläßlich ihrer Vernehmung 
durch das Grundbuchamt Kiſſingen am 18. Nov. 1924 ſelbſt einge⸗ 
räumt, daß B. vor der Löſchungserklärung in einem Schreiben an ſie 
darauf hingewieſen hatte, daß er durch Annahnie der Zahlung in⸗ 
folge der Geldentwertung eine ſchwere finanzielle Einbuße erlitten 
habe. Unterſtützend kommt hinzu, daß nach ſüddeutſcher Ber» 
kehrsauffaſſung und auch nach der überwiegenden Lehrmeinung 
bei der Hypothek die Forderung als ſolche die maßgebliche 
Grundlage bildet, und daß es auch aus dieſem Grunde glaubhaft er⸗ 
scheint, wenn die Gläubiger den von ihnen hinſichtlich der „Forde⸗ 
rung“ erklärten Rechtsvorbehalt damit zugleich auf die dingliche Seite 
erſtrecken wollten (vgl. den Beſchluß des Senats v. 12. Juli 1924 
Reg. III Nr. 55/24). Es lag nach der ganzen Sachlage den Gläubi⸗ 
gern jedenfalls ferne, hier einen Gegenſatz zwiſchen dinglicher 
und perſönlicher Seite (Verzicht auf die Hypothek — Rechts⸗ 
vorbehalt auf die Forderung) durch bewußte Gegenüberſtel⸗ 
lung herausheben zu wollen, wie dies die Vorbeſchlüſſe annehmen. 
Im vorliegenden Falle kann daher der Rechtsvorbehalt — deſſen 
Kenntnisnahme durch die Gegenſeite erwieſen iſt — eine geeignete 
Grundlage zur Berichtigung i. S. des $ 11 der 8. Steuer Not BDO. und 
der Rechtſprechung hierzu bilden. 

(Bayr. Oberſt. LG., ZS. v. 28. Nov. 1924, Reg III 97/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bruno Stern, Wlürzburg. 


* 


Zu 1. Mau iſt zunächſt geneigt, in dem vorliegenden Falle 
die Löſchungsbewilligung dahin auszulegen, daß in ihr zwiſchen 
dinglichem Recht und Forderung unterſchieden und nur bezüglich der 
letzteren ein Vorbehalt gemacht werde. Wenn man indeſſen die 
Zwangslage würdigt, in der ſich damals die Gläubiger befauden — 
das Bayer. Notariat hielt eine Löſchungsbewilligung, in der ein 
auf das dingliche Recht bezüglicher Vorbehalt enthalten war, nicht 
für eine geeignete Grundlage für die Loſchung — und ferner berück⸗ 
ſichtigt, daß der Vorbehalt aller Rechte wegen der Forderung, da er 
in einer auf das dingliche Recht bezüglichen Erklarung ausgeſprochen 
iſt, auch auf das mit der Forderung verbundene dingliche Recht be⸗ 
zogen werden kann, wird man die Entſcheidung des OLG. nicht als 
unrichtig bezeichnen können. An ſeiner Anſicht, daß der Vorbehalt 
die Grundlage für eine Berichtigung des Grundbuches bilde, hält das 
BayObLG. feſt. 

Staatsſekretär i. R., Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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Oberlandesgerichte. 


a) Beſchwerdeentſcheidungen gegen Entſcheidungen 
der Aufwertungshellen. 
Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Nadler, Berlin. 


1. $3 der Steuer Rot VO. 88 415, 416, 1120 BG B. 
Aufwertung von Reſtkaufgeld forderungen im Falle eines 
Eigentums wechſels. f) 

. Der Antragſteller hat die Wirtſchaft mit Zubehör im Februar 
1919 für 33000 % an die Eheleute 3. verkauft, für das Reſtkaufgeld 
von 12000 % wurde eine Hypothek eingetragen. Die Eheleute Z. 
verkauften die Wirtſchaft im Mai 1919 für 40000 %, wovon 
24000 % auf das Zubehör gerechnet wurden, an den Antragsgegner, 
der unſtreitig perſönlicher Schuldner der 12 000 % des Antragſtellers 
geworden iſt. Die Aufwertungsſtelle hat die Hypothek des Antrag⸗ 
ſtellers auf 720 Goldmark und die durch ſie geſicherte Reſtkaufgeld⸗ 
forderung auf 3000 Goldmark aufgewertet. Das KG. mißbilligt die 
Erwägungen der Aufwertungsſtelle, die zur Aufwertung der Forde⸗ 
rung auf 3000 Goldmark geführt haben. Die Aufwertungsſtelle geht 
davon aus, daß der von dem Antragsgegner gezahlte Kaufpreis für 
das reine Grundſtück ohne Zubehör 16000 % — 4776,12 Goldmark 
betragen habe, vergleicht hiermit die in 4800 Goldmark umgerechnete 
Reſtkaufgeldforderung des Antragsſtellers von 12000 % und kommt 
ſo zu dem Ergebnis, daß die Hypothek wertvoller geweſen ſei als das 
Grundſtück, daß aber der Antragsgegner hätte erkennen müſſen, daß 
die 12000 % mindeſtens den Dreiviertelwert ſeiner mit 16000 % 
gekauften Wirtſchaft darſtellten. Sie gelangt auf dieſe Weiſe zu einer 
Bewertung der Reſtkaufgeldforderung mit 3582,09 Goldmark und fett 
dieſen Betrag auf Grund weiterer Erwägungen auf 3000 Goldmark 
herab. Dieſe Art der Berechnung verletzt den 8 3 der 3. Steuer Not⸗ 
VO. Die Auſwertungsſtelle hat nicht beachtet, daß ſowohl die Ehe⸗ 
leute Z. als auch der Antragsgegner die Wirtſchaft als ein einheit⸗ 
liches Ganzes mit Zubehör und Inventar gekauft haben, erſtere für 
33000 , letzterer für 40 000 46, fie durfte deshalb nicht den in 
dem Vertrage für das Zubehör angeſetzten Betrag von dem Kauf⸗ 
preiſe abziehen und den Kaufpreis für das „reine Grundſtück“ zu⸗ 
grunde legen. Dieſes Verfahren iſt auch deshalb zu beanſtanden, weil 
ſich nach 8 1120 BGB. die Hypothek auch auf das Zubehör erſtreckt 
und ferner der Wert des Zubehörs mit 24000 % bei einem Kauf⸗ 
preiſe von 40000 % offenbar aus ſteuerlichen Gründen viel zu hoch 
angegeben iſt. Die Berechnung der Aufwertungsſtelle geht aber auch 
inſoweit fehl, als ſie den entſcheidenden Wert auf das Verhältnis 
der Forderung des Antragſtellers zu dem Kaufpreiſe, den der An⸗ 
tragsgegner beim Erwerbe des Grundſtücks gezahlt hat, legt. 

Hat ein Eigentumswechſel ſtattgefunden und iſt der neue Eigen⸗ 
tümer gemäß 88 415, 416 BGB. perſönlicher Schuldner der Hyvo⸗ 
thekenſorderung geworden, jo iſt die Sachlage in der Regel nicht 
anders anzuſehen, als ob dem Gläubiger noch der urſprüngliche 
Schuldner gegenüberſtände; der neue Eigentümer haftet alſo auf alles, 
was der Verkäufer jetzt zu gewähren hätte, wenn er noch Eigentümer 
wäre (ebenſo Probſt, Maß und Durchführung der Hypothekenauf⸗— 
wertung, Württ. Z. 1924, 105). Der Standpunkt von Mügel, 
3. Steuer Not VO. 53, daß bei einem Eigentumswechſel, wenn der neue 
Erwerber perſönlicher Schuldner geworden fei, entſcheidend fein müſſe, 
in welcher Höhe dem neuen Eigentümer die Hypothek auf den neuen 
Kaufpreis angerechnet worden iſt und wie ſich ſeitdem der Grund⸗ 
ſtückswert entwickelt hat, kann jedenfalls in dieſer Allgemeinheit nicht 

ebilligt werden. Dies beweiſt folgendes Beiſpiel: Erſter Verkauf 
pril 1919 (1 GM. = 3 M.) für 60 000 /, Reſtkaufpreis 30000 . 
Zweiter Verkauf Juli 1922 (1 GM. = 100 M.) für 1½ Mill. M. 


Zu 1. Mit der Eutſch. des KG. kann ich mich unter einer 
Vorausſetzung einverſtanden erklären, unter der Vorausſetzung 
nämlich, daß dem neuen Erwerber ein Rückgriff gegen den Ver⸗ 
äußerer geſtattet wird. Wenn ich das vom KG. gegebene Beiſpiel 
übernehme und weiter unterſtelle, daß bei beiden Veräußerungen der 
Wert des Grundſtücks dem vereinbarten Preiſe entſprochen hit, alſo 
im April 1919 20000 GM. und im Juli 1922 15000 GM. war, 
und daß der jetzige Wert des Grundſtückes wie bei der zweiten Ver⸗ 
äußerung 15000 GM. iſt, fo würde nach den in bezug genomme⸗ 
nen Grundſätzen des Beſchl. v. 24. Nov. 1924 normalerweiſe das 
Reſtkaufgeld von 30000 %, das damals die Hälfte des Wertes 
darſtellte, auf ½ von 15000 — 7500 GM. aufzuwerten ſein. Der 
Käufer würde dann, wenn er bei Anrechnung von 30000 % auf 
1500000 % 470 000 % bar bezahlt und 1 Million, alfo / des 
Kaufpreiſes, als Reſtkaufgeld eingetragen hätte, als Kaufpreis zu 
leiſten haben. 

1. Reſtkaufgeld von 1 Million M., 

15000 = 10 000 GM. 

2. Anzahlung von 470000 % = 4700 GM. (nach dem Dollar⸗ 

kurſe zur Zeit der Zahlung). 

3. Aufgewertete Hypothek von 30 000 % — 7500 GM. 
Zuſammen 22 200 GM., während Kaufpreis und Wert nur 
15000 GM. betrugen. Dies würde eine unbillige Belaſtung des 
Erwerbers darſtellen. In Fällen der in Frage ſtehenden Art muß 
die Aufwertungslaſt auf Veräußerer und Erwerber verteilt werden. 


aufgewertet auf ½ von 
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Die 30 000 % werden nach 8 416 BGB. als Papiermark übernom⸗ 
men. — Der Fall einer Übernahme einer Hypothekenforderung zu 
einem aufgewerteten Betrage vor dem Erlaß der 3. Steuer NotV O. iſt 
dem Senat bisher nicht bekannt geworden. — Es liegt auf der Hand, 
daß das Verhältnis des Reſtkauſpreiſes von 30000 %, die als Pa⸗ 
piermark übernommen find, zu dem Kaufpreiſe von 1½ Mill. M. für 
die Frage der Aufwertung der hypothekariſchen Forderung in der 
Regel keine oder nur eine geringe Bedeutung haben kann. Die Auf⸗ 
wertung der Reſtkaufgeldforderung wird ſich vielmehr, wenn ein 
Eigentumswechſel ſtattgefunden hat und der neue Eigentümer per⸗ 
ſönlicher Schuldner geworden iſt, für den Regelfall nach den in dem 
Beſchl. v. 24. Nov. 1924 (JW. 1924, 2002 ff.) ausgeſprochenen 
Grundſätzen vollziehen müjfen. 
(KG, 9. 3S., Beſchl. v. 13. Nov. 1924, 9 AW 18/24.) 


2. SI Abſ. 1 der 3. Steuer Not VO. Verfahren der 
Aufwertungsſtelle bei Streit über den aufzuwertenden 
Anſpruch. 

Die Aufwertungsſtelle iſt — abgeſehen von dem Falle, daß 
die Herabſetzung des Aufwertungsbetrags beantragt iſt — nach 
8 9 Abf. 1 der 3. Steuer Not VO. nur zuſtändig, wenn Streit über 
die Höhe des Aufwertungsbetrags herrſcht, dagegen iſt ſie nicht zur 
Eutſch. berufen, wenn die Parteien darüber ſtreiten, ob überhaupt 
ein aufzuwertender Anſpruch noch beſteht. Hierüber hat das Prozeß⸗ 
gericht zu entſcheiden. Die Auſwertungsſtelle darf eine Entſch. über 
die Höhe des Aufwertungsbetrags in der Regel nur treffen, wenn 
die Parteien über das Beſtehen des aufzuwertenden Anſpruchs einig 
find oder dieſes durch rechtskräftiges Urt. feſtgeſtellt iſt. Erhellt aus 
dem Antrage, daß über den Anſpruch Streit herrſcht, ſo iſt er in 
der Regel mit der Begründung abzuweiſen, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle zur Zeit ſachlich unzuſtändig iſt. Ergibt ſich erſt im Laufe des 
Verfahrens, daß die Parteien auch über den aufzuwertenden An⸗ 
ſpruch ſtreiten, ſo empfiehlt es ſich, daß die Aufwertungsſtelle unter 
Beſtimmung einer Friſt das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entſch. 
über den Anſpruch ausſetzt. Wenn es freilich offenſichtlich ſein ſollte, 
daß der Anſpruch nicht mehr beſteht, ſo wird die ſofortige Abwei⸗ 
fung des Antrags geboten ſein (vgl. KJ. 35 A 118). Ausnahms⸗ 
weiſe kann auch im erſterörterten Falle von der Ausſetzungsbefug⸗ 
nis Gebrauch gemacht werden, insbeſondere wenn der Aufwertungs⸗ 
antrag durch die 3. Steuer Not VO. oder die Durchf Vo. befriſtet if. 

Im vorliegenden Falle, in dem die Hypothek bereits gelöſcht 
war, war ohne weiteres anzunehmen, daß über das Beſtehen des 
Anſpruchs Streit herrſchte. Ein Anlaß, das Verfahren auszuſetzen, 
liegt nicht vor, da für die Stellung des Antrags auf Aufwertung 
der Hypothek, des dinglichen Anſpruchs, eine Friſt nicht beſtimmt 
iſt. Die Aufwertungsſtelle hätte deshalb den Antrag mit der oben 
angegebenen Begründung abweiſen müſſen. 

(KG., 9. 3 S., Beſchl. v. 11. Dez. 1924, 9 AW 56/24.) 


3. 8 3 3. Steuer RotVoO. 87 1. Durchf BVO. A 
wertung von Reſtkaufgeldforderungen. 

Der Antragft. hat fein Villengrundſtück am 17. Febr. 1920 
für 50000 % verkauft, für den Reſtkaufpreis von 25000 % wurde 
eine Hypothek eingetragen. Die Aufwertungsſtelle hat die Reſtkauf⸗ 
geldforderung antragsgemäß auf 9000 GM. aufgewertet. Die Be⸗ 
ſchwerde des Eigentümers iſt aus folgenden Gründen zurückgewleſen 
worden: 

Die Auſwertungsſtelle hat in Anwendung des $ 3 der 3. Steuer⸗ 
NotVoO. und des 8 7 der 1. DurchfVoO. v. 1. Mai 1924 die Bus 
läſſigkeit einer über 15%é de3 Goldmarkbetrags hinausgehenden Auf⸗ 
wertung „nach allgem. Vorſchriften“ geprüft, fie hat ausgeführt, 
daß davon ausgegangen werden müſſe, daß der Wert des Grund⸗ 


Ich hatte angenommen, daß es Sache des Gläubigers ſei, ſich wegen 
des bei der Aufwertung der Hypothekenforderung gegenüber dem 
neuen Erwerber ergebenden Ausfalls an den Veräußerer zu halten, 
indem er, ſolange er nicht die Schuldübernahme genehmigt hatte. 
von dieſem Aufwertung der perſönlichen Forderung nach Verhältnis 
des bei der Veräußerung durch die geringe Anrechnung der . 
gemachten Gewinnes forderte, oder nach erfolgter Genehmigung Be⸗ 
reicherungsanſprüche geltend machte. Es iſt aber vielleicht einfacher. 
den Erwerber dem Gläubiger gegenüber ebenſo haften zu laſſen wie 
den Veräußerer, deſſen Schuld er übernommen hat. Dann muß ihm 
aber geſtattet werden, feinen Rückgriff an den Veräußerer zu neh⸗ 
men, falls der Kaufpreis dem wirklichen Werte entſpricht und die 
Hypothek nur zu ihrem Nennwerte auf den Kaufpreis angerechnet 
worden iſt. Eines ſolchen Rückgriffs wird es aber in vielen Fällen 
nicht bedürfen, weil die Vorausſetzung der Übereinſtimmung des 
Kaufpreiſes mit dem wirklichen Werte nicht zutrifft. Es ſtellt ſich 
immer mehr heraus, daß in den Zeiten der Inflation Grundſtücke 
weit unter ihrem wirklichen Werte verkauft worden ſind, weil beide 
Teile mit einer Beſſerung der Mark bis zur Fälligkeit der Hypotheken 
gerechnet haben oder weil infolge der Zerrüttung der Währungs⸗ 
verhältniſſe völlige Unklarheit über den Wert beſtand. Liegt die 
Sache ſo, ſo kann dem Erwerber zugemutet werden, die Hypotheken⸗ 
forderung in der gleichen Höhe aufzuwerten, wie der Veräußerer 
ſie aufzuwerten hätte, wenn er noch der Eigentümer wäre. 


Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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ſtücks und der Kaufpreis ſich die Wage hielten, daß es Treu und 
Glauben widerſpreche, wenn dem Antragſteller die unbezahlte Hälfte 
des Kaufpreiſes, die den halben Wert des Grundſtücks darſtelle, nur 
mit 15% aufgewertet würde, daß das bei gegenſeitigen Verträgen 
zu vermutende Gleichgewicht von Ware und Kaufpreis erheiſche, 
daß der Aufwertungsgläubiger die unbezahlt gebliebene Hälfte des 
Grundſtücks nach ihrem heutigen Werte vergütet erhalte. Sie lehnt 
es deshalb ab, die rückſtändigen 25000 % auf Dollarbaſis unter 
Zugrundelegung des Kurſes vom 17. Febr. 1920 aufzuwerten, 
indem ſie noch beſonders hervorhebt, daß der Wert der Mark im 
Inland zur Zeit des Kaufabſchluſſes noch nicht an ihrem Verhält⸗ 
nis zum Dollar gemeſſen wurde und daß darum eine Aufwertung 
auf Grund des Dollarkurſes den tatſächlich eingetretenen Entwer⸗ 
tungsverhältniſſen zu wenig Rechnung trage. Die Aufwerkungs⸗ 
ſtelle gelangt ſo zu dem Ergebnis, daß der Aufwertungsgläubiger 
an Stelle der 25000 %, die das halbe Grundſtück zur Zeit des 
Kaufabſchluſſes wert war, grundſätzlich etwa die Summe verlangen 
könne, die dem heutigen halben Grundſtückswert entſpreche. Sie 
ſtellt auf Grund der Gutachten den heutigen Grundſtückswert auf 
etwa 22 000 GM. feſt und billigt dem Antragſteller die verlangten 
9000 GM. zu. 

Die Ausführungen der Aufwertungsſtelle laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Der Beſchwerdeführer bekämpft ohne Erfolg 
den Standpunkt der Aufwertungsſtelle, daß eine Aufwertung über 
100% des Goldmarkbetrags zuläſſig ſei und daß für die Bemeſſung 
des Aufwertungsbetrags der Wert des Grundſtücks der in erſter Linie 
in Betracht kommende Geſichtspunkt ſei. Das KG. hat zu dieſer 
Frage bereits in dem Beſchl. v. 24. Nov. 1924 JW. 1924, 2002 
Stellung genommen und ſie in demſelben Sinne beantwortet wie 
die Aufwertungsſtelle. 

Der Beſchwerdeführer glaubt aus der Beſtimmung des 87 
Abſ. 1 Satz 1 der 1. Durchf V., nach welcher eine Abweichung von 
dem normalen Höchſtſatz nach allgem. Vorſchr. (8 3 der 3. Steuer⸗ 
Not VO.) nur in gewiſſen Fällen zuläſſig iſt, ſchließen zu dürfen, 
daß eine Aufwertung über 100% des Goldmarkbetrags unzuläſſig 
ſei. Dieſer Schluß iſt jedoch nicht gerechtfertigt. Die Aufwertung 
nach allgem. Vorſchr. iſt, wie in dem erwähnten Beſchl. dargelegt 
iſt, keine Aufwertung nach dem Dollarkurſe, ſondern nach den 
Grundſätzen des allgem. bürgerl. Rechts, wie ſie durch die Recht⸗ 
ſprechung ausgebildet find. Wenn alſo der 8 7 eine Abweichung 
von dem normalen Höchſtſatz nach allgem. Vorſchr. zuläßt, ſo iſt da⸗ 
mit über das Höchſtmaß der Aufwertung und über die Geſichts⸗ 
punkte (Dollarkurſe, Indizes u. a.), nach denen aufzuwerten iſt, 
nichts geſagt. Das RG. hält deshalb an feinem bisherigen Stand⸗ 
punkt feſt. Der II. Zivilſenat des Reichsgerichts hat ſich allerdings 
in einem Urt. v. 3. Juni 1924 = JW. 1924, 1867 dahin aus⸗ 
geſprochen, daß die Geldentwertung niemals in höherem Maße be⸗ 
rücksichtigt werden könne, als dem Goldmarkkurſe am Tage des 
Vertragsſchluſſes entſpreche, aber dieſe Entſch., die ſich auf den Fall 
der Aufwertung des Kaufpreiſes für eine zu liefernde Ware bezieht, 
kann für die Aufwertung einer hypothekariſchen Forderung, alſo für 
einen ganz anderen Fall, nicht ohne weiteres Geltung beanſpruchen, 
der 1. 38. des NG. hat ſich überdies in dem Urt. RG. 108, 379 
auf einen anderen Standpunkt geſtellt, indem er den Marktpreis der 
zu liefernden Ware für maßgebend erklärt. 


Der Beſchwerdeführer beanſtandet weiter, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle den jetzigen Wert des Grundſtücks zugrunde gelegt hat, und 
meint, ſie hätte den Wert zur Zeit des Verkaufs zugrunde legen 
müſſen. In dem oben erwähnten Beſchluſſe iſt dargelegt, welche Be⸗ 
deutung der Wert des Grundſtücks zur Zeit des Verkaufs und der 
jetzige Wert für die Berechnung des Aufwertungsbetrags hat. Die 
Aufwertungsſtelle hat auch den Grundſtückswert zur Zeit des Ver⸗ 
kaufs zutreffend berückſichtigt, indem fie feſtgeſtellt hat, daß der 
vereinbarte Kaufpreis dem damaligen Werte des Grundſtücks ent⸗ 
ſprach und daß das Reſtkaufgeld den halben Wert des Grundſtücks 
darſtellte. Der Beſchwerdeführer meint, es beſtehe keine Vermutung 
dafür, daß bei gegenſeitigen Verträgen die beiderſeitigen Leiſtungen 
gleichwertig ſeien, und will dies damit beweiſen, daß bei der Um⸗ 
rechnung des Kaufpreiſes in Dollargoldmark der Wert des Grund⸗ 
ſtücks nur 2100 GM. betragen habe, während es doch vor dem 
Kriege 26—30 000 % wert geweſen ſei und jetzt 22—34000 GM. 
wert ſei. Dieſer Fall zeigt wieder aufs deuklichſte, daß es nicht 
angängig iſt, den Wert der Grundſtücke in den Jahren 1919—1922 
in der Weiſe zu ermitteln, daß man die damals vereinbarten Kauf⸗ 
preiſe in Dollargoldmark umrechnet. Das hier in Frage kommende 
Grundſtück, das vor dem Kriege 2030 000 % wert war und ſeinen 
Wert behalten hat, iſt ſelbſtverſtändlich niemals nur 2100 GM., 
nämlich Friedensgoldmark wert geweſen. Keine der Parteien hat 
beim Verkauf im Jahre 1920 daran gedacht, den Kaufpreis in 
Dollargoldmark, die man damals noch gar nicht kannte, umzu⸗ 
rechnen, ſondern man verkaufte die Grundſtücke für „Mark“. Die 
Mark hatte eben damals im Inlande einen viel höheren Wert als 
die Umrechnung in Dollargoldmark ergibt. Die Parteien, die den 
Kaufpreis für das Grundſtück auf 50000 % feſtſetzten, ſahen in 
dieſer Summe, wie die Aufwertungsſtelle mit Recht angenommen 
hat, den vollen Wert des Grundſtücks, es hat dem Antragſteller 
ſelbſtverſtändlich völlig fern gelegen, dem Beſchwerdeführer das 
Grundſtück zu einem erheblichen Teile zu ſchenken. Die tatſächliche 


Rechtſprechung 
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Feſtſtellung der Auſwertungsſtelle, daß der Kaufpreis dem dama⸗ 
ligen Werte des Grundſtücks entſprach, iſt deshalb rechtlich nicht zu 
beanſtanden. 

Die Aufwertungsſtelle ift hiernach mit Recht zu dem Ergebnis 
gelangt, daß der Antragſteller an ſich etwa 11000 GM. zu bean⸗ 
ſpruchen hat, ſie hat aber dem Antragſteller, der ſelbſt nur 9000 GM. 
verlangt hat, dieſen Betrag zugeſprochen, indem ſie die perſönlichen 
Verhältniſſe der Parteien in ausreichender Weiſe berückſichtigt hat. 

(Kg., 9. 38S., Beſchl. v. 30. Dez. 1924, 9 AW 79/24.) 


b) Zivilſachen. 


4. 8 238, 53 HG B. Bei Prokurabeſtellung ſeitens 
des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft hat der Regiſter⸗ 
richter nicht zu prüfen, ob der Burnand innerhalb der 
ſatzungsmäßigen Beſchränkung gehandelt hat. f) 

Im Handelsregiſter des AG. in Stettin iſt die „Hochofenwerk 

Lübeck, AG. Zweigniederlaſſung Hütte Kraft Stolzenhagen⸗Kratzwieck“ 
eingetragen. Die Geſellſchaft har ihre Hauptniederlaſſung in Lübeck. 
Nach 8 21 f. des Geſellſchaftsvertrages ſteht dem Aufſichtsrat die Er⸗ 
teilung der Genehmigung zur Anſtellung von Prokuristen zu. Das 
AG. Stettin hat die Anmeldung einer auf die Zweigniederlaſſung 
beſchränkten Prokura beanſtandet, da nicht die Genehmigung des Auf⸗ 
ſichtsrats nachgewieſen ſei. Das LG. hat die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. Der weiteren Beſchwerde war der Erfolg nicht zu ver⸗ 
agen. 
Nach § 238 Satz 1 HGB. darf mangels abweichender Beſtim⸗ 
mung des Geſellſchaftsvertrages oder der Generalverſammlung der 
Vorſtand der AG. einen Prokuriſten nur mit Zuſtimmung des Auf⸗ 
ſichtsrats ernennen. Nach Satz 2 daſ. hat dieſe Beſchränkung Dritten 
gegenüber keine Wirkung. Vorliegend iſt von der Regel des Satz 1 
nicht abgewichen, der Geſellſchaftsvertrag hält vielmehr an dem Er⸗ 
forderniſſe der Zuſtimmung des Aufſichtsrats bei der Beſtellung von 
Prokuriſten ausdrücklich feſt. Für einen ſolchen Fall hat KGJ. 22 
SA. 111 das Regiſtergericht für berechtigt und verpflichtet erachtet, 
den Nachweis der nach dem Geſetz erforderlichen Zuſtimmung des 
Aufſichtsrats zu verlangen. Maßgebend hierfür war neben einer Be⸗ 
merkung in den Motiven zu dem entſprechenden Art. 234 des 
Aktiengeſetzentwurfs weſentlich die Erwägung, daß die unbeſchränkte 
und unbeſchränkbare Befugnis des Vorſtandes zur Prokuraerteilung 
nur im Verhältniſſe zu Dritten, die mit der Geſellſchaft in rechts⸗ 
geſchäftliche Beziehung treten, alſo nicht im Verhältniſſe des Vor⸗ 
ſtandes zum Regiſtergerichte wirke. 

Die bisherige, in KJG. 41 S. 132 wiederholte Rechtsauffaſſung 
des KG. vermag der Senat bei erneuter Prüfung nicht aufrecht» 
zuerhalten. 

Die Erteilung der Prokura iſt nach 8 53 HGB. eine eintra⸗ 
gungspflichtige Tatſache; ihre Wirkſamkeit wird jedoch nicht erſt durch 
Eintragung in das Handelsregiſter begründet. Nach Satz 2 8 238 


Zu 4. Die Entſch. iſt nicht bedenkenfrei. Die Regiſtereintra⸗ 
gungen haben teils rechtserzeugende, teils nur kundmachende Bedeu⸗ 
tung. In beiden Fällen iſt Vorausſetzung der Eintragung, daß die 
Beteiligten dem Regiſterrichter der Wahrheit entſprechende Angaben 
machen und daß der Regiſterrichter die Angaben für wahr hält. In 
beiden Fällen darf aber auch dem Regiſterrich er nicht zugemutet 
werden, daß er wiſſentlich zur Täuſchung des Publikums mitwirkt. 
Er darf daher Eintragungen in das Handelsregiſter nicht machen, 
von denen er erkennt, daß ſie der Wahrheit nicht entſprechen oder 
von denen er überzeugt iſt, daß ihre Grundlagen das Geſetz oder 
ſtatutariſche Beſtimmungen verletzen. Bewirkt er trotzdem Eintragun⸗ 
gen in das Handelsregiſter, ſo würde darin nicht nur ein Mißbrauch 
der ihm vom Staate verliehenen Autorität und der Stellung als 
ftaatlihem Schutzorgan enthalten fein, ſondern auch nicht erreicht 
werden der Zweck des Handelsregiſters, der dahin geht, die 
in das Handelsregiſter eingetragenen, für den kaufmänniſchen Ver⸗ 
kehr ſehr wichtigen Rechtsverhältniſſe des Handelsſtandes in mög⸗ 
lichſter Vollſtändigkeit und in zuverläſſiger Weiſe zu beurkun⸗ 
den ſowie zur öffentlichen Kenntnis zu bringen und dadurch dem 
privatrechtlichen Verkehe zu dienen und deſſen Sicherheit zu 
fördern. (Vgl. RGE. in Lobes Zentralbl. 19, 193.) 

Legt man dieſe im Schrifttum und in der Rechtſpr. anerkannten 
Grundſätze (ſiehe Näheres Brand, Komm. z. HGB. 38. 609, 610) 
dem Tatbeſtande der vorſtehenden Entſch. zugrunde, fo it bis zur 
Führung des Nachweiſes der Zuſtimmung des Aufſichtsrats für die 
Eintragung der Prokura die Eintragung zu verſagen, da beim 
Mangel der Zuſtimmung des Aufſichtsrats zur Anſtellung von Pro⸗ 
kuriſten eine rechtswirkſame Beſtellung nicht vorliegt. Zuzu⸗ 
ſtimmen iſt hierbei der Anſicht, daß der $ 238 Saß 2 HGB. nicht 
zur Anwendung kommt, da das Regiſtergericht kein „Dritter“ iſt, mit 
dem der Vorſtand in rechtsgeſchäftliche Verbindung tritt. Dazu 
kommt, daß auch die Zuſtimmung des Aufſichtsrats zur Boſtellung 
von Prokuriſten keine innere Geſellſchafts angelegenheit (Marcus 
in Holdheims Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen, 
Jahrg. 1921 S. 123) iſt, ſondern lediglich die Vorausſetzung 
für eine rechtswirkſame Beſtellung des Prokuriſten. 

Welches ſind nun aber die Folgen obiger Entſcheidung? Die 
Zuſtimmung des Aufſichtsrats kann bei Anſtellung von Prokuriſten 
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54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


Rechtſprechung 


HGB. beſteht für die Wirkſamkeit der Prokuraerteilung nach außen 
kein Unterſchied, ob der Vorſtand ſie unter Einhaltung oder Außer⸗ 
achtlaſſung der ihm geſetzlich zugezogenen Schranken vornimmt. Hat 
der Vorſtand den Prokuriſten ohne die erforderliche Zuſtimmung des 
Aufſichtsrats beſtellt, jo iſt dieſe überſchreitung ſeiner Befugniſſe nur 
für Innenleben der Geſellſchaft von Bedeutung. Eine im Außen⸗ 
verhältnis wirkſame, der Eintragung bedürftige Tatſache aber muß 
das Regiſtergericht eintragen, ohne daß es nach der Innenwirkung 
jener Tatſache zu fragen hat. Wenn der Satz 2 8 238 HGB. die 
Wirkſamkeit der Beſchränkung des Vorſtandes Dritten gegenüber 
ausſchließt, ſo folgt daraus nicht, daß das Regiſtergericht als Nicht⸗ 
dritter die Beſchränkung zu beachten, ſich der Eintragung der Pro⸗ 
kuraerteilung alſo zu enthalten habe. Für das Regiſtergericht ent⸗ 
ſcheidet allein, ob es die Prokuraerteilung als ein Dritten gegenüber 
wirkſames Rechtsverhältnis anerkennen muß. Da der 8 238 Satz 2 
HGB. hierüber keinen Zweifel läßt, hat das Regiſtergericht feiner 
Amtspflicht durch Eintragung zu genügen, ohne daß es auf ſeine 
Stellung als Dritter oder Nichtdritter ankommt. Sich durch Ver⸗ 
ſagen der Einrragung zum Beſchützer der Aktionäre aufzuwerfen, iſt 
das Regiſtergericht nicht berufen. Dieſen Erwägungen gegenüber 
kann kein Gewicht darauf gelegt werden, daß in den Motiven zum 
Entwurf des Altiengeſetzes das dem Regiſtergerichte hier abgeſpro⸗ 
chene Prüfungsrecht — übrigens ohne nähere Begründung — als 
ſelbſtverſtändlich angeſehen iſt. 

Der Senat folgt hiernach der faſt im geſamten Schrifttume 
vertretenen Anſicht (vgl. die Zuſammenſtellung bei Staub, HGB. 10 
8 238 Anm. 8), daß das Regiſtergericht die durch den Vorſtand der 


einer AktGeſ. ſeitens des Vorſtandes ausgeſchaltet werden, obgleich 
der Aufrichtsrat, von der Generalverſammlung gewählt, das 
Vertrauensorgan der Aktionäre und das Kontrollorgan gegenüber den 
Handlungen des Vorſtandes iſt, der Aufſichtsrat gewiſſermaßen das 
Auge der Geſellſchaft verkörpert. Sodann wird die Vertretungsmacht 
der Vorſtandsmitglieder erweitert. Das zeigt ſich z. B. in der zu⸗ 
läſſigen ſtatutariſchen Beſtimmung, wonach bei einem mehrgliedrigen 
Vorſtand die Vertretungsbefugnis jedem einzelnen Vorſtandsmit⸗ 
gliede in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten eingeräumt werden 
darf, da darin eine zuläſſige Erweiterung der Vollmacht des Pro⸗ 
kuriſten liegt, die Erteilung einer ſolchen Vollmacht aber der Zu⸗ 
ſtimmung des Aufſichtsorgans bedarf, das dieſe Zuſtimmung ver⸗ 
weigern kann und wird, wenn es den vom Vorſtande in Ausſicht 
genommenen Prokuriſten für eine derartige Stelle nicht für ge⸗ 
eignet erachtet oder den Prokuriſten überhaupt für überflüſſig hält. 
Endlich drohen den Aktionären und evtl. auch Dritten i. S. des 
8238 Satz 2 HGB. Nachteile. Allerdings haftet der Vorſtand für 
Verſehen des Prokuriſten, wenn er ohne die vorgeſchriebene Geneh⸗ 
migung des Aufſichtsrats den Prokuriſten beſtellt hat. Wenn aber 
die Vorſtandsmitglieder oder der beſtellte Prokuriſt nicht in der Lage 
ſind, den entſtandenen Schaden zu erſetzen, ſo ſind die Aktionäre 
evtl. die Dritten die Leidtragenden. Die AktGGeſ. kann ſich zwar gegen 
die Folgen eines ohne Genehmigung des Aufſichtsrats beſtellten Pro⸗ 
kuriſten dadurch ſchützen, daß fie die Löſchung der Prokura im Han⸗ 
delsregiſter betreibt. Es können dann aber bereits Nachteile entſtan⸗ 
den ſein. Es entſtehen dadurch aber Koſten, die zu vermeiden ſind, 
wenn der Regiſterrichter den Nachweis der Zuſtimmung des Auf 
ſichtsrats verlangt, wozu er nach dem Geſagten berechtigt und ver⸗ 
pflichtet iſt. Und was geſchieht, wenn der Vorſtand ſich weigert, die 
Löſchung zu beantragen oder nach erfolgter Löſchung einen anderen 
Prokuriſten wiederum ohne Zuſtimmung des Aufſichtsrats beſtellt? 
Die Folgen der Entfch. führen alſo zu unhaltbaren Zuſtänden. 

Nicht beigetreten werden kann auch der Anſicht, daß der Regiſter⸗ 
richter nicht berufen iſt, ſich zum Beſchützer der Aktionäre zu machen. 
Die AktG. ſpielen im wirtſchaftlichen Leben eines Staatsweſens eine 
ſehr wichtige Rolle. Sie ſpannen, wenn ſie gedeihen, weite und große 
Kreiſe in ihr wirtſchaftliches Netz und bringen in volks⸗ wie privat⸗ 
wirtſchaftlicher Hinſicht nicht unerheblicher Vorteile. Die Allgemeinheit 
hat daher ein bedeutendes Intereſſe an der Exiſtenz dieſer Geſell⸗ 
ſchaften. Der Regiſterrichter hat deshalb, ſoweit er in der Lage iſt, 
ſehr eingehend und ſorgfältig die ihm bekannten Grundlagen für 
alle Eintragungen auf ihre Rechtswirkſamkeit zu prüfen, gleichviel 
ob ſie das Verhältnis nach außen oder nach innen betreffen. Daran 
haben zur Vermeidung von Schäden nicht nur dritte Perſonen ein 
Intereſſe, da dieſe bei der Geſchäftsanknüpfung mit der Geſellſchaft 
von der Annahme ausgehen, daß die Grundlagen der Eintragung 
forgfältig geprüft und die Eintragungen rechtswirkſam find. Daran 
haben auch die Aktionäre, die nicht zu den „Dritten“ i. S. des 
8 238 Satz 2 HGB. gehören, ein ſehr weſentliches Intereſſe, da die 
Aktionäre die Perſonen ſind, die in erſter Linie die Mittel zum 
Betriebe der Geſellſchaft hergeben, zumal eine Reihe von Form⸗ 
vorſchriften und auch die Vorſchrift des § 238 Satz 1 HGB. im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit der Akteſ. und der Aktionäre ge⸗ 
geben iſt und die Mkt&ef. erſt durch einen ſtaatlichen Akt (Eintra⸗ 
gung in das Handelsregiſter) entſteht. 

Hiernach dürfte das in den Motiven zum Entwurf des Aktien⸗ 
geſetzes dem Regiſtergericht zugeſprochene Recht und die Pflicht, 
den Nachweis der Zuſtimmung des Aufſichtsrats bei Beſtellung von 
Prokuriſten zu verlangen, gerechtfertigt fein, wenngleich die Motive » 


AG. erteilte Prokura ohne Rückſicht darauf einzutragen hat, ob die 
nach dem Geſetz erforderliche Zuſtimmung des Aufſichtsrates vorliegt. 
(KG., 1. 3 S., Befäl. v. 30. Okt. 1924, 1 X 453/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Hinrichſen, Lübeck. 
) 0 


5. 38 823, 826, 830, 840 BGB. 88 66 Ziff. 3, 71, 78 
Betr. Art. 159 RVerf. Die Verletzung der Koali⸗ 
tionsfreiheit begründet Schadenserſaßpflicht. f) 

Der Anſpruch des Kl. iſt nach 8826 BGB. begründet. Die Bekl. 
haben dem Kl. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
Schaden zugefügt. Es iſt zwar nicht ausreichend erwieſen, daß die 
Bekl. in unzuläſſiger Weiſe auf den Kläger eingewirkt haben, um 
ihn zum Beitritt zu ihrer Gewerkſchaft zu nötigen. Sie haben aber 
einen unzuläſſigen Druck auf die Fabrikleitung ausgeübt, der 
für den Kl. zum Verluſt der Stellung führte. Die Bekl. mögen ge- 
glaubt haben, daß durch die Einſtellung des Kl. der Tarifvertrag 
verletzt ſei, und es ſpricht manches dafür, daß dies der Fall war. 
Dann aber hätten ſie den Schlichtungsausſchuß anrufen und auf die 
Belegſchaft in dem Sinne einwirken müſſen, daß auf keinen Fall 
geſtreikt wurde. Schon nach 866 Ziff. 3 Betr RG. gehört es zu ihren 
Aufgaben, den Betrieb vor Erſchütterung zu bewahren, insbeſondere 
bei Streitigkeiten den Schlichtungsausſchuß anzurufen. Außerdem 
hatten ſie für die Durchführung der Tarifverträge zu ſorgen (88 66 
Ziff. 5, 71 Abſ. 1, 78 Ziff. 1 Betr.) alſo auch für die Durch⸗ 
führung der Beſtimmung des Tarifvertrages, daß, wenn bei Strei⸗ 
tigkeiten eine Einigung zwiſchen Betriebsrat und Firma nicht er⸗ 


keine nähere Begründung hierfür ergeben, vorausgeſetzt, daß nicht 
durch den Geſellſchaftsvertrag oder Beſchluß der Generalverſammlung 
dem Vorſtand die Befugnis zur ſelbſtändigen Beſtellung von Pro⸗ 
kuriſten eingeräumt iſt. 

Amtsgerichtsrat a. D. Theodor Cohn, Altona (Elbe). 


Zu 5. Das Urteil iſt m. E. nicht zutreffend. 


1. Das KG. hält es nicht für erwieſen, daß die Bekl. auf den 
Kläger in unzuläſſiger Weiſe eingewirkt haben, um ihn zum Bei⸗ 
tritt zu ihrer Gewerkſchaft zu nötigen. Er ſei nur ein unzu⸗ 
läſſiger Druck auf die Fabrikleitung ausgeübt worden, der 
für den Kl. zum Verluſt der Stellung führte. Dabei wird über⸗ 
ſehen, daß ſehr wohl der Druck auf die Fabrikleitung ein 
Angriff gegen die Koalitionsfreiheit des Kl. geweſen ſein 
kann. Wer vom Arbeitgeber die Entlaſſung eines Arbeitnehmers ver⸗ 
langt, weil (es kommt dabei auf das tatſächlich feſtgeſtellte Motiv 
an) dieſer nicht einer beſtimmten Organiſation angehört, trifft eine 
i. S. des Art. 159 RVerf. rechtwidrige Maßnahme. Das Koali- 
tionsrecht des Art. 159 PVerf. iſt ein „ſonſtiges Recht“ i. S. des 
88231 BGB. Es wäre alſo (vorbehaltlich der Feſtſtellung des 
Kauſalzuſammenhangs) u. U. ein Schadenserſatzanſpruch aus Art. 
159 Verf., 88231 BOB. zu begründen geweſen. 

2. Das KG. will einen Erſatzanſpruch aus 8 826 BGB. geben. 
Die Verwendung des 8 826 in Verbindung mit Arbeitskämpfen iſt 
immer eine ſehr mißliche Sache. Es kann im vorliegenden Fall keine 
Rede davon ſein, daß das Vorgehen der Bekl. „gegen das An⸗ 
ſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ verſtößt. Millionen 
von Volksgenoſſen billigen derartiges Verhalten. Eine allge⸗ 
meine Volksüberzeugung, daß ſolches Verhalten gegen die 
guten Sitten verſtoße, gibt es nicht. Der Richter darf ſie nicht 
konſtruieren, zumal wenn er ſelbſt feſtſtellt, daß „manches dafür 
ſpricht“, daß eine Verletzung des TV. vorliegt, die die Bekl. zu 
ihrem Vorgehen veranlaßte. Das KG. ſtützt die Entſch. auf Verletzung 
des BRG. und des TV. 

Es iſt richtig, daß gegen 8 66 Ziff. 3 und 8 78 
von dem Betriebsrat verſtoßen iſt. Eine Verletzung 


if. 1 BR. 
a TB. ſelbſt 


durch den Betriebsrat liegt aber nicht vor. Denn die Pflicht 
zur Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes oder des Gewerbe⸗ 
gerichtes und die Friedenspflicht gehören zum obligatoriſchen 


Teil des TV. Dieſe Pflichten treffen nur die Parteien des TV., 
nicht die einzelnen Arbeitnehmer, nicht den Betriebsrat. Vgl. Nip⸗ 
perdey, Beiträge zum Tarifrecht S. 138 ff. Erfüllt der Betriebsrat 
ſeine geſetzlichen Pflichten nicht, ſo kann der Arbeitgeber gegen ihn und 
feine Mitglieder aus 88 39, 41 BRG. vorgehen, d. h. Auflöſung 
des Betriebsrates oder Abſetzung einzelner Mitglieder beantragen. 
Die Pflichtverletzung begründet aber keine Schadenerſatzpflicht; dritten 
gegenüber fehlt ein haftungsbegründender Tatbeſtand! aber auch dem 
Arbeitgeber gegenüber ſcheidet eine Haftung aus, denn das BRG. 
(namentlich auch 866 Ziff. 3 und 8 78 Ziff. 1) iſt kein Schutz⸗ 
geſetz für den Arbeitgeber i. S. des 8 82311 BOB. So auch Kaskel 
in NAAR. I 25; Flatow, SRG. 11. Aufl. S. 157 und 22. 
Natürlich können die einzelnen Betriebsratsmitglieder ſich einer unter 
8896 BGB fallenden unerlaubten Handlung ſchuldig machen. Aber 
es iſt unhaltbar, die Übertretung der 83 66 Ziff. 3 und 78 Ziff. 1 BRG. 
ohne weiteres zur unſittlichen Handlung zu ſtempeln. Dann würde 
ja auch jede Verletzung der tarifvertraglichen Friedenspflicht unter 
8826 BGB. fallen. Das KG. hat in keiner Weiſe begründet, wodurch 
das beſondere Vorwurfselement des 8 826 erfüllt fein 
ſoll. Es ſprechen vielmehr die Wahrſcheinlichkeit einer vorangegan⸗ 
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folgt, der Schlichtungsausſchuß oder das Gewerbegericht angerufen 
werden muß, und daß die Arbeitnehmer die Arbeit nicht nieder⸗ 
legen dürfen. 

Dieſe Verpflichtungen haben die Bekl. nicht erfüllt. 

Die Bekl. haben zwar verſucht, in der Verſammlung auf dem 
Hofe die Arbeiterſchaft zu beſchwichtigen. K. hat insbeſ. dargelegt, ehe 
ein Streikbeſchluß gefaßt werde, müfje noch einmal mit der Firma ver⸗ 
handelt werden. Das konnte aber um ſo weniger Eindruck machen, als 
ja die Firma die Entlaſſung des Kl. bereits unzweideutig abge⸗ 
lehnt hatte. Unter dieſen Umſtänden wäre es die Aufgabe der Bekl. 
geweſen, den vorgeſchriebenen Weg der Anrufung des Schlich⸗ 
tungsausſchuſſes zu gehen und der Belegſchaft zu ſagen, ſie ſolle 
die Arbeit ſofort wieder aufnehmen, nach dem Tarifvertrag ſei ein 
Streik nicht zuläſſig, der Schlichtungsausſchuß habe zu entſcheiden. 
Statt deſſen aber machten ſich die Bekl. den rechtswidrigen Stand⸗ 
punkt der Arbeiterverſammlung zu eigen und teilten der Fabrikleitung 
mit, die aus 300 Mann beſtehende Belegſchaft werde erſt wieder 
arbeiten, wenn der Kläger entlaſſen ſei. Als Vertreter der aus dem 
Betriebe herausgegangenen Belegschaft begaben ſich die Bekl. zu dem 
Firmeninhaber P. und erklärten ihm, die Arbeit werde erſt wieder 
aufgenommen werden, wenn der Kl. den Betrieb verlaſſen habe. 

Die Bekl. durften den geſetz⸗ und tarifvertragswidrigen Streik⸗ 
beſchluß nicht der Firma übermitteln. Darin, daß ſie dies taten, 
während die geſamte aus dem Betriebe herausgegangene Belegſchaft 
auf dem Fabrikhofe verſammelt war, lag nicht nur eine rein tat⸗ 
ſächliche Mitteilung, ſondern eine unerlaubte Drohung mit einem 
Streik, der nach dem Tarifvertrage gerade durch die Anrufung des 
Schlichtungsausſchuſſes verhindert werden ſollte. Es ſollte gerade 
vermieden werden, daß wegen denkbarer Geringfügigkeiten das für die 
Fabrikleitung und die große Zahl der Arbeiter gleich verderbliche 
Übel des Streiks eintrat. Beharrte alſo die Belegſchaft auf ihren 
Willen, ſo hätten die Bekl. ſagen müſſen, daß ſie dieſen der Fabrik⸗ 
leitung nicht übermitteln könnten, daß ſich die Wünſche der Beleg⸗ 
ſchaft vielmehr nur auf dem Wege der Anrufung des Schlichtungsaus⸗ 
ſchuſſes verwirklichen ließen. So aber machten ſie ſich ſelbſt zu Teil⸗ 
nehmern von vertragswidrigen Gewaltmaßnahmen. Das verſtößt 
gegen die guten Sitten. 

Im Gegenſatz zu der Anſicht des LG. iſt der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der gegen die guten Sitten verſtoßenden Hand⸗ 
lungsweiſe der Bekl. und dem Schiden des Kl. zu bejahen. Die 
Bekl. haben eine Bedingung zum Eintritt des Schadens geſetzt: wenn 
fie pflichtgemäß den Schlichtungsausſchuß angerufen, die Belegſchaft 
von dem unzuläfiigen Streik durch Verweiſung auf die Entſcheidung 
des Sch'ichtungsausſchuſſes zurückgehalten und der Firma nicht den 
Streikbeſchluß mit dem Verlangen auf Entlaſſung des Kl. überbracht 
hätten, ſo hätte der Kl. ſeine Stellung bei der Firma nicht aufge⸗ 
geben und infolgedeſſen auch keinen Lohnausfall gehabt. 

Die Bedi gung war aber auch eine adäquate, d. h. fie war nach 
der Lebenserfahrung geeignet, den ſchädigenden Erfolg herbeizuführen 
(RG. 69, 59, 359: RG. Recht 1908, 1547). Ob der Kl. von der 
Firma ſelbſt entlaſſen wurde oder ob er ſeinerſeits ſeine Stellung 
aufgab, ift hierfür gleichgültig. Als gewiſſenhafter Mann hat der Kl. 
ſelbſt ſeinen Abſchied genommen, um nicht die Fabrik und die Geſamt⸗ 
heit der Belegſchaft in Unheil zu bringen. Das kann ihm nicht zum 
Nachteil angerechnet werden. 

Die Bekl. haben den Vorſatz der Schadenszufügung gehabt. Sie 
haben zum mindeſten mit der Möglichkeit gerechnet, daß der Kl. ſeine 
Stellung bei der Firma verlieren und dadurch einen Lohnausfall 
haben konnte (RGRKomm. Anm. 3 zu $ 826 BGB. RG. 58, 214 
JW. 1904, 405; 63, 147 JW. 1906, 353; 79, 55 = JW. 1912, 637. 

Somit liegen ſämtliche Vorausſetzungen des 8 826 BGB. vor. 
Jeder der ſechs Bekl. iſt für den entſtandenen Schaden verantworr⸗ 
lich. Der Verſtoß gegen die guten Sitten, der darin liegt, daß ſie, 


genen Tarifverletzung durch den Arbeitgeber und die Beſchwichtigungs⸗ 
verſuche einzelner Bekl. vor dem Streikbeſchluß gegen dieſe An⸗ 
nahme. Den Streikbeſchluß nennt das KG. „geſetz⸗ und tarifvertrags⸗ 
widrig“. Welche geſetzliche Beſtimmung ſoll verletzt fein? Der TV. 
bindet nur die Parteien des TV. Überdies verſtößt vertragswidriges 
Verhalten keineswegs ohne weiteres gegen die guten Sitten. 

3. Danach kann es dahingeſtellt bleiben, ob wirklich der 
adäquate Kauſalzuſammenhang zwiſchen der angeblich unſittlichen 
Handlung und dem Schaden zu bejahen iſt. Der Kl. war nicht 
mit Streik bedroht, ſondern die Firma; der Kl. ſelbſt hat ſeine 
Stellung aufgegeben. Das KG. meint, es dürfe dem Kl. nicht zum 
Nachteil angerechnet werden, daß er als gewiſſenhafter Mann ſelbſt 
ſeinen Abſchied genommen habe, „um nicht die Fabrik und die Ge⸗ 
ſamtheit der Belegſchaft in Unheil zu bringen“. Das iſt eine ſehr 
gefährliche Lehre! Hat der Kl. nicht vielmehr gekündigt, weil er 
wußte, daß er tarifwidrig eingeſtellt war und weil er ſeine Stellung 
erſchüttert fühlte? Mußte der Kl. nicht, wenn das Vorgehen der 
Bell. unzuläſſig war, auf ſeinem Poſten ausharren und die Ent⸗ 
ſcheidung des Streits durch die tariflich dafür vorgeſehene Stelle 
abwarten? Dadurch, daß er es vorzog, zu weichen, obwohl auf 
ihn kein Druck zur Kündigung ausgeübt wurde, hat er ſich 
ſelbſt den Schaden zugefügt. 

Prof. Dr. Nipperdey, Jena. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ftatt den Schlichtungsausſchuß anzurufen und die Belegſchaft durch 
den Hinweis auf die Entſch. des Schlichtungsausſchuſſes und die Une 
zuläſſigkeit des Streiks von dieſem zurückgehalten, durch ihre Teils 
nahme an gewaltſamen Maßnahmen die Schädigung des Kl. herbei⸗ 
geführt haben, fällt jedem einzelnen von ihnen zur Laſt, da ſie dieſe 
unerlaubte Handlung gemeinſchaftlich begangen haben ($ 830 BGB.), 
denn ſie haben alle zuſammen dieſen Beſchluß dem Firmeninhaber P. 
überbracht. 
Demnach haften fie als Geſamtſchuldner (8 840 BGB). 
(RS, 5. 3, Urt. v. 9. Juli 1924. 5 U 215: /23 ) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ernſt Koch, Berlin. 
* 


6. 88 355, 396 HGB. 88 242, 254 BGB. Tägliche 
Saldierung im Kontokorrentverkehr. f) 

Ein Bankkunde verlangt Schutz gegen die von der Bank ihm 
angedrohte zwangsweiſe Veräußerung der ihm unſtreitig gehörigen 
Wertpapiere, indem er der Bank das Recht zur Exekution wegen 
des von ihr ihm zur Laſt gelegten Schuldſaldos beſtreitet. 

Das Schuldſaldo des Antragſtellers iſt durch eine tägliche 
Saldierung feines Kontos entſtanden. Er hält eine ſolche Sal- 
dierung für unberechtigt. 

Dies trifft auch zu. 

Die Parteien ſtanden gemäß 8 355 HGB. im Kontokorrent⸗ 
verkehr. Nach den Bedingungen für dieſen Kontokorrentverkehr er⸗ 
folgte im Geſchäftsverkehre der Parteien an ſich der Abſchluß 
laufender Rechnungen halbjährlich zum 30. Juni und 31. Dez. 
jeden Jahres. Das Konto war jederzeit kündbar, und die Bank 
konnte mithin jederzeit ſofortige Begleichung fordern. Die Zinſen 
waren die banküblichen. 

Hiernach konnte die Bank Zinſeszinſen nur von dem Halb⸗ 
jahres⸗Saldo fordern, ſoweit darin Zinſen enthalten ſind. Im 
übrigen hatte fie nur Anſpruch auf die einfachen Zinjen (8 355 
HGB.). Eine Anderung dieſer Rechtslage kann nur eingetreten ſein 
entweder durch eine Vereinbarung, die nicht ausdrücklich zu ſein 
brauchte, oder durch Auflöſung des Kontokorrentverhältniſſes. 

Der Vorderrichter hat angenommen, daß das Zuſtandekommen 
einer Vereinbarung unter den Parteien auf tägliche Saldierung, 
mithin eine tägliche Zinſeszins⸗Berechnung glaubhaft gemacht wor⸗ 
den ſei. Dies iſt indeſſen nicht der Fall. Die bloße Überſendung 
täglicher Kontoauszüge läßt eine ſolche Vereinbarung auch dann 
nicht zuſtandekommen, wenn der Bankkunde auf dieſe Überſendung. 
gewiſſe Zeit ſchweigt, da nicht anzunehmen iſt, daß er mit einer 
derartig hohen Zinsberechnung einverſtanden ſein würde. Wenn 
alſo der Kunde zunächſt nicht ſofort auf die Zuſendung der täglichen 
Saldoauszüge geantwortet hat, ſo iſt daraus ſein Einverſtändnis 
noch nicht ohne weiteres herzuleiten. Überdies hat er jedenfalls ſchon 
kurze Zeit nach der Überſendung dieſer Auszüge täglicher Saldierungs⸗ 
berechnung von Zinſeszinſen Widerſpruch erhoben. Anerkannt hat 
er ſeinerſeits nur die Verpflichtung, einfache Zinſen zu bezahlen, 
und hat ſich ausdrücklich auch bereiterklärt, dieſe Zinſen auch in 
hohen Prozentſätzen ſich berechnen zu laſſen. Der Widerspruch gegen 
die Zinſeszinsberechnung und damit gegen die tägliche Saldierung 
hindern aber die Bank, einſeitig eine tägliche Saldierung entgegen 
der beſtehenden Vereinbarung auf halbjährliche Saldierung ein⸗ 
zuführen. Ihre Zinſeszinsberechnung iſt demnach unbegründet. 

Unſtreitig hat nun aber die Bank den Kunden zur Abdeckung 
des Saldos vom 14. Nov. 1923 aufgefordert und ihm wegen Nichte 
abdeckung die täglichen Saldierungsrechnungen zugeſchickt. Damit 
hat ſie zu erkennen gegeben, daß ſie das Kontokorrentverhältnis nur 
dann fortſetzen wolle, wenn der Kunde ſich mit der täglichen Sal⸗ 
dierung einverſtanden erklären würde. Damit hat ſie alſo eine 
Kündigung des Kontokorrents, zu welcher ſie jederzeit nach Ziff. 2 
der Bedingungen berechtigt war, ausgeſprochen und damit das neue 


Zu 6. A. Die Entſch. des KG. enthält folgende Rechtsgrundſätze: 
Bei Beſtehen eines Kontokorrentverkehrs gemäß 8 355 HGB. kann 
rechtswirkſam zwiſchen Bank und Kunden vereinbart werden, daß 
täglich Zinſen berechnet und täglich ſaldiert wird. Sofern dies 
nicht vereinbart iſt, kommt in der Berechnung der Zinſeszinſen und 
der täglichen Saldierung der Wille der Bauk zum Ausdruck, Auf⸗ 
wertung zu verlangen, zu der der Kreditnehmer auch verpflichtet iſt, 
wenn ihn ein Verzug nicht trifft. Dieſen Auffaſſungen iſt bei⸗ 
zutreten. Dagegen gibt die Entſch. inſoweit zu Einwendungen An⸗ 
laß, als die Beträge, mit denen die Bank während der ſchärfſten 
Markinflation den Kunden belaſtet hat. als Zinſen i. S. des 8 355 
HGB. angeſehen werden und unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt 
das Sachverhältnis beurteilt iſt. 

HGB. und BGB. geben keine Begriffsbeſtimmung der Zinſen. 
Jedoch ergibt 8 101 Ziff. 2 BGB., daß Zinſen Früchte i. S. des 
§ 99 BGB. find und als Vergütung für die Überlaſſung des Frucht⸗ 
genuſſes des Kapitals gelten. Dem Begriff der Früchte iſt weſent⸗ 
lich, daß die Sache oder das Recht, die Früchte tragen, als ſolche 
oder in ihrem Wert voll erhalten bleiben. Danach ſind Zinſen Ver⸗ 
gütungen für die Überlaffung der Nutzung eines in ſeinem Wert 
gleichbleibenden Kapitals, die prozentual von dieſem berechnet werden. 
Zinſen in dieſem Sinne waren jedoch nicht die Beträge, mit denen 
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Angebot auf Fortſetzung des Kontokorrents bei täglicher Saldierung 
verbunden. Dieſes neue Angebot hat der Kunde durch den er⸗ 
wähnten Widerſpruch abgelehnt. Es verblieb mithin bei der ein⸗ 
ſeitigen Kündigung der Bank, denn dieſe bedurfte einer Annahme 
nicht. Der Kunde mußte demgemäß auf Grund der Kündigung 
das Schuldenſaldo bezahlen. Von dieſem Saldo konnte die Bank 
einfache Zinſen verlangen. Der Kunde kam durch Nichtbezahlung 
ſeines Saldos in Verzug und hat deshalb Schadenserſatz zu leiſten. 
Demgemäß iſt er auch zur Aufwertung des Schuldbetrages ver⸗ 
pflichtet. Hierzu würde er auch dann verpflichtet fein, wenn ihn 
ein Verzug nicht träfe (8 242 BGB.). 

Der Auflöſung des Kontokorrents ſteht nicht entgegen, daß 
auf fein Konto noch weitere Effektenverkäufe gemacht worden find. 
Das ſind keine Rechtsakte geweſen, die die Auflöſung des Kontos 
hinderten. Der Effektenverkauf geſchah eben zum Zwecke der Ab⸗ 
deckung des Saldos. 

Die Bank hatte alſo mithin gegen den Kunden einen Anſpruch 
auf Zahlung feines Debetſaldos mit den einfachen Zinſen davon 
in auſgewertetem Betrage. Nun iſt es an ſich nicht weſentlich, ob 
die Bank den Aufwertungsanſpruch in Zins⸗ oder Zinſeszinsform 
gekleidet hat, wenn man nur feſthält, daß ſie einen Anſpruch auf 
Zins⸗ und Zinſeszins an ſich nicht hatte, ſondern nur einen Auf⸗ 
wertungsanſpruch. In der Berechnung der Ziuſeszinſen und der 
täglichen Saldierung kamen jedenfalls der Wille zur Aufwertung 
zum Ausdruck und der Hinweis auf die Höhe des Schadens, den 
der Kunde infolge Nichtabdeckung ſeines Saldos der Bank zu er⸗ 
ſetzen haben würde ($ 254 BGB.). Dieſe Höhe iſt alſo der eigent⸗ 
liche Kernpunkt des Streites. 

Legt man nun der Aufwertung die Goldmark zugrunde, welche 


wurden. Dieſe Beträge ſollten die infolge der Inflation eintretende 
Minderung des Subſtanzwertes des kreditierten Markbetrages aus- 
gleichen und für das mit der Hingabe eines Markkredits verbundene 
Riſiko eine Riſikoprämie gewähren. Sie waren weder im wirt⸗ 
ſchaftlichen noch rechtlichen Sinne Zinſen, ſelbſt wenn fie als ſolche 
bezeichnet wurden. Daß dies auch die Anſchauung der beteiligten 
Handelskreiſe iſt, ergibt ein Gutachten der Handelskammer Berlin 
Aktz. 555/24 (XII A7) (Mitteil. der Handelskammer Berlin 1924, 
Heft 3 S. 100), aus dem folgendes angeführt ſei: 

„Die Banken ſind in den letzten Monaten dazu übergegangen, 
bei Papiermarkdebitoren die als Zins⸗ und Proviſion bezeichneten 
Sätze kurzfriſtig im Kontokorrent oder auf wertbeſtändigem Sonder⸗ 
konto zu belaſten. Im erſten Falle wurden die Beträge zum vor⸗ 
handenen Debetſaldo hinzugeſchrieben, ſo daß ſie vom Tage der 
Belaſtung wieder Zinſen trugen. Das Verfahren iſt in den wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen in den vergangenen Monaten begründet. 
Das Tempo der Markentwertung bedingte bei jeder Gewährung von 
Murkkrediten eine hohe Riſikoprämie, die ſelbſt wieder kurzfriſtig 
fällig gemacht und durch Zahlung, Einſtellung ins Kontokorrent 
oder Valoriſierung vor weiterer Entwertung geſchützt werden mußte, 
ſollte ſie ihrem Zweck, dem Kreditgeber einen gewiſſen Schutz gegen 
1 8 der ausgeliehenen Gelder zu gewähren, nicht ver⸗ 
ehlen. 

Nach Auffaſſung der Banken darf die tägliche Berechnung der 
als Debetzinſen bezeichneten Sätze nicht unter dem Geſichtspunkt 
der Beſtimmung über Zinſeszins betrachtet werden, weil es ſich im 
weſentlichen nicht um Zinſen im eigentlichen Sinne, d. h. ein im 
voraus in einem feſten Satz normierbares und normiertes Entgelt 
für die leihweiſe Gewährung eines Kapitals, ſondern im weſent⸗ 
lichen um eine Entwertungsprämie handelte.“ 

Die Leiſtung des Kreditnehmers iſt danach kein Zins, ſon⸗ 
dern — wie ſie Abraham, BankArch. 24, 72 zutreffend charak⸗ 
teriſiert — eine Vergütung beſonderer Art. Sie wird weder vom 
Verbot des 8 248 BGB. noch der Beſtimmung des 8 355 HGB. 
betroffen. Die Vereinbarung über ihre Leiſtung unterliegt keinen 
geſetzlichen Schranken. 

Wenu das KG. die Vereinbarung zum Kontokorrentverkehr 
zuläßt, daß täglich Zinſen erhoben werden und täglich ſaldiert wird, 
fo iſt dies einwandfrei. § 355 HGB. ſchließt eine ſolche Bemeſſung 
der Rechnungsperiode nicht aus. 

Zur Beweisfrage iſt zu bemerken, daß in der widerſpruchs⸗ 
loſen Annahme der täglichen Kontoauszüge unzweifelhaft ein Ein⸗ 
berſtändnis mit dem bei ſeiner Aufſtellung angewandten Verfahren 
zu erblicken iſt. Hingewieſen ſei jedoch darauf, daß ſich in dem 
angeführten Gutachten der Handelskammer Berlin hierzu folgende 
Auslaſſung über die Anſchauungen der beteiligten Handelskreiſe findet: 
5 „Die größeren Banken dürften ihren Kunden die Zinsbelaſtungen 
jeweils aufgegeben haben. Die Nichtüberſendung der Zinsbelaſtung 
kann aber nach Auffaſſung der Bankkreiſe daun keinen Unterſchied 
machen, wenn der Kunde darüber unterrichtet war, daß Debetzinſen 
täglich berechnet und ſeinem Konto belaſtet wurden.“ 

Dieſe Auffaſſung läßt ſich durch die Entſch. des RG. (RG. 103, 
54) ſtützen, in der folgender Rechtsgrundſatz aufgeſtellt iſt: 

„Allgemein bekannt iſt, daß die Eiſenbahnen und ähnliche 
größere Verkehrsanſtalten, ebenſo wie Banken uſw. Bedingungen 
herauszugeben pflegen und dieſe ihren Abſchlüſſen zugrunde legen. 
Die Rechtſprechung hat anerkannt, daß ſolche allgemeinen Be⸗ 
dingungen in der Tat für die einzelnen Abſchlüſſe, ſelbſt wenn ſie 
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die der Bank günſtigſte Berechnung iſt, ſo ſtellt ſich das Konto 
unter Abſtandnahme von allen Zinsberechnungen ungefähr fol⸗ 
gendermaßen (folgt Berechnung): 

Hiernach hatte der Kunde am 4. Dez. 1923, als die Bank 
wegen eines mit Zins⸗ und Zinſeszinſen berechneten Debetſaldos 
wegen 1663 Billionen = 1663 Goldmark mit Zwangsverkäufen 
drohte, nach Goldmark berechnet ein Guthaben von 211 Goldmark. 
Berückſichtigt man zugunſten der Bank noch kleine Differenzen in 
den Umrechnungskurſen und belaſtet man den Kunden auf die ein⸗ 
zelnen Poſten nach Goldmark noch mit ſehr hohen einfachen Gold⸗ 
markzinſen und Proviſionen, ſo würde der Kunde, wenn überhaupt, 
jedenfalls nur ein ganz geringfügiges Debetſaldo gehabt haben. 
Demgegenüber iſt alſo die Forderung von 1663 Goldmark völlig 
ungerechtfertigt. Trotzdem nun keine belaſtenden Geſchäfte für den 
Kunden mehr folgten, und auch die Geldentwertung längſt aufgehört 
hatte, erhöhte die Bank durch die Zinſeszinsberechnung das Debet⸗ 
faldo des Kunden per 31. Dez. 1923 auf 2579 Goldmark. Es be- 
darf keiner Erörterung, daß derartige Aufwertungsauſprüche durch⸗ 
aus abzulehnen find. 

Wie hoch im einzelnen der Anſpruch der Bank iſt, bedarf in 
dieſem Verfahren keiner Erörterung. Denn daß die Exekutions⸗ 
androhung ſelbſt bei dem weiteſten Entgegenkommen in der Auf⸗ 
wertung weder am 4. Dez. 1663 Goldmark noch am 1. Jan. 
2579 Goldmark betragen konnte, ja auch nicht annähernd überhaupt 
einem dementſprechenden Betrage gleichkommen konnte, ſteht ohne 
weiteres feſt. Vei der Aufmachung des Gerichts iſt bereits eine der 
Bank ſehr günſtige Aufwertungsgrundlage nach voller Goldmark 
zugrunde gelegt worden. Indeſſen iſt bei der Aufwertung nicht 
bloß die Lage des Gläubigers, ſondern auch die Lage des Schuld⸗ 


dem Kunden der Anſtalt nicht bekannt ſind, maßgebend werden 
können, vorausgeſetzt, daß ſie ordnungsgemäß veröffentlicht worden 
ſind, und wohl auch, daß ſie nicht ſolche Beſtimmungen enthalten, 
die eine freiwillige Unterwerfung der Kunden unter ſie von vorn⸗ 
herein ausgefchlof\en erſcheinen laſſen und deshalb nicht üblich Find.‘ 

Praktiſch bedeutſam ſind noch die Darlegungen des KG., daß, 
ſofern eine Vereinbarung nicht vorliegt, „in der Berechnung der 
Zinſeszinſen und der täglichen Saldierung ſeitens des Kreditgebers 
jedenfalls der Wille zur Aufwertung zum Ausdruck kommt“ und 
die Verpflichtung zur Aufwertung des Schuldbetrages auch beſteht, 
wenn den Kreditnehmer ein Verzug nicht trifft, wofür auf 8 242 
BGB. verwieſen wird. Dieſe zutreffenden Grundſätze geben zu⸗ 
gleich eine Richtlinie dafür, wie bei Fehlen der vorſtehend be- 
handelten Vereinbarung die zahlreichen aus der Markinflacion ent⸗ 
ſtandenen Streitigkeiten zwiſchen Kreditgebern und ⸗-nehmern an— 
gemeſſen auszugleichen ſind. 

NA. Dr. Ernſt Dahlmann, Berlin. 

B. Die Entſch. iſt im Ergebnis zweifellos richtig. Das KG. 
wehrt einen Mißbrauch rechelicher Inſtitutionen durch den Gläubiger 
ab. Der Schwerpunkt der Ausführungen iſt darin zu ſehen, daß 
die Bank anſcheinend auf dem von ihr eingeſchlagenen Wege weit 
mehr erhielte als ihr auch bei Berechnung des Inflationsſchadens 
zukäme. Ganz einwandfrei iſt freilich die Begründung nicht. 

Zunächſt weiß ich doch nicht, ob der Satz von der täglichen 
Saldoziehung und Saldoübertragung allgemein zutrifft. Die Zu⸗ 
laſſung von Zinſeszinſen im Kontokorrentverkehr geht von einer 
längeren, der Verkehrsübung entſprechenden Epoche aus. Unter nor⸗ 
malen Umſtänden würde auch keine Bank auf die zeitraubende Ar- 
beit der täglichen Verrechnung zur Verzinſung der Zinſen verfallen 
ſein. Eine Abrede dieſer Art wäre als gegen den Sinn des Geſetzes 
anzuſehen, da hierdurch eine übermäßige Belaſtung des Schuldners 
eintritt. Die Vorſchrift des Geſetzes iſt einengend auszulegen. 

Das RG. hätte aber weiter zu prüfen, ob nicht die Abrede der 
täglichen Saldierung unter einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte 
aufrecht zu erhalten iſt. Das iſt nicht ausdrücklich geſchehen. Es liegt 
aber vielleicht dem Teile des Urt. zugrunde, der den Aufwertungs⸗ 
anſpruch behandelt. Dieſer kann in dem Verlangen der täglich zu 
errechnenden Zinſeszinſen geſehen werden. Es war die Zeit der 
ſchlimmſten Geldentwertung. Der Wert der deutſchen Mark ſant mit 
raſender Schnelligkeit. Ein Kredit konnte billigerweiſe nur gegen 
die Zuſage der Werterhaltung verlangt und genommen werden. Dem 
diente der von den Banken eingeſchlagene Weg. Er erfährt aber die 
Beſchränkung durch das Verbot der Zinſeszinſen außer im regulären 
Kontokorrentverkehre. Mehr als die Erhaltung des Kapitals 
unter Zuſchlag der üblichen Zinſen und Proviſionen kann die Bank 
nicht fordern. Auch nicht auf dem Wege der Vereinbarung täglicher 
Saldierung. Dieſen au ſich durchgreifenden Standpunkt hat ſich das 
KG. erſchwert durch die bedingungsloſe Zulaſſung der letzteren. Denn 
dadurch wurde es zu der Konſtruktion der Beendigung des Kontos 
korrentverkehrs durch den Widerſpruch des Kunden gezwungen. Wie 
wäre es aber, wenn dieſer nichts geſagt, ſondern im Gefühle der 
Ohnmacht gegenüber der Bank die Berechnungen einſach beiſeite ge⸗ 
legt hätte? Dürfte man ihn dann zu der übermäßig angeſchwollenen 
Zinſeszinſenzahlung verurteilen? Ich glaube auch dann nicht. Das 
iſt aber nur möglich, wenn man die Ermächtigung zur Zinſeszinſen⸗ 
berechnung auf die regelmäßig längeren Abschnitte beſchränkt. Dann 
ergibt ſich alles andere von ſelbſt. 

RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 
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ners zu berückſichtigen. Auch iſt zu berückſichtigen, daß, wenn die 
Bank nur währungsbeſtändige Kredite geben wollte, ſie ein wäh⸗ 
rungsbeſtändiges Konto hätte vereinbaren müſſen. 

Nach alledem könnte es ſich bei einem Schuldkonto des Kunden 
nur um einen verhältnismäßig geringfügigen Betrag handeln, den 
er bei richtiger Berechnung der Bank leicht hätte abdecken können. 
Eine ſo über die Maßen geſteigerte Forderung, wie ihn die Bank 
berechnet hat, brauchte der Kunde nicht zu bezahlen. Die Androhung 
eines Zwangsverkaufes wegen dieſer Forderung iſt daher unbegründet. 
Selbſtverſtändlich bleibt der Bank das Recht, bei Nichtzahlung einer 
in angemeſſener Höhe berechneten Forderung zu Zwangsverkäufen 
zu ſchreiten, weiterhin vorbehalten. 

Die Bank hat noch geltend gemacht, daß ſie die von ihr in 
Anſpruch genommenen Beträge als Kommittentin, nämlich als Aus⸗ 
lagen fordern dürfe. Dies iſt indeſſen unrichtig. Eine konkrete Be⸗ 
rechnung der Auslagen für das hier in Rede ſtehende Geſchäft liegt 
nicht vor. Die Zinſen ihres Betriebskapitals bei den Banken kann 
aber die Bank nicht als Aufwendung dieſes hier in Rede ſtehenden 
Einzelgeſchäftes (8396 HGB.) teilweiſe verrechnen jo wenig wie 
andere allgemeine Geſchäftsunkoſten an Gehältern, Druckſachen, Miete, 
Beleuchtung, Steuern u. dgl. Für ſolche Koſten find eben die Zinſen 
und die Proviſionen uſw. im Bankgeſchäfte üblich. In jedem Falle 
gilt aber auch hier, daß es völlig ausgeſchloſſen iſt, daß die Bank 
derartige Auslagen in der von ihr berechneten Höhe für das Ge⸗ 
ſchäft gehabt hat oder als Kommittentin hätte machen dürfen. 

(Kch., 6.35, Urt. v. 24. April 1924, 6 U 2608/24.) 


7. 8882, 97, 152, 159, 100 9 GewO. 5 54 BGB. Art. 159 
RVerf. Eine Zwangsinnung iſt tarıffährg. Sie kann ihren 
Mitgliedern den Abſchluß von Sondertarifverträgen 
unterſagen. 1) 

Die Bekl. iſt keine freie Innung; das ergibt ſich ohne wei⸗ 
teres aus dem Fehlen der Vorausſetzungen ihrer Entſtehung gemäß 
58 82 ff. GewO.; nicht jeder Gewerbe- oder gewerbliche Berufsverein 
zur Förderung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen iſt eine 
Innung. Gegenüber der Bell., die ſomit lediglich einen nicht rechts⸗ 
fähigen Verein i. S. des 854 BGB. darſtellt, iſt der Rechtsweg 
für den hier verfolgten Anſpruch unbedenklich gegeben, während es, 
wenn die Bekl. wirklich eine Innung wäre, zweifelhaft ſein könnte 
(vgl. 897 Abſ. 3 Gewd.). 

Die Beklagte ſtellt zunächſt die Tariffähigkeit der Kl. als 
einer Zwangsinnung in Abrede. Der Senat hat mit Rückſicht auf 
die geſchichtliche Entwickelung der Innungsbetätigung und die drin⸗ 
genden Bedürfniſſe des Wirtſchaftslebens dieſe Tariffähigkeit in 
Übereinſtimmung mit der überwiegenden Meinung in Rechtslehre 
und Rechts⸗ und Verwaltungsübung (vgl. z. B. Stier-Somlo, 
8 100 c Anm. 1 Gew.; Nipperdey, Beiträge zum Tarifrecht 
S. 119 Anm. 29) bejaht und hält daran auch gegenüber den von den 
Bekl. angeregten Zweifeln feſt. Zunächſt beſteht kein Widerſpruch 
zwiſchen den Vorſchriften des Titel VI und dem Art. 152 Gew., 
deſſen Fortbeſtand gegenüber der abweichenden Meinung (4. B. 


Zu 7. I. Die Entſch. bejaht mit Recht die Tariffähigkeit der 
Zwangsinnung. 

II. Im übrigen handelt es ſich bei dem Streit der beiden Or⸗ 
ganiſationen weniger um eine Frage des Tarifrechts als um eine 
ſolche des inneren Vereinsrechts. Die tariffähige Zwangsinnung 
verlangt von der Freien Vereinigung der Holzinduſtriellen, der 85 0% 
ihrer Mitglieder (alſo doppelt organiſiert) angehören, Unterlaſſung 
des Abſchluſſes von Tarifverträgen mit Wirkung für die Zwangsmit⸗ 
glieder. Der Weg, auf dem das KG. zur Verurteilung der Bekl. ge⸗ 
langt, iſt nun folgender: 

1. Es liegt bei den doppelt organiſierten Innungsmitgliedern 
eine Verletzung der Mitgliedspflicht der Innung gegenüber vor. Die 
Mitglieder verſtoßen gegen die Mitgliedspflicht, wenn fie entgegen 
dem Verlangen des Innungsvorſtandes bewußt mit andern Mit⸗ 
gliedern zuſammen in einer andern Organiſation, in der ſie die aus⸗ 
ſchlaggebende Mehrheit haben, durch dieſe den Abſchluß eines wider⸗ 
ftreitenden Tarifvertrags mit den gleichen Arbeitnehmerorganifationen 
herbeiführen. Daß der einzelne Arbeitgeber und der einzelne Arbeit⸗ 
nehmer nach 8 1 JI TarifVO. im Arbeitsvertrag für den Arbeit⸗ 
nehmer günſtigere Arbeitsbedingungen vereinbaren können, ſchließt 
dieſe Verletzung der Mitgliedspflicht ebenſowenig aus, wie die Tat⸗ 
ſache, daß die Innung ihre Tarifverträge nicht ſelbſt, ſondern durch 
einen Spitzenverband abſchließt. Daher kann die Innung von ihren 
ien Unterlaſſung derartiger Vertragsverletzungen ver⸗ 
angen. 

2. Nun kommt aber der juriſtiſch intereſſante Sprung des Ur⸗ 
teils. Die Innung klagt nicht gegen die einzelnen Mitglieder, ſon⸗ 
dern gegen den nichtrechtsfähigen Verein (Freie Vereinigung der Holz⸗ 
induſtriellen), „den biefe, darin die weit überwiegende Mehrheit 
bildend, mit andern (Nichtmitgliedern) zuſammen gebildet haben“, 
und der nun ſelbſtändig neben dem die Innung mitumfaffenden 
Spitzenverband einen widerſtreitenden Tarifvertrag mit Wirkung auch 
für die Mitglieder, die zugleich Mitglieder der Innung ſind, ab⸗ 
ſchließen will. Die Entſch. ſtellt darauf ab, daß es fi bei dem 
Bekl. um einen nichtrechtsfähigen Verein und nicht um eine juriſtiſche 
Perſon handele. Die Handlungen des Vorſtandes im Rahmen ſeiner 
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Groh, Koalitionsrecht S. 30 ff.; Nipperdey a. a. O. 137; 
LG. II Berlin in NZArbgt. 1924, 246) zu bejahen iſt (vgl. RG. 
104, 328; LG. Breslau in NZArbg. 1923, 387; Kallee ebenda 
1924, 208); denn dadurch, daß die Innung den Abſchluß von Tarif⸗ 
verträgen unter ihre Aufgaben aufnimmt, erlangt ſie ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht die Eigenart einer Kampforganiſation, wie ſie nach der 
herrſchenden und zutreffenden Meinung in Art. 152 vorausgeſetzt 
wird (vgl. RG. 73, 99; JW. 1923, 6876; Recht 1923 Beil. 1062; 
NZZArbR. 1923, 638). Es kann auch nicht anerkannt werden, daß 
die Ausdehnung der ſatzungsmäßigen Tätigkeit einer Zwangsinnung 
auf den Abſchluß von Tarifverträgen mit dem Grundſatze der Ver⸗ 
einigungsfreiheit i. S. des Art. 159 RVerf. im Widerſpruch ſteht. 
Wollte man Art. 159 überhaupt in dieſem Sinne deuten, ſo würde 
er die Errichtung der Zwangsinnungen, die doch auch „Vereini⸗ 
gungen zur Förderung der Wirtſchaftsbedingungen“ der ihr zu⸗ 
gehörigen Gewerbetreibenden darſtellen, überhaupt beſeitigt haben, 
und dieſen Grundſatz wird auch die Bekl. nicht aufſtellen wollen. 
Wenn nun aber eine ſonach geſetzlich anerkannte Zwangsgemein⸗ 
ſchaft ihre Mitglieder, ſolange ſie ihr angehören, anhält, ſich zur 
Feſtſtellung der Arbeitsbedingungen in ihren Betrieben des Mittels 
der Tarifvereinbarungen durch ihre Zwangsorganiſation 
zu bedienen, ſo verſtößt dieſe Zwangspflicht ſelbſt auch nicht gegen 
Art. 159 oder gegen ein ſonſtiges geſetzliches Verbot oder gegen die 
guten Sitten. Auch die Sondervorſchrift des 8 100 q GewO. ſpricht 
eher für als gegen die hier vertretene Anſicht. Unerheblich iſt es 
ſchließlich, daß nicht alle Zwangsmitglieder der Innung Arbeitgeber 
find. Das mag Anlaß geben, fie ſatzungsmäßig bei der Beſchluß⸗ 
faſſung über Tarigabſchlüſſe zu beſchränken; für die Tariffähigkeit der 
Innung ſelbſt kann es nicht ausſchlaggebend fein (vgl. HanfR2. 
1924, 892). 

Der Senat nimmt nun weiter an, daß, wenn ſich eine Zwangs⸗ 
innung, wie hier geſchehen, zur Aufgabe ſetzt, einſchlägige Tarif⸗ 
verträge abzuſchließen, es ſchon nach allgemeinen Grundſätzen des 
Vereinsrechts, die im gegebenen Falle noch einen ausdrücklichen 
Niederſchlag im 8 10 des Statuts gefunden haben, Pflicht jedes 
Mitgliedes iſt, wie überhaupt „zur Förderung der gemeinſamen ge- 
werblichen Intereſſen nach Maßgabe des Statuts mitzuwirken, den 
Beſchlüſſen der Innungsverſammlungen und den Anordnun en, welche 
vom Vorſtand und den Ausſchüſſen der Innung innerhalb ihrer 
Zuſtändigketi getroffen werden, Folge zu leiſten“, ſo auch die von 
der Innung mit Abſchluß von Tarifverträgen verfolgten Zwecke in 
einer dem 8 10 entſprechenden Weiſe zu fördern. Das Gegenteil 
geſchieht aber, wenn die Mitglieder entgegen dem Verlangen des 
Innungsvorſtandes bewußter⸗ und gewollterweiſe mit anderen Mit⸗ 
gliedern zuſammen in der Organiſation der Bekl., in der fie un⸗ 
ſtreitig die ausſchlaggebende Mehrheit beſitzen, durch dieſe auf den 
Abſchluß eines widerſtreitenden Tarifabkommens mit den gleichen 
Arbeitnehmerorganiſationen abzielen. Denn wenn auch die Bedeu⸗ 
tung ſolcher Sondertarifverträge für den Beſtand, die Aufgaben und 
das Gedeihen der Kl. in deren Ausführungen teilweiſe übertrieben 
iſt, ſo läßt ſich doch ihrem Vorbringen ganz offenſichtlich, wie die 


Geſchäftsführung (Abſchluß eines Tarifvertrags) ſeien im Verhältnis 
zu der Innung als ſolche der Geſellſchafter anzuſehen. Die Innung 
könne daher geltend machen, daß ein von dem nichtrechtsfähigen Ver⸗ 
ein geſchloſſener Tarifvertrag durch ein gemeinſchaftliches vertrags⸗ 
widriges Verhalten der dem Verein angehörenden Mitglieder der 
Innung mit zuſtande gekommen ſei, und daß ſie deshalb dem Verein 
den Abſchluß eines ſolchen Tarifvertrages mit Wirkung für ihre 
Mitglieder unterſagen könne. Das iſt durchaus zutreffend begründet, 
und es iſt auch richtig, daß infolge der körperſchaftlichen Verfaſſung 
des Vereins es unerheblich iſt, daß auch Nichtmitglieder der Innung 
dem Verein angehören. Aber m. E. darf die Entſcheidung auch keine 
andere ſein, wenn der Verein juriſtiſche Perſon iſt. Der Satz des 
Urt.: „Daraus muß man aber weiter folgern, daß eine Handlung 
des Vereinsvorſtandes, die, wenn fie das einzelne Mitglied vorneh⸗ 
men würde, eine Vertragsverletzung gegenüber einer beſtimmten an⸗ 
deren Partei darſtellte, dieſe Eigenart in ihrer Auswirkung auf 
dieſe Mitglieder auch dann beibehält, wenn ſie nicht von ihnen 
ſelbſt unmittelbar, ſondern auf der Grundlage eines für ſie mit 
verbindlichen Vereinsbeſchluſſes und Vertretungsaktes vorgenommen 
wird, und daß andererfetts, da eine wirkſam für den Verein vor⸗ 
genommene Handlung in Frage ſteht, der Verein als ſolcher für 
dieſe Vertragsverletzung als ſolche in der Richtung auf ſeine davon 
betroffenen Mitglieder einzuſtehen hat“ — gilt auch für ju⸗ 
riſtiſche Perſonen. Gerade dieſer ſehr inſtruktive Fall zeigt klar, 
wie lebensunwahr die bei uns herrſchenden Theorien von der juri⸗ 
ſtiſchen Perſönlichkeit ſind. Die juriſtiſche Perſon beruht weder auf 
der Fiktion einer natürlichen Perſon, noch iſt ſie eine reale Ver⸗ 
bandsperſönlichkeit. Der rechtsfähige Verein iſt nichts anderes als 
die Mitglieder in einer rechtlich beſonders normierten Verbunden⸗ 
heit. Vermögensrechtlich geſprochen bedeutet er eine beſondere Form 
des Kollektiveigentums. Dieſe in Deutſchland von Jhering und den 
ihm naheſtehenden, in Frankreich von Plan iol, in Holland von 
Molengraaff vertretene Anſicht führt zwanglos dazu, die oben 
erwähnte (praktiſch unbedingt notwendige) Rechtsfolge auch bei ju⸗ 
riſtiſchen Perſonen eintreten zu laſſen. 
Prof. Dr. Nipperdey, Jena. 
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Bekl. auch ſelbſt nicht verkennt, ein erheblicher ſachlicher Kern nicht 
abſtreiten. Das muß aber genügen, um das Verhalten der Mit⸗ 
glieder, die in der geſchilderten Weiſe ſelbſtändig in tariflichen 
Fragen vorgehen wollen, als einen bewußten ſchwerwiegenden Ver⸗ 
ſtoß gegen ihre Pflichten als Innungsmitglied erſcheinen zu laſſen, 
und das gilt nicht bloß für Zwangsmitglieder, ſondern auch für frei⸗ 
willig beigetretene, ſolange ſie die Mitgliedseigenſchaft feſthalten. 

Nun meint freilich die Bekl., das Beſtehen eines Tarifvertrages 
ſchließe nicht die Möglichkeit der Vereinbarung günſtigerer Arbeits⸗ 
bedingungen aus, es ſei denn, daß in dem Tariſvertrag ausdrücklich 
etwas anderes geſagt ſei. Jeder Arbeitgeber und damit auch jedes 
Mitglied der Zwangsinnung habe alſo das Recht, mit ſeinen Ar⸗ 
beitern zu günſtigeren Bedingungen abzuſchließen, als es der Tarif⸗ 
vertrag vorſehe. Solche Verträge wären rechtswirkſam, und die 
Innung habe keine Möglichkeit, ihren Mitgliedern den Abſchluß 
ſolcher Verträge zu unterſagen. Wenn aber ein einzelnes Mitglied 
das könne, müſſe auch ein einen ſolchen Zweck verfolgender organi⸗ 
ſationsmäßiger Zuſammenſchluß von Mitgliedern ſtatthaft ſein. 
Es könne ſich überdies bei dem Abſchluß von Tarifverträgen durch 
die Innung immer nur darum handeln, Mindeſtbeſtimmungen feſt⸗ 
zulegen, und daneben müßte eine beſtimmte Gruppe ihrer Mitglieder 
lid) zu einer die beſonderen Intereſſen wahrenden Organiſation zu⸗ 
ſammenſchließen dürfen. Auch kämen ja noch ſonſt nebeneinander 
ſtehende Tarifverträge vor. 

Auch dieſen Erwägungen iſt ein entſcheidender Einfluß zus 
gunſten der Bekl. zu verſagen. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob denn die Bekl. wirklich einen 
durch die jetzt von ihr herangezogenen Geſichtspunkte herbeigeführten 
en en von Betrieben gleicher Art darſtellt und ob in den 

arifverträgen wirklich immer nur Mindeſtlöhne feſtgeſetzt Find. 
Wäre letzteres nicht der Fall, ſo ſtände ſogar nichts im Wege, daß 
den einzelnen Mitgliedern verboten wurde, günſtigere Einzel⸗ 
abmachungen mit den Arbeitnehmern zu treffen, auch wenn der 
Tarifvertrag fie an ſich zuließe (vgl. Meißinger in NZArbR. 
1922, 17). Aber auch wenn dies außer Betracht gelaſſen wird, ſo 
iſt doch jedenfalls eine günſtigere Einzelabmachung dann unſtatthaft, 
wenn ſie im Tarifvertrag unterſagt iſt. Sich hierüber mit der ande⸗ 
ren Seite frei in ihr gut ſcheinenden Weiſe auseinanderzuſetzen, wird 
aber die Kl. gehindert, wenn ſie damit rechnen muß, daß eine andere 
Organiſation ihre Abſichten durch einen anderweiten widerſtreitenden 
Tarifvertrag durchkreuzen kann. Auch iſt es im übrigen rechtlich etwas 
ganz anderes, wenn einzelne Arbeitgeber, ſoweit tarifvertraglich zu— 
läſſig, ihren Arbeitnehmern günſtigere Arbeitsbedingungen zu- 
geſtehen und wenn zufällig mehrere Tarifverträge, z. B. ein Firmen⸗ 
ſowie ein Fachtarif, eingreifen, als wenn Mitglieder der Kl. in be⸗ 
wußtem und gewolltem Zuſammenwirken darauf hinarbeiten, einen 
dem der Kl. widerſtreitenden Tarifvertrag zu ſchaffen. Inwieweit 
im erſten Falle ein Verſtoß gegen Vereinspflichten vorliegen würde, 
braucht nicht unterſucht zu werden; im zweiten Falle iſt er aber 
jedenfalls gegeben. Gegen dieſen Verſtoß kann die Kl. gegenüber ihren 
Mitgliedern mit den zur Verfügung ſtehenden Mitteln des Rechts 
einſchreiten. Sie iſt nicht darauf beſchränkt, die im 8 10 des Statuts 
vorgeſehenen Strafen zu verhängen, ſondern kann auch fordern, daß 
die Mitglieder eine derartige Vertragsverletzung unterlaſſen. 

Daß die Kl. dieſe Befugnis auch nicht dadurch verloren hat, daß 
ſie ihre Tarifverträge nicht unmittelbar ſchließt und auch offenbar 
nicht die Abſicht hat, dies künftig zu tun, ſondern den zuläſſigen 
(dgl. NZArbR. 1922, 690), häufig gewählten Weg des Abſchluſſes 
durch einen Spitzenverband zu beſchreiten für gut befunden hat und 
befindet, hat bereits der Vorderrichter zutreffend dargelegt. Es 
kommt dabei nicht einmal darauf an, daß die Kl. möglichenfalls ben 
Vereinigten Verbänden der Berliner Holzinduſtrie (WVBH.) gegen⸗ 
über gebunden ſein mag, vorerſt nicht ſelbſtändig in Tarifangelegen⸗ 
heiten vorzugehen. Hat ſie es für richtig gehalten, in Tariffragen 
in dieſer Weiſe vorzugehen, ſo iſt ſelbſtverſtändlich die oben dar⸗ 
gelegte Vereinswidrigkeit des Verhaltens der Mitglieder auch dann 
vorhanden, wenn dieſe einen Sondertarif neben dem Tarifvertrage 
des Spitzenverbandes, hinter dem die Kl., zudem als größter 
Unterverband, ſteht, herbeiführen wollen. Der zufällige Umſtand, daß 
das Hauptvorſtandsmitglied der Kl. mit dem Vertreter des VV Bo). 
zuſammenfällt, ſpielt dabei überhaupt keine Rolle, und die bezüglichen 
Erörterungen der Bekl. liegen neben der Sache. Nun handelt es ſich 
im vorliegenden Verfahren allerdings nicht um ein unmittelbares 
Vorgehen gegen die einzelnen vertragsuntreuen Mitglieder, ſondern 
gegen den nicht rechtsfähigen Verein, den dieſe, darin die weit 
jüberwiegende Mehrheit bildend, mit anderen Nichtmitgliedern zu⸗ 
ſammen gebildet haben, und zwar bis zu ſeinem Austritt aus dem 
BBBH. als gleichberechtigtes Mitglied einer Spitzenorganiſation. 
Dieſe Gleichberechtigung ſteht hier zunächſt gar nicht in Frage. Die 
Kl. beſtreitet dieſe, d. i. die Befugnis der Bekl. zu ſelbſtändigem Vor⸗ 
gehen in dem Gebiet ihrer (d. i. der Bekl.) Vereinszwecke, z. B. be⸗ 
hufs Außerkraftſetzung des 8 100 J Gew., gar nicht. Sie macht nur 
geltend, die Bekl. ſei nicht befugt, ſelbſtändig neben dem ſie, 
Kl., mit umfaſſenden Spitzenverband einen widerſtreitenden Tarif⸗ 
vertrag mit Wirkung für diejenigen ihrer Mitglieder, die zu⸗ 
gleich Mitglieder der Kl. ſind, abzuſchließen. Darin muß 
ihr aber, wenngleich nicht aus den von ihr beigebrachten Gründen, 
gefolgt werden. Es iſt davon auszugehen, daß der Tarifvertrag vom 
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ſatzungsmäßigen Vorſtande der Bekl. in ihrem Namen auf Grund 
eines Mehrheitsbeſchluſſes der Mitgliederverſammlung zu faſſen iſt 
(ogl. 88 16 ff. der Satzung). Nun iſt ein nicht rechtsfähiger Verein, 
mag er auch parteifähig und tarifvertragsfähig ſein, was im übrigen 
die materiellrechtliche Bedeutung ſeiner Handlungen anbetrifft, keine 
juriſtiſche Perſon, ſondern eine Aburt oder Nebenart der Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts (8 54 BGB.). Die Hanotungen, bie der Vor⸗ 
ſtand des Vereins vornimmt, ſind alſo nicht ſolche einer juriſtiſchen 
Perſon, ſondern, ſoweit ſich der Vorſtand in dem Bereich der ihm 
übertragenen Geſchäftsführung bewegt, ſolche der durch ihn vertret⸗ 
baren Geſellſchafter. Mag daher auch der Arbeitnehmer⸗ 
organiſation gegenüber die beklagte Arbeitgeberorganiſation in 
ihrer Eigenſchaft als Einheit auf dem Gebiete des Tarifrechts 
auftreten, jo darf es doch der Kl. nicht verwehrt ſein, in ihrem Ver⸗ 
hältnis zur Bekl. nach den allgemeingültigen Grundſätzen 
des materiellen Rechts geltend zu machen, daß ein von der Bekl. ge⸗ 
ſchloſſener Tarifvertrag durch ein gemeinſchaftliches vertragswidriges 
Verhalten der der Bekl. angehörenden Mitglieder der Kl. mit zu⸗ 
ſtandegebracht worden fein würde, und daß ſie deshalb der Bekl. den 
Abſchluß eines ſolchen Vertrages verbieten könne, ſoweit der Vertrag 
auch für die Mitglieder der Kl. Wirkung erlangen ſoll. Unerheblich 
it es auch, daß an dem maßgebenden Veſchluß auch Nichtmitglieder 
der Kl mitgewirkt und der im Namen des Vereins handelnde Vor⸗ 
ſtand den Tarifvertrag auch als ihr Vertreter, und inſoweit ohne 
Vertragsverletzung gegenüber der Kl., abſchließen würde, daß ferner 
auch möglichenfalls Mitglieder der Kl. gegen den Tarifvertrags- 
ſchluß geſtimmt haben können. In dieſer Beziehung iſt die körper⸗ 
ſchaftliche Einrichtung des Bekl. ausſchlaggebend. Der ſatzungsmäßige 
Beſchluß der Mitgliederverſammlung der Bekl. gilt als Beſchluß des 
Vereins als ſolchen, d. i. aller Mitglieder, auch der abweſenden und 
überſtimmten, und was die Organe des Vereins in befugter und 
wirkſamer Vertretung der Mitglieder vornehmen, alſo hier der Ab⸗ 
ſchluß des Tarifvertrages, gilt und wirkt ebenſo, als wenn die Hand⸗ 
lung von ſämtlichen Mitgliedern als ſolchen und zugleich in ihrer 
geſellſchaftlichen Verbundenheit als Verein vorgenommen wäre. Dar⸗ 
aus hat man gefolgert, daß das Verhalten des Vorſtandes, ſoweit 
die Mitglieder, wenn ſie es ſelbſt betätigen würden, dafür haften 
müßten, und ſofern es in den Kreis der dem Vorſtand obliegenden, 
Verrichtungen fällt, den Verein, d. i. ſämtliche Mitglieder, wenn auch 
möglichenfalls nur mit Beſchränkung ihrer Haftbarkeit auf das Ver⸗ 
einsvermögen, haftbar macht. Daraus muß man aber auch weiter 
folgeru, daß eine Handlung des Vereinsvorſtandes, die, wenn ſie 
das einzelne Mitglied vornehmen würde, eine Vertragsverletzung 
gegenüber einer beſtimmten anderen Partei darſtellte, dieſe Eigenart 
in ihrer Auswirkung auf dieſe Mitglieder auch dann beibehält, 
wenn ſie nicht von ihnen ſelbſt unmittelbar, ſondern auf der Grund⸗ 
lage eines nach dem Geſagten für ſie mit verbindlichen Vereins⸗ 
beſchluſſes und Vertretungsaktes vorgenommen wird, und daß ander⸗ 
ſeits, da eine wirkſam für den Verein vorgenommene Handlung in 
Frage ſteht, der Verein als ſolcher für dieſe Vertragsverletzung als 
ſolche in der Richtung auf ſeine davon betroffenen Mitglieder 
einzuſtehen hat (vgl. RG. 73, 92 ff. = ZW. 1910, 182; 60, 106; JW. 
1913, 2435, 7377). Demnach hält es der Senat für ſtatthaft, die be⸗ 
klagte Vereinigung für das der Kl. gegenüber vertragswidrige Verhalten 
derjenigen ihrer Mitglieder, die zugleich Mitglieder der Kl. ſind, hier 
alſo für den (etwaigen) Abſchluß eines Tarifvertrages, einſtehen zu 
laſſen und demgemäß der Kl. das Recht zuzubilligen, ebenſo, wie 
den einzelnen Mitgliedern, auch der Bekl. ſelbſt den Abſchluß eines 
Tarifvertrags mit Wirkung für dieſe Mitglieder zu 
unterſagen. 

Beſteht aber dieſer Unterſagungsanſpruch, ſo hat es auch weiter 
im Hinblick auf die ſchon oben hervorgehobenen erheblichen Nach⸗ 
teile, die der Abſchluß des widerſtreitenden Tarifvertrags durch die 
Bekl. für die Kl. mit ſich bringen müßte, keine Bedenken, ihm, ſei 
es auf Grund des 8 935, ſei es des 8 940 3 O., in der für geeignet 
erachteten, aus der Urteilsformel erſichtlichen Weiſe den Schutz der 
eimuverligen Verfügung zuteil werden zu laſſen. 

(KG. 8. 8S., Urr. v. 31. Mai 1924, 8 U 3602/24.) 5 
Mitgeteilt von KON. Pick, Berlin. 
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8. 8 242 BGB. Bei gegenſeitigen Verträgen i ſt die 
Aquivalenz dadurch herzuſtellen, daß zum mindeſten die 
in Papiermark ausgedrückte Leiſtung nach dem Stande 
der Goldmark des Vertragstages umgerechnet wird. Der 
Anſpruch auf diefe Segenleitiung iſt der urſprüngliche 
Vertrags und kein Schadenserſatzanſpruch; er iſt vom 
Verzug (Mahnung) unabhängig 1) 

1. Es handelt ſich nur noch um die Koſten der Klage auf Her⸗ 
ausgabe des vom Kl. dem Bekl. auf Winterlager gegebenen Bootes 


Zu 8. Der Entſch. iſt im Ergebnis und im weſentlichen auch 
in der Begründung beizupflichten. In der Auffaſſung der verlangten 
aufgewerteten Vergütung als nach Treu und Glauben an die Stelle 
des entwerteten vereinbarten Lagergeldes tretende Vertragsleiſtung 
folgt ſie der herrſchenden Anſchauung und vermeidet damit die nur 
bei Zahlungsverzug mögliche Bemeſſung nach 8 287 ZPO. Zu be⸗ 
grüßen iſt ſodann der klare Ausſpruch dahin, daß der ſeinerzeitige 
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und um die Anſchlußberufung, mit der der Beklagte dieſe Lager⸗ 
koſten geltend macht. 

1. Die Koſten ſind dem Kl. aufzuerlegen, wenn er mit ſeinem 
Anſpruch auf Herausgabe des Bootes überhaupt nicht, oder nur 
derart durchgedrungen wäre, daß er gehalten wurde, gegen Empfang 
des Bootes dem Bekl. den von dieſem als Lagergeld geforderten 
Betrag zu zahlen. .. Die Berufungsbegründung ſtellt die Behaup⸗ 
tung auf, daß der Rechtsanwalt Dr. R. im Auftrage des Kl. dem 
Bekl. am 16. Mai 1923 100 000 % angeboten haben, und daß dieſe 
Summe mit 10 Goldmark (richtig 9,42 Goldmark nach der Magnus⸗ 
Beut ner ſchen Tabelle), dem etwa entſprochen habe, was der Kl. 
mit ſeiner Anſchlußberufung jetzt fordert. Ob dieſe — erſt im zwei⸗ 
ten Rechtszuge gebrachte — Behauptung zutrifft, kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben, weil der Kl. noch in der v. 30 Mai 1923 datierten 
Klage hat vortragen laſſen, er habe am 25. Mai 1923 (alſo nach 
dem 16.) ſeinen Bootsmann zu dem Bekl. geſchickt, um dort gegen 
Zahlung von 21000 % das Boot abholen zu laſſen; und weil der 
Kl. ſogar noch im Schriſtſatz v. 8. Okt. 1923 „beim Klageantrag 
verblieben iſt“. Durch dieſes ſpätere Verhalten des Bekl. iſt das 
etwaige Angebot v. 16. Mai 1923 als zurückgenommen anzuſehen. 
— Es bedarf aber keiner längeren Ausführung, daß der Kl. ſich 
weder am 25. Mai 1923, wo die 21000 % einen Wert von 1,62 
Goldmark darſtellten, noch etwa gar mit dem Augebote v. 8. Okt. 1923, 
wo ſie einen ſolchen von 0,000 105 Goldmark hatten, abfinden zu 
laſſen brauchte. Denn der Goldwert der für die Lagerung vereinbarten 
20 400 % betrug am 19. Dez. 1922, als dieſer Vertrag geſchloſſen 
wurde, 11,71 Goldmark, und das Gericht trägt nicht das geringſte 
Bedenken, daß dieſer von den Parteien vereinbarte Gegen wert dem 
Kl. unbeirrt durch die eintretende Geld verſchlechterung dauernd 
bleiben muß. Denn ebenſo wie der Kl. durch den Währungsſturz in 
ſeinem — allein in Betracht kommenden — Verhältniſſe zu dem 
Bekl. unberührt blieb — indem deſſen ungeachtet ſein Boot den Schutz 
des Winterlagers genoß —, muß dem Bekl., wenn anders die Ver⸗ 
gütungsabrede der Parteien ihren Sinn behalten ſoll, der volle ver⸗ 
einbarte Gegenwert für ſeine Leiſtung verbleiben. Die Parteien 
wollten am 19. Dez. 1922, daß dem Beklagten für das Winterlager 
als Gegenleiſtung ein Wert gezahlt werde, den fie mit 20 400 „6 
ausdrückten; und dieſer Vertragswille darf durch den Eintritt der 
Geldverſchlechterung nicht in ſein Gegenteil verkehrt werden. Wenn 
alſo der Bekl. heute ſtatt der 20 400 Papiermark den nach dem 
Goldſtande des 19. Dez. 1922 in 11,71 Goldmark umgerechneten 
Betrag verlangt, ſo macht er damit keineswegs einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch geltend und kommen demnach nicht als Vorausſetzungen 
Mahnung und Verzug in Frage: Sondern der Beklagte verlangt 
lediglich dasjenige, was ihm auf Grund der urſprünglichen 
Vertrags abrede zuſteht, indem er fein Leiſtungs⸗ (nicht 
Schadenerſatz⸗ oder Aufwertungs) Begehren in diejenige Form klei⸗ 
det, die der Tatſache der Geldentwertung Rechnung trägt: D. h. er 
verlangt die vertraglich vereinbarten 20400 % zu dem Werte, 
den ſie zur Zeit des Vertragsſchluſſes hatten: — von einem Ver⸗ 
zugs ſchaden, d. h. von einer neben dieſe urſprüngliche For⸗ 
derung getretenen durch den Verzug des Kl. entſtandenen Ver⸗ 
größerung dieſer Forderung (Zinſen, entgangener Gewinn, Ver⸗ 
zögerungsſchaden) iſt nicht die Rede, und der Einwand des Kl., daß 
die Forderung des Bekl. deshalb unbegründet ſei, weil ein Verzug 
des Kl. nicht vorliege, erweiſt ſich als unbeachtlich. 

2. Aus dem Geſagten ergibt ſich bereits die Berechtigung der 
Anſchlußberufung auf Zahlung von 11,71 Goldmark, wobei vom 
Bekl. mit Recht darauf hingewieſen wird, daß dieſe Umrechnung in 
Goldmark ihm noch keine volle Befriedigung verſchaffe, da notoriſch 
die Inlandspreiſe einen bei weitem ſtärkeren Anſtieg genommen hät⸗ 


Goldmarkwert keinen vollen Ausgleich bietet, weil die innere Kaufe 
kraft der Papiermark Ende 1922 noch weit über dem Auslandskurs 
lag. 

Eine Erwägung darüber, ob und wie ſich das ſchon am 
19. Dez. 1922 gegebene und jedermann geläufige Währungs⸗ 
riſiko bei der Umwertung der vertragsmäßig erſt nach Mon aten 
zu leiſtenden Zahlung — ſie ſollte doch zweifellos erſt im Frühjahr 
1923 gegen Rügabe des wieder zu Waſſer gehendes Bootes erfol⸗ 
gen — auswirkt, erſcheint in dem Urt. nicht. Jeder Kaufmann, der 
ſich bei ſchwankender Währung eine feſte nicht ſofort fällige Geld⸗ 
leiſtung verſprechen läßt, nimmt damit einen Teil des Wäh⸗ 
rungsriſikos auf ſich und ſchließt die Vergütung dafür folgerichtig 
in den Preis (hier das Lagergeld) ein; nur der nach Abzug dieſer 
Riſikoprämie verbleibende Teil des Lagergelds war alſo au zuwer⸗ 
ten. Die Höhe der Prämie iſt aus dem Tempo und der Art der 
Währungsbewegung in der gleichen Zeit vor dem Vertragſchluß — 
alſo hier in den letzten 4—5 Monaten vor dem 19. Dez. 1922 — 
einheitlich zu errechnen, und es läßt ſich aus grundſätzlicher Erwä⸗ 
gung des Entwertungsproblems weiter der Schluß ableiten, daß der 
Geldgläubiger in der Regel nur die Hälfte des Währungszuſchlages 
einkalkuliert, weil auch mit dem Steigen der Papiermark zu rechnen 
ift (vgl. über das einkalkulierte — nicht vorausgeſehene! — Wäh⸗ 
rungsriſiko Geiler, „Die Geldentwertung in der Praxis des deuf- 
ſchen Rechtslebens“ S. 44, Abraham ebenda S. 87, Krück⸗ 
mann, JW. 1923, S. 115 und — mit Formeln für die genaue 
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ten, als dies der Umrechnung des vertragsmäßigen Papiermark⸗ 
betrages in Goldmark entſpricht. Der Senat hat daher unbedenk⸗ 
lich angenommen, daß die Umrechnung in Gold mark das wenigſte 
iſt, was der Beklagte verlangen kann. 
(KG., 12. ZS., Urt. v. 29. Tkt. 1924, 12 U 12951/24.) 
KGR. Dr. Kurt Soelling, Berlin. 
* 

9. Gültigkeit der Repartierungsklauſel. 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob gegebenenfalls für den Ab⸗ 
ſchluß die Bedingungen des Verbandes v. 6. Jan. oder die v. 6. Juni 
1923 gelten. Das macht aber keinen Unterſchied. Schon nach den 
Bedingungen v. 6. Jan. ſind die Kurſe des Eingangs⸗ und des ihm 
folgenden Börſentages nur dann maßgebend, „wenn die Deviſen für 
die Geſamtſumme in dieſer Zeit beſchaffbar ſind“. In jedem Falle 
ſollte der Verkäufer hiernach ſo viel deutſche Mark erhalten, wie 
zur Anſchaffung der Deviſen nötig waren. Es mag ſein, daß damals 
wegen der Zuläſſigkeit des freien Verkehrs ein ſpäterer Zeitpunkt der 
Anſchaffung nicht praktiſch geworden iſt. Aber als Deviſen beſchränkt 
zugeteilt wurden — und das war bereits im April 1923 der Fall, 
wo die Bekl. abgeſchloſſen haben will —, mußte die Beſtimmung, um 
ihren Zweck zu erreichen, dahin ausgelegt werden, daß nun die Kurſe 
nach Maßgabe der Zuteilungen entſchieden. 

Die Gültigkeit dieſer Repartierungsklauſel hat der Senat im 
Anſchluß an die Urteile des 7. Sen. des KG. v. 29. April und 
30. Okt. 1924 (7 U 686, 24 u. 14607, 23) und des OLG. Dresden. 
v. 16. Mai 1924 (8 0 06/24) bejaht. Das von Alsberg, JW. 1924, 
1177 dagegen erhobene Bedenken, dem Käufer der Waren würde da⸗ 
mit die Teilnahme an einer ſtrafbaren Handlung zugemutet, iſt un⸗ 
begründet. 

Richtig iſt, daß der Verkäufer auch auf Grund einer Handels- 
kammerbeſcheinigung i. S. des § 3 der AusfbBeſt. v. 8. u. 29. Juni 
1923, wie ſie die Kl. unſtreitig beſitzt, nicht befugt war, unbeſchränkt 
Deviſen zu kaufen. Eine Zeitlang durfte er ſie auf Grund des durch 
die VO. v. 24. Aug. 1923 eingefügten $ 5a ſogar zur Beſchaffung 
von Einfuhrwaren nur zur Deckung ſeines Bedarfs für zwei Monate 
erwerben. Indeſſen, da er Deviſen regelmäßig zu erlaubten An⸗ 
ſchaffungen brauchte, hat man darauf verzichtet, ſeine Deviſeneinkäufe 
wie ſonſt nach $ 3 Abſ. 1 an die vorgängige Prüfung und Erlaubnis 
zu knüpfen. Er durfte ſie anſchaffen, wenn er unter Vorlegung ſeiner 
Beſcheinigung den Verwendungszweck angab ($ 4 Abſ. 3). Die Prü- 
fungsſtelle begnügte ſich dann mit einer Kontrolle daraufhin, ob die 
Anſchaffung zu Zwecken der deutſchen Wirtſchaft notwendig war (8 5). 
War der Verwendungszweck falſch angegeben, ſo machte der Deviſen⸗ 
einkäufer ſich ſtrafbar und lief Gefahr, feine Beſcheinigung zu ver⸗ 
lieren (8 11). Immerhin: die Anſchaffung war gültig, auch nicht 
ſelbſt unter Strafe geſtellt (natürlich war ſie nur möglich, wenn der 
Deviſeneinkäufer auf dem der Bank einzureichenden Beleg ein Ge⸗ 
ſchäft angab, wie er es nach ſeiner Handelskammerbeſcheinigung 
regelmäßig machen mußte), ſondern allein eine etwa falſche Angabe 
des Verwendungszweckes. Schon aus dieſem Grunde konnte von 
einer Teilnahme desjenigen, der dem Deviſeneinkäufer nur Geld 
gab und mit dem Verwendungsbeleg nichts zu tun hatte, an einer 
ſtrafbaren Handlung keine Rede ſein. — Indeſſen auch zwiſchen dem 
Deviſenkauf ſelbſt und dem Geſchäft, wodurch ſich der Deviſen⸗ 
einkäufer die Mittel dazu beſchaffte, alſo den Warenverkauf des 
Fabrikanten oder Großhändlers, beſtanden nach dem Devifenrecht 
keine Beziehungen. Die Ausführung der Bekl., es komme darauf 
an, ob die Anſchaffung der Deviſen für die Zwecke des Klage⸗ 
vertrages — des Verkaufs der Ware von der Kl. an die Bekl. — 
ſtatthaft ſei, iſt abwegig. Wenn die Bekl., offenbar im Anſchluß an 
die erwähnte Kritik von Alsberg, daraus, daß Deviſen nur zur 


Berechnung — S. 49 ff. mein er Abhandlung, „Geldentwertung 
und Liefergeſchäfte“, erſchienen bei Bensheimer). Bei der Ge⸗ 
ringfügigkeit der geforderten Summe und vor allem weil der be⸗ 
klagte Aufwertungsberechtigte ſich mit dem bloßen Goldmarkwert 
begnügen wollte und deshalb von vornherein ſehr im Nachteil war 
— er hätte das zur Zeit der Zahlung übliche Lagergeld der Um⸗ 
wertung unterlegen können —, mag die Erwägung über die Berück- 
ſichtigung des einkalkulierten Währungsriſikos nicht in die Begrün⸗ 
dung gekommen ſein. 

Die Geltendmachung der Entwertung iſt offenbar 
mit der Fälligkeit des Lagergeldanſpruchs ungefähr zuſammengefal⸗ 
len; das machte die Prüfung der Frage unnötig, ob ſich der beklagte 
Werftbeſitzer etwa durch Schweigen des Rechtes auf Aufwertung für 
die der erſtmaligen Geltendmachung vorausgegangene Zeit begeben 
habe. Vor der Fälligkeit ſich hierzu zu äußern, kann vom Geld⸗ 
gläubiger nur dann verlangt werden, wenn Treu und Glauben ihn 
dazu führen müſſen, z. B. rechtsirrige Außerungen des Schuldners 
über ſeine künftige Pflicht zur Aufwertung fallen. 

Zu begrüßen iſt ſchließlich, daß der Senat dem für die Ver⸗ 
kehrsgeſchäfte des täglichen Lebens ebenſowenig wie für die rein 
kaufmänniſchen Großhandelsgeſchäfte paſſenden Gedanken keinen 
Raum gegeben hat, der Gläubiger müſſe ſich einen Abzug wegen der 
allgemeinen Verarmung gefallen laſſen und ſo dem Schuldner ein 
völlig unverdientes Geſchenk machen. 

RA. Dr. Johannes Weygand, Leipzig. 
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Bezahlung von Einfuhrwaren und gleichgeftellten Leiſtungen er⸗ 
worben werden dürfen, den Schluß zieht, der Deviſeneinkäufer habe 
von jedem Eingang, den er aus ſeinen Warenverkäufen von ſeinem 
Abnehmer erhielt, nur einen Teil zur Anschaffung von Teolſen vers 
wenden dürfen, wohl den, welchen der Verkäufer bei der Berechnung 
des Verkaufspreiſes als Auſchaffungswert der Einfuhrware eingeſetzt 
hatte, und könne nur ſo weit, wie er dieſen ſeinem Abnehmer ja zu⸗ 
nächſt unbekannt gebliebenen Anteil und deſſen Verwendung darlegt, 
ſich an ihn halten, ſo findet dieſer Gedankengang in dem Deviſen⸗ 
recht keine Stütze. Dieſes ſtellte nur darauf ab, was der Deviſen⸗ 
einkäufer an Deviſen für Einfuhrwaren und gleichgeſtellte Leiſtun⸗ 
gen brauchte, und überließ es ihm durchaus, woher er das Geld dazu 
nahm. Der Deviſeneinkäufer konnte mehr Ware kaufen, als er ge⸗ 
rade bezahlt erhielt, und konnte und mußte ſie vielleicht teuer be⸗ 
zahlen. 

Ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen dem Deviſenkauf 
und dem einzelnen Geldeingang aus dem Warenverkauf des Deviſen⸗ 
einkäufers beſteht aber auch nicht nach dem Willen der an dieſem 
Verkauf Beteiligten und der praktiſchen Geſtaltung der Dinge. Dem 
Abnehmer der Ware, der zu den Verbandsbedingungen gekauft 
hat, konnte es gleichgültig ſein, ob der Lieferant für den eingehenden 
Betrag wirklich Deviſen anſchaffte, und wann er es tat. Ihn inter⸗ 
eſſierte nur die Art der Verrechnung ſeiner Zahlungen auf ſeine 
Schuld, und fie hat abredegemäß fo zu geſchehen, wie die Anfchaffung 
nach der Börſenlage möglich war. Daß die Verrechnung von der 
tatſächlichen Anſchaffung abhänge und wann es dazu komme, können 
die Parteien auch in der Zeit, wo die Deviſen unbeſchränkt zugeteilt 
wurden, nicht angenommen haben. Die Sache lag doch ſo, daß der 
Großhändler als Angehöriger ſeines Verbandes alle Verkäufe zu den 
Verbandsbedingungen abſchloß, daß ſich in den Eingängen aus den 
Verkaufen regelmäßig ſeine Bruttoeinnahmen erſchöpften, daß er alſo 
daraus der Regel nach nicht nur neue Ware zu kaufen, ſondern auch 
ſeine Geſchäftsunkoſten und ſeinen perſönlichen Bedarf zu beſtreiten 
hatte; das machen gerade die Abnehmer und ihre Vertreter geltend. 
Auch früher wird es den Lieferanten alſo nicht möglich geweſen ſein, 
den Gegenwert aller verkauften Waren in Deviſen umzuſetzen, und 
noch dazu ſofort. Ebenſowenig kann man in der Praxis daran ge⸗ 
dacht haben, jeden Geldeingang geſondert zu halten, bis man dafür 
Deviſen kaufte. Sie mußten vielmehr dem Bankkonto des Lieferanten 
gutgebracht werden, wofür dieſer nach ſeinem Ermeſſen entweder 
Geld für den täglichen Bedarf abhob oder — auch dies nach ſeiner 
Beurteilung des günſtigſten Zeitpunkts — Deviſen kaufte. Dieſe 
Verhältuiſſe waren für beide Teile offenkundig, und es kann nicht die 
Abſicht geweſen ſein, ſie bei den Verträgen außer acht zu laſſen, am 
wenigſten von ſeiten der Fabrikanten, welche die Bedingungen vor⸗ 
geſchrieben haben, damit in Widerſpruch zu treten. Die Bedingungen 
ſtellen dann auch nur auf die Zeit der möglichen Beſchaffung ab, 
und wenn ſie den Verkäufer in jedem Falle zur ſchnellſten Deckung 
verpflichten, ſo wollen ſie den Käufer nur davor ſichern, daß ihm 
ein Kurs berechnet wird, der auf der Willkür des Fabrikanten beruht, 
der dieſen alſo nötigen ſoll, wenn er es will, auf ſeine eigene Rech⸗ 
nung zu ſpekulieren. Daß die Vereinbarung, ſo aufgefaßt, gegen 
die guten Sitten verſtößt, iſt nicht ſchlüſſig dargelegt. Sie hatte den 
Zweck, den Lieferanten vor Vermögensverluſten zu ſchützen, die ihm 
drohten, wenn der eingehende Betrag vor zweckmäßiger Verwendung 
entwertete. Er ſicherte ſich dadurch insbeſ. die Möglichkeit, ohne 
Verluſt Deviſen zu kaufen, wenn er ſie, bei einem Großhändler 
immerhin die Regel, brauchte. Daß dieſe Berechnungsart zu Ver⸗ 
luſten des Warenkäufers führen mußte, kann nicht anerkannt werden. 
Die Anſicht, daß der Käufer nach dem Preistreibereirecht verpflichtet 
geweſen ſei, die Ware zu verkaufen, bevor er den Ankaufspreis 
wußte, iſt nicht zu billigen, weil der Ankaufspreis auch die Grund⸗ 
lage des geſetzlichen Verkaufspreiſes bildet. 

(KG., 14. 3S., Urt. v. 25. Nov 1924, 14 U 7146/24.) 
Mitgeteilt von KR. D. Cohn, Berlin. 
* 


10. Nichtbewilligung der Kaufpreisaufwertung gibt 
dem Lieferanten das Recht vom Vertrag zurückzureten. f) 


Der Kl. kaufte vom Bekl. am 14. April 1923 10 Sack Alaska⸗ 
mehl für je 190000 % zur prompten Lieferung und 10 Sack Kur⸗ 
markmehl für je 155000 % zur Lieferung Ende April 1923, ſo⸗ 
wie am 22. Juni 1923 weitere 30 Sack Kurmarkmehl für 775 000 #6 
ohne Beſtimmung einer Lieferfriſt. Am 2. Aug. 1923 war der Bekl. 
noch mit 5 Sack Alaskamehl und 15 Sack Kurmarkmehl aus dem 
Schluſſe vom 22. Juni 1923 und den 10 Sack Kurmarkmehl aus 


5 Zu 10. Das die entſcheidende Wendung in der Rechtſprechung 
in Betracht der Frage, ob auch zugunſten des im Verzuge befind⸗ 
lichen Schuldners aufzuwerten ſei, bringende Urteil des RG. datiert 
vom 6. Aug. 1923 JW. 1923, 803 — RG. 106, 422. Die Mei⸗ 
nungen der Senate des KG., dem der Kl. unterſtand, gingen da⸗ 
mals ſchroff auseinander. Siehe z. B. meine Überſicht JW. 1924, 
14490 2. Ob daher die Ablehnung des Kl., aufzuwerten, billiger⸗ 
weiſe ſo auszulegen war, daß ſie das Rücktrittsrecht des Bekl. nach 
ſich ziehen mußte, ſcheint mir nicht unzweifelhaft, zumal der Kl. 
im Berufungsverfahren Zahlung eines angemeſſen aufgewerteten 
Papiermarkpreiſes, höchſtens aber des Preiſes, der ſich durch Um⸗ 
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dem Schluſſe vom 14. April 1923 im Rückſtande und wurde vom 
Kl. durch Brief vom 2. Aug. 1923 um Lieferung gemahnt. Der 
Bekl. antwortete mit Brief vom 7. Aug. 1923, daß er nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, zu alten Preiſen zu liefern, und bot an zu liefern zum 
Tagespreiſe weniger 10 v. H. Mit Schreiben vom 8. Aug. 1923 
lehnte der Kl. ab. 

Er verlangt Lieferung des Mehls und hat ſich zur Aufwertung 
des Kaufpreiſes erboten. 

Das LG. hat den Bekl. zur Lieferung der 30 Sack Mehl gegen 
Zahlung von 1152 GM. verurteilt. Das KG. hat abgewieſen. 

Wenn auch der Bekl. im Lieferungsverzuge geweſen iſt, was 
zweifellos bei der Lieferung auf den Schluß vom 14. April 1923 
der Fall iſt, ſo war doch zwiſchen den Abſchlüſſen und dem Zeit⸗ 
punkt der Mahnung am 2. Aug. 1923 eine derartige Entwertung 
der Mark eingetreten — am 14. April 1923 ſtand der Dollar 21 110, 
am 22. Juni 1923 136000 und am 2. Aug. 1923 1100000 % — 
daß dem Bekl. nach Treu und Glauben eine Lieferung zu dem alten 
in PM. feſtgeſetzten Preiſe am 2. Aug. 1923 nicht zugemutet werden 
konnte. Trotzdem hat der Kl. im Briefe vom 2. Aug. 1923 dieſes 
Verlangen geſtellt. Als der Bekl. darauf dem Kl. im Brief 
vom 7. Aug. 1923 ſchrieb, daß er zur Lieferung zu 
alten Preiſen nicht verpflichtet ſei, da die Geldentwer⸗ 
tung inzwiſchen jo fortgeſchritten ſei, daß ihm kein Ger. zumuten 
würde, zu alten Preiſen zu liefern, hätte der Kl. nach Treu 
und Glauben im Verkehr, wie es ſchon damals jeder an⸗ 
ſtändige Menſch getan hat, ſich zur Aufwertung erbieten 
müſſen. Statt deſſen hat er im Briefe vom 8. Aug. 1923 
ſich auf nichts eingelaſſen, ſondern mitgeteilt, daß, falls 
er bis zum 15. Aug. 1923 nicht im Beſitze des Mehls ſei, er 
feinem Schreiben vom 2. Aug. 1923 gemäß handeln, d. h. klagen 
würde. Durch dieſe Ablehnung der Aufwertung ſei⸗ 
tens des Kl. wurde der Bekl. frei und konnte den im 
Brief vom 7. Aug. 1923 angedrohten Rücktritt vom 
Vertrage, daß er andernfalls über bie Ware ander⸗ 
weitig disponieren würde, vornehmen. Es war ihm 
nicht zuzumuten, die Ware zur Verfügung des Kl. 
zu halten, bis er ſich hinſichtlich der Aufwertung 
eines beſſern beſonnen hätte (RG. 103, 333 = JW. 1922, 
702). Iſt aber der Bekl. mit Recht vom Vertrage zurückgetreten, 
hat der Kl. den Anſpruch auf Lieferung verloren. 

(KG., 21. 3S., Urt. v. 20. Mai 1924, G. & W., 21 U 642/24. 
Mitgeteilt von RA. Dr. Leo Paſch, Berlin-Schöneberg. 


* 
Düſſeldorf. 

11. 88 302, 717, 945 ZPO. 3. Steuer Not VO. Der 
Gläubiger, der zur Vollſtreckung eines Urteils Sicher- 
heit geleiſtet hat, kann Aufwertung dieſer Sicherheit nur 
bei beſonderem Verſchulden des Schuldners verlangen. f) 

Auf Grund einer einſtw. Verf., welche gegen Sicherheitsleiſtung 
von 10000 %, vollſtreckbar war, hat der Kl. zur Ausführung der 
Verfügung die Sicherheit am 23. Dez. 1921 hinterlegt, welche er 


rechnung des vereinbarten Papiermarkpreiſes in Goldmark ergibt. 

angeboten und mit dem „Höchſtpreiſe“ die damalige Meinung des 

RG. JW. 1924, 186711 JW. 1924 1460 1% = Warneyer 

1923/24, 179149 getroffen hatte: 

gi „Die Geldentwertung (kann) niemals in höherem Maße be- 
rücksichtigt werden, als dem Goldmarkkurſe an dem Tage des Ver⸗ 
tragsſchluſſes entſpricht,“ 

eine Meinung, die jetzt freilich überholt iſt. NG. 108, 379. 

Rechtsanwalt Dr. Plum, Köln. 


Zu 11. Während der Geldentwertung verlor der Gläubiger 
durch die Vollſtreckung eines gegen Sicherheitsleiſtung vollſtreckbaren 
Titels regelmäßig den Wert der Sicherheit. Machte er dagegen vou 
der vorl. Vollſtreckbarkeit keinen Gebrauch, ſo war bei Arreſten und 
einſtw. Verf. die Erlangung des Titels überhaupt zwecklos und ‚bei 
Verurteilungen zur Zahlung von Geldbeträgen drohte die Urteils 
ſumme ſelbſt zu entwerten. Entſprechend verhielt es ſich, wenn dem 
Schuldner geftattet war, die Vollſtreckung gegen Sicherheitsleiſtung 
abzuwenden. Dem Sicherheitsleiſtenden wird daher nur dann zu 
vollem Recht verholfen, wenn er den durch die Entwertung der 
Sicherheit erlittenen Schaden voll erſetzt erhält. n 

Vom Fiskus wird dieſer Erſatz allerdings regelmäßig nicht 
zu erhalten ſein. Zwar iſt der in dem Urteil aufgeſtellte Grundſatz, 
Forderungen gegen den Staat ſeien grundſätzlich nicht aufzuwerten, 
m. E. nicht richtig, weil heute grundſätzlich jede noch nicht zurück⸗ 
bezahlte Forderung aufzuwerten iſt. Jedoch wird der Fiskus regel⸗ 
mäßig mit dem Einwand durchdringen, daß er die Hinterlegungs⸗ 
ſumme nicht wertbeſtändig erhalten konnte. Auch iſt die Frage nach 
den landrechtlichen Hinterlegungsordnungen verſchieden zu beank⸗ 
worten. 

Von der Gegenpartei iſt dagegen ohne weiteres Erſatz zu er⸗ 
langen, wenn dieſe als Schuldner zur Zeit der Vollſtreckung im 
Verzug war. Aber ſelbſt ohne Verzug entſpricht die Exrjappflicht des 
Schuldners der Billigkeit und dem geltenden Recht. Der Billigkeit, 
weil dem Gläubiger ein Verſchulden noch weniger zur Laſt fällt als 
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erſt nach Erledigung des Hauptprozeſſes am 4. Juli 1923 zurück⸗ 
gezahlt erhielt. Der Wert der Hinterlegungsſumme war inzwiſchen 
um 52,78 Dollar vermindert. Kl. verlangt Erſatz der Wertminderung. 
Sein Anſpruch iſt abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Die Hinterlegung ſchaffte einen Anſpruch des Kl. auf Heraus⸗ 
gabe nur gegen die ſtaatliche Hinterlegungsſtelle. Von dieſer kann 
aber Kl. nicht Aufwertung der hinterlegten Summe verlangen. Die 
Hinterlegungsordnung kennt keine Aufwertung. Die 3. StNot VO. 
beſtimmt in § 16, daß die Anleihen des Reiches, der Länder uſw. 
bis zur Erledigung ſämtlicher Reparationsverpflichtungen nicht ver⸗ 
zinſt und eingelöſt werden. Die VO. über die 12. Ergänzung des 
Beſoldungsgeſetzes v. 12. Dez. 1923 RGGBl. 1, 1181 beſtimmt in 
Art. 7, daß ſelbſt die doch für die Fortführung des ſtaatlichen 
Lebens dringendſten Zahlungen, nämlich die der Beamtengehälter, und 
zwar rückwirkend nicht aufgewertet werden bei verſpäteter Zahlung. 
Daraus iſt der allgemeine Standpunkt der Geſetzgebung feſtzuſtellen, 
daß Forderungen gegen den Staat nicht aufgewertet werden ſollen, 
es ſei denn, daß eine ſolche Aufwertung ausnahmsweiſe geſetzlich 
beſtimmt wird. Die Bekl. kann den Kl. alſo nicht darauf verweiſen, 
vom Staate Erſatz der Wertminderung zu begehren. 

Nach den Grundſätzen des bürgerl. Rechtes kann Kl. die Bekl. 
aber nicht ſchon dann für den Schaden haftbar machen, wenn ſie den 
Schaden verurſacht, ſondern nur dann, wenn ſie ihn verſchuldet hat. 
Bereichert iſt die Bekl. offenbar nicht. — Ein ſolches Verſchulden iſt 
nicht dargetan, ergibt ſich auch nicht aus dem Sachverhalt, mit der 
weiterhin noch zu bemerkenden Einſchränkung. In ihrem Beſtreiten 
des Klageanſpruches im Vorprozeſſe kann kein Verſchulden geſehen 
werden. Bis zu dem vom Kläger zu erbringenden Beweiſe des Gegen⸗ 
teils muß vielmehr angenommen werden, daß Beklagte von der 
Richtigkeit ihres Rechtsſtandpunktes überzeugt war.“ 

(OLG. Düſſeldorf, 9. 3 S., Urt. v. 28. Okt. 1924, 9 U 323/24. 
Mitgeteilt von RA. Dr. Gerſon, Düſſeldorf. 


* 
Frankfurt a. M. 

12. 58 138, 399 BGB. 8 67 VVG. Geltendmachung 
eines Schadenserſatzanſpruchs der Erſatz für geſtohlenes 
Frachtgut leiſtenden Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber 
dem Spediteur trotz der entgegenſte henden Beförderungs- 
und Lagerbedingungen des Vereins deutſcher Spediteure. f 

Die klagende Verſicherungsgeſellſchaft hat der bei ihr verſicher⸗ 
ten Firma C. H. in Worms den Wert eines von der Frankfurter 
Firma F. D. der genannten Wormſer Firma im Dezember 1919 
überſandten Ballens von 129 Ziegenfellen, der unterwegs durch 
Diebſtahl abhanden gekommen iſt, erſetzt. Die Kl. verlangt auf 
Grund von Abtretungen des Schadenserſatzanſpruchs von der beklagten 
Speditionsfirma Erſatz des Schadens. Die Bekl. hat die Klage⸗ 
befugnis der Kl. beſtritten, ſich auch auf Ziff. 9 der „allgemeinen 
Beförderungs⸗ und Lagerbedingungen des Vereins Deutſcher Spe⸗ 
diteure mit Zuſatzbedingungen“ berufen; nach Ziff. 9 Abſ. II ſoll 

„die Geltendmachung eines Schadenserſatzanſpruchs an den 
N für Rechnung eines Verſicherers ausgeſchloſſen“ 
ein. 

Aus der doppelten Abtretung von D. auf H. und von H. an 
die Kl. ergibt ſich zunächſt deren Klagebefugnis. Dieſe Befugnis 
wird auch nicht durch die angeführte Beſtimmung des 8 9 der „allge— 


dem Schuldner und dieſer ſeine Schuld immerhin unberechtigt nicht 
erfüllte. Rechtlich laßt ſich die Erſatzpflicht aus dem in den 88 717, 
945, 302 3 PO. niedergelegten Grundſatz herleiten. Wenn danach 
ein Gläubiger zum Erſatz des Schadens verpflichtet iſt, der dem 
Schuldner durch eine unberechtigte Vollſtreckung, ſei es auch ohne 
Verſchulden des Gläubigers erwächſt, muß um ſo mehr auch ein 
Schuldner zum Erſatz des Schadens verpflichtet ſein, der dem 
Gläubiger dadurch entſteht, daß ihn der ſpäter unterliegende Schuld⸗ 
ner dazu zwingt, die Vollſtreckung gegen Sicherheitsleiſtung zu be⸗ 
treiben. Die entgegengeſetzte Entſch. des OLG. Düſſeldorf läßt den 
Schuldner auf Koſten des Gläubigers ſpekulieren. 
RA. Dr. R. Kohler, Stuttgart. 

Zu 12. I. Das Urteil enthält zwei Begründungen: eine Haupt⸗ 
und eine Eventualbegründung. 

a) Die Hauptbegründung ſteht mit der bisher herrſchenden 
Rechtſprechung in Widerſpruch; ſie iſt aber gleichwohl haltbar. Das 
LG. Leipzig hat in einem in dem Wochenblatte für Vertehrsweſen, 
Abteilung Eiſenbahn, Spedition und Schiffahrt 1923 S. 37 ab⸗ 
gedruckten Urteile über die Entſtehungsgeſchichte der Klauſel Beweis 
erhoben und iſt zu dem Ergebnis gelangt, daß durch dieſe Klauſel 
ſowohl eine Geltendmachung des Verſicherers ſelbſt als eines Dritten 
für Rechnung des Verſicherers ausgeſchloſſen fein ſollte. In dem⸗ 
ſelben Sinne legen die Handelskammer Berlin in dem Gutachten, 
welches in der Sped.⸗ u. Schiff Ztg. 1923/453 abgedruckt iſt, und 
das LG. J Berlin 7. Juli 1921 (Dtſch. Verſpreſſe 1923/348) dieſe 
Klauſel aus. 

Man muß indeſſen zugeben, daß dieſer weittragende Sinn nicht 
ſehr deutlich zum Ausdruck gekommen iſt. Nach den bekannten 
Auslegungsgrundſätzen des NG. gehen Unklarheiten des Ausdrucks 
zu Laſten desjenigen, welcher die Allgemeinen Geſchäftsbedingungen 
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meinen Bedingungen“ unterſtellt, ſie ſeien Vertragsinhalt geworden, 
beeinträchtigt. 

Die Abtretung, auf die die Kl. ihre Klage ſtützt, iſt durch die 
erwähnte Beſtimmung nicht unterſagt. Die Kl. tritt infolge der 
Abtretung im eigenen Namen auf. Sie handelt ſelbſtverſtändlich 
auch für eigene Rechnung. Dieſer Fall, daß der Verſicherer ſelbſt 
als Kl. auftritt, wird durch die Klauſel trotz des in ihr enthaltenen 
Ausdrucks „für Rechnung eines Verſicherers“ nicht getroffen. Wenn, 
wie es in der Klauſel heißt, die Geltendmachung des Anſpruchs für 
Rechnung eines Verſicherers ausgeſchloſſen iſt, ſo kann nach dem 
gewöhnlichen Gebrauch der Rechtsſprache und nach der Auffaſſung 
Dritter nur die Geltendmachung durch andere, als den Verſicherer 
ſelbſt, unter jener Wendung verſtanden werden, nicht aber die 
Geltendmachung durch den Verſicherer ſelbſt im eigenen Namen. 
Jedenfalls liegt kein Anlaß vor, die Klauſel ausdehnend auf den 
Fall der infolge Abtretung erfolgenden unmittelbaren Geltend⸗ 
machung durch den Verſicherer zu erſtrecken (vgl. LG. Berlin I, 
4. K. f. HS. v. 22. April 1923 in Verkehrsrechtl. Rundſchau Nr. 2 
v. 25. März 1924 Sp. 92). Der Senat verſagt aber der Klauſel 
die ihr von der Bekl. beigelegte Wirkung auch für den Fall, daß 
ſie wörtlich oder ſinngemäß auf eine infolge Abtretung geſchehende 
eigene Anſpruchsverfolgung des Verſicherers angewandt werden ſollte 
(RG. 97, 76), hat allerdings dem Ausſchluß der Abtretung des An⸗ 
ſpruchs an den Verſicherer die Wirkung nicht verſagt (vgl. auch 
RG. 23.1913, 845). Das NG. erwägt aber dabei in eingehender 
Darlegung, daß durch ein derartiges Verbot, das an und für ſich 
durch die Vorſchrift des 8399 BGB. getragen werde und inſofern 
auch der Belt. des 867 Satz 1 VVG. nicht ohne weiteres wider⸗ 
ſtreite, der Verſicherungsgeſellſchaft, die den unmittelbar betroffenen 
Verſicherten entſchädigt habe, ihre Rückgriffsrechte gegen den dem 
Verſicherten haftenden Spediteur nicht entzogen e namentlich 
auch deshalb, weil der Verſicherte trotz empfangener Entſchädigung 
dennoch gegen den Spediteur für Rechnung des Verſicherers klagen 
konne, und dem auf die bereits erfolgte Entſchädigung geſtützten 
Einwand des Spediteurs mit dem Hinweis auf die Unzuläſſigkeit 
einer exceptio ex jure tertii erfolgreich begegnen könne. Das RG. 
findet alſo aus dieſen Erwägungen die von ihm zugelaſſene Klauſel 
als mit der Tendenz des 8 67 Satz 1 VVG. „vereinbar und nicht 
als ſittenwidrig“. Im jetzt vorliegenden Fall iſt aber gerade die 
Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs des unmittelbar Be⸗ 
troffenen „für Rechnung der Verſicherungsgeſellſchaft“ unterſagt, 
die exceptio ex jure tertii mithin vertragsmäßig zugelaſſen. 

Auch dieſe Beſtimmung mag in der vorangeſchickten engeren 
Auslegung Geltung haben. Denn hier kann die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft durch Abtretung zu ihrem Rechte gelangen. Wird aber die 
Klauſel, wie es jetzt unterſtellt iſt, im weiteren, auch das Verbot 
der Abtretung umfaſſenden Sinn, verſtanden, ſo liegt es auf der 
Hand, daß dann, wenn ſie wirkſam iſt, dem Verſicherer jeder Weg, 
ſeine Rückgriffsrechte durchzuſetzen, verbaut iſt. Dieſer Erfolg iſt 
allerdings mit „der Tendenz“ des 8 67 Satz 1 VVG. unvereinbar 
und verſtößt in ſeiner rückſichtslos einſeitigen, durch nichts, als 
ſchrankenloſes Eigenſchutzbeſtreben zu erklärenden, auch die Fälle 
eigenen Verſchuldens des Spediteurs umfaſſenden Weiſe gegen das 
Anſtandsgefühl aller gerecht und billig Denkenden, dies um ſo mehr, 
als die Bedingung von der unter tatſächlichem Monopol zuſammen⸗ 
geſchloſſenen überwiegenden Mehrheit der Spediteure dem Vertrag⸗ 
ſchließenden durch die Macht der Verhältniſſe aufgezwungen wird. 


(AGB.) aufgeſtellt hat. (Vgl. meine verkehrsrechtliche Abhandlung 2: 
AGB. S. 57—63.) Das iſt hier der Spediteur. 

Neuerdings lautet die Klauſel in den AGB. des Vereins Deut: 
ſcher Spediteure (V'DSp.) folgendermaßen: 

„a) Anſprüche an den Spediteur darf der Auftraggeber 
und dieſer nur im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
geltend machen. 

b) Insbeſondere iſt eine Abtretung der Rechte des Auf⸗ 
traggebers an einen Dritten, namentlich an einen Verſicherer, 
ſowie die Geltendmachung von Anſprüchen gegen den Spedi⸗ 
teur namens oder für Rechnung eines Verſicherers aus⸗ 
geſchloſſen; 8 67 Satz 1 VVG. findet gegenüber dem Spe- 
diteur keine Anwendung.“ 

Durch dieſe Faſſung iſt außer Zweifel geſtellt, daß die Gel⸗ 
tendmachung von Erſatzanſprüchen ſowohl dem Verſicherer ſelbſt auf 
Grund einer Abtretung als auch dem Auftraggeber des Spediteurs 
für Rechnung des Verſicherers verſagt ſein ſoll. 

b) Die Eventualbegründung halte ich durchweg für verfehlt. 
Sie geht von der Vorausſetzung aus, daß es eine ſchwere Schädi⸗ 
gung der Verkehrsintereſſenten ſei, wenn der Verſicherer keinen Rück⸗ 
griff gegen den Spediteur mehr nehmen könne. Ich beſtreite die 
Richtigkeit dieſes Satzes. Der Verſicherer wird durch die Prämien 
für ſeine Leiſtungen entſchädigt. Es liegt kein allgemeines Inter⸗ 
eſſe dafür vor, daß der Verſicherer immer einen Rückgriff gegen 
den Spediteur habe. Wenn dem Verſicherer in allen Fällen ein 
Rückgriff geſichert wird, ſo würde er die Prämie ja — wenn nicht 
ganz, ſo nahezu — ohne Gegenleiſtung erhalten. Der Verſicherer 
könnte ſich allerdings veranlaßt ſehen, ſeine Prämien zu erhöhen, 
wenn ihm der Verſicherungsnehmer durch ſeine Verträge mit dem 
Spediteur den Rückgriff gegen den Spediteur gänzlich „verbaut“. 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


In dieſer erweiterten Auslegung wäre die Klauſel alſo nach 8 138 
als nichtig anzuſehen. 
(OLG. Frankfurt a. M., 4. ZS., Urt. v. 23. Mai 1924, 4 U 98/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Dallwig, Frankfurt a. M. 


* 
Hamm. 

13. Rechtsanwaltsgebühren bei Beginn des Pro⸗ 
zeſſes vor, und Beendigung nach dem 1. Jau. 1924. 7) 

Der vorliegende Rechtsſtreit war am 1. Jan. 1924 in 1. Inſtanz 
noch, anhängig. Die Anwälte 1. Inſtanz waren deshalb berechligt, 
ihre ſämtlichen Gebühren nach den Beſtimmungen der am 1. Jan. 
1924 in Kraft getretenen 13. VO. über die Gebühren der RA. v. 
13. Dez. 1923 (RG Bl. 1188) zu berechnen (vgl. Art. 7 der VO. v. 
13. Dez. 1923). Da jedoch die ſich dabei ergebenden Gebühren⸗ 
beiräge niedriger ſind als die Sätze der bis zum 1. Jan. 1923 gelten⸗ 
den Gebühren., jo durften die Anwälte 1. Inſtanz gemäß Art. 7 
Art. 4 der BO. v. 13. Dez. 1923, Art. 8 Abſ. 4, 5 des Geſetzes über 
die Gebühren der RA. v. 18. Aug. 1923 (RGBl. 863) die vor dem 
1. Jan. 1924 entſtandenen Gebühren nach der bis dahin geltenden 
ihnen günſtigeren Gebühren O. liquidieren. Dies iſt von dem Anwalt 
des Beſchwerdeführers in zutreffender Weiſe geſchehen. Daß er da⸗ 
durch des Rechts verluſtig gegangen ſein ſollte, für die erſt nach 
dem 1. Jan. 1924 ausgeübte gebührenpflichtige Tätigkeit die ihm 
nach der am 1. Jan. 1924 in Kraft getretenen Gebühren O. zuſtehende 
Gebühr in Anſatz zu bringen, iſt nicht einzuſehen. Die entgegen⸗ 
ſtehende Anſicht des Vorderrichters findet jedenfalls im Geſetz keine 
genügende Stütze. 

(OLG. Hamm, 9. ZS., Beſchl. v. 1. Dez. 1924, 9 W 112/24.) 
Mitgeteilt von RA. Huchzermeyer II, Bielefeld. 
* 
Jena. 

14. 5 242 BGB. Bedeutungsloſigkeit des Preis- 
rückganges und der Geldverknappung. 

Es kann nicht die Rede davon ſein, daß aus irgendeinem 
Grunde der Vertrag vom 15. Dez. 1923 nicht mehr zu Recht be⸗ 


Dieſe Folge muß der Verſender auf ſich nehmen, wenn er auf den 
billigen Proviſionsſatz des Spediteurs, welcher auf die Haftungs⸗ 
und Rücdgriffsbeſchränkung berechnet iſt, Anſpruch erhebt. Ja, der 
Verſender braucht dies nicht einmal, denn wenn er die Transport⸗ 
verſicherung durch den Spediteur ſelbſt beſorgen läßt, erhält er den 
Verſicherungsſchutz auch zu den bisherigen üblichen niedrigen Sätzen 
der Transportverſicherer. 

Die Frage nach einer Ausbeutung des Publikums durch die 
AGB. der Spediteure kann alſo nur dann richtig beantwortet wer⸗ 
den, wenn die Höhe der Gebühren geprüft wird, welche die Spe⸗ 
diteure erheben. Die Klauſeln über den Ausſchluß des Rückgriffs 
des Verſicherers und ſonſtige Haftungsbeſchränkungen find keine 
Grundlage für die Beantwortung dieſer Frage. Iſt die Gebühr des 
Spediteurs ſo niedrig bemeſſen, daß darin eine Riſikoprämie für 
etwaigen Sachſchaden nicht mit einbegriffen iſt, ſo iſt ſein Rück⸗ 
griffsausſchluß wirtſchaftlich berechtigt. Wird dagegen die Ver⸗ 
gütung in der Weiſe erhöht. daß das Riſiko des Sachſchadens mit 
gedeckt iſt, ſo wäre der Rückgriffsausſchluß zu beanſtanden. Nach 
868 AGB. des VBDSp. erbieten ſich die Spediteure auch zur 
Übernahme einer erweiterten Haftung und dem Wegfall des Rück⸗ 
griffsausſchluſſes gegen höhere Gebühren. Im übrigen erbieten ſich 
die Spediteure nach Maßgabe der 88 36—40 AGB. zur Beſorgung 
der Transportverſicherung. 

Der Verſender hat hiernach die Wahl, entweder 

a) ſelbſt zu verſichern und dem Verſicherer eine höhere Prämie 
zu bezahlen, wenn unter Zugrundelegung des billigen Proviſions⸗ 
ſatzes des Spediteurs deſſen Haftungsbeſchränkungen vereinbart und 
der Rückgriff gegen ihn ausgeſchloſſen wird; oder 

bp) ſelbſt zu verſichern und dem Verſicherer die übliche niedrige 
Prämie zu zahlen, wenn er im Vertrage mit dem Spediteur dem 
letzteren eine höhere Proviſion bewilligen und dafür eine weitere 
Haftung desſelben und die Zuläſſigkeit des Rückgriffs des Ver⸗ 
ſicherers gegen den Spediteur ausbedingt; oder ſchließlich 

c) die Transportverſicherung durch den Spediteur beforgen 
zu laſſen und dann nur die niedrige Verſicherungsprämie zu be⸗ 
zahlen, wobei er auch den niedrigen Proviſionsſatz des Spediteurs 
in Anſpruch nimmt. In dieſem Falle iſt zwar auch der Rückgriff 
gegen den Spediteur ausgeſchloſſen und die Haftung desſelben be⸗ 
ſchränkt; doch iſt dies von keiner weſentlichen Bedeutung, weil der 
Verſender durch die Verſicherung gedeckt iſt. 

Dieſe wirtſchaftlichen Erwägungen zeigen, daß das Ziel des 
Spediteurs, mit der genannten Klauſel dem Verſicherer den Rück⸗ 
griff gegen ihn zu „verbauen“, durchaus gerechtfertigt ſein kann, 
nämlich wenn die Proviſion des Spediteurs entſprechend den Haf⸗ 
tungs⸗ und Ridgriffsbefchränfungen niedriger bemeſſen iſt. Mit den 
bloßen Behauptungen „rückſichtsloſe Einſeitigkeit“ und „ſchranken⸗ 
loſes Eigennutzbeſtreben“ iſt nichts erwieſen als ein bedauerlicher 
Mangel an Objektivität des Gerichts. 

II. Endlich bemerke ich, daß eine Klauſel, welche auch die 
Haftung für eigenes Verſchulden ausſchließt, nicht ſchon des⸗ 
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ſtünde. Seit Dez. 1923 find allerdings durch die Geldverknappung 
(Deflation), die Krediteinſchränkung und deren Folgen die Preiſe 
auf verſchiedenen Warenmärkten geſunken, die Käufer ſind in Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten geraten, wie die Geſchäftsaufſichten, Konkurſe be⸗ 
weiſen, die anſtändigen Gläubiger gewähren Stundungen gegen ge⸗ 
ringe Abzahlungen. Die Möbelpreiſe mögen um ein Drittel geſun⸗ 
ken geweſen ſein, ſie ſind auch wieder im Steigen. Die Schwierig⸗ 
keit, Geld zu beſchaffen, iſt auch wieder wenigſtens etwas gehoben. 
War eine Zeitlang nur für 50 —600% Zinſen fürs Jahr Geld zu 
bekommen, jo kann es jetzt ſchon wieder für 15—18 0% erlaugt wer⸗ 
den. Der Umſchlag ſeit Dez. 1923 bis jetzt iſt nicht derart, daß dem 
Verkl. als Käufer nicht zugemutet werden könnte, den Preis von 
damals zu zahlen. Solche Preisſchwankungen ſind erträglich und 
der Verkehr rechnet mit ihnen. Die Geldverknappung, die ſchon wie⸗ 
der ſtark überwunden ift, kann nicht als Gegenſtück zur Geldanſchwel⸗ 
lung angeſehen und mit denſelben Rechtsfolgen wie dieſe für den 
Gläubiger, ſo für den Schuldner ausgeſtattet werden. Das Gleich⸗ 
maß von Leiſtung und Gegenleiſtung bleibt im großen und ganzen 
jetzt, ſoweit es die Bedürfniſſe des Verkehrs erfordern, noch gewahrt. 
Vor allem iſt die Verkl. vertragsuntreu geweſen und muß die 
Folgen tragen, kann nicht zurücktreten und nicht billigere Preiſe ver⸗ 
langen. 
(OLG. Jena, 3. 38., Urt. v. 3. Nov. 1924, 3 U 799/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 
* 


Karlsruhe. 

15. 8 12 3. StNot VO. 8 242 BGB. Eine verzins⸗ 
liche Kaution ift keine Vermögensanlage im Sinne des 
§ 12 Abi. 1 3. St Not VO. f) 

Als der Kl. von der bekl. Brauerei im Jahre 1915 eine Wirt⸗ 
ſchaft pachtete, mußte er eine Kaution von 600 an die Bekl. zah⸗ 
len, die er mit 4% jährlich verzinſt erhielt. Nachdem im Jahre 
1923 der Pachtvertrag aufgelöſt wurde, verlangte der Kl. Rück⸗ 
zahlung der Kaution in voller Höhe in Goldmark. Die Bekl. er⸗ 
kannte eine Aufwertung von 150% an, das OL. ſprach eine ſolche 
von 50% zu. 2 

Die Berufung der Bekl. geht davon aus, daß der Klage⸗ 


wegen ungültig iſt, weil fie die Haftungsausſchließung für eigenes 
Verſchulden mitumfaßt (bvorausgeſetzt, daß die übrigen Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 138 BGB. vorliegen), ſondern daß die Klauſel nur 
in den Ausnahmefällen keine Wirkung haben kann, wenn ein eigenes 
Verſchulden des Spediteurs feſtgeſtellt iſt. Bei den heutigen Groß⸗ 
unternehmungen pflegen aber Sachſchäden auf Verſehen der An⸗ 
geſtellten zurückzuführen ſein. Aus der Urteilsbegründung iſt nicht 
zu erſehen, daß ein eigenes Verſchulden des Spediteurs feſtgeſtellt iſt. 

Nach der Rechtſprechung des RG. iſt für die Anwendung des 
8138 BB. des weiteren notwendig, daß eine Monopolſtellung. 
vorliegen muß. Ich vermiſſe jeden Beweis hierfür. Der VBDSp. 
umfaßt einen Bruchteil der deutſchen Spediteure; aber ſelbſt wenn 
er auch ſämtliche Spediteure in ſich vereinigen würde, ſo liegt auf 
ſeiten des Spediteurs keine Ausbeutung einer Monopolſtellung vor, 
wenn der Spediteur durch den Verein nicht zur Anwendung der 
AGB. gezwungen wird. Vgl. hierüber meine Schrift „AGB.“ 
S. 67 ff. und verkehrsrechtliche Abhandlung 7: „Haftung von Eifen- 
bahn, Poſt und Spediteuren“ S. 118. 

Hiernach ſind die Schlußausführungen des obigen Urteils über 
die Anwendung des § 138 BGB. unrichtig, weil weder eine Mono⸗ 
polſtellung des Spediteurs noch eine Ausbeutung desſelben durch. 
Ausſchluß der Haftung für eigenes Verſchulden und auch nicht das 
Vorliegen eines eigenen Verſchuldens des Spediteurs dargetan ilt- 

AGR. Dr. Senckpiehl, Werder a. H. 


Zu 13. Das OLG. Hamm folgt in der Auslegung des Art VII 
der VO. v. 13. Dez. 1923 der dem Anwalt günſtigeren Auffaſſung 
des OLG. Breslau. Ich habe den gegenteiligen Standpunkt JW. 
1924, 1275 und in meiner Anmerkung zur Entſcheidung des 
OLG. Breslau vertreten und muß ihn auch gegenüber der Entſch. 
des OLG. Hamm aufrecht erhalten, da die Entſcheidungsgründe in 
keiner Weiſe überzeugend find. Art. VIII Abſ. 5 d. Geſetzes v. 18. Aug. 
1923, auf den Art. VII der VO. v. 13. Dez. 1923 verweiſt, ſtellt den 
Betrag der Gebühren und Auslagen, die auf Grund der bisherigen 
Vorſchriften bis zum Inkrafttreten der neuen eutſtanden ſind, der 
dem Rechtsanwalt auf Grund der neuen Vorſchriften zuſtehenden 
Vergütung gegenüber und billigt ihm den erſten nur dann zu, wenn 
der zweite geringer iſt. Daß der RA. dadurch des Rechts verluſtig 
geht, für die erſt nach dem 1. Jan. 1924 ausgeübte gebührenpflichtige 
Tätigkeit die ihm nach der am 1. Jan. 1924 in Kraft getretenen Ge⸗ 
bühren. zuſtehende Gebühr in Anſatz zu bringen, iſt eine gewiß un⸗ 
erwünſchte, aber aus dem Geſetze zwingend ſich ergebende Folge. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 15. Das OLG. it mit Recht den konſtruktiv intereſſanten 
Argumenten der Berufungsklägerin nicht gefolgt und hat die Frage 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten auch juriſtiſch zutreffend ent⸗ 
ſchieden. Man wird hierbei daran erinnert, daß der Gedanke des 
84 RAbgO., inhalts deſſen die Steuergeſ. unter Berückſichtigung 
ihres Zwecks, ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung und der Entwickelung 
der Verhältniſſe auszulegen ſind, nicht eine Neuſchöpfung iſt, ſondern 
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anſpruch auf dem einfeitigen Realkontrakt der Sicherheitsleiſtung 
(pignus irregulare) beruhe, nicht auf dem zweiſeitigen Pachtvertrage, 
der nur eine Verpflichtung zu der an ſich rechtlich ſelbnändigen 
Sicherheitsleiſtung begründet habe. Als Anſpruch aus einem ein⸗ 
ſeitigen Realkontrakt ſtehe der Klaganſpruch nicht in ſynallagmati⸗ 
ſchem Verhältnis zu einer Gegenleiſtung und trage deshalb den Auf⸗ 
wertungsmaßſtab nicht in ſich ſelbſt. Mangels dieſer Immanenz 
des Aufwertungsmaßſtabs habe aber die 3. SteuerNotVO. Anwen⸗ 
dung zu finden, die nach ihrem Zweckgedanken gerade für ſolche 
Anſprüche geſchaffen und dazu beſtimmt ſei, für ſie einen Aufwer⸗ 
tungsmaßſtab geſetzlich feſtzulegen. In dieſer Beziehung ſtehe die 
Hingabe der Gelder als Sicherheit (pignoris causa) der Hingabe als 
Darlehen (mutui causa), den praktiſch wichtigſten Anwendungsfall 
des 8 12 Abf. 1 uſw., wirtſchaftlich vollkommen gleich. In beiden 
Fällen ſeien die beiden anerkannten Begriffsmerkmale der „Ver⸗ 
mögensanlage“, namlich die Kapitalverwahrung und, wenn wie hier 
die Kaution verzinſt werde, auch die Kapilaluntzung, gleichmäßig ge- 
geben. Die Verſchiedenheit der causa der beiden Rechtsgeſchäfte fei 
in dieſem Zuſammenhang ohne Bedeutung, insbeſondere komme für 
die Anwendung der § 12 Abſ. 1 uſw. nicht in Betracht, daß bei 
der Kaution die Vermögensanlage nicht Endzweck, ſondern nur mittel⸗ 
barer Zweck ſei, nur Mittel zu dem Zweck der Sicherſtellung der 
Bekl. für die Erfüllung ihrer Anſprüche aus dem Pachtvertrag. 

Dieſen Ausführungen konnte nicht beigetreten werden. Die 
Rechtslage iſt nach 8 12 der 3. Steuer Not VO. die, daß zunächſt die 
Frage zu entſcheiden iſt, ob die geleiſtete Sicherheit eine Vermögens⸗ 
anlage nach Abſ. 1 eod. iſt und erſt nach Bejahung dieſer Frage 
weiter zu prüfen bleibt, ob vorliegend der Klaganſpruch auf dem 
gegenfeitigen Vertragsverhältnis der Pacht beruht. Wird jene Vor⸗ 
frage verneint, jo entfällt die zweite, da die 3. Steuer Not VO. über⸗ 
haupt nur auf Vermögensanlagen Anwendung findet. 

Die Entſch. der Vorfrage, ob die Kaution eine ſolche Ver⸗ 
mögensanlage darſtellt, iſt nur aus der objektiven causa, dem Zweck 
des Rechtsgeſchäfts der Pfandbeſtellung zu gewinnen, als welcher 
die Leiſtung der Sicherheit in Geld zu beachten iſt. Dieſer objek⸗ 
tive Zweck, die causa des pignus irrigulare, iſt die Sicherſtellung 
des Gläubigers. Daß das Kapital zurückgegeben werden muß, alſo 
die Kapitalverwahrung iſt nur eine unvermeidliche Nebenwirkung. 
Es geht nicht an, dieſe Nebenwirkung, die überhaupt nicht Zweck 
der Pfandbeſtellung iſt, in den Vordergrund zu rücken. Vielmehr 
bleibt, wie der kl. Vertreter zutreffend ſagt, deswegen, weil die Kau⸗ 
tion nicht zum Zweck der Vermögensverwaltung des Pfandſchuld⸗ 
ners, ſondern zum Zweck der Sicherung des Pfandgläubigers hin⸗ 
gegeben wird, die Kaution keine Vermögensanlage. Mit der 
Verneinung dieſer Frage ift die Anwendung der 3. Steuer NotVO. 
ausgeſchloſſen und hat die Aufwertung gemäß 8 242 BGB. nach 
billigem Ermeſſen zu erfolgen, und zwar gleichgültig, ob der erhobene 
Anſpruch feinen Grund in dem zweiſeitigen Pachtvertrage oder in 
dem einſeitigen Pfandvertrage hat. 

Das LG. hat die Aufwertung auf / des Goldwerts damit be⸗ 
gründet, daß der Kl. der wirtſchaftlich ſchwächere Teil ſei und die 
bekl. AktGeſ. den größten Teil ihres Vermögens gerettet habe, wenn 
ſie auch von Geldentwertungsverluſten wahrſcheinlich nicht ver⸗ 
ſchont geblieben ſei. Dieſen Erwägungen wird im allgemeinen bei⸗ 
getreten. Sie rechtfertigen aber bei der Allgemeinheit der Auswir⸗ 
kung der Kapitalentwertung nicht das anerkannte Maß der Auf⸗ 
werkung. Selbſt zu einer ſolchen auf 500% konnte man ſich vorliegend 
nur deshalb eutſchließen, weil das hingegebene Kapital als werben⸗ 
des im Geſchaft der Bekl. die Jahre hindurch verwendet worden iſt. 

(OLG. Karlsruhe, 4. ZS., Urt. v. 27. Nov. 1924, Z 4 BR 235/24.) 
Mitgeteilt v. RA. Dr. Abenheimer, Karlsruhe. 
* 
Kiel. £ 

16. 88 BGB. 83 2,5, 11 Devif®D. v. 8. Mai 1923. Wer 
trägt das Repartierungsriſiko? f 

Die Bekl. kaufte Anfang Juli 1923 von der Firma D. in N. 
Tuchwaren für 72,70 Dollars und 2181000 %, wozu noch 
109 000 % für Porto und Verpackung treten. Für das Geſchäft 


daß ſich in ihm für das Steuerrecht lediglich das wiederholt, was die 
88 157, 242 BGB. für das bürgerliche Recht ſchon längſt beſtimmt 
haben: es kommt nur darauf an, von dieſen Paragraphen den rich⸗ 
tigen Gebrauch zu machen. 

s iſt zutreffend, daß eine Kaution nicht als Vermögensanlage 
gelten kann, da der wirtſchaftliche Zweck oder jedenfalls der wirt⸗ 
ſchaftliche Hauptzweck die Sicherſtellung des Pfandgläubigers iſt 
und die im Intereſſe des Pfandſchuldners erfolgende kapitaliſtiſche 
Nutzung jedenfalls in den Hintergrund tritt. Die Anwendung der 
3. Steuer Noto. iſt daher mit Recht verneint: der Aufwertungs⸗ 
maßſtab gibt zu Bedenken keinen Anlaß. 

RA. Dr. Wrzesziuski, Berlin. 


Zu 16. Man wird der obigen Entſch. trotz des Plenarbe⸗ 
ſchluſſes der Ver ZS. des RG. (RG. 101, 312 ff.) beitreten müſſen. 

Zunächſt betrifft dieſe Plenarentſch., wie das OLG. richtig 
bemerkt, einen anderen Fall, nämlich den, daß die Schuld auf eine 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


waren die Bedingungen der Kl. — der Deutſchen Tuchkonvention 
— an welche die Firma D. ihre Anſprüche abgetreten hat, 
maßgebend. Nach einem Vermerk auf der Rechnung von 
12. Juli 1923 iſt der Betrag „in Reichsmark am 23. Juli 
zahlbar“. Der Rechnung lag ein gelber Zettel bei, welcher 
die Repartierungsklauſel enthielt. Durch Schreiben vom 10. Juli 
1923 hat Bekl. gegen die Einfügung dieſer Klauſel in den 
Werckag pip.eiert. In dieſem Schrecden iſt zugleich ein Telegramm 
vom ſelben Tage an die Firma D. angekündigt, welches lautet: 
„Abdecket Rechnung zum 21., Scheck unterwegs.“ Dieſes Telegramm 
wurde von D. am 21. Juli mit der Mitteilung beſtätigt, daß es 
keine Unterſchrift getragen, auch der Nachſatz, Scheck unterwegs, ge- 
fehlt habe. Ferner wurde darin mitgeteilt, daß die Firma den über⸗ 
ſandten Blankoſcheck mit 24 Millionen als dem ungefähren Mark⸗ 
gegenbetrag der Rechnung vom 12. Juli ausgefüllt habe, und daß 
ſie mit der Dollarabdeckung, da am 21. Börſenruhetag ſei, erſt am 
Montag, den 23., beginnen könne. Auf die ſcharfen Repartierungen 
der Reichsbank wird in dem Schreiben hingewieſen. Am 25. Juli 
erklärt ſich Bekl. zur Zahlung der ſich aus dem Kurſe vom 23. Juli 
ergebenden Differenz bereit, verwahrt ſich jedoch dagegen, daß ſie 
die Folge der Repartierung zu tragen habe. Die Firma D. konnte, 
während die Zahlung der Bekl. unſtreitig nach dem Umrechnungs⸗ 
kurs des Zahlungstages den Dollarbetrag + Markbetrag der Rech⸗ 
nung deckte, mit dem Betrage von 24 Millionen, über den der Scheck 
der Bekl. lautete, infolge der ſtarken Repartierungen durch die 
Reichsbank in den Börſentagen vom 23. bis 31. Juli nur 40,70 Dol⸗ 
lars beſchaffen. Nach Gutbringung einer weiteren Zahlung vom 
4. Auguſt in Höhe von 3 289 850 % fehlt ihr zur Abdeckung des 
ganzen Dollarbetrages unter Berückſichtigung der Markpoſten der 
Rechnung ein Reſtbetrag von 5 194 700 M. Dieſen Betrag nebſt den 
ausbedungenen Zinſen verlangt die Kl. als Rechtsnachfolgerin der 
Firma D. LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. 


Unſtreitig kommen die von der Bekl. geleiſteten Kaufpreiszah⸗ 
lungen mindeſtens dem Parpiermarkbetrage gleich, der nach dem 
Dollarkurs der Zahlungstage dem Werte von 72,70 Dollars zu⸗ 
züglich der Markpoſten der Rechnung entſprach. Unſtreitig fehlte 
andererſeits der Firma D. infolge der ſtarken Repartierungen der 
Reichsbank bei der Zuteilung der Deviſen die eingeklagte Summe, 
um ſich unter Hinzurechnung der von der Bekl. geleiſteten Zahlun⸗ 
gen und nach Berückſichtigung der Markpoſten die 72,70 Dollars 
der Rechnung an der Börſe zu beſchaffen. Die Frage, ob die Kl. 
die hierzu erforderliche Summe als Rechtsnachfolgerin der Firma D. 
von der Bekl. verlangen kann, hängt alſo davon ab, ob die Bekl. 
dafür einzuſtehen hat, daß die nach dem Kurs der Zahlungs age dem 
Dollarwert des Rechnungsbetrages entſprechenden Papiermarkſummen 
infolge der Deviſenrepartierung zur Anſchaffung dieſes Doflarbetra- 
ges auch wirklich ausreichten oder nicht. 

Eine Vereinbarung dahingehend, daß die Bekl. die Gefahr der 
Repartierung bei der Zuteilung der Deviſen zu tragen habe (Re- 
partierungsklauſel) iſt zwiſchen den Vertragsparteien nicht getroffen 
In die zur Zeit des Vertragsſchluſſes geltenden Geſchäftsbedingungen 
der Kl., die nach der Vereinbarung für maßgebend erklärt ſind, war 
die Repartierungsklauſel nicht aufgenommen. Dadurch, daß die Firma 
D. ihrer Rechnung einen Zettel beilegte, der die Repartierungs⸗ 
klauſel enthielt, iſt dieſe nicht Beſtandteil des Vertrages geworden. 
Die Bekl. hat überdies alsbald in ihrem Schreiben vom 19. Jult 
1923 gegen die einſeitige Abänderung der Vertragsbedingungen durch 
die Einfügung der Repartierungsklauſel proteſtiert. Da eine Re⸗ 
partierungsklauſel ſonach nicht in Frage kommt, kann es dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob eine ſolche gegen die damals geltenden Beſtim⸗ 
mungen der Deviſengeſetzgebung, insbef. gegen 8 2 der VO. vom 
8. Mai 1923, verſtieß. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß in Ermangelung einer Vereinba⸗ 
rung die einſeitige Aufbürdung der Gefahr für die Repartierung der 
Deviſen ſowohl dem einen wie dem anderen Vertragsteil die aller⸗ 
ſchwerſten Nachteile zufügt. Wird dem Fabrikanten, den die Gefahr 
der Repartierung trifft, die notwendige Beſchaffung der Rohſtoffe 
aus dem Auslande nahezu unmöglich, ſo wird andererſeits der mit 
der Repartierungsgefahr belaſtete Händler mit der Abwickelung ſeiner 


ausländiſche Währung (ohne Effektivklauſel) lautet und der Schuld⸗ 
ner von dem Recht des § 244 I BGB. Gebrauch macht. Im übri⸗ 
gen handelte es ſich für die Ver ZS. in erſter Linie darum, gegen⸗ 
über abweichenden Meinungen feſtzuſtellen, daß der Zeitpunkt der 
wirklichen Zahlung, nicht etwa der der Fälligkeit maßgebend ſei; in 
dieſer Beziehung hat das RG. richtig entſchieden. Es iſt aber nicht 
zu leugnen, daß ſich in den Gründen dieſes Beſchluſſes Wendungen 
finden (vgl. insbeſ. a. a. O. ©. 313), aus denen man vielleicht auch 
für den vorliegenden Fall zu einem von der Entſch. des OLG. ab- 
weichenden Ergebniſſe gelangen könnte. Denn das RG. ſagt dort, 
der Gläubiger dürfe durch die Zahlung in Reichswährung ſelbſt⸗ 
verſtändlich keine Einbuße erleiden; er müſſe vielmehr durch ſie 
denſelben Vermögenswert erhalten, den er bei Zahlung in auslän⸗ 
diſcher Währung erhalten haben würde. Das ſei der Fall, wenn 
der ihm zugegangene Wert in Reichswährung dazu hinreiche, um bei 
ſofortigem Zugreifen den ausländiſchen Währungsbetrag nach Maß⸗ 
gabe der herrſchenden Kurſe anzuſchaffen. Hiernach will das Res. 
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Kaufſchuld längere Zeit hingehalten und ihm ſo eine Preisberech⸗ 
nung und eine rechtzeitige Verfügung über die Ware außerordentlich 
erſchwert. Wirtſchaftliche Erwägungen dürfen indes die Entſchei⸗ 
dung darüber, wer die Gefahr der Repartierung trägt, wenn es an 
einer Regelung durch die Vertragſchließenden fehlt, nicht beſtimmen. 
Läßt ſich doch kaum abſehen, auf weſſen Seite die ſchweren Nach⸗ 
teile überwiegen, zu der die einſeitige Belaſtung mit der Repartie⸗ 
rungsgefahr zweifellos führt! Vielmehr können allein rech liche Ge⸗ 
ſichtspunkte den Ausſchlag geben. 

Die einzige geſetzliche Beſtimmung, welcher der rechtliche Ge⸗ 
ſichtspunkt für die zu treffende Entſch. entnommen werden kann, 
iſt in 8 244 Abſ. 2 BGB. gegeben. Danach erfolgt bei einer im Sur 
lande zahlbaren Geldſchuld, die in ausländiſcher Währung ausgedrückt 
iſt, die Umrechnung nach dem Kurswert, der zur Zeit der Zahlung 
für den Zahlungsort maßgebend iſt. Da dieſe Vorſchrift keinerlei 
Einſchränkung in der Richeung enthalt, ob der Gläubiger unter den 
jeweiligen Umſtänden auch wirklich in der Lage iſt, mit dem nach 
dem Kurs des Zahlungstages berechneten Markbetrage den ent⸗ 
ſprechenden Betrag in ausländiſcher Währung zu beſchaffen, iſt eine 
Nachforderung des Gläubigers in jedem Falle ausgeſchloſſen. Der 
Schuldner wird unter allen Umſtänden durch Zahlung des gemäß 
8 244 Abſ. 2 BGB. errechneten Markbetrages befreit, und es kann 
ihn nicht berühren, ob es dem Gläubiger aus irgendwelchen Grün⸗ 
den nicht gelingt, dieſen Markbetrag zu gleichem Kurſe in die eut⸗ 
ſprechende auskändiſche Währung umzuſetzen. Nach dem Geſetz hat 
ſomit der Gläubiger die Gefahr der Repartierung zu tragen. 

Dafür, daß dieſes Ergebnis ſich im Einklang mit der Willens⸗ 
richtung der Parteien befindet, geben übrigens ſowohl die Geſchäfts⸗ 
bedingungen der Kl. wie die Rechnung der Firma D. vom 12. Juli 
einen Anhalt, wenn auch eine ausdrückliche Vereinbarung zur un⸗ 
mittelbaren Regelung des Streitfalles nicht getroffen iſt. Deun unter 
Ziffer 21 der bezeichneten Bedingungen iſt beſtimmt: „Rechnungen 
vom 1 bis 15. des Monats find zahlbar am 22. des gleichen Mo⸗ 
nats. .. In der Rechnung vom 12. Juli 1923 aber heißt es: 
„Der Rechnungsbetrag iſt in Reichsmark am 22. Juli... zahle 
bar.“ Aus den erwähnten Beſtimmungen der Geſchäftsbedingungen 
und den angeführten Worten der Rechnung ſcheint hervorzugehen, 
daß der Gläubiger ſpäteſtens am 22. Juli wegen ſeiner Forderung 
reſtlos befriedigt und nicht auf eine von dem Grade der Repartie⸗ 
rung abhängende allmähliche und ſich möglicherweiſe längere Zeit 
hinziehende Abwicklung angewieſen fein follte. Dann mußte jedoch 
die Firma D. auch den Kurs des Zahlungstages zum Zwecke der 
einmaligen und endgültigen Abwickelung der Schuld gegen ſich gelten 
laſſen. Eine gegenteilige Entf. kann ferner nicht aus dem Be⸗ 


dem Valutaſchuldner offenbar das Riſiko für Kursſchwankungen der 
Reichsmark auch über den effektiven Zeitpunkt der Zahlung hinaus 
aufbürden. Dieſe Auffaffung ſcheint mir aber weder im 8 244 noch 
in allgemeinen ſchuldrechtlichen Grundſätzen eine Stütze zu finden. 
Denn es liegt m. E., ganz abgeſehen davon, daß die Auffaſſung des 
RG. den Gläubiger einſeitig bevorzugen würde (was im übrigen mit 
den zum mindeſten noch i. J. 1921 vom RO. in der geſamten Auf⸗ 
wertungsſrage beobachteten Grundſätzen in einem merkwürdigen 
Widerſpruch ſteht), nicht i. S. der allgemeinen ſchuldrechtlichen Re⸗ 
geln über die Erfüllung, die endgültige Abwicklung der Schuldver⸗ 
pflichtungen u. U. auf Wochen hinaus in der Schwebe zu laſſen, 
obwohl der Schuldner das ſeinerſeits zur Leiſtung Erforderliche ge⸗ 
tan hat. Nachdem nämlich die Reichsbank zu jenen bekannten ſchar⸗ 
fen Repartierungen geſchritten war, war es dem Gläubiger in faſt 
allen Fällen trotz „ſofortigen Zugreifeus“ i. S. der Auffaſſung des 
RG. und auch dann, wenn er den Verſuch wochenlang wiederholt 
hätte, tatſächlich unmöglich, den ihm geleiſteten Markbetrag nach 
Maßgabe der rechuungsmäßig zugrunde gelegten fremden Währung 
wertbeſtändig anzulegen. Aus dieſen Gründen ſcheint mir die Auf⸗ 
faſſung des RG. ſelbſt in den Fällen einer echten Valutaſchuld (ohne 
Effektivklauſel) theoretiſch und praktiſch unhaltbar. Das gilt natur⸗ 
gemäß erſt recht im vorliegenden Falle. 

Bei der Schaffung des 8 244 hat man offenbar daran, daß die 
deutſche Reichswährung eine ſich in den kürzeſten Zeiträumen ſprung⸗ 
haft vollziehende Entwertung erfahren könnte, überhaupt nicht ge⸗ 
dacht. Wir hätten es alſo inſoweit mit einer Lücke im Geſetze zu 
tun, die ausgefüllt werden müßte. Dazu würde man naturgemäß 
zunächſt auf die Parteivereinbarungen zurückzugreifen haben. Es wäre 
an ſich auch durchaus denkbar geweſen, daß ſich infolge einer uuf tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Gründen beruhenden Schwierigkeit, emp⸗ 
fangene Markbeträge alsbald in eine wertbeſtändige Valuta umzu⸗ 
wechſeln, eine Verkehrsſitte gebildet hätte, nach der auch mangels 
einer ausdrücklichen Parteivereinbarung der Schuldner das Riſtlo 
einer ſolchen Umwechſlung zu tragen habe. Nachdem aber die De⸗ 
viſenverordnung vom 8. Mai 1923 die Vereinbarung von Valuta⸗ 
ſchulden i. S. des 8 244 verboten hatte, war die Bildung einer der⸗ 
artigen Verkehrsſitte m. E. ausgeſchloſſen. Auf keinen Fall erſcheint 
es daher angängig, nach dieſem Zeitpunkt Repartierungsklauſeln 
als ſtillſchweigend vereinbart zu unterſtellen oder ſie in anderer 
Weiſe in die Parteierklärungen hineinzudeu len. Denn der Zweck der 
Deviſenverordnung war doch, einem weiteren Verfalle der deutſchen 
Währung Einhalt zu gebieten. Ob dieſes Ziel auf dem vom Geſetz⸗ 
geber beſchrittenen Wege tatfächlich erreicht worden tft oder nicht, oder 
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ſchluß der Vereinigten Zivilſenate des Reichtsgerichts vom 24. Jan. 
1921 RG. 101, 312) abgeleitet werden. Dieſer Beſchluß behandelt den 
Fall, daß ein Betrag in ausländiſcher Währung geſchuldet wird, 
ohne daß zugleich Zahlung in ausländiſcher Währung be dungen iſt. 
In einem ſolchen Falle wird vom NG. als Richtſchnur für die Aus⸗ 
legung des § 244 Abſ. 2 BGB. allerdings der Grundſatz aufgeſtellt, 
daß der Gläubiger durch die Zahlung in Reichswährung keine Ein⸗ 
buße erleiden, daß er denſelben Vermögenswert erhalten muſſe, den 
er bei Zahlung in ausländiſcher Währung erhalten haben würde. 
Deshalb muß der dem Gläubiger zugehende Wert in Markwährung 
hinreichen, um bei ſofortigem Zugreifen den ausländiſchen Wäh⸗ 
rungsbetrag nach Maßgabe der herrſchenden Kurſe anzuſchaffen. 
Indes iſt unter der Geltung der Deviſenverordnungen, welche die 
Vereinbarung einer Zahlung in ausländiſcher Währung für nichtig 
und ſtrafbar erklären (f. die 88 2, 8 und 11 VO. v. 8. Mai 1923), 
davon auszugehen, daß bei einer in ausländiſcher Währung ausge⸗ 
drückten Forderung Gegenſtand der Forderung nicht die Zah⸗ 
lung in ausländiſcher Währung, ſondern die Zahlung des Mark⸗ 
betrages iſt, welcher nach dem Umrechnungskurs dem Werte des in 
ausländiſcher Währung ausgedrückten Geldbetrages entſpricht. So⸗ 
lange es verboten iſt, eine Schuld in ausländiſcher Währung ein⸗ 
zugehen, kann die Vereinbarung einer Geldſchuld, die in ausländi⸗ 
ſcher Währung ausgedrückt iſt, im Zweifel nur rechneriſche Bedeu⸗ 
tung haben, d. h. nur die Bedeutung, daß der Schuldner einen dem 
ausländiſchen Währungsbetrage gleichwertigen Markbetrag bezahlen 
ſolle. So verſtanden, hat die Eingehung einer in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung ausgedrückten Schuld nicht den Zweck, dem Gläubiger unter 
allen Umſtäuden die Anſchaffung des Nennbetrages der Schuld in 
ausländiſcher Währung mit dem gezahlten Markbetrage zu ermög⸗ 
lichen, oder ihn nach den Worten des RG. ſo zu ſtellen, als ob er 
den Betrag in ausländiſcher Währung empfangen hätte. Vielmehr 
konnte unter dem Verbot der Deviſenverordnungen die Eingehung 
einer Geldſchuld in ausländiſcher Währung nur noch dem Zwecke 
dienen, daß an die Stelle der unaufhaltſam fallenden Papiermark 
als Wertmeſſer eine wertbeſtändige ausländiſche Währung trat. Iſt 
dies, wie hiernach anzunehmen, der allein erlaubte und daher im 
Zweifel gewollte Sinn der Rechnungsaufſtellung in Dollarwährung 
durch die Firma D., ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß die Bekl. 
durch die Zahlung des Markbetrages von ihrer Schuld befreit wurde, 
der ſich aus der Umrechnung des Dollarbetrages der Rechnung nach 
dem Kurs des Zahlungstages zuzüglich der Markpoſten ergab. Denn 
dann war von vornherein nur ein Markbetrag geſchuldet, für den 
die Vertragsſchließenden den wertbeſtändigen Maßſtab einer fremden 
Währung gewählt hatten. Da aber die Gefahr mit der Zahlung auf 
überhaupt erreicht werden konnte, iſt im vorliegenden Zuſammenhang 
gleichgültig. Man muß vielmehr folgendermaßen argumentieren: 
Der 8 244 fagt über unſeren Fall gar nichts. Solange geſetzliche 
Verbote, Valutaſchulden einzugehen, nicht beſtanden, hätte man die 
vom NG. vertretenen Grundſätze entweder durch eine Geſetzesergän⸗ 
zung oder durch eine Ergänzung der Parteivereinbarungen, etwa 
durch die Annahme einer dahingehenden Verkehrsſitte oder in an⸗ 
derer Weiſe, vornehmen können. Nachdem aber einmal der Geſetz⸗ 
geber die Kontrahierung von Valutaſchulden unterſagt hatte, war 
ſowohl eine Ergänzung des 8 244 als auch eine entſprechende Er⸗ 
gänzung des Parteiwillens ausgeſchloſſen. Auf dieſer Erwägung will 
anſcheinend auch das OLG. Kiel ſeine Entſch. aufbauen. Dem iſt 
m. E. beizupflichten. 

Dem Os. iſt in Konſequenz dieſer Stellungnahme auch darin 
beizuſtimmen, daß es dem Gläubiger überlaffen bleiben müſſe, ob 
es ihm gelinge, nach Empfang der Zahlung in Reichsmark die Uni⸗ 
wechſlung an Hand des am Zahlungstage feſtgeſtell en Umrech⸗ 
nungskurſes zu bewerkſtelligen. Tatſächlich war ihm dieſes freilich 
in den meiſten Fällen unmöglich; denn der Umrechnungskurs hatte 
in Wahrheit bei einer Zuteilung von 1% oder 20% des angemeldeten 
Bedarfs lediglich fiktive Bedeutung. Bei dieſer Sachlage kam es 
übrigens in Fällen wie dem vorliegenden praktiſch vielfach gar 
nicht auf die Stellungnahme zu der Streitfrage an, was denn eigent⸗ 
lich unter „Kurswert zur Zeit der Zahlung . 1, ©. des 8244 
II zu verſtehen ſei (vgl. dazu Kundler, JW. 1924, 155/156, da⸗ 
gegen aber wohl zutreffend Haaſe a. a. O. 664). 1 

Die vorſtehend vertretene Auslegung des § 244 führt ſomit 
zu dem Ergebnis, daß die Deviſen O. v. 8. Mat 1923 in Verbin⸗ 
dung mit den durch die Reichsbank vorgenommenen Zuteilungs⸗ 
beſchränkungen nicht nur die Vereinbarung von Valutaſchulden rechts⸗ 
wirkſam verbot, fondern den Parteien bis zu einem gewiſſen Grade 
auch tatſächlich den Ausweg verſperrte, den Gläubiger einer auf 
deutſche Reichswährung lautenden Forderung dadurch, daß man dieſe 
rechnungsmäßig in einer fremden Valuta ausdrückte, vor den Folgen 
eines weiteren Währungsverfalles ſicherzuſtellen. Dieſes Ergebnis 
ſcheint mir aber gerade i. S. der genannten Deviſeugeſetzgebung zu 
liegen. Eine andere Frage iſt es, ob angeſichts dieſer Rechtslage 
nicht auch die ausdrückliche Vereinbarung einer Repartierungs⸗ 
klauſel für unzuläſſig zu halten ſei. M. E. dürfte die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Vereinbarung unter der Herrſchaft der fraglichen De⸗ 
viſendO. zum mindeſten zweifelhaft geweſen fein. Doch iſt hierauf 
im vorliegenden Zuſammenhange nicht näher einzugehen. 

Prof. Dr. Friedr. Klauſing, Frankfurt a. M. 
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den Gläubiger übergeht, ſo durfte die Beklagte es der Firma D. 
überlaſſen, ob es ihr gelang, den gezahlten Papiermarkbekrag wert⸗ 
beſtändig zu erhalten, und es mußte auf deren Koſten gehen, wenn 
der gemäß 8 244 Abſ. 2 BGB. zugrunde gelegte Umrechnungskurs 
einen Kurs darſtellte, zu dem infolge der Repartierungen eine Be⸗ 
friedigung von Angebot und Nachfrage und ſomit eine Beſchaffung 
des gleichen Dollarbetrages unmöglich war (a. M. Kundler in 
JW. 1924, 155, Beſchluß des OLG. Jena v. 22. Jan. 1924). 
(Os. Kiel, 2. 36,, Urt, v. 14. März 1924, 2 U 28/24.) 
Mitgereilt von SenPräſ. Dr. Matthieſſen, Kiel. 


* 
Köln. 


17. 88 1, 12 3. StNot Vo. Begriff der Vermögens- 
anlage. Geſichtspunkte für die Aufwertung. f) 


Die Parteien ſtreiten darum, ob auf die gegebenen Darlehen 
die Aufwertungsbeſtimmungen der 3. Steuer Not VO. anwendbar find. 
Die Entſch. hängt davon ab, ob dieſe Darlehen als Vermögensan⸗ 
lagen zu betrachten ſind. Denn die Aufwertungsbeſchränkungen der 
3. Steuer Not Vo. gelten nur, „ſoweit es ſich um Vermögensanlagen 
handelt“. (Art. I. § 1 Abſ. 1 und 8 12.) Das Geſetz ſelbſt be⸗ 
zeichnet bindend in Art. 1, 8 1 Abſ. 2 eine Reihe von Anſprüchen 
als Anlagen: Der Anſpruch der Kl. fällt unter keines der dort be⸗ 
zeichneten Rechte. § 12 Abf. 2 ſchließt eine Anzahl von Anſprüchen 
ausdrücklich von dem Begriff der Vermögensanlagen aus; es kann 
nicht zweifelhaft ſein, daß der Anſpruch der Kl. nicht zu den dort 
aufgeführten Anſprüchen aus „gegenſeitigen Verträgen“ Geſell⸗ 
ſchaftsverträgen und andern Beteiligungsverhältniſſen gehört. Danach 
kommt eine Beſchränkung der Aufwertung auf 150% nur dann in 
Frage, wenn der Anſpruch als eine „Vermögensanlage anderer als 
in dem 8 1 Abſ. 2 bezeichneten Art.“ zu gelten hat. (8 12 Abſ. 1.) 
Sein „Vermögen“ legt jemand an, wenn er es einem anderen über⸗ 
läßt in der Abſicht, auf dieſe Weiſe einen Ertrag zu erzielen. Bei 
der „Anlage“ handelt es ſich, vom Standpunkte des Anlegenden 
betrachtet, in erſter Linie um eine Handlung zur Förderung der Be⸗ 
langen des Anlegenden. Dieſe können verſchiedener Art ſein. Kommt 
es dem Gläubiger nur darauf an, ſein Vermögen möglichſt ſicher 
anzulegen, ſo wird er in erſter Linie auf die Bürgſchaften ſehen, 
die ihm Perſon und Vermögen des Schuldners für die künftige 
Rückzahlung gewähren. Liegt dem Gläubiger mehr an den Erträgen, 
ſo wird er ſich mit einer geringen Sicherheit begnügen, aber einen 
höheren Zinsfuß fordern. In der Regel wird auch ein Darlehen als 
Vermögensanlage für längere Zeit feſtgelegt. Alle dieſe Kennzeichen 
einer Vermögensanlage verſagen bei den gegebenen Darlehen. Die 
Sicherheit der Schuldnerin war wegen ihrer gedrückten Vermögens⸗ 
lage gering; eine Pfandbeſtellung iſt nicht erwogen worden. Ein 
höherer Zinsſatz iſt nicht vereinbart worden, auch keine feſte Zeit 
für das Darlehen oder eine Kündigungsfriſt. Es mag fein, 
daß die Kl. bei der Hingabe der Darlehen auch eigene Inkereſſen 
ſchützen wollten, aber der überwiegende Grund für die Darlehen war 
der Wunſch, der bedrängten Bekl. die flüſſigen Mittel zum Lebens⸗ 
unterhalt zu verſchaffen. Die Darlehen wurden nicht als Ver⸗ 
mögensanlage gegeben, ſondern lediglich aus Freundſchaft und Hilfs⸗ 
bereitſchaft. Mit Recht hebt Michaelis, Aufwertung S. 60 
Anm. 3 hervor, daß ſolche Darlehen nicht den Aufwertungsbe⸗ 
ſchränkungen der 3. Steuer Rot VO. unterliegen, weil dieſe Beſchrän⸗ 
kung in derartigen Fällen Treu und Glauben in beſonders hohem 
Maße widerſprechen würde. 

Auf die Darlehen iſt demnach die 3. Steuer Rot VO. nicht anzu⸗ 
wenden, für die Aufwertung kommen vielmehr die allgemeinen 


Zu 17. 1. Die Entſch. befaßt ſich mit der begrifflichen Deu⸗ 
tung der Vermögensanlage. Wenn es ſchon als geboten erſchien, 
dieſen ſchillernden Begriff mittels der 3. Steuer Not VO. in die 
Rechtsſprache einzuführen, ſo war es jedenfalls wenig zweckmäßig, 
dem Schrifttum und der Rechtſprechung die Feſtſtellung zu über⸗ 
laſſen, was als Vermögensanlage anzuſehen iſt. Alle bisherigen 
Deutungsverſuche verſagen mehr oder weniger. Es iſt keineswegs 
entſcheidend, daß die Hingabe des Vermögens vorwiegend im In⸗ 
tereſſe des Geldgebers erfolgt; auch eine das Intereſſe des Geld⸗ 
nehmers in gleichem, ja in ſtärkerem Maße befriedigende Geldhin⸗ 
gabe kann als Vermögensanlage gelten. Ebenſowenig iſt es kenn⸗ 
zeichnend, daß die Geldmittel nicht im Rahmen eines Geſchäfts⸗ 
betriebes hingegeben werden; auch im Rahmen eines ſolchen kann 
eine Vermögensanlage erfolgen. Nicht minder ſchwankt der Begriff, 
wenn er ausſchließlich auf die Dauer der Anlage abgeſtellt wird; 
weder iſt die längere Dauer immer erforderlich, noch ſtets ausreichend, 
um eine Vermögensanlage zu erweiſen. Man wird vielleicht ſagen 
können, daß die Hingabe von Geldmitteln zwecks einer kapitaliſtiſchen 
Nutzung dem Weſen der Vermögensanlage entſpricht: einer völlig 
ſcharfen Umgrenzung entzieht ſich dieſer Begriff, der eben ein un⸗ 
glücklicher geſetzgeberiſcher Gedanke geweſen iſt. 

2. Da der Sen. vorliegend aus tatſächlichen Gründen feſt⸗ 
geſtellt hat, daß es ſich nicht um eine Vermögensanlage handelt, hat 
er die 3. Steuer Rot Vo. mit Recht für nicht anwendbar erklärt 
und im übrigen die Aufwertung unter billigenswerten Geſichts⸗ 
punkten vorgenommen, wie ſie in der Rechtſprechung immer häu⸗ 
Tiger anzutreffen find. NA. Dr. Wrzeszinski, Berlin. 
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Grundſätze in Frage, wie ſie ſich in der Rechtſprechung in den letzten 
Jahren entwickelt haben. Dieſe Grundſätze ſind von dem Gedanken 
beherrſcht, unter Berückſichtigung der allgemein veränderten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe in Deutſchland und der perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe der jedesmal in Frage kommenden Parteien einen billigen 
Ausgleich zwiſchen den widerſtreitenden Intereſſen von Gläubiger 
und Schuldner zu ſchaffen. Die Folgen des verlorenen Krieges in 
Deutſchland haben im allgemeinen einen Rückgang der Vermögen 
bewirkt, dem ſich nur wenige Deutſche haben entziehen können. Es 
geht nicht an, allein den Schuldner mit den Schwierigkeiten zu be⸗ 
laſten, die durch den allgemeinen Vermögensverfall entſtanden find. 
Dies würde aber geſchehen, wenn er dem Gläubiger den vollen Gold⸗ 
wert des Darlehens erſtatten müßte. Die Berückſichtigung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe der Parteien führt dazu, den Prozentſatz der 
Aufwertung höher zu bemeſſen, als er nach der allgemeinen Ver⸗ 
mögens minderung in Deulſchland zu beſtimmen iſt. Denn die Bekl. 
iſt durch die Darlehen in die Lage geſetzt worden, ihren Grund⸗ 
beſitz durch die Zeiten der ſchlimmſten Unterbewertung hindurch zu 
retten. Auch heute noch iſt die Bewertung von Häuſern bedeutend 
niedriger als vor dem Kriege. Mit dem erwarteten Abbau der 
Mieterſchutzgeſetzgebung wird aber eine höhere Bewertung des Haus⸗ 
beſitzes vorausſichtlich Hand in Hand gehen. Hätte die Bekl. mangels 
der Darlehen den Grundbeſitz verkaufen müſſen, ſo würde ſie heute 
vorausſichtlich ihr ganzes Vermögen eingebüßt haben. Dank der 
Darlehen hat ſie den Anteil an dem Grundbeſitz bewahren können. 
Aus dieſen Gründen hält der Senat im vorliegenden Falle eine 
Aufwertung von 50% für angemeſſen. 
(OLG. Köln, 2. ZS., Urt. v. 17. Nov. 1924, 2 U 104124.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Boſch, Köln. 


* 
Königsberg. 


18. 88 2, 11 3. StNot VO. 8899 BGB. Aufwertung 
einer unter Vorbehalt abgetretenen Hypothek. 

Seit dem 8. Aug. 1916 ftand für den Kaufmann H. B., deſſen 
alleinige Teſtamentserbin die Antragſtellerin geworden iſt, eine Dar⸗ 
lehnshypothek von 62 000 % eingetragen. In der notariell beglau⸗ 
bigten Urkunde v. 25. Aug. 1922 bewilligte die Antragſtellerin als 
Erbin des eingetragenen Gläubigers die Löſchung von 2000 % 
dieſer Hypothek, welche ſie von den Grundſtückseigentümern, den 
Antragsgegnern, ausgezahlt erhalten hatte, und trat den Reſt von 
60 000 % nebſt den Zinſen v. 1. Okt. 1922 an die Deutſche Hypo⸗ 
thekenbank in Meiningen unter Übergabe des Hypothekenbriefes ab, 
indem ſie anerkannte, den Gegenwert erhalten zu haben. Nachdem 
die Antragsgegner in der notariellen Urkunde v. 21. Aug. 1922 
für die Hypothekenforderung die perſönliche Schuldverbindlichkeit 
übernommen und die Zins- und Rückzahlungsbedingungen geändert 
hatten, wurde die neue Gläubigerin bezüglich von 60000 % am 
16. Nov. 1922 im Grundbuche eingetragen und der Reſt der Hypo⸗ 
thek von 2000 % am gleichen Tage im Grundbuche gelöſcht. Die 
Antragſtellerin hatte glaubhaft gemacht, daß ſie gelegentlich dieſer 
Hypothekenoperationen ſowohl dem J. R. Str. in Königsberg, der die 
Hypothekenregulierung beſorgte, als den Antragsgegnern gegenüber 
ſich ihre Rechte aus einem angeblich in Ausſicht ſtehenden Geſetz 
über die Rückzahlung alter Hypotheken vorbehalten hat. Die An⸗ 
tragſtellerin macht geltend, daß die Antragsgegner auf ihre Koſten 
bereichert ſeien, da fie gemäß der 3. Steuer Not VO. der neuen Gläu⸗ 
bigerin nur in Höhe von 15% des Goldmarkbetrages mit dem 
Grundſtück Hafteten, den die Hypothek z. Z. der Abtretung au die 
Meininger Hypothekenbank gehabt habe, das ſeien etwa 150 GM. 
Soviel habe ſie auch nur für die Hypothek gezahlt erhalten. Da die 
Hypothek aber vor dem 1. Jan. 1918 von ihrem Erblaſſer erworben 
worden ſei, ſo hätten die Antragsgegner ohne die Abtretung die 
Hypothek auf 9300 / aufwerten müſſen. Die Antragsgegner feien 
daher um 9150 GM. auf ihre Koſten bereichert. Eine Goldmark⸗ 
hypothek in dieſer Höhe müßten ſie ihr daher zur Ausgleichung der 
Bereicherung an bereiteſter Stelle wieder in das Grundbuch eintragen 
laſſen. Dieſer Anſpruch auf Eintragung der Hypothek müſſe durch 
Eintragung einer Vormerkung geſichert werden; ſie hat den Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung beantragt, durch welche die Eintra⸗ 
gung der Vormerkung angeordnet werden ſoll. 

Das LG. Königsberg hat im Wege der einſtw. Verf. die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs gegen die Löſchung des Teilbetrages von 
2000 % angeordnet, den weitergehenden Antrag abgewieſen. Die 
Beſchwerde der Antragſtellerin hatte Erfolg: 

Ein Bereicherungsanſpruch kommt erſt dann in Frage, wenn 
feſtſteht, daß die Antragſtellerin durch die Abtretung der Hypothek 
von 60 000 % jedes dingliche Recht an der Hypothek verloren hat. 
Dieſes hat der Senat verneint. Wenn die Abtretung der Hypothek 
nicht erfolgt wäre, ſo wäre die Hypothek, welche für den Erblaſſer 
der Antragſtellerin vor dem 1. Jan. 1918 entſtanden war, auf 150% 
des Nominalbetrages, der gemäß 8 2 Abſ. 2 Satz 1 3. Steuer Not VO. 
als Goldmarkbetrag gilt, aufgewertet worden. Durch die Abtretung 
der Hypothek an die Deutſche Hypothekenbank in Meiningen hat 
dieſe Bank nur 15% des Goldbetrages erworben, der ſich aus der 
Umrechnung des Papiermarkbetrages nach dem zur Zeit der Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek (16. Nov. 1922) geltenden Dollarmittelkurs 
ergibt. Der Goldmarkbetrag iſt gleich 335; 15% davon ſind alſo 
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40,25 GM. Für dieſen letzteren Betrag haftete das Grundſtück alſo 
der Bank, während es der Antragitellerin ohne die Abtretung in 
Höhe von 9300 GM. haften würde. Es iſt alſo die gleiche Wirkung 
eingetreten, als wenn die Hypothek in Höhe von 9259,75 GM. ge⸗ 
löſcht worden wäre und heute nur noch in Höhe von 40,25 GM. 
für die Bank eingetragen ſtände. Bei eigentlicher Löſchung der Hypo⸗ 
thek würde der von der Antragſtellerin gelegentlich der Auszahlung 
des Geldes und der Erteilung einer löſchungsfähigen Quittung er⸗ 
klärte Vorbehalt die Wirkung gehabt haben, daß das Grundbuch un⸗ 
richtig geworden wäre ($ 11 3. Steuer Not Bo“, KG. v. 28. Febr. 
1924, JW. 1924, 5441). Der Vorbehalt ſoll danach die Wirkung 
haben, daß der frühere Gläubiger ſo geſtellt iſt, als wenn die 
Hypothek noch für ihn eingetragen ſtände oder zu Unrecht gelöſcht 
wäre und er ſoll an der ſich aus der Steuer Not VO. ergebenden Auf⸗ 
wertung teilnehmen. Dieſer ſich aus § 11 3. Steuer Rot VO. er⸗ 
gebende Gedanke muß aber auch im vorl. Fall angewendet werden. 
Dieſes um ſo mehr, als die Hypothek offenbar von den Grundſtücks⸗ 
eigentümern der Gläubigerin zur Rückzahlung gekündigt worden iſt, 
um an Stelle des Privatgeldes Bankgeld aufnehmen zu können. 
Nachdem die Eigentümer ſich das Bankdarlehn beſchafft und damit 
die Antragſtellerin ausgezahlt hatten, wäre der normale Gang der 
geweſen, daß die Antragſtellerin über die Hypothek löſchungsfähig 
quittierte und die Antragsgegner die zur Eigentümergrundſchuld ge⸗ 
wordene Hypothek unter Zurückverwandelung in eine Hypothek für 
eine neue Darlehnsforderung der Bank abtraten; in dieſem Falle un⸗ 
terliegt die direkte Anwendung des 8 11 der 3. Steuer Not BO Tei- 
nen Bedenken. Wenn die Antragſtellerin den Antragsgegnern gefällig 
war und die Hypothek direkt an die Bank abtrat, worauf die Eigen⸗ 
tümer keinen Anſpruch hatten, ſo kann ſie dadurch nicht ungünſtiger 
geſtellt werden, als wenn ſie nur löſchungsfähig quittiert hätte. Da 
ſie ſich ihre Rechte auf Aufwertung vorbehalten hatte, ſo hätte ſie 
die Wiedereintragung ihrer Hypothek im Wege der Grundbuchberich⸗ 
tigung verlangen können. Dieſes kann ſie aber nach der Überzeu⸗ 
gung des Senats auch jetzt verlangen. Die Rechtslage iſt ſo, als 
wenn die Antragſtellerin von ihrer Hypothek einen Teil abgetreten, 
die Hypothek aber fälſchlich ganz auf den neuen Gläubiger umge⸗ 
ſchrieben worden wäre. Beſteht die Hypothek aber kraft des von der 
Gläubigerin erklärten Vorbehalts noch für die Gläubigerin, ſo kann 
ſie die Eintragung eines Widerſpruchs zur Exhaltung ihres Rechts 
auf Grundbuchberichtigung verlangen. Wenn die Antragftellerin auch 
die Eintragung einer Vormerkung beantragt hat, ſo hat der Senat 
dieſen Antrag, der der Sicherung ihres Rechts aus der Hypothek 
dienen ſoll, in einen Antrag auf Anordnung der Eintragung eines 
Widerſpruchs umgedeutet und unter Abänderung des angefochtenen 
Beſchluſſes die Eintragung eines Widerſpruchs in das Grundbuch 
angeordnet (8 899 BGB.). 

(DRG. Königsberg, 2. 3 S., Beſchl. v. 18. Dez. 1924, 8 W 278/24.) 


Mitgeteilt von LEN. Maxcuſe, Königsberg. 


* 
Naumburg. 

19. 88 81aff. GewO. Eine Regelung des Lehrlings- 
weſens durch die Innungen oder Handwerkskammern 
geht der tariflichen Regelung des Lehrvertrages vor. 7) 

Der Hauptzweck des Lehrvertrages war von jeher die Aus⸗ 
bildung des Lehrlings und iſt es auch heute noch. Das Entgelt war 
urſprünglich von nebenſächlicher Bedeutung, das Verhältnis zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling näherte ſich mehr dem Familienrecht als 
zum Schuldrecht. So iſt es in einzelnen Berufungszweigen nach dem 
Gutachten der Handwerkskammer in Magdeburg auch heute noch 
geblieben. 

In anderen Gewerbebetrieben und gerade auch im Mauxrer⸗ 
handwerk hat die Entwicklung mehr und mehr dahin geführt, daß 
auch die Arbeitsleiſtung des Lehrlings größere Bedeutung gewann. 
Nach dem Gutachten des Deutſchen Baugewerksbundes ſind die 
Maurerlehrlinge bei der auf dieſem Gebiete weit vorgeſchrittenen 
Arbeitsteilung ſchon vor beendeter Lehrzeit imſtande, beachtliche 
Leiſtungen bei einzelnen Sonderarbeiten hervorzubringen, ſo daß bei 
älteren Lehrlingen der Meiſter in der Lage iſt, mit dieſer Arbeits⸗ 
leiſtung zu rechnen und ſie als ſolche zu vergüten. Dieſe Anſicht 


Zu 19. Das Urteil iſt m. E. zutreffend. 

1. Es beſtreitet nicht, daß der Lehrvertrag Arbeitsvertrag iſt 
und daher auch der tariflichen Regelung unterliegen kaun. Das 
entſpricht der h. M. Vgl. Nipperdey, Beiträge zum Tarif⸗ 
recht S. 115. 

2. Haben aber die Innungen und Handwerkskammern von der 
ihnen geſetzlich zuſtehenden Befugnis zur Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens (88 81 a, 83, 93, 103 e, 103 g, 103 k GewO.) Gebrauch ge⸗ 
macht, ſo geht dieſe Regelung einer widerſprechenden tariflichen vor. 
(Neues Material bei Hoeniger, Jahrb. d. AR. IV, S. 76 ff.) 

3. Die Innungen und Handwerkskammern können auf Grund 
der genannten Beſtimmungen auch Normen über die privatrechtlichen 
Beziehungen der Lehrlinge, alſo auch über den Lohn erlaſſen. Damit 
iſt zutreffend die Meinung abgelehnt, daß ſich die 88 81 a ff. Gemd. 
nur auf die öffentlich⸗rechtliche Seite des Lehrlingsverhältniſſes be⸗ 
ziehen. Prof. Dr. Nipperdey, Jena. 


ſcheint ihre Beſtätigung darin zu finden, daß das Entgelt für 
Maurerlehrlinge nach den geleiſteten Arbeitsſtunden bemeſſen zu 
werden pflegt. Neben der Ausbildung tritt hier alſo die Arbeits⸗ 
leiſtung mehr und mehr hervor, der Lehrvertrag wird zugleich 
Arbeitsvertrag, ohne ſeine frühere Eigenart als Lehrvertrag zu 
verlieren. 

Trotzdem kann der ſtreitige Lehrvertrag nicht dem Tarifrecht 
unterſtellt werden. 

Das neue Tarifrecht beſeitigt die alten reichsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen, mit denen es in Widerſpruch tritt, nicht ausdrücklich. 
Auch aus dem Geiſte der Geſetzgebung iſt das nicht zu folgern. Die 
Befugniſſe, welche Innungen und Handwerkskammern hinſichtlich des 
Lehrlingsweſens beigelegt ſind, ſind von ſo hoher volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung, daß nicht zugegeben werden kann, daß ſie durch das 
Tarifrecht ſtillſchweigend beſeitigt werden. Dieſes Ergebnis ſcheint 
allgemein und unbeſtritten anerkannt zu ſein. Auch der Reichsarbeits⸗ 
miniſter vertritt die Anſicht, daß die beſonderen Stellen geſetzlich 
übertragener Befugniſſe durch Tarifverträge nicht berührt werden. 
Handwerkskammern und Innungen ſind daher auch jetzt noch be⸗ 
rechtigt und verpflichtet, gemäß § 81 ff. GewO. das Lehrlingsweſen zu 
regeln. Ihre Tätigkeit würde durchkreuzt werden, wollte man ihnen 
nur Einwirkungen auf die öffentlich⸗rechtlichen Belange (Unterricht 
uſw.) geſtatten. Sollen fie für ordnungsmäßige Ausbildung ſorgen 
können, ſo kann ihnen auch die Regelung der privatrechtlichen Fragen 
nach Lehrzeit, Lohn nicht entzogen werden. Hinſichtlich der Lehrzeit 
liegt das ſo klar auf der Hand, daß es allgemein auerkannt zu ſein 
ſcheint. Lehrzeit und Lohn ſtehen aber in innigſter Wechſelwirkung. 
Zu einer langen Lehrzeit kann ſich der Lehrherr nur verpflichten, 
wenn er ſicher iſt, daß die Löhne für ihn erträgliche Grenzen 
nicht überſchreiten. Im Tarifvertrag iſt der Arbeitgeber allgemein 
dadurch geſichert, daß er mit kurzer Friſt kündigen darf. Die Lehr⸗ 
ziele wären nicht erreichbar, wollte man dieſes Recht dem Meiſter 
auch für den Lehrvertrag zubilligen. Die Gefahr eines dauernden 
Wechſels des Lehrers wäre die Folge. Es bedarf keiner Ausführung, 
daß es unzuläſſig iſt, Kündigungsfriſt und Lohn bei ihrer engen 
Wechselwirkung auseinanderzureißen und die eine nach dem Leyr⸗ 
vertrag, den anderen nach Tarifrecht zu beſtimmen. Die Länge des 
Lehrvertrages feſtzuſetzen, muß ein Recht der Handwerkskammer und 
Innungen bleiben, wenn ſie die ihnen geſetzlich geſteckten Ziele er⸗ 
reichen ſollen. Folgerichtig müſſen ſie auch die Verfügung über die 
Lohnhöhe behalten. Dieſe Notwendigkeit ergibt ſich aber auch aus 
den bereits eingetretenen Folgen hoher Lehrlingslöhne, wenn die 
jeweiligen Machtverhältniſſe es zu ſolchen kommen laſſen. Nach dem 
Gutachten der Handwerkskammer hat die Höhe der Tariflöhne dazu 
geführt, daß viele geeignete Lehrherren im Bauhandwerk ſich haben 
abhalten laſſen, wieder Lehrlinge einzuſtellen, als der abgeſchloſſene 
Tarifvertrag mit dem hohen Entſchädigungsſatz für das 3. Lehrjahr 
bekanntgeworden war. Die Magiſtrate von Magdeburg und Halber⸗ 
ſtadt haben ſich ſogar bei Vergebung von Bauarbeiten ausbedungen, 
daß Lehrlinge auf ihren Bauten nicht beſchäftigt werden dürften, 
weil durch deren hohe Entſchädigung im Verhältnis zu ihren Lei⸗ 
ſtungen der Bau verteuert würde. Gleiche Erwägungen müſſen die 
Meiſter anſtellen, würden vielleicht auch bald im Publikum Boden 
finden. Das Tarifrecht kann daher dazu führen, die Ausbildung eines 
geeigneten Lehrlingsnachwuchſes in ſchwerer Weiſe zu gefährden. 
Handwerkskammern und Innungen können alſo ihre Ziele nicht 
erreichen, wenn durch Tarifvertrag ihre Beſtimmungen über Lehrzeit 
und Löhne beſeitigt werden können. Ihre Beſtimmungen gehen daher 
vor. Daß ſie nur auf die öffentlichen Fragen beſchränkt wären, 
iſt im Geſetz nicht ausgeſprochen und nach dem Sinne der Vorſchrift, 
wie dargelegt, keineswegs anzunehmen. 

(OLG. Naumburg, 2. ZS., Urt. v. 17. Juni 1924, 2 U 199/23.) 


Mitgeteilt von RA. Hermann, Naumburg a. d. ©. 
* 


20. 88 2, 3, 12, 13, 20 WZ G. Warenzeichenrecht. f 

Den Ausgangspunkt für die Beurteilung bildet die Tatſache 
der Eintragung des von der Kl. benutzten Warenzeichens „Ele 
trozeit“. Aus der Eintragung allein, gleichgültig, ob fie von Au. 
fang an zuläſſig war oder zur Zeit löſchungsreif iſt, folgt das Recht 
der eingetragenen Kl., das Warenzeichen ausſchließlich zu benutzen, 
allerdings nicht ſchrankenlos, ſondern in feſt umſchriebenen Grenzen 
(82 Wgch.). Die Abwehrklage auf Unterlaffung ſteht ihr gegen 


Zu 20. Die Entſch. bringt keine neuen Geſichtspunkte. Sie 
zeichnet ſich aber aus durch prägnantes Hervorheben und klares Be⸗ 
nutzen bewährter, allgemein anerkannter Grundſatze. Der Hinweis 
darauf, daß die Verwechſlungsfähigkeit dadurch bedingt werden kann, 
daß ein Wort ſich durch ſeine Fremdartigkeit und Klangwirkung be⸗ 
ſonders einprägt, hebt nur die Kennzeichen guter Warenzeichen her⸗ 
vor. Inſtruktib iſt die Bemerkung, daß das patentamtliche Klaſſen⸗ 
verzeichnis nur für die amtliche Bearbeitung beim Patentamt be- 
ſtimmt iſt, daß alſo nach der Zuteilung von Waren in verſchiedene 
patentamtliche Warenklaſſen nicht die Frage der Nichtidentität oder 
Nichtgleichartigkeit entſchieden werden kann. Ausſchlaggebend hierfür 
iſt bielmehr die Auffaſſung des Verkehrs. 

IR. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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jeden zu, der das ausſchließlich ihr zugewieſene Recht gleichfalls aus⸗ 
übt, ſelbſt wenn er die Störung weder kannte noch kennen mußte. 

Unſtreitig benutzt die Bekl. das Warenzeichen der Kl. nicht 
„rein“, das heißt in der eingetragenen alſo geſchätzten Geſtalt, ſon⸗ 
dern mit der Abweichung, daß ſie in zwei Worte zerlegt und die 
Wortverbindung „Normal⸗Uhr⸗Geſellſchaft K. und Co., H.“ beifügt. 
Gemäß 8 20 a. a. O. richtet ſich der Schutz des 8 12 auch gegen 
Abweichungen bei der Benutzung des Warenzeichens, ſofern trotzdem 
die Gefahr einer Verwechſlung vorliegt. Dieſe Gefahr muß gegeben 
ſein bei Vergleichung der Geſamterſcheinung beider Kennzeichnungen 
im maßgebenden Verkehr, d. h. bei den Durchſchnittskonſumenten der 
betreffenden Ware, die die Bezeichnungen nach der Erinnerung ver⸗ 
gleichen (Finger, WG., 2. Aufl. 1906 S. 448). Ob Verwechſ⸗ 
lungen tatſächlich vorgekommen ſind, iſt ohne Bedeutung. Die An⸗ 
noncen zeigen nun, daß in der Bezeichnung der Bekl. das Wort 
„Elektro-⸗Zeit“ hervorſticht und beſonders ſinnfällig gemacht wird, 
indem die Bekl. ihm eine Annoncezeile für ſich allein und einen 
jeden Buchſtaben zu beſonderer Geltung bringenden ſtärkeren und 
größeren Druck gewährt als den übrigen Wortbeſtandteilen. Damit 
iſt aber auch ſchon in der Firmenbezeichnung das Wort „Elektro⸗ 
Zeit“ Kernſtück in der Wortverbindung und wird zum Schlagwort 
für den Betrieb der Bekl. Die übrigen Beſtandteile ihrer Bezeich⸗ 
nung treten daneben völlig in den Hintergrund. Wer voller Auf- 
merkſamkeit lieſt, iſt der Gefahr, die beiden Bezeichnungen zu ver⸗ 
wechſeln, vielleicht nicht ausgeſetzt. Nun kommen aber als Käufer 
von Uhren alle Volksſchichten in Frage, und da läßt ſich der Er⸗ 
fahrungsſatz nicht bezweifeln, daß der gewöhnliche Leſer nicht die 
ganze Bezeichnung der Bekl. in allen ihren Beſtandteilen der Wort⸗ 
verbindung in ſich aufnimmt, ſondern durch das hervorſtechende Wort 
„Elektrozeit“ gefeſſelt wird derart, daß er vom weiteren Leſen Ab⸗ 
ſtand nimmt oder das Weitere vergißt. Aber auch wenn dieſe be⸗ 
ſondere Hervorhebung durch Anordnung und Druck fortfällt, drängt 
ſich das Wort „Elektrozeit“ den Sinnen des Durchſchnittskonſumenten 
beſonders auf, nicht ſowohl durch ſeine Voranſtellung als vielmehr 
durch ſeine Fremdartigkeit und Klangwirkung. Es iſt derjenige Teil 
ber Wortkombinierung, der im Gedächtnis haften bleibt. Damit aber 
iſt die Verwechſelbarkeit beider Bezeichnungen gegeben, indem das 
maßgebende Publikum bei Wahrung der Bezeichnung der Bekl. 
leicht dem Irrtum verfallen kann, es handele ſich um Waren oder 
Ankündigungen der Kl. 


Die Berupung des Warenzeichens der Kl. durch die Bekl. allein 
genügt aber nicht, um für erſtere ein Recht zum Verbote zu begründen. 
Es muß hinzukommen, daß der Schutz aus § 12 a. a. O. ſich gerade 
auf ſolche Waren bezieht, wie die Bekl. ſie vertreibt, oder wenigſtens 
auf ſolche, die ihnen gleichartig ſind. Vertreibt die Bekl. andere, 
nicht gleichartige Waren, ſo kann ihr der Gebrauch des Warenzeichens 
nicht verwehrt werden. Die Bekl. vertreibt unter anderen Uhren. 
Für die Kl. iſt das Warenzeichen geſchützt bezüglich „elektriſcher 
Zeitmeſſungsinſtrumente“. Nach der Verkehrsauffaſſung, die allein 
entſcheidet, ſtellen Uhren die gebräuchlichſten und bekannteſten Zeit⸗ 
meſſungsinſtrumente vor. Dies lehrt z. B. die Häufige Verwendung 
des Fremdworts „Chronometer“ gleich Zeitmeſſer für Uhr. Die Be⸗ 
rufung auf das patentamtliche Warenklaſſen verzeichnis, daß Uhren 
nicht zu den Zeitmeſſungsinſtrumenten zu rechnen ſeien, beruht auf 
einer Verkennung von deſſen Bedeutung. Wie aus den Einleitungs⸗ 
worten der Publikation des Klaſſenverzeichniſſes klar hervorgeht 
(Pat Mu Bl. 1894/95, 10), iſt es nur für die amtliche Bearbeitung 
beim Patentamte beſtimmt. Es erleichtert den inneren Dienſtbetrieb 
und geſtaltet die nach $3 a. a. O. vorgeſchriebenen periodiſchen Ver⸗ 
öffentlichungen überſichtlicher. Das amtliche Verzeichnis beſagt aber, 
daß Uhren für ſo wichtig zu erachten ſeien, daß ihnen eine beſondere 
Bearbeitung zuteil werden müſſe, entſcheidet aber die Frage, ob fie 
zu den Zeitmeſſungsinſtrumenten zu rechnen ſeien, nicht. Dieſe Frage 
iſt nach der Verkehrsauffaſſung zu bejahen. Iſt das aber der Fall, 
dann kann die weitere Frage offen bleiben, ob es überhaupt erforder⸗ 
lich iſt, daß das Warenzeichen bei der Kl. für Zeitmeſſungsinſtrumente 
Verwendung findet, oder ob nicht die bloße Tatſache der Eintragung 
zur Klage aus § 12 genügt. Denn darüber beſteht Einigkeit unter 
den Parteien, daß ſie es für irgendeine Art ſolcher Inſtrumente ge⸗ 
braucht. Ob gerade für Uhren, iſt ohne Bedeutung und braucht nicht 
feſtgeſtellt zu werden. 

Danach bedeutet die Firmenführung der Bekl. — die Inſerate 
find nur eine beſondere Erſcheinungsform der Firmenführung — 
einen unzuläſſigen Eingriff in das Warenzeichenrecht der Kl. Nach 
812 des Geſ. über den Schutz der Wareubezeichnungen kann die 
Kl. verlangen, daß ſie das Wort „Elektrozeit“ in der Firma nicht 
weiter verwendet. Etwas Gegenteiliges läßt ſich auch nicht aus 
§ 13 a. a. O. folgern. Hier werden nach allgemein anerkannter Auf⸗ 
faſſung (Finger a. a. O. S. 267) nur die unbedingt notwen⸗ 
digen Beſtandteile der Firmenführung gegenüber dem Warenzeichen 
geſchützt. Zu dieſen notwendigen Beſtandteilen einer Firma zählt 
natürlich nicht ein Phantaſiewort wie „Elektro-Zeit“, das willkür⸗ 
lich gewählt iſt. Bei anderer Auslegung des § 13 würde der Waren⸗ 
zeichenſchutz einen weſentlichen Teil ſeiner Bedeutung verlieren. 


(Och. Naumburg a. d. S., 1 88., Urt. v. 6. Okt. 1922, 1 U 996/20.) 
Mitgeteilt von RA. Karlewski, Naumburg a. d. S. 
* 


21. 88 766, 771, 808, 809 ZPO.; § 124, 129, 135 HGB. 
Iſt aus einem Titel gegen die Geſellſchafter einer offe- 
nen Handelsgeſellſchaft bei dieſer gepfändet, jo liegt 
Her Fall des § 766 ZPO. vor. f) 

Die Gläubigerin hat auf Grund eines gegen die Kaufleute 
Sch., W., S., G. lautenden Schuldtitels die Zwangsvollſtreckung be- 
trieben. Der Gerichtsvollzieher hat in den in E. befindlichen Ge⸗ 
ſchäftsräumen der im Handelsregijter eingetragenen offenen Handels- 
geſellſchaft W & S. in L. eine Reihe von Gegenſtänden gepfändet. 
Der Konkursverwalter über das Vermögen der genannten Firma hat 
gegen die Pfändung Erinnerung eingelegt. 

Auf die weitere Beſchwerde des Konkursverwalters iſt vom 
OLG. T. die Pfändung als unzuläſſig aufgehoben. 

Dem kann nicht beigetreten werden. Es lag hier kein Schuld 
titel gegen die offene Handelsgeſellſchaft vor. Nach § 124 Abſ. 2 
HGB. iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen ein 
gegen die Geſellſchaft gerichteter Schuldtitel nötig. Wie nun 
nach § 129 Abſ. 4 HGB. aus einem gegen die Geſellſchaft gerich⸗ 
teten vollſtreckbaren Titel die Zwangsvollſtreckung gegen die Geſell 
ſchafter nicht ſtattfindet, jo darf auch umgekehrt aus einem Schuld- 
titel gegen die Geſellſchafter die Zwangsvollſtreckung nicht gegen die 
offene Handelsgeſellſchaft vorgenommen werden. Der nicht befric- 


Zu 21. Der vorliegenden Entſch. iſt zuzuſtimmen bis auf die 
in ihr vertretene Anſicht, daß im vorliegenden Falle eine Wider⸗ 
ſpruchsklage auszuſchließen ſei. Vielmehr iſt hier einer der Fälle 
gegeben, in denen mit der Vollſtreckungsbeſchwerde des 8 766 ZPO. 
die Widerſpruchsklage des § 771 konkurriert. Und zwar aus folgen⸗ 
den Gründen: Da der Vollſtreckungsgläubiger für eine Geldforderung 
Befriedigung nur aus denjenigen Gegenſtänden ſuchen darf, die zum 
Vermögen des Vollſtreckungsſchuldners gehören, jo müßte das Geſetz 
an ſich die Geldvollſtreckung in bewegliche Sachen von dem zuvor 
vom Gläubiger zu erbringenden Nachweis abhängig machen, daß die 
als Befriedigungsquelle in Anſpruch zu nehmende Sache dem Schuld- 
ner gehört. Im Intereſſe der Schleunigkeit und Energie des Voll⸗ 
ſtreckungsverfahrens verlangt die ZPO. dieſen oft zeitraubenden und 
ſchwierigen Beweis jedoch vom Gläubiger nicht, ſondern regelt die 
Pfändung beweglicher Sachen unter dem Kriterium des Gewahr⸗ 
ſams: Alle im Gewahrſam des Schuldners (oder des Gläubigers, 
8 809) befindlichen Sachen unterliegen der Pfändung, einerlei, ob 
ſie Eigentum des Schuldners ſind oder ob ein Dritter ihr Eigen 
tümer oder ſonſt an ihnen berechtigt iſt. Die Tatſache des Schuldner 
gewahrſams (bzw. des Gläubigergewahrſams) begründet mithin ihre 
Vollſtreckungsfähigkeit, ohne daß die Eigentumsfrage aufgerollt würde 
(8 808). Sache des durch die Pfändung gefährdeten Dritten iſt es 
dann, fein die Veräußerung hinderndes Recht, insbeſ. fein Eigentum 
an der gepfändeten Sache mit der Widerſpruchsklage ($ 771) geltend 
zu machen. Alle im Gewahrſam eines Dritten befindlichen Sachen 
dürfen hingegen nur gepfändet werden, wenn der Dritte in die 
Pfändung einwilligt. Anderenfalls wird die Eigentumsfrage auf 
gerollt, und der Gläubiger hat das Schuldnereigentum an der als 
Befriedigungsquelle für ſeine Forderung in Anſpruch zu nehmenden 
Sache zu beweiſen (nach 8 8470. Dieſe Grundſätze führen für den 
Fall, daß es ſich um die Vollſtreckung gegen eine offene Handels 
geſellſchaft oder gegen einen Geſellſchafter einer ſolchen handelt, zu 
folgendem Ergebnis: Aus § 124 HGB. ergibt ſich, daß die offg G. 
im Prozeſſe die Stellung einer Partei hat, alſo parteifähig iſt, ob- 
wohl ihr die Rechtsfähigkeit fehlt (vgl. Rich. Schmidt, Lehrb. d. 
dtſch. Zivilprozeßrechts, S. 322, vgl. auch Lehmann-Hoeni 
ger, Lehrb. d. Handelsrechts, 1. Halbb. S. 237, etwas abweichend 
Jaeger, Feſtgabe der Leipziger Juriſtenfakultät für Rudolph 
Sohm, 1915, S. 3: „Der Mitgliedergemeinſchaft als ſolcher kommt 
Rechtsfähigkeit zu, aber juriſtiſche Perſon iſt die offd G. nicht“). Die 
Konſequenz hieraus ziehen die 88 121 Abſ. 2; 129 Abſ. 4 HGB. 
Hieraus folgt, daß im Vollſtreckungsverfahren gegen die offbG. der 
einzelne Geſellſchafter die Stellung als „Dritter“ hat, da Boll- 
ſtreckungsſchuldner hier „die Mitgliedergemeinſchaft, nicht das ein— 
zelne Mitglied“ iſt (Jaeger, a. a. O. S. 40). Als „Dritter“ hat 
ſomit der einzelne Geſellſchafter die Widerſpruchsklage des § 771 
3PO., ſobald auf Grund eines nur gegen die off G. als ſolche lau⸗ 
tenden Titels in ſein eigenes Vermögen vollſtreckt wird. Umgekehrt 
iſt die offy G. „Dritter“ im Vollſtreckungsverfahren gegen den ein⸗ 
zelnen Geſellſchafter und hat ſomit ihrerſeits die Widerſpruchsklage, 
wenn auf Grund eines nur gegen dieſen perſönlich gerichteten Titels 
in das Geſellſchaftsvermögen vollſtreckt wird (ebenſo Jaeger, 
a. a. O. S. 40), z. B. wenn eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörende 
Sache bei einem in die Pfändung willigenden, alſo herausgabe⸗ 
bereiten anderen Dritten gepfändet wird. Und wenn auf Grund 
eines ſolchen nur gegen den einzelnen Geſellſchafter lautenden Titels 
eine der Geſellſchaft gehörende Sache im Gewahrſant der nicht heraus⸗ 
gabebereiten Geſellſchaft — alſo unter Verletzung des 8 809 — als 
angeblich dem Geſellſchafter gehörend gepfändet wird, dann konkur⸗ 
riert für die offy G. mit der Widerſpruchsklage des $ 771 die Voll 
ſtreckungsbeſchwerde des § 766. Ebenſo kann die Geſellſchaft unbe 
ſchadet ihres Rechts zur Widerſpruchsklage mit der Vollſtreckungs 
beſchwerde des 8 766 das Fehlen der Schuldnereigenſchaft auf ihrer 
Seite, d. h. das Fehlen eines gegen fie lautenden Titels (88 12.1 
Abſ. 2; 129 Abſ. 4 HGB.) geltend machen (vgl. Jaeger, a. a. O. 
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digte Gläubiger eines Geſellſchafters hat nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 135 HGB. das dort bezeichnete Kündigungsrecht. 
Wenn alſo der Gerichtsvollzieher in den Räumen der offenen 
Handelsgeſellſchaft, gegen die der Schuldtitel aber nicht lautete, 
deren Caren piandele, ſo handelte er unzuläſſig (vgl. 8 808 ZPO.). 
Es handelt ſich hier, wo der Beſchwerdefühcer dies geltend macht, 
nicht darum, daß er ein die Veräußerung hinderndes Recht gebraucht, 
fondern darum, daß er das Vorhandenfein eines (gegen die Geſell⸗ 
ſchaft gerichteten) Schuldtitels, der zur Pfändung von Sachen der 
Geſellſchaft berechtigte, beſtreitet. Daran ändert auch der Umſtand 
nichts, daß der Beſchwerdeführer das Eigentum der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft an den Pfandſtücken betont und glaubhaft gemacht hat. 
Er hatte, um ſich auf $ 766 ZPO. berufen zu können, darzutun, daß 
der Titel nicht gegen die Geſellſchaft gehe, und daß deren Waren 
gepfändet ſeien. Das erſte ſtand feſt. Die zweite Grundlage für die 
Berechtigung ſeiner Einwendung wies er eben durch die Rechnungen und 
eidesſtattlichen Verficherungen nach. Er machte nicht, wie der Kl. 
gemäß 8 771 ZRDO., ſein Recht an rechtmäßig beim Schuldner 
gepfändeten Sachen geltend, ſondern verwahrte ſich gegen die bei 
ihm unzuläſſig erweiſe unter Verletzung der 88 808, 809 ZPO. 
erfolgte Zwangsvollſtreckung. Der Beſchwerdeführer gründet ſich ſo⸗ 
nach mit Recht auf 8 766 ZPO. Sein Begehren, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſchlechthin für unzuläſſig zu erklären, iſt gerechtfertigt. 
(OLG. Naumburg, 5. 8 S., Beſchl. v. 23. Okt. 1924, 5 W 179/24.) 
Mitgeteilt von OLGR. Hoffmann, Naumburg. 
* 
Stettin. 


22. 8242 BG B. Zur Verfügungsſtellung des Kauf⸗ 
91.1 bei einer Bank ſchließt die Pflicht zur Aufwertung 
aus. 

Der Kläger hatte ſeine Vertragspflicht vollkommen erfüllt, 
wenn er alsbald den Vertragspreis bei einer Bank zur Verfügung 
des Bekl. gegen Vorlegung der Ladeſcheine einzahlte. Allerdings 
find dann anſcheinend Schwierigkeiten in der Beſchaffung des Kahn⸗ 
raumes für die zu liefernden Steine entſtanden und es kann zweifel⸗ 
haft ſein, ob eine ſolche vom Bekl. nicht zu vertretende und ihn doch 
an der Empfangnahme der bei der Bank eingezahlten Gelder hin⸗ 
dernde Schwierigkeit nach den Grundſätzen von Treu und Glauben 
im Verkehre trotzdem an ſich geeignet wäre, bei der außerordenk⸗ 
lichen allgemeinen Erhöhung des Ziegelpreiſes im Frühjahr 
1923 eine Preisnachforderung zu rechtfertigen. Da aber der Kl. in 
rechtzeitiger Rückſichtnahme auf dieſe Schwierigkeit ſchon im Nov. 
1922, als die Preiſe noch nicht ſo außerordentlich geſtiegen waren, 
auf Vorlegung der Ladeſcheine verzichtet und die Empfangnahme des 
vollen Kaufpreiſes nur von der Erklärung des Bekl. abhängig ge⸗ 
macht hatte, daß dieſer die Ziegel für den Kl. verwahre, ſo ſcheidet 


S. 41). Wie denn überhaupt in allen denjenigen Fällen, in denen die 
Widerſpruchsklage des § 771 zuläſſig iſt, ganz allgemein eine Kon⸗ 
kurrenz mit der Vollſtreckungsbeſchwerde dann gegeben iſt, wenn 
außerdem noch deren Vorausſetzungen für den Dritten vorliegen (vgl. 
Ru d. Schultz, Das Verhältnis der Vollſtreckungsbeſchwerde zu der 
ſofortigen Beſchwerde des Vollſtreckungsverfahrens S. 450 ff., ſiehe 
dort auch die Darlegung über die Verſchiedenheit beider Rechtsbehelfe 
nach ihrer Richtung und Wirkung hin, vgl. ſerner auch Stein, 
Komm. z. ZPO. Note II, 2 zu § 771). Dabei kommt es für die Frage 
der Zuläſſigkeit der Widerſpruchsklage darauf, ob die Pfändung, 
gegen die ſie ſich richtet, rechtmäßig war oder nicht, nicht an; die 
Tatſache, daß, wenn auch eventuell unrechtmäßigerweiſe, gepfändet 
worden ift, genügt (fo mit Recht die herrſchende Meinung, vgl. 
Stein, Komm. Text zu Aum. 55 in dieſer Aum. auch die Vertreter 
der Gegenmeinung). Deshalb iſt der vorliegenden Entſch. des DRS. 
Naumburg nicht beizupflichten, wenn fie als Vorausſetzung für die 
Widerſpruchsklage das Vorliegen einer rechtmäßigen Pfändung 
verlangt und aus dem Fehlen einer ſolchen den Grund für das Aus⸗ 
geſchloſſenſein einer Widerſpruchsklage im vorliegenden Fall entneh⸗ 
men will. Vielmehr iſt auch hier eine Konkurrenz der Vollſtreckungs⸗ 
beſchwerde des 8 766 mit der Widerſpruchsklage gegeben, und es war 
Sache des Konkursverwalters, zu entſcheiden, ob er den einen oder 
den anderen Rechtsbehelf wählen wollte. Inſofern hatte auch die 
untere Inſtanz, das LG. Torgau, unrecht, wenn es unter Ab⸗ 
ſchneiden der Möglichkeit der Vollſtreckungsbeſchwerde den Konkurs⸗ 
verwalter umgekehrt einſeitig auf die Widerſpruchsklage feitlegie. 
Prof. Dr. Rudolf Schultz, Freiburg i. Br. 

Zu 22. Die Vorauszahlung des Markpreiſes beim gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag ſchließt in der Regel die Pflicht zur Aufwertung 
aus. Siehe die einſchlägige Rechtſprechung z. B. in meiner Über- 
ſicht JW. 1924, 1451. Wegen Gleichheit des Grundes wird int 
vorliegenden Falle der Umſtand, daß der Käufer dem Verkäufer im 
voraus den geſamten Kaufpreis bei einer Bank zur Verfügung ſtellte 
gegen eine Erklärung, die der Verkäufer nach Lage des Falles billiger⸗ 
MN nicht verweigern konnte, zutreffend der Vorauszahlung gleich⸗ 
geſtellt. 

Die Pflicht zur Aufwertung des Kaufpreiſes ſchon vom Tage 
des Vertragsabſchluſſes ab, iſt in dem Urteil nicht mit der Schärfe 
zum Ausdruck gelangt, wie fie das RG. neuerdings betont. Siehe z. B. 
163/24 22. Okt. 1924. Rechtsanwalt Dr. Plum, Köln. 
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dieſes Bedenken aus. Der Bekl. hatte dadurch die von keiner Kahn⸗ 
ſchwierigkeit berührte Möglichkeit ſofortiger Nutzbarmachung des 
geſamten Kaufpreiſes noch rechtzeitig erhalten, während der Kl. ſich 
dieſer Summe jojort entſchlagen hatte. Von einer Aufwertung des 
Preiſes im Frühjahr 1923 kann deshalb nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben hier ebenſo nicht die Rede ſein, wie das RG. 
eine ſolche Aufhöhung ſchon mehrfach in den Fällen nicht zugelaſſen 
hat, in denen die Zahlung des Kaufpreiſes von vornherein voll⸗ 
zogen worden war (vgl. z. B. RG. 107, 244 u. a.). 

Deshalb hat der Vorderrichter recht, wenn er den Deckungs⸗ 
kauf des Beklagten im März 1923 als wohlbegründet erachtet und 
den durch Vergleich der Goldmarkwerte beider Preiſe ſich ergebenden 
Unterſchied als zu erſetzenden Schaden anerkennt. 


(OLG. Stettin, 2. 36., Urt. v. 29. Sept. 1924, 2 U (9.240 
Mitgeteilt von RA. Dr. Conrad, Stettin. 


* 
Stuttgart. 

23. 88 1—5, 9, 12, 3. StNotV O. 87 I. Durchf VO. 
88 157, 242 B B. Aufwertung noch dem 31. Dezember 1918 
begründeter Reſrkaufgeldhypothelen. Rückzahlungs⸗ 
termin. f) 

I. Die Entf). des AG. geht aber inſoweit fehl, als ſie für die 
beſondere Aufwertung nach $ 3 zweiter Halbſatz die Anwendbarkeit 
des 8 5 der 3. Steuer Rot VO. ausſchließt. Damit, daß $ 3 über das 
Maß von 15% des Goldmarkwerts hinaus eine Aufwertung nach 
allgemeinen Grundſätzen zuläßt, fällt dieſe Aufwertung nicht etwa 
aus dem Rahmen der 3. Steuer Not VO. Es kann ſich dabei auch 
nicht um die Anwendung des 8 12 der 3. Steuer RotVO. handeln. 
Es bleibt dabei, daß eine durch Hypothek geſicherte Forderung 1. S. 
des § 1 Abf. 2 Ziff. 4 der Steuer Rot VO. in Frage ſteht. Und wie 
82 für die Vermögensanlagen aus 8 1 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3, und 
84 für die Vermögensaulagen aus 8 1 Abſ. 2 Ziff. 6 bis 8 nähere 
Aufwertungsbeſtimmungen gibt, ſo gibt ſolche der $ 3 für die durch 
Hypothek uſw. geſicherten Forderungen des 8 1 Abſ. 2 Ziff. 4. Fur 
die in den 88 2 bis 4 geregelten Aufwertungsfälle beſtimmt aber 
der § 5 die Zwangsſtundung bis 1. Jan. 1932 und die dort feſtgeſetz⸗ 
ten Zinsſätze (ebenſo Mügel, Komm. zur 3. Steuer NotO. 8 5 
Ziff. 5 und Michaelis, Die Aufwertung 8 5 Ziff. 2). 

Weil aber 8 5 die Fälligkeit für alle Aufwertungsfälle der 
88 2—4 auf den 1. Jan. 1932 hinausrückt und für die regelmäßige 
Aufwertung von 15% des Goldmarkwerts eine für die Zeit der Feſt⸗ 
ſetzung beſtimmte Summe ohne Rückſicht auf dieſe Zwangsſtundung 
gegeben ift, entſpricht es jedenfalls für die Regel nicht dem Sinn 
des Geſetzes, wenn bei der Feſtſetzung der. gemäß 8 3 zu findenden 
Aufwertungsſumme dieſe Hinausrückung der Fälligkeit berüdfichtigt 


Zu 23. Die Annahme, daß die Vorſchriften des g 5 der 3. Steuer⸗ 
Not VDO. auch in denjenigen Fällen Anwendung zu finden haben, 
in denen gemäß 8 3 die Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften 
ſtattfindet, darf jezt wohl als die herrſchende bezeichnet werden. Der 
vom OLG. gemißbilligten Auffaſſung von Michaelis, daß bei 
der Feſtſetzung der Höhe der Aufwertung die Vorſchriften des 8 5 
zu berückſichtigen ſeien, bin ich in der zweiten Auflage meines Kom⸗ 
mentars (Anm. 1 zu 8 5) beigetreten. Die gegen dieſe Anſicht er⸗ 
hobenen Bedenken ſcheinen mir nicht ſchlüſſig zu ſein. Daraus, daß 
in den Fällen, in denen die VO. eine Höchſtgrenze für die Auf⸗ 
wertung feſtſetzt, 15% nur mit den Einſchränkungen des 85, alſo 
wirtſchaftlich weniger als 150% bewilligt werden, folgt nicht, daß, 
wo eine Grenze für die Aufwertung nicht feſtgeſetzt iſt, die Tatſache, 
daß die Vorſchriften des 8 5 den gegenwärtigen Wert der Leiſtung 
mindern, nicht berückſichtigt werden darf. Und wenn es auch un⸗ 
möglich iſt „zu ſagen, welche Summe nach den unbekannten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen des 1. Jan. 1932 alsdann dem richtigen 
Wert der urſprünglichen Papiermarkforderung entſprechend ſein wird“, 
fo hindert dies nicht, eine Abſchätzung, in welchem Umfange gur 
Zeit eine gemäß 8 5 in bezug auf Fälligkeit und Verzinſung ein⸗ 
geſchränkte Geldforderung gegenüber einer ſofort zahlbaren Forderung 
gleicher Höhe einen mindereren Wert aufweiſt. Der Gläubiger wird 
ſchon dadurch geſchädigt, daß er nach 8 7 der 1. DurchfVO. gezwungen 
iſt, ſchon jetzt die Aufwertung zu beantragen, und niche die Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe bis 1932 abwarten darf. Es bedeutet eine 
weitere Schädigung, wenn jetzt die Höhe der Summe ermittelt wird, 
deren alsbaldige Zahlung nach den heutigen Verhältniſſen den Grund⸗ 
fügen des § 242 BGB. entſprechen würde, die ſo ermittelte Summe 
aber dann den Wertminderungen des 85 unterworfen ſind. 

Die Ausführungen unter II darüber, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Feſtſtellung der angemeſſenen Höhe der Aufwertung mit 
der Beſchwerde angefochten werden kann, erſcheinen mir zutreffend. 
Auch die Darlegungen über die Grundſätze, welche für die Be⸗ 
meſſung des Auſwertungsbetrages maßgebend ſein ſollen, halte ich 
im weſentlichen für zutreffend. Von beſonderem Intereſſe iſt die 
Ausführung, daß die nach Dollarkurs berechnete Goldmarkhöhe der 
Forderung nicht die obere Grenze der Aufwertung darſtelle. In 
dem gleichen Sinne hat ſich der Beſchluß des KG. v. 24. Nov. 
1924 (JW. 1924, 2002) ausgeſprochen. 


Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 
36* 
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wird (fo zwar Michaelis a. a. O.). Feſtzuſtellen iſt auch hier 
durch die Aufwertungsſtelle, was heute der richtige Aufwertungs⸗ 
betrag iſt. Die Fälligkeit dieſes Anſpruchs wird geſetzlich hinaus⸗ 
gerückt. Das entſpricht auch dem Bedürfnis. Denn es iſt unmöglich, 
zu ſagen, welche Summe nach den unbekannten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen des 1. Jan. 1932 alsdann dem richtigen Wert der ur⸗ 
ſprünglichen Papiermarkſorderung entſprechend ſein wird. Immerhin 
mag eine Berückſichtigung dieſes geſetzlichen Moratorlums nach 8 3 
2. Halbſatz im einzelnen Fall gerechtfertigt ſein, etwa wenn ohne 
weiteres feſtſteht, daß die Forderung ſofort bezahlt werden ſoll, es 
ſteht aber dem nichts im Weg, daß ſie der Schuldner leiſtet, ſo 
auch Mügel, D. J. Z. 1924 S. 509, LG. Karlsruhe, J. W. 1924 
S. 15514. Soweit die Parteien darüber nachträglich einig 
werden, mögen ſie der früheren Zahlung durch entſprechende Ver⸗ 
einbarung Rechnung tragen. Die Aufpertungsſtelle hat nach 8 9 
nicht die Aufgabe, ſich über eine Zahlungszeit oder über Zinſen 
entgegen der Beſtimmung des § 5 Abſ. 2 auszusprechen. Sie hat 
nach § 9 Abſ. 1 ausſchließlich die Höhe des Aufwertungs⸗ 
betrags im Streitfall feſtzuſtellen. Die Ausnahme des 8 9 Abf. 7 
kommt vorliegendenfalls nicht in Frage. 


II. Die Aufwertung gemäß 8 3, 2 Satzhälft der 3. Steuer Not⸗ 
BD. geſchieht nach allgemeinen Vorſchriften. Dieſe find in erſter 
Linie die Beſtimmungen der 88 157,242 BGB. Danach iſt nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte feſtzuſtellen, 
welcher Betrag für die Umwertung angemeſſen erſcheint. Dieſe Prü⸗ 
fung iſt alſo an ſich Ermeſſensſache und deshalb, ſoweit ſie allein auf 
der tatſächlichen Grundlage des Einzelfalles beruht, nicht anfechtbar. 
Denn die ſofortige Beſchwerde ift nach 8 9 Abſ. 4 Saß 2 nur zuläſſig, 
joweit eine Geſetzes verletzung in Frage ſteht. Nun können aber 
auch die Beſtimmungen der §§ 157, 242 BGB. in rechtsirrtümlicher 
Auslegung angewendet ſein; das kommt vor allem in Frage, wenn 
allgemeine Lebensregeln und Erfahrungsſätze nicht richtig angewendet 
ſind. Inſoweit handelt es ſich alsdann um eine unrichtige Subſum⸗ 
tion ſolcher Sätze unter das Geſetz. In ſolchen Fällen hat bisher das 
RG. auch die Reviſion regelmäßig zugelaſſen, und die Beſtimmungen 
über die ſofortige Beſchwerde des § 9 der 3. Steuer Rot VO. müſſen 
nach Faſſung des Geſetzes und Verweiſungen gleichermaßen aus⸗ 
gelegt werden (vgl. zu der Reviſion: Stein, ZPO. III 2c zu 8 549; 
Wach, Vorträge S. 286; Stein, Das private Wiſſen des Rich⸗ 
ters, S. 104 ff.; ſodann RG. 76, 174—176 JW. 1911, 586; JW. 
1905 S. 370; 1906 S. 457). Auch in dieſer Richtung iſt der an⸗ 
gefochtene Beſchluß nicht frei von dem Verdacht unrichtiger Anwen⸗ 
dung des Geſetzes. Die Aufwertungsſtelle ſtüßt mangels anderer 
tatſächlicher Anhaltspunkte ihre Aufwertung allein auf die Be⸗ 
meſſung der Reſtkaufgeldforderung im Hinblick auf die Bewertung 
des Grundſtücks beim Kauf und den Grundſtückswert für die heutige 
Zeit. Es iſt anzuerkennen, daß dieſer Maßſtab an ſich der Berück⸗ 
ſichtigung wert iſt. Er darf jedoch, vor allem bei einer Entſtehung 
der Forderung in der Zeit der Geldentwertung, nicht allein maß⸗ 
gebend fein. Das hat insbeſondere auch das RG. nicht für richtig er⸗ 
klärt. In der Entſch. v. 28. Nov. 1923 — ZW. 1924, 38, 402 ift nur 
geſagt, daß dieſer Geſichtspunkt für die Frage der Umwertung von er⸗ 
heblicher Bedeutung ſein müffe. Zu ſehr darf zugunſten der Hypothe⸗ 
kengläubiger der in gewiſſem Maß dem Volksempfinden entſprechende 
Gedanke nicht in den Vordergrund geſtellt werden, daß durch Beſtellung 
einer Hypothek der Hypothekengläubiger eine Art von Anteilsrechten an 
dem Wert des belaſteten Grundſtücks erwerbe. Die Wertbeziehungen, 
die dadurch geſchaffen werden, daß beim Kauf zu beſtimmtem Preis 
etwa in Höhe eines Bruchteils des Kaufpreiſes eine Hypothek ein⸗ 
getragen wird, verdienen an ſich auch für die ſpäter veränderte 
Wirtſchaftslage Berückſichtigung. Aber im übrigen kann ſich durch 
Verbeſſerungen oder Verſchlechterungen des Objekts oder durch anders 
geartete Bewertungsgrundſätze der Maßſtab für die Bewertung des 
Grundſtücks in einer Weiſe verändern, die nicht mehr, jedenfalls nicht 
mehr ganz, in Beziehung zu der Umwertung der Hypothek geſetzt 
werden darf. Bei der Hypothek, vor allem aber wie hier wieder zu 
trennen iſt, bei der Bewertung der durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung, darf nicht vergeſſen werden, daß es ſich hier um eine Geld⸗ 
forderung handelt, deren Umwertung vorzugsweiſe unter Berückſich⸗ 
tigung der Umſtände zu erfolgen hat, die für den veränderten 
Goldwert als ſolchen von Bedeutung find. Bei der Auf⸗ 
wertungsfrage muß ſich deshalb die Aufwertungsſtelle auch die letz⸗ 
tere Entwicklung für ſich ſelbſt im einzelnen Fall klar machen. 
Und dabei wird dann die Frage erheblich, ob für die beſondere Auf⸗ 
wertung des § 3 zweiter Halbſatz nicht die Umrechnung auf Gold⸗ 
markgrundlage die obere Grenze für die Umwertung bildet. In die⸗ 
ſem Zuſammenhang verweiſt der Beſchwerdeführer nicht mit Unrecht 
auf die neuere Rechtſprechung des RG.; vgl. u. a. RG. 103, 328, 
334 JW. 1922, 702; 107, 186, vor allem aber auch die erwähnte 
Entſch. v. 28. Nov. 1923, wo (RG. 107, 87 — ZW. 1924, 38, 402) 
geſagt iſt, die Aufwertung habe nicht ſtets in gleichem Maß zu 
erfolgen, etwa „gar“ im Wertverhältnis der Papiermark zur 
Goldmark. Die Auffaſſung, daß der Goldmarkwert die obere 
Grenze für die Aufwertung bilde, wird man aber allerdings 
heute, jedenfalls für die Aufwertung nach § 3 der 3. Steuer⸗ 
Not VO. als überholt bezeichnen müſſen. Der Dollarkurs iſt im 
Inland zeitweilig künſtlich niedergehalten worden. Die Kaufkraft 
der Papiermark war meiſt eine höhere, als ihrem Goldwert ent⸗ 
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ſprach. Auch hier kommt ferner wiederum in Betracht, daß die 
Grundſtückpreiſe nicht im gleichen Verhältnis, wie die Wertung der 
Papiermark, ſich verändert haben. Kann ſo im einzelnen Fall unter 
Berückſichtigung anderer Maßſtäbe (Lebenshaltungskoſten, Gehalts⸗ 
und Lohnbewegungen, Zeiler ſche Zahlen u. a.) eine höhere Be⸗ 
wertung der Forderung als dem Goldwert entſpricht, angemeſſen 
ſein, ſo darf andererſeits wieder allgemeinhin und nach den beſon⸗ 
deren Verhältniſſen der Beteiligten der Erfahrungsſatz nicht außer 
acht bleiben, daß in der Zeit der Geldentwertung wohl kaum jemand 
deren Folgen ſich hat ganz entziehen können. 

Alle dieſe Umſtände ſind zu berückſichtigen, und in ihrer Wer⸗ 
tung zuſammengenommen, iſt unter weiterer Berückſichtigung der 
beſonderen Umſtände des einzelnen Falles die angemeſſene Aufwer⸗ 
tung für die durch Hypothek geſicherte Forderung zu finden. 

(OLG. Stuttgart, I. ZS., Beſcht. v. 3. Nov. 1924, AufwReg 2/24.) 
Mitgeteilt von IR. A. Seeger, Stuttgart. 
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24. Übermäßiger Gewinn bei Zahlung des Kauf— 
prieiſes in Raten. 

Um beurteilen zu können, ob der geforderte Preis einen über- 
mäßigen Gewinn enthielt, mußten, da der Preis in Raten zahlbar 
war, die einzelnen Raten in Berückſichtigung der Währungsverhält⸗ 
niſſe zur Zeit ihrer Fälligkeit gewertet werden. Es mußte alſo ge⸗ 
nau feſtgeſtellt werden, wann und in welcher Höhe die einzelnen 
Raten fällig waren und wie ſich zur Zeit der Fälligkeit die Valuta⸗ 
verhältniſſe gegenüber der Zeit des Vertragsabſchluſſes verſchoben 
hatten. Es geht nicht an, das Vorliegen des äußeren Tatbeſtandes 
des Preiswuchers nach den Anſchauungen zu beurteilen, wie ſie zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes über die künftige Entwickelung der 
Währungsverhältniſſe in geſchäftlichen Kreiſen herrſchten und in dem 
eingeforderten Gutachten zum Ausdruck kommen. Erſt wenn nach 
der tatſächlichen Entwickelung der Währung feitfteht, daß der ge 
forderte Preis gegenſtändlich einen übermäßigen Gewinn enthält, 
gewinnt die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes in Geſchäftskreiſen an⸗ 
genommene Beurteilung dieſer Entwickelung für die Frage nach dem 
Vorliegen des inneren Tatbeſtandes des Preiswuchers Bedeutung. Es 
wird alsdann weiter zu prüfen ſein, ob die Angekl. ſich deſſen bewußt 
waren, daß der geforderte Preis bei Bewertung der einzelnen Raten 
nach der Zeit ihrer Fälligkeit und in Berückſichtigung des mit der 
Umdatierung verbundenen Nutzungsverluſtes und Riſikos einen über⸗ 
mäßigen Gewinn darſtellte, und ob ſie dieſen Erfolg gewollt haben. 
Die erörterten Mängel mußten zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils führen. 

(OLG. Roſtock, Urt. v. 19. Sept. 1924, II Me 178/869.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Richard Joſephy, Roſtock. 
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Aachen. Zivilſachen. 

1. Die Werksbeurlaubung von Arbeitern während 
der Zeit des paſſiven Widerſtandes beeinflußt deren 
Recht auf Erholungsurlaub im folgenden Jahre nicht. 

Als i. J. 1923 aus Anlaß des paſſiven Widerſtandes die 
Induſtrie des beſetzten Gebietes großenteils zur Stillegung gezwun⸗ 
gen war, ſollten Entlaſſungen von Arbeitnehmern tunlichſt vermie⸗ 
den werden. Es liegt hierüber eine Vereinbarung der Verbände v. 
10. Febr. 1923 vor, von der allerdings nicht erſichtlich iſt, ob ſie 
auch für den Bezirk D. galt. Jedenfalls wurden auch die Arbeiter, 
um deren Anſprüche es ſich hier handelt, im Jahre 1923, als ihre 
Dienſte infolge Stillegungen bei der Bekl. entbehrlich wurden, nicht 
entlaſſen, ſondern „beurlaubt“. Sie wurden nicht mehr beſchäftigt, 
bekamen aber / ihres Lohnes durch die Bekl., freilich nicht aus 
deren Mitteln, ſondern aus Mitteln des Reichs, ausbezahlt. Nach 
Abbruch des paſſiven Widerſtandes erfolgte die Weiterbeſchäftigung 
der Arbeiter durch die Bekl. Dieſe erließ am 23. Juli 1924 eine 
Bekm. an ihre Arbeiter, wonach für diejenigen, die i. J. 1923 werks⸗ 
beurlaubt waren, eine Kürzung der Urlaubszeit eintrete unter Be⸗ 
rückſichtigung der geleiſteten Arbeitszeit nach dem 1. April 1924. 

Der Kl. bezeichnet die Bekm. als ungültig, weil mit dem be⸗ 
ſtehenden Tarifvertrag in Widerſpruch ſtehend. Die Werksbeurlau⸗ 
bung ſei rechtlich ſo zu behandeln, als ob die Arbeiter gearbeitet 
hätten. Es ſei ihnen auch ſeinerzeit zugeſichert worden, daß ihnen 
ihre erworbenen Rechte gewahrt bleiben und aus der Durchhaltung 
des paſſiven Widerſtandes kein Schaden erwachſen ſollte. Infolge⸗ 
deſſen könnten ſie 1924 ſoviel Urlaub beanſpruchen, wie wenn das 
Jahr 1923 ein normales Arbeitsjahr geweſen wäre. Er klagt auf 
Zahlung der 309.28 RM. 

Die Bekl. hat Abweiſung der Klage beantragt. Die Werks⸗ 
beurlaubung habe nur formal die Angehörigkeit der Arbeiter zum 
Betrieb aufrechterhalten, praktiſch ſei ſie eine Entlaſſung geweſen. 
Für 1924 ſtehe den Arbeitern kein Urlaub zu, weil ſie im Betrieb 
nicht ununterbrochen 1 Jahr tätig geweſen ſeien. Sie brauchten auch 
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keinen Urlaub, der zur Erholung von der Arbeit des Jahres dienen 
ſolle, während ſie doch im Jahr 1923 monatelang gefeiert hätten. 

Gegen das die Klage abweiſende Urt. des GewG. D. hat der 
Kl. Berufung eingelegt, die Erfolg hatte. 

Die Entſch. des Rechtsſtreits hängt lediglich von der Beant⸗ 
wortung der Frage ab, ob die Werksbeurlaubung der Arbeiter im 
Jahre 1923 auf ihre Urlaubsberech tigung für 1924 von Einfluß 
iſt oder nicht. Die Frage kann nicht mit dem GewG. um deswillen 
bejabt werden, weil die Arbeiter entlaſſen worden ſeien; denn un⸗ 
ſtreilig hat 1923 eben keine Entlaſſung, ſondern nur eine Werks⸗ 
beurlaubung ſtattgefunden. 

Die Löſung iſt nicht durch Auslegung des Tar Vert. v. 22. Juni 
1922 zu gewinnen. Bei ſeinem Abſchluß haben die Vertragsparteien 
an fo ganz außergewöhnliche Verhältniſſe, wie fie 1923 im beſetzten 
Gebiet eingetreten ſind, nicht von ferne gedacht und für ſolche Zu⸗ 
ſtände Abreden weder getroffen, noch treffen wollen. Immerhin ſteht 
die Vereinbarung von 1922 einer Bejahung der Urlaubsberechtigung 
der Arbeiter für 1924 nicht im Wege. Denn es heißt unter Ziff. 5, 
daß Ferien jeder Arbeitnehmer erhält, der dem Betrieb ununter⸗ 
brochen mindeſtens 1 Jahr angehört hat. Die Betriebszugehörig⸗ 
keit aber wird durch die Werksbeurlaubung nicht unterbrochen (vgl. 
Strunden, NZ. ArbR. 1924 Sp. 415, 416). 

Ebenſowenig ift für die ftreitige Frage aus der Vereinbarung 
v. 10. Febr. 1923 etwas zu erſehen. Sie erwähnt die Urlaubsfrage 
gar nicht; damals galt es, Wichtigeres zu regeln. 

Von ausſchlaggebender Bedeutung iſt vielmehr lediglich die 
gerichtsbekannte Tatſache, daß im Jahre 1923 durch die Arbeit⸗ 
geber, hinter denen die Regierung ſtand, die Überzeugung in den 
Arbeitnehmern geſchafſen wurde, der paſſive Widerſtand werde nicht 
auf Koſten der Arbeiter geleiſtet, und dieſe ſollten insbeſ. aus der 
Werksbeurlaubung keine Beeinträchtigung ihrer Rechte erleiden. An 
dieſes Verſprechen, das tatſächlich gegeben worden iſt, ſei es ſchrift⸗ 
lich oder mündlich, ausdrücklich oder ſtillſchweigend, ſind die Arbeit⸗ 
geber jetzt gebunden. Die Bekl. erkennt das teilweiſe ſelbſt an, indem 
fie zugibt, daß für die Urlaubs berechnung, z. B. im Jahre 1925, 
das Jahr 1923 als volles Arbeitsjahr in Rechnung zu ſtellen iſt. 
Das gleiche muß aber auch für die Frage der Urlaubs berechti⸗ 
gung im Jahre 1924 gelten. Auch hier iſt die Zeit der Werks⸗ 
beurlaubung infolge des paſſiven Widerſtandes wie eine Zeit un⸗ 
eingeſchränkter Betriebszugehörigkeit zu behandeln. 

Dieſes Ergebnis ſteht nicht in Widerſpruch mt den Forderun⸗ 
gen der Billigkeit. Gewiß ſoll der Urlaub der Erholung von ge⸗ 
taner Arbeit dienen, aber zugleich auch der Kräftigung für künftige 
Arbeit. Das Jahr 1923 mit ſeinen Auswirkungen im beſetzten Ge⸗ 
biet wird an den Kräften der werksbeurlaubten Arbeiterſchaft trotz 
mangelnder körperlicher Arbeit nicht weniger gezehrt haben wie 
ein volles Arbeitsjahr. Auch der Staat hat ſeinen 1923 an der Aus⸗ 
übung des Dienſtes verhinderten Beamten den Urlaub für 1924 
nicht vorenthalten. 

Mit der hier entſchiedenen Frage hat die andere, zweifellos zu 
verneinende, nichts zu tun, ob die Arbeiter auch 1923, zur Zeil 
der Werksbeurlaubung, Anſpruch auf Urlaubstage und deren Bezah⸗ 
lung hatten, ebenſowenig die Frage, ob bei einer Werksbeurlau⸗ 
bung außerhalb des paſſiven Widerſtandes die gleichen Folgerungen 
zu ziehen wären wie hier (dazu vgl. Fuchs, IW. 1924, 1856, 
1857). 

(LG. Aachen, 2. K., Urt. v. 30. Dez. 1924, 2 8 236/24 ) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Franz Lauber, Aachen. 


* 
Bautzen. 

2. 88 74, 84, 85 BetrRG. 81 StillLeg O 8 13 Demob VO. 
Begriff der teilweiſen Betriebsſtillegung im Gegenſatz 
zu Betriebseinſchrankung. Einſpruchsrecht des Arbeit⸗ 
nehmers noch § 84 Betra c. Kaufmannsgericht als Ar⸗ 
beitsgericht. f) 

Die VO. über das Schlichtungsweſen v. 30. Okt. 1923 (RGGBl. I, 
1043) beſtimmt zur Entlaſtung der Schlichtungsausſchüſſe im Art. II 
81 Ziff. 1, daß in den Fällen der 88 82-90 Ber Ri. die Arbeits⸗ 
gerichte ausſchließlich zuſtändig ſeien, ferner in 8 2 Abſ. 1, daß bis 


Zu 2. Die Entſch. verkennt m. E. den Begriff der Stillegung 
i. S. des Betr., wenn fie in dem Umſtand, daß in einzelnen 
Werkſtätten des Unternehmens eine größere Anzahl von Maſchinen 
außer Betrieb geſetzt iſt, das Tatbeſtandsmerkmal der teilweiſen 
Betriebsſtillegung erblickt. Sie ſetzt zu Unrecht die Betriebsein⸗ 
ſchränkung i. S. der Stillegungs VO. der Stillegung i. S. des 
BetrRG. gleich. Tatſächlich dienen beide geſetzliche Beſtim mungen 
verſchiedenen Hauptzwecken, erſtere dem Schutze des Arbeitsmarkts, 
letztere dem Schutze des einzelnen Arbeitnehmers. Teilweiſe Be⸗ 
triebsſtillegung i. S. des Betrag. iſt nur die Stillegung eines 
ſelbſtändigen in ſich abgeſchloſſenen Betriebsteiles. Die gegenteilige 
Auffaſſung, die in der Literatur m. W. nur von Fuchs, JW. 1924, 
S. 1015 vertreten wird (vgl. hierzu meine Erwiderung JW. 1924), 
würde den Entlaſſungsſchutz für die Arbeitnehmerſchaft geradezu 
illuſoriſch machen. (Vgl. Weigert, Komm. z. StillegungsBO., 
Einl. S. 18f. und Anm. 10 a und b zu § 2 und v. Ende Arbeits⸗ 
rechtskartothek v. 3. Okt. 1924, Karte: Entlaſſung 3 h, zweite Fortſ., 
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zur Errichtung allgemeiner Arbeitsgerichte in Streitfällen, in denen 
auf der Arbeitnehmerſeite nur Handlungsgehilfen und Handlungs⸗ 
lehrlinge beteiligt ſeien, das Kaufmannsgericht, im übrigen das 
Gewerbegericht als Arbeitsgericht gelten ſollen, und daß eine Be⸗ 
rufung in dieſen Fällen nicht ſtattfinde. Im vorliegenden Falle hat 
das Kaufmannsgericht Bautzen als Arbeitsgericht über einen Ein⸗ 
ſpruch entſchieden, den der Kl. auf Grund der 88 84 ff. Betr Rh. 
gegen die Kündigung ſeitens der Bekl. erhoben hatte. Die Be⸗ 
rufung danach als unzuläſſig zu verwerfen geweſen, wenn ſich das 
Kaufmannsgericht innerhalb der Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit ge⸗ 
halten hätte. Das war jedoch nicht der Fall. Denn das Einſpruchs⸗ 
recht, über das das Kaufmannsgericht entſchieden hat, ſtand dem 
Kl. aus folgenden Gründen überhaupt nicht zu. 

Das Recht des Einſpruchs eines Arbeitnehmers gegen eine 
Kündigung beſteht nach 885 Abſ. 2 Ziff. 2 BetrRGG. nicht bei 
Entlaſſungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Stillegung des 
Betriebes erforderlich werden. Hier handelt es ſich um eine teil⸗ 
weiſe Stillegung des Betriebes der Bekl. Der Vorderrichter faßt 
mit Flatow (BetrRG. 1923, 213) den Begriff der teilweiſen 
Stillegung zu eng auf, wenn er darunter nur die Stillegung einer 
ſelbſtändigen Betriebsabteilung verſteht, das Geſetz bietet für dieſe 
Auslegung keinen Anhalt. Zugegeben iſt, daß teilweise Stillegung 
und Einſchränkung des Betriebes verſchiedene Begriffe ſind; doch 
laſſen ſie ſich nicht ſcharf voneinander abgrenzen. Eine teilweiſe 
Stillegung wird zumeiſt auch eine Betriebseinſchränkung ſein, letztere 
aber iſt nicht immer eine keilweiſe Stillegung, beiſpielsweiſe dann 
nicht, wenn ſie nur in einer Verkürzung der täglichen Arbeitszeit 
oder in einer Herabſetzung der Arbeitsdauer auf weniger als ſechs 
Tage in der Woche beſteht. Das Geſetz wendet alſo mit Recht beide 
Begriffe nebeneinander an (vgl. 8 74). 

Da das Geſetz ſelbſt den Begriff der teilweiſen Stillegung nicht 
beſtimmt, iſt er dem Sprachgebrauch zu entnehmen. Man ſpricht 
von teilweiſer Stillegung, wenn ein Werk Anlagen dauernd oder 
vorübergehend außer Betrieb ſetzt. Nicht zum Begriff gehört alſo, 
daß die Anlagen eine geſchloſſene Abteilung bilden müfjen; ſie können 
ſich vielmehr in verſchiedenen Abteilungen befinden. Das iſt bei 
der Bekl. der Fall geweſen. Denn ſie hat in ihren einzelnen Werk⸗ 
ſtätten infolge Mangels an Aufträgen eine größere Anzahl von 
Maſchinen außer Betrieb ſetzen und im Zuſammenhang damit auch 
die kaufmänniſchen und anderen Abteilungen verkleinern müſſen. 

Die enge Begriffsbeſtimmung von Flatow würde dazu führen, 
daß in Betrieben, die keine ſelbſtändigen Abteilungen haben, bei 
denen ſämtliche Abteilungen voneinander abhängen und nur durch 
ihr gemeinſames Zuſammenarbeiten den Betriebszweck verwirklichen, 
eine teilweiſe Stillegung ausgeſchloſſen wäre. Gleichwohl kann fie 
auch in ſolchen Betrieben zur Erhaltung und Förderung der Er⸗ 
zeugung oder aus anderen Gründen, z. B. bei grundlegender Ver⸗ 
änderung des Aufbaues oder der Einrichtung (vgl. LG. Magde⸗ 
burg v. 3. Mai 1921 Ztſchr. Gew. u. KaufmGer., 26. Ig. S. 273) 
notwendig werden. Wollte man in ſolchen Fallen den Arbeitgeber 
nötigen, ſeinen Betrieb entweder gänzlich ſtillzulegen oder ſelbſt 
unter den ungünſtigſten Verhältniſſen bei Gefahr des eigenen Zu⸗ 
ſammenbruchs voll aufrechtzuerhalten, ſo würde nicht nur der Arbeit⸗ 
geber des Schußes des 3 85 Ziff. 2 des Betr. beraubt werden, 
ſondern es geſchähe dies zum Schaden der Arbeitnehmer ſelbſt und 
schließlich der geſamten Volkswirtſchaft. 

Der hier dem Sprachgebrauch entnommene Begriff der teil⸗ 
weiſen Stillegung findet ſich ähnlich ausgedrückt auch in der Still⸗ 
legungs VO. v. 8. Nov. 1920 (BGBl. I, 1901). Nach 81 Ziff. 2 
daſelbſt liegt eine vollſtändige oder teilweiſe Stillegung vor, wenn 
Betriebsanlagen ganz bzw. teilweiſe nicht benutzt werden. Das KG., 
JW. 1924, 41712, hat kein Bedenken getragen, dieſe rein tatfäch- 
liche Begriffsbeſtimmung auch auf das Berrt®. anzuwenden. : 

Rechtliche Bedeutung erlangt die teilweiſe Stillegung, wenn mit 
ihr die Entlaſſung von Arbeitnehmern verbunden iſt. Solange das 
nicht der Fall iſt, bleibt ſie eine innere Angelegenheit des Werkes. 
Iſt ſie aber mit einer Herabſetzung der Arbeitnehmerzahl vertnüpft, 
ſo treten geſetzliche Folgen ein. Es erwachſt dann einerſeits unter 
gewiſſen Vorausſetzungen für den Arbeitgeber die Anzeigepflicht nach 
81 der StillLeg O., anderſeits greifen gewiſſe Vorſchriften des 


ſowie KG. in JW. 1924 S. 202 und LG. Eſſen in JW. 1924 
S. 1058). Der im Urteil zitierten Entſcheidung des Kch. in JW. 
1924 S. 417, lag ein ganz anderer Tatbeſtand — die Schließung 
eines ganzen Werkes — zugrunde. Allerdings hat dort der Senat 
ſich in den Urteilsgründen beil äufig der Meinung angeſchloſſen, 
daß Stillegung i. S. des Vetr NG. und Betriebseinſchränkung i. ©. 
der Stillegungs VO. identiſch ſeien. Das Intereſſe des Arbeitgebers 
wird dadurch zur Genüge gewahrt, daß nach BetrRG. § 84, Ziff. 4 
der Einſpruch gegen die Kündigung entfällt, wenn die in der Ent⸗ 
laſſung liegende Härte „durch die Verhältniſſe des Betriebs be⸗ 
dingt“ iſt. 

9 Der Auffaſſung, wonach der Arbeitgeber nach Aufhebung der 
Demob VO. v. 12. Febr. 1920 bei Enklaſſungen nicht mehr an die 
Reihenfolge des 8 13 dieſer VO. gebunden iſt, wird im Gegenſatz 
zu Erdel (Arbeitsrechtskartothek v. 12. Dez. 1923 Karte „Entlaſſung: 
2 Allgemeines“ unter IV 2) zuzuſtimmen ſein. 

RA. Dr. Siegfried Weinberg, Berlin. 
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BetrRG. Platz, fo der hier in Betracht kommende $ 85 Abſ. 2 Ziff. 2, 
wonach bei Entlaſſungen, die durch gänzliche oder teilweiſe Still⸗ 
legung des Betriebes erforderlich werden, ein Einſpruchsrecht der 
Arbeitnehmer nicht beſteht. 


Es braucht hier nicht der innere Zuſammenhang zwiſchen den 
einſchlägigen Vorſchriften der StillLegVO. und des Betr. unter⸗ 
ſucht zu werden; insbeſondere kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
StillLegVoO. durch die Feſtſetzung der Anzeigepflicht und der Sperr⸗ 
friſt des 81 das dem Kuͤndigungsſchutz der Arbeitnehmer dienen will, 
dergeſtalt, daß das Einſpruchsrecht ſeit dem Inkrafttreten der Still. 
Leg Vo. nur noch im Falle einer geſetzmäßig angezeigten und durch⸗ 
geführten Stillegung hat beſeitigt ſein ſollen, oder ob die VO. nicht 
vielmehr — wie es ſcheint — nur den Zweck verfolgt, die Vorräte 
des ſtillgelegten Betriebes für die Allgemeinheit ſicherzuſtellen, ſo 
daß der Arbeitgeber auch ohne die vorgeſchriebene Anzeige und 
ohne Einhaltung der Sperrfriſt feine Arbeitnehmer rechtswirkſam 
entlaſſen kann (fo Flatow a. a. O. 213 und die daſelbſt angeführten 
Entſch.). Denn im vorliegenden Falle find, wie aus der Auskunft 
des Arbeitsminiſteruims v. 21. Mai 1924 (Bl. 43) hervorgeht, die 
Vorſchriften der StillLegVoO., ſoweit fie hier in Betracht kommen, 
von der Bekl. allenthalben beobachtet worden, ſo daß die danach etwa 
zu erfüllenden geſetzlichen Erforderniſſe der teilweiſen Stillegung 
hier jedenfalls erfüllt ſind. 

Es fragt ſich weiter, ob trotz der hiernach vorliegenden teil⸗ 
weiſen Stillegung das Einſpruchsrecht des Kl. deshalb gegeben ſei, 
weil die Bekl. nicht die richtige Auswahl der zu Entlaſſenden ge⸗ 
troffen habe und die Entlaſſung gerade des Kl. eine unbillige Härte 
ſei. Der Vorderrichter hat das Einſpruchsrecht auch aus dieſem 
Geſichtspunkte für gegeben erachtet. Doch auch inſoweit findet ſeine 
Anſicht, die u. a. auch von Flatow (a. a. O. 213) und GewöGer. 
Flöha v. 28. Febr. 1924 („Schlichtungsweſen“ 1924, 75 ff.) ver⸗ 
treten wird, im Betrag. keine Stütze. Wenn das Geſetz von 
Entlaſſungen ſpricht, die durch die Stillegung „erforderlich“ wer⸗ 
den, ſo folgt daraus nicht, daß außer dem Erfordernis der Still⸗ 
legung noch weitere Erforderniſſe aufgeſtellt ſein ſollten. Es genügt 
vielmehr der bloße Nachweis der Stillegung, um die Entlaſſung 
als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen und das Einſpruchsrecht aus⸗ 
zuſchließen. Die Auswahl der zu Entlaſſenden ſteht im freien Er⸗ 
meſſen des Arbeitgebers. Die Gerichte ſind nicht befugt, die ge⸗ 
troffene Auswahl daraufhin nachzuprüfen, ob unbillige Härten vor⸗ 
gekommen ſeien, die im Einzelfalle ein Einſpruchsrecht nach § 84 
Ziff. 4 des BetraG. geben könnten. Hätte das Geſetz eine ſolche 
Nachprüfung zulaſſen wollen, ſo würde es dies zum Ausdruck ge⸗ 
bracht und für die Reihenfolge der Entlaſſungen beſtimmte Nichte 
linien aufgeſtellt haben, wie ſie z. B. im § 13 der faſt gleichzeitig 
mit dem Berra. in Kraft getretenen Demob BO. v. 12. Febr. 
1920 (RGBl. 218) enthalten waren. Dieſer 813 iſt durch Art. II 
der VO. über Betriebsſtillegungen und Arbeitsſtreckung v. 15. Okt. 
1923 (RGBl. 983) wieder aufgehoben worden. Die Aufhebung be⸗ 
rührt zwar nicht unmittelbar das Betr., weil beide Geſetze ganz 
verſchiedene Rechtsgebiete regeln; aber die Geſichtspunkte, die offen⸗ 
bar für die Aufhebung jener Vorſchrift ausſchlaggebend oder doch 
mitbeſtimmend waren, haben auch für die Auslegung des Betr. 
Bedeutung. 

Die Feſtſetzung einer beſtimmten Reihenfolge der Entlaſſungen 
iſt nämlich unhaltbar, weil ihre gerechte Durchführung unmöglich iſt. 
Denn um zu ermitteln, ob ſich bei Maſſenentlaſſungen die Kündigung 
im Einzelfalle als eine unbillige Härte barſtellt, genügt es nicht 
nur im allgemeinen feſtzuſtellen, daß Arbeitnehmer mit der Enk⸗ 
laſſung verſchont worden find, die in einzelnen Beziehungen ſozial 
günſtiger dazuſtehen ſcheinen als der Kl. Die Billigkeit erfordert 
vielmehr, daß die Verhältniſſe der angeblich zu Unrecht Bevorzugten 
genau feſtgeſtellt werden. Sie mögen in einzelnen Beziehungen gün⸗ 
ſtiger liegen, dafür in anderen, die dem Richter mangels Unteriuchung 
unbekannt geblieben ſind, ungünſtiger. Nur eine genaue Abwägung 
kann hier zu einem gerechten Ergebnis führen. Aber das allein 
würde auch noch nicht genügen. Es müßte weiter feſtgeſtellt werden, 
daß unter den Entlaſſenen ſelbſt keiner iſt, der ſozial noch ungün⸗ 
ſtiger daſteht als der Kl. Denn ſolange gleichzeitig mit dem Kl. 
Leute entlaſſen ſind, bei denen die Verhältniſſe noch ungünſtiger als 
bei ihm, haben ſie vor ihm einen Anſpruch auf Berückſichtigung 
gegenüber dem mit der Entlaſſung zu Unrecht Verſchonten. Die 
Härte, die in jeder Entlaſſung liegt, wird alſo im Einzelfalle erſt 
dann zur Unbilligkeit, wenn feſtſteht, daß ſich einerſeits unter den 
nicht entlaſſenen Arbeitnehmern ſozial beſſergeſtellte befinden, ander⸗ 
ſeits aber unter den Entlaſſenen keiner iſt, der ſozial noch ungün⸗ 
ſtiger daſteht als der Kl. und deshalb mit der Entlaſſung nachweislich 
hätte verſchont werden können und müſſen. Es zeigt ſich alſo, daß 
ſolchenfalls eine gerechte Durchführung der Entlaſſungen unter Um⸗ 
ſtänden zu einer genauen Aufreihung der Arbeitnehmerſchaft nach 
ſozialen Geſichtspunkten führen muß. Das würde vielleicht in kleinen 
Betrieben möglich fein; in fo großen Betrieben wie dem der Bekl., 
die viele Hunderte von Arbeitern beſchäftigt, iſt es ein Unding. 
Es kann darum nicht i. S. des Geſetzes gelegen haben, dem Arbeik⸗ 
geber eine Laſt aufzubürden, deren er ſich unter Umſtänden in be⸗ 
friedigender Weiſe überhaupt nicht entledigen kann und die ihn 
daher einer Unzahl von Einſprüchen ausſetzt, über deren Berechti⸗ 
gung ein billiges Urteil zu fällen für den Richter mangels genauer 
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Kenntnis der Verhältniſſe ſchlechterdings unmöglich iſt. Alles das 
zwingt zu dem Schluſſe, daß die Auswahl der zu Entlaſſenden in 
das Ermeſſen des Arbeitgebers geſtellt iſt. Damit hierbei Härten 
nach Möglichkeit vermieden werden, verpflichtet $ 74 des Betr. 
den Arbeitgeber, ſich vor der Entlaſſung über deren Art und Umfang 
mit der Betriebsvertretung ins Benehmen zu ſetzen, d. h. ſie zu 
hören. 
(LG. Bautzen, Urt. v. 30. Juni 1924, 2 Dg 37/24 ) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Harniſch, Bautzen. 


5 
Berlin. 

3. Zu 9 251 3 PO. ) 

In einer amtsgerichtlichen Wechſelſache konnte im erſten Ver⸗ 
handlungstermin, in welchem der Prozeßbevollmächtigte des Kl., 
ein auswärtiger Anwalt, durch einen Berliner Anwalt vertreten war, 
das von ihm beantragte Verſaumnisurteil nur gegen den Zweitbekl., 
nicht aber gegen den Erſtbekl. erlaſſen werden, da deſſen rechtzeitige 
Ladung nicht nachweisbar war. 

In dem neuen auf den 10. Sept. 1924 verkündeten Termin 
hatte der Bekl. zu 1) bereits Vertagung beantragt, bevor der kläge⸗ 
riſche Terminsvertreter, durch andere dringende Parteiſachen feſt⸗ 
gehalten, das Terminzimmer betreten konnte. 

Das AG. hat darauf das Ruhen des Verfahrens angeordnet. 
Auf Beſchwerde des klägeriſchen Terminsvertreters iſt dieſer Beſchluß 
aufgehoben worden. 

Die Beſchwerde iſt in ſinngemäßer Anwendung des 8 252 
SPD. für zuläſſig zu erachten (vgl. Baumbach, Taſchenausgabe 
Anm. 7 zu § 2512 ZPO.). Sie iſt auch begründet. Es darf davon 
ausgegangen werden, daß die Befugnis des Gerichts, gemäß 8 251 a 
Abſ. 2 ZPO. das Ruhen des Verfahrens anzuordnen, entweder für 
den Fall des Vorliegens der im $ 251 ZPO. beſonders hervorgehobe⸗ 
nen Zweckmäßigkeitsgründe oder für den Fall ausgeſprochen worden 
iſt, daß offenſichtlich die Parteien oder eine von ihnen ein Intereſſe 
an dem Fortgang des Rechtsſtreites nicht oder nicht mehr an den 
Tag legen. Die Gründe des § 251 ZRO. kommen hier nicht in 
Frage. Bei Prüfung der zweiten Alternative kam in Betracht, daß 
ſich die Rechtsanwälte in Berlin mit der Eingabe vom 28. Auguſt 
1924 unter Überreichung von Vollmacht und Untervollmacht als Sub⸗ 


Zu 3. Man wird ſich ähnlicher Entſcheidungen 
wie der des Berliner AG. in obiger Sache erinnern 
müſſen, wenn wieder einmal eine bedenkliche Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung mit dem bekannten Ausſpruch ver⸗ 
teidigt wird: „man müſſe doch zu den Gerichten das 
Vertrauen haben, daß ſie die Geſetze vernünftig 
und im Geiſte ihrer Verfaſſer anwenden“. Ein Prozeß⸗ 
geſetz, das von dem Richter eines großſtädtiſchen Gerichts ſo ver⸗ 
ſtanden und angewendet werden kann, wie es hier geſchehen iſt — und 
jeder Praktiker weiß, daß ſolche Fälle nicht vereinzelt daſtehen —, muß 
zu den größten Bedenken Anlaß geben. Man vergegenwärtige ſich 
den alltäglichen Sachverhalt: Der Anwalt des Kl. nimmt in einer 
Wechſelſache gegen einen Bekl. Verſäumnisurteil, gegen den 
anderen muß er Vertagung beantragen, weil der Ladungsnachweis 
nicht vorliegt. Im nächſten Termin iſt der klägeriſche Anwalt nicht 
pünktlich zur Stelle — er kann ja nicht in zahlreichen Zimmern 
zu gleicher Zeit ſein — und der Wechſelbekl. beantragt Ver⸗ 
tagung. Ob er einen Einwand gegen die Wechſelklage hatte, iſt im 
Tatbeſtand nicht geſagt; wahrſcheinlich diente ſein Antrag nur der 
Verſchleppung. Ein Richter, der ſeine Aufgabe richtig erfaßt, wird 
ſich durch eine kurze Frage über die Abſichten des Wechſelbekl. ver⸗ 
gewiſſern und dann entweder den Vertagungsantrag zurückſtellen oder 
— wenn dies billigerweiſe nicht mehr möglich iſt — ganz kurz ver⸗ 
tagen. Für die Annahme, daß der klägeriſche Vertreter die Sache 
beruhen laſſen wollte, lag nicht der geringſte Anhalt vor. Der Be- 
ſchluß des AG. bedeutet alſo eine durch keine vernünftige Erwägung 
gerechtfertigte Benachteiligung des Kl., er gewährte dem Bekl. eine 
Stundung, die dieſer ſelbſt bei Stellung feines Vertagungsantrages 
ſich kaum träumen ließ, und auch nach der erfolgreich eingelegten 
Beſchwerde wird der Kl. ſtatt am 10. Sept. früheſtens ſechs Wochen 
ſpäter ſein Urteil erlangt haben. Man darf für ſolche Vorkommniſſe 
nicht den Richter allein verantwortlich machen. Auch der Geſetzgeber 
trägt einen erheblichen Teil der Schuld. Hier zeigt ſich, wohin der 
verfehlte Gedanke führt, daß die Bereinigung des Terminskalenders, 
die Erledigung um jeden Preis, ein der materiellen Gerechtigkeit 
ebenbürtiges Ziel darſtellen könne. Wenn der Geſetzgeber es für 
zuläſſig hält, daß den Parteien, die gar nicht weiter ſtreiten wol⸗ 
len, eine Entſcheidung aufgenötigt wird (Entſcheidung nach Lage der 
Akten), wenn ein dreimonatliches Ruhen des Verfahrens als Strafe 
für das Ausbleiben in einem Termin grundſätzlich in allen Sachen 
verhängt werden kann, ſo darf man ſich nicht wundern, daß völlig 
verkehrte Anſchauungen über die eigentliche Aufgabe des Richters 
bei der Anwendung des Geſetzes im einzelnen Platz greifen. Es iſt 
nur erfreulich, daß das LG. die beſtritteue Frage der Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde im vorliegenden Fall bejaht hat, da ſonſt auch noch der 
ue Weg des 8251 Abſ. 2 ZPO. hätte beſchritten werden 
müſſen. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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ſtituten der Magdeburger Prozeßvertreter der Kl. zu den Akten ge⸗ 
meldet hatten, und daß kein Umſtand auf die Abſicht der Kl., von 
der Fortſetzung des Prozeſſes Abſtand zu nehmen oder ſie hinaus⸗ 
zuſchieben, hindeutete. Bei einer Erwägung ſolcher Art nicht Rech⸗ 
nung tragenden Auslegung des § 251 4 Abſ. 2 ZPO. wäre infolge 
der für die Berliner Anwälte bei Wahrnehmung von Prozeßterminen 
oft erwachſenden bekannten Schwierigkeiten die vom Geſetzgeber 
ſelbſtverſtändlich nicht gewünſchte Möglichkeit gegeben, daß die 
Entſcheidung zum Nachteil der klagenden Partei unbilligerweiſe ver⸗ 
zögert werden könnte. 
(LG. Berlin I, 3K. 23, Beſchl. v. 13. Okt. 1924, 40 T 46/24.) 


* 


4. 88 275, 306, 309 BGB. 3. Steuer NotVO. Ein 
Grundſtücks verkäufer, der die Verpflichtung übernom- 
men hat, eine eingetragene Hypothek zur Löſchung zu 
bringen, kann ſich nicht darauf berufen, daß durch die 
Steuernot Vo. dieſe Leiſtung unmöglich geworden ſei. f) 

Die Bekl. haben durch notariellen Vertrag vom 19. Juni 1923 
ihr Grundſtück V. an die Kl. verkauft und dabei die Verpflichtung 
übernommen, die dort eingetragene Hypothek über 13000 % zur 
Löſchung zu bringen. 

Die Vereinbarung, durch die ſich die Bekl. verpflichtet hatten, 
die Hypothek zur Löſchung zu bringen, iſt im Juni 1923 getroffen. 


Zu 4. Die Entſch. trifft einen beſonders wunden Punkt der 
Abwerkungs O., nämlich das Verhältnis zu Dritten. Der Verkäufer 
des Grundſtücks hat dem Käufer gegenüber in der Juflationszeit die 
Löſchungs verpflichtung bezüglich einer auf dem Grundſück ruhenden 
Hypo. hek übernommen und ſieht ſich nun außerſtande, den Gläubiger 
zur Löſchung zu zwingen. Würde allerdings der Ausgangspunkt der 
Entſch. zutreffen, daß der Schuldner gegen Zahlung des vollen 
Aufwertungsbetrages nach der gegenwärtigen VO. den Gläubiger zur 
ſofortigen Löſchung zwingen konnte, dann würde man dieſes Opfer 
wohl einem Verkäufer, der im Juni 1923 dieſe Verpflichtung über⸗ 
nommen hat, zumuten können. Denn der Satz der Steuer Nor VO. 
liegt ja ſicher unter dem, was nach der Rechtſpr. hätte geboten wer⸗ 
den müſſen, wenn ihr der Verordnungsmißbrauch nicht in den Arm 
gefallen wäre. Aber nun hat die VD. ſeinerſeits den Aufwertungs⸗ 
ſatz zuungunſten des Gläubigers ſo niedrig gehalten, andererſeits aber 
auch die Zahlung bis 1932 hinausgeſchoben. Ob ſich auch der Gläu⸗ 
biger auf dieſe Hinausſchiebung berufen kann, iſt ſtrei rig, aber nach 
zutreffender Anſicht zu bejahen. Er hat ein ſchutzwürdiges Intereſſe 
daran, wenigſtens zukünfligen Verbeſſerungen der Rechtslage nicht 
en zogen zu werden. § 609 Abſ. 3 BGB. trifft ſowohl dem Wort⸗ 
laut wie dem Sinne nach zu, da er den allgemeinen Rechtsgedanken 
enthält, daß dem Gläubiger die vorzeitige Fälligkeit nicht au,gebruns 
gen werden kann, wenn er irgendein Intereſſe an dem Fortbeſtand 
des Schuldverhältniſſes hat. 

Hiernach iſt davon auszugehen, daß der Verkäufer im vorlie⸗ 
genden Falle den Käufer zur Löſchung gegen die 150% nicht zwingen 
kann. Dabei find die Komplikationen, die durch die perſönliche For⸗ 
derung und deren etwaige Aufwertbarkeit über 150% hinaus ent» 
ſtehen, noch unberückſichrigt. Da nach der Rechtſpr. des KG. für die 
perſönliche Aufwertung ebenfalls die Friſten der 3. Steuer Not VO. 
gelten, würde auch die Durchführung des Verfahrens vor der Auf⸗ 
wertungsſtelle die Sache nicht weiter bringen. Allenfalls könnte man 
argumentieren, daß, ſoweit die perfönliche Forderung nicht unter 
87 der DurchfVO. fällt, oder dieſer ſamt der BD. des Reichspräſi⸗ 
denten vom 4. Dez. 1924 mit Recht für nichtig erachtet wird (JW. 
1923 S. 2001/2 Nr. 1 Anm. B, Lobe, DZ. 1925 S. 15 und 
Trend im „Tag“ v. 30. Dez. 1924), der Gläubiger gegen ſofor⸗ 
tige abzugloſe Zahlung des ſo nach freiem Ermeſſen der Aufwer⸗ 
tungsſtelle unter Berückſichtigung aller Umſtände aufgewerteten Be⸗ 
trages zur Löſchung verpflichtet ſei. Denn man konnte ſagen, inſo⸗ 
weit finde ja die ordnungsmäßige richterliche Aufwertung ſtatt, wie 
ſie der Gläubiger im günſtigſten Falle nur verlangen könne, und 
eine berechtigte Chance auf eine höhere dingliche Aufwertung als 
die ſo richterlich ermittelte perſönliche Aufwertung könne der Gläu⸗ 
biger nicht wohl haben. Die geringfügigen Zinſen lauch die Zins⸗ 
bedingungen der 15% igen Nominalaufwertung ſollen ja nach KG. 
SW. 1924 S. 2104 E 5 für die perſönliche Überaufwertung gelten) 
könnten trotz 8 609 BGB. bei freier Betrachtung keinen Hinderungs⸗ 
grund abgeben, da der Gläubiger unter den heutigen und vorausſicht⸗ 
lich noch längere Zeit beſtehenden Zinsverhältniſſen in jeder Beziehung 
anderweitig beſſere zinsbringende Anlagen finden kann. Dem wäre 
aber en gegenzuhalten, daß nicht nur die materiellen Beſchränkungen 
der NotVO., ſondern auch die außerordentlich unzweckmäßige Ver⸗ 
fahrensregelung zu denjenigen Momenten gehört, die dem Gläubiger 
berechtigtes Intereſſe au der Innehaltung der Friſt bis 1932 geben, 
da die Übertragung der Entſch. auf die AG. ohne Sachbeſchwerde 
mit bloßer Rechtsbeſchwerde keineswegs diejenige Gewähr wirklicher 
Erfüllung der ſchwierigen Pflicht zur Abwägung aller Umſtände bie⸗ 
tet, die der ordentliche Rechtszug mit allen Inſtanzen dem Gläubiger 
bieten würde (JW. 1924, 2104 Anm.). 

Daß an ſich die hier vorl. Entſch. dahin zu verſtehen iſt, daß 
der Verkäufer auch die aufgewertete perſönliche Verbindlichkeit zu 
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Selbſt wenn man annehmen wollte, daß nach der 3. Steuer Not VO. 
die Bekl. die Löſchung von den Hypothekengläubiger zur Zeit nicht 
erzwingen kann, ſo würde doch die zwiſchen den Parteien getroffene 
Vereinbarung nicht, wie die Bekl. meint, aus 8 306, 309 BGB. 
nichtig ſein, weil dieſe geſetzlichen Beſtimmungen, wonach ein auf 
eine unmögliche Leiſtung gerichteter oder ein gegen ein geſetzliches 
Verbot verſtoßender Vertrag nichtig iſt, zur Voraus ſetzung haben, 
daß die Unmöglichkeit ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes beſtan⸗ 
den hat. Das iſt aber nicht der Fall, da die 3. Steuer Not VO. erſt 
i. & 1924, alſo lange nach Vertragsſchluß erlaffen iſt. Ebenſowenig 
liegt eine nachträgliche Unmöglichkeit i. S. des 8 275 BGB. vor. Die 
Bekl. kann, indem fie den Hypolhekengläubiger den durch die Steuer⸗ 
NotVO. feſtgeſetzten Aufwertungsbetrag aubietet, hinterlegt, die Lö⸗ 
ſchung der gekündigten Hypothek von ihm verlangen. Hierzu wäre ſie 
auch ſchon vorher berechtigt und mit Rückſicht auf die mit den Kl. 
getroffene Vereinbarung verpflichtet geweſen, wobei ſie einen dem 
inneren Wert der Hypothek entſprechenden Betrag hätte anbieten bzw. 
hinterlegen müſſen. Ob in dem Aufwertungsverfahren von dem 
Autrage anf Ausſetzung des Verfahrens Gebrauch gemacht werden 
kann oder wird, iſt hier nicht zu prüfen. Hiernach iſt die Bekl. zur 
Bewirkung der Löſchung zu verurteilen. 
(LG. I Berlin, 26. 3K., Urt. v. 9. Juli 1924, 43 8 70 24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. A. Karger, Berlin. 
* 


tragen hat, iſt gemäß 8 434 BGB. unbedenklich. Die Vereinbarung 
wiederholt ja nur, was ohnehin im Geſetz ſteht, nämlich daß das 
Grundſtück hypothekenfrei zu liefern iſt. Der Käufer kann alſo weder 
in dinglicher noch in perſönlicher Hinſicht irgendeine Verpflichtung 
hinſich lich der Hypothek haben. 

Hiernach iſt davon auszugehen, daß in der Tat der Verkäufer 
den Hypo hekengläubiger zur Löſchung nicht zwingen kann, es ſei 
denn, daß man annimmt, daß neben der 3. Steuer Not VO. und über 
dieſe hinweg ein Gläubiger jedenfalls dann zur Löſchung ver⸗ 
pflichtet iſt, wenn der Schuldner bereit iſt, auf alle 
Aufwertungsbeſchränkungen materieller und pro⸗ 
zeſſualer Natur aus der 8. Steuer NotVO. zu verzichten 
und ihm denjenigen Betrag zu zahlen, der bei freier richterlicher 
Aufwertung im ordentlichen Inſtanzenzuge als angemeſſene Ab⸗ 
gellung erkannt wird. Das wäre allerdings eine Löſung, die weit 
über den hier gegebenen Fall des Grundſtücksverkaufs hinaus auch 
im un mittelbaren Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
als äußerſt ſegensreich betrachtet werden müßte. Bedenken ſtehen 
nicht im Wege. Die Steuer Not VO. bildet kein zwingendes Recht. 
Eine begründete Ausſicht, daß eine höhere als die richterlicherſeits 
als angemeſſen ermittelte Aufwertung ihm zugeſprochen werde, kann 
der Gläubiger nicht haben. Verzichtet alſo der Schuldner bzw. Eigen⸗ 
tümer auf alle Rechtswohltaten der ihn zuungunſten des Gläubigers 
bevorzugenden Not VO,, jo kann er m. E. die Löſchung und reſtloſe 
perſönliche Quittung Zug um Zug gegen Zahlung des richterlicher⸗ 
ſeits feſtzuſetzenden Aufwertungsbetrages verlangen. Er ſtellt ſich 
damit freiwillig auf den Boden des RÖllet. vom 28. Nov. 1923 
JW. 1924, 38, 402 und des Beſt ſchen Entw. zur Wiedergutmachung 
des Aufwertungsunrechts. Mehr kann der Gläubiger nicht bean⸗ 
ſpruchen. Daß die SteuerNot Vo. feinen, des Gläubigers, Schutze 
dient, wird ja wohl kaum behauptet werden können. 

Geht man hiervon aus, dann iſt allerdings das vorliegende 
Urt. im Endergebnis zutreffend. Denn dieſes Riſiko einer ange⸗ 
meſſenen Aufwertung der vom Käufer ausdrücklich nicht übernom⸗ 
menen Hypothek mußte der Verkäufer bei einem Verkauf im Juni 
1923 übernehmen. Dabei bleibt nicht ausgeſchloſſen, daß im Ein⸗ 
zelfalle der Grundſtückspreis und die Umſtände bei weitherziger Aus⸗ 
legung der Anfechtung wegen Irrtums über den Inhalt der Er⸗ 
klärung ſeitens des Verkäufers rechtfertigen, wenn erhellt, daß bet 
dem Preiſe beide Parteien mit voller Sicherheit mit einer Löſchung 
gegen den Nominalbetrag gerechnet haben. Auch die Auslegung kann 
in dieſem Falle unter Umſtänden helfen. Man darf eben in dieſen 
Fragen nicht nur im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner, 
ſondern auch im Verhältnis zu dritten Beteiligten nicht am Worte 
klauben. Auch hier muß, da die Aufwerkungsfrage entſcheidend hin- 
einſpielt, rechtens ſein, was in Aufwertungsſachen rechtens iſt: die 
konkrete Billigkeit. Insbeſondere darf hier auch die ja mit Recht 
ins Wanken gekommene, begriffsjuriſtiſche, abſolute Schranke zwi⸗ 
ſchen Wertfragen und Inhaltsfragen bei der Anfechtung nicht über⸗ 
ſpannt werden. * £ 

Geht man dagegen davon aus, daß der Gläubiger nicht zur 
Löſchung gezwungen werden kann, ſo bleibt doch, auch abgeſehen von 
der vorſtehend erwähnten Anſechtungs⸗ und im Zuſammenhange mit 
der Auslegungsfrage (im Verhältnis zwiſchen Käufer und Verkäufer) 
noch folgender, vom KG. in einem ähnlichen Falle beſchrittener Weg 
übrig: man vernimmt den Gläubiger als Zeugen darüber, welchen 
Betrag er für eine freiwillige Löſchung beanſprucht, und wägt dann 
ab, ob dieſer Betrag dem Verkäufer im Verhältnis zum Käufer zu⸗ 
mutbar iſt. Iſt er es nicht, ſo läßt ſich ſehr wohl dem Verkäufer 
nach Lage der Umſtände gegebenenfalls mi“ dem Geſichtsvunkte der 
Unzumutbarkeit in freier Anwendung des § 275 BGB. helfen. 


RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 
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5. $ 622 BGB., § 96 BetrR® Maßreglung nach 
Beendigung eines Streiks trotz entgegenſtehender 
Bekanntmachung des Arbeitgebers. f) 


Die Kl., die den Bekl. friſtlos entlaſſen hat, verlangt mit der 
Klage die Feſtſtellung, daß dieſe friſtloſe Kündigung dem Bekl. 
gegenüber zu Recht beſteht, da ein wichtiger Grund i. S. d. 8 626 
BGB. die ſofortige Entlaſſung gerechtfertigt habe. Die Zuläſſigkeit 
der poſitiven Feſtſtellungsklage wird zu Unrecht von dem Bekl. be⸗ 
mängelt; denn da der Bekl. auch Vorſitzender des Augeſtellten- und 
Betriebsrats im Verwaltungsgebäude der Kl. iſt, ſo wird durch die 
poſitive Feſtſtellungsklage zugleich auch die Frage entſchieden, ob der 
Bekl. noch weiterhin Mitglied der Betriebsvertretung iſt, bzw. nach 
8 96 letzter Satz BRG. wieder von der Kl. einzuſtellen iſt. 

Die Feſtſtellungsklage beſchränkt ſich ſomit nicht allein auf 
die Gehaltsfrage, ſondern geht viel weiter als dieſe Frage. Damit 
iſt die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage begründet. 

Der Standpunkt des Bekl., daß ſchon mit Rückſicht auf die von 
der Kl. erlaſſene Bekanntmachung: „Maßregelungen aus Anlaß 
des Streiks finden nicht ſtatt“, feine Entlaſſung ohne weiteres un⸗ 
gerechtfertigt ſei, erſcheint unzutreffend; das Gericht tritt vielmehr 
inſoweit den begründeten Ausführungen der Kl. bei. Die Kl. hat 
durch die Bekm., die ſie ſelbſt unterzeichnet hat, ſich im Ver⸗ 
hältnis zu ihren Arbeitnehmern im Prinzip des Rechts 
im Rahmen der Zuſicherung begeben, ihr Perſonal durch 
Kündigung, bzw. Nichtwiedereinſtellung zu maßregeln. 

Es fragt ſich alſo, wie die Klauſel auszulegen iſt, ob damit jede 
Maßregelung ſchlechthin in jedem Falle ausgeſchloſſen iſt, oder ob 
lediglich die normale Streikbeteiligung die Maßregelung aus⸗ 
ſchließt. Bei ſinn⸗ und wortgemäßer Auslegung kann die Zuſicherung, 
daß Maßregelungen nicht ſtattfinden ſollen, nur für ein normales 
Verhalten beim Streik gelten, nicht aber für eine unter das Straf⸗ 
geſetz fallende Handlung, die der Streikende ſich hat zuſchulden 
kommen laſſen. 

Es bleibt deshalb die Frage zu entſcheiden, ob nach dem Ge— 
ſamtergebnis der Beweisaufnahme der Bekl. ſich einer ſtrafbaren 
Handlung anläßlich des Streiks ſchuldig gemacht. 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß der Bekl.: 

1. die Streikpoſten fortgeſetzt aufgefordert hat, zuſammenzuſchließen 
und damit die Verhinderung Arbeitswilliger am Betreten der Ar⸗ 
beitsſtätte veranlaßt hat, 

2. daß er teils die Anweiſung gegeben hat, von den Arbeitswilligen 
Ausweiſe zu fordern, teils ſelbſt Ausweiſe verlangt hat, 

3. daß er den Zeugen E., wie auch einen jungen, mit Namen nicht 
bekannten Mann mit Gewalt am Betreten des Gebäudes zu hin⸗ 
dern verſucht hat. 

Da der Bekl. ſich gelegentlich des Streiks ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen ſchuldig gemacht hat, ſo ſteht ihm ein Schutz aus der er⸗ 
wähnten Bekm. nicht zu. Es mag an dieſer Stelle unerörtert bleiben, 
ob ſchon auch ein ſonſtiges nicht normales Verhalten, auch wenn es 
gegen die Strafgeſetze nicht verſtößt, die Wohltat der Klauſel aus⸗ 
zuſchließen geeignet iſt. Die dent Bekl. zur Laſt fallenden Hand⸗ 
lungen während des Streiks ſtellen in jedem Falle einen wichtigen 


Zu 5. Die vorl. Entich. bejaht grundſätzlich mit Recht die 
rechtliche Verbindlichkeit der einſeitig erlaſſenen Bekanntmachung: 
„Maßregelungen aus Anlaß des Streiks finden nicht ſtatt“. Die 
Bekanntmachung enthält den Verzicht auf das Kündigungsrecht des 
Arbeitgebers für beſtimmte Fälle. Allerdings bedarf ein ſolcher Ver⸗ 
zicht der Annahme durch die Gegenſeite. Dieſe Annahme ergibt ſich 
aus der Kenntnisnahme der Bekanntmachung durch die Beteiligten 
und einem ihrem Inhalt entſprechenden Verhalten (Meldung zur 
Arbeit uſw.). Es frägt ſich nur, in welchem Sinne jene Bekannt- 
machung auszulegen iſt. Die Auffaſſung der Entſch., daß nur bei 
normaler, d. h. nicht ſtrafbarer Streikbeteiligung, der Verzicht auf 
das Kündigungsrecht gelten ſollte, ift nicht zu billigen. Bei „Tine 
und wortgemäßer Auslegung“ kann die Bekanntmachung nur ſo ver⸗ 
ſtanden werden, daß eine Kündigung ſtreikender Arbeitnehmer wegen 
der Beteiligung am Streik nicht erfolgen ſoll. Die Kundgebung iſt 
ganz allgemein gehalten. Hätte eine Ausnahme i. S. der Entſch. 
getroffen werden ſollen, fo wäre es nach Treu und Glauben er⸗ 
forderlich geweſen, dieſe Ausnahme ausdrücklich in die Bekaunk⸗ 
machung aufzunehmen. Nach dem allgemeinen Inhalt der Bekannt⸗ 
machung durften alle am Streik beteiligten Arbeitnehmer annehmen, 
daß ſie keiner Maßregelung ausgeſetzt ſeien. Im Vertrauen auf den 
allgemeinen Inhalt der Bekanntmachung haben die ſtreikenden Arbeit⸗ 
nehmer ihr Verhalten eingerichtet. Sie konnten und durften er⸗ 
warten, daß in Ermangelung einer ausdrücklichen Einſchränkung für 
alle ſtreikbeteiligten Arbeitnehmer der Ausſchluß der Maßregelung 
gelten ſollte. Es kommt einer reservatio mentalis bedenklich nahe, 
wenn ſich der Arbeitgeber im Prozeß auf eine Einſchränkung beruft, 
die er nirgends ausgeſprochen hat. Erklärungen, die wirtſchaftliche 
Kämpfe beendigen ſollen, müſſen, um weitere Kämpfe und bittere 
Nachgefühle zu vermeiden, offen und klar, nicht „diplomatiſch“ ſein. 
Sind ſie dies aber nicht und entſtehen Zweifel, ſo ſollen die Nachteile 
nicht diejenigen tragen, die dem Wortlaut getraut, ſondern diejenigen, 
die ihn formuliert haben. Die Entſch. läßt alle dieſe Geſichtspunkte 
außer Betracht. RA. Prof. Dr. Sinzheimer, Frankfurt a. M. 


Rechtſpr 


echhung Juriſtiſche Wochenſchrift 


Grund zur friſtloſen Auflöſung des Dieuſtverhältniſſes gemaß 
8 626 BGB. dar, um fo mehr, als der Bekl. auch wegen ſeiner 
ehrenamtlichen Eigenſchaften zu beſonderer Vorſicht verpflichtet ge⸗ 
weſen war. 
(LG. III Berlin, 9. 3 K., Urt. v. 2. Okt. 1924, 27 (18) O 363 23/46.) 
Mitgeteilt von Dr. Lange, Berlin. 


* 
Frankenthal. 

6. 59 75, 133 HGB. Verpflichtung zur Zahlung einer 
vereinbarten Entſchädigung während der Karenzzeit trotz 
berechtigter friſtloſer Entlaſſung. f) 

Das Urt. ſtellt zunächſt feſt, daß die Bekl. berechtigt war, den 
Kläger — einen höheren Angeſtellten i. S. des § 133 a GewO. — 
friſtlos zu entlaſſen, u. a. weil er nach ſeiner Entlaſſung einer Kon⸗ 
kurrenzfirma Bezugsquellen verraten hat. 

„In der Frage, wie es mit der Verpflichtung der Bekl. zur 
Zahlung der vertraglichen Entſchädigung während der Karenzzeit 
ſteht, iſt das Ber. wie der Erſtrichter der Rechtsanſchauung, daß 
die Beſtimmung des § 75 Abſ. 3 HGB., wonach der Handlungs⸗ 
gehilfe, der durch ſein vertragswidriges Verhalten die friſtloſe Ent⸗ 
laſſung herbeigeführt hat, keine Entſchädigung verlangen kann, auch 
auf Dienſtverhältniſſe des bürgerlichen Rechtes und der GO. An⸗ 
wendung zu finden hat, weil ſie den Rückſichten der allgemeinen 
Billigkeit entnommen iſt. Wollte man, da das bürgerliche Recht und 
die GO. eine dem 8 75 Abſ. 3 HGB. nachgebildete Vorſchrift nicht 
enthalt, annehmen, daß der Dienſtverpflichtete den Anſpruch auf die 
Entſchädigung auch dann behält, wenn er durch vertragswidriges 
Verhalten feine friſtloſe Entlaſſung herbeiführte, fo käme man zu 
dem unhaltbaren, dem Grundſatze von Treu und Glauben im Ber- 
kehr widerſprechenden Ergebnis, daß der Angeſtellte durch vertrags— 
widriges Verhalten die Löſung des Vertragsverhältniſſes herbeiführen 
und ſich dadurch noch eine den Umſtänden erhebliche Entſchädigung 
ſichern könnte. Demnach gelangt man grundſätzlich zu der Feſt— 
ſtellung, daß die Kläger an das Wettbewerbsverbot gebunden, die 
Bekl. aber von jeder Entſchädigungspflicht frei iſt. 

Dieſes Ergebnis entſpricht aber nach der beſonderen Lage des 
Falles nicht der Billigkeit. Denn der Kläger hat wohl die äußeren 
Gründe zu ſeiner Entlaſſung geſetzt, aber der Mitinhaber P. der 
Bekl. trägt eine nicht unerhebliche Mitſchuld daran, daß es ſo weit 
gekommen iſt. In ſolchen Fällen kann das Gericht, wie Staub, 
11. Aufl. in Anm. 9 zu 875 HGB. mit ausführlicher Begründung 
darlegt, die Entſchädigungspflicht in angemeſſener und billiger Aus— 


Zu 6. Daß die Beſtimmung des 8 75 Abſ. 3 HGB., wonach 
ein Handlungsgehilfe das Recht auf Karenzentſchädigung einbüßt, 
wenn er durch vertragswidriges Verhalten ſeine friſtloſe Entlaſſung 
herbeigeführt hat, vernünftiger Vertrags interpretation entſpricht und 
darum auch auf ſolche Konkurrenzklauſeln anwendbar iſt, die der 
Herrſchaft des HGB. nicht unterſtehen, kann den obigen Entſchei⸗ 
dungsgründen unbedenklich zugegeben werden. Weniger leicht wird 
man ſich dem anderen von ihnen aufgeſtellten Satze anſchließen 
können, daß trotz des vom 875 Abſ. 3 angeordneten Wegfalls des 
Entſchädigungsanſpruchs der Richter auch für das Gebiet des Han⸗ 
delsrechts die Befugnis habe, wegen konkurrierenden Verſchuldens 
des Prinzipals dem aus wichtigem Grunde friſtlos entlaſſeuen An⸗ 
geſtellten die Karenzentſchädigung wenigſtens teilweiſe zuzuerkennen. 
Dürfte hier in der vom LG. befürworteten Weiſe auf die Beſonder⸗ 
heiten des einzelnen Falles Rückſicht genommen werden, ſo könnte 
nichts im Wege ſtehen, da, wo das Dienſtverhällnis im wechſelſeiti⸗ 
gen Einverſtändnis gelöſt wäre oder der Arbeitgeber friſtgerecht ge⸗ 
kündigt hätte, den tieferen Urſachen, die zur Beendigung des An- 
ſtellungsverhältniſſes geführt, nachzugehen und je nach dem Ausfall 
der Unterſuchung die Entſchädigungspflicht abweichend vom Geſetz 
zu regeln. Und in der Tat wird dieſe Konſequenz in der neueſten 
Auflage des St aubſchen Kommentars an der im obigen Urteil 
zitierten Stelle im weiten Umfang gezogen. Nun wäre eine geſetz⸗ 
geberiſche Löſung des Entſchädigungsproblems, die alle Einzelheiten 
dem freien Ermeſſen des Richters überließe, natürlich an ſich denk⸗ 
bar. Die Novelle zum HGB. hat dieſe Löſung aber nicht gewählt, 
ſondern hat die Fälle, wo der Gehilfe die ganze Entſchädigung, 
wo er keine Entſchädigung und wo er nur eine geminderte Enk⸗ 
ſchädigung haben ſoll, ſehr genau umſchrieben. Dieſe ſcharfen vom 
Geſetz gezogenen Linien dürfen nicht durch eine weitherzige Juter⸗ 
pretation willkürlich verwiſcht werden. Es iſt das um ſo weniger 
angängig, als die Novelle vom 10. Juni 1914 ſich bekanntlich als 
ein in ſchweren parlamentariſchen Kämpfen zuſtande gekommenes 
Kompromiß darſtellt, auf deſſen Wortlaut ſich die Parteien nur 
unter größtem gegenſeitigen Mißtrauen geeinigt und mit dem ſie 
alles andere eher beabſichtigt haben, als einen weiten Ermeſſens⸗ 
ſpielraum des Richters in Anſehung der Entſchädigungsfrage. Auch 
ſchlägt die von Staub herangezogene Analogie zu § 254 BGB. 
nicht durch. Denn der Anſpruch des Angeſtellten auf die „Entſchä⸗ 
digung“ (wie das Geſetz die Leiſtung des Prinzipals in nicht ſehr 
glücklicher Terminologie nennt) iſt kein Schadenserſatz⸗, ſondern ein 
Gehaltsanſpruch: die „Entſchädigung“ iſt das Entgelt des Ge⸗ 
hilfen für die in der Konkurrenzklauſel übernommene Unterlaſſungs⸗ 
pflicht. Prof. Dr. Titze, Berlin. 


— an 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


legung der Wettbewerbsklauſel und ſachgemäßer Berückſichtigung des 
Mitverſchuldens regeln. ... Alle dieſe Umſtände laſſen das Ver⸗ 
halten des Klägers in einem milderen Lichte erſcheinen, wenn ſie 
auch nicht geeignet ſind, ihm das Weſen von Entlaſſungsgründen 
zu nehmen. Auf der andern Seite iſt in dem Vorgehen der Bekl. 
und ihres Teilhabers ein Mitverſchulden an der Löſung des Ver⸗ 
tragsverhaltniſſes inſofern zu erblicken, als dadurch das vertrags⸗ 
widrige Verhalten des Klägers weſentlich ausgelöſt wurde. Es iſt 
daher unbillig, daß ſie allein die Vorteile des Wettbewerbsverbots 
hat und der Kl. jedes Recht auf Entſchädigung verliert. Demgemäß 
erſcheint die Entſch. des Erſtrichters, der dem Kl. dem Grunde nach 
eine zeitlich beſchränkte Entſchädigung zuerkennt, angezeigt und billig. 
(LG. Frankenthal, Urt. v. 13. Juni 1924, F 37/24 J.) 
Mitgeteilt von JR. Dr. Rich. Mann, Frankenthal. 
*. 


7. 88 11, 13 Schwerkriegs Beſchq. Für den Anſpruch 
des Schwerkriegsbeſchädigten auf Wiedereinſtellung nach 
Ausſperrung und auf Erſatz für Lohnausfall infolge 
Verweigerung der Wiedereinſtellung iſt der Rechtsweges 
unzuläſſigkeit. f) 

Kl. iſt nach allgemeiner Ausſperrung nicht wieder eingeſtellt 
worden. Seine Klage auf Wiedereinſtellung und Erſatz des Lohn⸗ 
ausfalles hatte das GewG. zugeſprochen. LG. hat die Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen. 

Kl. gründet ſeinen Anſpruch nicht auf vertragliche Abmachungen 
mit der Bekl., ſondern ausſchließlich auf 8 13 Abſ. 3 Gef. über die 
Beſchäftigung Schwerkriegsbeſchädigter. 

Dieſes Geſetz iſt ſeiner Beſtimmung und ſeinem ganzen Weſen, 
Aufbau und Inhalt nach öffentlich- rechtlicher Natur. Es enthält 
zwingendes öffentliches Recht und ſchafft durch öffentlichen Zwang 
privatrechtliche Verhältniſſe. Für den Geſetzgeber waren vor allem 
Belange der Allgemeinheit maßgebend, als es daran ging, den 
Schwerbeſchädigten, insbeſ. dem großen Kreiſe der Schwerkriegs⸗ 
beſchädigten angemeſſene Arbeits möglichkeit und lohnende Be⸗ 
ſchäftigung ſicherzuſtellen. Die geſetzliche Regelung will die Gefahr 
bannen, die für das Allgemeinwohl wie für das Wohl der Schwer⸗ 
beſchädigten darin ruht, daß dieſe mangels geeigneter Arbeits⸗ 
und Verdienſtgelegenheiten dem Staate und Gemeinweſen zur Laſt 
fallen und ſelbſt unbefriedigt und beunruhigt über ihre Zukunft 
dahinleben. Das Geſetz ſucht den Arbeitsdrang und die Arbeits⸗ 
kraft der Schwerbeſchädigten, die es wohl nicht mit Unrecht in er⸗ 
heblichem Maße bei ihnen vorausſetzt, zu ihrem eigenen Vorteile 
und zu dem des Volksganzen zu verwerten. Der Zweck des Geſetzes 
iſt zum überwiegenden Teile wohlfahrtspflegeriſcher Art. Es will 
den durch körperliche oder ſeeliſche Mängel in freiem Wettbewerb 
behinderten Schwerbeſchädigten, die auf die Eingehung eines Ar⸗ 
beitsverhältniſſes zur Friſtung des Lebensunterhaltes für ſich oder 
ihre Familie wirtſchaftlich angewieſen ſind, durch öffentlichen Zwang, 
öffentliche Hilfe zur Erlangung geeigneter Arbeitsplätze leihen. 
Vgl. Dr. Wölz, Arbeitsrechtliche Streifzüge durch das Schwer⸗ 
beſchädigtengeſtz in GKG. 1923/24, 156 ff. Dieſen öffentlichen 
Belangen trägt das Geſetz in der Weiſe Rechnung, daß es jedem 
Arbeitgeber, der einen geeigneten Arbeitsplatz zu vergeben hat, die 
Verpflichtung auferlegt, dieſen Platz Schwerbeſchädigten im Vorzuge 
zu anderen Bewerbern nach Maßgabe des Geſetzes freizuhalten, 
und die Erfüllung dieſer Pflicht durch öffentliche Zwangsmittel 
ſichert. Es ſtellt die Vorausſetzungen, Grundſätze und Richtlinien auf, 
nach denen die Arbeitgeber Arbeitsplätze bereitſtellen müſſen und 
regelt den Maßſtab für die Zahl der Schwerbeſchädigten, die jeder 
Arbeitgeber aufzunehmen hat, und die Umſtände, unter denen die 
Aufnahme zu geſchehen hat. Es erſchwert die Beendigung eines 
einmal getroffenen Arbeitsverhältniſſes und macht fie von beſon⸗ 
deren Vorausſetzungen abhängig. Das Geſetz wendet ſich aber, was 
beſonders wichtig ſcheint, nur an die Arbeitgeber und ſetzt nur ihnen 
Pflichten, ohne den Schwerbeſchädigten unmittelbar Rechte gegenüber 
den Arbeitgebern einzuräumen. Die Pflichten der Arbeitgeber be⸗ 
ſtehen nach dem Willen des Geſetzes nur dem Staate gegenüber 


Zu 7. Die Entf. iſt verfehlt. Wohl hat der Schwerbe⸗ 
ſchädigte als ſolcher keinen Rechtsanſpruch gegenüber einem einzelnen 
Arbeitgeber auf Einſtellung, die Pflicht zur Einſtellung und Beſchäf⸗ 
tigung Schwerbeſchädigter iſt vielmehr eine öffentlichrechtliche, nur 
gegenüber dem Staat beſtehende Verpflichtung und wird von den 
zuſtändigen ſtaatlichen Stellen erforderlichenſalls zwangsweiſe zur 
Verwirklichung gebracht. Sobald ein Schwerbeſchädigter aber erſt ein⸗ 
mal von einem beſtimmten Arbeitgeber in Erfüllung dieſer öffentlich⸗ 
rechtlichen Verpflichtung tatſächlich eingeſtellt worden iſt, hat 
er nunmehr dieſem Arbeitgeber gegenüber einen pri⸗ 
vatrechtlichen Vertragsanſpruch aus dem Arbeits⸗ 
vertrage, genau wie jeder andere Arbeitnehmer. „Das Recht auf 
Wiedereinſtellung nach beendetem Arbeitskampf gemäß 8 13 Schwer⸗ 
beſchcGkeſ. ift aber ein ſolcher Anſpruch aus dem Arbeitsvertrag (ſolange 
Entlaſſung nicht ausgeſprochen iſt) bzw. in Nachwirkung desſelben (falls 
Entlaſſung bereits ausgeſprochen war). Es ſteht dem einzelnen 
Schwerbeſchädigten gegen feinen bisherigen Arbeit⸗ 
geber zu und wird ſich, mangels Anſpruchs auf Beſchäftigung, 


Rechtſprechung 
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und dem Staate iſt vorbehalten, die Erfüllung der Pflichten eines 


widerſpenſtigen Arbeitgebers durch die im Geſetz vorgeſehenen 
Zwangsmittel zu erzwingen. 
Wie aus den Eingangsworten des $ 11 hervorgeht, kann der 


Arbeitgeber wohl aus freier Entſchließung die Verpflichtungen aus 
dem Geſetze übernehmen und Schwerbeſchädigte nach Maßgabe des 
Geſetzes einſtellen und beſchäftigen. Tut er das, dann kommt zwiſchen 
ihm und dem Schwerbeſchädigten ein Vertragsverhältnis zuſtande, das 
von nun an nach bürgerlich-rechtlichen Grundsätzen und nach öffentlich⸗ 
rechtlichen Sicherungsvorſchriften des Schwerbeſchädigtengeſ. zu be⸗ 
urteilen iſt. Tut er es aber nicht, dann kann nicht etwa der einzelne 
Schwerbeſchädigte den einzelnen Arbeitgeber auf dem Wege der bürger⸗ 
lichen Klage zur Erfüllung der geſetzlich auferlegten Pflichten anhalten. 
Dann obliegt vielmehr, wie der 8 11 weiter jagt, die Sorge für 
die Einſtellung und Beſchaftigung der Schwerbeſchädigten der dort 
bezeichneten Stelle und die Durchführung des Geſetzes hat von dieſer 
Stelle im Einvernehmen mit den weiteren dort näher genannten 
Stellen zu geſchehen. Dies alles läßt die durchaus öffentlich⸗recht⸗ 
liche Natur des Geſetzes nicht verkennen und keinen Zweifel, daß 
im Streitfalle über die öffentlich- rechtlichen Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes nur die dort beſtimmten Stellen zu entſcheiden haben. Der 
8 13 Abf. 3 des Geſetzes, auf den der Kläger den Klageanſpruch 
ausſchließlich ſtützt, beſtimmt, daß Schwerbeſchädigte, denen ledig⸗ 
lich aus Anlaß eines Streiks oder einer Ausſperrung friſtlos ge⸗ 
kündigt worden iſt, nach Beendigung des Streiks oder der Aus⸗ 
ſperrung wieder einzuſtellen ſind. Auch dieſe Vorſchrift läßt ihre 
öffentlich-rechtliche Natur nicht verkennen. Sie bezweckt den Schutz 
des Schwerbeſchädigten nur vom öffentlich⸗rechtlichen und nicht vom 
privatrechtlichen Standpunkte aus. Darum verleiht die Vorſch ift nicht 
etwa dem betroffenen Schwerbeſchädigten das Recht, die Wiederein⸗ 
ſtellung zu verlangen, ſondern ſetzt nur, wie die Faſſung erkennen 
läßt, dem Arbeitgeber die Pflicht zur Wiedereinſtellung. Entzieht 
er ſich dieſer Pflicht, dann hat der Schwerbeſchädigte nicht das Recht 
zur Klage, ſondern nur gemäß $ 11 d. G. die Möglichkeit, die dort 
bezeichnete Hauptfürſorgeſtelle anzurufen. Beſtreitet der Arbeitgeber 
in dem darauf eingeleiteten Verfahren ſeine Pflicht zur Wiederein⸗ 
ſtellung auf Grund des 8 13 Abſ. 3, weil deſſen Vorausſetzungen 
nicht gegeben ſeien, ſo hat die Hauptfürſorgeſtelle allein über die 
Frage zu entſcheiden, ob lediglich aus Anlaß eines Streiks oder 
einer Aussperrung friſtlos gekündigt worden iſt. S. auch: Dr. Wolz 
a. a. O. S. 160. Die ohne Begründung von Wr. Weigert 
in der Tarten⸗-Auskunftei unter Stichwort: „Schwer⸗ 
beſchädigte: Entlaſſung“ geäußerte Meinung, daß 
der Schwerbeſchädigte den Anſpruch auf Wiederein⸗ 
ſtellung vor Gericht geltend machen kann, wird vom 
Gericht nicht geteilt. Dagegen ſpricht insbeſ. auch die Er⸗ 
wägung, daß die friſtloſe Kündigung, auch wenn ſie lediglich aus 
Anlaß eines Streiks oder einer Ausſperrung erfolgt iſt, wie jede 
andere friſtloſe Kündigung, das bürgerlich⸗rechtliche Vertragsver⸗ 
hältnis endgültig gelöſt hat und daß keine geſetzliche Beſtimmung 
oder Rechtserwägung dafür ſpricht, daß das Vertragsverheltnis nach 
der Beendigung des Streiks oder der Ausſperrung von ſelbſt wieder 
auflebt. Iſt aber das Vertragsverhältnis rechtlich und tatſächlich 
gelöſt, dann iſt der Anſpruch auf Wiedereinſtellung nicht anders 
anzuſehen als ein urſprünglicher Einſtellungsanſpruch, begrenzt durch 
die Prüfung der im § 13 Abſ. 3 geſetzten Vorausſetzungen. Sonach 
erweiſt ſich, da der Kl. ſeinen Anſpruch nur auf 813 Abſ. 3 d. 
Sch. ſtützt, der Rechtsweg als unzuläſſig. 
(LG. Frankenthal, Urt. v. 31. Okt. 1924, F 107/24.) 
* 


ürth. 
9 8. Zu 8 12 der VO. über die Geſchäftsaufſicht. f) 
Steht von mehreren aus dem gleichen Wechſel Verpflichteten 
einer unter Geſchäftsaufſicht, jo treffen ihn trotzdem die Kosten der 
Wechſelklage, auch wenn dies dem Gläubiger bei Einreichung der 
Klage bekannt war. 
Nach 8 12 der BD. fallen allerdings einem 
Koſten des Verfahrens zur Laſt, wenn der unter 


Gläubiger die 
Geſchäftsaufſicht 


in der Regel in dem Anſpruch auf Lohnzahlung nach 98 BGB. 
erſchöpfen, indem der Arbeitgeber, der die Leiſtung des Schwerbeſchä⸗ 
digten nach beendetem Wirtſchaftskampf ablehnt, in Annahmeverzug 
gerät. Dieſer Anſpruch iſt wie jeder andere Vertragsanſpruch 
vor dem ordentlichen Gericht und nur vor die ſem gel- 
tend zu machen. Prof Dr Kas kel, Berlin. 
Zu 8. Die Geſchaftsaufſicht bezweckt, Perſonen, die infolge 
des Krieges oder der aus dieſem erwachſenen, wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe zahlungsunfähig geworden ſind, zur Vermeidung des Kon⸗ 
kurſes die Möglichkeit zur Ordnung ihrer wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe zu geben. In einem orbnungsgem. die Gläubiger gleichmäßig 
berückſichtigenden Verſahren werden unter ſie die vorhandenen ver⸗ 
fügbaren Mittel verteilt. Hiernach liegt es in der Geſtaltung des 
Verfahrens, daß nicht nur Arreſte und Zwangsvollſtreckungen einſt⸗ 
weilen ausgeſchloſſen ſind, ſondern daß auch nach Möglichkeit wäh⸗ 
rend des Verfahrens der Schuldner vor einer Überziehung mit Kla⸗ 
gen geſchützt wird. Demgem. beſtimmt 8 12 der BD, über die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht, daß im Falle einer Klageerhebung den Kl., der von 
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ſtehende Schuldner im Prozeß die Schuld ſofort anerkennt. Anders 
liegt die Sache, wenn der Gläubiger aus beſonderen Gründen an der 
alsbaldigen Erlangung des Urteils ein berechtigtes Intereſſe hatte. 
Letzteres iſt hier der Fall. Nach den Beſtimmungen der WO. ſind 
die beiden Bekl. hinſichtlich Hauptſache und Nebenſorderungen Ge⸗ 
ſamtſchuldner, gerade § 603 Abſ. 2 gibt dem Wechſelgläubiger die 
Möglichkeit, mehrere Wechſelverpflichtete gemeinſam zu verklagen; hier⸗ 
durch ſpart er die Auslagen für mehrere Klagen und kommt eher 
zu ſeinem Gelde. 
(LG. Fürth, Urt. v. 17. Sept. 1924, H K B 395/24.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Eruſt Schopflocher, Fürth i. Bay. 
* 


9. 88 5, 13 3. StNot VO. Zinſen 
durch Vereinbarung. 


Für 2 in den Jahren 1919 und 1921 gegebene Hypotheken 
hatten die Part. Ende 1921 vereinbart, daß die Zinſen fortan ſtatt in 
Geld in einer gewiſſen Menge Feldfrüchten zu leiſten ſeien. Im 
Jahre 1923 lieferte der Schuldner nur einen Teil der vereinbarten 
Menge. Die Klage des Gläubigers wurde vom AG. abgewieſen, 
weil rückſtändige Zinſen durch 85 der Steuer Not VO. erlaſſen ſeien 
und 8 13 Aufwertungsvereinbarungen nur in bezug auf „Vermögens⸗ 
anlagen“ zulaſſe, wozu bloße Zinſen nicht gehörten. Die Berufung 
des Gläubigers hatte Erſolg: 

Wenn 8 13 Vereinbarungen über Aufwertung von „Vermögens⸗ 
anlagen“ zuläßt, müſſen auch ſolche über Aufwertung von Zinſen 
für zuläſſig erachtet werden. Denn ſolche Vereinbarungen gehen we⸗ 
niger weit als die erſtgenannten, und der geſetzgeberiſche Grund, der 
für dieſe ſprach, gilt auch für jene. Es iſt kein Grund erſichtlich, eine 
Aufwertungsvereinbarung für Zinſen allein zu verbieten, wenn ſie 
für Kapital und Zinſen zuſammen zuläſſig iſt. 

Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Zinſen durch die verein⸗ 
barte Aufwertung nicht in ein auffälliges Mißverhältnis zu dem 
nur auf 15% aufgewerteten Kapital geraten. Ein ſolcher Fall liegt 
aber hier nicht vor. Denn der Wert der Naturallieferungen beträgt 
nur 6— 70% des mit 15% aufgewerteten Kapitals. 

(LG. Halle a. S., Urt. v. 26. Nov. 1924, 6 8 398/24.) 
Mitgeteilt von Landrichter Dr. Weißler, Halle a. d. S. 


Aufwertung von 


* 
München. 

10. 8 38a RA GO. 8 91 3PO. Anwaltsgebühren 
im Güteverfahren. Beſondere Vereinbarung einer Ver 
gleichsgebühr. f) 


Die Anſchauung des Erſtrichters, daß im Güteverfahren nur 
eine Gebühr anfalle, iſt zutreffend. Sie iſt im Geſetze 8 38a der 


der Geſchäftsaufſicht Kenntnis hat, die Prozeßkoſten treffen, ſofern 
der Schuldner den Anſpruch ſofort anerkennt. Auf der anderen Seite 
aber erfordern die gläubigeriſchen Intereſſen, und beſtimmt demge⸗ 
mäß die VO,, daß dieſe Erſchwerung der Klagen für den Fall außer 
Anwendung zu bleiben hat, wenn aus einem beſonderen Grunde 
an alsbaldiger Erlangung des Urt. ein berechtigtes Intereſſe ob⸗ 
waltet. Daß Kl. infolge des erlangten Urt. etwa nach Aufhebung 
der Geſchäftsaufſicht „Schneller zu feinem Gelde gelangen kann“, iſt 
kein beſonderer Grund, und gerade dieſes Wettlaufen der Gläu⸗ 
biger ſoll ja durch die Geſchäftsaufſicht vermieden werden. 

Dagegen iſt ein ſolcher beſonderer Grund in dem Zweck 
der Klage zu finden, bei Geſamtſchuldverhältniſſen durch ein einheit⸗ 
liches Verfahren zu einer Verurteilung der Geſamtſchuldner zu ge⸗ 
langen, ſo daß die Mühſeligkeit und Koſtenlaſt mehrerer Klagen ver⸗ 
mieden werden. Es trifft dies in dem der Entſch. zugrunde liegenden 
Sonderfall einer Mehrheit von Wechſelſchuldnern zu. Somit ſind 
zu Recht in der Entſch. die Koſten des Rechtsſtreits dem Wechſel⸗ 
ſchuldner zur Laſt gelegt. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zu 10. Im Güteverfahren hat der RA. nach 838 a Gebo. 
nur eine Gebühr zu verlangen, auch wenn verhandelt, Beweis er⸗ 
hoben und ein Vergleich geſchloſſen wurde (vgl. meine Ausführungen 
in den Nachrichten des DAV. 1924, 92 u. Noeſt daſelbſt 106; 
a. M.: Jahn ebenda 93, 125). Das iſt geltendes Recht, um nicht 


zu ſagen: geltendes Unrecht, da es den beim AG. beſchäftigten An⸗ 


wälten für die gleiche Tätigkeit, für die ſie früher — der Mühe⸗ 
waltung entſprechend — drei oder vier Gebühren erhielten, jetzt nur 
eine Gebühr gewährt, ihnen alſo einen bedeutenden Teil ihres aus 
Amtsgerichtsſachen fließenden Einkommens grundlos fortnimmt. Die 
Anwälte haben ſich in geeigneten Fällen durch Honorarvereinbarun⸗ 
gen geholfen und zuweilen bei Vergleichen verlangt, daß der Gegner 
eine beſondere Vergleichsgebühr zur Erſtattung übernehme. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat nun derſelbe Amtsrichter, der einen ſolchen Ver⸗ 
gleich protokollieren ließ, im Erinnerungsverfahren die Feſtſetzung 
der Vergleichsgebühr abgelehnt, indem er einfach die richtige Aus⸗ 
legung des $ 384 GebD. anführte, mit keinem Worte aber der 
vor ihm getroffenen ausdrücklichen Abrede gedachte. Das LG. hat 
dieſen Fehler korrigiert, hat den Anſpruch auf Erſtattung der Ver⸗ 
gleichsgebühr anerkannt, aber trotzdem die Feſtſetzung abgelehnt und 
die Partei auf den Weg einer neuen Klage verwieſen. Dieſe Entſch. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


RAGebD. begründet (vgl. 
Anm. 1 zu 8 32 2. 

Auf Grund des Vergleiches kann zwar ein der Vergleichsgebühr 
entſprechender Betrag von der Bekl. gefordert werden, die Ver⸗ 
gleichsgebühr als ſolche aber kann, da ſie nicht zu den erſtattungs⸗ 
pflichtigen Prozeßkoſten i. S. des § 91 11 ZPO. gehört, im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren nicht feſtgeſetzt werden. 

(LG. München J, Beschl. v. 28. Nov. 1924, Beſchw. Reg. Nr. 612/24 VI.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wallerſtein, München. 


* 


Rittmannu⸗Wenz, NAGED. 8 


Snarbrücken. 

11. Die vorbehaltloſe Annahme eines Papiermark⸗ 
betrages enthält für ſich allein noch keinen Verzicht auf 
durch Geldentwertung entſtandenen Vezugsſchaden. f) 


Es handelt ſich um eine Berufung gegen das Urteil des AG., 
welches den geltend gemachten Auſpruch auf Vorzugsſchaden abge⸗ 
wieſen hatte, mit der Begründung, durch die vorbehaltloſe Aunahme 
des Papiermarkbetrages durch den Prozeßbevollmächtigten habe Kl. 
auf dieſen Anſpruch verzichtet, die gegenteilige Auffaſſung führe zu 
unhaltbaren Konſequenzen. 

Das LG. hat die Berufung für begründet erklärt. Es führt aus: 


Es bleibt alſo der Anſpruch der Kl. auf Schadenerſatz wegen 
verſpäteter Zahlung an ſich noch beſtehen. Der vom Vorderrichter 
vertretenen Auffaſſung, daß die Kl. dieſes Anſpruchs verluſtig ge⸗ 
gangen ſei, weil der Prozeßbevollmächtigte die 2000 Mark vor⸗ 
behaltlos angenommen habe, vermag das BG. nicht beizutreten. 


Irgendeine Tatſache, welche auf einen Verzichtwillen der Kl. 
ſchließen ließe, iſt nicht zutage getreten. Bei der zwiſchen den 
Parteien beſtehenden erbitterten Feindſchaft ſpricht vielmehr alles 
gegen die Annahme eines derartigen Verzichtwillens. Die Bell. 
konnte daher aus der Tatſache der Annahme des Nennbetrags durch 
die Kl. bzw. ihren Prozeßbevollmächtigten keineswegs auf einen 
Verzichtwillen der Kl. ſchließen. Es ſcheint auch nicht angängin, 
einen Verzicht der Kl. um deswillen anzunehmen, weil ſie ihre 
weitergehenden Anſprüche erſt geraume Zeit nach der Annahme des 
Nennbetrags geltend gemacht habe, denn dieſe Tatſache findet ihre 
zwangloſe Erklärung dadurch, daß in der fraglichen Zeit die Recht⸗ 
ſprechung bezüglich der Geldentwertung noch eine ſchwankende war, 
die Kl. alſo recht wohl im Zweifel ſein konnte, ob ſie ihre An⸗ 
ſprüche mit Ausſicht auf Erfolg gerichtlich durchſezen könne (vgl. 
Entſch. des Ob. 1 01/24 u. U 136/24). 

Dieſe Auffaſſung, die das BG. in gleichgelagerten Fällen ſtän⸗ 


dig vertreten hat, wird auch allein der Billigkeit gerecht, denn nach 
denn nach der Auffaſſung des Vorderrichters würde die Kl. als 


iſt rein formaliſtiſch und ſteht im Widerſpruch zu allen Grundſätzen 
der Prozeßökonomie. Wäre der Vergleich ſo protokolliert worden, 
daß der Bekl. ſich verpflichtet hätte, außer den geſetzlichen Gebühren 
15 Goldmark für den Vergleich zu bezahlen, ſo wäre der Vergleich 
auf dieſen Betrag unmittelbar vollſtreckbar geweſen; der Gerichts⸗ 
vollzieher hätte ihn anſtandslos vollziehen müſſen. Weil aber der 
Betrag der Vergleichsgebühr nicht ziffernmäßig ausgeſetzt war, ſoll 
ſie auch im Wege der Koſtenfeſtſetzung nicht eingezogen, ſondern 
nur durch eine Klage geltend gemacht werden können! Und das 
unter dem Zeichen der Vereinfachung und Beſchleunigung des Pro⸗ 
zeſſes und des billigen Glteverjahrens! Noch eins hätte das LG. 
bedenken ſollen: wenn der Amtsrichter trotz der Rechtsbelehrung 
durch das Beſchwerdegericht im neuen Prozeß an ſeiner Anſchauung 
feſthält, ſo gibt es gegen dieſes im obligatoriſchen Schiedsverfahren 
zu erlaſſende Urteil kein Rechtsmittel. Das Anſehen der Rechtspflege 
aber müßte durch eine ſolche Folge von einander widerſprechenden 
Entſcheidungen ſchweren Schaden nehmen. 

Das KG. hat einmal in einem ähnlichen Falle (K Bl. 1902, 15) 
ausgeſprochen: „Wenn die Parteien in einem vor dem Richter ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleiche zum Ausdruck bringen, daß die Koſten des 
Vergleichs, auch ſoweit er über den Rechtsſtreit hinausgeht, den 
Prozeßkoſten gleich zu behandeln und ebenſo wie dieſe vollſtreckbar 
fein ſollen, fo muß eine praktiſchen Zielen dienende Rechtſprechung 
in einer entſprechenden Anwendung des 8 91 das Mittel finden, die 
Abſicht der Parteien zu verwirklichen, zumal da hierdurch ein neuer 
Proz ß vermieden wird“ (Ebenſo EG. in KGBl. 195, 44; 23 1916, 
18213; OLG. Köln, Dig. 1903, 60; OLG. Hamburg, Hanſch . 
Beibl. 1909, 112; NG. NaumbAR. 1900 Nr. 12, KGul. 1901, 12.) 
Das Mahnwort von 1902 ſollte im Jahre 1924 nicht mehr erforder⸗ 


lich ſein! RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 11. Der Entſch. gebührt Beifall. Die Annahme einer Teil 
zahlung enthält auch dann nicht ohne weiteres einen Verzicht auf 
den Reſt (BGB. § 397), wenn der Schuldner damit die ganze 
Schuld zu tilgen gedenkt. Das muß folgerecht auch in dem Fall 
gelten, wenn die Schuld anfänglich keinen weiteren Umfang gehabt 
hatte, aber durch Verzug inzwiſchen erweitert war. Dies zumal, wenn 
in dem zu beurteilenden Fall die beſonderen Tatumſtände der An⸗ 
nahme eines Verzichtwillens entgegenſtanden. 


Geh. IR. Prof. Dr. Oertmann, Göttingen. 


54. Jahrg. 1925 Heft 3] 


Schmerzensgeld für eine ihr durch die Bekl. zugefügte Körper⸗ 
verletzung den Betrag von 1 Fr. erhalten, während ſie bei recht⸗ 
zeitiger Zahlung der Vergleichsſumme immerhin den Gegenwert 
von etwa 100 Fr. erhalten habe würde. 

(LG. Saarbrücken, Urt. v. 26. Sept. 1924, 3 S 104/24. 


Mitgeteilt von RA. Kropf, Saarlouis. 


* 
Stuttgart. 

12. 5 21 Abſ. 4 Geſchäftsaufſichts VO. 8 766 3 PO. 
Pfändungen bei nachher erfolgender Geſchäftsaufſicht. f 

I. Die Schuldnerin hat am 22. Juni 1924 den Antrag auf 
Verhängung der Geſchäftsaufſicht geſtellt. Am 24. Juli hat der 
Gerichtsvollzieher auf Antrag der Gläubigerin bei der Schuldnerin 
eine Anzahl beweglicher Sachen gepfändet. Am 28. Aug. wurde 
die Geſchäftsaufſicht angeordnet. Am 30. Aug. beantragte die Auf⸗ 
ſichtsperſon beim AG. Ludwigsburg Aufhebung der Pfändung gem. 
8 766 ZPO., da die Pfändung gem. 8 21 Abſ. 4 GA VO. unwirk⸗ 
ſam ſei. Am 1. Sept. hat das AG. den angefochtenen Beſchl., ob 
alle die vorbereitenden Maßnahmen, welche die Gl. als „Einleitung“ 
bezeichnet, in dieſem Sinne aufgefaßt werden können, iſt allerdings 
im höchſten Grad zweifelhaft; doch braucht hierzu im einzelnen keine 
Stellung genommen zu werden. Denn eingeleitet iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung jedenfalls dann, wenn der Vollſtreckungsauftrag beim 
Gerichtsvollzieher eingekommen iſt. 

(LG. Stuttgart, 1. 3K, Beſchl. v. 31. Okt. 1924, T 292/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rich. Weiß, Bielefeld. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
1. Neich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Bo eth ke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Eutſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


I. Gutachten. 

1. Reichsentlaſtungsgeſetz. Vermögenſteuer. Die 
im g 18 Abſ. 1 REntlG. bezeichneten Vermögensgegenſtände 
und Kapitalbeträge find von der Vermögensſteuer auch 
bei der Veranlagung befreit, die für das Kalenderjahr 
1924 nach dem Vermögens ſtande vom 31. Dezember 1923 
ſtattfindet. 


Im Abſ. 1 u. 4 des § 18 des REntlG. v. 4. Juni 1923 (RGBl. 
I. 305) iſt folgendes beſtimmt: Abſ.1: „Gibt eine ehemalige feind⸗ 
liche Macht allgemein die von iht beſchlagnahmten, im Eigentume 
Deutſcher ſtehenden Vermögensgegenſtände den Berechtigten ganz oder 
zum Teil wieder frei oder ſtellt ſie im Falle der Liquidation dieſer 
Vermögensgegenſtände allgemein den Reinerlös den Berechtigten ganz 
oder zum Teil zur Verfügung, ohne nach den Beſtimmungen des Ver⸗ 
trags von Verſailles hierzu verpflichtet zu ſein und ohne vom Deut⸗ 
ſchen Reiche eine entſprechende Gegenleiſtung zu erhalten, ſo ſind die 
bezeichneten Vermögensgegenſtände und Kapitalbeträge nach Maß⸗ 
gabe der Abſ. 2—6 von den im 8 12 Abſ. 2 Nr. 1—8 genannten 
Steuern des Reichs befreit.“ Abſ. 4: „Von der Vermögensſteuer 
find die im Abf. 1 bezeichneten Vermögensgegenſtände und Kapital⸗ 
beträge bei der erſten Veranlagung zu dieſer Steuer befreit.“ 

Wie der RZ M. darlegt, nehmen wirtſchaftlich beteiligte Kreiſe 
den Standpunkt ein, daß auf Grund des § 18 Abſ. 4 des REntlG. 
die im Abſ. 1 a. a. O. bezeichneten Vermögensgegenſtände und Ka⸗ 
pitalbeträge von der Vermögensſteuer auch bei der Veranlagung be⸗ 
freit ſeien, die nach dem Vermögensſtande v. 31. Dez. 1923 ſtattfindet. 
Der RF M. vertritt dagegen die Auffaſſung, daß als erſte Veran⸗ 


Zu 12. Daß Gläubiger, die vor Eingang des Antrags auf 
GeſchAufſ. das Pfändungspfandrecht gem. § 804 ZPO. erworben 
hatten, die Zwangsvollſtreckung während der GeihAuif. fortſetzen 
können, iſt neuerdings vom KG. JW. 1924, 1614 ausgeſprochen und 
von Jaeger: JW. 1924, 1614, zu 3, unter Billigung der Aus⸗ 
führung des Nachtrags zu m. Komm. 1924, 38, auch der von Wein⸗ 
berg zu 8 21 Aufſ. VO. 58, gutgeheißen worden. 

Der Fall des AG. Ludwigsburg liegt anders, de lege ferenda 
noch bedenklicher. Im Ludwigsburger Fall hat die Vollſtreckung ſpä⸗ 
ter eingeſetzt. Hier iſt nach Feſtſtellung des LG. Stuttgart der Auf⸗ 
trag der Gläubigerin an den Gerichtsvollzieher zur Vollſtreckung vor 
dem Antrag auf Verhängung der GeſchAufſ. beim Gerich'svollzieher 
eingelaufen. Es dreht ſich alſo nicht um eine Zwangsvollſtreckung, 
die nach Eingang des Antrags auf Verhängung der GeſchAuſſ. ein- 
geleitet worden iſt, fo daß als argumentum e contrario nicht 
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lagung im Sinne des Abſ. 4 a. a. O. die durch das Vermögens StG. 
vorgeſchriebene Veranlagung nach dem Stande v. 31. Dez. 1922 an⸗ 
zuſchen ſei, eine Befreiung bei der Veranlagung nach dem Stande 
v. 31. Dez. 1923, die nicht die erſte Veranlagung ſei, daher nicht in 
Frage komme. 


Die Senate haben ſich der Meinung des RM., daß als erſte 
Veranlagung i. S. des Abs. 4 a. a. O. die Veranlagung nach dem 
Stande v. 31. Dez. 1922 zu gelten habe, angeſchloſſen. Im Abſ. 4 iſt 
nicht von einer erſten Veranlagung, die auf einen beſtimmten Zeit⸗ 
punkt folgt, die Rede — wie z. B. im 8 15 Abſ. 2 des Rentl G., 
wo von der erſten auf die Auszahlung folgenden Veranlagung zur 
Vermögensſteuer geſprochen wird —, ſondern von der erſten Veran⸗ 
lagung überhaupt. Nach dem Stande der Vermögensſteuergeſetzgebung 
zur Zeit des Erlaſſes des REG. konnte damit nur die Veran- 
lagung auf den 31. Dez. 1922 gemeint ſein. 


Daraus folgt aber nicht, daß die im 8 18 Abſ. 1 a. a. O. auf⸗ 
geführten Vermögensgegenſtände und Kapitalbeträge von der Ver⸗ 
mögensſteuer, die nach dem Stande v. 31. Dez. 1923 veranlagt wird, 
erfaßt werden müßten. Vielmehr zwingt gerade die Auffa ſung, daß 
erſte Veranlagung i. S. des $ 18 Abſ. 4 die auf den 31. Dez. 1922 
iſt, zur Freilaſſung jener Gegenſtände auch von der Vermögens⸗ 
ſteuer 1924. 

Als das NEntl®. erging, war das Vermögens StG. noch in 
einer Faſſung in Gelrung, die eine Veranlagung der Vermögensſteuer 
für die Jahre 1923—1925 nach dem Vermögensſtande v. 31. Dez. 
1922 vorſah. Nach der damaligen Lage der Vermögensſteuergeſetz⸗ 
gebung war alſo die Folge der Beſtimmung des 8 18 Abſ. 4, daß 
eine Befreiung der im Abſ. 1 a. a. O. bezeichneten Vermögensgegen⸗ 
ſtände und Kapitalbeträge von der Vermögensſteuer für die Jahre 
19231925 eintrat. Da bei Feſtſtellung des Willens des Geſetz⸗ 
gebers die rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe, wie ſie bei Erlaß 
des Geſetzes beſtanden, zugrunde gelegt werden müſſen, ſo iſt davon 
auszugehen, daß der Geſetzgeber, als er den § 18 Abſ. 4 erließ, 
die Folge, welche ſich damals mit Notwendigkeit aus dieſer Beſtim⸗ 
mung ergab, in Rechnung gezogen hat und daher eine Befreiung 
der im Abf. 1 a. a. O. bezeichneten Gegenſtände von ber Vermögens⸗ 
ſteuer für drei Jahre zugeſtehen wollte. Weder die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes noch ſonſtige Umſtände bieten einen Anhalts⸗ 
punkt für die Annahme, daß der Geſetzgeber damals etwas anderes 
gewollt habe, als aus dem Wortlaut des Geſetzes folgt, und es 
unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn die Vermögensſteuergeſetz⸗ 
gebung in derſelben Geſtalt, in der ſie ſich zur Zeit des Erlaſſes des 
REntlG. befand, bis nach Ablauf des Jahres 1925 beſtehen geblieben 
wäre, Meinungsverſchiedenheiten über den Umfang der durch 8 18 
Abs. 4 gewährten Befreiung nicht hätten aufkommen können. 


Fragen kann ſich ſomit nur noch, ob die inzwiſchen vorgenom⸗ 
mene Anderung der Vermögensſteuergeſetzgebung die Rechtslage auch 
hinſichtlich der Abwendung des 8 18 Abſ. 1 des REntlG. geändert 
hat. 8 12 der Aufwertungs VO. v. 11. Okt. 1923 (ROLL. I, 939) 
ordnet die Einſtellung der Veranlagung und Erhebung der Ver⸗ 
mögensſteuer 1923 an; nach Art. 2 8 1 der 2. Steuer Not VO. (NEU. 
1923, 1, 1205) findet für das Kalenderjahr 1924 eine neue Veran⸗ 
lagung zur Vermögensſteuer nach dem Vermögensſtande v. 31. Dez. 
1923 ſtatt. Die zweite Veranlagung zur Vermögensſteuer findet alſo 
nicht, wie bei Erlaß des REntlG. vorausgeſetzt werden mußte, erſt 
nach Ablauf von drei Jahren, ſondern nach dem Stande v. 31. Dez. 
1923 ſtatt. Dieſe die Veranlagung der Vermögensſteuer neu regeln⸗ 
den allgemeinen Beſtimmungen können aber die beſondere Befreiungs⸗ 
beſtimmung des REntlG. nicht bejeitigen oder beſchränken. Um das 
zu erreichen, hätte es einer ausdrücklichen Abänderung des 8 18 
Abſ. 4 a. a. O. bedurft. Denn die Rechtslage iſt nicht etwa ſo, daß in⸗ 
folge der Anderung der Vermögensſteuergeſetzgebung oder der in Be⸗ 
tracht kommenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe die innere Begrün⸗ 
dung für die Befreiungsvorſchrift des § 18 nf. 4 des REntl®. fort⸗ 
gefallen und damit Raum für eine Auslegung dieſes Geſetzes gegeben 
wäre, die den veränderten Verhältniſſen Rechnung trägt. Ob bie 
weitgehende Befreiung, die der Geſetzgeber bei Erlaß des REntlG. 
zugeſtanden hat, damals erforderlich oder wirtſchaftlich gerechtfertigt 
war oder nicht, kann dahingeſtellt bleiben. Glaubte der Geſetzgeber 


em. 821 Aufſ. VO. Schlußſatz die rechtliche Wirkſamkeit der 
Bang vollſtreckung entfällt. Die Richtigkeit des Beſchl. v. 31. Okt. 
1924 ſteht damit de lege lata feſt. 

Auf der anderen Seite bat — rein theoretiſch — das LG. 
Stuttgart recht, wenn es die übrigen von der Pfandgläubigerin in 
ihrer Beſchw. gegen das AG. Ludwigsburg angeführten vorbereiten⸗ 
den Maßnahmen, die dieſe als Einleitung der Zwangsvollſtreckung 
bezeichnen möchte, ſcharf unter die Lupe nimmt. Denn wenn auch 
(wie Jaeger a. a. O. bemerkt) bedauerlicherweiſe de lege lata die 
Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckungen bei Zutreffen der Merk⸗ 
male des 821 am Ende nicht gehindert werden kann, wollte und 
konnte der Geſetzgeber offenſichtlich die Einleitung der Voll⸗ 
ſtreckung nur recht eng aufgefaßt haben, wenn er nicht die ganze 
Einrichtung der GeſchAufſ. durch die Häufung bevorrechtigter Glau⸗ 
bigerkandidaten i. S. des § 13 Abſ. 4 aufs Spiel ſetzen wollte. 

JR. Prof. Dr. Hugo Cahn I, Nürnberg 
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bamal3 eine dreijährige Befreiung gewähren zu ſollen, ſo muß ſie 
auch heute als gerechtfertigt angeſehen werden, da lediglich die Ande⸗ 
rung des Stichtags der Veranlagung und des Veranlagungszeit⸗ 
raums die Frage, inwieweit die Steuerbefreiung des $ 18 Abſ. 4 
materiell berechtigt iſt, nicht berühren kann, und da auch die in 
Betracht kommenden mirtichaftlichert Verhältniſſe heute nicht anders 
liegen als zur Zeit des Erlaſſes des Entlaſtungsgeſetzes. Deshalb 
kann auch der Hinweis auf die Erwägungen außenpolitiſcher Natur, 
die zur Aufnahme des § 18 in das NEntl®. geführt haben und die 
nach Anſicht des RF M. zu einer einſchränkenden Auslegung des $ 18 
Abf. 4 a. a. O. veranlaſſen müſſen, nicht entſcheidend fein. Denn 
wenn eine dreijährige Befreiung der im $ 18 Abſ. 1 a. a. O. be⸗ 
zeichneten Gegenſtände von der Vermögensſteuer über das Maß 
deſſen hinausging, was aus außenpolitiſchen Gründen notwendig war, 
fo war das ſchon der Fall, als das NEntl®. erging. Wenn der 
Geſetzgeber trotzdem davon abſah, dem 8 18 Abſ. 4 a. a. O. eine Faſſung 
zu geben, die die Befreiung auf das erforderliche Maß beſchränkte, ſo 
kann auf die Erwägungen außenpolitiſcher Natur nicht nachträglich 
eine einſchränkende Auslegung des 8 18 Abſ. 4 geſtützt werden. 

Die Senate verkennen nicht, daß die Ausſonderung der frei⸗ 
gegebenen Vermögensteile aus dem übrigen Vermögen bei der Ver⸗ 
anlagung gewiſſe Schwierigkeiten bereiten wird. Solche Schwierig⸗ 
keiten wären aber auch eingetreten, wenn es bei der Veranlagung 
nach dem Vermögensſtande v. 31. Dez. 1922 geblieben wäre, und 
werden ſich auch ſonſt bei Anwendung des NEntiG., z. B. im Falle 
des 8 18 Abſ. 6, ergeben. Sie find jedenfalls nicht unüberwindbar 
und können nicht zu einer Beukteilung führen, die mit der Rechtslage 
nicht im Einklang ſtehen würde. 

(RF 5, Gutachien der verein. 1. u. 2. Sen. v. 14. Okt. 1924, ID 1/24.) 


2. 820, 39, 46. Neues Bankgeſetz und 99 177, 181 
RAb O., 55 376, 383, 385, 408 8 PO., 59 54, 76 Str. Die 
Auskunftspflicht, die nach den SS 177, 181 RAbgO. den 
Beamten der Reichsbank den Finanzämtern gegenüber 
obliegt, iſt mit dem Inkrafttreten des Bankgeſetzes vom 
30. Aug uſt 1924 (RG Bl. II 235; II. Verordnung über das 
Inkrafttreten der Geſetze zur Durchführung des Sach⸗ 
verſtändigengutachtens vom 10. Oktober 1924 8 1, RG Bl. II, 
383) nicht aufgehoben. ) 

Das Schpweigegebot des 8 39 Satz 1 des Bank. v. 14. März 
1875 bezog ſich auf den Privatverkehr, Geſchäftsverkehr und grund⸗ 
ſätzlich auch auf den Verkehr mit den Behörden. Reichsrechtlich 


Zu 2. Dem Gutachten des NZH. iſt beizupflichten, wenn 
auch nicht zu verkennen iſt, daß auch für den gegenteiligen Stand⸗ 
punkt ſich gewichtige Gründe ins Feld führen laſſen. 

1. Zweifellos beſteht ein Widerſpruch zwiſchen 8 20 Abſ. 1 des 
neuen Bank. und den 88 177, 181 RAbgdO.; zweifellos iſt auch, daß 
das BankG. das jüngere Geſetz iſt, und daß es zur Abänderung und 
Aufhebung der Beſtimmungen der RAbgO. in der Lage geivefen 
wäre; zweifellos iſt endlich, daß gegenüber der allgemeinen Schweige⸗ 
pflicht des 8 39 früheren BankG. und $ 20 jetzigen BanfG. die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 177, 181 RAbgO. eine Sonderregelung darſtellen, 
alſo inſofern als lex specialis betrachtet werden können. Dem Rö. 
iſt nun aber darin beizupflichten, daß lex generalis posterior non 
derogat legi speciali priori, wein nicht aus den ſpäteren Geſetzen 
der Wille der Abſchaffung der Sonderregelung zu entnehmen iſt (vgl. 
neben Coſack a. a. O. S. 24 ff., Windſcheid⸗Kipp, Lehrb. d. 
PandR., S. 189; auch RG. 52, 342 f.). Weder der Wortlaut des 
820, der ausgeſprochenermaßen dem 8 39 alten BanfG. nachgebildet 
iſt, noch die Tatſache, daß es ſich ſowohl bei der AD. wie bei dem 
BantG. um Reichsgeſetze handelt und das letztere das jüngere iſt, 
ſind für ſich allein entſcheidend. Es handelt ſich darum, den Willen 
des Bank. zu erforſchen. 


2. Für die Erforſchung des Willens iſt von weſentlicher Be⸗ 
deutung die Entſtehungsgeſchichte des Bank. Hierbei iſt insbeſ. be⸗ 
achtlich, daß es ſich nicht um ein unter normalen Umſtänden ent⸗ 
ſtandenes Geſetz handelt, ſondern daß weitgehende internationale 
Bindungen vorlagen. Das neue Bank. beruht auf dem ſogenannten 
Dawes⸗Gutachten bzw. dem Bericht des 1. Sachverſtändigenkomitees 
(vgl. Begr. zum Bank. RTDruckſ. Nr. 448, S. 10; Nr. 5 S. 7 u. 
82 f., ſowie Bericht des Organiſationskomitees an die Repko Anl. II 
zur Begr. Druckſ. Nr. 448, 17). Das Organiſationskomitee, das die 
Wahl hatte, ob eine neue Zentralnotenbank geſchaffen oder die Reichs⸗ 
bank aufrecht erhalten und entſprechend umgeſtellt werden ſoll, hat 
ſich im letzteren Sinne entſchieden und demenkſprechend nur die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen des alten BankG. v. 14. März 1875 (RGBl. 
177), auf dem die Reichsbank beruhte, inſoweit abgeändert und er⸗ 
gänzt, als das Sachverſtändigengutachten es erforderlich machte (vgl. 
auch Begr. a. a. O. S. 11). Was ſpeziell den § 20 anlangt, fo be⸗ 
ſagt die Begründung, daß er die Feſtſetzung der Schweigepflicht zum 
Schutze des Baukgeheimniſſes enthalte in Anlehnung an den § 39 
des alten Bant®. Nirgends, weder in der Begr. zum Geſetz, noch 
im Dawes⸗Gutachten ſelbſt, noch insbeſ. auch in dem Bericht des 
Dig. an die Repko iſt auch nur mit einer Silbe angedeutet, daß 
an der jeitherigen Regelung des Bankgeheimniſſes irgend etwas ge⸗ 
ändert werden ſoll. Aus der Wiederholung des 8 39 des alten 
Bankch., neben dem die 88 177, 181 RAbgd. beſtanden hatten, kann 
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konnten aber Ausnahmen beſtimmt und eine Sonderregelung für 
einzelne Verfahrensarten getroffen werden. Dies iſt für das bürger⸗ 
liche Streitverfahren durch die allgemeine Zeugenpflicht und die in 
den 88 376, 383 Nr. 5, 385 Abſ. 2, 408 ZPO. getroffenen Sonder⸗ 
regelung und für das Strafverfahren durch die allgemeine Zeugen⸗ 
pflicht und durch die 88 53 (jetzt 8 54), 8 76 StPO. geſchehen. Fir 
das Beſtimmungsverfahren iſt die Sonderregelung in den 88 177, 
181 RAbgO. getroffen. Das Intereſſe, das das Reich an der Durch⸗ 
führung der Beſtimmung hat, hat die RAbgO. fo hoch geſtellt, daß 
fie den durch §S 39 Saß 1 des Bank. begründeten Grundſatz der 
Schweigepflicht der Reichsbaukbeamten und die ihnen als Reichs⸗ 
beamten (8 28 Bank.) nach 8 11 Reichs BeamtG. obliegenden Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht durchbrach, als Ausnahme von jenem Grundſaß 
die Auskunftspflicht einführte und dieſe nur in der im Geſetz ge⸗ 
gebenen Weiſe bei einem Verbot der vorgeſetzten Behörde beſchränkte; 
der Widerſpruch des § 20 Abſ. 1 des neuen Bank. mit dem 8 181 
RAbgd. iſt offensichtlich. Der 8 20 des neuen Bank. ſetzt eine 
allgemeine Schweigepflicht der Reichsbankbeamten feſt; der $ 181 
RAbgdo. erkennt die Schweigepflicht gegenüber den Finanzbehörden 
grundſätzlich nicht an. Das verpflichtet im Zuſammenhange mit dem 
5 177 die Reichsbankbeamten zur Auskunft. Den Widerſpruch zwi⸗ 
ſchen zwei geſetzlichen Vorſchriften hat die Geſetzesauslegung zu löſen. 
Bei verſchiedenem Alter der Geſetze wird als Grundſatz hierfür an⸗ 
genommen, daß das alte Geſetz durch das widerſprechende jüngere 
Geſetz ſeine Kraft verliert (lex posterior derogat priori). Doch gilt 
dieſer Grundſatz dann nicht ohne weiteres, wenn die ſpätere Vor⸗ 
ſchrift eine Regel allgemeiner Art, die ältere Vorſchrift aber eine 
Sonberregel iſt. In dieſem Falle kann und wird regelmäßig auch 
die Sonderregel den Vorrang haben (lex generalis legi speciali 
non derogat). Den Grund hierfür ſieht Coſack (Handbuch des 
Bürgerl. Rechts, 7. Aufl. Bd. I, 25) mit Recht darin, „daß die jün⸗ 
gere allgemeine Regel die ältere Sonderregel unter Umſtänden bloß 
als eine für einen engeren Tatbeſtand geltende Ausnahme von ihren 
eigenen Vorſchriften anſieht, und da ſie ja überhaupt nur mit dem 
ſtillſchweigenden Vorbehalte von Ausnahmen gelten will, auch dieſe 
ältere ‚Ausnahme‘ in Kraft beläßt“. Ob die neue Regel die ältere 
Sonderregel beſtehen läßt, hängt davon ab, ob die Aufhebung der 
Sonderregel in einer im Geſetz irgendwie zum Ausdruck gekommenen 
Weiſe erſichtlich iſt. Denn das ältere Geſetz hat das für ſich, daß es 
in Kraft geſetzt iſt, und wirkt daher ſo lange weiter, als das Außer⸗ 
kraftſetzen nicht klar erkennbar iſt. — Geht man hiervon aus, fo 
kann nicht anerkannt werden, daß das neue Bank. die 88 177, 181 


bei dieſer Entſtehungsgeſchichte keinerlei Schluß auf die Beſeitigung 
der letzteren Beſtimmungen gezogen werden. Es liegt inſofern keine 
Anderung des Bankch. vor, vielmehr ausſchließlich eine Neuredaktion 
der alten BankG.⸗Beſtimmungen bei Gelegenheit der Neuausgabe 
eines vollſtändigen Textes des Bank., die techniſch angeſichts der 
weitgehenden ſonſtigen Abänderungen und Ergänzungen zweckmäßiger 
erſchien als etwa nur die geſetzliche Feſtlegung der Abänderungs⸗ 
und Ergänzungsbeſtimmungen. 

3. Von weſentlicher Bedeutung für die Auslegung erſcheint 
prima facie die Beſtimmung des $ 46 Abſ. 7, denn hier find die 
Beſtimmungen beſonders aufgeführt, nach welchen die Schweige⸗ 
pflicht des 8 20 durch die allgemeine Zeugenpflicht durchbrochen und 
andererſeits wieder den Beamten eine bevorrechtigte Stellung ge⸗ 
geben iſt, inſofern fie nur mit Zuſtimmung der vorgeſetzten Behör⸗ 
den über amtliche Dinge vernommen werden dürfen. Es hätte nahe⸗ 
gelegen, hier auch der 88 177, 181 RAbgO. zu erwähnen. Nun iſt 
aber an ſich bei neueren Geſetzen ſchon größte Vorſicht bezüglich des 
Argumentum e contrario geboten. Sodann ergibt aber wiederum der 
8 46 und ſeine Begründung, daß damit nur der Reichsbank und ihren 
Organen, ſoweit ihnen bisher auf Grund des Geſetzes eine bevorrech⸗ 
tigte Stellung eingeräumt war, dieſe auch künftig gewahrt werden follte; 
es entſpricht dies dem Dawes⸗Gutachten (vgl. Drudj. Nr. 5, 94), in 
dem ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß, inſofern die Vorrechte, die 
jetzt die Reichsbank genießt, mit dem vorliegenden Plan nicht in 
Widerſpruch ſtehen, ſie der neuen Bank gewährt bleiben ſollen, ſo⸗ 
weit das Organiſationskomitee dies als wünſchenswert und vorteil⸗ 
haft erklärt. Dieſer Grundſatz kommt eben im $ 46 zum Ausdruck 
(ogl. auch Begr. zu 8 46, a. a. O. S. 14). Wie nun der NH. mit 
Recht hervorhebt, läßt § 46 Abf. 1 ſchon durch die Verwendung des 
Wortes „insbeſondere“ deutlich erkennen, daß eine erſchöpfende 
Aufzählung der Vorrechte der Reichsbauk und ihrer Organe nicht be⸗ 
abſichtigt iſt, daß alſo, ſoweit nicht aufgeführte geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen gleichfalls Vorrechte enthalten, dieſe in Kraft bleiben ſollen 
Sodann aber verfolgt 8 46 Abf. 7 mit der Hervorhebung der dort 
erwähnten Beſtimmung ſpeziell der Hervorhebung der Beſtimmungen 
der Zivil⸗ und Strafprozeßordnung, nicht den Zweck, Ausnahme⸗ 
bzw. Sonderſtellungen gegenüber dem Bankgeheimnis des § 20 zu 
ſtatuieren, ſondern, wie die Verbindung mit der Anziehung des 
NBeamtHaft®. v. 22. Mai 1910 klarlegt, ſetzt das Bank G. ohne wei⸗ 
teres die Gültigkeit der in dem Abſ.7 zitierten Beſtimmungen vor⸗ 
aus und ſucht nur die Angleichung der Reichsbankbeamten an die 
Reichsbeamten zu erreichen. Während nach 8 28 des alten Banf®. 
die Beamten der Reichsbank die Rechte und Pflichten der Reichs⸗ 
beamten hatten, find nunmehr gemäß § 1 des Bank. die Reichs⸗ 
bankbeamten nicht mehr Reichsbeamte, es werden vielmehr deren 
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RAbgO. in Anſehung der Reichsbankbeaniten aufgehoben hat. Nach 
dem Wortlaut des § 20 Abf. 1 des neuen Band. iſt lediglich die 
allgemeine Regel des $ 39 Satz 1 des alten BankGG. über die Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht übernommen. Mit keinem Worte iſt dort an⸗ 
gedeutet, daß dadurch die Sonderregeln, die für das bürgerliche Pro⸗ 
zeßverfahren, das Strafprozeßverfahren und für das Beſtruerungs⸗ 
verfahren gelten, aufgehoben oder abgeändert werden ſollten. Dar⸗ 
aus, daß in dem § 46 des neuen Bank. der 88 177, 181 RAbgd. 
nicht gedacht iſt, kann kein Schluß auf Beſeitigung dieſer Vorſchriften 
in Anſehung der Reichsbankbeamten gezogen werden. Mit den Vor⸗ 
ſchriften des § 46 ſollte der Reichsbank zur Erfüllung ihrer Auf⸗ 
gaben als Zentralnotenbank auch weiterhin die Aufrechterhaltung 
einer bevorrechtigten Stellung auf den Gebieten, auf denen 
ſie bisher eine ſolche inne hatte, gewährleiſtet werden. Die Aus⸗ 
kunftspflicht der Reichsbankbeamken aus den 89 177, 181 RAbgO. 
ſtellt ſich aber gruudfäglich nicht als ein Vorrecht dar, vielmehr gilt 
auch für die Reichsbankbeamten grundſätzlich die Auskunftspflicht 
des 8177 NAD. Die Regelung von Pflichten der Reichsbank 
oder ihrer Organe ſollte aber durch den $ 46 des neuen Bank. 
nicht erfolgen. Von einem Vorrecht der Reichsbank könnte nur in⸗ 
ſoweit geſprochen werden, als fie nach 8 181 RAbgD. ihren Beamten 
im Einzelfall die Erteilung der Auskunft unterſagen kann. Die 
Aufrechterhaltung dieſes Vorrechts wird durch den erſten Satz des 
8 46 gedeckt. Denn die folgenden Vorſchriften ſtellen ſich, wie das 
Wort „insbeſondere“ ergibt, nicht als eine erſchöpfende Aufzählung 
der Vorrechte der Reichsbank dar, ſondern nur als Beiſpiele ſolcher 
Vorrechte. Die Erwähnung der 88 54, 76 StPO. und der 88 376 
und 408 ZPO. im Abſ. 7 des § 46 des neuen VanfO. zeigt, daß das 
neue BankG. jedenfalls die Sonderregelungen des bürgerlichen Pro⸗ 
zeßrechts und des Strafprozeßrechts nicht aufheben wollte, der 8 20 
des neuen Bank. alſo kein ausnahmsloſer Grundſatz iſt. Alsdann 
iſt aber auch die Annahme gerechtfertigt, daß er auch die Sonder⸗ 
regelung der 88 177, 181 RAbgO. nicht berührt hat. Anderenfalls 
hätte dies im Geſetz irgendwie zum Ausdruck kommen müffen, und 
zwar um ſo mehr, als damit der Kampf um die völlige Wiederher⸗ 
ſtellung des Bankgeheimniſſes, den die Banken unter Führung der 
Reichsbank führen, zunächſt zugunſten der Reichsbank entſchieden wor⸗ 
den wäre, und als dieſer Schritt notwendig auch die Ausdehnung 
der völligen Wiederherſtellung des Baukgeheimniſſes auf die Staats⸗ 
banken, Staatsſchuldenverwaltungen und Privatbanken zur Folge 
haben würde. Bei der Beratung des Geldentwerfungs®. v. 20. März 
1923 iſt von dem damaligen Präſidenten des Reichsbankdirektoriums 
die Beſeitigung der Auskunftspflicht der Banken aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen gefordert worden. Damals wurde der ſteuer⸗ 
lichen Vorteile wegen an der Auskunftspflicht feſtgehalten. Daß 
das neue Vankc., deſſen weſentliche Aufgabe nur war, die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Reichsbank mit den Vorſchlägen des Sachverſtän⸗ 
digengutachtens in Einklang zu bringen, dieſe finanzpolitiſche Frage, 
nämlich die Frage hätte entſcheiden wollen, ob die wirtſchaftlichen 
Gründe ſo überwiegen, daß die ſteuerlichen Gegengründe zurücktreten 
müſſen, kann nicht angenommen werden. Gerade bei dem beſtehenden 
Streite hierüber hätte es eines im Geſetze klar zum Ausdruck kom⸗ 
menden Willensaktes des Geſetzgebers bedurft, und dieſer Willensakt 
kann nicht durch eine ausdehnende Auslegung des $ 20 des neuen 
Bank. erſetzt werden. 

Dieſes zur Fortdauer der 88 177, 181 RAbgoO. auch dem 


Rechtsverhältniſſe gemäß 8 9 Abf. 2 burch ein vom Direktorium zu 
erlaſſendes beſonderes Beamtenſtatut geregelt. Das Statut hat den 
Beamten die Rechte der Reichsbeamten zu wahren und deren Pflich- 
ten aufzuerlegen. § 28 des alten Bank. iſt in das neue Geſetz 
nicht aufgenommen; da aber der Reichsbank nach 8 46 Abſ. 1 ihre 
bisherigen geſetzlichen Vorrechte gewährt werden ſollen, da ferner 
8 359 RStch B. 88 54, 76, 96, StPO. 88 376, 408 ZPD., ebenſo 
auch das Geſetz über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten v. 
22. Mai 1910 nur von „Beamten“ ſprechen, war es notwendig, 
nach Wegfall des alten § 28 dieſe Beſtimmungen auf die Reichs⸗ 
bankbeamten für ſinngemäß anwendbar zu erklären, um die dort 
bezüglich der Beamten ſtatuierte Sonderſtellung auch weiterhin für 
die Reichsbankbeamten gewahrt zu wiſſen. Im Gegenſatz zu den er⸗ 
wähnten Beſtimmungen ſpricht nun aber 8 181 RAbgO. ausdrücklich, 
von Beamten einſchließlich „der Beamten der Reichs⸗ 
bank“, ſo daß es ſich erübrigte, in dieſem Zuſammenhang der 88 171, 
181 RAbgoO. Erwähnung zu tun. Es ergibt ſich aber daraus unzweifel⸗ 
haft, daß ein Argumentum e contrario aus dem Fehlen dieſes 
Zitats nicht entnommen werden kann. 

4. Endlich verbleibt als ſehr beachtlich auch noch die im Gut⸗ 
achten wiedergegebene Außerung, die auf ausdrückliche Frage des 
Abgeordneten Rießer im Auswärtigen Ausſchuß des RT. der 
Reichsbankpräſident Dr. Schacht abgab, dies um ſo mehr, als ja 
gerade Dr. Schacht zuſammen mit Sir Kindersley das Orga⸗ 
niſationskomitee bildeten, auf welches der Eutwurf des neuen Bankch. 
zurückzuführen iſt, und als gerade dem Organiſationskomitee be⸗ 
züglich der Regelung der ſog. Vorrechte der bisherigen Reichsbank 
und ihrer Organe weitgehende Machtbefugnis eingeräumt war (vgl. 
Druck. Nr. 5, 94). Trotzdem kann dieſer Außerung im vorliegenden 
Falle keinerlei entſcheidende Bedeutung beigelegt werden. Einmal iſt 
dem RED. darin beizuſtimmen, daß die Außerung ſachlich erheblich 
zu weit ging, dann aber hat, wie das Geſetz ſelbſt und die oben 
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Reichsbankbeamten gegenüber führende Ergebnis kann nicht dadurch 
erſchüttert werden, daß der Reichsbankpräſident bei der Beratung 
der die Londoner Konferenz betreffenden Geſetzentwürfe im Auswär⸗ 
tigen Ausſchuß des Reichstags auf die Frage des Abgeordneten 
Dr. Rießer, ob das Bankgeheimnis, wie es im 8 20 Abſ. 1 des 
Entwurfs umſchrieben ſei, auch gegenüber den Steuerbehörden 
gelte, geantwortet hat: „Ich habe die feſte Auffaſſung, daß dieſes 
Bankgeheimnis ſelbſtverſtändlich auch gegenüber den Steuerbehörden 
gilt; denn ſonſt hat es ja überhaupt keinen Zweck.“ Denn zunächſt 
iſt dieſer Außerung entgegenzuhalten, daß die Geheimhaltungspflicht 
der Bankbeamten auch „ſonſt“, nämlich für den Privatverkehr, Ge⸗ 
ſchäftsverkehr oder als Grundlage für das Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht im bürgerlichen Prozeßrecht und im Strafprozeß von Bedeu⸗ 
tung iſt. Sodann kann aber aus ihr nicht geſchloſſen werden, daß 
ihr Juhalt den entſcheidenden Beſchlußfaſſungen im Rechsrat und in 
der Vollverſammlung des Reichstags zugrunde lag, und zwar um ſo 
weniger als die Begründung zum Eutwurf ſich auf die Bemerkung 
beſchränkt hatte: „§ 20 enthält die Feſtſetzung einer Schweigepflicht 
zum Schutze des Bankgeheimniſſes in Anlehnung an den 8 39 des 
alten BankG.“, alſo einen der Außerung des Reichsbankpräſidenten 
entſprechenden Willensinhalt nicht hat. Außerungen auch von Re⸗ 
gierungsvertretern, die bei den geſetzgeberiſchen Verhandlungen ge⸗ 
macht werden, können zudem zur Auslegung des Geſetzes nur heran⸗ 
gezogen werden, wenn ihr Gedankeninhalt im Geſetzestexte ſelbſt einen 
Ausdruck gefunden hat, was hier nicht der Fall iſt. 


(FHR., Gutachten v. 22. Okt. 1924, IV D 44 8.) 


II. Urteile. 
a) Großer Seuat. 

3. 8 1 Nr. 3, § 11 Abſ. 2 Umſ StG. 1919. Verſteigerer 
i. S. des Umſatz StG. 1919 iſt der ſelbſtändige Veranſtalter 
einer Verſteigerung, nicht der Auftraggeber. Ob der Ber» 
anſtalter perſönlich die Gebote entgegennimmt und den 
Zuſchlag erteilt, iſt unerheblich. f) 

Laut feiner Satzung iſt der Beſchwerdeführer ein als Wohl⸗ 
tätigkeitsanſtalt errichtetes ſtädtiſches Pfandhaus. Sein Zweck iſt 
Gewährung von Darlehn gegen Pfand. Pfänder, die nicht rechtzeitig 
eingelöſt Find, werden durch das zuſtändige Mitglied der Pfandhaus⸗ 
verwaltung öffentlich gegen Meiſtgebot verſteigert. Für den Ver⸗ 
ſteigerungserlös d. J. 1920 iſt der Beſchwerdeführer zur Umſaßz⸗ 
ſteuer herangezogen worden. Er beruft ſich demgegenüber, ohne 
ſeine Eigenſchaft als Verſteigerer in Abrede zu ſtellen, auf die Be⸗ 
freiungsvorſchriften der 88 2 Nr. 2; 3 Nr. 8 des UmſStG. 1919. 

Der Rechtsbeſchwerde war der Erfolg zu verſagen. 

Die allgemeine Umſatzſteuer erfaßt grundſätzlich die Umſätze, 
die von gewerblich oder beruflich Tätigen ausgehen, mögen ſie in 
Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen gegen Enkgelt beſtehen (8 1 
Nr. 1 des UmſStG. 1919) oder mögen fie auf Grund des Eigen⸗ 
verbrauchs des Inhabers eines Betriebs zu ſteuerlichen Zwecken 
fingiert werden (8 1 Nr. 2). In beiden Fällen iſt ſteuerpflichtig der 
ſelbſtändige Unternehmer. Daneben tritt als dritter Gegenſtand 
der allgemeinen Umſatzſteuer die Verſteigerung. Dieſe Sonderart der 
Beſteuerung unterſcheidet ſich von den beiden zuerſt genannten Fällen 
vornehmlich dadurch, daß ſie nicht auf die Leiſtungen von Unter⸗ 


dargelegte Entſtehungsgeſchichte zeigen, dieſe Außerung nirgends im 
Geſetz irgendwelchen Ausdruck gefunden. Es ergibt ſich vielmehr, daß 
an keiner Stelle das abſolute Bankgeheimnis, ſei es von dem Dawes⸗ 
Gutachten, ſei es von dem Organiſationskomitee, als zum Sachver⸗ 
ſtündigenplan gehörig beauſprucht worden iſt, während andererſeits 
feſtſteht, daß an dem bisherigen Rechtszuſtand nichts mehr ſollte ge—⸗ 
ändert werden, als eben das, was durch die Sachlage ſich als not⸗ 
wendig erwies. Daß der rein innerdeutſche Streit über die Wah⸗ 
rung oder Einſchränkung des Baukgeheimniſſes bei der Gelegenheit 
dieſer Zwangsgeſetzgebung hätte geregelt werden ſollen und wollen, 
kann nicht angenommen werden, iſt auch, wie mehrfach erwähnt, an 
keiner Stelle, insbeſ. auch nicht bei den Beratungen im RT. auch nur 
angedeutet. Wie das NG. aber häufig ausgeſprochen hat, iſt maß⸗ 
gebend das Geſetz und nicht die Anſicht oder Abſicht der an der 
Geſetzgebung beteiligten Perſonen. Was hiervon nicht erkennbar in 
das Geſetz übergegangen iſt, muß außer acht bleiben (ogl. AG. 94, 
241, 242; 90, 298, außerdem RG. 87, 78 JW. 1915, 795; 96, 
327 — JW. 1920, 385; 97, 314, endlich RG. 52, 342 und 57, 


316/17). RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 


Zu 3. Der 5. Senat des Ric. hatte in der Entſch RF. 11 
S. 77 — ohne nähere Begründung — als Verſteigerer eine Perſon 
angeſehen, die lediglich als Angeſtellte die Versteigerung vornahm. 
(Ebenſo Popid, Komm. Bd. 1 S. 212). Mit Recht lehnt der 
Große Senat dieſe dem Weſen der Sache zuwiderlaufende Auf⸗ 
faſſung ab. Den weiteren Ausführungen, wonach keine der Steuer⸗ 
befreiungen des Umſ StG. einſchlägt, iſt gleichfalls beizutreten. De 
lege ferenda empfiehlt ſich aber die Umſatzſteuerfreiheit von Pfand⸗ 
häuſern mit wohltätigem Charakter. Weshalb ſollen ſie ſchlechter 
geſtellt ſein, als die Schlachthöfe, Gas⸗, Elektrizitäts⸗ und Waſſer⸗ 
werke? (Umſ StG. § 3 Ziff. 2.) 

RA. Dr. Kaufmann, Leipzig. 
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nehmern beſchränkt iſt, ſondern auch dann eintritt, wenn eine Privat⸗ 
perſon die Gegenſtände liefert (8 1 Nr. 3). 

Bei der Verſteigerung geht das Geſetz von dem Normalfall aus, 
daß drei Perſonen an der Lieferung beteiligt ſind: einmal der Auf⸗ 
traggeber, dem die ſachliche Verfügungsmacht über die Gegenſtände 
zuſleht, dann der Verſteigerer, der die Angebote entgegennimmt und 
den Zuſchlag erteilt, und ſchließlich der Erſteher. Für dieſen Regelfall 
trifft die Steuerpflicht das Mittelglied der Kette, das ſich wie ein 
Makler als ſelbſtändiges Verkehrsſubjekt zwiſchen den Lieferer 
(Auftraggeber) und den Abnehmer (Erſteher) einſchiebt, um dieſe 
beiden Hauplbeteiligten zuſammenzuführen. Das ſchreibt ausdrück⸗ 
lich der 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes vor: die Entrichtung der Steuer 
liegt dem Verſteigerer ob, nicht dem Auftraggeber. 

Eine Schwierigkeit entſteht erſt dann, wenn dieſes ſelbſtändige 
Zwiſchenglied den Verſteigerungsakt nicht ſelbſt ausführt, wenn viel⸗ 
mehr eines ſeiner Organe, ein Angeſtellter oder eine andere von 
ihm zu dieſer Verrichtung beſtellte Perſon an ſeiner Statt die Ange⸗ 
bote entgegennimmt und den Zuſchlag erteilt. Es entſpricht dem 
Aufbau des Umſatzſteuergeſetzes, wenn auch hier, wie im SL Nr. 1 
und 2, das Merkmal der Selbſtändigkeit entſcheidet: Verſteigerer 
i. S. des 8 11 Nr. 2 a. a. O. iſt der ſelbſtändige Veranſtalter 
der Verſteigerung. Seine Organe, feine Angeſtellten oder andere von 
ihm zur Verrichtung des Verſteigerungsakts beſtellte Perſonen kom⸗ 
men für ſeine Teilnahme am Verkehre, die die Beſteuerung auslöſt, 
ebenſowenig in Betracht wie etwa die Hilfsperſonen, deren ſich ein 
Maller bei ſeiner gewerblichen Tätigkeit bedient. 


Der Ausdruck „Veranſtalter“ iſt hier in demſelben Sinne zu 
verſtehen wie im § 19 des Reunwett⸗ und Lotteriegeſetzes, wonach 
Steuerſchuldner der Veranſtalter einer Lotterie oder Ausſpielung 
iſt, der gleichfalls Lieferungen oder Leiſtungen in einer ſteuerpflich⸗ 
tigen Sonderform des Vertragsſchluſſes herbeiführt. So hat auch 
das RG. im Falle einer Ausſpielung ausgeführt, als Veran⸗ 
ſtalter ſei anzuſehen, wer die Ausführung des geſamten Unterneh⸗ 
mens ſelbſt oder durch andere ins Werk ſetzt; mit dem ſprach⸗ 
gebräuchlichen Sinne des Wortes „veranſtalten“ ſei es nicht verein⸗ 
bar, wenn man als Veranſtalter auch andere Perſonen anſehen wollte, 
die im Namen und Auftrag des Unternehmers bei der Ausführung 
e hilfsweiſe tätig würden (RG. 66, 34; vgl. NED. 

Unerheblich iſt, ob die dreigliedrige Kette: Auftraggeber, Ver⸗ 
anſtalter der Verſteigerung, Erſteher vollſtändig vorhanden iſt, oder 
ob Auftraggeber und Veranſtalter in einer und derſelben Perſon 
verkörpert ſind, weil der Veranſtalter Sachen verſteigert, die ihm 
ſelbſt gehören oder über die ihm aus einem ſonſtigen Grunde eigene 
Verfügungsmacht zuſteht: auch in dieſem Falle iſt er als ſelbſtän⸗ 
diges Verkehrsſubjekt Verſteigerer im Sinne des Geſetzes, nicht ſeine 
Organe uſw., die die Angebote entgegennehmen und den Zuſchlag 
erteilen. 

Der entgegengeſetzten Stellungnahme des fünften Senats in 
feinem Urteil v. 5. Dez. 1922 RSH. 11, 77) tritt der Große Senat 
nicht bei. Das 38. hat hiernach ohne Rechtsirrtum nicht das die 
Verſteigerung leitende Mitglied der Pfandhausverwaltung, ſondern 
das beſchwerdeführende Pfandhaus ſelbſt als Verſteigerer angeſehen. 

Auch die Einwendungen des Beſchwerdeführers aus 88 2 Nr. 2; 
3 Nr. 3 find unbegründet. 

Die zuerſt genannte Vorſchrift nimmt „Kreditgewährungen“ 
von der Beſteuerung aus. Zur Begründung des Einwandes führt der 
Beſchwerdeführer aus, jede Kreditgewährung beſtehe aus der Hin⸗ 
gabe und aus der Tilgung des Darlehns. Die Tilgung ſei durch die 
Pfandverſteigerung erfolgt, dieſe falle daher unter die Befreiungs⸗ 
vorſchrift. Dieſe Ausführungen treffen inſofern zu, als die Eut⸗ 
richtung des Erlöſes durch den Erſteher nach 81247 BGB. gleich- 
zeitig den Pfandſchuldner befreit. Sie hat aljo eine doppelte 
Wirkung: ſie befriedigt den Pfandgläubiger einmal wegen ſeiner 
Darlehnsforderung und ferner wegen ſeines Anſpruchs auf den Er⸗ 
lös aus dem Pfandverkaufe. Der Erfolg der Darlehnslilgung kommt 
für das Umſatzſteuerrecht nicht in Betracht, da die Tilgung zum 
Kreditgeſchäfte gehört. Der Erfolg der Erfüllung des Auſpruchs 
auf Zahlung des Verſteigerungserlöſes dagegen betrifft, wie das FG. 
zutreffend ausgeführt hat, einen ſelbſtändigen Verkehrsakt: die 
Lieſerung des Pfandes. An dieſer Lieferung ſind ausſchließlich der 
Verſteigerer und der Erſteher beteiligt; eine Kreditgewährung kommt 
zwiſchen dieſen Vertragsparteien nicht in Frage. 

Die Steuerfreiheit aus 83 Nr. 3 nimmt der Beſchwerdeführer 
mit der Begründung in Anſpruch, daß das Pfandhaus ſeiner Eut⸗ 
ſtehung und Tätigkeit nach eine Wohltätigkeitsanſtalt ſei, die keinen 
Gewinn erziele, ſondern auf Zuſchüſſe aus der Stadtkaſſe ange⸗ 
wieſen ſei. Die Vorſchrift befreit indeſſen nur inſoweit von der 
Steuer, als es ſich um Umſätze handelt, bei denen die Entgelte 
hinter den durchſchnittlich für gleichartige Leiſtungen von Erwerbs⸗ 
unternehmungen vereinnahmten Entgelten zurſickbleiben. Die hier 
geforderte Beſchränkung der Preiſe iſt bei einer Verſteigerung gegen 
Meiſtgebot ausgeſchloſſen (NFH. 6, S. 274; 7, S. 96). 


(RFH., Gr. Seu., Urt. v. 30. Juni 1924, GrSen., 1/24.) 
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p) Senate. 

4. 85 RAbg̊O. Wenn eine AktgGeſ. nach Ausſchluß 
des geſetzlichen Bezugsrechts ihre fungen Aktien an ihre 
alten Attionäre verhältnismäßig begibt, ſo ſtellt dies 
keine Umgehung der Bezugsrechtſteuer dar. 7) 

Die Generalverſammlung der beſchwerdeführenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaft hat die Erhöhung des Grundkapitals von 10 auf 100 Millionen 


Mark beſchloſſen, ein Bezugsrecht der alten Aktionäre auf die jungen 


Aktien ausgeſchloſſen und die nähere Feſtſetzung der Modalitäten der 
Kapitalerhöhung einſchließlich der Begebung der neuen Altien dem 
Aufſichtsrat übertragen. In Ausführung dieſes Beſchluſſes hat der 
Aufſichtsrat an alle Aktionäre ein Rundſchreiben folgenden Inhalts 
erichtet: 

; „Mit dem ausdrücklichen Hinweis darauf, daß ein Bezugsrecht 
für die jungen Aktien ſeitens der alten Aktionäre in der General» 
verſammlung ausgeſchloſſen worden iſt, frage ich hiermit bei Ihnen 
an, ob Sie ſich an der Kapitalserhöhung zu beteiligen wünſchen. 

Bejahendenfalls bitte ich Sie, mir bis zum 21. von den drei 
Ihnen hierbei überreichten Zeichnungsſcheinformularen zwei Stücke 
von Ihnen ausgefüllt und unterſchrieben zurückzuſenden. 

Ich bitte denjenigen Betrag einzuſetzen, den Sie aus der Ka⸗ 
pitalerhöhung zu übernehmen wünſchen. In welcher Höhe Zuteilung 
an Sie mir möglich ſein wird, melde ich Ihnen bis zum 28.” 

Hiernächſt find den alten Aktionären ſämtliche neuen Aktien 
im Verhältnis von 1: 9 zum Nennwert zugeteilt worden bis auf 
nominell 60000 % neue Aktien, die an zwei bisherige Nichtaktio⸗ 
näre begeben worden find. 

Das Fine. hat aus dieſem Tatbeſtande die ſtillſchweigende Ein⸗ 
räumung eines Bezugsrechtes entnommen und hiernächſt die Be⸗ 
zugsrechtsſteuer feſtgeſetzt. Die hiergegen eingelegte Beruſung iſt 
vom Finanzgerichtsvorſitzenden als unbegründet zurückgewieſen wor⸗ 
den, weil der Tatbeſtand des 8 5 der RAbgd. als erfüllt anzuſehen 
ſei. Er erkennt zwar an, daß den Aktionären ihr geſetzliches Bezugs⸗ 
recht genommen und kein anderes klagbar eingeräumt worden jet. 
Da aber die jungen Aktien ſämtlich an die alten Aktionäre und nicht 
anders begeben ſeien, als wenn das geſetzliche Bezugsrecht nicht aus⸗ 


Zu 4. Der Entſch. iſt beizutreten: Sie geht zunächſt richtig auf 
die Beſtimmungen des HB. zurück, wonach nach 8 282 jeder Aktio⸗ 
när auf ſein Verlangen einen ſeinem Anteil an dem bisherigen 
Grundkapital entſprechenden Teil der neuen Aktien zugeteilt erhält, 
ſoweit nicht die Generalverſammlung in ihrem Erhöhungsbeſchluß 
anderes beſtimmt hat. Es ſteht im vorliegenden Falle einwandfrei 
feſt, daß die Generalverſammlung, das ſouveräne Organ der Aktien⸗ 
geſellſchaft, ausdrücklich das Bezugsrecht der bisherigen Aktionäre 
ausgeſchloſſen hat und dem Aufſichtsrat die nähere Feſtſetzung der 
Modalität der Kapitalserhöhung einſchließlich der Begehung der 
neuen Aktien übertragen hat. 

Wenn der Auſſichtsrat nun von ſich aus die Aktionäre auf⸗ 
gefordert hat, ſich an der Kapitalserhöhung zu beteiligen, ſo iſt das 
das Offert eines vollkommen neuen Rechtsgeſchäftes, das mit der 
durch den Generalverfammlungsbeſchluß erloſchenen Bezugsberech⸗ 
tigung der alten Aktionäre nichts mehr zu tun hat. Eine ſtillſchwei⸗ 
gende Einräumung dieſes Bezugsrechtes kann es nach dem Wortlaut 
des Geſetzes nicht geben. Wenn auch das Geſetz den jeweiligen 
Aklionären ein grundſätzliches Bezugsrecht gewährt hat, ſo kann es 
jederzeit, wie es im vorliegenden Falle geſchehen iſt, durch den 
Kapitalserhöhungsbeſchluß der Generalverſammlung beſeitigt werden. 
Das Entziehen des Bezugsrechts iſt jedenfalls Sache des freien Er⸗ 
meſſens der Generalverſammlung, und wenn der Wille ſo ausdrück⸗ 
lich in die Erſcheinung tritt wie im vorliegenden Fall, kann von 
einer ſtillſchweigenden Einräumung nicht mehr die Rede fein, wenn 
nachher das Übernahmekonſortium, im vorliegenden Fall der Auf⸗ 
ſichtsrat, ſich entſchließt, zur Unterbringung der Aktien auch an die 
alten Aktionäre mit Kaufangeboten heranzutreten. Es muß nur 
grundſatzlich unterſchieden werden zwiſchen der Einräumung von 
Bezugsrechten durch die Geſellſchaft einerſeits und dem Handel mit 
Bezugsrechten andererſeits. Eine Einräumung von Bezugsrechten 
gegenüber den alten Aktionären iſt hier ſicher nicht erfolgt und daher 
für die Bezugsrechtſteuer im engeren Sinne im Gegenſatz zu dem 
Handel mit Bezugsrechten, der unter die Börſenumſatzſteuer fällt, 
kein Raum. 

Die aufgehobene Entſch. des. Finanzgerichtsvorſitzenden zeigt 
aufs neue die Gefahren, die der 8 5 der RAbgdO. für die Finanz⸗ 
ämter und Finanzgerichte in ſich ſchließt, da man in jedem Handel, 
der nicht unter Steuergeſetze fällt, immer irgendeine Umgehung eines 
Steuergeſetzes ſehen kann und Rechtsvorgänge zur Steuer heranzieht, 
die wie der vorliegende jede Möglichkeit ſteuerlicher Erfaſſung auch 
aus moraliſchen Gründen nicht gerechtfertigt erſchzinen laſſen. Die 
Bezugsrechtſteuer ſoll das Leichterwerden der Aktien erfaſſen, die 
Talſache, daß das in Aktien inveſtierte Kapital in irgendeiner Form 
nun einen Quaſigewinn erzeugt. Nur hierfür iſt die Bezugsrecht⸗ 
ſteuer gerechtfertigt. Die moraliſchen Vorausſetzungen der Be⸗ 
ſteuerungen liegen aber im vorliegenden Falle in keiner Weiſe vor, 
und deshalb eutſpricht die Aufhebung des Urteils des FG. durch den 
MFH. rechtlich dem Recht und der Steuermoral. 

NU. Prof. Dr. Ernſt Goldſchmidt, München. 
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geſchloſſen worden wäre und keiner der in der Vorentſcheidung an⸗ 
geführten wirtſchaftlichen Gründe für eine Ausſchließung des Be⸗ 
zugsrechts der Aktionäre vorhanden ſei, liege ein Mißbrauch von 
Formen und Geſtaltungs möglichkeiten des bürgerlichen Rechtes i. S. 
des 85 der RAbgdO. vor. 

Wenn eine Aktiengeſellſchaft ihre jungen Aktien an ihre alten 
Aktionäre im Verhältnis von deren Aktienbeſitz begibt, jo ändert ſich 
für die Aktionäre rechtlich nichts, da die Aktie keine andere Bedeu⸗ 
tung als die einer anteilsmäßigen Beteiligung an den Geſellſchafts⸗ 
rechten hat und dieſer Anteil nicht geändert wird, wenn Zähler und 
Nenner mit der gleichen Zahl multipliziert werden. Es wäre daher 
ein Widerſinn, eine beſondere Steuer an die bloße Tatſache knüpfen 
zu wollen, daß die jungen Aktien der Geſellſchaft an die bisherigen 
Aktionäre nach Maßgabe ihres alten Aktienbeſitzes begeben werden. 
Das kann alſo auch der Sinn der Bezugsrechtſteuer nicht ſein. 

Wie der erkennende Senat in ſeinen Urteilen v. 28. Dez. 1923 
und 11. Jan. 1924 (RS. 13, 129 u. 141) ausgeführt hat, liegt 
der Grund für die Bezugsrechtſteuer darin, daß das Bezugsrecht des 
Aktionärs, gleichviel ob es das geſetzliche oder ein unabhängig vom 
Geſetz eingeräumtes Bezugsrecht iſt, eine Mobiliſierung des Aktien⸗ 
rechts darſtellt, das die Möglichkeit einer Bereicherung in ſich ſchließt. 
Das Bezugsrecht iſt möglicher Gegenſtand des Handelsverkehrs. 
Darum hat der erkennende Senat in dem zweitbezeichneten Urteil 
daran feſtgehalten, daß Vorausſetzung für die Bezugsrechtſteuer in 
jedem Falle ſein müſſe, daß dem Bezugsberechtigten auch wirklich 
ein klagbares Recht auf den Bezug der Aktie zuſtehe, da der ganze 
Sinn der Bezugsrechtſteuer mit der freien Verfügbarkeit über die 
auszugebenden Aktienbezugsrechte ſtehe und falle. 

Iſt alſo das wirtſchaftliche Verhältnis, das der Geſetzgeber der 
Steuer unterwerfen will, die in dem klagbaren Anſpruch auf Aktien⸗ 
bezug liegende Gewinnmöglichkeit, ſo kann auch eine Umgehung der 
Steuer i. S. des 8 5 NAbGD. nur in einer ſolchen bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Geſtaltung liegen, die dem alten Aktionär ermöglicht, das Recht 
auf den Aktienbezug, ohne es ſelbſt auszuüben, auf andere zu über⸗ 
tragen. 

Davon aber iſt im vorliegenden Falle keine Rede. Die General⸗ 
verſammlung hatte das geſetzliche Bezugsrecht ausgeſchloſſen, und das 
Rundſchreiben des Auſſichtsrats verſetzte den alten Aktionär wohl in 
die Möglichkeit, durch Zeichnung ſeinerſeits eine Erwerbsofferte auf 
junge Aktien zu machen, aber ohne Rechtsanſpruch, ſolche zu erhalten, 
und ohne die Möglichkeit, ein ihm ſelbſt nicht zuſtehendes Recht auf 
Aktienbezug an andere zu übertragen. 

Die Vorentſcheidung und der Einſpruchsbeſcheid des Finanzamts 
Berlin⸗Börſe v. 3. Dez. 1923 find daher aufzuheben, und es iſt die 
VBeſchwerdeführerin von der Bezugsrechtſteuer freizuſtellen. 


(RZH., 2. S., Urt. v. 22. Nov. 1924, II A 795/24 8.) 


Reichsverſicherungeamt. 


1. 1. Aufwertung rückſtändiger Lohnforderungen. 
2. Das Verbot der Aufwertung von Bezügen der Arbeit⸗ 
nehmer öffentlicher Körperſchaften. (Art. 7 der BO vom 
13. Dez. 1923 RG Bl. I S. 1180 ff.) N) 


Das Arbeitsentgelt, das einem abhängigen Arbeitnehmer dafür 
gewährt wird, daß er ſeine ganze Arbeitskraft, und damit im all⸗ 
gemeinen ſeine einzige Einkommensquelle, in den Dienſt des Arbeit⸗ 
gebers ſtellt, hat den Zweck, dem Arbeitnehmer ein gewiſſes Maß 
an Unterhalt für den entſprechenden Zeitraum zu ſichern. In Zeiten 
der Geldentwertung kann daher der nach dem Grundſatze von Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu ermittelnde Inhalt 


Eutſch. bedeutet letzthin einen Vorſtoß gegen die neuere Gewaltgeſetz⸗ 
gebung. Damit iſt ihr von vornherein die Zuſtimmung weiter Kreiſe 
gesichert. Es iſt eine wenig dankbare Aufgabe, jetzt mit kalten juri⸗ 
ſtiſchen Erwägungen an die Begründung kritiſch heranzutreten. Der 
Tatbeſtand iſt dieſer: Der Beſchwerdeführer iſt Angeſtellter einer 
Bexufsgenoſſenſchaft. Nach dem Anſtellungsvertrage ſteht ihm der 
Anſpruch auf Gewährung einer Kinderzulage zu gemäß den Beſtim⸗ 
mungen, die jeweils für die Reichsbeamten gelten. Sein Sohn hatte 
am 11. Jan. 1923 das 21. Lebensjahr vollendet. Die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſtellte daraufhin mit Ablauf des Monates Januar die Zah⸗ 
lung des Kinderzuſchlages ein. Der Angeſtellte aber war der An⸗ 
ſicht, daß er dieſe Zulage für das ganze erſte Vierteljahr 1923 be⸗ 
gehren könne. Er iſt damit völlig im Rechte. Das RBeſoldGG. in der 
Neuſaſſung v. 26. Okt. 1922 beſtimmt in 8 16 am Schluſſe aus⸗ 
drücklich, daß der Anſpruch auf die Kinderzuſchläge erſt fortfällt mit 
Ablauf des Vierteljahres, in dem das Kind das 21. Lebensjahr voll⸗ 
endet hat. Es ſteht ſomit feſt, daß die Berufsgenoſſenſchaft — ſoweit 
dieſe Geſetzesvorſchriften gelten — zur Zahlung der Kinderzulage auch 
für die Monate Februar und März 1923 verpflichtet iſt. Der Streit 
und die Zweifel betreffen ausſchließlich die Frage, mit welchem Geld⸗ 
betrage ſich die Berufsgenoſſenſchaft jetzt, nachdem ſie gerichtlich zur 
Zahlung verurteilt iſt, von ihrer Verpflichtung, die Kinderzuſchläge 
für die Monate Februar und März 1923 zu entrichten, löſen kann. 
Sie meint, daß dies mit den zur Zeit der Fälligkeit geltenden 
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eines ſolchen Arbeitsvertrages nur der ſein, daß der Arbeitgeber 
eine beſtimmte Menge an Unterhaltswerten zu leiſten hat (vgl. RG. 
107, 217). Das muß auch für ſolche Verträge gelten, in denen die 
Gegenleiſtung durch einen beſtimmten Papiermarkbetrag ausgedrückt 
iſt. Der nach dem Vertrage geſchuldete Unterhaltswert bedeutet je 
nach dem inneren Werte der geltenden unbeſtändigen Währung einen 
verſchieden hohen Betrag dieſes Währungsgeldes. Den Schlüſſel 
für die vertragsmäßige Umrechnung des geſchuldeten Unterhalts⸗ 
betrages in die geltende Währung ergibt die tatſächliche Anderung 
der vertraglich feſtgeſetzten Beträge in der entſprechenden Zeit oder, 
ſoweit dies im Vertrage ſchon vorgeſehen iſt, der für die jeweils 
fälligen Zahlungen vertraglich beſtimmte Umrechnungsſchlüſſel. Ein 
Vertrag, in dem als Entgelt ein beſtimmter Papiermarkbetrag mit 
der Maßgabe feſtgeſetzt wird, daß zu ihm nach einem beſtimmten 
Schlüſſel (hier: dem Maß der Erhöhung der Reichsbeamtengehälter) 
berechnete „Teuerungszulagen“ treten, bedeutet aljo nicht, daß ſür 
dieſelbe Arbeitsleiſtung in den verſchiedenen Monaten ein ver⸗ 
ſchieden hoher Gegenwert verſprochen wird, ſondern daß der Gegen⸗ 
wert derſelbe bleibt, und die vertraglich feſtgeſetzten Teurungs⸗ 
zulagen, Richtzahlen uſw. nur die Umrechnungszahl für die in 
dieſem Zeitraum jeweils vorgenommenen Zahlungen angeben. Sie 
ſtellen alſo nicht die endgültige Feſtſetzung des Papiermarkbetrages 
der für dieſen Zeitraum geſchuldeten Entgelte, auch im Falle 
verſpäteter Zahlungen, dar. Eine Berufsgenoſſenſchaft, die mit 
einem Monatsgehalte oder einem Teile davon im Rückſtande bleibt, 
ſchuldet ihrem Angeſtellten daher nicht den Papiermarkbetrag, den 
das Gehalt (der Gehaltsteil) im Augenblicke der Fälligkeit darſtellte, 
ſondern bleibt ihm ein Monatsgehalt (Gehaltsteil) ſchuldig und 
kann ſich dieſer Verpflichtung nur durch die Zahlung des Betrages 
entledigen, der zur Zeit der Zahlung einem Monatsgehalt oder dem 
entſprechenden Bruchteil davon entſpricht. Allerdings beſteht an ſich 
die Möglichkeit, daß eine Neufeſtſetzung der vertraglichen Bezüge, 
die in der Zeit zwiſchen der Fälligkeit und der Zahlung des ſtreitigen 
Betrages vorgenommen iſt, nicht nur die vertragsmäßig vorgeſehene 
Anpaſſung an die Geldentwertung bedeutet, ſondern darüber hinaus 
eine tatſächliche Erhöhung oder Herabſetzung des Wertes der Dienſt⸗ 
bezüge enthält. Die zur Zeit geltenden vertraglichen Bezüge der 
Berufsgenoſſenſchafts⸗Angeſtellten können jedoch nicht als eine Auf⸗ 
beſſerung gegenüber den Sätzen angeſehen werden, die z. Z. der 
Fälligkeit der geſchuldeten Beträge galten. Daher kann der Be⸗ 
ſchwerdeführer unbedenklich wenigſtens die jetzt geltenden Beträge 
fordern. Auch der Umſtand, daß der durch die Kinderzulage dar⸗ 
geſtellte Betrag z. Z. nicht denſelben Bruchteil ſeines Monats⸗ 
dienſteinkommens darſtellt wie z. Z. der Fälligkeit, ſteht ſeinem 
Anſpruche nicht entgegen, da die jetzt geltenden Sätze jedenfalls 
keinen höheren Bruchteil des Dienſteinkommens bilden, als es im 
Februar und März 1923 der Fall war. Bei dem auf dieſe Weiſe 
berechneten Anſpruch handelt es ſich alſo lediglich darum, was als 
vertragsmäßige Leiſtung geſchuldet wird, nicht etwa um einen über 
den Vertragsanſpruch hinausgehenden Anſpruch auf Erſatz eines 
durch Leiſtungsverzug des Schuldners entſtandenen Schadens. Da⸗ 
her braucht auch nicht geprüft zu werden, ob die Berufsgenoſſenſchaft 
im Verzuge war und wie hoch der Schaden des Beſchwerdeführers 
ſich beläuft. Es ſei aber bemerkt, daß der Anſpruch des Kl., auch 
wenn man die Kinderzuſchläge in unzutreffender Auslegung des 
Vertragsverhältniſſes nur mit den für den Augenblick ihrer Fällig⸗ 
keit geltenden Papiermarkbeträgen anſetzen wollte, ſich dem Grunde 
und ſeiner Höhe nach auch aus dem Geſichtspunkte des Verzugs⸗ 
ſchadenerſatzes rechtfertigen würde. Die Berufsgenoſſenſchaft befindet 
ſich im Verzuge, da ſie eine Leiſtung, für die eine Zeit nach dem 
Kalender beſtimmt war, nicht zur beſtimmten Zeit bewirkt hat 
(8 284 Abſ. 2 BGB.). Die Berufsgenoſſenſchaft hat auch nicht 


Papiermarkbeträgen geſchehen könne. Hier ſetzt der Beſchluß des 
NUN. zunächſt ein. Er legt dar, daß die Zuſchläge für die Kinder 
dieſelbe rechtliche Natur haben wie die zum Beamtengehalt ge⸗ 
währten Zuſchläge. Sie geben lediglich die Umrechnungszahlen an, 
nach denen die Grundgehaltsſätze nunmehr berechnet werden ſollen. 
Der Gehalt als ſolcher bleibt derſelbe; er erſcheint bloß in andern 
Ziffern der Papiermark, indem ſich die Berechnung nach Perioden 
dem Verfalle der offiziellen Geldzeichen anpaßt. Der Gehalt bezweckt 
als Unterhaltsrente, dem Angeſtellten ein gewiſſes Maß von Unter⸗ 
haltsmitteln zu gewähren. Welcher Betrag dieſen Zweck, erfüllt, richtet 
ſich nach der inneren Kaufkraft der jeweils in Umlauf beſindlichen 
Geldzeichen. Sinkt die Kaufkraft der Papiermark, ſo muß die 
Ziffer des zu zahlenden Betrages erhöht werden. Daraus iſt die 
Folgerung zu ziehen, daß im Falle einer verſpäteten Zahlung nicht 
der zur Zeit der Fälligkeit geſchuldete Papiermarkbetrag entrichtet 
werden darf, ſondern daß die ſpäter in der nunmehr geltenden Wäh⸗ 
rung wirklich ausgezahlte Geldſumme ausreicht, um dem Berech⸗ 
tigten das Maß von Unterhaltsmitteln zu verſchaffen, das ihm am 
Tage der Fälligkeit der Schuld gewährt werden ſollte. Damit wer⸗ 
den in ausgezeichneter Weiſe die allgemein anerkannten und vom 
NG. beſtätigten Grundſätze fortgebildet. Die Gründe hierfür werden 
vom RWA. ſo klar und überzeugend entwickelt, daß das Ergebnis volle 
Zuſtimmung finden muß. 

So ſtände es, wenn nur die normalen Rechtsgrundſätze An⸗ 
wendung fänden. Das eigentliche Problem beginnt erſt jetzt. Es 
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behauptet, geſchweige denn bewieſen, daß die Leiſtung infolge eines 
Umſtandes unterblieben ſei, den fie nicht zu vertreten habe (8 285 
BGB.). Als ſolcher Umſtand könnte übrigens nach Lage der Sache 
nur ein nicht vertretbarer Rechtsirrtum in Frage kommen. Mochte 
ſie auch auf Grund einer unzutreffenden Auskunft des Arbeitgeber⸗ 
verbandes ihre Rechtsanſicht für die zutreffende halten, ſo durfte ſie 
ſich doch nicht auf deſſen einſeitige Auffaſſung verlaſſen (RG. 
73, 338 JW. 1910, 705). Sie mußte vielmehr, da ihr die Untere 
lagen für die richtige Beurteilung zur Verfügung ſtanden (RG. im 
Recht 1912 Nr. 1753), mit der Möglichkeit rechnen, daß die von 
dem Beſchwerdeführer vertretene Anſicht richtig war. „Die bloße 
Zweifelhaftigkeit einer Rechtsfrage, von deren Beantwortung das 
Beſtehen einer Schuldverbindlichkeit abhängt, berechtigt den Schuldner 
nicht zur Verweigerung der Leiſtung, auch dann nicht, wenn ſie 
ſeiner Meinung nach in dem ihm günſtigen Sinne zu beantworten 
iſt. Er hat, wenn die gegenteilige Rechtsauffaſſung durchdringt, die 
Folgen der Nichtleiſtung zu vertreten.“ (RG. 92, 379 ff.; vgl. 
Joſef in Gruch. 51, 541). Auch der Höhe nach wäre der Anſpruch 
des Beſchwerdeführers unter dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes 
gerechtfertigt (wird näher ausgeführt). 

Der Anſpruch des Beſchwerdeführers iſt auch nicht nachträg⸗ 
lich durch Art. 7 der VO. über die 12. Ergänzung des BeſoldG. 
v. 12. Dez. 1923 — RGBl. I, 1181 — ausgeſchloſſen worden. 
Dieſer Artikel lautet, ſoweit er hier in Frage kommt: 

„Werden von ... öffentlichen Körperſchaften Dienſtbezlge ... 
ihrer Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſowie Verſorgungsbezüge 
nach dem Tage der Fälligkeit ausgezahlt, fo beſteht gegen ... 
die öffentlichen Körperſchaften kein Rechtsanſpruch auf .. Erſatz 
des durch die ſpätere Auszahlung entſtandenen Schadens. 

Dieſe Vorſchrift gilt auch für Zahlungen, die vor dem 1. Dez. 
1923 fällig geworden oder geleiſtet worden ſind.“ 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Berufsgenoſſenſchaft 
als „öffentliche Körperſchaft“ i. S. dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt, 
und ob der Vertragsanſpruch des Beſchwerdeführers auf Zahlung 
des vollen, nach dem vertraglichen Umrechnungsſchlüſſel berechneten 
Wertes des rückſtändigen Gehaltsteiles als ein „Rechtsanſpruch auf 
Erſatz des durch die ſpätere Auszahlung entſtandenen Schadens“ 
zu gelten hat; denn die erwähnte Vorſchrift findet auf ſeinen An⸗ 
ſpruch ſchon deshalb keine Anwendung, weil es ſich hier im weſent⸗ 
lichen nicht um eine „ſpätere Auszahlung“, ſondern um eine Ver⸗ 
weigerung der Zahlung handelt. Der Wortlaut des Art. 7 iſt aller⸗ 
dings ſo unbeſtimmt, daß er eine zweifache Auslegung ermöglicht. 
Er kann dahin verſtanden werden, daß er nur die Fälle trifft, in 
denen lediglich die in ihm aufgeführten Vorausſetzungen vorliegen, 
in denen es alſo weſentlich iſt, daß ein Betrag nach dem Tage der 
Fälligkeit ausgezahlt worden iſt; er kaun aber auch ſo ausgelegt 
werden, daß er nicht nur die „reinen Verſpätungsfälle“, ſondern alle 
Fälle mitumfaßt, in denen zwar auch die Bezlige am Tage der 
Fälligkeit nicht ausgezahlt worden find, dieſer Umſtand aber nicht 
das Weſentliche des Falls, ſondern nur eine Begleiterſcheinung dar⸗ 
ſtellt, wie dies z. B. bei einer Verweigerung der Zahlung der Fall äſt. 
Alsdann würden hauptſächlich die verſchiedenen Gruppen der vorſätz⸗ 
lichen Nichtzahlung — bei Zahlungsfähigkeit und ⸗möglichkeit — 
mitumfaßt, ſei es, daß die Weigerung auf einer fachlich unbe⸗ 
rechtigten Beſtreitung der Anſprüche, alſo auf einem — vertretbaren 
oder unvertretbaren — Rechtsirrtum beruht, ſei es, daß ohne Be⸗ 
ſtreitung des Anſpruches ſchlechthin ſeine Befriedigung verweigert 
wird, ſei es, daß dieſe vorjügliche, bewußt unbegründete Weigerung 
ſich als eine vorſätzliche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schadens⸗ 
zufügung ($ 826 BGB.), oder als Verſtoß gegen ein Schußgg etz, 
namentlich ein Strafgeſetz, und damit als unerlaubte Handlung 
kennzeichnet (8823 Abſ. 2 BGB.). Soweit Beamte im Dienſte 


betrifft die Auslegung und Anwendung des Art.? der RRegVO. v. 
12. Dez. 1923 über die 12. Ergänzung des Beſoldungsgeſetzes. Der 
Art. 7 iſt oben im Wortlaute mitgeteilt. Da der Beſchwerdeführer 
als Augeſtellter einer Berufsgenoſſenſchaft feinen Gehalt nach den 
Vorſchriften des Reichsbeſoldungsgeſetzes bezieht, treffen ihn auch die 
für dieſes Geſetz verfügten Anderungen. Die glatte Anwendung des 
Art. 7 auf den vorliegenden Fall würde zu dem Ergebniſſe führen: 
die Berufsgenoſſenſchaft braucht auch jetzt uach ihrer Verurteilung 
zur Zahlung an den Beſchwerdeführer nur die Summe von Papier⸗ 
mark aufzuwenden, die ſie am Tage der Fälligkeit im Februar und 
März 1923 für die Kinderzuſchläge hätte auszahlen follen; der An⸗ 
ſpruch auf Verzinſung oder Schadenserſatz wegen der Verzögerung 
der Leiſtung oder wegen der Entwertung der Leiſtungsmittel wird dem 
Vater verſagt. Anders ausgedrückt: die Grundſätze über die 
ſog. Aufwertung finden auf den vorliegenden Fall 
keine Anwendung; hier gilt das ſonſt als unſinnig verworfene 
Dogma, daß Mark gleich Mark ſei. In dieſem Sinne und mit dieſer 
Wirkung iſt der Art. 7 in unzähligen Fallen bei allen Gehalts⸗ 
zahlungen angewandt worden. Die VO. ſtellt einen Verzweiflungsakt 
dar; ſonſt wären das Reich, die Länder, die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften und ſchließlich die Gerichte durch die nach gemeinem Rechte 
wohlbegründeten Erſatz⸗ oder Nachforderungen erdrückt worden. 

Das RWA. unternimmt es nun, die jeden einzelnen hart tref⸗ 
fende Rechtsentziehung in ihrer Auswirkung einzuſchränken. Zu 
dieſem Zwecke prägt es folgende Unterſcheidung: Art. 7 umſpannt nur 
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der öffentl. Körperſchaften ſtehen, heben ſich als eine beſondere 
Gruppe noch die Fälle heraus, in denen die Nichtzahlung eine 
vorſätzliche oder jahrläfjige Verletzung der einem Beamten gegenüber 
den Anſpruchsberechtigten obliegenden Amtsp,licht, insbeſ. auch in 
Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt enthält (8 839 
des BGB. Art. 71 EG. BGB.), Reichsgeſ. v. 22. Mai 1910, RGBl. 
S. 798, Preuß. Gef. v. 1. Aug. 1909 Geſetz⸗S. S. 691 und die 
entſprechenden anderen Staatshaftungsgeſetze, ſowie Art. 131 RV.) 
Eine Auslegung, die ſich nicht auf die „reinen Verſpätungsfälle“ 
beſchränken, ſondern es darauf abſtellen wollte, ob überhaupt, auch 
bei, dem Weſen nach, anders gearteten Fällen, eine „ſpätere Aus⸗ 
zahlung“ vorliegt, würde alle die angeführten Gruppen mit um⸗ 
fallen müſſen; denn der Wortlaut der Vo. bietet keine Möglich⸗ 
keit, wenn man fie überhaupt auf „Auch-Verſpätungsfälle“ an⸗ 
wenden wollte, nun die eine oder die andere der erwähnten Gruppen, 
etwa die Fälle vorſätzlicher Schädigung, oder die unerlaubten Hand⸗ 
lungen (LG. I Berlin v. 15. Febr. 1924, Volkstüml. Zeitſchrift f. d. 
geſamte Sozialverſicherung, 1924, 31), auszunehmen. Es bleibt daher 
nur die Wahl zwiſchen der engſten und der weiteſten Auslegung. 
Das RWA. verkennt nicht, daß der Wortlaut, ohne Berückſichtigung 
des Sinns und Zwecks der Beſtimmung, auf den erſten Blick für 
die weite Auslegung zu ſprechen ſcheint. Der Art. iſt aber nicht 
ſo eindeutig gefaßt, daß er die enge Auslegung ausſchlöſſe, und 
bei näherer Prüfung ergibt ſein Wortlaut ſogar, wenn man die 
weitere Auslegung zugrundezulegen verſucht, Unklarheiten und Schwie⸗ 
rigkeiten, die bei der engeren Auslegung fortfallen. Der Ausdruck 
„Erſaßt des durch die ſpätere Auszahlung entſtandenen Schadens“ 
ſetzt als Tatbeſtand voraus, daß eine „ſpätere Auszahlung“ ſtatt⸗ 
gefunden hat, ferner, daß durch die inzwiſchen eingetretene Wert, 
verminderung des zu ſpät ausgezahlten Papiermarkbetrags — nicht 
eigentlich „durch die ſpätere Auszahlung“ — ein Schaden entſtanden 
iſt und endlich, daß der Erſatz des bereits entſtandenen Schadens 
den Gegenſtand der Klage bildet. Der Wortlaut paßt aber — von 
Ausnahmen abgeſehen — nicht auf die „Auch⸗Verſpätungsfälle“, 
denn bei ihnen iſt regelmäßig der urſprünglich einzige Gegenſtand 
der Klage die verweigerte Gehaltsforderung ſelbſt, und der Erſatz des 
Verzugsſchadens eine im allgemeinen erſt im Laufe des Rechtsſtreits 
auftauchende und mit deſſen Dauer an Bedeutung zunehmende Neben⸗ 
forderung, oder es iſt, wenn es ſich, wie vorliegend, um das Maß 
der Umrechnung des geſchuldeten Betrags handelt, der Streit darüber 
einen Nebenfrage, die im Laufe der Zeit allerdings immer mehr an 
Bedeutung gewinnt. Nur in den Ausnahmefällen, in denen der 
Schuldner vor der endgültigen Entſcheidung, z. B. auf ein Urteil 
über den Grund des Gehaltsanſpruchs hin, nachträglich das erſt 
verweigerte Gehalt, und zwar in Höhe des urſprünglich geſchuldeten 
Papiermarkbetrags gezahlt hat, und nun der Streit über die tatſäch⸗ 
liche Höhe des Gehaltsanſpruchs beziehungsweiſe über den Erſatz des 
Verzugsſchadens weitergeht, wird es ſich auch bei den von der 
weiteren Auslegung bekroffenen Gruppen um eine Forderung auf 
„Erſatz des durch die ſpätere Auszahlung entſtandenen Schadens“ 
handeln können. Eine ſich ſtreng an den Wortlaut haltende Aus⸗ 
legung müßte daher in den meiſten „Auch⸗Verſpätungsfällen“ die 
Anwendung des Art. 7 ablehnen, weil es an einer „ſpäteren Aus⸗ 
zahlung“ noch fehlt — ein Ergebnis, das natürlich nicht annehm⸗ 
bar iſt, da es, offenbar ſinnwidrig, gleichliegende Fälle verſchieden 
behandeln und z. B. dem Beklagten ermöglichen würde, durch 
Zahlung des ganz entwerteten urſprünglich geforderten Papiermark⸗ 
betrags im letzten Augenblicke die Anwendung des Art. herbei⸗ 
zuführen und damit die Verurteilung wegen des wirtſchaftlich weſent⸗ 
lichſten Teils der Klageforderung zu vermeiden. Ohne dem Worklaut 
Gewalt anzutun, würde es aber, bei Zugrundelegung der weiteren 
Auslegung, nicht möglich ſein, zu einem ſinngemäßen Ergebnis zu 


die Fälle der „reinen Verſpätung“ der Zahlung; er gilt nicht, 
wenn die Zahlung vorab „verweigert“ und insbeſondere die 
Zahlungspflicht „beſtritten“ worden war. Wir hätten danach zwei 
Arten der Gehaltsforderungen: die entwerteten und die wert⸗ 
beſtändigen. Das RWA. ſucht dieſer Theorie eine eindringliche 
und ausführliche Begründung zu geben. Sie ſtützt ſich vorzugsweiſe 
auf die Eutſtehung und die Foſſung des Art. 7 und wird von dem 
Gedanken beherrſcht, daß die unbegrenzte Anwendung der VO. auf 
ſämtliche Fälle der nachträglichen Auszahlungen zu unbilligen und 
unerträglichen Ergebniſſen führen würde. Da hiermit eine neue, 
bisher unbekannte theoretiſche Einteilung auftritt, muß zu allererſt 
das Prinzip der gegebenen Unterſcheidung geprüft werden: laſſen ſich 
die Fälle der verzögerten Zahlung in der vorgeſchlagenen Weiſe 
begrifflich klar gegenüberſtellen und ergibt ſich daraus eine praktiſch 
brauchbare Einteilungsgrundlage? Die Zuweiſung in die Gruppe 1 
bedeutet eine wertloſe Papiergeldforderung, die in die Gruppe 2 eine 
wertbeſtändige Goldmarkforderung. Dieſer abſolute Gegenſatz der 
Bewertung fordert ein ſcharfes, feſtbeſtimmtes Einteilungsprinzip. 
Das vermiſſe ich. Wie man auch die Sachlage betrachten mag, 
ſchließlich bedeutet juriſtiſch jede verſpätete Erfüllung die 
Verweigerung der rechtzeitigen Erfüllung. Ob die 
Verzögerung der Zahlung aus Nachläſſigkeit oder Geldmangel oder 
böſem Willen geſchah, oder ob ſie darauf beruhte, daß der Schuldner 
ſeine Verpflichtung mit oder ohne Rechtsgrund verweigert oder be⸗ 
ſtritten hatte, iſt für den Tatbeſtand, auf dem die Rechtsnorm be⸗ 
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kommen. Dieſe Sckwierigkeit fällt fort bei den „reinen Verſpätungs⸗ 
fällen“; denn bei ihnen geht der Streit nicht um die ursprüngliche 
Gehaltsforderung, die — verſpätet — erfüllt iſt, ſondern nur um 
den „Erſatz des durch die ſpätere Auszahlung entſtandenen Scha⸗ 
dens“. Eine ähnliche Schwierigkeit würde das Wort „Verzinſung“ 
bieten, wenn die weitere Auslegung gewählt werden müßte. Art. 7 
ſpricht nicht von Verzugszinſen, auch nicht entſprechend der für den 
Anſpruch auf Schadenerjag gewählten Faſſung etwa von „Verzinſung 
wegen der ſpäteren Auszahlung“, ſondern verneint ſchlechthin jeden 
„Rechtsanſpruch auf Verzinſung“ der Dienſtbezüge uſw. Dieſer Wort⸗ 
laut gibt im Zuſammenhang mit der engeren Auslegung einen guten 
Sinn; denn in dieſen Fällen kann es ſich nur um Verzugszinſen 
handeln. Prozeßzinſen von dem Betrage der verſpätet gezahlten 
Dienſtbezüge uſw. kommen, da der Anſpruch auf die Dienſtbezüge 
nicht in Streit iſt, nicht in Frage. Das wäre aber der Fall, wenn 
die weitere Auslegung richtig wäre und damit alle die Gruppen 
der Zahlungsverweigerung mitumfaßt würden, in denen der An⸗ 
ſpruch auf die Dienſtbezüge ſelbſt längere Zeit hindurch Gegen⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits war. Auch die Prozeßzinſen ſind eine „Ver⸗ 
zinſung“ des geſchuldeten Betrags; und doch handelt es ſich bei 
ihnen um etwas anderes, als bei den Verzugszinſen, die offenbar 
allein, ebenſo wie der weitere Schadenserſatzanſpruch, von Art. 7 
getroffen werden ſollten. Prozeßzinſen ſind keine Verzugszinſen. Sie 
treten vielmehr gerade in den Fällen ein, in denen trotz der in der 
Klageerhebung liegenden Mahnung (8 284 Abf. 1 BGB.) der Bell. 
nicht in Verzug gekommen iſt, z. B. wegen nicht vertretbaren 
Irrtums. Sie ſind nicht Folgen der Verſpätung der Leiſtung, die 
allein Gegenſtand der durch Art. 7 getroffenen Regelung iſt, ſondern 
Ausfluß des allg. Rechtsgedankens, daß die Rechtslage deſſen, der 
bei ſeiner ſachlich unberechtigten Stellungnahme beharrt und da⸗ 
durch den anderen Teil zwingt, ſein Recht durch Anrufung der 
ſtaatlichen Gerichtsgewalt durchzuſetzen, ſich ohne Rückſicht auf nach⸗ 
weisbares Verſchulden in verſchiedener Hinſicht verſchlechtert (3. B. 
durch die Verpflichtung zur Zahlung von Gerichtskoſten, Haftung 
für Verſchlechterung, Untergang oder ſonſtige Unmöglichkeit — 
88 989, 292 Abſ. 1, 2032 BGB. — Verſchärfung der Pflicht zur 
Herausgabe von Nutzungen — 88 818, Abl. 4, Abſ. 1—3, 987 
Mb. 1 und 2 (993), 292 Abf. 2, 2023 BOB. — Beſchränkung des 
Erſatzanſpruchs für Verwendungen — 88 994 Abſ. 2, Abſ. 1, 996, 292 
Abf. 2, 2023 BGB. — und des Anſpruchs auf Abtrennung — 
8 997 Abſ. 2, Abſ. 1; Vererblichkeit des Anſpruchs auf Erſatz des 
Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt — 88 847, 1300 BGB. — 
Unterhaltungspflicht auch für die Vergangenheit — § 1613 BB. — 
Verhinderung des Friſtablaufs — 88 209, 801, 864 Abf. 1, 941, 977, 
1002, 1188 Abſ. 2, 1965 Abſ. 2 BGB. — Gleichſtellung mit dem 
im Verzug befindlichen — 8 284 BGB. — oder bösgläubigen 
Schuldner — 88 990, 994 Abſ. 2, zu vergleichen auch 347 BGB.; 
endlich noch 88 1933, 2077 Abſ. 1 BGB., § 440 Abſ. 3 HGB). 
Die weitere Auslegung mußte auch hier dazu führen, entweder den 
Wortlaut der Beſtim mungen, ohne daß er einen Anhalt dafür bietet, 
an dieſer Stelle enger auszulegen oder, entgegen dem Grundgedanken 
des Art. 7, auch eine der aus der Rechtshängigkeit eutſpringenden 
Folgen, nämlich den Anſpruch auf Prozeßzinſen auszuſchalten. Der 
Wortlaut des Art. 7 ſpricht alſo nicht eindeutig klar für die weitere 
Faſſung. Bei der Zweideutigkeit des Wortlauks iſt aber nach feſt⸗ 
ſtehendem Auslegungsgrundſatz, da Art. 7 ein Ausnahmegeſetz 
ſtrengſter Art iſt und Ausnahmebeſtimmungen eng auszulegen ſind, 
die engere Auslegung zu wählen. Der erwähnte Auslegungsgrund⸗ 
ſatz hat ſeinen inneren Grund darin, daß eine Vermutung für die 
Richtigkeit und Geltung der feſtſtehenden Rechtsgrundſätze beſteht, 
und daher eine Abweichung von ihnen nur inſoweit angenommen 
werden kann, als ſie ſich eindeutig aus dem Geſetze ergibt. Der 
Grundſatz behält auch für die Notgeſetzgebung der letzten Zeit feine 


ruht, gleichgültig. Nur auf dieſen Tatbeſtand des Geſetzes kommt 
es an, nur aus ihm dürfte die Unterſcheidung der Anwendungsfälle 
hergeleitet werden. Deshalb kann ich der in dem Beſchluſſe unter⸗ 
nommenen Beweisführung aus den verordneten Rechtsfolgen keine 
entſcheidende Bedeutung beilegen. Der Tatbeſtand des Ark. 7 fagt: 
werden die Dienſtbezüge „nach dem Tage der Fälligkeit ausgezahlt“. 
Damit wird eindeutig ſeſtgeſtellt: es kommt ausſchließlich auf die Tat⸗ 
ſache der Zahlungsverſpäkung an. Die Frage nach dem Grunde der 
Verſpätung iſt geſeglich ausgeſchaltet. Sie darf auch nicht durch eine 
angebliche Auslegung hineingetragen werden. Das hieße das Geſetz 
abändern. Die ſchroffe Abweiſung jedes Rechtes auf Erſatz wegen 
der verſpäteten Auszahlung entſpricht dem Zwecke der VO., die 
völlig reinen Tiſch ſchaffen ſollte. Es ſcheint faſt, als ob bei dem vom 
RWA. gebildeten Gegenſaße eine römiſch⸗rechtliche Reminiſcenz mit⸗ 
geſpielt habe, nämlich der Unterſchied zwiſchen der mora im objek⸗ 
tiven Sinne als der rein zeitlichen Verſpätung und der mora im 
techniſchen Sinne als der ſchuldhaften Nichterfüllung und beſonders 
der Beſchreitung der Zahlungspflicht mit ihren geſetzlichen Folgen. 
Aber in Dig. 22. Jan. 1924 pr. wird gerade dargelegt: wer solutioni 
moram (Verſpätung) fecit, gerät nicht in wora (Verzug), wenn er 
A rechtlicher Begründung die richterliche Entſcheidung angerufen 
atte. 

Der Unterſcheidung des RVA. liegt ein beachtenswerter Gedanke 
zugrunde. Wenn der Gehaltsanſpruch beſtritten wurde und es gar 
noch eines gerichtlichen Urteils bedurfte, um den Schuldner zur 
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Geltung. Zwar zwingt die Not der Zeit dazu, auch von Rechts⸗ 
grundſätzen, die faſt unumſtößlich ſchienen, abzuweichen, in weiteſtem 
Maße Rechte der einzelnen dem Wohle der Allgemeinheit zu opfern 
und den gewährleiſteten Rechtsschutz zu mindern. Auch müſſen manche 
Geſetze und Notverordnungen im Drange der Zeit jo eilig hergeſtellt 
werden, daß eine genaue Prüfung ihrer Tragweite und ihres Ver⸗ 
1 zum beſtehenden Rechte nicht immer möglich iſt und 
aher auch die ſtrengen Wortauslegungsvorſchriften, die für eine 
wohl vorbereitete und durchdachte Geſetzgebung paſſen, hier nicht 
angebracht ſind. Aber gerade der Umſtand, daß bei der ſchnellen 
Abfaſſung ſolcher Rechtsbeſtimmungen ihre Tragweite nicht ge⸗ 
nügend überſehen werden kann, zwingt dazu, auch hier, bei Aus⸗ 
nahmegeſetzen, im Zweifel die weniger weirgehende Auslegung zu 
wählen, wenn es ſich um die Durchbrechung grundlegender Rechte 
handelt. Vorliegend würde aber auch ohne jenen Grundſatz keine 
andere Auslegung zu wählen ſein; denn bei unklarem Wortlaut 
des Geſetzes muß ſich der Richter ſelbſt an die Stelle des Geſetz⸗ 
gebers jegen und ſo entſcheiden, wie der Geſetzgeber unter Verück⸗ 
ſichtigung aller tatsächlichen Umſtände zu entſcheiden gehabt hatte. 
Dabei hat er innerhalb der nach dem Wortlaute des Geſetzes ge⸗ 
gebenen Möglichkeiten die Auslegung zu wählen, die nach ſeinem 
beſten Gewiſſen den mit dem Geſetze offenbar verfolgten berechtigten 
Zwecken im Rahmen der geltenden Rechtsordnung am beſten ent⸗ 
ſpricht (zu vergl. Kommentar der RER, Anm. 3 zu 8 1, En⸗ 
neccerus I 1, § 53 Abf. 3, auch Schweizeriſches Zivilgeſetzbuch 8 1). 
Die Möglichkeit, daß etwa eine an der Abfaſſung der Beſtimmung 
weſentlich beteiligte Perſon die Zweifelsfrage anders entſcheiden 
würde, kann für feine Stellung ebenſowenig maßgebend ſein 
(ogl. RGSt. 13, 171), wie bei ergänzender Auslegung eines Ver⸗ 
trags etwas anderes berücksichtigt werden kann, als das, was die 
Beteiligten gewollt hätten, wenn ſie nach Treu und Glauben 
verfahren wären (RG. JW. 1923, 825). Eine ſolche Prüfung führt 
aber vorliegend mit zwingender Notwendigkeit zu der engeren Aus⸗ 
legung. Für ſie ſpricht nicht nur, daß nur in dieſem Falle die 
Worte „durch die ſpätere Auszahlung entſtandener Schaden“ und 
„Verzinſung“ einen eindeutigen Sinn erhalten und eine befriedigende 
Löſung ergeben, während ſie ſich mit der weiteren Auslegung kaum 
vereinbaren laſſen und der Durchführung Schwierigkeiten bieten, 
ſondern ganz beſonders der Umſtand, daß auf Grund der engeren 
Auslegung die Zwecke, die nach Lage der Umſtände von der Ver⸗ 
ordnung bernünſtigerweiſe erſtrebt werden konnten und mußten und 
nach Ausweis ihrer Begründung erſtrebt worden ſind, vollkommen 
erreicht, daß dabei die vorgeſchriebenen Schranken der Verfaſſung 
im allgemeinen eingehalten werden und die damit verbundenen Härten 
ſich in den Grenzen des Erforderlichen und Verhältnismäßigen 
halten. Durch die weitere Auslegung würde dagegen nichts Wejent- 
liches für die erſtrebten Zwecke gewonnen, wohl aber würden unver- 
hältnismäßige Härten eintreten. Dieſe Auslegung würde auch 
verſchiedene Fälle umſaſſen, bei denen es zum mindeſten zweifelhaft 
ſein kann, ob eine ſolche Regelung nicht als ein Verſtoß gegen die 
Verfaſſung rechtsunwirkſam ſein würde; und endlich würde ſie, auf 
zukünftige Fälle angewendet, eine unerträgliche Durchbrechung wich⸗ 
tiger Rechtsgrundſätze und eine ſchwere Erſchütterung der Rechts⸗ 
ordnung darſtellen. 

Die mit Art. 7 offenſichtlich erſtrebten Zwecke ergeben ſich aus 
einer Betrachtung der Zeitumſtände, unter denen dieſe Beſtimmung 
erlaſſen wurde. Im Spätſommer und Herbſt 1923 hatte die Ent⸗ 
wertung der Mark eine ſolche Schnelligkeit angenommen, daß ſich 
nicht nur eine allgemeine Beunruhigung und Erbitterung, ſondern 
auch die ſchwerſten wirtſchaftlichen Schädigungen zeigten. Das 
ſtaatliche Währungsgeld verlor feine Eigenſchaft als Wertmeſſer 
völlig und konnte auch ſeiner Aufgabe als Zahlungsmittel nicht 
mehr ganz gerecht werden, ſo daß der Warenumſatz und namentlich 


Leiſtung zu zwingen, ſo wird bis zur effektiven Zahlung eine viel 
längere Zeit verſtreichen, als bei einer gewöhnlichen Verſpätung der 
Auszahlung. Schließlich kann bei langer Hinauszögerung der innere 
Wert der Papiermark auf nahezu nichts herabgeſunken ſein. Der 
Art. 7 nimmt auf dieſe unerhörte Uubilligkeit aber gar keine Rück⸗ 
ſicht; er legt ſich ſogar rückwirkende Kraft bei für alle vor dem 
1. Dez. 1923 fälligen oder geleifteten Zahlungen. Man hätte wohl 
erwägen können, daß eine Aufwertung ſtattfinden ſollte, wenn ziol⸗ 
ſchen Fälligkeit und Zahlung eine ſehr erhebliche weitere Entwertung 
der Papiermark eingetreten wäre. Das iſt jedoch nicht vorgeſehen. 
Und es wäre auch ſchwer auszudenken, wie eine derartige Norm mit 
ſolcher Klarheit und zahlenmäßiger Genauigkeit hätte gefaßt werden 
können, daß die Sorge vor unzähligen Prozeſſen gebannt worden 
wäre. g 

Damit wird die Frage nahegerückt nach der inneren Rechtferti⸗ 
gung und zuhöchſt nach der Rechtsgültigkeit des Art. 7. Das RBA 
bebt treffend hervor, daß hier in Wahrheit eine Entziehung wohl⸗ 
erworbener Rechte ſtattfindet, die mit einer Enteignung verglichen 
werden kann. Dieſes Problem drängt ſich bei vielen Notverordnun⸗ 
gen auf. Das NG. ift dabei regelmäßig zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß ſolche Entrechtung, auch wenn ſie eine Enteignung darſtellen und 
daher mit der RVerf. Art. 153 Abi. 2 in Widerſpruch treten follte, 
durch das Ermächch. v. 13. Okt. 1923 gedeckt werde. Die härteſte 
Beraubung wohlbegründeter bürgerlicher Rechte hat ſich die VO. 
über die Erweiterung des Abgeltungsverfahrens ſür Anſprüche gegen 
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die Verſorgung der Bevölkerung aus der Ernte ernſthaft bedroht 
war. Zur Abwendung dieſer Gefahren wurde als neues Zahlungs⸗ 
mittel die Rentenmark geſchaffen, deren Wertbeſtändigkeit durch 
ſtrenge Beſtimmungen über den Höchſtſatz ſowohl der Ausgabe von 
Rentenbankſcheinen überhaupt als auch beſonders der dem Reich 
davon zur Verfügung zu ſtellenden Menge geſichert werden mußte. 
Um auch die ftaatlihe Papiermarkwährung wertbeſtäudig zu machen 
und damit ein gleichbleibendes Verhältnis beider Geldarten zu er⸗ 
reichen, mußte die Neuſchöpfung von Geld ohne Grundlage wirt⸗ 
ſchaftlicher Werte unterbunden und deshalb namentlich die Diskon⸗ 
tierung von Schatzwechſeln des Reichs eingeſtellt werden. Die Durchf. 
dieſer Beſt. hatte mit dem 21. Nov. 1923 den Erfolg gezeitigt, 
daß die Geldentwertung mit dem Verhältnis: eine Billion Papier⸗ 
mark — eine Goldmark zum Stillſtand gekommen war. Mit der 
Beſeitigung der Möglichkeit neuer Geldſchöpfung, durch die zeit⸗ 
weilig faſt alle Ausgaben des Reichs und der zum großen Teil aus 
feinen Überweiſungen lebender Länder, Gemeinden uſw. gedeckt 
worden waren, entſtand die Notwendigkeit, nunmehr plötzlich alle 
Ausgaben der öffentlichen Körperſchaften lediglich aus wirklichen Ein⸗ 
nahmen von Steuern uſw. zu decken. Nur für eine gewiſſe Zeit des 
Übergangs, bis die nötigen Steuergeſetze erlaſſen werden und die 
entſprechenden Steuerbeträge eingehen konnten, ſtand dem Reich ein 
engbegrenztes Guthaben von Rentenmark zur Verfügung. Dies 
Guthaben war, da die Zuſtände im Rhein⸗ und Ruhrgebiet trotz 
Aufgabe des Widerſtandes noch weiter erhebliche Zuſchüſſe des Reichs 
erforderten, ſchon weſentlich angegriffen und drohte eher erſchöpft zu 
werden, als die neuen Steuern eingingen. Zur Abwendung des dann 
drohenden unabſehbaren Unheils wurden deshalb der Reichsregierung 
durch das zweite ErmGeſ. v. 8. Dez. 1923 — RGBl. I 1178 — 
weitgehende Vollmachten erteilt. Das nächſte Ziel mußte fen, alle 
Ausgaben des Reichs (der Länder und Gemeinden) aufs äußerſte 
einzuſchränken und das noch verbliebene Rentenmarkguthaben für 
die Zeit bis zum ausreichenden Eingang neuer Steuern genau auf 
die einzelnen Verwaltungszweige zu verteilen. Dieſem Zweck diente 
gleich die erſte, auf Grund des zweiten Ermächtigungsgeſetzes er⸗ 
laſſene Verordnung über die 12. Ergänzung des Beſoldungsgeſetzes 
v. 12. Dez. 1923 — RGSBl. I 1181 —, in der die Beamtengehälter 
uſw. wertbeftändig feſtgeſetzt, zugleich aber fo niedrig bemeſſen 
wurden, wie es nur irgend angängig erſchien. Inzwiſchen war allen 
Reichsbehörden ein genau errechnetes Guthaben bei der Reichsbank 
eröffnet; ſie waren damit gezwungen, ihre Ausgaben unbedingt im 
Rahmen dieſes Betrages zu halten (Runderlaß d. RS M. v. 24. Nov. 
1923 — I C 27, 281 —). Die Durchführung der geſchilderten 
Maßnahmen, auf denen die Aufrechterhaltung der Geldwirtſchaft des 
Reiches uſw., die Feſtigkeit der Währung und die Möglichkeit der 
Geſundung des Wirtſchaftslebens beruhte, wurde jedoch gefährdet 
durch die Möglichkeit von ſog. Aufwertungsanſprüchen der Beamten, 
Angeſtellten und Arbeiter öffentlicher Körperſchaften. Im Spät⸗ 
ſommer und Herbſt war, bei der ſich überſtürzenden Geldenlivertung 
und den zahlreichen Gehaltsänderungen, die vergeblich mit ihr Schritt 
zu halten ſuchten, es oft nicht möglich geweſen, die vorgeſchriebenen 
Auszahlungen rechtzeitig zu machen, namentlich, ſoweit die Her⸗ 
ſtellung neuer Reichsbanknoten von immer höheren Werten nicht 
mit der Schnelligkeit erfolgen konnte, mit der die umlaufenden 
Geldzeichen wertlos wurden. Wohl jeder Beamte, Angeſtellte oder 
Arbeiter des Reichs und der anderen öffentl. Körperſchaften hatte 
in dieſer Zeit ein» oder mehrere Male feine Bezüge erſt erhalten, als 
ſie ſchon nicht mehr den Wert hatten, der nach der Abſicht des 
Geſetzes ihm gewährt werden ſollte, und den dieſer Betrag auch bei 
rechtzeitiger Zahlung gehabt haben würde. In all dieſen Fällen tam 
unter Umſtänden eine Haftung der öffentlichen Körperſchaften, zum 
mindeſten ihren Angeſtellten und Arbeitern gegenüber, in Frage. 


das Reich v. 24. Okt. 1923 geſtattet. Alle Anſprüche gegen das 
Reich, die aus der Kriegswirtſchaft herrühren, werden unter Aus⸗ 
ſchluß der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte durch eine vom 
Reichsfinanzminiſter beſtellte Kommiſſion abgegolten; das heißt, die 
Kommiſſion entſcheidet nach billigem Ermeſſen, ob der Glaubiger eine 
Entſchädigung erhalten wird und wieviel dieſe betragen ſoll. Auf 
dieſe Weiſe ſind zahlreiche redliche Geſchäftstreibende, die ihr ganzes 
Vermögen in die Lieferungen an das Reich hineingeſteckt hatten, völlig 
ruiniert worden. Das wiegt doch etwas ſchwerer als die Einbuße 
einer Gehaltszahlung. Hier hat die Not des Reiches zermalmt. Es 
iſt nun ſehr belehrend, wie ſich das RG. nach einigem Schwanken 
durch Beſchluß der Ver ZS. mit dieſer Abgelt VO. abfindet; RG. 107, 
322. Wenn dieſe VO. ſchlechthin die genannten Fälle dem ne’ch- 
lichen Richter entzogen hätte, ſo wäre das ein Verſtoß gegen die 
Verf. Art. 105. Das Ermüächtigungsgeſetz erlaubt der Reichs⸗ 
regierung, von den im Intereſſe der einzelnen Staatsbürger nor⸗ 
mierten Grundrechten abzuweichen; aber Art. 105 enthält kein ſolches 
nachgiebiges Grundrecht, ſondern er ſoll im allgemeinen Staats⸗ 
intereſſe die Rechtspflege vor unzuläſſigen Eingriffen ſchützen und 
iſt inſofern unverletzbar. Und dennoch wird die Rechtsgültigkeit der 
Abgelt BO. bejaht. Das RG. legt ihren Inhalt nämlich dahin aus: 
kraft der VO. iſt die Forderung gegen das Reich in ihrer bisherigen 
Geſtalt erloſchen; ein bürgerlich-rechtliher Rechtsanſpruch eriftiert 
hier nicht mehr; folglich iſt nichts mehr da, wofür ein Rechtsweg ge⸗ 
geben fein konnte. Zu ſolcher Entrechtung des einzelnen iſt die 
Reichsregierung alſo offenbar durch das Ermächtigungsgeſetz befugt. 


Rechtſprechung 
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Auch abgeſehen von der oben erörterten Frage der vertragsmäßigen 
Umrechnung der vertraglich geſchuldeten Werte, unterlagen die Kör⸗ 
perfchajten jedenfalls der Verzugshaftung. Davon konnte ſie auch 
der Nachweis, daß ſie die Verſpätung der Zahlung nicht zu vertreten 
hätten, nach 8279 BGB. nicht befreien, es ſei denn, daß die 
Leiſtung aus der Gattung nicht möglich, alſo derartige Geldzeichen 
überhaupt nicht oder nicht in genügender Menge vorhanden waren 
oder ihre Beſchaffung ſo außerordentlich erſchwert war, daß ſie nach 
der Auffaſſung des Verkehrs der Unmöglichkeit gleichgewerter werden 
mußte (Warneyer Komm. Anm. II 2 3. 8279, weiteres Schrift⸗ 
tum dort in Note 13); und ſelbſt in dieſem Falle, der tatfächlich 
mehrfach gegeben war, konnte die Befreiung des Reichs uſw. nur 
eintreten, wenn die „Leiſtung aus der Gattung überhaupt ohne 
ſein Verſchulden unmöglich geworden war (Staudinger 
Anm. 1 Abſ. 2 zu 8 279). Danach hätten unter Umſtänden die 
Gerichte zu entſcheiden gehabt, ob das Reich an der Geldentwertung 
oder dem Maße ihres Fortſchreitens, oder an der verſpäteten Her⸗ 
ſtellung von Geldzeichen höheren Wertes ein Verſchulden treffe. War 
ſchon dies Ergebnis unannehmbar, ſo drohte, da inzwiſchen mehrere 
Landgerichte bereits auch wegen verſpäteter Zahlung von Beamten⸗ 
gehältern und Ruhegehältern öffentliche Körperſchaften zum Erſatz des 
Verzugsſchadens verurteilt hatten, mit dem Bekanntwerden dieſer 
Entſch. u. d. Entſch. d. RG. v. 28. Nov. 1923 über die Aufwertung von 
Hypotheken — obwohl dieſe Entſch. mit ganz anderen rechtlichen Fra⸗ 
gen befaßt war — die Erhebung einer unabſehbaren Menge von 
Anſprüchen. Deren Befriedigung hätte die erwähnte Begrenzung und 
Verteilung der noch zur Verfügung ſtehenden Mittel vollkommen über 
den Haufen geworfen, während die Durchfechtung aller Fälle vor 
Gericht und den ſonſtigen zuftändigen Stellen eine unerträgliche 
Überlaſtung für die beteiligten, durch den Perſonalabbau ge⸗ 
ſchwächten Verwaltungsbehörden und Gerichte dargeſtellt hätte, die 
ſchon ſo überbürdet waren, daß die einſchneidendſten Maßnahmen 
(VO. v. 12. u. 22. Dez. 1923, 4. u. 15. Jan. 1924, RGBl. 1923 J, 
1197, 1239; 1924 I 50, 29), notwendig waren, um dem drohenden 
Stillſtand der Rechtspflege vorzubeugen (Einl. z. 5. Abſchn. d. VO. 
v. 4. Jan. 1924). Eine Beſeitigung dieſer Gefahren mußte die Reichs⸗ 
regierung „im Hinblick auf die Not von Volk und Reich für dringend 
erachten“ (81 Satz 1 d. EMG. v. 8. Dez. 1923; vgl. auch RG. 
1924, 130). Die Begründung zu Art. 7 beſtätigt mit den Worten: 
„Dieſe Beſtimmung iſt erforderlich, um finanziell untragbare Be⸗ 
laſtungen des Reichs, der Länder, Gemeinden und ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Körperſchaften zu vermeiden, beſonders aber auch, um umfang⸗ 
reiche, völlig unproduktive Verwaltungsarbeiten zu erſparen, die mit 
dem jetzt eingeleiteten Perſonalabbau unvereinbar ſind“, daß die 
erwähnten Verhältniſſe der Anlaß und innere Grund der beſprochenen 
Beſtimmung ſind. Dem danach offenſichtlichen Zwecke d. Art. 7 
wird durch die enge Auslegung in vollem Maße Genüge getan; denn 
alle die unzähligen Anſprüche der im Dienſte oder Ruheſtande be⸗ 
findlichen Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der öffentlichen Kör⸗ 
perſchaften ſowie ihrer Hinterbliebenen wegen der durch die Verhält⸗ 
niſſe der Entwertungszeit verurſachten Verſpätung der Auszahlung 
ihrer Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge werden bei dieſer Auslegung 
abgeſchnitten. Die Anſprüche wegen verſpäteter Zahlung der Renten 
aus den RVG. aber kamen nicht in Frage, weil dieſe Anſprüche, 
ſoweit fie vor dem 1. Jau. 1923 entſtanden waren, nach Art. 21 
der Perſonal⸗Abbau⸗VO. nicht mehr feſtgeſtellt werden durften und, 
ſoweit ſie in ſpälere Zeit fallen, das RVG. grundſätzlich jede Zu⸗ 
billigung einer Entſchädigung wegen Verzugs, von der Art. 7 
allein ausgeht, oder von Prozeßzinſen als dem geltenden Nech!e 
widerſprechend abgelehnt hatte (Entſch. v. 18. Nov. 1922 RVG. III 
83). Andererſeits würden durch die weitere Auslegung die von der 
Vo. verfolgten Zwecke nicht irgendwie in ſtärkerem Grade gefördert: 


Damit erhält unſer Art. 7 zugleich feine beſondere Auslegung. Gr 
dekretiert: „es beſteht kein Rechtsanſpruch“ auf Verzinſung oder 
Schadenserſatz. Damit wird noch deutlicher ausgeſprochen, daß der 
Anſpruch auf Erſatz wegen der Geldentwertung den Charakter eines 
bürgerlich⸗rechtlichen Rechtsanſpruches verloren hat. Und eine der⸗ 
artige Anordnung iſt eben zulaſſig. 

Die vom RWA. erſtrebte Begrenzung des Anwendungsgebiete⸗ 
des Art. 7 könnte daher nur aus dem Inhalte dieſer Norm ge⸗ 
wonnen werden. Der Beſchluß ſucht das zu erreichen, indem er bi- 
tont, daß es ſich hier um ein Ausnahmegeſetz handle, das keine 
analoge Erweiterung vertrage. Die hiermit angerufene Regel: quod 
contra rationem juris receptum est, non est producendum ad 
consequentia, hat jedoch keineswegs die ihr oft zugeſchriebene allge⸗ 
meine Geltung. Sie beſagt inhaltlich nichts weiter als den ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Satz, daß die regelwidrige Norm nur auf die Fälle 
angewandt werden darf, für die ſie nach ihrer eigentümlichen ratio 
beſtimmt iſt. Darum handelt es ſich im vorliegenden Falle aber gar 
nicht, eine ausdehnende Auslegung abzuwehren. Vielmehr ſoll die 
ſinguläre Natur der Rechtsvorſchrift den Grund dafür bieten, um das 
Anwendungsgebiet des „Verbotes der Aufwertung“ gegen den Wort⸗ 
laut der VO. einzuschränken. Solche reſtriktive Auslegung gegenuber 
den Ausnahmegeſetzen iſt ein richtiger Grundſatz. Unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzung für ſeine Auwendung bildet aber der überzeugende Be⸗ 
weis, daß wirklich die Faſſung des Geſetzes über die Fälle hinaus⸗ 
greift, die nach dem richtig verſtandenen Sinne und Zwecke des Ver⸗ 
botes allein umfaßt werden ſollten. Dieſer Beweis läßt ſich ſchwer⸗ 
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denn die Fälle, in denen das Reich uſw. einem Beamten, Auge⸗ 
ſtellten oder Arbeiter ſeine Bezüge vorenthalten hat und ſchließlich 
durch endgültige Entſch. feſtgeſtellt werden mußte, daß das zu 
Unrecht geſchehen ſei, ſind naturgemäß äußerſt ſelten. Die Wirt⸗ 
ſchaſtsgebarung des Reichs und der Beſtand ſeiner Währung würde 
daher in dieſen Fällen durch die Verurteilung zur Zahlung des 
vollen Werts der Leiſtung, die bei pflichtmäßiger Zahlung das 
Reich uſw. ebenſo ſtark belaſtet hätte, unmöglich irgendwie berührt 
werden können. Dabei kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob, ſoweit es 
ſich um Beamte handelt, überhaupt eine der erwähnten Vertragsaus⸗ 
legung entſprechende Auslegung der für ſie maßgebenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen möglich iſt, und ob auf ihre unzweifelhaft öffentlich⸗ 
rechtlichen Gehaltsanſprüche die bürgerlich⸗rechtlichen Verzugsbeſtim⸗ 
mungen überhaupt angewendet werden können. Noch weniger aber 
käme eine Mehrbelaſtung der Gerichte uſw. durch eine erhebliche 
Anzahl neuer Rechtsſtreitigkeiten in Frage; denn in der Regel handelt 
es ſich hier gerade um Fälle, die bereits anhängig waren und 
bei denen auch der Anſpruch auf „Umrechnung“, „Aufwertung“ oder 
Schadenserſatz bereits an Stelle des urſprünglich geltend gemachten, 
inzwiſchen völlig entwerteten Anſpruchs auf den im Augenblicke 
der Fälligkeit geltenden Papiermarkbetrag oder neben ihm geltend 
gemacht worden iſt. Auch die nicht zu leugnende Härte, die für 
die betroffene Beamtenſchaft uſw. in dem „Aufwertungsverbot“ 
liegt, erweiſt ſich innerhalb der Grenzen der engen Auslegung als 
noch erträglich. Sie trifft die geſamte Beamtenſchaft uſw. verhältnis⸗ 
mäßig in gleicher Weiſe und ſtellt ſo ein weiteres Opfer dar, das 
dieſe Bevölkerungsgruppe dem Wohle der Allgemeinheit, der zu dienen 
ihr Beruf iſt, aus zwingenden Gründen bringen muß, und deſſen 
Notwendigkeit daher auch von den Einſichtigeren nicht verkannt wird. 
Die von der weiteren Auslegung umfaßten Fälle würden jedoch eine 
unerträgliche Härte darſtellen, die um ſo erbitternder wirken müßte, 
als es ſich dabei nicht um ein gleichmäßiges Opfer eines beſtimmten 
Kreiſes, ſondern darum handeln würde, einzelne Beamte uſw., 
denen gegenüber die öffentliche Körperſchaft nachweislich unrecht ge⸗ 
handelt hat, nunmehr auch um den vollen oder nahezu vollen wirk⸗ 
ſchaftlichen Wert des ihnen geſchuldeten, ihren Mitarbeitern zum 
vollen Werte ausgezahlten Entgelts und Lebensunterhalts zit bringen. 
Ferner dürfte bei der engeren Auslegung die Verfaſſungsmäßigkeit 
des Art. 7 keinen erheblichen Bedenken unterliegen. Zwar wäre die 
Beſeitigung bereits entſtandener Forderungen als eine entſchädigungs⸗ 
loſe Enteignung anzuſehen, — ſalls man mit der herrſchenden Mei⸗ 
nung „Eigentum“ in Art. 153 RV. nicht in dem engen ſachen⸗ 
rechtlichen Sinne nimmt und die „Enteignung“ nicht auf den Fall 
der „Übereignung“ beſchränkt. Dieſe Enteignung wäre aber, wie es 
Art. 153 NVerf. vorſieht, ſowohl durch ein Geſetz — dem eine auf 
Grund des verfaſſungsändernden Ermächtigungsgeſetzes erlaſſene Not⸗ 
verordnung gleichſteht — erlaſſen, als auch zweifellos „zum Wohle 
der Allgemeinheit“ vorgenommen, da ihr Zweck „über den durch die 
vorgenommene Rechtsentziehung an ſich und ohne weiteres erreichten 
Vorteil hinausgehend“ (RG. 108, 201) die Sicherung der Währung 
und der Schutz der Gerichte uſw. vor Überlaſtung iſt. Auch 
der in jener Rechtsentziehung liegende Eingriff in die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der betroffenen Beamten — Art. 129 RVerf. — erſcheint 
nicht unbedingt verfaſſungswidrig mit Rückſicht darauf, daß dieſes 
Grundrecht in weitem Maße unwirkſam gemacht worden iſt durch 
die Beſtimmung des 8 34 RBIG. (zu dgl. Begründung zu 8 35 
d. Entw. eines Beſoldungsgeſetzes, Verhandlungen der Nationalver⸗ 
ſammlung 342, zu Nr. 2471, 34), jetzt i. d. Fa. d. Bek v. 26 Okt. 
1922 RGBl. I 811 und d. Art. 9 der Perſonal⸗Al bau⸗VO., RGBl. 
1923 I 1003 (zu vgl. auch Art. 6 der Perſonal⸗Abbau⸗VoO. und 
8 24, früher 29, des preußiſchen Beamteneinkommensgeſetzes v. 
17. Dez. 1920 i. d. Fa. der Bek. v. 1. April 1924, Preuß. GS. 
487 f.). Dies könnte wenigſtens inſoweit angenommen werden, als 


lich erbringen. Gerade die Natur des Art. 7 als eines brutalen 
Eingriffs in beſtehende Privatrechte ſpricht dafür, daß rückſichtslos 
das ganze Gebiet umfaßt werden ſollte, in dem bei Gehaltszahlungen 
die Aufwertung in Frage kommen könnte. Er ſtellt hierfür die Ent⸗ 
rechtung als Prinzip auf. Dieſe grundſätzliche Einſtellung wehrt den 
Gegenbeweis ab. Hierzu tritt als entſcheidende Erwägung und als 
unumgängliches Gebot: wer das Anwendungsgebiet eines Verbotes 
auf beſtimmte Fälle einſchränken will, muß einen ſicheren begriff⸗ 
lichen Unterſcheidungsgrund für die Trennung der Fallgruppen bieten 
und alsdann überzeugend darlegen, daß nach dem Grundgedanken 
und dem Zwecke des Geſetzes die auszuſchaltenden Fälle nach ihrem 
Weſen und Rechtsbau ſo beſonders und eigenartig ſind, daß auf 
ſie die allzu umfaſſend ausgeprägte Norm ſinngemäß keine Anwen⸗ 
dung finden darf. Dieſe zwingende Vorausſetzung iſt hier nicht er⸗ 
füllt. Zwiſchen den lediglich verſpäteten und den verweigerten oder 
beſtrittenen Zahlungen läßt ſich, wie oben dargelegt wurde, eine 
tragfähige Scheidewand nicht errichten. Dieſer Mangel dürfte ſich 
bei der praktiſchen Handhabung verhängnisvoll auswirken. Die 
theoretiſch gezogene Grenzlinie iſt ſo ſchmal, daß in jedem Einzel⸗ 
falle der Streit um die richtige Zuteilung nach rechts oder links un⸗ 
vermeidlich erſcheint. Wie kann der Richter objektiv und überzeugend 
entſcheiden, zu welcher Kategorie der Fall gehöre, wenn ich wegen 
pünktlicher Auszahlung meines Gehaltes nachdrücklich, aber erfolglos 
gemahnt a oder wenn mir zu wenig ausbezahlt worden war, 
weil die Kinderzulagen unrichtig berechnet worden ſind? Die Kaſſe 
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ſich die Rechtsentziehung auf die reinen Verſpätungsfälle, von 
denen die ganze Beamtenſchaft ziemlich gleichmäßig betroffen iſt, 
beſchränkt, und daher einer allgemeinen Herabletzung der Gehälter 
nahekommt. Dagegen würde die Ausdehnung des „Aufwertungs⸗ 
verbots“ auf die Fälle der Zahlungsweigerung einerseits einen 
Verſtoß gegen Art. 153 RV. enthalten, weil dieſe Gruppe von 
Fällen nicht auf einen Nutzen für die Allgemeinheit zielt, der über 
den durch die Rechtsentziehung erreichten Vermögensvorteil hinaus⸗ 
geht, oder außerhalb dieſes Vorteils beſteht (RG. ſ. o.; zu vgl. auch 
Wolff in der Feſtgabe für Kahl 1923, 15); auch würde ſich die 
Ausdehnung auf die erwähnten Fälle als ein geſetzliches Vorgehen 
gegen einzelne Eigentümer darſtellen, das wohl nach Art. 156 
R., nicht aber nach Art. 153 RV. zuläſſig fein dürfte (Wolff 
ſ. o. S. 9); und anderſeits würde bei der Ausdehnung auf dieſe 
Fälle der Eingriff in die Rechte einzelner Beamter eine Verletzung 
der in Art. 129 RV. gewährleiſteten wohlerworbenen Rechte dar⸗ 
ſtellen, die auch durch 8 34 des Reichsbeſoldungsgeſetzes nicht gedeckt 
werden kann. In allen Fällen endlich, in denen die Nichtzahlung 
auf einer in Ausübung öffentlicher Gewalt begangenen vorſätzlichen 
oder fahrläſſigen Verletzung der Amtspflicht beruht, die einem Be⸗ 
amten dem Bezugsberechtigten gegenüber oblag, würde eine, dieſe 
Fälle umfaſſende, weitere Auslegung als Verſtoß gegen Art. 131 
Hof. 1 RV. unwirksam fein, ſoweit man wenigſtens mit der ſtan⸗ 
digen Rechtſprechung des RG. (RG. 102, 166; 106, 36), der aller⸗ 
dings die herrſchende Meinung und die Verwaltungsrechtſprechung 
der Länder entgegenſteht (zu vgl. Löwenthal im Preuß. VBl. 
1924, 231 f., Schrifttum und Rechtſprechung dort 232, Anm. 2 und 
JW. 1924, 73), in Art. 131 Abſ. 1 der. RV. bereits geltendes 
Recht ſieht. Auch die Möglichkeit, nach Abſ. 2 a. a. O. die Staats⸗ 
haftung durch Geſetz einzuschränken, würde, ganz abgeſehen von der 
Frage, ob die Herausnahme vereinzelter Fälle als die in Abſ. 2 
a. a. O. vorgeſehene „nähere Regelung“ gelten könnte, zum mindeſten 
für die vor Erlaß des Art. 7 liegenden Fälle den Verſtoß gegen 
den für dieſe Zeit unbeſchränkt geltenden Art. 131 nicht heilen können. 

Gegen die Möglichkeit der weiteren Auslegung ſpricht endlich 
ganz beſonders die Erwägung, daß Art. 7, mag auch der Anſtoß 
zu ihm im weſentlichen aus vergangenen, überholten Verhältniſſen 
gekommen fein, doch grundſätzlich eine Regelung für die Gegenwart 
und Zukunft trifft, und die vergangenen Fälle nur in Abſ. 2 mit⸗ 
umfaßt. Durch dieſe Richtung auf die Zukunft unterſcheidet ſich die 
in Art. 7 vorgenommene Beſeitigung und Einſchränkung von An⸗ 
ſprüchen einzelner gegen öffentliche Körperſchaften weſen lich von 
den zur ſelben Zeit erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen, die ähn⸗ 
liche Zwecke verfolgen und Forderungen aus der Kriegswirtſchaft, 
rückſtändige Verſorgungsgebührniſſe ſowie En'ſchädigungsanſprüche 
aus den Liquidations⸗, Verdrängungs⸗, Kolonial-, Auslands uſw. 
Schädengeſetzen beſeitigen oder erheblich einſchränken (BD. v. 24, 
97. und 28. Okt. 1923 RGBl. I, 1010, 1025, 999, 1015). Deun 
dieſe Beſtimmungen, die eine Befreiung der Allgemeinheit von den 
aus den Folgen des Kriegs, des Friedensvertrages und der Nach⸗ 
kriegswirren entſtandenen Belaſtung darſtellen, beſchränken ſich im 
weſentlichen auf die Vergangenheit. Die Geltung des Art.? für 
zukünftige Fälle mag bei der engeren Auslegung noch erträglich 
erſcheinen, da es ſich nur um verhältnismäßig kurze, von dem 
Willen der Beteiligten unabhängige Verſpätungen handeln kann. 
Die weitere Auslegung würde hier aber einen Verſtoß gegen den 
Grundſatz darſtellen, daß bei der Auslegung einer Rechtsbeſtimmung 
immer das Rechtsganze und die beherrſchenden Rechtsgedanken zu 
berückſichtigen find (Bernburg, Bürgerliches Recht I. § 6 V; 
Enneccerus 11, 851, III; Grundſätzliche Ent cheidung 1895; 
Amtliche Nachrichten des NVA. 1914, 702; RG. 102, 163). Nicht 
einmal der Gläubiger kann nach 8276 Abſ. 2 BOB. dem Schuldner 
im voraus die Haftung für ſein vorſätzliches Handeln erlaſſen, weil 


wird dann immer behaupten, daß die Verzögerung die Folge der 
Geldkuappheit oder der Schwierigkeit der Berechnung geweſen ſei, 
keineswegs auf dem Willen zum Nichtzahlen beruht habe. Und mit 
demſelben Nachdrucke werde ich verfechten, daß eine Zahlung, die mir 
trotz der Mahnung nicht am Tage der Fälligkeit gewährt worden iſt, 
mir offenbar eben verweigert wurde. Für die richterliche Beurtei⸗ 
lung fehlt es an einem inneren befriedigenden Grunde, weshalb die 
Aufwertung im Falle der bloßen Verſpätung der Zahlung verboten, 
in dem der Verweigerung jedoch geſtattet ſein ſollte. Da uun ein⸗ 
mal durch die „grundfägliche Eutſcheidung“ des NBA. der Fall der 
Zahlungsverweigerung von dem Verbote der Aufwertungsmachforder 
rung ausgenommen werden ſoll, ſo müßten wenigſtens an den Begriff 
der Verweigerung die ſtrengſten Anforderungen geſtellt werden; etwa 
fo, daß als ſolche nur gilt eine hartnäckige, ſchuldhafte, langdauernde, 
bis zur völligen Entwertung der Papiermark ſich hinzögernde Ver⸗ 
weigerung. Auch damit dürfte nicht die Gefahr gebannt werden, daß 
nunmehr zahlreiche Nachforderungen auf den Plan treten. 

Die Kritik, die das RVA. an dem Art. 7 übt, iſt vielfach, ſehr 
berechtigt. Aber Kritik ſchafft keinen Beweisgrund für die Aus⸗ 
legung. War die Entrechtung der Angeſtellten angeſichts der damals 
herrſchenden Geldknappheit und des unaufhaltſamen und unüberſeh⸗ 
baren Verfalls der Papiermark unvermeidlich, ſo ſcheint jetzt wohl 
die Zeit gekommen zu ſein, für die der Art. 7 wenigſtens bis auf 
weiteres außer Kraft geſetzt werden ſollte. 

Geh. Rot Prof. Dr. Endemann, Heidelberg. 


38* 


300 


dadurch an Stelle der Rechtsbindung die Willkür des einen Teils 
geſetzt werden würde. Die weitere Auslegung würde aber zur 
Folge haben, daß die Haftung der öffentlichen Körperſchaften für 
vorſätzliches, auch unerlaubtes Handeln nicht nur im voraus aus⸗ 
geſchloſſen würde, ſondern daß ihnen zu dieſem Freibrief für 
Rechtsverletzung auch noch, im Falle der Geldentwertung, für den 
Art. 7 geſchaffen iſt, im voraus eine Belohnung bis zum vollen 
Werte des von ihnen geſchuldeten und zu Unrecht verweigerten Be⸗ 
trages zugeſichert werden würde. Daß nicht alle „öffentlichen“ 
Körperſchaften, namentlich wenn zu ihnen alle „Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts“ zählen, eine unbedingte Gewähr dafür bieten, 
daß ſie einer derartigen Verſuchung widerſtehen, kann keinem Zweifel 
unterliegen, wenn man die Zuſammenſetzung all der zahlreichen Arten 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechts und die Möglichkeit ihrer 
Beaufſichtigung berückſichtigt (vgl. das erwähnte Urteil des LG. I 
Berlin v. 15. Febr. 1924). Die ſo ausgelegte Beſtimmung würde 
bedeuten, daß für das Dienſtverhältnis und damit das ganze wirt⸗ 
ſchaftliche Daſein von Hunderttauſenden von Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern der öffentlichen Körperſchaften, von ehemaligen Be⸗ 
amten uſw. und den Hinterbliebenen dieſer Gruppen an Stelle des 
Rechts künftig, namentlich in Zeiten der Geldentwertung, lediglich 
die Willkür ihres Schuldners treten ſolle. Das kann aber, ſolange 
der Wortlaut des Geſetzes noch eine andere Auslegung ermöglicht, 
nicht als ſein Sinn gelten — auch wenn nicht zu befürchten ſein 
ſollte, daß die Schuldner die Rechtloſigkeit ihrer Gläubiger in er⸗ 
heblichem Maße ungeſtraft, ja mit Vorteil, mißbrauchen werden. 
Aus allen dieſen Gründen kann alſo nur die engere Auslegung 
als die richtige angeſehen werden. Das Reichsverſorgungsgericht hat 
allerdings in der Entſcheidung v. 30. Jan. 1924 M22933/228 den 
Art. 7 auch auf einen Fall verweigerter Zahlung für anwendbar 
gehalten. Dieſe Erklärung bindet aber das RV. nicht, da ein für 
beide Behörden gemeinſamer Großer Senat nicht beſteht. Auch 
beruht die Entſcheidung nicht auf jener Rechtsanſicht. Im übrigen 
brauchte auch weder auf dieſe Entſcheidung noch auf die Entſcheidung 
des RG. v. 15. Febr. 1924 — III. 251/23 —, die ebenfalls auf 
einen Fall der Zahlungsverweigerung den Art. 7 anwendet, ein⸗ 
gegangen zu werden, da beide Entſcheidungen von der Erörterung der 
Verfaſſungsmäßigkeit und Tragweite jener Beſtimmung völlig ab⸗ 
geſehen haben. 

Vorliegend handelt es ſich nicht um eine Verſpätung, ſondern 
eine Verweigerung der Leiſtung. Auf dieſen Fall findet Art. 7 keine 
Anwendung. 

Der Anſpruch des Beſchwerdeführers iſt ſchließlich auch nicht durch 
die Beſtimmungen der 3. Steuer Not VO. v. 14. Febr. 1924 — RGBl. I, 
74 — eingeſchränkt und der Rechtſpr. des RV A. entzogen worden (58 1, 
2, 12 und 9, 10 der VO.). Es kann dabei dahingeſtellt bleiben, 
ob fein Anſpruch, der nach richtiger Auslegung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes auf eine feſte Wertmenge gerichtet iſt, die ſich in einen je 
nach dem Zeitpunkt der Auszahlung verſchieden hohen Währungs⸗ 
betrag umſetzt, als ein „Anſpruch auf Zihlung einer beſtimmten 
in Reichswährung ausgedrückten Geldſumme“ angeſehen werden kann 
(vgl. dazu Schlegelberger, „Die Aufwertung“, Anm. 3b zu 
§ 1 der BD. und Kipp in JW. 1924, 480); denn es handelt ſich 
nicht um eine „Vermögensanlage“ i. S. der 88 1, 2, 12 der VO., 
alſo um „ein Rechtsverhältnis, das vom Gläubiger eingegangen wird, 
um eine Kapitalrente zu erzielen“ (Staedel in JW. 1924, 485); 
vol. auch 8 12, Abſ. 2: Anſprüche „aus gegenſeitigen Verträgen 
gelten nicht als Vermögensanlagen i. S. des Abj. 1). 

(N VII., Beſchl. v. 15. April 1924, 1 34 III B S, 23.) 
Milgeteilt von RegRat. Dr. Ernſt Knoll, Berlin⸗Grunewald. 


II. Länder. 
Preußiſches Obervermalfungsgericht. 

1. 55 20, 21, 57, 58, 59, 63 RGew. Gegen die Zurſck⸗ 
nahme des Wandergewerbeſcheins auf Grund des Geſetzes 
über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 11. Juni 1923 
(RGBl. S. 366) oder auf Grund der Verordnung vom 
13. Juli 1922 (RG Bl. S. 699 ff) ift die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren nicht gegeben. f) 

Der Wandergewerbeſchein wird nach 8 60 RGewd. für die 
Dauer des Kalenderjahres erteilt. Mit Ablauf des Jahres, für das 
er ausgeſtellt ift, verliert er feine Geltung. Der Berwultungsrichter, 
der bei Verſagung des Scheines gemäß 8 117 Abſ. 2 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes v. 1. Aug. 1883 angerufen werden kann, hat ſeinen 
Spruch dahin abzugeben, daß der Schein zu erteilen oder daß er zu 
verſagen iſt. Eine ſolche Entſcheidung kann nicht mehr ergehen, wenn 
wegen Ablaufs des Kalenderjahres, für das der Schein nachgeſucht 


Zu 1. Der Irrtum, als ob in Verwaltungsrechtsſachen ohne 
beſondere geſetzliche Beſtimmung das Verwaltungsſtreitverfahren ge⸗ 
geben wäre, wenn immer nur ein dem öffentlichen Recht angehörender 
Tatbeſtand in Rede ſteht, iſt allzu häufig. Tatſächlich beſteht in 
Preußen das Enumerationsverfahren, d. h. ein Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren findet nicht nach einem allgemeinen Grundſatz, ſondern nur 
dann ſtatt, wenn es für ein Rechtsverhältnis bzw. einen Rechtsſtreit 
ausdrücklich geſetzlich vorgeſehen iſt. Vgl. $7 LVG. u. hierzu den 
Kommentar von Karl Friedrichs, 1910, 10ff. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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war, eine Erteilung und demzufolge auch eine Verſagung nicht mehr 
in Frage kommt. Auch wenn der Wandergewerbeſchein erteilt iſt, aber 
zurückgenommen werden ſoll, muß der Ablauf des Jahres, für das er 
gilt, ähnlich wirken. Die Wirkſamkeit des Scheines war in gewerbe⸗ 
polizeilicher Beziehung auf das betreffende Kalenderjahr beſchränkt. 
Nach feinem Ablauf iſt in gewerbepolizeilicher Hiuſicht — und nur 


dafür gibt die Reichsgewerbeordnung ihre diesbezüglichen Vor⸗ 
ſchriften — nichts mehr da, was beſeitigt werden könnte. Die 
Klage auf die Zurücknahme iſt alſo dann gegenſtandslos ge⸗ 


worden. Da im vorliegenden Falle das Urteil der Berufungsinſtanz 
erſt nach Ablauf des Kalenderjahres 1923 erfolgt, konnte hiernach 
weder auf Abweiſung der Klage noch auf Zurücknahme des Scheines 
erkannt werden, vielmehr war der Streit in der Hauptſache erledigt 
und dies durch Urteil feſtzuſtellen. Zu entſcheiden blieb allein über die 
Koſten (vgl. von Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze Bd. I 22. Aufl., 
Anm. 2 zu 8 103 des Landesverwaltungsgeſetzes). Dabei mußte aber 
gleichwohl auf die Hauptſache eingegangen werden, weil die Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten davon abhängt, wie in der Hauptſache 
zu erkennen geweſen wäre, wenn dieſe nicht ihre Erledigung ge 
funden hätte. 

Die am 12. Mai 1923 erhobene Klage auf Zurücknahme des 
dem Bekl. für 1923 erteilten Wandergewerbeſcheines ſtützt ſich auf 
die RGewO. Sie findet in letzterer aber keine Begründung. Denn 
abgeſehen davon, daß der vom Kl. für ſeinen Antrag in der Klage 
allein angeführte 859 GewO. mit der Zurücknahme des Wander⸗ 
gewerbeſcheines überhaupt nichts zu tun hat, iſt auch im übrigen 
keine der Vorausſetzungen vom Kl. bezeichnet oder den Akten zu 
entnehmen, aus denen nach 8 58 a. a. O. die Zurücknahme erfolgen 
kann. Insbeſondere liegt, keiner der Falle der 88 57 Ziff. 3, 57 b 
Ziff. 2 a. a. O. vor, weil eine Verurteilung des Bekl. zu einer 
Freiheitsſſtraſe nicht erfolgt iſt. Waren ſomit der RGewd. keine 
Gründe für den Antrag des Kl. zu entnehmen, ſo blieb zu prüfen, 
ob die Klage etwa nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen zuläſſig 
und begründet war. Der Bezirksausſchuß hat in dieſer Beziehung, 
für ſeine Entſcheidung im allgemeinen zutreffend, die im Eingange 
dieſes Urteils erwähnte Bekanntmachung v. 23. Sept. 1915 und VO. 
v. 10. Febr. 1923 herangezogen, die Unzuverläſſigkeit des Bekl. 
i. S. dieſer Vorſchriften bejaht und danach die Zurücknahme des 
Wandergewerbeſcheines ausgeſprochen. Ob ſolche Unzuverläſſigkeit 
vorliegt oder nicht, muß aber unerörtert bleiben, da es nach der 
inzwiſchen geänderten und der Beurteilung durch das BG. allein 
zugrunde zu legenden Rechtslage darauf nicht mehr ankommt. Und 
zwar iſt hier zunächſt das Geſetz über den Verkehr mit unedlen 
Metallen v. 11. Juni 1923 (RG Bl. S. 366) in Betracht zu ziehen, 
das übrigens hinſichtlich der den vorliegenden Fall betreffenden Vor⸗ 
fchriften auch ſchon zur Zeit des Ergehens der Eutſcheidung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes in Kraft war (vgl. 8 21 a. a. O.). Nach ſeinem 8 1 
dedarf es der Erlaubnis, wer im Inland u. a. Altmetall zur gewerb⸗ 
lichen Weiterveräußerung erwerben will. Erteilung, Verſagung und 
Zurücknahme der Erlaubnis erfolgen durch die von der oberſten 
Landesbehörde beſtimmte Verwaltungsbehörde (88 3, 4 a. a. O.). 
Als ſolche ift in Preußen für Gemeinden mit ſtaatlicher Pollzeiver⸗ 
waltung die ſtaatliche Polizeibehörde, im übrigen in Landkreiſen der 
Landrat und in Stadtkreiſen der Erſte Bürgermeiſter beſtimmt (Ausf. 
Belt. des Handelsminiſters v. 21. Juni 1923 zu den 88 3, 4 des 
Geſetzes, Min Bl. der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung ©. 217). 
Das Geſetz v. 11 Juni 1923 findet auch auf den Gewerbebetrieb 
im Umherziehen Anwendung und trifft Beſtimmungen über die Zu⸗ 
rücknahme des Wandergewerbeſcheines (8 16 des Geſetzes). Danach 
bleiben zwar die die Zurücknahme regelnden Vorſchriften des 8 58 
RGewoO. und mit ihnen die Vorſchriften der RGewO. über das Ver⸗ 
fahren bei der Zurücknahme (88 63, 20, 21) unberührt. Das Geſetz 
führt aber als neuen Grund für die Zurücknahme den der mangelnden 
oder nicht rechtzeitig eingeholten Erlaubnis und der Uunterſagung 
des Gewerbebetriebes ein und ſieht gegen die Zurücknahme aus 
dieſem Grunde nur die Beſchwerde vor (8 16 Geſetz v. 11. Juni 
1923), über die in Preußen von dem Regierungspräſidenten zu eut⸗ 
ſcheiden iſt. Die Zurücknahme des Wandergewerbeſcheines ſelbſt 
erfolgt auch hier durch die dafür beſtimmte Verwaltungsbehörde 
(AusfBeſt. des Handelsminiſters v. 21. Juni 1923 zu den 88 15, 16). 
Das Verwaltungsſtreitverfahren findet für die Fälle dieſer Art alſo 
nicht ſtatt, iſt überhaupt nach dieſem Geſetze für die Zurücknahme 
des Wandergewerbeſcheines zum Handel mit den von ihm begzeich⸗ 
neten Gegenſtänden nicht gegeben, es ſei denn, daß die Zurück⸗ 
nahme auf die unberührt gebliebenen Vorſchriften in § 58 NGemwd. 
geſtützt werden kann. Der Bekl. iſt nicht im Beſitze der nach 8 1 des 
Geſetzes v. 11. Juni 1923 erforderlichen Erlaubnis zum Handel mit 
Altmetall. Die Zurücknahme des Wandergewerbeſcheines, ſoweit er 
dem Bekl. hierfür erteilt war, konnte daher nicht im Wege des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens erfolgen, und die Klage des Landrats 
erwies ſich, wie nach der RGewoO. als unbegründet, fo nach dem 
Geſetze v. 11. Juni 1923 als unzuläſſig. Was die Zurücknahme 
des Wandergewerbeſcheines zum Handel mit den übrigen im Scheine 
genannten Gegenſtänden anlangt, ſo kommt für die Beurteilung 
nunmehr die VO. v. 13. Juli 1923 zur Ausf. des Art. VI Abſ. 3 
des Notgeſetzes (RcHBl. S. 699 ff.) in Betracht, durch welche die 
beiden vom Bezirksausſchuſſe herangezogenen Verordnungen zum 
15. Aug. 1923 aufgehoben worden ſind (Art. I, Art. II Ziff. 5, 9 
a. a. O.). Nach dieſer VO. vom 13. Juli 1923, und zwar nach dem 
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Abſchnitte „VO. über Handelsbeſchränkungen“ (RGS Bl. S. 706 ff.) 
iſt eine Klage auf Zurücknahme des Wandergewerbeſcheines an Stelle 
der Vorſchriften der RGewoO. oder neben ihnen ebenfalls nicht 
gegeben; der Verluſt des Scheines tritt vielmehr, ſei es, daß ſich 
die Waren als Lebens⸗ oder Futtermittel, ſei es, daß ſie ſich als 
Gegenſtände des täglichen Bedarfs darſtellen, ohne weiteres dann 
ein, wenn die nach der VO. über Handelsbeſchränkungen erforderliche 
Handelserlaubnis zurückgenommen oder der Handel unterſagt iſt 
(8 1 Ziff. 1, 8 13, 58 20, 21 BD. über Handelsbeſchräukungen). Die 
erhobene Klage erweiſt ſich alſo auch inſoweit als unzuläſſig und 
wäre daher, wenn über ſie noch in der Hauptſache zu entſcheiden ge⸗ 
weſen wäre, in vollem Umfange abzuweiſen geweſen. 

(Pr. OV, III. Sen., Entſch. v. 14. Febr. 1924) 


2. 8s 10 II, 17 ALR. 5 132 ff. LVG. Feuer wachen in 
Kinos. ) 

Verſchiedene Lichtſpieltheater in Wiesbaden waren im Hinblick 
auf Brände, die in letzter Zeit in Theatern und Kinos vorgekommen 
waren, polizeilich aufgefordert worden, während der Vorführungen 
im feuer⸗ und ſicherheitspolizeilichen Intereſſe dafür zu ſorgen, 
daß ein Feuerwehrmann ſtändig anweſend fei. Die Kinobeſitzer ſollten 
ſich wegen Geſtellung eines ſolchen Poſtens mit der Branddirektion 
ins Benehmen ſetzen, andernfalls würden auf Koſten der Kinobe⸗ 
ſitzer im Zwangswege Feuerwehrleute beſtellt werden. Nach erſolg⸗ 
loſer Beſchwerde beichritten die Kinobeſitzer gegen den Oberpräſidenten 
den Weg der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Das Oberver⸗ 
waltungsgericht erachtete die Klage für gerechtfertigt und ſetzte die 
polizeiliche Verfügung außer Kraft, indem u. a. ausgeführt wurde: 
Bekanntlich iſt der Betrieb der Lichtſpieltheater an ſich recht feuer⸗ 
gefährlich. Da das Neichslichtſpielgeſetz ſich nur mit der Zulaſſung 
und Prüfung des Inhalts der Filmſtreifen beſchaftigt, den Schutz 
der Kinobeſucher aber den Polizeibehörden der Länder überlaſſen 
hat, ſo iſt in Preußen die Ortspolizeibehörde gemäß 8 10 II, 17 ALR. 
im bau⸗ und feuerpolizeilichen Intereſſe an ſich berechtigt, durch 
Poltizeiverordnungen oder Verfügungen Maßnahmen zu treffen, um 
Gefahren zu beſeitigen oder zu verhüten. Regierungspolizeiverord⸗ 
nungen über bauliche Anlagen, die innere Einrichtung und den Be⸗ 
trieb von Theatern und öffentliche Verſammlungsräume kommen 
auch für Kinos in Betracht. Die Polizeibehörde iſt auch berechtigt, 
mit Hilfe ihres Perſonals eine dauernde Kontrolle darüber auszu⸗ 
üben, ob ihre Anordnungen und Vorſchriften von den Lichtſpiel⸗ 
theatern befolgt werden; Koſten, die durch Verwendung des eigenen 
Perſonals zu polizeilichen Kontrollzwecken, entſtehen, ſind als un⸗ 
mittelbare Polizeikoſten von der Polizei bzw. dem Staate zu 
tragen. Durch die angefochtene Verfügung iſt die Bereitſtellung einer 
Feuerwache den Lichtſpieltheatern nicht lediglich für eine ſolche allge⸗ 
meine polizeiliche Kontrolle angeordnet, vielmehr ſoll der Feuerwehr⸗ 
mann auch bei Ausbruch von Feuer und ſonſtigen Notfällen fach⸗ 
männiſche Hilſe leiſten, die Beſucher nach den Nebenausgängen 
ablenken und Perſonen, die in Bedrängnis geraten, ins Freie ſchaffen. 
Die angefochtene Anordnung ſtellt ſich als eine feuerpolizeiliche Maß⸗ 
nahme dar, deren Berechtigung im Falle einer ſonſt nicht abwend⸗ 
baren Gefahr an ſich Bedenken nicht unterliegt; auch wäre an ſich 
nichts dagegen einzuwenden, wenn die durch die Ausführung der 
gegen Dritte getroffenen Anordnung entſtehenden Koſten nach vor⸗ 
heriger Androhung für den Fall der Nichtbefolgung der Anordnung 
zwangsweiſe von dem Betroffenen eingezogen werden. Wie jeder 
Eigentümer die Pflicht hat, ſein Eigentum in polizeimäßigem Zu⸗ 
ſtande zu erhalten, ſo gilt dies auch beſonders für die Eigentümer der 
feuergefährlichen Lichtſpieltheater. Gegenwärtig iſt die Befugnis der 
Polizei zur Zwangseinziehung der Koſten in 88 132 ff. LVG. genau 
geregelt. Durch die Feuerwachen werden den Kinobeſitzern erhebliche 
Koſten entſtehen. Es kann eine ſolche Anordnung nur dann als 
die zur Beſeitigung der behaupteten polizeilichen Gefahr gemäß 
8 10 II 17 ALR. „nötige Anſtalt“ anerkannt werden, wenn es ſich 
um Abwendung einer beſonders gearteten, beſonders großen oder 
ſehr dringenden Gefahr handeln würde, die auf andere Weiſe nicht 
zu bannen wäre. Der Nachweis, daß bei dem Betriebe der frag⸗ 
lichen Kinos eine ſolche beſondere Gefahr erwächſt, die nur durch die 
ſtändige Anweſenheit eines ſtädtiſchen Feuerwehrmanns zu bannen 
wäre, iſt vorliegend nicht erbracht. Es handelt ſich um gewerbliche, 
wenn auch größere Kinobetriebe. Wenn die Feuerſicherheit des 
Theaters durch eine vorſchriftswidrige Beſchaffenheit der Anlage 
und Einrichtung des Theaters ernſtlich in Frage geſtellt ſein ſollte, 
fo ift die Polizei in feuerpolizeilichem Intereſſe verpflichtet, die 
Anderungen durchzusetzen, ehe das Kino betrieben wird. Soweit 
die Verhütung nachträglicher Zuwiderhandlungen gegen bauliche oder 
polizeiliche Auflagen über Notausgänge uſw. in Frage kommt, iſt 
es Sache der Polizei, durch häufige und ſcharfe Kontrollen ihrer 
Beamten den polizeilichen Vorſchriften auf eigene Koſten Beachtung 
zu verſchaffen. 

(Pr. OG., Urt. v. 18. Sept. 1924, III A 33/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Görres, Berlin. 


Zu 2. Die Entſch. iſt zu begrüßen. Der Anwendung des 
8 10 II. 17 ALR. auf Kinobetriebe iſt ebenſo beizuſtimmen wie der 
Entſch., daß die Koſten für derartige Überwachungen grundſätzlich 
nicht auf die Unternehmer abgewälzt werden können. 
RA. Dr. Wenzel Goldbaum, Berlin. 
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3. Die Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe 
der Schankwirtſchaft nach dem den $ 33 der RGew O. ab⸗ 
ändernden § 3 des Notgeſetzes v. 24. Febr. 1923 (GBl. 
S. 147) iſt auch wegen ſolcher Tatumſtände zuläſſig, die 
ſchon vor Erlaß des Notgeſetzes eingetreren waren. 7) 

Nach 853 Abſ. 2 NEewd. können außer aus den im Abſ. 1 
genannten Gründen die in den 88 30, 30a, 32, 33, 34 und 36 a. a. 
O. bezeichneten Genehmigungen und Beſtallungen zurückgenommen 
werden, wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen des Inhabers der 
Mangel derjenigen Eigenſchaften klar erhellt, die bei der Erteilung 
der Genehmigung oder Beſtallung nach der Vorſchrift der R Gew. 
vorausgeſetzt werden mußten. Dieſe Eigenſchaften ergeben ſich für 
den hier in Betracht kommenden Betrieb der Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaft aus 833 a. a. O., wonach die Erlaubnis u. a. dann zu ver⸗ 
ſagen iſt, wenn gegen den Nachſuchenden Tatſachen vorliegen, welche 
die Annahme rechtfertigen, daß er das Gewerbe zur Förderung der 
Völlerei, des verbotenen Spieles, der Hehlerei oder der Unſittlich⸗ 
keit mißbrauchen werde. Dieſer Rechtszuſtand iſt durch das Notgeſetz 
v. 24. Febr. 1923 geändert. Apt. 1 8 1 dieſes Geſetzes beſtimmt 
für den § 33 der RGewo. eine andere Faſſung. Und zwar wird zu⸗ 
nächſt als allgemeiner Verſagungsgrund der Mangel der für den 
Gewerbebetrieb erforderlichen Zuverläſſigkeit neu eingeführt und 
an die Spitze geſtellt und es werden ſodann den ſämtlich in das Not⸗ 
geſetz übernommenen Verſagungsgründen des 833 neue Gründe 
hinzugefügt. Daß auch der § 53 hat geändert werden ſollen, ſpricht 
das Notgeſetz zwar nicht ausdrücklich aus. Tatſächlich iſt eine Ande⸗ 
rung aber auch für Abſ. 2 dieſes Paragraphen derart erfolgt, daß er 
hinſichtlich des im Notgeſetze behandelten Schankgewerbes inhaltlich 
durch dieſes Geſetz erſetzt worden iſt. Denn 8 3 Art. I Not®. regelt, 
wie 853 der RGemd., auch die Frage der Zurücknahme der Er⸗ 
laubnis zum Betriebe der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft und beſtimmt 
in dem hier in Betracht kommenden Abſ. 3, daß die Zurücknahme 
erfolgen könne, „wenn Tatſachen eintreten, welche die Verſagung der 
Erlaubnis nach 8 1 Abſ. 3 Nr. 1 rechtfertigen würden“. Die Frage 
der Zurücknahme iſt hiernach durch das Notgeſetz abweichend vom 8 53 
der RGewoO. Abf. 2 geregelt, und es bleibt für die Anwendung des 
letzteren gegenüber dem neueren Geſetze danach kein Raum mehr, ſo⸗ 
weit das Schankgewerbe in Betracht kommt und die Tatbeſtände 
des 833 der RGew . (jetzt des Art. J 81 Not G.) vor» 
liegen. 

Unter den Tatſachen, die nach 8 3 Abſ. 3 Art. I NotG. die 
Zurücknahme der Erlaubnis rechtfertigen können, ſind nun aber nicht 
nur, wofür der Wortlaut der Geſetzesbeſtimmungen anſcheinend ſpre⸗ 
chen könnte, ſolche Tatſachen zu verſtehen, die nach Erlaß des Not⸗ 
geſetzes erſt eintreten, ſondern ebenjo auch ſolche, die ſchon vorher 
eingetreten waren. Eine andere Auslegung wäre mit der Abſicht 
des Notgeſetzes nicht vereinbar und würde zu Ergebniſſen führen, 
die vernünftigerweiſe nicht gewollt fein können. Das Notgeſetz, er⸗ 
wachſen aus der außerordentlichen politiſchen und wirtſchaftlichen 
Notlage des Reichs und beſtimmt, Auswüchſen des Wirtſchaftslebens 
und der Lebenshaltung zu begegnen, iſt u. a. zu dem Zwecke er⸗ 
laſſen worden, um Mißſtänden auf dem Gebiete des Schankſtätten⸗ 
weſens abzuhelfen, und verſchärft deshalb weſentlich die Anforde⸗ 
rungen, die an die perſönliche Zuverläſſigkeit des um die Konzeſſion 
Nachſuchenden geſtellt werden (vgl. Begr. Druckſ. des RT. 1. Wahl⸗ 
per. 1920/23 Nr. 5535 S. 3). Dieſe Abſicht würde nicht oder doch 
nur ſehr allmählich erreicht werden, wenn der Verwaltungsrichter 
bei den ihm vorliegenden, aus der Zeit vor Erlaß des Notgeſetzes 
ſtammenden Streitſachen nicht auch die in dem Notgeſetz über den 
Rahmen der bisherigen Geſetzgebung hinaus zugrunde gelegten Tat⸗ 
beſtände berückſichtigen, insbeſondere nicht den dort neu eingeführten 
Begriff der mangelnden Zuverläſſigkeit anwenden dürfte, oder weun 
er Klagen zurückweiſen müßte, die zwar nach Erlaß des Notgeſetzes 
erhoben, dabei aber auf ſolche Tatſachen geſtützt wären, die bereits 
vor dem Erlaſſe des Notgeſetzes eingetreten waren. Da die 88 35, 
53 der RGemd. durch das Notgeſetz geändert find, würde ſich, wenn 
man den Abſ. 3 8 3 Art.! des letzteren Geſetzes ſtreng wörtlich aus⸗ 
legen wollte, der Zuſtand ergeben, daß alle Klagen auf Zurücknahme 
der Erlaubnis, auch wenn ſie an ſich als begründet anzuerkennen 
wären, ohne Erfolg bleiben müßten, die, noch auf die Beſtimmungen 
der RGewd. geſtützt, nach Erlaß des Notgeſetzes zur Eutſcheidung 
gelangen. Denn da das Notgeſetz jest an Stelle der einſchlägigen 
Beſtimmungen der RGewdo. die geltende Rechtsnorm iſt, ſo würde, 
wenn dieſes Geſetz nur die Tatbeſtände zu berückſichtigen, geſtattete, 
die nach ſeinem Erlaß eingetreten ſind, es für die auf Grund der 
NGemd. erhobenen Klagen, die nach Erlaß des Notgeſetzes zur Ent⸗ 
ſcheidung gelangten, an einer geſetzlichen Vorſchrift fehlen, auf die 
die Zurücknahme geſtützt werden könnte. Bei einem derartigen Er⸗ 
gebniſſe würde für eine ganze Reihe von Fällen die Möglichkeit der 
Durchführung des Zurücknahmeverfahrens entfallen und damit an 
Stelle der von dem Notgeſetze beabſichtigten verſchärften ſofortigen 
Bekämpfung der Mißſtände auf dem Gebiete des Schankgewerbes 
vielmehr eine Abſchwächung herbeigeführt werden. 

Die Begründung zu dem Notgeſetze, gegen deren Grundſätze im 
Verlaufe der Beratungen des Notgeſetzes nichts eingewendet worden 
iſt, legt deun auch den in Art. I 8 1 Not. an die perſönliche Zu⸗ 


Zu 3. Siehe BadVerwßH. unten S. 302 und Anm. Stier⸗ 
Somlo. 
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verläſſigkeit des die Erlaubnis zum Betrieb einer Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaft Nachſuchenden gegenüber der NGemd. neu eingeführten 
Vorausſetzungen ausdrücklich rückwirkende Kraft bei, ſo daß ſie auch 
auf die vor dem Erlaſſe des Notgeſetzes erwachſenen Tatbeſtände 
anzuwenden find (vgl. auch Nr. III Ziff. 2 der zu Art. I Not. er⸗ 
gangenen VO. der preuß. Miniſter des Innern, für Handel und 
Gewerbe und für Volkswohlfahrt v. 20. Juni 1923 über Schank⸗ 
erlaubnis und Polizeiſtunde, GS. 439). Daß die gleiche Beurtei⸗ 
lung auch hinſichtlich der übrigen „Tatſachen“ des SI Art. J Nord. 
Platz zu greifen hat, bedurfte keiner beſonderen Klarſtellung, da fie 
unverändert aus der RGewO. übernommen worden ſind und daher 
ſchon nach dem früheren Rechte anwendbar waren. 
(Pr. OV G., III. Sen., Entſch. v. 31. Jan. 1924.) 


Badiſcher Verwalkungsgerichtsbof. 

1. 88 1 Abſ. 2, 53 A bſ. 2 GewO. — Art. I. § 3 Abſ. 3 d. 
Notgeſ. v. 24. Febr. 1923. — Die Zurücknahme einer Wirt⸗ 
ſchaftserlaubnis auf Grund des Notgeſ kann nur auf 
ſolche Tatſachen geſtützt werden, die ſich nach feinem In⸗ 
frafttreten ereignet haben. f) 

Das Nolgeſetz (RGBl. 1923, 147) iſt nach Art. VII mit dem 
Tag ſeiner Verkündung, d. i. am 27. Febr. 1923, in Kraft getreten. 
Da es in ſeinen auf die Erteilung und Entziehung einer Wirtſchafts⸗ 
erlaubuis bezüglichen Beſtimmungen eine Novelle zur GewO. dar⸗ 
ſtellt, findet inſoweit der in 8 1 Abſ. 2 GewO. ausgeſprochene Grund⸗ 
ſatz auf dasſelbe Anwendung, wonach derjenige, der beim Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes zum Betrieb eines Gewerbes berechtigt iſt, von 
dem Gewerbe nicht deshalb ausgeſchloſſen werden kann, weil er den 
Erforderniſſen dieſes Geſetzes nicht genügt. Die Zurücknahme einer 
Wirtſchaftserlaubuis auf Grund des Notgeſetzes kaun ſonach 
nur auf ſolche Tatſachen geſtützt werden, die ſich nach ſei⸗ 
nem Inkrafttreten ereignet haben. Dabei können aller⸗ 
dings auch ältere Verfehlungen, die der Gewerbetreibende 
vor Inkrafttreten des Notgeſetzes ſich hat zuſchulden kommen laſſen, 
zur näheren Würdigung der nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
begangenen Verfehlungen in bezug auf das Vorhandenſein der Un⸗ 
zuverläſſigkeit mit herangezogen werden; als ſelbſtändige 
Gründe zur Anwendung des neuen Geſetzes können dagegen Vor⸗ 
kommniſſe, die der Wirkſamkeit des letzteren vorangegangen ſind, 
nicht dienen (vgl. v. Laudmann, Komm. z. Gew., 7. Aufl., 
I. Bd. S. 87—89, Anm. 4 Abſ. 1 u. 2 zu 8 1). Da die Tatſachen, 
die der angefochtenen Entſchließung zugrunde liegen, ſich alle vor 
dem Inkrafttreten des Notgeſetzes ereignet haben, hat ſonach die 
Beurteilung der Frage, ob ſie die Zurücknahme der Wirtſchaftserlaub⸗ 


Zu 1. 81 Abſ. 2 GewO. lautet etwas anders, als die obige 
Entſch. ſagt, nämlich: „Wer gegenwärtig zum Betriebe eines 
Gewerbes berechtigt iſt, kann von demſelben nicht deshalb ausge⸗ 
ſchloſſen werden, weil er den Erforderniſſen die ſes Geſetzes nicht 
genügt.“ Gemeint war alſo, daß, wer zur Zeit des Inkrafttretens der 
GewO. zum Betriebe eines Gewerbes berechtigt war, kann nicht vom Ge⸗ 
werbe deshalb ausgeſchloſſen werden, weil die GewO. weitere Erfor⸗ 
derniſſe auſſtellt, als früher galten, oder überhaupt ſtatt der früher 
etwa ſchrankenloſen Freiheit eines beſtimmten Gewerbes ein Erfor- 
dernis beſtimmt. Dieſen Satz kann man nicht in der Weiſe auf das 
Notgeſetz v. 24. Febr. 1923 anwenden, wie es die Entſch. tut. Man 
kann höchſtens ſagen, ein neues Erfordernis, das das Notgeſetz 
etwa neu eingeführt hat, iſt nicht für den maßgebend, der alle Er⸗ 
forderniſſe vor Geltung des Notgeſetzes erfüllt hat. Im vorliegen- 
den Falle handelt es ſich aber um Tatſachen, die ſich vor In⸗ 
krafttreten des Notgeſetzes ereignet haben. Im Gegenſatz zu der 
Entſch. nehme ich an, daß jene Tatſachen hier maßgebend ſein müſſen, 
weil die Zurücknahme der Wertſchaftserlaubnis nach Inkrafttreten 
erfolgt, und zwar nach dem von der Entjch. ſelbſt herangezogenen 
richtigen Grundſatze, daß ältere Verfehlungen, die der Gewerbetreibende 
vor Inkrafttreten des Notgeſetzes ſich hat zu ſchulden kommen laſſen, 
zur näheren Würdigung der nach dem Inkrafttreten des Geſetzes be⸗ 
gangenen Verfehlungen in bezug auf das Vorhandeuſein der Unzuver⸗ 
läſſigkeit mit herangezogen werden können. Es iſt nur ein Spiel mit 
Worten, wenn die Entfch. behauptet, daß fie als ſelbſtändige Gründe 
zur Anwendung des neuen Geſetzes nicht dienen können; praktiſch 
iſt es ganz gleich, ob die früheren Vorkommniſſe zum Anlaß der 
Zurücknahme der Konzeſſion „mit herangezogen“ werden, wenn ſie nur 
ausreichend ſind, dieſe Zurücknahme zu begründen oder ob die Zurück⸗ 
nahme am Notgeſetz orientiert iſt. Die Zurücknahme wirkt in die Zu⸗ 
kunft; wenn die Anſicht des BayVerwGGH. richtig wäre, fo würde eine 
Schankkonzeſſion auf unbeſchränkte Zeit weiter gelten, auch 
wenn ſie mit Wortlaut und Sinn des am 27. Febr. 1923 in Kraft 
getretenen Notgeſetzes und dadurch mit einem von dieſem Geſetz ge⸗ 
mißbilligten Zuſtande im Widerſpruch ſtände. Das kann nicht der 
Sinn des Notgeſetzes fein, das unhaltbaren Zuſtänden ein Ende 
bereiten wollte. 

Dieſe Zeilen waren ſchon niedergeſchrieben, als mir die Entſch. 
d. preuß. OVG. v. 31. Jan. 1924 zuging, die genau zu demſelben 
Ergebnis ‚gelangt wie ich und der Auffaſſung des BayVerwGh. 
entgegen iſt. Bemerkenswert und zutreffend iſt die vom OVG. be⸗ 
tonte Begründung, daß tatſächlich durch das Notgeſetz auch 8 53 
GewO. geändert worden ift. Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln, 
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nis rechtfertigen, nicht unter dem Geſichtspunkt der Beſtimmungen 
des Noigejegeg, ſondern unter demjenigen der vor dem letzteren gel⸗ 
tenden Vorſchrift, nämlich des §8 53 Abſ. 2 GewO. zu erfolgen. 
(BadVerwGerHof, Urt. v. 1. März 1924, Nr. 524 u. 3. Junt 1924, 
Nr. 1287.) Milgeteilt von Ming. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


III. Schiedsgerichte. 
Gutachten des Goldbilanzſchiedsgerichts der Spikenver- 
bäude der Deutſchen Wirtſchaſt bei der Induſtrie- und 
Handelskammer zu Berlin. 


1. Die Behandlung von Mehrſtimmrechtsvorzugsaktien, 
auf welche die zur Erreichung des Mindeſtnennbetrages 
der Einzelaktie notwendige Zuzahlung nicht erfolgt. 4) 

Eine AktG. mit 300 Millionen Papiermark nominell Stamm⸗ 
aktien und 30 Millionen Papiermark nominell mehrſtimmigen Vor⸗ 
zugsaktien, eingeteilt in 30000 Vorzugsaktien zu je 1000 Papier⸗ 
mark nominell, hat in der die Umſtellung beſchließenden General» 
verſammlung den Beſchluß gefaßt, daß auf jede Mehrſtimmrechts⸗ 
vorzugsaktie, deren Goldmarkwert 1½ Goldpfennig beträgt, gemäß 
829 Abſ. 2 der zweiten Durchführungsverorduung eine Zuzahlung 
von 1,30 Goldmark erfolgt. 99½ Goldpfennig dieſer Zuzahlung 
werden zur Erreichung des Mindeſtbetrages von 1 Goldmark für 
jede Aktie beſtimmt und 30½ Goldpfennig für die entjtehenden 
Koſten. Für die Zahlungsfriſt wurde der 15. Sept. 1924 beſchloſſen, 
ſowie feſtgeſetzt, daß bei nicht geleiſteter Zuzahlung „in Gemäßheit 
der geſetzlichen Beſtimmungen zu verfahren und der Geſamtnenn⸗ 
betrag der Vorzugsaktien ſowie der Nennwert des Grundkapitals 
entſprechend zu ermäßigen ſei“. Die Generalverſammlung hat dann 
das Stimmrecht geregelt und den Aufſichtsrat zur Durchführung 
der Umſtellung nach Maßgabe der gefaßten Beſchlüſſe ermächtigt. 
der Beſchluß ſieht für den Fall, daß Aktionäre trotz gehöriger Auf- 
forderung nicht zum Zwecke des Umtauſches bis zum 1. Dez. 1924 
einreichten, eine Kraftloserklärung der Aktien vor und beſagt, daß 
an Stelle der für kraftlos erklärten neue Aktien ausgegeben würden, 
die öffentlich zu verſteigern ſeien und deren Erlös an die Be⸗ 
teiligten auszugeben ſei. Der Vorſtand hat demnächſt eine öffent⸗ 
liche Aufforderung erlaſſen, in der u. a. die Vorzugsaktionäre 
aufgefordert ſind, die Zuzahlung bis zum 15. Sept. 1924 zu leiſten 
und die Aktien bis zum 1. Dez. 1924 einzureichen, widrigenfalls 
Kraftloserklärung, öffentliche Verſteigerung und Bereitſtellung des 
Erlöſes für die Beteiligten erfolgen werde. Auch iſt eine etwas 
abweichende beſondere Aufforderung an die einzelnen Vorzugs⸗ 
aktionäre ergangen. Bei einem Beſtande von 30000 Vorzugsaktien 
iſt bis zum 15. Sept. 1924 die Zuzahlung nur auf 7500 Stück ge⸗ 
leiſtet. Insbeſondere iſt ein Großaktionär auf feine 21500 Stück 
die Zuzahlung ſchuldig geblieben. Die Geſellſchaft will nun wiſſen, 
wie ſie die Aktien behandeln ſoll, auf die eine Zuzahlung bis zum 
15. Sept. 1924 nicht geleiſtet iſt. 

Das Schiedsgericht hat hierzu folgende Ent- 
ſcheidung getroffen: 

Die Vorzugsaktien der Geſellſchaft ſind echte Mehrſtimmrechts⸗ 
aktien i. S. des § 29 der 2. DurchfVO. zur Gold BilVO., für die 
das Zuzahlungsrecht gemäß § 29 Abſ. 2 beſteht. 


Zu 1. Dem Gutachten iſt beizutreten. § 219 HGB. ift auf den 
nichleinzahlenden Mehrſtimmrechtsaktionär nicht anwendbar. Denn die 
Goldmarkumſtellung begründet feine Einlageverpflichtung. Der Nicht⸗ 
einzahlende behält ſein Anteilsrecht. Er braucht ſich nicht mit dem 
Betrag der ſeinerzeit geleiſteten Goldmarkeinzahlung abfinden zu 
laſſen. Zum mindeſten dann nicht, wenn es an einem entſprechen⸗ 
den Generalverſammlungsbeſchl. fehlt. Hat die Generalverſammlung 
beſchloſſen: den Inhabern der für kraftlos erklärten Aktien ſei der 
Gegenwert der Goldmarkeinzahlung zur Verfügung zu ſtellen, ſo 
wird man den Beſchl. als anfechtbar betrachten müſſen. Unterlaſſene 
Anfechtung macht den Beſchl. rechtswirkſam. Wie dies das Gut⸗ 
achten für den Beſchl. auf Zuſammenlegung an Stelle der Gewäh⸗ 
rung von Anteilſcheinen mit Recht ausſpricht. Allerdings berührt 
das Gutachten die Frage nicht: welche Rechtfolgen eintreten, falls 
der Mindeſtnennbetrag der Aktiengattung von 5000 GM. 
nicht erreicht wird. Die Aktiengattung fällt dann weg. Eine Rechts⸗ 
grundlage für die Rückzahlung der auf die Stimmrechtsaktien ge⸗ 
leiſteten Einzahlungen beſteht nicht. Allerdings hat jeder einzelne 
Aktionär das Recht, die Einzahlung für die Säumigen zu leiſten. 
Von überaus praktiſchem Blick zeigt die Auslegung, welche das Gut⸗ 
achten dem Generalverſammlungsbeſchl. für den Fall nichterfolgter 
Zuzahlung angedeihen läßt. Aus der Beſtimmung, daß jeder Ak⸗ 
tionär die alten Aktien zum Zwecke des Umtauſches einzureichen 
habe; daß nicht eingereichte Aktien für kraftlos zu erklären ſeien. 
Da Erſatzaktien auszugeben ſind, wird mit Recht gefolgert, daß 
eine „Zuſammenlegung“ gewollt ſei. Das Zuſammenlegungsverhält⸗ 
nis 20: 1 wird aus dem feſtgeſetzten Nennbetrag der neuen Aktie und 
dem errechneten Goldmarkbetrag der alten Aktie erſchloſſen. Der 
Weg und die Rechtsfolgen einer Zuſammenlegung ſind beſchloſſen; 
folglich iſt die Zuſammenlegung ſelbſt beſchloſſen. Den gleich prak⸗ 
tiſchen Blick erweiſt die Bemerkung, daß die Zuläſſigkeit der Friſt⸗ 
ſetzung für die Einzahlung eine „Selbſtverſtändlichkeit“ ſei. 

SR. Dr. Otto Kahn, München. 


Rechtſprechung 
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Zunächſt fragt ſich, ob ein Aktionär, der die Zuzahlung nicht 
leiſtet, unmittelbar von der Vorſchrift des 8 219 HGB. über den 
Fall betrojfen wird, daß ein Aktionär mit der Einzahlung auf die 
Aktien ſäumig iſt. Die Frage iſt zu verneinen. Der § 219 gehört 
zu dem Komplexe von Vorſchriften, die im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft die Erlangung der Bareinlagen der Aktionäre zur Deckung des 
Grundkapitals ſichern ſollen. Er ſetzt voraus, daß der Aktionär 
einer Pflicht zur Einzahlung nicht rechtzeitig entſprochen hat, 
und gibt der Geſellſchaft als außerſtes Druckmittel das Recht, den 
Säumigen nicht nur ſeines Anteilrechtes, ſondern auch der geleiſteten 
Einzahlungen für verluſtig zu erklären. Im Falle des 8 29 Abſ. 2 
DO. handelt es ſich aber nicht um eine Pflicht, ſondern um ein 
Recht des Aktionärs; wer nicht zuzahlt, iſt nicht im Sinne des 
8 219 HGB. ſäumig und wird auch grundſätzlich ſeines Anteils⸗ 
rechtes nicht verluſtig. 

In letzter Hinſicht findet ſich allerdings im Schrifttum die 
Auffaſſung, daß ein Aktionär, der die gemäß 829 Abſ. 2 DO. 
zur Einhaltung der Mindeſtgrenze der Aktie nötige Zuzahlung unter⸗ 
läßt, dieſes Aktienrecht völlig verliere und auf einen Bereicherungs⸗ 
anſpruch gegen die Geſellſchaft in Höhe der urſprünglichen Gold⸗ 
einzahlung beſchränkt ſei. (Roſendorff, Goldmarkbilanz S. 235, 
225). Dabei iſt aber dem Grundſatze des 8 35 der 2. DurchfVO. nicht 
Rechnung getragen, wonach, wenn ſich bei der Umſtellung infolge der 
geſetzlichen Höhe des Aktienbetrages Überſchüſſe ergeben, dieſe in 
Reſerve zu ſtellen, ſoweit jedoch mit Rückſicht auf eine Verſchiedenheit 
der Stückelung oder der Art der Aktien Spitzenbeträge nicht in 
Reſerve geſtellt werden können, Aktien zum zuläſſigen Mindeſtbetrag 
oder Anteilſcheine zu gewähren ſind. In Fällen, wie dem vor⸗ 
liegenden, ſcheitert die Zuweiſung der Spitzenbeträge an den Reſerve⸗ 
fonds daran, daß bei ſolcher die nur von den Vorzugsaktien her⸗ 
rührenden Überſchüſſe allen Aktionären zugute kommen würden. 
Es müßten alſo bei ſinngemäßer Anwendung des 8 35 der 2. Durchf. 
VO. hier, wo die Vorzugsaktien infolge der Umſtellung nur Spitzen⸗ 
beträge ergeben, für die, da ſie ſich auf nur je 0,5 Pfg. belaufen, 
Aktien nicht ausgeſtellt werden können, den Aktionären Anteilſcheine 
gewährt werden. Den gleichen Standpunkt hat das Schiedsgericht 
bereits in einer anderen Sache eingenommen (vgl. auch Byk, DO. 
S. 121; Abraham, Übergang, 2. Aufl, S. 83; anders Quaſ⸗ 
ſowſki, JW. 1924, 1075, der zwar das Fortbeſtehen des Anteils⸗ 
rechtes annimmt, aber die Auwendung der Grundſätze über die 
Zuſammenlegung vertritt). 

Sit hiernach der 8 219 HGB. unanwendbar, ſo erledigt ſich 
das Bedenken, das ſich anderenfalls daraus ergeben würde, daß 
hier nicht, wie der 8219 vorausſetzt, der Aktionär zunächſt ent⸗ 
ſprechend dem 8 218 zur Zahleig aufgefordert und erſt nach Ab⸗ 
lauf der Zahlungsfriſt das in $ 219 geordnete Kaduzierungsverfahren 
eingeleitet iſt. 

Dagegen erſcheint die Vorſchrift des 9 290 HGB. hier anwend⸗ 
bar. Zwar enthält der Beſchluß, daß die Vorzugsaktie von 1000 % 
auf 1 Goldmark herabgeſetzt werden ſolle, ſcheinbar nur eine De⸗ 
nominierung des Nennbetrags der im Zahlenbeſtand aufrecht er⸗ 
haltenen Vorzugsaktien. Alsdann würde der 8 17 der 2. Durchf Vo. 
nicht zutreffen, der den 8 290 HGB. auf die Ermäßigung des Be⸗ 
trages des Grundkapitals erſtreckt. Denn der 8 290 erfaßt nur den 
Fall, in dem die Zahl der Aktien eine Verminderung erfährt. (Dazu 
Qua ſſowſki⸗Suſat, Goldbilanzen S. 219.) Allein der Be⸗ 
ſchluß geht bei der bloßen Denominierung davon aus, daß die 
Zuzahlung erfolgt. Für den Fall, daß dies nicht geſchieht, hat er 
die weitergreifende Bedeutung eines Zuſammenlegungsbeſchluſſes. 
Das folgt aus der allgemeinen Beſtimmung, daß ſämtliche Aktionäre, 
alſo auch diejenigen Vorzugsaktionäre, die nicht gezahlt haben, die 
alten Aktien, auf die jetzt nur noch ein Betrag von 0,5 Pfg. entfällt, 
zum Zwecke des Umtauſches gegen neue Aktien bei der Geſellſchaft 
einzureichen hätten, in Verbindung mit der Feſtſetzung des Nenn⸗ 
betrages der neuen Vorzugsaktien auf je 1 Goldmark; es ergibt 
ſich ebenſo aus der Veſtimmung, daß nicht eingereichte Aktien für 
kraftlos zu erklären und daß für fie Erſatzaktien auszugeben ſeien, 
die, ſoweit es ſich um Vorzugsaktien handelt, wiederum nur auf 
1 Goldmark lauten können. Das Zuſammenlegungsverhältnis für 
die Vorzugsaktien iſt allerdings nicht beſonders zum Ausdruck ge⸗ 
langt, erhellt aber ohne weiteres aus der Berechnung des Goldmark⸗ 
wertes der alten Vorzugsaktien auf 0,5 Pfg. einerſeits und der 
Feſtſetzung des Nennbetrages der neuen Vorzugsaktien auf 1 Gold⸗ 
mark andererſeits. 

ö Ob gegenüber der Vorſchrift des 8 35 der 2. Durchf., daß 
für Spitzenbeträge Anteilſcheine zu gewähren „ſind“, die General⸗ 
verſammlung in der Lage iſt, zur Beſeitigung der Spitzenbeträge 
eine Zuſammenlegung zu beſchließen, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Denn jedenfalls ift der Anſpruch auf Erteilung der Auteilſcheine 
ein verzichtbares Aktionärrecht. Dann unterliegt der Beſchluß der 
Generalverſammlung auf Zu ammenle ung der lediglich Spitzenbet äge 
ergebenden Aktien, ſelbſt wenn er nicht mit dem Geſetze vereinbar 
wäre, nur der Anfechtung gemäß 8271 HGB. Einer ſolchen An⸗ 
fechtung durch den Großaktionär ſteht aber entgegen, daß er in der 
Generalverſammlung erſchienen iſt und für die Beſchlüſſe geſtimmt hat. 

Aus dem vorſtehenden ergibt ſich, daß bei der 
Feſtſetzung des Grundkapitals auch die nicht auf⸗ 
gezahlten Vorzugsaktien berückſichtigt werden 


müſſen. Sie ſind in dem Maße zuſammenzulegen, 
daß ſoviele alte Aktien eine neue Aktie bilden, 
als erforderlich iſt, um von 0,5 Pfg. auf 1 Goldmark 
zu gelangen. Auf dieſe neuen Aktien haben die Vorzugs⸗ 
aktionäre, die keine Zuzahlung geleiſtet haben, inſoweit Anſpruch, 
als ſie die entſprechende Anzahl alter Aktien rechtzeitig einreichen. 
Soweit das nicht geſchieht, ſind in Gemäßheit des Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluſſes die alten Aktien für kraftlos zu erklären und die 
Erſatzaktien für die Beteiligten zu verwerten. 

Bei Anwendung des Generalverſammlungsbeſchluſſes wären 
die für kraftlos erklärten Vorzugsaktien durch neue Vorzugsaktien 
zu erſetzen und dieſe letzteren für Rechnung der Beteiligten zu ver⸗ 
werten. Die Verwaltung hat einen anderen Weg beſchritten; ſie 
erklärt in ihrem Rundſchreiben v. 21. Aug. 1924 für den Fall 
der Kraftloserklärung, daß der Gegenwert in Höhe der früheren Ein⸗ 
zahlungen von 0,5 Pfg. den Beteiligten zur Verſügung geſtellt 
werde. Ob die Generalverſammlung dies hätte beſchließen können, 
bedarf keiner Erörterung. Sie hat es jedenfalls nicht beſchloſſen. 
Der Vorſtand und auch der Aufſichtsrat waren nicht in der Lage, 
den Generalverſammlungsbeſchluß abzuändern, und die Vorzugs⸗ 
aktionäre brauchen ſich mit dem angebotenen Betrage nicht ab⸗ 
finden zu laſſen. In der öffentlichen Aufforderung iſt denn auch 
der betreffende Teil des Generalverſammlungsbeſchluſſes im weſent⸗ 
lichen richtig wiedergegeben. 

Im übrigen bietet der Beſchl. und deſſen bisherige Aus⸗ 
führung keinen Grund zur Beanſtandung. Insbeſ. gilt dies von der 
Feſtſetzung einer Zuzahlungsfriſt. Allerdings beſagt der 8 29 Aoſ. 2 
der zweiten DurchfVoO. nichts über eine ſolche Friſtbeſtimmung, und 
im Schrifttume ſind die verſchiedenſten Anſichten darüber laut ge⸗ 
worden, bis wann die Zuzahlung geleiſtet werden könne. Für den 
Fall aber, daß die Aktien, auf die eine Zuzahlung nicht erfolgt, von 
einer Zuſammenlegung nicht betroffen werden, iſt die Friſtſetzung 
auch Selbſtverſtändlichkeit, da die Geſellſchaft ſich Sicherheit daruber 
ſchaffen muß, auf welchen Betrag das Grundkapital ſich beläuft 
(vgl. die Beurteilung des ganz ähnlichen Falles in Reichsgerichts⸗ 
entſch. 80, 81 — JW. 1912, 1108). Für dieſe Zuſchlagsfriſt war 
irgendwelche geſetzliche Friſtbeſtimmung nicht zu beobachten. Die Form, 
und Friſt für die Aufforderung zur Einreichung der Aktien iſt gewahrt 
oder wird wenigſtens gewahrt werden. 

(G. Sch. 352/24.) 


2. Anrufung der Spruchſtelle bei der Umſtellung von 
Vorzugsaktien. 1) 

Für das Grundkapital einer Aktiengeſellſchaft in Höhe von etwa 
12 Millionen Papiermark nominell, beſtehend aus 11 Millionen 
Papiermark nominell Stammaktien und 1 Million Papiermark nomi⸗ 
nell mit 6 v. H. kumulativ verzinslichen und mit 115 v. H. aus⸗ 
losbaren bzw. rückzahlbaren Vorzugsaktien, iſt als Überſchuß der 
Aktiven über die Schulden bzw. neues Goldkapital ein Betrag von 
6 Millionen Goldmark vorhanden. Die Geſellſchaft beabſichtigt die 
Umſtellung grundſätzlich derart zu bewirken, daß der Neunbetrag 
der einzelnen Aktie von 1000 Papiermark nominell auf 500 Gold⸗ 
mark nominell feſtgeſetzt wird, alſo eine Ermäßigung des Kapitals 
auf die Hälfte erfolgt. Die Anwendung der Vorſchriften des 8 28 
der 2. DurchfVO. zur Gold Bil VO. auf die Vorzugsaktien wird auf 
Grund ihrer Ausſtattung nicht beſtritten. Es wird jedoch die An⸗ 
wendung der Ausnahmevorſchrift des 9 28 Abſ. 3 für vorliegend er⸗ 

Zu 2. Das Gutachten ſtammt von einer Tammer des Gold» 
bilanzſchiedsgerichts, das Plenum dieſes Gerichtes hat in einem 
ſpäteren Gutachten ſich in wichtigen Punkten auf einen anderen 
Standpunkt geſtellt. Leider ſind die Gründe der Plenarentſcheidung 
noch nicht bekannt, man weiß infolgedeſſen noch nicht, welches im 
einzelnen ihre Gedankengänge und Schlußfolgerungen ſind. Auf jeden 
Fall iſt es wert, auf das vorliegende Gutachten einzugehen, da ſich 
dem Vernehmen nach einzelne Regiſtergerichte auf ſeinen und gegen 
den Standpunkt der Plenarentſcheidung geſtellt haben, auch eine leb⸗ 
hafte Kontroverſe zwiſchen Flechtheim und dem Hamburger Rechts⸗ 
anwalt Dr. Nord über die Frage: Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
von gegen 8 28 der 2. DurchfBeſt. verſtoßenden Umſtellungsbeſchlüſſen 
entbrannt it (ſ. BankArch v. 1. Nov. 1924 S. 48ff., Franff. Stg. 
Nr. 869 v. 20. Nov. und Nr. 895 v. 30. Nov.). h 

Dies ift in der Tat der Punkt des Gutachtens, dem weit 
gehende Bedeutung zukommt. Die Kammer hält die 88 28 ff. der 
2. DurchfBeſt. für zwingendes Recht. Auch bei Zuſtimmung ſämt⸗ 
licher Aktionäre könne ein Beſchluß, der dieſe Beſtimmungen ver⸗ 
letze, rechtswirkſam nicht gefaßt werden; er ſei vielmehr nichtig. 

Ich halte dieſe Anſicht für verfehlt. Zunachſt einige grundſätz⸗ 
liche Bemerkungen: Gegen die mehrſtimmigen Vorzugsaktien hat 
ſich in den letzten Jahren eine erhebliche Animoſität entwickelt, die 
auch in die Geſetzgebung Eingang gefunden hat. Es wird dabei 
m. E. zu wenig unterſchieden zwiſchen der großen Maſſe der Mehr⸗ 
ſtimmrechtsaktien, bei welchen das erhöhte Stimmrecht nur in den 
ſog, ſteuerfreien Fällen (nach dem früheren § 15 des KapVerkStG.) 
Platz greift, und der verſchwindenden Minderzahl, der weitergehende 
Rechte zuſtehen. Bei erſteren iſt doch zu bedenken, daß ſie infolge 
der Notwendigkeit der getrennten Abſtimmung nicht ein Werkzeug 
zur Brutaliſierung der Stammaktien, ſondern ein in ſeinen Wir⸗ 
kungen konſervatives Mittel gegen die Majoriſierung der Kreiſe 
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achtet, da gleichzeitig mit der Schaffung dieſer Vorzugsaktien feiner» 
zeit das Stammaktienkapital ebenfalls zu pari erhöht und die Aktien 
unter Ausſchluß des Bezugsrechtes der Aktionäre zu Angliederungs⸗ 
zwecken an eine befreundete Geſellſchaft übergeben wurden. Der 
Kurs der alten Stammaktien betrug am Tage der Schaffung der 
Vorzugsaktien bzw. der neuen Stammaktien etwa 400%, auf die 
neugeſchaffenen Vorzugs⸗ und Stammaktien wurden gleichmäßig 
1000 Papiermark nominell bzw. nach dem Goldmarkwert 662/35 
Goldmark geleiſtet. Die Geſellſchaft glaubt ſich berechtigt, der General⸗ 
verſammlung entweder auf Grund des 8 28 Abſ. 3 durch Anwen⸗ 
dung der Ausnahmevorſchrift oder aus Billigkeitsgründen eine Be⸗ 
teiliſung der Vorzugsaktien in Höhe von 100 Goldmark für jede 
einzelne Aktie an dem neuen Goldkapital vorzuſchlagen, wodurch 
gleichzeitig ein börjengängiger Nennbetrag für die Vorzugsaktien 
beſchaffen werden ſoll. Das Schiedsgericht hat folgende 
Entſcheidung getroffen: 

Es handelt ſich grundſätzlich um „Aktien, bei denen der Anteil 
am Liquidationserlös ſowie im Falle der Einziehung nach 8 227 
des HGB. der Rückzahlungsbetrag auf einen Hundertſatz des Nenn⸗ 
betrages beſchränkt iſt“ (§ 28 Abſ. 1 der 2. DurchfVO.). Der auf 
dieſe Gattung von Aktien entfallende Teil des auf Goldmark um⸗ 
geſtellten Goldkapitals darf deshalb grundſätzlich den Goldmarkwert 
der auf ſie geleiſteten Einzahlungen, alſo 66 Goldmark für jede 
Aktie, nicht überſteigen. 

Die Auslegung der Ausnahmebeſtimmung des 828 Abſ. 3 durch 
die Kommentatoren iſt nicht erſchöpfend. Es handelt ſich beſonders 
um die Streitfrage, die auch im vorliegenden Falle gegeben iſt, ob bei 
Vorzugsaktien, für die von der Ausnahmevorſchrift Gebrauch gemacht 
werden ſoll, der Goldmarkwert der Einlagen gleich dem Kurſe oder 
Wert ſamtlicher, nach den allgemeinen Beſtimmungen untzu⸗ 
ſtellenden Aktien war, oder ob die Gleichſtellung des Emiſſionskurſes 
der Vorzugsaktien mit einem Teil der übrigen Aktien genügt. 
Der Emiſſionskurs, bzw. der Wert der Einlage oder Leiſtung der 
Vorzugsaktionäre iſt im vorliegenden Fall gleich dem Kurs oder 
Wert eines ungefähr 20 v. H. des geſamten Stammaktienkapitals 
belaufenden, neugeſchaffenen Teiles dieſer Aftiengattung. 

Der Zweck der Ausnahmevorſcheift des § 28 Abſ. 3 iſt die 
Schaffung einer Beſtimmung dagegen, daß nicht Aktien, bei denen 
die Leiſtung des Aktionärs vollwertig war, der vertragsrechtliche oder 
aktienrechtliche Charakter der Aktien jedoch den Merkmalen der 88 28 
bis 31 entſprach, unter die ungünſtigere Umſtellung dieſer 83 28 
bis 31 der 2. DurchfVO. fallen. Da der Geſetzgeber bei dieſer Vor⸗ 
ſchrift das Prinzip der Berückſichtigung der Leiſtung des Aktionärs 
auf fein Aktienrecht als Grundſatz voranſtellt, wurde als Merkmal 


darſtellen, die für das Unternehmen die Verantwortung tragen. Dieſem 
Geſichtspuunkt wird die Regelung der Frage durch 88 28 ff. der 
2. DurchfBeſt. nicht voll gerecht. Sie paßt auf die Ausnahmefälle 
und trifft die Regelfälle. 

Der Geſetzgeber hat ſelber gefühlt, daß ſeine Löſung vielfach 
verfehlt erſcheinen muß und hat das Billigkeitsventil geſchaffen (8 28 
Abſ. 4). Das iſt ein bedeutſamer Fingerzeig. Der Geſetzgeber ſelber 
erklärt ſeine Anweiſungen für nicht zwingend. Freilich ſieht er für 
den Fall, daß Abweichungen unter dem Geſichtspunkt der Billigkeit 
gewünſcht werden, die Möglichkeit einer Anrufung der Spruchſtelle 
vor. Daraus ergibt ſich aber doch offenbar, daß der Billigkeits⸗ 
geſichtspunkt über den Normalvorſchriften ſchweben ſoll und es iſt 
nicht einzuſehen, warum ihm nicht ſchon die Generalverſammlung 
ſelber zu ſeinem Recht verhelfen ſoll, wenn ſie ſich über ſeine Ge⸗ 
bote einig oder ſo gut wie einig iſt. Die gegenteilige Anſicht würde 
zu einem Formalismus führen, der nicht gewollt ſein kann. Wenn 
Parteien in einer Frage, die die Offentlichkeit nichts angeht, unter 
ſich einig ſind, wozu ſoll dann der Richter angerufen werden? Wird 
aber der Generalverſammlungsbeſchluß als Mißbrauch empfunden, 
ſo ſteht es einer Minorität von ſchon 100% des Grundkapitals zu, 
die Spruchſtelle anzurufen. Die Erfahrung lehrt, daß in den Fällen, 
die tatſächlich wert find von uuparteiiicher Inſtanz entſchieden zu 
werden, ſich die erforderliche Stimmenzahl leicht zuſammenfindet. 
Sonderwünſche Heinfter Aktionärgruppen zu dieſer Frage weiter zu 
verfolgen, iſt nicht veranlaßt. Unſere Wirtſchaft kann ſich das noch 
nicht leiſten. Gegen ſonſtige Geſetzesverletzungen ſchützt 8 271 HGB. 

Ich halte alſo mit Flechtheim und dem Plenum des Gold⸗ 
markſchiedsgerichts das vorliegende Gutachten für unrichtig. Ein 
die 89 28 ff. der 2. DurchfBeſt. verletzender Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß iſt nach Maßgabe der 4. DurchfBeſt. anfechtbar. Nichtigkeit, 
die von Amts wegen zu berückſichtigen wäre, iſt nicht gegeben. 

RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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der Ausnahmevorſchrift folgerichtig die Höhe dieſer Leiſtung im 
Vergleich mit dem Kurs oder Wert der nach den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen umzuſtellenden Aktien vorgeſchrieben. Vergleichbar iſt 
jedoch nicht die Leiſtung der Vorzugsaktionäre mit der Leiſtung 
der Stammaktionäre, ſondern mit dem bei der Begebung der Vor⸗ 
zugsaktien vorhandenen Kurs oder Wert dieſer Aktien. Nach 
Angabe der Geſellſchaft war der Kurs der vorhandenen Stammaktien 
am Ausgabetage der Vorzugsaktien 394%, der Kurs der neuen 
Stammaktien 410%. Erwähnt wird ferner, daß der befreundeten 
Geſellſchaft neben den 2 Millionen Mark neuen Stammaktien zu 
pari noch weitere 400 000 % zum Kurſe von 260% angeboten 
worden ſind. Selbſt, wenn man zunächſt annehmen würde, daß die 
Hingabe der neugeſchaffenen 2 Millionen Mark Stammaktien zu 
pari an die befreundete Geſellſchaft nach dem Willen der beiden 
Vertragſchließenden tatſächlich dem Wert einer Barzahlung von 
2 Millionen Mark, und nicht das Entgelt an Stelle eines höheren 
Barwertes entſprechend dem höheren Kurſe darſtellen ſollte, daß alſo 
der um ein Vielfaches höhere Börſenkurs von der Verwaltung für 
unberechtigt hoch angeſehen wurde, ſo deutet doch gerade das von 
der Geſellſchaft gemachte Angebot weiterer neuer Stammaktien zu 
260% darauf hin, daß zum mindeſten dieſer Kurs für den wahren 
Wert der neuen Stammaktien erachtet wurde. Es iſt alſo un⸗ 
zweifelhaft, daß der Kurs oder Wert der nach den 
allgemeinen Beſtimmungen um zuſtellenden Aktien 
weſentlich höher war, als der Goldmarkwert der 
Einlage der Vorzugsaktien. Die Ausnahmevor⸗ 
ſchrift des § 28 Abſ. 3, deren Anwendungsmöglich⸗ 
keit daun weit über den Antrag ber Geſellſchaft hin⸗ 
aus die Gleichſtellung der Vorzugsaktien mit den 
im Nennbetrag auf die Hälfte ermäßigten Stamm- 
aktien geſtattet hätte, iſt alſo nicht zu benutzen. 

8 28 ſtellt aber, wie mit Ausnahme der zweifellos unrichtigen 
Auffaſſung von Rambke⸗Keichel (S. 174) von allen Kommen⸗ 
tatoren unbeſtritten iſt, zwingendes Recht dar. Auch bei der 
Zuſtimmung ſämtlicher Aktionäre aller Gattungen 
kann die Geſellſchaft ihren Antrag auf Umſtellung 
der Vorzugsaktiengattung auf 100 000 Goldmark nicht 
rechtswirkſam beſchließen laſſen. Ein derartiger 
Beſchluß wäre nichtig. 

Andererſeits liegt hier eine „offenbar unbillige Härte“ gemäß 
§ 28 Abſ. 4 Satz 2 vor, welche durch Spruch der Spruchſtelle 
(4. DurchfVO. zur Gold BilV O. v. 28. Aug. 1924) eine Berichtigung 
erfahren kann. In der gleichen Zeit, in der ein Stammaktionär mit 
ungefähr 400%, in Goldmark umgerechnet etwa 266 Goldmark, ein 
Stammaktienrecht erwerben konnte, hat der Vorzugsaktionär für 
feine Aktien mit gleichem Nennwert 66¾ Goldmark oder ½ ent» 
richtet. Die Zuführung dieſes Kapitals durch die Vorzugsaktien⸗ 
Emiſſion iſt ferner auch für eine Geſellſchaft von der Größe der 
hier in Frage ſtehenden durchaus erheblich geweſen, zumal den durch 
die Kapitalserhöhungen an die Geſellſchaft zugefloſſenen Beträgen von 
insgeſamt 66 666 Goldmark eine höhere Inlandskaufkraft innegewohnt 
hat, als ſich aus der rechneriſchen Goldmarkfeſtſtellung ergibt. Der 
Stammaktionär von damals erhält nunmehr bei der Umftellung eine 
500 Goldmarkaktie, der Vorzugsaktionär würde bei ſtrenger An⸗ 
wendung der Vorſchrift des 8 28 Abſ. 1 und 2 eine Aktie von etwa 
67 Goldmark erhalten. Dies ſteht in offenbarem Widerſpruch zu dem 
damaligen Verhältniſſe der Goldmarkeinlagen der Vorzugsaktionäre 
zum Kurs oder Wert der Stammaktien, das 1:4 betrug. An Stelle 
der 125 Goldmark, welche bei Anwendung dieſes Verhältniſſes bil⸗ 
ligerweiſe auf die Vorzugsaktionäre kommen müßten, regt die Ge⸗ 
ſellſchaft gleichzeitig zur Herſtellung eines gangbaren Nennbetrages 
eine Dotierung der Vorzugsaktien mit je 100 Goldmark an. Dieſe 
Zuteilung erſcheint dem Schiedsgericht durchaus angemeſſen, da es 
aus den obigen Gründen der Auffaſſung iſt, daß die ſtrenge Anwen⸗ 
dung der Sondervorſchriften des § 28 Abf. 1 und 2 zu der im 
Abſ. 4 dieſes Paragraphen erwähnten „offenbar unbilligen Härte“ 
führt. Es iſt deshalb von der im 8 28 Abſ. 4 vorgeſehenen Möglich⸗ 
keit Gebrauch zu machen und die Spruchſtelle zur Beſettigung dieſer 
Härte anzurufen (4. DurchfVO. v. 28. Aug. 1924). 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


(Fortſetzung zu JW 1925, 161.) 


Stichtage Geldwertzahlen Wohlitandszahlen Umwert.⸗Zahlen 
14. Jan. 1925 1,240 Bill. 54,0% 670 Milld. 
A 12 54,1% 671 5 
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